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VORWORT.

Im Jahre 1865 veröffentlichte ich die erste Abtheilung eines

»Systems des deutschen Staatsrechts«, welche die Einleitung und

den allgemeinen oder grundlegenden Theil enthielt 1
. Kaum war

diese erste Abtheilung erschienen, als die Katastrophe des Jahres

1 866 hereinbrach und den ganzen Bestand unserer staatlichen Zu-

stände in Frage stellte, vor allem aber die bis dahin bestehende Ge-

sammtverfassung Deutschlands zertrümmerte. Da solche schwan-

kende und unfertige Zustände einer Uebergangsperiode wohl zu

einer politischen Betrachtung, nicht aber zu einer staatsrecht-

lichen Erörterung geeignet sind, so entschloss ich mich, die Fort-

setzung des begonnenen Werkes zu sistiren. So wenig ich, vom

patriotischen Gesichtspunkte aus, den Zusammenbruch des deut-

schen Bundes beklagte, so empfand ich damals doch lebhaft,

dass keine Wissenschaft in ihrem Bestände so abhängig ist von

der wechselnden Gestaltung der realen Staatsverhältnisse, wie

die Disciplin des positiven Staatsrechtes.

In dieser Zeit der Auflösung erschien mir als der einzige

feste Kern, als der staatliche Krystallisationspunkt des werdenden

Deutschlands, der preussische Staat, sein Staatsrecht als

das würdigste Objekt wissenschaftlicher Betrachtung. Es galt nicht

nur speciell für Preussen, sondern für ganz Dentschland ein

tieferes Verständniss der Institutionen dieses Staates anzubahnen,

dessen staatsrechtliche Eigenart ausserhalb Preussens so vielfach

verkannt wurde. Wissenschaftliches Bedürfniss, wie praktische

1 In einer neuen Ausgabe erschien diese Abtheilung unter dem Titel : E i n-

leitungin das deutsche Staatsrecht mit besonderer Berücksichtigung der Krisis

des Jahres 1866 und der Gründung des norddeutschen Bundes.« Leipzig 1867,

Dieselbe wird unter dem Namen »Einleitung« kurzweg citirt.
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Mitbethätigung auf verschiedenen Gebieten des Staatslebens, be-

stimmten mich, mehr als sieben Jahre unausgesetzter Arbeit der

wissenschaftlichen Begründung des preussischen Staatsrechtes zu

widmen, wobei mein Bestreben besonders darauf gerichtet war,

das preussische Staatsrecht in engste Verbindung mit der staat-

lichen Gesammtentwickelung Deutschlands zu setzen. Das Re-

sultat dieser Arbeit war mein: »Preussisches Staatsrecht

auf Grundlage des deutschen Staatsrechtes« Leipzig

1870— 1877. Niemals hatte ich aber den Gedanken aufgegeben,

den durch die Zeitverhältnisse unterbrochenen Versuch eines

deutschen Staatsrechtes wieder aufzunehmen, wenn sich die

staatlichen Verhältnisse Deutschlands wieder befestigt, wenn

sich vor allem neue Grundlagen einer deutschen Gesammt-
verfassung ausgebildet haben würden, welche nicht blos dem

Staatsrechtslehrer ein würdiges Objekt juristischer Betrachtung

bieten, sondern zugleich den nationalen Bedürfnissen dauernde

Befriedigung in Aussicht stellen würde. Diese Bedingung ist

durch die Gründung des neuen deutschen Reiches erfüllt. Nie hat

das deutsche Volk, in seiner mehr als tausendjährigen Geschichte,

sich einer Verfassungsform erfreut, welche, ein adäquater Ausdruck

der gegebenen staatlichen Zustände, allen gerechten Ansprüchen

der Nation dermassen entspräche, wie die heutige deutsche Reichs-

verfassung.

Das neu geschaffene Gesammtstaatsrecht des norddeutschen

Bundes, wie des deutschen Reiches, hat in der kurzen Zeit

seines Bestandes eine solche Zugkraft auf unsere besten Kräfte

ausgeübt, dass dasselbe bereits eine ebenso umfassende, als wissen-

schaftlich bedeutsame Literatur aufzuweisen hat. Gewiss war die

vorwiegende Beschäftigung mit dem Staatsrechte des neuen

Reiches, in dem ersten Decennium seines Bestandes, nicht nur

erklärlich, sondern geradezu nothwendig. Es kam darauf an,

der Nation ein tieferes Verständniss ihrer neuen staatlichen Er-

rungenschaften zu eröffnen und den anfangs spröden Stoff zuerst

unter juristische Gesichtspunkte zu bringen. Aber nachdem dies ge-

schehen oder wenigstens angebahnt ist, muss es auch wieder hervor-

gehoben werden, dass unser deutsches Staatsleben sich in einer

doppelten Sphäre, der des Reiches und der der Einzelstaaten, be-
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wegt, und dass weder die ausschliessliche Beschäftigung mit dem

Reichsstaatsrechte, noch mit dem Staatsrechte eines, wenn auch

noch so hervorragenden Einzelstaates das wissenschaftliche Bedürf-

niss vollständig befriedigt, sondern dass nur eine organische Zu-

sammenfassung beider Sphären dem Gesammtrechtsbewusst-

sein der Nation auf dem Gebiete des Staatslebens vollkommen ge-

recht werden kann. Besonders für den akademischen Unterricht halte

ich es für geboten, dass die Disciplin des deutschen Staatsrechtes

in dem Sinne aufrecht erhalten und weiter entwickelt wird, dass

das Reichsstaatsrecht mit dem Landesstaatsrechte zu einer wis-

senschaftlichen Einheit verbunden wird. Es ist natürlich nur zu

billigen, wenn die Reichsverfassung in besondern Vorlesungen in-

terpretirt wird, wenn in den grossem Staaten (Preussen, Bayern)

anch besondere Vorträge über das partikulare Staatsrecht gehalten

werden, aber dabei darf die Vorlesung über das deutsche Staats-

recht in seiner Gesammtheit nie aufgegeben oder nur in den Hin-

tergrund gedrängt werden
;

sie muss auch fernerhin, als die zu-

sammenfassende Einheit, als der Mittelpunkt der staats-

rechtlichen Studien auf der Universität, betrachtet werden. Nur in

einer Lehre, wo der Zusammenhang, die fortwährende Wechselwir-

kung zwischen Reichs- und Landesstaatsrecht nachgewiesen wird,

kommt unser bundesstaatlicher Organismus zur vollen

Anschauung, in welchem das Staatsrecht des Gesammtstaates,

wie der Einzelstaaten, zu einer höheren Einheit verbunden ist.

Damit ist aber die Vermischung von Reichs- und Landes-

staatsrecht methodisch nicht gerechtfertigt
;
Reich wie Einzelstaaten

sind selbständige Glieder unseres staatsrechtlichen Gesammtor-

ganismus. Dieser relativen Selbständigkeit beider muss

auch die wissenschaftliche Darstellung Rechnung tragen
;

sie muss

Reichs- und Landesstaatsrecht in ihrer Eigentümlichkeit hervor-

treten lassen und beide gesondert, wenn auch unter Hervorhe-

bung ihrer fortwährenden Wechselbeziehung, als die sich ergän-

zenden Haupttheile unserer staatsrechtlichen Theorie abhan-

deln. Einer Vermischung beider steht vor allem der Umstand

entgegen, dass es sich hier nicht um äquivalente Grössen, son-

dern nm Rechtsstoffe handelt, welche eine durchaus verschiedene

juristische Konstruktion erheischen. Das Reichsstaatsrecht wird
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unmittelbar aus gemeinrechtlichen Quellen von absolut bindender

Kraft konstruirt. Die Darlegung ist hier durchweg auf unmittel-

bar geltendes, imperatives Recht gerichtet, während das deutsche

Landesstaatsrecht grossentlieils aus partikularrechtlichen Quellen

schöpfen muss und in vielen seiner Sätze, ähnlich wie das deutsche

Privatrecht, nur ein Recht der Wissenschaft geben kann, welches

freilich für das Verständniss der Partikularrechte unentbehrlich

ist, ja für die Ausfüllung der Lücken in denselben von grosser

praktischer Bedeutung werden kann. Aus diesen Erwägungen

habe ich dem Reichsstaatsrechte und dem Landesstaatsrechte eine

gesonderte selbständige Stellung im Systeme angewiesen.

Streitig kann es nur sein, welchem von beiden Theilen die

erste Stelle im Systeme gebührt. Sachlich gewiss dem Reichs-

staatsrechte. Das Reich ist der souveräne Oberstaat, welchem

alle Einzelstaaten als Glieder eingefügt sind, dessen Ordnungen

und Gesetze unbedingt über denen der Einzelstaaten stehen. Me-
thodisch liegt die Sache aber anders, wo es sich um die Frage

handelt, wie dem Leser und Hörer am leichtesten und sichersten

das Eindringen in den Geist unserer staatlichen Institutionen er-

schlossen werden kann. Hier hat mich langjährige Erfahrung

zu der Ansicht geführt, dass die Vorausstellung des Landes-

staatsrechtes das Zweckmässigere ist. Die Einzelstaaten sind

älter als das Reich; ihr Staatsrecht ausgebildeter und vollstän-

diger, sodass daran die allgemeinen staatsrechtlichen Begriffe besser

entwickelt werden können, als an den noch so jungen Gestaltungen

des Reichsstaatsrechtes. Ist die Lehre von der Gesetzgebung, von

der Justiz, der Polizei u. s. w. im Landesstaatsrechte genügend

entwickelt, so kann man im Reichsstaatsrechte einfach auf diese

vorhergegangene Entwickelung verweisen und braucht nur das

Eigenthümliche und Abweichende hervorzuheben
,

welches im

Reichsstaatsrechte vorkommt. Seit Jahren habe ich diese Methode

in meinen Vorträgen befolgt und sie bewährt gefunden, wenn sie

auch hier und da zu einer Wiederholung nöthigt.

Gern würde ich mit dem fertigen Systeme vor das wissenschaft-

liche Publikum getreten sein und hätte dann ruhiger dem Urtheile

desselben entgegengesehen. Aber ich lege Werth darauf, schon

beim Beginne des nächsten Semesters wenigstens den allgemeinen
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oder grundlegenden Tlieil meinen Zuhörern in die Hand geben

zu können. Ich hoffe, dass mir Zeit und Kraft gegeben sein wird,

das Werk in nicht allzulanger Zeit zum Abschlüsse zu führen.

Ausser der Einleitung und dem vorbereitenden Tlieile enthält die

erste Lieferung die Lehre vom Staatsoberhaupte und von den

Staatsämtern. Gerade in der Lehre vom Staatsoberhaupte, wo

die Thronfolge, die Regentschaft u. s. w. abgehandelt wird, liegen

die geschichtlichen und gemeinrechtlichen Wurzeln unseres heutigen

Staatsrechtes am meisten zu Tage. Ich konnte daher nicht um-

hin, gerade in diesen Partien, einzelne Paragraphen mehr oder

weniger wörtlich aus meinem preussischen Staatsrecht herüber-

zunehmen; ich habe dies überall da gethan, wo ich nicht im

Stande war, das, was ich dort gesagt, heute besser auszudrücken,

oder schärfer zu formuliren. Dagegen wird es sich bei genauerer

Vergleichung beider Arbeiten, auch in dieser Lehre, herausstellen,

dass jeder Paragraph neu durchdacht und mit Rücksicht auf die

gemeinsame Entwickelung aller deutschen Staaten erweitert ist.

In den folgenden Lehren werden beide Darstellungen noch weiter

auseinandergehen; besonders werde ich, im zweiten Buche des

systematischen Theiles, zum ersten Male meine Auffassung von

der staatsrechtlichen Natur des deutschen Reiches und seiner In-

stitutionen darlegen, welche in wesentlichen Punkten von der jetzt

üblichen Konstruktion abweicht.

Uebrigens halte ich es nicht für die Aufgabe einer wissen-

schaftlichen Darstellung des deutschen Landesstaatsrechtes, das

ganze Detail der Einzelgesetzgebungen hereinzuziehen und eine

Musterkarte aller Verfassungsbestimmungen, von Preussen bis zu

Waldeck herab, zu geben. Die eigentlich juristische Seite der Dar-

stellung geht dabei leicht verloren und das Staatsrecht wird zur

Statistik. Es ist mein Bestreben gewesen, überall die leitenden

Grundgedanken unserer deutschen Staatsentwickelung hervor-

zuheben, welche in verschiedenartigen Formen doch überall als

dieselben wiederkehren, die juristische Natur der staatsrechtlichen

Institute klar zu erfassen und in den organischen Zusammenhang des

Systems einzufügen. Dazu erschien mir überall ein Eingehen auf

den geschichtlichen Werdeprocess unseres staatlichen Gesammtzu-

standes, wie der einzelnen Institute erforderlich. Ich habe nie die
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Ansicht getheilt, dass das Staatsrecht von heute durch eine unüber-

steigliche Kluft von der Vergangenheit getrennt ist, dass alle ver-

knüpfenden Fäden mit der Entwickelung der früheren Jahrhunderte

in Deutschland zerschnitten sind
;
vielmehr erkennt ein tieferer Blick

oft auch in modernen Gestaltungen unseres Staatslebens das Fort-

wirken ursprünglicher nationaler Rechtsanschauungen wieder. Ich

betrachte die meiner Darstellung eingefügten geschichtlichen Er-

örterungen nicht als dekorative Ornamentik in der Architektur

des Systems, sondern als das nothwendige Fundament, auf wel-

chem allein eine solide juristische Konstruktion des Staatsrechtes

der Gegenwart möglich ist. Die von mir auch in meinen früheren

Schriften gehandhabte Methode hat die Billigung der sachkundigen

Fachgenossen gefunden, und meinem preussischen Staatsrechte Ein-

gang auch in die Praxis der preussischen Gerichte und Verwal-

tungsbehörden verschafft. Auch gereicht es mir zur besonderen

Freude, dass hervorragende Staatsrechtslehrer meine »Einleitung

in das deutsche Staatsrecht«, wie mein preussisches Staatsrecht

mehrfach ihren Vorlesungen zu Grunde gelegt haben. Möchte man

diesem neu erscheinenden Lehrbuche mit demselben Wohlwollen

cntgegenkommen, wie seinen Vorgängern, was ich stets mit auf-

richtiger Dankbarkeit erkannt habe.

Heidelberg, im März 1880 .

Dr. Hermann Schulze.
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Einleitung.

§i-

Privates und öffentliches Recht L

(Einleitung § 1.)

Alles innerhalb eines Staates geltende Recht zerfällt in zwei

Hauptgebiete, das private und das öffentliche Recht.

Das Privatrecht geht aus vom Verfügungsrechte des Ein-

zelnen über einen bestimmten Theil der irdischen Güterwelt. In der

Abgrenzung der verschiedenen individuellen vermögensrechtlichen

Willenssphären gegeneinander liegt sein bestimmendes Prinzip und

seine Aufgabe. Alles dreht sich hier um das Interesse des Ein-

zelnen; er ist Ausgangspunkt und Endzweck jeder Anordnung.

Privatrecht existirt auch ausserhalb des Staates. Wenn es auch

im Staate erst Ausbildung und sicheren Rechtsschutz findet, so

wird es doch nicht erst vom Staate geschaffen.

Das öffentliche Recht geht dagegen ganz vom Staate aus,

in welchem das Volk eine höhere Gesammtpersönlichkeit gefunden

hat. Es wird bestimmt von der durch den Staat gegebenen höheren

anstaltlichen Ordnung über den Einzelnen. Das Privatrecht ist in-

dividuelles Einzelrecht, das öffentliche Recht organisches Gesammt-

recht.

1 Puchta, Kursus der Instit. I. § 25. v. Savigny
,
System Bd. I. S. 22 ff.

Stahl, Rechtsphilos. Bd. II. Kap. VIII. S. 360 ff. C. F. Gerber, Ueber
öffentliche Rechte. Tübingen 1852. H. Schulze, Einleitung in das deutsche

Staatsrecht. Leipzig 1865. II. Ausgabe 1867 (kurzweg citirt als E in 1., hier

findet sich auch eine ausführliche Literaturangabe und Literaturgeschichte des

deutschen Staatsrechtes S. 41 — 102, auf welche wir durchweg verweisen).

Desselben Aufsatz über Prinzip, Methode und System des deutschen Staats-

rechtes in Aegidi’ s Zeitschrift für deutsches Staatsrecht B. I. S.417— 452.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. \
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§ 2 .

Das Staatsrecht im Systeme der Rechtswissenschaft.

(Einl. § 2.)

Die Eintheilung des Rechtes in öffentliches und privates er-

schöpft alles innerhalb eines Staates geltende Recht. Die Römer
kannten nur diese beiden Hauptbestandteile der Rechtsordnung

:

»hujus studii duae sunt positiones, publicum et privatum
;
publicum

jus est, quod ad statum rei Romanae spectat, privatum quod ad sin-

gulorum utilitatem«. (§ 4 I. de just, et jure I, 1.) Das römische jus

publicum umfasste alles, was nicht zum jus privatum gehörte.

Erst die komplicirtere Einrichtung der modernen Staaten und

die dadurch nöthig gewordene grössere Arbeitsteilung unter den

juristischen Fachmännern führte zu einer weitern Eintheilung des

öffentlichen Rechtes in verschiedene Disciplinen, wie sie gegen-

wärtig bei allen civilisirten Völkern durchgeführt ist. Man hebt

nemlich aus dem Gesammtgebiete des öffentlichen Rechtes die-

jenigen Grundsätze heraus, welche sich auf den rechtlichen
Organismus des Staates, als solchen, beziehen, und

macht daraus die Disciplin des Staatsrechts im engem
Sinne, während man die detaillirten technischen Vorschriften

über die Ausübung der einzelnen Funktionen der Staatsgewalt

speciellen Disciplinen überweist, welche wohl zum öffentlichen,

aber nicht zum Staatsrechte im engern Sinne gerechnet werden.

Hierher gehören besonders diejenigen Lehren
,
welche sich speciell

auf die Ausübung des Richteramtes beziehen. Zwar ist es nicht die

einzige, wohl aber die specifische Aufgabe des Staates, die Rechts-

ordnung zu verwirklichen, das gebrochene Recht wiederherzustellen,

den Rechtsschutz nach allen Seiten hin zu handhaben. Das staat-

liche Organ für diese Aufgabe ist das Richteramt. Die beson-

ders juristisch relevanten Funktionen desselben sind frühzeitig durch

Gesetze festgestellt und wissenschaftlich ausgehildet worden. So

sind Strafrecht, Strafprocess und Civilprocess seit Jahrhunderten zu

eigenen Disciplinen ausgehildet worden, deren oberste Grundsätze

zwar in das Staatsrecht gehören, deren technisches Detail aber jenen

speciellen Wissenschaften überlassen wird. Seitdem aber allgemein

anerkannt ist, dass sich die Aufgabe des Staates nicht in der Gewäh-

rung des Rechtsschutzes erschöpft, sondern dass derselbe zugleich

allen Kulturinteressen dienstbar sein soll, um so mehr Bedeutung

gewinnt, neben der Rechtspflege, dieVerwaltung. Je mehr man
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diese an gesetzliche Normen bindet, um so bestimmter entwickelt sieb

das Verwal tungsrecht, welches sich mit denjenigen Grund-

sätzen beschäftigt, welche die Tliätigkeit des Staates zur Förderung

der Kulturzwecke zu regeln haben. Eine ausgebildete »Verwaltung

nach Gesetzen « fordert ein gesetzliches Verwaltungsrecht,
und dieses ruft eine eigene wissenschaftliche Disciplin ins Leben,

welche sich, als die jüngste, aber zugleich umfassendste Lehre den

alten Disciplinen des öffentlichen Rechtes angeschlossen hat. Nur
das eigentlich staatlich beherrschende Prinzip der Ver-

waltung, die Nachweisung des Zusammenhanges derselben mit

dem Gesammtorganismus des Staates, ist Sache des Staatsrechtes.

Das von dem technischen Gesichtspunkte der zu regelnden Lebens-

sphären beherrschte Detail ist, als eigene Wissenschaft des Ver-

waltungsrechtes, aus dem Staatsrechte auszuscheiden und hat

sich als ebenbürtige Disciplin des öffentlichen Rechtes neben Kri-

minalrecht und Process zu stellen. Auch können sich mit der Zeit

noch weitere Lehren von einzelnen Funktionen der Staatsgewalt

zu solchen speciellen Disciplinen des öffentlichen Rechtes erheben,

so das Finanzrecht, das Militärrecht, welche nur ihre obersten

leitenden Grundsätze im Staatsrechte zu suchen haben. Erst durch

diese s o vollzogene Ausscheidung der speciellen Disciplinen wird

der Begriff des Staatsrechtes richtig begrenzt, indem es von nun an

lediglich die rechtliche Organisation des Volkes zur

Gesammt persönlich keit des Staates darzustellen hat.

Das Staatsrecht im heutigen Sinne ist nicht mehr das öffentliche

Recht in seinem ganzen Umfange, wohl aber die Spitze desselben.

§ 3 .

Allgemeines und besonderes Staatsrecht.

(Einl. § 6.)

Nach der wissenschaftlichen Behandlungsweise unterscheiden

wir die Disciplinen des allgemeinen und des he sondern
Staatsrechtes, jus publicum universale et speciale.

Jeder Staat, der kleinste wie der grösste, hat sein besonderes

Staatsrecht. Es ist dies ein Theil und zwar der oberste und wich-

tigste seiner positiven Rechtsordnung überhaupt, der Inbegriff der

Rechtssätze, wornach der Staat konstituirt ist und regiert wird.

Freilich hat dies nicht überall wissenschaftliche Pflege gefunden.

Nur Staaten höherer Gesittung und mit entwickelteren Staatsformen,

1
*
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wo es gilt, die eigentümliche Berufsstellung und das Zusammen-
wirken verschiedener Organe festzustellen, machen eine Beschäfti-

gung mit ihrem speziellen Staatsrechte zum Bedürfnisse. Der

Absolutismus in monarchischer wie in demokratischer Form ist der

Wissenschaft des Staatsrechtes selten hold. Auch gehört eine ge-

wisse Grösse des Staates dazu
,
damit die Pflege seines speziellen

Staatsrechtes lohne.

Das allgemeine Staatsrecht dagegen beschäftigt sich nicht

mit einem Staate, sondern mit dem Staate überhaupt. Sein

Gegenstand ist der Staat, als universalgeschichtliche Er-

scheinung. Dasselbe kann nicht auf spekulativem Wege gefunden,

sondern nur so begründet werden, dass man das Wirken der allge-

mein menschlichen Staatsidee
,
in der Mannigfaltigkeit ihrer Ent-

wickelung, in der Geschichte der Völker nachweist. Wird das

allgemeine Staatsrecht in diesem wahrhaft geschichtsphilosophischen

Geiste betrieben, so kommt ihm eine hohe wissenschaftliche Bedeu-

tung zu, sowohl um seiner selbst willen, als auch für die Lehre jedes

positiven Staatsrechtes. Die Bestimmungen des letzteren können

nur dadurch zu wissenschaftlichen Grundsätzen verarbeitet werden,

dass man sie mit den höheren Prinzipien des allgemeinen Staats-

rechtes in Verbindung setzt. Eine unmittelbare Bedeutung, eine

Anwendung für die Gerichte und die Verwaltungsbehörden zur

Entscheidung praktischer Fälle kommt demselben nicht zu. Sein

Werth ist ein theoretischer, wissenschaftlicher, aber darum kein ge-

ringer. Auch ist sein mittelbarer Einfluss auf die Staatspraxis

nicht zu unterschätzen. Grundsätze des allgemeinen Staatsrechtes

haben durch die Macht der Ueberzeugung auf die Völker und ihre

leitenden Staatsmänner so bedeutsam eingewirkt, dass sie, auf dem
Wege der Gesetzgebung

,
das positive Staatsrecht vieler Staaten

völlig umgewandelt haben. In diesem, wie im vorigen Jahrhundert,

haben sich richtige wie unrichtige Theorien des allgemeinen Staats-

rechtes nachweisbar zu positiven Verfassungssätzen krystallisirt.

So kommt zu dem unmittelbaren wissenschaftlichen Werthe

der allgemeinen Staatsrechtslehre auch eine nicht zu unterschätzende

mittelbare praktische Bedeutung.

Hier liegt der Schwerpunkt unserer Aufgabe in dem posi-

tiven deutschen Staats rechte der Gegenwart.
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§4.

Das deutsche Staatsrecht.

(Einl. § 7 und 8.)

Die wissenschaftliche Konstruktion des positiven deutschen
Staatsrechtes bietet eigentümliche Schwierigkeiten dar.

Deutschland bildet seit dem spätem Mittelalter keinen Ein-

heitsstaat mehr. Das deutsche Reich ist zu einem Staatensysteme,

zu einem zusammengesetzten Staate, einer civitas composita, im

Gegensatz zur civitas simplex, geworden. Seitdem hat sich das

Staatsleben des deutschen Volkes stets in einer doppelten Sphäre

bewegt, in der des Gesammtstaates und der der Einzelstaaten.

Diesem Umstande musste auch die Wissenschaft des Staatsrechtes

Rechnung tragen. Man unterschied bis zum Jahre 1806 Reichs-
staatsrecht und Territorialstaatsrecht, in ähnlicher Weise

von 1815— 1866 Rundesrecht und Staatsrecht der Einzelstaaten,

wenn auch dem ersteren mehr ein völkerrechtlicher, als ein wahr-

haft staatsrechtlicher Charakter zukam. Dieser Dualismus be-

steht bis auf den heutigen Tag fort. Die Deutschen haben nicht,

wie die Italiener, ihrem nationalen Gedanken in der Form des Ein-

heitsstaates
,
sondern in der des Rundesstaates Ausdruck gegeben.

Das deutsche Reich, als Gesammtstaat, lässt eine grosse Anzahl von

Einzelstaaten fortbestehen. Das Reich hat sein Reichsstaatsrecht,

jeder einzelne Staat sein besonderes Landesstaatsrecht.

Neben und unter dem Reichsstaatsrechte giebt es noch heute

fünf und zwanzig Landesstaatsrechte. Diese bilden mit dem Reichs-

staatsrechte das geltende deutsche Staatsrecht der Gegenwart. Eine

wissenschaftliche Darstellung muss beiden Seiten, dem Staatsrechte

des Gesammtstaates, wie dem der Einzelstaaten gerecht werden,

denn die Summe beider bildet erst das vollständige deutsche Staats-

recht. Eine abgesonderte Darstellung des Reichsstaatsrechtes, wie

des Landesstaatsrechtes
,
hat ihre Rerechtigung

;
aber nur in der

Verbindung beider zusammengehöriger Sphären findet das staats-

rechtliche Gesammtbewusstsein des deutschen Volkes seinen vollen

entsprechenden Ausdruck, seine wissenschaftliche und praktische

Refriedigung.

Freilich darf die Wissenschaft dabei nie aus den Augen ver-

lieren
,
dass sie es dabei nicht mit gleichwerthigen Grössen, son-

dern mit ganz verschiedenartig zu behandelnden Stoffen zu thun

hat. Verhältnissmässig einfach ist die Konstruktion des Reichs-
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staatsrechtes. Hier liegen in der Reichsverfassung und den Reichs-

gesetzen gemeinrechtliche Quellen vor, aus denen die Sätze des

Reichsstaatsrechtes entwickelt werden können. Her Jurist verfährt

mit ihnen ganz wie mit den Quellen des positiven Rechtes über-

haupt . Endziel seiner Darstellung ist ein unmittelbar anwend-
bares Recht mit imperativem Charakter.

Ganz andere Schwierigkeiten bietet dagegen die Konstruktion

des Landesstaatsrechtes für die deutsche Staatsrechtswissenschaft.

Unzweifelhaft hat jeder der 25 Einzelstaaten sein besonderes Staats-

recht, welches einer wissenschaftlichen Behandlung sowohl zugäng-

lich, als bedürftig ist. Eine Zusammenstellung dieser 25 Ein-

zelstaatsrechte würde allerdings arithmetisch die Summe des in

Deutschland geltenden Landesstaatsrechtes ergeben
;
sie hätte einen

statistischen Werth, wäre aber keine Rechtswissenschaft, welcher

es nicht auf Sammlung von Material
,
sondern auf Hervorhebung

der leitenden Rechtsged|nken
,
juristische Konstruktion der ein-

zelnen Institute, schliesslich auf eine einheitliche, stoffbeherrschende

Systematik ankommt. Die Darstellung des deutschen Landesstaats-

rechtes hat daher nicht vom statistischen, sondern vom juristischen

Gesichtspunkte auszugehen.

Trotz der Zersplitterung Deutschlands in viele Einzelstaaten

ist das Gesammtrechtsbewusstsein der Nation nie ge-

brochen worden. Die gleiche volksthümliche Grundlage, verbunden

mit gleichen geschichtlichen Schicksalen, haben der deutschen

Rechtsentwickelung mit Nothwendigkeit eine einheitliche Signatur

aufgedrückt, welche sich auf allen Gebieten des Rechtslebens

geltend macht. Trotz aller Sonderbildungen im Einzelnen sind

auch heut zu Tage noch die Staatsrechte der Einzelstaaten als Aus-

prägungen derselben staatlichen Grundgedanken, des gleichen

immer noch fortwirkenden Rechtsbewusstseins der deutschen Na-

tion aufzufassen. In der Nächweisung dieses gemeinsamen rechts-

schaffenden Volksgeistes, in der Erfassung der leitenden Principien,

welche allen Einzelstaatsrechten zu Grunde liegen
,
findet die Dar-

stellung des deutschen Landesstaatsrechtes ihre wichtigste Aufgabe.

Ohne sie ist ein tieferes Verständniss, eine geistige Beherrschung

und Durchdringung der Einzelstaatsrechte ebenso wenig möglich,

wie die wissenschaftliche Behandlung eines partikularen Privat-

rechtes ohne die Grundlage des deutschen Privatrechtes. Aller-

dings hat auch das deutsche Landesstaatsrecht bedeutende ge-

meinrechtliche Grundlagen, indem die sämmtlichen Einzel-
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Staaten stets zu einem hohem staatlichen Gesammtverbande gehört

haben und noch gehören
,
von welchem solche gemeinverbindliche

Normen ausgegangen sind. Solche Bestimmungen gingen zu Zeiten

des altern deutschen Reiches von der Reichsgesetzgebung aus. Zu
Zeiten des deutschen Bundes gab es, allerdings streng genommen,

keine gesetzgebende Gewalt für ganz Deutschland
,
virtuell hatten

aber die Grundvertrage des deutschen Bundes, sowie zahlreiche

Bundesbeschlüsse, eine gleichwerthige Bedeutung. Durch die

Gründung des neuen deutschen Reiches ist aber in der Reichsge-

walt eine oberste Gesetzgebung gegeben, welcher alle Einzelstaaten

unbedingt unterworfen sind
;

sie schafft nicht subsidiäres
,
sondern

absolutes gemeines Recht. Dadurch sind die Staatsrechte

sämmtlicher Einzelstaaten wesentlich verändert und vielfach in

ihren Grundzügen gleichmässig neu bestimmt; ja, der deutsche

Einzelstaat ist seit Gründung des norddeutschen Bundes, später des

deutschen Reiches, begrifflich ein ganz anderes staatsrechtliches

Wesen geworden, als er bis dahin war. Diese durch die Reichsge-

setzgebung gegebenen gemeinrechtlichen Grundlagen sind bei der

Darstellung des deutschen Landesstaatsrechtes zu beachten und

hervorzuheben. Trotzdem ist ein System des gemeinen deutschen

Landesstaatsrechtes nicht durchführbar
,
weil der grösste Theil des

Landesstaatsrechtes einen partikularrechtlichen Charakter hat, wel-

cher nicht willkürlich verallgemeinert werden darf. Während die

Lehre des deutschen Reichsstaatsrechtes auf Darstellung unmittel-

bar geltender praktischer Rechtssätze gerichtet ist, kann die Di-

sciplin des deutschen Landesstaatsrechtes nur eine wissenschaftliche,

theoretische Bedeutung in Anspruch nehmen
,
indem sie einerseits

dem Gesammtrechtsbewusstsein der deutschen Nation auch auf

dem staatlichen Gebiete wissenschaftlich Rechnung trägt, andrer-

seits dem Studium des Partikularstaatsrechtes allein ein tieferes

Verständniss eröffnet, dasselbe vergeistigt und mit den leitenden

juristischen Grundgedanken in wissenschaftliche Verbindung setzt.

Trotz ihres engen Zusammenhanges und ihrer fortwährenden

Wechselwirkung dürfen daher Reichsstaatsrecht uiid Landesstaats-

recht nicht als gleichartig zu behandelnde Stoffe angesehen werden,

sondern müssen nach ganz verschiedener Methode juristisch kon-

struirt und auseinander gehalten werden.
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§ 5 .

Die Quellen des deutschen Staatsrechtes.

(Einl. § 6—12.)

Die einzelnen staatsrechtlichen Rechtssätze entstehen entweder

auf allmälige, unsichtbare Weise, durch unmittelbare Wirkung des

Volkslebens, oder sie werden absichtlich durch einen gültigen

Willensakt der Obrigkeit festgestellt, welche in dem ihr unter-

geordneten Kreise Recht zu setzen berufen ist. Wir unterscheiden

daher
,
ganz wie im Bereiche des Privatrechtes, (Grewohnheits-

recht und Gesetzesrecht, geschriebenes und ungeschriebenes

Recht, jus scriptum und jus non scriptum.

I. Geschriebenes Recht:

1) Gesetze, d.h. von der Staatsgewalt, kraft der ihr zustehen-

den Autorität, zur allgemeinen Befolgung veröffentlichte Normen,

wodurch das im Staate bestehende Recht verändert
wird. Aber nicht alle staatlichen Gesetze sind Quellen des S taa ts-

rechtes, sondern nur diejenigen, welche sich ihrem Inhalt nach
mit staatsrechtlichen Gegenständen beschäftigen, sich also auf die

Verfassung und Regierung des Staates beziehen. In den meisten

deutschen Staaten hat eine Kodifikation der wichtigsten staatsrecht-

lichen Grundsätze in einer sog. Verfassungsurkünde oder
einem Staatsgrundgesetze stattgefunden. Diese bilden die

wichtigste Quelle des deutschen Staatsrechtes.

2) V erträge. Während die Gesetze der Ausdruck des höchsten

einheitlichen Staatswillens sind, kommen diese durch Vereinbarung

mehrerer selbständiger Faktoren zu Stande. Dies sind:

a) Verträge zwischen mehreren selbständigen
Staaten; diese gehören ihrer Entstehung und ihrer juristischen

Natur nach in das Völkerrecht, ihr Inhalt kann sich aber auch

auf die inner

n

Verhältnisse der vertragschliessenden Staaten be-

ziehen und staatsrechtliche Bestimmungen enthalten. Rechtsver-

bindlich für die Unterthanen werden sie nur dadurch, dass sie

von der Obrigkeit der vertragschliessenden Staaten verkündigt

werden zum Zwecke der allgemeinen Nachachtung und Befolgung;

dann erhalten sie ganz die Bedeutung von Gesetzen.

b) Verträge zwischen mehreren selbständig sich gegenüber

stehenden Körperschaften oder Gliedern des selben Staates über

staatsrechtliche Gegenstände. Der unentwickelte Staat des Mittel-
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alters hatte es noch nicht zu einer wahren Staatseinheit, besonders

zu keinem einheitlichen gesetzgeberischen Willen gebracht. Beson-

ders standen sich Landesherr und Landstände wie zwei verschie-

denartige Rechtssubjekte gegenüber, welche nur in Vertragsforrn

mit einander sich vereinbaren konnten.

So entstanden Landesverträge, Landesvergleiche, als

wichtigste Grundlage des Territorialstaatsrechts. Im Reichsstaats-

rechte hatten die Wahlkapitulationen, in den Städten die

Recesse zwischen dem Rathe und der Bürgerschaft ebenfalls einen

vertragsmässigen Charakter. In dem Staate der Gegenwart, welcher

als Gesammtpersönlichkeit in der Gesetzgebung seinem Willen

Ausdruck giebt, ist für solche vertragsmässige Festsetzung des

öffentlichen Rechtes kein Raum mehr. Wenn auch das Gesetz durch

Uebereinstimmung des Landesherrn und der Volksvertretung zu

Stande kommt, so ist es doch, trotz der äussern Form der Verein-

barung, kein Vertrag zwischen verschiedenen Rechstsubjekten, son-

dern der Ausdruck des einheitlichen Staatswillens, welcher nur durch

das Zusammenwirken verschiedener Organe zu Stande kommen kann.

Es ist ein charakteristischer Zug der zurückgebliebenen mittelalteri-

gen Staatsordnung Mecklenburgs
,
dass dessen Staatsrecht, bis auf

den heutigen Tag, wesentlich noch auf vertragsmässigen Normen
beruht, besonders auf dem »zwischen dem durchlauchtigsten Herrn

Herzoge zu Mecklenburg und der Mecklenburgischen Ritter- und

Landschaft errichteten Erb vergleiche vom 1 8 . April 1755«. Das

Staatsrecht aller übrigen deutschen Staaten beruht jetzt wesentlich

auf Verfassungsurkunden, welche nicht den Charakter von Verträ-

gen, sondern von Grundgesetzen haben.

3) Autonomische Rechtssätze. Die Autonomie ist eine der

Gesetzgebung verwandte Rechtsquelle
,

sie unterscheidet sich von

derselben nur dadurch, dass sie nicht von der höchsten Gewalt im

Staate, sondern von dem Staate untergeordneten organischen Ver-

bänden ausgeht, welche das Recht haben
,
auf eine deren Glieder

verpflichtende
,
jedoch mit der staatlichen Rechtsordnung nicht in

Widerspruch stehende Weise ihre innern Angelegenheiten zu

ordnen. Die Autonomie ruht nicht auf dem individuellen Willen

einzelner Privatpersonen, sondern auf dem in der Verbindung sich

aussprechenden Gesammtwillen
; sie schafft wirkliche Rechts sätze,

welche auch dritte Personen, selbst künftige Geschlechter, von denen

sie weder ausgegangen, noch ausdrücklich anerkannt sind, binden.

Die Autonomie ist eine neben der Gesetzgebung des Staates beste-
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hende untergeordnete Gesetzgebung, »jus statuendi«. Die Gesetz-

gebung ist staatlicher, die Autonomie korporativer Natur.

Aber nur die Autonomie solcher Verbände ist für das Staatsrecht

von Bedeutung, welche einen öffentlich-rechtlichen Cha-
rakter haben. Dahin gehören die Stadt- und Landgemeinden

,
die

Kreisverbände, auch Landschaften und Provinzen, soweit sie korpo-

rativ organisirt sind. Diese Autonomie ist auch in den neuesten

Gemeinde-, Kreis- und Provinzialordnungen anerkannt, nur mit

der Beschränkung
,
dass sie sich innerhalb des Rahmens der staat-

lichen Gesetzgebung zu bewegen hat und dass ihre Produkte regel-

mässig noch der Bestätigung der Regierung bedürfen. Innerhalb
dieser Schranken erzeugt sie noch wirkliche Rechtssätze

,
welchen

sich der Einzelne, als einer obrigkeitlichen Anordnung, zu unter-

werfen hat. Auch durch die jetzt fast überall angeordnete Noth-

wendigkeit der Bestätigung von Seiten der Regierung wird der

autonome Charakter des Statuts nicht aufgehoben. Die Gemeinde,

nicht der Staat, ist das schöpferische Organ des Statutarrechtes.

Für das Staatsrecht der deutsch-monarchischen Staaten von

besonderer Bedeutung ist die Autonomie der regierenden Familien.

Seit dem XIV. Jahrhundert begannen die landesherrlichen Familien

ihr Erb- und Familienrecht auf dem Wege der Autonomie, abwei-

chend vom Landrechte, statutarisch zu ordnen. Die so in ziemlich

übereinstimmender Weise unter verschiedenen Namen zu Stande

gebrachten Erzeugnisse der fürstlichen Autonomie enthielten zu-

gleich wichtige Bestimmungen staatsrechtlicher Natur, z. B. über

die Succession in Land und Leute, Ausschluss der Landesthei-

lungen, Anordnung gemeinsamer Regierungen, Einführung des

Rechtes der Erstgeburt, über die Regentschaft, die Ebenbürtigkeit

der Ehen im fürstlichen Hause u. s. w. Diese sog. Hausge-
setze bildeten unzweifelhaft einen wichtigen Bestandtheil der

Landesverfassung der Territorien; ihre fortdauernde Gültigkeit

ist anerkannt, nachdem die deutschen Territorien sich in konstitu-

tionelle Verfassungsstaaten verwandelt haben, soweit die Bestim-

mungen der Hausgesetze nicht mit den Sätzen der Verfassungsur-

kunde in Widerspruch stehen (A. 53 der preussischen Verfassung).

Anders liegt aber die Sache für den Erlass neuer Hausgesetze.

Die Autonomie der regierenden Familie ist jetzt beschränkt auf die

r e i n i n n e r

n

Angelegenheiten der Familie; dagegen können alle

Anordnungen, wodurch die Staatsverfassung berührt oder überhaupt

Staatsgesetze abgeändert werden, nur auf dem Wege der Gesetz-
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gebung, bezüglich nur in der Form verfassungsändernder Gesetze,

zu Stande gebracht werden. Dahin gehören alle Bestimmungen

über die Thronfolge, die Regentschaft, welche aus dem sog. Privat-

fiirstenrecht in das Verfassungsrecht der Staaten übergegangen sind.

Hausgesetze
,

s o w e i t sie auf dem Wege der staatlichen Gesetz-

gebung zu Stande gekommen sind
,
können nicht mehr als Erzeug-

nisse der Autonomie betrachtet werden, sondern fallen unter den

Begriff wahrer Staatsgesetze.

II. Ungeschriebenes Recht.

Das Gewohnheitsrecht hat auf dem Gebiete des Staatsrechtes

dieselbe Bedeutung, wie auf dem des Privatrechtes. Im Mittel-

alter beruhte das Staatsrecht des deutschen Reiches
,
wie der ein-

zelnen Territorien, wesentlich auf Gewohnheitsrechten. Heutzu-

tage ist durch die Thätigkeit der Gesetzgebung, besonders durch

die Kodifikation des Verfassungsrechtes, das Gewohnheitsrecht

mehr in den Hintergrund gedrängt, doch muss dessen fortwirkende

Bedeutung anerkannt werden. Auch die Entstehung neuer Sätze

des Gewohnheitsrechtes ist nicht ausgeschlossen, soweit nicht

ausdrückliche Gesetze der einzelnen Staaten die Entstehung des

Gewohnheitsrechtes einschränken. Auch Observanzen, d. h.

Gewohnheitsrecht
,
welches sich im Schoosse öffentlich-rechtlicher

Verbände bildet, können für das Staatsrecht von Bedeutung sein.

Dahin gehören z. B. die Observanzen innerhalb des Körpers der

Volksvertretung in Betreff solcher Verhältnisse
,
welche durch die

Gesetzgebung oder die Geschäftsordnung nicht geregelt sind.

§ 6 .

Anordnung des Stoffes.

Das eigentliche Thema unserer Darstellung ist das positive

deutsche Staatsrecht der Gegenwart. Da dasselbe aber nur wissen-

schaftlich verstanden werden kann, wenn es einerseits mit gewissen

Grundbegriffen des allgemeinen Staatsrechts in Verbindung gesetzt,

andrerseits, wenn es aus seinen geschichtlichen Wurzeln erklärt

wird
,

so muss der Darstellung des geltenden Rechtes der Gegen-

wart ein vorbereitender oder propädeutischer Theil vorausgeschickt

werden. Dieser zerfällt in zwei Bücher :

Erstes Buch: Grundbegriffe des allgemeinen Staatsrechtes.

Zweites Buch: Geschichtliche Entwickelung des staat-

lichen Rechtszustandes in Deutschland.
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Der systematische Theil zerfällt ebenfalls in zwei Hauptabtei-

lungen, in das Reichsstaatsrecht und das Landesstaats-
recht. Beide hängen eng zusammen und müssen in fortwährender

Beziehung zu einander behandelt werden, dennoch muss diesen bei-

den Hälften unseres deutschen Staatsrechtes eine selbständige
Darstellung gewidmet werden, selbst auf die Gefahr hin, dass dabei

manche Wiederholungen unvermeidlich werden . Das deutsche Reich,

wie die deutschen Einzelstaaten, sind immerhin verschiedene, eigen-

tümliche Organismen, deren staatsrechtlicher Natur nur durch eine

selbständige Darstellung Rechnung getragen werden kann. Es

fragt sich nur, ob man das Reichs- oder das Landesstaatsrecht vor-

anstellt. Nach seiner heutigen staatsrechtlichen Bedeutung gebührt

sachlich gewiss dem ersteren auch der erste Platz. Es ist das

Staatsrecht des über allen Einzelstaaten stehenden Oberstaates.

Methodisch aber empfiehlt es sich durchaus
,
das Landes-

staatsrecht voranzustellen. Erstens, weil das Staatsrecht der Ein-
zelstaaten das ursprünglichere ist, indem dieselben auf vertrags-

mässige Weise erst das Reich geschaffen haben, zweitens weil das

Staatsrecht der Einzelstaaten älter und ausgebildeter ist und sich

deshalb die staatsrechtlichen Grundbegriffe an ihm und aus ihm

besser entwickeln lassen
,

drittens
,
weil nach den Grundsätzen des

Bundesstaates die Präsumtion für die Kompetenz der Einzelstaaten

entscheidet, d. h. alle Hoheitsrechte, welche nicht ausdrücklich auf

das Reich übertragen, den Einzelstaaten verblieben sind. Dass bei

Darstellung des Landesstaatsrechtes auf die in dasselbe eingreifen-

den Grundsätze des Reichsstaatsrechtes Rücksicht genommen wer-

den muss, versteht sich von selbst.

Demnach gliedert sich unsere Darstellung in folgender Weise:

I. Vorbereitender Theil.

Erstes Buch: Grundbegriffe des allgemeinen Staatsrechtes.

Zweites Buch: Geschichtliche Entwickelung des staatlichen

Rechtszustandes in Deutschland.

II. Systematischer Theil.

Erstes Buch: Das Landesstaatsrecht

.

Zweites Buch: Das Reichsstaatsrecht.



Vorbereitender Theil

Erstes Buch.

Grundbegriffe des allgemeinen Staatsrechtes.

Zweites Buch.

Geschichtliche Entwickelung des staatlichen Rechts-

zustandes in Deutschland.
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Erstes Buch.

Grundbegriffe des allgemeinen Staatsrechtes.

Erstes Kapitel.

Begriff des Staates.
(Einleitung S. 116—123.)

§?•

Verfahren bei der Bildung des Staatsbegriffes.

Die Zahl der Staatsdefinitionen ist unübersehbar. Fast jeder

Schriftsteller über den Staat hat seine eigene, mehr oder minder ori-

ginelle. Die Philosophen wollten den Staat als einen reinen Ver-

nunftbegriff a priori konstruiren, wobei der konkrete Staat, als »etwas

rein äusserlich Formelles
,
die Idee des Staates gar nichts angehen

sollte«. Der Staat aber ist eine geschichtliche Erscheinung, welche

auch nur geschichtlich begriffen werden kann. Nur aus der Erfah-

rung, nur aus der Fülle .und Mannigfaltigkeit der Staatengeschichte

kann der Begriff des Staates gewonnen werden. Aus der Universal-

geschichte des Staates haben wir, mit Hinweglassung alles blos Zu-

fälligen
,
die Merkmale zu abstrahiren

,
welche als die wesentlich

konstitutiven des Staatsbegriffes zu betrachten sind. Bei diesem nur

geschichtlich zu gewinnenden Staatsbegriffe lässt sich nicht ver-

kennen, dass er, selbst »im Flusse der Zeiten« stehend, nicht für alle

Zeiten ein gleichbleibender sein kann. Uns gilt es, vom. Stand-

punkte der gegenwärtigen Gesittung aus, den Staatsbegriff zu be-

stimmen. Dabei muss hier das juristische Element in den Vorder-

grund treten. Den Staatsphilosophen, den Kulturhistoriker, den

Politiker mögen am Staate andere Momente interessiren. Für das

Staats recht kommt nur das juristisch Relevante in Betracht. Dar-

nach sind folgende Merkmale hervorzuheben

:
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' §«•

1) Das Volk. (Einl. S. 117—118.)

Das, was uns beim ersten Blicke entgegentritt, ist eine Menge
von Menschen, welche im Staate vereinigt sind. Die Zahl der

Staatsgenossen in den einzelnen Staaten ist sehr verschieden. Es

giebt Staaten von vielen Millionen
,
andere von wenigen Tausenden

(Russland
,
San Marino oder Liechtenstein) . Ein bestimmtes Mi-

nimum ist nicht festzustellen. Nur muss der Kreis einer blossen

Familie überschritten sein. Die Urfamilie ist nicht der Urstaat,

sondern nur der Keim des werdenden Staates. Aus der Familie

eines Erzvaters oder Patriarchen kann sich ein Staat entwickeln,

aber erst wenn die Familie sich in eine Reihe von Familien ver-

zweigt hat, wenn die Verwandtschaft zur Völkerschaft geworden

ist, wirdeine wirkliche Staatenbildung möglich. Das Volk ist die

persönliche Grundlage des Staates. Ohne Volk kein Staat.

§ 9 .

2) Das Land. (Einl. S. 118)

Die Völkerschaft bedarf eines bestimmten Theiles der Erdober-

fläche zur Entfaltung ihres eigenthümlichen Daseins. Schon das

Wort »Staat« weist auf einen bleibenden Zustand, eine gewisse Sta-

bilität hin, welche ohne die Grundlage fester Wohnsitze undenkbar

ist. So unterscheidet sich der Staat von der Horde wandernder

Nomaden. Die blosse persönliche Grundlage der Volksgenossen-

schaft reicht nicht aus, ein dauerndes Band zu bilden
;
es muss dazu

die dingliche kommen, welche nur in einem Landgebiete gegeben

ist. Ohne ein solches zerstiebt das Volk bald wieder in seine Atome.

Die wandernden germanischen Stämme zur Zeit der Völkerwande-

rung befanden sich
,
bis zu ihrer Ansiedelung, nur in einem Ueber“

gangszustande zum Staate. Nur die, welche bleibende Wohnsitze

gewannen, erhielten sich und wurden wirkliche Staaten.

§ 10 .

3) Vereinigung des Volkes zu einer Gesammtpersönlichkeit. (Einl. S. 1 19.;

Volk und Land sind unentbehrliche Grundlagen des Staates

und deshalb in einem Begriffe des Staates
,

als Merkmale
,
nicht zu

entbehren
;
sie sind aber rein thatsächlicher Natur und an sich ohne

juristischen Gehalt. Diesen empfangen sie erst, wenn das Volk sich

zu einem Gemeinwesen zusammenschliesst. Dem Geiste des
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Volkes ist der Trieb eingepflanzt, seiner Volkstümlichkeit eine

äussere Gestalt, eine einheitliche Form zu geben. So entsteht der

Staat. An sich eine Vernunftnothwendigkeit, weil der Mensch nur

im Staate menschlich leben kann, ist die Entstehung des Staates in

concreto ein geschichtlicher Vorgang, für den sich keine allgemeine

Theorie aufstellen lässt. Der Staat ist das konstituirte Volk, »po-

pulus civiliter constitutus«. Durch seine Errichtung entsteht eine

höhere herrschende Persönlichkeit über den einzelnen Individuen.

Verschieden von den abgeleiteten juristischen Personen des Privat-

rechtes, erscheint der Staat als die ursprüngliche, politisch
handelnde und herrschende Persönlichkeit. Wesen
der Person ist, einen eigenen Willen zu haben und diesen Willen

äussern zu können. So erhebt sich über dem einzelnen Wollen der

Individuen der Staatswille, nicht als blosse Addition der Ein-

zelwillen, sondern als der Wille einer eigenen machtvollen, leben-

digen Persönlichkeit. Durch den Staat ist das Volk zu einem

rechtlich konstituirten Gemeinwesen geworden.

§ n.
4) Die Obrigkeit. (Einl. S. 119.)

Nur die Menschen
,

als physische Personen
,
haben von Natur

einen Willen. Das Zustandekommen des Willens ist bei ihnen ein

innerer Vorgang, der sich jeder juristischen Betrachtung entzieht.

Moralische Personen, wie der Staat, bedürfen dagegen einer beson-

dern Einrichtung, wodurch der Gesammtwille zur Darstellung

kommt. Dieser Gesammtwille, der keineswegs immer auf der

Uebereinstimmung des Willens aller Theilhaber beruht, verkörpert

sich in der Obrigkeit. Dem staatlichen Gesammtwillen muss aber

auch die Gesammtkraft zu Gebote stehen, d. h. die Staatsgewalt

muss eine unwiderstehlich zwingende sein, welche den Widerstand

der Unterthanen zu brechen vermag. Jede Obrigkeit ist in Frage

gestellt, wenn eine andere menschliche Kraft im Staate ihr mit Er-

folg den Gehorsam zu verweigern im Stande ist. In allen Staaten

ist der Gegensatz zwischen Obrigkeit und Unterthanen, zwischen

Regierung und Regierten vorhanden, selbst in rein demokratischen.

Ohne Obrigkeit giebt es nur Anarchie, welche die Negation alles

Staatslebens ist.

§ 12 .

5) Verfassung. (Einl. S. 120.)

Jedes Gemeinwesen, welches auf den Namen eines Staates An-

spruch machen will, muss eine Verfassung haben, d. h. einen

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 2

4»
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Inbegriff von Normen, durch welche das rechtliche Verhältnis der

Obrigkeit zu den Unterthanen festgestellt und die Ausübung der

Staatsgewalt geregelt wird. Ohne Verfassung ist kein Staat denk-

bar. wenn dieselbe auch noch so roh und unentwickelt sein sollte.

Nur darf man dabei nicht an eine geschriebene Verfassungsur-

kunde; oder eine besondere Verfassungsform, etwa die Repräsen-

tativverfassung, denken.

§ l 3 -

6) Der Staatszweck. (Einl. S. 125—138.)

Eine wissenschaftliche Definition des Staates bedarf der An-

gabe des Staatszweckes. So bedeutsam es ist
,
dass der Staat als

Persönlichkeit, d. li. als willensfähiges Subjekt, gefasst wird, so ist

dies doch immer nur die formale Seite des Begriffes. Es kommt
darauf an, diesem Wollen auch seinen materiellen Inhalt zu be-

stimmen. In dieser Beziehung stellt das Staatsrecht den Satz auf,

dass der Träger der Staatsgewalt nur dann staatsgemäss handelt,

wenn er sich nicht Privatzwecke privilegirter Klassen und einzelner

Individuen, sondern die Gemeinzwecke der Nation zur Auf-

gabe stellt. Insofern ist die Bestimmung des Staatszweckes ein

nothwendiges Moment im Begriffe des zum Selbstbewusstsein er-

wachten Staates. Die Lehre vom Staatszwecke, die sog. politische

Teleologie, ist zu einem ebenso umfangreichen, als bestrittenen

Kapitel der Staatslehre herangewachsen . Vom staats rechtlichen
Standpunkte genügt folgende kurze Andeutung.

Der Staat ist keineswegs erst der Schöpfer alles Rechtes. Auch
ausserhalb des Staates besteht Recht, wie schon das Dasein des

Völkerrechts beweist. Aber das ausserstaatliche Recht ist vielfach

schwankend in seinen Bestimmungen, weil es an einer gesetzgeben-

den Gewalt, unsicher in seiner Verwirklichung, weil es an einem

Richter und einer zwingenden Executive fehlt. Darum stellen die

im Staate vereinigten Menschen als erstes Postulat an den Staat:

Sicherung und Verwirklichung des Rechtsschutzes.
Die mit alles bezwingender Macht ausgerüstete Staatsgewalt ist

allein im Stande, solchen wirksam zu gewähren. Hierauf beschränkte

sich auch der Staat des Mittelalters. Neben der Vertheidigung nach

aussen gegen andere Staaten ist der Rechtsschutz im Innern seine

einzige Aufgabe. Aber je mehr die Menschen in der Kulturent-

wickelung fortschreiten
,
um so mehr empfinden sie

,
dass die mit

der stärksten Macht ausgerüstete Staatsgewalt allein geeignet und
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im Stande ist, gewisse Kulturbedingungen herzustellen. Die Staats-

gewalt kommt immer mehr zur Einsicht
,
dass sie das Wohl des

Staates selbst fördert, wenn sie den Einzelnen in seinem Streben nach

materiellem Wohlstand und geistiger Bildung hülfreich die Hand
reicht. So wird der mittelalterige ausschliessliche Rechtsstaat zum
allumfassenden modernen Kultur Staate. Die Totalität des

Staatszweckes kommt zur allgemeinen Anerkennung. Anfangs ist der

so zum Bewusstsein seiner allgemeinen Kulturaufgabe gelangte Staat

zu Uebergriffen geneigt. Er macht die Aufgaben des Menschen-

lebens zu seinen eigenen
,
er will die Menschen sittlich und wohl-

habend machen, er wird zur Bevormundungsanstalt und vernichtet

damit die individuelle Freiheit seiner Bürger, sog. eudämonistischer

Polizeistaat der Aufklärungsperiode. Erst im modernen Ver-
fassungsstaate finden die beiden Richtungen ihre harmonische

Ausgleichung. Während die Herstellung der Rechtsordnung als

die erste, spezifische Mission des Staates festgehalten wird, kommt
auch seine Bedeutung

,
«als Träger und Diener aller menschlichen

Kulturaufgaben, zur Anerkennung, aber mit der Beschränkung, dass

der Staat auf diesem Gebiete nicht die positive Erfüllung dieser

menschlichen Lebenszwecke übernehmen kann, sondern nur die

äussere Ordnung und die indirekte Förderung, und zwar

auch nur soweit, als die in erster Linie eintretende Privatthätigkeit

nicht ausreicht. Mit dieser wohlverstandenen, immer mehr auch zu

Rechtssätzen ausgebildeten Beschränkung hält der moderne Staat

sein : »nihil humanum a me alienum esto« fest und macht ausser der

Rechtsordnung auch alle andern Aufgaben des Volkes zu seinen

Zwecken, soweit diese einer gemeinsamen Förderung bedürfen (To-

talität des Staatszweckes)

.

§ 14.

Definition des Staates.

Diese wesentlichen Merkmale fassen wir folgendermassen zu

einer Definition zusammen : Der Staat ist die Vereinigung
eines sesshaften Volkes zu einer Gesammtp er s ön

-

lichkeit, unter einer höchsten Gewalt und einer

bestimmten Verfassung, zur Verwirklichung aller

Gemeinzwecke, vor allem zur Herstellung der Rechts-
ordnung.

2
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Der Staat als Organismus.

Die ältere deutsche Staatsrechtswissenschaft begnügte sich damit,

die einzelnen staatsrechtlichen Institute aufzuzählen, nebeneinander zu

stellen und mehr statistisch zu beschreiben, als juristisch zu begreifen,

Die Wissenschaft stand damit ganz auf dem Standpunkte des damaligen

Staatslebens. Weder im Reiche, noch im Territorium war der

Staats ge danke zum Durchbruche gekommen. Vor allem fehlte dem
deutschen Territorialstaatsrechte der Begriff der Staatspersönlichkeit

vollständig. In dieser ganzen Zeit kommt nirgends das Wort »Or-
ganismus«, zur Bezeichnung des Staates vor. Erst in diesem Jahr-

hundert begegnet uns dasselbe bei staatsphilosophischen Schriftstellern,

zuerst wohl bei Fichte und Schelling, offenbar als Anklang
an die Auffassung des Alterthums. Aus den Schriften der Staats-
philosophen pflanzt es sich fort in die Politik und wird end-

lich auch in die Rechtswissenschaft aufgenommen. Es geht so

allgemein in den Sprachgebrauch über, dass im letzten Menschenalter

wohl kein Schriftsteller über den Staat sich ganz davon freigehalten hat.

Erst C. F. v. Gerber, welcher selbst in seinen «Oeffentlichen Rechten«

(1852) noch den Begriff des Organismus der ganzen Konstruktion des

Staatsrechtes zu Grunde gelegt hatte, unterzog Wort und Begriff »Organis-

mus« in seiner Anwendung auf den Staat einer scharfen Kritik (Grund-

züge des Staatsr. II. Aufl. 1869, S. 210—219) und gelangte zudem
Resultate, dass sich mit diesem Worte kein klarer juristischer Begriff

verbinden lasse und dass es deshalb aus dem Staats rechte ganz zu ver-

bannen sei, während er ihm seine Bedeutung für eine politische Betrach-

tung des Staatos nicht absprach. Weiter ging A. Th. van Krieken,
welcher in seiner Schrift »Ueber die sog. organische Staatstheorie«

(Leipzig 1873) die Behauptung aufstellte, dass die sog. organische

Staatstheorie nichts für das Verständniss des Staates geleistet und die

Anwendung des Begriffes » Organismus « auf den Staat gleichmässig aus

politischen
,

wie aus juristischen Gründen verwerflich sei. Gegen
van Krieken ist O. Gierke in zwei Aufsätzen : » Die Grundbe-
griffe des Staatsrechtes und die neuesten Staatstheorien« (Zeitschr. f.

die gesammte Staatsw., Heft I und II 1874) aufgetreten, welche sich

durch eine tiefe, philosophisch durchdachte Auffassung des Gegenstandes

auszeichnen . Da die Polemik Gerbers namentlich auch gegen meine
Ausführung »Ueber Prinzip, Methode und System des Staatsrechts«

(Zeitschr. für Staatsr. Bd. I, S. 417 ff.) gerichtet ist, so sei hier folgende

kurze Gegenbemerkung verstattet. Es ist charakteristisch, dass die Ver-

gleichung des Staates mit einem Organismus nur in solchen Zeiten auf-

tritt, wo Staats- und Volksleben in enger Beziehung zu einander stehen,

wo der Volksgeist schöpferisch auf die Gestaltung des Staatslebens zurück-

wirkt. Darum vergleichen die grössten Staatsphilosophen des grie-

chischen Alterthums, Plato und Aristoteles, den Staat mit einem mensch-
heitlichen Organismus. Ihnen folgen darin die römischen Schriftsteller,

besonders Cicero. Dem unstaatlichen Mittelalter, soweit man Aristoteles

nicht wörtlich ausschrieb, sowie der Zeit des deutschen Feudal- und
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Patrimonialstaates der letzten Jahrhunderte ist dieser Vergleich völlig

fremd. Er tritt aber sogleich wie von selbst hervor, seitdem das Volks-
leben wieder lebendigere Fühlung mit dem Staate gewinnt und man darauf

ausgeht, auch das Volk wieder selbstthätig am Staate zu betheiligen.

Diese Thatsache hätte van Krieken, bei einigem historischen Takte,

schon allein abhalten müssen, den Begriff des Organismus, auch als einen

politisch verwerflichen, zu verurtheilen. Soviel steht fest, dass das Wort
»Organismus« ein den Naturwissenschaften entlehntes, auf das Staats-

leben sinnbildlich übertragenes ist. Bei der Armuth der Sprache ist aber

eine solche Uebertragung der Bezeichnung physischer Gegenstände auf

ethische und geistige Verhältnisse unvermeidlich. Allerdings ist mit dem
» Organismus « in der StaatsWissenschaft viel Missbrauch getrieben worden,

indem man den Staat mit dem menschlichen Körper verglich, die Elemente

des Staates mit den Gliedern des Körpers, die staatlichen Funktionen mit

körperlichen Verrichtungen parallelisirte . Gegen j ede solche phantastische

Richtung der organischen Staatslehre hat sich der Verfasser, im Ein-

klang mit der neueren Wissenschaft, aufs entschiedenste ausgesprochen.

(Einleitung in das Staatsr. S. 119). Ihm hat der Staat niemals als

ein Naturprodukt oder als »der Mensch im Grossen«, sondern als ein

auf den höhern Anlagen des Menschen ruhender sittlicher Organis-
mus gegolten. Gerade in dieser Auffassung des Staates liegt nach

unserer Ansicht der grösste politische Fortschritt unseres Jahrhunderts

im Gegensätze zu der mechanischen Auffassung der vergangenen Jahr-

hunderte, welche im Staate » eine künstliche, überaus zusammengesetzte

Maschine « erblickte. Wenn wir in diesem Sinne den Staat als Organis-

mus bezeichnen
,
so meinen wir damit, dass der Staat als der lebendige

Ausdruck des Volksgeistes zu erfassen sei, dass die Staatsthätigkeit sich

nicht in der Bureaukratie koncentriren dürfe
,
sondern dass das Volk in

seinen Gliedern aktiv am Staate betheiligt werden müsse, dass der Staat

nicht blos eine Summe beherrschter Individuen sei, sondern dass er sich

in mannigfacher Gliederung von kleinern Organismen zum grossem
volksbeherrschenden Organismus auferbauen müsse. In dieser Idee

treffen die werthvollsten Errungenschaften der historischen Schule mit

der Stein’schen Reformgesetzgebung der Freiheitskriege und den auf

Selbstverwaltung gerichteten Bestrebungen der Neuzeit zusammen. Wir
erkennen in diesem organischen Staatsgedanken gerade die eigentüm-
lichste Entfaltung des germanischen Volksgeistes und den stärksten Pro-

test gegen den Mechanismus des absolutistisch-bureaukratischen Staates,

wie gegen die ebenso mechanische Schablone des französischen Pseudo-
Liberalismus. Diese uns so wichtige ethisch-politische Seite des organi-

schen Staatsgedankens verkennt auch Gerber nicht ganz, spricht aber dem
Begriff des »Organismus« jeden juristischen Werth ab und will ihn ganz
durch den Begriff der Persönlichkeit ersetzen . Allerdings erkennen
wir in der Auffassung des Staates, als einer selbständigen Persönlichkeit,

den grössten Fortschritt der neuern Staatsrechtswissenschaft, wodurch
sich dieselbe erst vollständig von der privatrechtlich-patrimonialen Theorie

der ältern Publicisten befreit hat. Wir haben stets es anerkannt, dass

Gerber, im Gegensatz zu seiner frühem Auffassung, die Persönlichkeit
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des Staates energisch betont und damit einen wesentlichen Fortschritt,

über Zachariä und Zöpfl hinaus begründet hat. Wir sind aber der An-
sicht, dass mit dem einfachen Begriffe der Persönlichkeit der Staat

auch in seiner juristischen Natur nicht vollständig begriffen werden

kann. (Gerber sagte einst selbst: »das Staatsrecht kann nicht, wie

das Privatrecht
,
durchweg auf den einfachen Begriff der Persönlich-

keit konstruirt werden.«) Person ist vor allem der einzelne Mensch.
Hier entzieht sich das Zustandekommen des eigentlich rechtlichen Mo-
mentes, der Willensäusserung, als ein innerer psychischer Vorgang, jeder

juristischen Betrachtung. Der einzelne Mensch ist ein Organismus im
physischen und geistigen Sinne, aber nicht im Sinne der Jurisprudenz.

Hier ist er lediglich ein Individuum. Anders der Staat. Bei diesem

ist das Zustandekommen des Willens ein Vorgang, welcher ganz in den
Bereich der Rechtsordnung fällt. Darum ist der innere Organis-
mus der Staatspersönlichkeit auch ein juristisch bedeutsamer Begriff,

welchem folgende Merkmale zukommen :

1) Während im Privatrechte die einzelnen Personen mit ihren abge-

grenzten Willenssphären gleichberechtigt nebeneinanderstehen,
ist das öffentliche Recht durchweg eine höhere Ordnung über den ein-

zelnen Personen, welcher dieselben ein- und untergeordnet sind. Wir
sagten daher oben : » Alles Privatrecht ist individuelles Einzelrecht, alles

öffentliche Recht ist organisches Gesammt recht.« Dies gilt be-

sonders von der Spitze des öffentlichen Rechtes, dem Staatsrechte. Ohne
Hervorhebung des organischen Charakters ist eine wissenschaftliche

Unterscheidung des öffentlichen und privaten Rechtes gar nicht zu ge-

winnen.

2) Die Person des Staates ist eine G e s amm t Persönlichkeit ,
was

eben mit dem Begriff des Organismus zusammenfällt. Die Glieder sind

nicht blos Theile
,
wie die des menschlichen Körpers

,
sondern selbst

wieder Rechtssubjekte, deren Rechtssphäre durch die Ordnung des Gan-
zen festgestellt ist

;

aber diese Rechtssphäre ist nicht, wie die privatrecht-

liche, die des individuellen Fürsichseins, sondern die durch die Mit-
gliedschaft des Staates bestimmte. Der Begriff eines Staatsgliedes,

Staatsgenossen, Staatsbürgers, ist ohne den Begriff des Organismus

juristisch nicht konstruirbar.

3) Vor allem ist die richtige juristische Auffassung der Staatsgewalt

ohne Zugrundelegung des Begriffes »Organismus« nicht möglich. Die

Staatsgewalt ist ein Abstraktum, welches verschiedenartiger Organe
bedarf, um handlungsfähig zu werden. Das gerade von Gerber betonte

Recht »der Organschaft« beweist, dass auch er des Begriffes des

Organismus durchaus nicht entrathen kann. Die Organe sind nicht Ver-

treter, nicht Repräsentanten oder Mandatare des Staates, sondern durch

ihre verfassungsmässigen Handlungen handelt der Staat selbst. Dabei

haben diese Organe ihre verschiedenartigen Aufgaben und Funktionen.

Die Art und Weise, wie Monarch und Volksvertretung in ihrer ganz ver-

schiedenen Rechtsstellung zur Hervorbringung des einheitlichen Staats-

willens Zusammenwirken, kann nur durch den Begriff des Staatsorganis-

mus erfasst werden.
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Von der juristischen Seite wird der Organismus des Staates,

welcher allerdings in erster Linie ein ethisch-politischer Begriff ist, auf-
gefasst, wenn jedem Gliede, dem höchsten, wie dem niedersten, eine be-
stimmte Rechtssphäre zugewiesen und gegen das Ganze, wie gegen die

andern Glieder, abgegrenzt, zugleich aber dargethan wird, wie dasselbe
die Einheit des Ganzen mitbildet und in ihr beschlossen ist. Somit stellt

sich das Staatsrecht dar als die rechtlich fixirte Ordnung der einzelnen
Glieder des Staates in ihrer abgegrenzten eigenthümlichen Berufsstellung
und doch wieder in ihrer Einheit und ihrem geordneten Zusammenwir-
ken. Kurz das Staatsrecht ist die Lehre von der rechtlichen
Organisation des Volkes zu einem politischen Ge-
meinwesen.

Zweites Kapitel.

Die Staatsgewalt.
(Einl. S. 160—181.)

§ 15 .

Von der juristischen Natur der Staatsgewalt.

Der Staat, als das rechtlich organisirte Volk, bedarf vor allem

eines Gesammt willens, welcher befugt ist, über die Gesammt-
kraft zur Erreichung der Staatszwecke zu verfügen. Nur der ein-

zelne Mensch, als solcher, hat schon von Natur einen Willen. Jede

andere Persönlichkeit bedarf einer hesondern Organisation,
um ihren Willen auszudrücken und darzustellen

,
der Staat so

[
gut,

wie jedes andere Gemeinwesen. Ein solcher herrschender Staats-

wille kann nur hergestellt werden, wenn derselbe in einem Subjekte

personificirt wird
;
denn die Staatsgewalt ist eine Gewalt

,
welche

im Namen des Staates von Menschen gehandhabt wird. Die Staats-

gewalt bedarf zu ihrer Wirksamkeit im Leben eines bestimmten

Trägers oder Inhabers. Die so in einem Subjekte persönlich gewor-

dene Staatsgewalt heisst die Obrigkeit. Die Staatsgewalt hat

einen durchaus öffentlich-rechtlichen Charakter, d. h. der Herrscher

ist nicht um seiner selbst willen zu Privatzwecken mit dieser Gewralt

bekleidet. Im Staate ist der Herrscher nie weiter berechtigt, als

er verpflichtet ist. Der herrschenden Gewalt der Obrigkeit steht die

Gehorsamspflicht der Unterthanen gegenüber. Aber das Verhältniss

des Volkes zum Herrscher ist kein persönliches Suhjektionsverhält-
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niss, wie die Gutsunterthänigkeit
,

kein kontraktlich-privatrecht-

liches Band
,
keine vasallitische Lehenstreue

;
sondern staatsrecht-

liche Unterordnung unter das Oberhaupt eines gesetzlich geordneten

Gemeinwesens

.

Die Staatsgewalt ruht nicht in der atomisirten Volksmasse
;

welche vor und ohne den Staat gar kein Rechtssubjekt ist und des-

halb auch gar keinen Willen haben kann
,
aber auch nicht in einer

über und ausser dem Staate stehenden eigenthumsartigen Für-

stenmacht, sondern lediglich in der anstaltlichen Natur des Staates

selbst. Dem Staate, als der politisch-herrschenden Persönlichkeit,

gebührt allein die Staatsgewalt, sie ist dem Staate immanent, ein

nothwendiges Attribut seines ganzen Daseins. Der Herrscher selbst

ist nur ein Organ des Staates, das oberste Glied im Organismus

dieses vielgegliederten Gemeinwesens. Die neuere Staatsrechts-

wissenschaft verwirft die Irrlehre der atomistischen Volkssouve-
rän e t ä t, ebenso wie die der patrimonialen Fürstensouveräne-
t ä t, und bekennt sich zu dem allein richtigen Princip der Staats-

souveränetät.

> § 16 -

Wort und Begriff der Souveränetät.

(Einl. S. 165—168.)

Das französische Wort »souverainete« ist aus dem Lateinischen

entnommen und bedeutet : suprema potestas
,
suprematia

,
supre-

mitas. In diesem Sinne sprach die mittelalterige Theorie nur dem
römisch-deutschen Kaiser, als »dem dominus mundi« die »suprema

potestas« zu. Erst kraft behaupteter Exemtion legten sich auch die

andern Monarchen Europa’ s die Souveränetät bei und betrachteten

ihre Gewalt als eine der kaiserlichen gleichgeltende. In diesem
Sinne gehört zum Wesen der Souveränetät nur die Unabhängigkeit

von einer andern fremden, ausserhalb des eigenen Staates stehenden

Gewalt, besonders von der kaiserlichen. Erst später legte man in

den Begriff der Souveränetät die Unbesch ränk fhe i

t

des Herr-

schers den Unterthanen gegenüber, die Abwesenheit verfassungs-

mässiger Schranken, eine Umprägung des Begriffes, welche in

Frankreich mit der Herstellung der absoluten Monarchie aufkam.

Die heutige Staatsrechtswissenschaft verwirft diesen Missbrauch des

Wortes. Souveränetät ist ihr nicht die Staatsgewalt selbst, sondern

nur eine Eigenschaft der Staatsgewalt, welche gar nicht mit der

Verfassungsform zusammenhängt. Absoluten und konstitutionellen
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Monarchien gebührt ebenso, wie Republiken, die Souveränetat
;
sie

bedeutet die Unabhängigkeit der Staatsgewalt von einer ausser ihr

stehenden hohem Staatsgewalt und ist somit ein wesentlich nega-

tiver Begriff, indem durch sie die Abwesenheit einer jeden staats-

rechtlichen Unterordnung behauptet wird. Rein völker-

rechtliche Beschränkungen heben den Begriff der Souveränetät

nicht auf. Alle civilisirten Staaten erkennen, trotz ihrer Souveränetät,

eine über ihnen stehende internationale Rechtsordnung an
,
welche

ihnen im wechselseitigen Verkehre bestimmte Pflichten auferlegt

und Rechte gewährt. Ja, durch völkerrechtliche Verträge können

sich Staaten in weitgehender Weise beschränken, indem sie sich

über eine nach gleichen Grundsätzen vorzunehmende Ausübung

ihrer Hoheitsrechte verständigen und sich dadurch oft in weitgehen-

der Weise die Hände binden. Dies geschieht z. B. durch Alliance-,

Zoll- und Handelsverträge, am meisten durch Eintritt in einen

Staatenbund, welcher die Staaten in ihrer freien Bewegung sehr

beschränken kann. So lange aber solche Beschränkungen nur in

der völkerrechtlichen Sphäre verbleiben, heben sie die Souveränetät

der Staaten nicht auf, weil sie nicht einem übergeordneten Willen

einer civitas maxima. sondern lediglich ihrem eigenen, vertrags-

mässig gebundenen Willen gehorchen. Die Souveränetät hört erst

mit dem Augenblick auf, wo eine Staatsgewalt staatsrechtlich einer

höheren Staatsgewalt untergeordnet wird. Als ein reiner Rechtsbegriff

hat die Souveränetät mit der politischen Machtstellung der Staa-

ten nichts zu thun h Politisch sind alle Staaten mehr oder we-

niger abhängig von einander und besonders kleinere Staaten that-
sächlich oft genug darauf angewiesen, sich dem Willen ihrer

grossem Nachbarn in allen Beziehungen zu fügen. Dies thut aber

1 Wenn daher v. Gerber in seinen Grundzügen 2. Aufl. S. 25 sagt: »Die

Souveränetät ist kein Begriff, der blos auf der Basis des Rechts beruht, er setzt

zugleich, um zur vollen Wahrheit zu werden, eine entsprechende Macht voraus«,

so entzieht er dadurch den Begriff der scharfen juristischen Bestimmung.
Welche Staaten wären souverän, wenn man die M achtmittel, ihren Staats-

willen im Völkerverkehre geltend zu machen, als Massstab der Souveränetät be-

trachten wollte? Etwa nur die sechs Grossmäghte, oder vielleicht auch noch
Schweden und Spanien ? Der Rechtswissenschaft kann es nur auf rechtliche

Eigenschaften der Staaten ankommen
,
nicht auf die thatsächlichen Machtver-

hältnisse. Juristisch ist das Fürstenthum Liechtenstein ebenso souverän, wie
das Kaiserthum Russland. Die Souveränetät ist überall da vorhanden, wo keine

staatsrechtliche Unterordnung eines Staates unter die Staatsgewalt eines andern
Staates besteht. Auf die thatsächliche politische Abhängigkeit eines Staates

vom andern kann die Rechtswissenschaft keine Rücksicht nehmen.
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dem juristischen Begriff der Souveränetät keinen Abbruch

.

Diese wird nur aufgehoben durch eine staatsrechtlich formu-
lirte Abhängigkeit von einer andern höhern Staatsgewalt. Zum
Vollbegriffe der Staatsgewalt gehört allerdings die Eigenschaft

der Souveränetät. Die Staatsgewalt soll grundsätzlich die höchste
Gewalt auf Erden sein, welche begrifflich keiner andern Gewalt

staatsrechtlich untergeordnet sein darf. Allein im wirklichen Lehen
kommen Gestaltungen vor, welche sich nicht immer den strengen

Forderungen der Theorie fügen. So hat es zu verschiedenen Zeiten

politische Gebilde gegeben
,
welche alle sonstigen Merkmale des

Staates an sich trugen, nur dass ihre Staatsgewalt, trotz weitgehen-

der Selbständigkeit, in irgend einer Weise einer anderen höheren

Staatsgewalt untergeordnet war, dass ihnen mit einem Worte die

volle Souveränetät abging. Diesen politischen Gebilden hat man
die Bezeichnung des Staates niemals verweigert und damit das

Merkmal der Souveränetät für ein nicht absolut wesentliches er-

klärt. Bis zum J. 1806 waren sämmtliche deutsche Territorien von

Rechtswegen der Reichsgewalt untergeordnet, und trotzdem wurden

sie, wegen ihrer weitgehenden Selbständigkeit
,
die es verbot

,
sie

als blosse Gemeinden oder Selbstverwaltungskörper zu bezeichnen,

im Leben, wie in der Wissenschaft
,

als S t a a t e

n

bezeichnet und
behandelt.

§ 17 .

Grenzen der Staatsgewalt.

(Einl. S. 163.)

Die Staatsgewalt ist, ihrem normalen Begriffe nach, die oberste

Macht auf Erden. Die Menschen und alle ihre andern Gemein-

schaften und Institute
,

selbst die Kirche
,
sind ihr in ihren äussern

Beziehungen unterworfen. Man bezeichnet dies Verhältniss wohl

als »die Omnipotenz des Staates oder des Parlamentes«. Wenn z. B.

in einem souveränen konstitutionellen Staate
,

unter Zustimmung
aller Faktoren der Staatsgewalt, ein Gesetz verfassungsmässig zu

Stande gekommen ist, so ist formell ein solches Gesetz unbe-

stritten gültig und rechtmässig
,
mag sein Inhalt sein

,
welcher er

will
;
denn es ist keine höhere Autorität vorhanden, welche ein sol-

ches Gesetz als rechtswidrig verwerfen könnte. Aber diese Unum-
schränktheit ist nur eine formelle, keine materielle. Ueber

dem menschlichen Bereiche des Staates steht, als eine höhere Macht,

die sittliche und natürliche Ordnung der Dinge
,
welche der Staat
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nicht umkehren und verwirren darf, ohne Unrecht zu thun
; so darf

er die Freiheit der Wissenschaft, des Glaubens, die ewigen Grund-

sätze des Sittengesetzes nicht antasten. Thut der Staat es aber den-

noch, so giebt es über der Gesetzgebung des Staates freilich keine

höhere Instanz, welche ein solches materielles Unrecht auch formell

dafür erklären
,
ein solches Gesetz ausser Kraft setzen könnte

,
aber

dem Betheiligten gegenüber erscheint ein solcher Akt der Staats-

gewalt
,

trotz seiner formellen Korrektheit
,

als unverbindlich.
Der Betheiligte kann und muss in einem solchen Falle

,
freilich auf

die Gefahr hin Märtyrer seiner Ueberzeugung zu werden, der ihre

Sphäre überschreitenden Staatsgewalt den Gehorsam verweigern

und gegen das Unrecht protestiren. Das Wort: »Man soll Gott

mehr gehorchen, als den Menschen« bleibt trotz alles Missbrauchs,

welchen man in unseren Tagen damit getrieben, eine ewige Wahr-
heit. Es ist eine gefährliche Ueberspannung der Staatsidee

,
wenn

man die Staatsgewalt nicht nur als die oberste, sondern auch als die

absolute Macht auf Erden ansieht, welche schlechthin, auch ma-
teriell, kein Unrecht thun kann

,
welche der einzige Regulator aller

menschlichen Verhältnisse sein soll. Wo der Staat solche sittliche

und natürliche Schranken nicht anerkennt, wo er jede Ueberschrei-

tung des rechtlichen Umkreises der Staatsgewalt für erlaubt hält,

ist Staatsabsolutismus vorhanden , welcher wohl zu unter-

scheiden ist vom Fürste nabsolutism us, denn auch ein konsti-

tutionelles Parlament, ja eine demokratische Volksversammlung

kann dieser gefährlichen Richtung ebenso verfallen, wie ein Allein-

herrscher. Es ist bezeichnend genug
,
dass zwei so diametral ent-

gegengesetzte Geister, wie Hobbes, der Vorkämpfer despotischer

Willkür, und Rousseau, der publicistische Prophet der franzö-

sischen Revolution, gerade in dieser Richtung völlig übereinstim-

men. Hobbes’ »imperium absolutum« und Rousseau’s »volonte

generale« proklamiren gleichmässig den schrankenlosen Staatsabso-

lutismus. Ausser diesen sittlich-natürlichen Schranken, welche

durch das Wesen des Staates und der Staatsgewalt selbst gezogen

sind, giebt es noch geschichtlich gewordene, positiv -rechtliche
Schranken, welche nur in gewissen Staaten, unter bestimmten Ver-

fassungsformen gelten. In den konstitutionellen Staaten sind die-

selben zum Theil zu Sätzen der Verfassungsurkunde geworden

und ziehen, gegenüber der Rechtssphäre der Staatsbürger, bestimmte

Schranken, in welche die Staatsgewalt nicht eingreifen darf; es sind

dies die sog. Grundrechte oder Volksrechte. Als Theile der Ver-
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fassungsurkunde sind sie nicht nur für die Verwaltung, sondern

auch für die gewöhnliche Gesetzgebung unantastbar. Nur durch

verfassungsändernde Gesetze können diese Schranken beseitigt wer-

den. Ebenso bilden die sog. wohlerworbenen Rechte eine

Schranke für die Staatsgewalt, freilich ebenfalls nur von relativer

Bedeutung. Wenn ein Gesetz, ohne zwingende Gründe des öffent-

lichen Wohles und ohne volle Entschädigung des Berechtigten, ein

wohlerworbenes Recht aufhebt, so ist dies entschieden eine Rechts-
verletzung, welche das Rechtsbewusstsein verurtheilt, gegen

welche aber dem Verletzten in der Regel ein Rechtsmittel nicht

zusteht. Die Staatsgewalt solcher Staaten, welche einem grösseren

Staatensysteme angehören, kann in der höhern Ordnung des letztem

sehr weitgehende Schranken finden. So war die Staatsgewalt der

deutschen Einzelstaaten vielfach schon durch die Grundverträge

des deutschen Bundes beschränkt, noch mehr ist dies jetzt der Fall

durch die ReichsVerfassung und durch die Reichsgesetze.

§ 18 .

Verschiedene Funktionen der Staatsgewalt.

(Einl. S. 174—181 1

.)
n :

Der Staat, als einheitliche Persönlichkeit, kann auch nur einen

einheitlichen Willen haben. Darum ist Einheit und Untheilbarkeit

eine wesentliche Eigenschaft der Staatsgewalt. Es ist ein Wider-

spruch, mehrere selbständige Staatsgewalten »pouvoirs« anzu-

nehmen. Bei der reichen, mannigfachen Wirksamkeit der Staats-

gewalt ist es indessen ein wissenschaftliches Bedürfniss, verschiedene

Funktionen der Staatstliätigkeit zu unterscheiden. Vom Standpunkte

der übrigen Staatswissenschaften aus mögen sich speziellere Ein-

theilungen nach den zahlreichen Ge genständen der Staatsthä-

tigkeit rechtfertigen, vom juristischen Standpunkt begnügt sich das

Staatsrecht mit der Dreitheilung, der alten trias politica
,
wel-

cher die neuere Wissenschaft einen tiefem Inhalt gegeben hat,

indem sie nicht die äussere Form, sondern den innern Gehalt
der Staatstliätigkeit zum Eintheilungsgrund nimmt. Darnach unter-

scheiden wir drei innerlich verschiedene Funktionen der Staats-

gewalt :

1) der Staat giebt Gesetze, d. ft. er begründet und ändert

staatliche Institutionen und setzt allgemein verbindliche Rechts-

grundsätze fest. Aufgabe der Gesetzgebung ist
,
das Recht gesetz-

lich zu bestimmen. Der Staat ist nicht alleiniger Schöpfer von
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Rechtssätzen. Ausserhalb des Staates, wie im Staate ist auch das

Gewohnheitsrecht ein bedeutsamer Faktor der Rechtserzeugung.

Aber je mehr der Staat seiner selbst bewusst wird und seine Zwecke

klar ins Auge fasst, um so mehr nimmt er die Rechtssetzung selbst

in die Hand, besonders auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes.

Seine eigene Organisation und die Rechtsordnung seiner Thätigkeit

steckt er durch sein eigenes Gesetz ab. Die Verbindlichkeit des

Gesetzes beruht auf der Autorität der Obrigkeit
,
welche einen von

ihr aufgestellten Rechtssatz den Staatsgenossen zu befolgen befiehlt.

Die rechtsetzende Thätigkeit ist die höchste staatliche Willensäusse-

rung, an welche die gesammte übrige Staatsthätigkeit gebunden ist.

Aber ein Staat, welcher sich mit Aufstellung und Sanktion von

Rechtssätzen begnügen würde, wäre verloren. Gesetze sind abstrakte

Sätze
,
welche erst durch die übrige Staatsthätigkeit praktische

Wirksamkeit empfangen.

2) Der Staat richtet, d. h. er stellt das verletzte Gesetz durch

Eingreifen in die Rechtssphäre der verletzenden Individuen wieder

her. Nicht der einzige, wohl aber der ursprüngliche und oberste

Zweck des Staates ist die Herstellung und Vertheidigung der

Rechtsordnung gegen Verletzungen jeder Art, mögen diese gegen

den Staat in seiner Gesammtheit oder gegen einzelne Individuen

gerichtet sein. Bei dieser Thätigkeit der Staatsgewalt kommt die

unwandelbare, rücksichtslose Anwendung des Gesetzes allein zur

Geltung. Zweckmässigkeitsgründe und Erwägungen des öffent-

lichen Wohles liegen der richterlichen Thätigkeit fern. Es ist un-

richtig, das Eigentümliche des Gerichtes blos im Urteilen, in der

logischen Funktion der Subsumtion des Falles unter die Regel zu

suchen. Das Urteilen kommt einerseits ebenso gut auch auf andern

Gebieten der Staatsthätigkeit vor, andrerseits erschöpft es die Thä-

tigkeit des Gerichtes nicht. Das Wesen des Gerichtes liegt nicht

imUrtheilen, sondern im R i c h t e n, d. h. in der Gewährung dfes

Rechtsschutzes, in der Wiederherstellung des Rechtes bei vorge-

kommenen Rechtsverletzungen. Kraft ihrer obrigkeitlichen Funk-

tion üben die Gerichte Zwang gegen das Individuum aus, leiten den

Process und vollstrecken schliesslich das Urtheil durch Eingriff in

die sonst unantastbare Rechtssphäre des Individuums. In der rich-

terlichen Thätigkeit tritt die Staatsgewalt, in ihrer erhabenen speci-

fischen Mission, als Schützerin und Wiederherstellerin der Rechts-

ordnung im Staate auf.

3) Der Staat verwaltet oder regiert. Mit steigender
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Kultur wachsen auch die Anforderungen der Menschen an den Staat.

Man misst »die Civilisation« wesentlich nach den Leistungen

des Staates für allgemeine Staatszwecke. Ausser dem Rechtsschutze

liegt dem Staate der Schutz seiner Angehörigen und seines Gebietes

gegen Angriffe von aussen und die Pflege der materiellen und geisti-

gen Interessen des Volkes ob. Solche Aufgaben können nicht durch

Aufstellung von Rechtsregeln gelöst werden. Es bedarf hier nicht

abstrakter Sätze, sondern eines konkreten Handelns, eines Eingrei-

fens und Befehlens für den einzelnen Fall. Wohl bilden die Ge-
setze die Schranken, die negative Umzäunung der Verwaltungs-

thätigkeit nach allen Seiten hin, aber innerhalb der gesetzlichen

Schranken fasst sie mit voller Freiheit die ihr heilsam und zweck-

mässig erscheinenden Beschlüsse. Von sich aus, nicht um ein

Gesetz zu vollziehen
,
verhandelt sie mit fremden Mächten

,

giebt

Aufträge an ihre Unterthanen, errichtet Anstalten zur Förderung

von Bildung und Wohlstand, ernennt Beamte, verfügt über das

Heer. Die Verwaltung ist die normale Verrichtung der Staatsge-

walt, welche ununterbrochen thätig sein muss
,
während die beiden

andern Funktionen, Gesetzgebung und Gericht, nur durch beson-

dere Veranlassung in Thätigkeit gesetzt werden; sie ist die Leitung

der öffentlichen Thätigkeit für das Gemeinwohl, ihr Princip ist

Zweckmässigkeit. Das Wesen der Verwaltung liegt nicht im Voll-

ziehen von Gesetzen, sondern in der Macht, im einzelnen Fall das

Gemeinnützige anzuordnen, das Gesammtwohl anzustreben und zu

versorgen, den Staat zu schützen und nach aussen zu vertreten. Die

Verwaltung wird durch die Gesetze nicht positiv bestimmt, sondern

nur negativ begrenzt. Die Motive ihres Handelns entnimmt sie

nicht den Gesetzen, sondern ihrer eigenen Auffassung von den

Staatszwecken und der sachgemässen Verfolgung derselben. Wie
der Privatmann seine Privatzwecke, so verfolgt sie die Staats-

zwecke in eigner schöpferischer Thätigkeit, nicht positiv bestimmt

durch die Gesetze
,
wohl aber gebunden an ihre Beobachtung und

verpflichtet, dieselben nirgends durch ihre Thätigkeit zu verletzen.

Eine »Verwaltung nach Gesetzen« bedeutet nicht eine Ver-

waltung aus gesetzlichen Motiven, sondern eine Verwaltung inner-

halb der gesetzlichen Schranken.
In diesem verschiedenen Verhältnisse zum Gesetze liegt der

tiefgreifende Unterschied zwischen der richterlichen Thätigkeit und

der Verwaltung. Der von Stahl formulirte Satz, »dass für den

Rechtsspruch das Gesetz Zweck, für die Verwaltung Schranke
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sei«, bezeichnet denselben in treffender Kürze. Aus diesem innern

Grunde scheidet sich die richterliche Thätigkeit aufs bestimmteste

von der Verwaltung ab; aus demselben lassen sich auch die Eigen-

tümlichkeiten erklären, durch welche die persönliche Rechtsstel-

lung der Richter, sowie das Verfahren vor den Gerichten sich von

der Stellung und der Thätigkeit der Verwaltungsbeamten so bestimmt

abhebt. Dennoch lässt sich nicht verkennen, dass Gericht und Ver-

waltung, der Gesetzgebung gegenüber, wieder manches Gemeinsame

haben. Beide sind nicht befugt, neue Rechtssätze aufzustellen, an

der bestehenden Rechtsordnung etw as zu verändern, innerhalb deren

sie sich zu bewegen haben. Für beide Funktionen ist das Gesetz

unzweifelhaft die höhere verbindende Autorität. Daraus rechtfertigt

sich auch eine Zweitheilung der Funktionen der Staatsgewalt,

wobei man Gericht und Verwaltung als Exekutive, Vollzie-
hung bezeichnet und dem Bereiche der Gesetzgebung gegenüber-

stellt. Wenn man diesen einmal üblichen Namen der Exekutive

beibehält, ohne sich dieselbe, wie das Wort besagt, als eine blosse

Vollziehung der Gesetze zu denken, so lässt sich dagegen nichts

einwenden und wir haben uns in diesem Sinne dem Sprachge-

brauche früher angeschlossen, räumen aber ein, dass derselbe immer-

hin leicht zu einer missverständlichen Auffassung Veranlassung

geben kann, und werden ihn deshalb von nun an möglichst vermei-

den. Ueberhaupt überwiegt das Verschiedenartige in Justiz und

Verwaltung dermassen das Gemeinsame
,

dass eine Zusammen-
fassung dieser beiden Funktionen unter Einen Gesammtbegriff nicht

geboten erscheint, und wir legen deshalb unserer Systematik jetzt

die Dreitheilung der Staatsthätigkeit in Gesetzgebung, Gericht

und Verwaltung zu Grunde.

Drittes Kapitel.

Von der Verschiedenheit der Staaten nach ihrer

Verfassungsform.
(Einl. S. 184—197.)

§ 19 .

Eintheilungsgrund

.

Die Staatsgewalt, als die einheitliche höchste Willensmacht des

Staates, ist in ihrem Rechtsgrunde
,
ihrer Begrenzung

,
ihren Funk-
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tionen ganz dieselbe in allen Staaten, ohne Rücksicht auf ihre

Yerfassungsform. Die bis jetzt vorgetragenen Grundsätze über

die Staatsgewalt finden auf jeden civilisirten Staat gleichmässig

Anwendung. Nicht in dem Wesen und der rechtlichen Natur der

überall sich gleichbleibenden Staatsgewalt, sondern in der Art und

Weise, wie die Staatsgewalt in concreto personificirt oder organisirt

ist, liegt die staatsrechtlich wichtigste Verschiedenheit
der Staaten. Für verschiedene wissenschaftliche Betrachtungs-

weisen mögen verschiedene Eintheilungen der Staaten am Platze

sein . Für das Staats recht, in welchem die rechtliche Organisa-

tion des Volkes zum Staate dargestellt wird, kann der Eintheilungs-

grund nur in der Konstituirung der Obrigkeit, d. h. in dem Sub-
jekte der Staatsgewalt, gefunden werden.

Subjekt der Staatsgewalt ist entweder ein einzelner Mensch zu

selbständigem Rechte — Monarchie — oder eine Personen-

mehrheit als Kollektivbegriff, ein bestimmter Stand — Aristo-
kratie— oder die Gesammtheit des Volkes— Demokratie. Ari-

stokratie und Demokratie stimmen darin überein, dass in beiden

Staatsformen nicht ein einzelner Mensch
,
sondern eine Personen-

mehrheit herrscht
; man bezeichnet daher beide mit dem gemein-

samen Namen Republik und es lässt sich daher nichts dagegen

einwenden, wenn manche Staatsgelehrte, wie Waitz und Zacha-
r i ä, eine Zweitheilung der Staatsformen annehmen

,
so dass nur

Monarchie und Republik einander gegenüberstehen, wenn man nur

den grundverschiedenen Charakter der aristokratischen und demo-

kratischen Republik dabei gehörig hervorhebt. Dagegen darf die

Theokratie, wie dies von Bluntschli geschieht, nicht als

eigene Staatsform aufgezählt werden. Wie bedeutsam auch das

theokratische Prinzip in der Staatengeschichte eingewirkt hat, so

betrifft es doch nur den Glauben an den Ursprung der Staatsge-

walt, aber nicht das wirkliche Regiment, welches entweder ein

König monarchisch oder eine Priesterschaft aristokratisch im Namen
dieses Ursprungs führt. Die Theokratie würde nur dann den übri-

gen Staatsformen koordinirt werden können, wenn wirklich und

nicht blos in der Vorstellung ein andrer übermenschlicher Regent

gegeben wäre. So bleiben denn, nach der uralten aristotelischen

Eintheilung
,
nur drei Hauptformen : die Monarchie

,
die Aristo-

kratie, die Demokratie, von denen jedoch die beiden letzteren

wieder als Republik der Monarchie gegenübergestellt werden

können.
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§ 20 .

1) Die Demokratie. (Einl. S. 187.)

Auch in der Demokratie ist nicht das zufällige Aggregat der

Einzelnen, noch weniger das Individuum, sondern das Volk in sei-

ner verfassungsmässigen Gliederung Träger der Staatsgewalt. Auch

in der Demokratie, wie in jeder Staatsform, sind die einzelnen Indi-

viduen, als solche, Unterthanen der Staatsgewalt; aber das

Eigentümliche der Demokratie besteht darin, dass dieselben

Einzelnen in ihrer verfassungsmässigen Einheit, als Kollektiv -

begriff gedacht, auch die Träger der Staatsgewalt bilden. Die

antike Demokratie ist von der modernen darin verschieden, dass

jene durchgängig eine unmittelbare war, diese regelmässig eine

repräsentative ist. Im Alterthume übte das ganze Volk in sei-

ner Versammlung, sKulrjolcc

,

die obersten Rechte der Staatsgewalt

selbst aus. In den modernen Staaten, welche nicht mehr auf der

Grundlage einer rechtlosen Sklavenbevölkerung beruhen
,
kommt

die unmittelbare Demokratie nur unter den einfachsten Ver-

hältnissen
,
bei kleinen Hirten- und Bauernvölkerschaften

,
wie in

den Bergkantonen der Schweiz noch vor. Sonst hat überall
,
auch

in der Schweiz, die Demokratie einen repräsentativen Charakter

angenommen, d. h. das Volk übt nicht mehr in seiner Gesammtlieit,

in seiner Urversammlung die höchsten Rechte der Staatsgewalt aus,

sondern wählt nur Repräsentanten, welche an seiner Statt diese

Rechte ausüben. Dadurch hat die demokratische Staatsform die

Möglichkeit gewonnen, auch grössere Völker und Gebiete zu um-
spannen. Die grossartigste Entwickelung der repräsentativen Demo-
kratie bieten die Vereinigten Staaten von Nordamerika.

§ 21 .

2) Die Aristokratie. (Einl. S. 189.)

Das Wesen der Aristokratie besteht darin, dass hier ein be-

stimmter bevorzugter Stand die Herrschaft aus eigenem Rechte aus-

übt. Darin ist die aristokratische Form der demokratischen ver-

wandt, dass auch hier dieselben Personen, als Mitglieder der

regierenden Körperschaft
,
Th e i 1 h ab e r an der Staatsgewalt

,
als

einzelne Individuen dagegen Unterthanen der Staatsgewalt sind

;

sie unterscheidet sich aber dadurch von der demokratischen Staats-

form, dass in der Demokratie das Volk unter gleichmässiger Bethei-

ligung aller Stände und Klassen zur Herrschaft berufen ist, in der

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 3
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Aristokratie dagegen nur ein bestimmter Stand, welchem das ganze

übrige Volk als gehorchende Masse gegenübersteht.

Im Alterthume, wie im Mittelalter, hat die aristokratische

Staatsform vielfach gegolten. Wie das«jonische Athen der prägnan-

teste Ausdruck der Demokratie, so war Sparta der Grundtypus

dorisch-aristokratischer Staatsform. Der siegreiche Stamm der Spar-

tiaten war hier der allein herrschende, welchem die alten besiegten

Ureinwohner, Lacedämonier, Periöken als Unterthanen gehorchten.

Auch Kreta, Karthago, und vor allem die altrömische Patricierver-

fassung bieten Beispiele aristokratischer Republiken. Im Mittelalter

erscheinen die deutschen Städte, bis zu den demokratischen Umge-
staltungen im 14. und 15. Jahrhundert, als Aristokratien der Ge-

schlechter. Die vollendetste Aristokratie ist Venedigs streng geord-

nete Adelsherrschaft. Aber keine aristokratische Republik hat sich

bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts behaupten können, die Aristo-

kratien sind sämmtlich entweder der wachsenden Macht der Fürsten

oder dem demokratischen Volksgeiste der Neuzeit erlegen. Alle

gegenwärtigen Republiken, auch die drei kleinen deutschen Städte-

republiken, sind im staatsrechtlichen Sinne Demokratien.

§ 22 .

3) Die Monarchie. (Einl. S. 190—195.)

Monarchie ist überall da vorhanden, wo eine einzelne physische

Person an der Spitze des Staates steht und aus eigenem selbstän-

digem Rechte Träger oder Organ der Staatsgewalt ist. Auf diese

Selbständigkeit des Rechtes kommt es vor allem an, nicht auf

den Umfang der Befugnisse. Ein republikanischer Magistrat, z. B.

ein Konsul, Präsident, kann sehr umfassende Befugnisse haben,

aber er übt sie im Aufträge, als Beamter, nicht aus eigenem Rechte.

Während in der Republik, am umfassendsten in der Demokratie, in

beschränkterem Maasse in der Aristokratie
,
die an der Herrschaft

tbeilnehmenden Personen in andrer Beziehung doch wieder als Re-

gierte erscheinen, ist der Monarch nur Herrscher, nie Unterthan,

nur Regent, nie Regierter. Jede staatsrechtliche Unterordnung des

Monarchen unter einen andern Staatskörper würde das Wesen der

Monarchie zerstören. Die monarchische Staatsform hat zu allen

Zeiten die allgemeinste Verbreitung gefunden. Darum bietet sie in

ihrer geschichtlichen Entwickelung auch die grösste Mannigfaltig-

keit. Je nach der Art und Weise, wie in einem Staate die Person des

Monarchen bestimmt wird, unterscheidet man die Er bm o n a r c h i e,
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in welcher die Staatsgewalt nach Geblütsrecht erworben wird
,
von

der Wahlmonarchie, in welcher der Träger der höchsten Ge-

walt durch irgend eine Form der Wahl bestimmt wird. Obgleich

die Wahl mit dem Wesen der Monarchie nicht absolut unverträg-

lich erscheint, so entspricht doch die Succession nach Geblütsrecht

entschieden mehr der selbständigen Natur der monarchischen Ge-

walt und sind gegenwärtig alle europäischen Monarchien Erbmo-

narchien geworden. Die Wahlmonarchie, als antiquirte Form,

kommt daher praktisch nicht mehr in Betracht.

Von viel grösserer Bedeutung ist die Verschiedenheit der Mo-

narchien in Be tr eff des Umfanges der monarchischen Staats-

gewalt und des Verhältnisses des Herrschers zum beherrschten

Volke. Zu verschiedenen Zeiten und bei verschiedenen Völkern

hat allerdings der Wille des Monarchen als der alleinige Faktor im

Staatsleben gegolten
,
so dass die ganze öffentliche Rechtsordnung

in letzter Instanz von seinem Belieben abhing (absolute oder unum-

schränkte Monarchie). In dieser Weise stellt sich besonders die

Monarchie bei den orientalischen Völkern als Despotie dar, wo

alles Recht in dem Monarchen dergestalt vereinigt ist
,
dass ausser

ihm und ihm gegenüber niemand ein festes Recht hat. Die orienta-

lische Despotie überspannt dermassen die Macht des Menschen, dass

sie sich durch ein theokratisches Princip zu rechtfertigen suchen

muss. Bei den europäischen Völkern tritt die Monarchie nur da in

dieser Gestalt auf, wo ein Volksleben sich geschichtlich ausgelebt

hat oder sich in einem Uebergangszustande befindet. Das erste war

bei den Römern der Fall, als das Cäsarenthum sich zur schranken-

losen Selbstherrschaft steigerte, das zweite fand am Ende des Mittel-

alters statt, wo der Absolutismus den Uebergang vom Feudalstaate

zur modernen Staatsordnung zu bahnen berufen war (neuere abso-

lute Monarchie — Höhepunkt unter Philipp II. und Ludwig XIV.).

Ueberall stützte sich diese absolute Richtung auf romanistische Ideen

(»princeps legibus solutus est«, »quod principi placuit, legis habet

vigorem«), stand aber in grellem Widerspruche mit der Rechtsan-

schauung der germanischen Völker.

Das mit Volksfreiheit gepaarte Königthum ist der

grosse Staatsgedanke, welchen die Germanen in die Weltgeschichte

eingeführt haben. Schon in der Germania des Tacitus ist derselbe

mit den Worten angedeutet: »nec regibus infinita ac libera potestas«.

Immer und überall steht dem Volke ein bestimmt geregelter Anth eil

an den Funktionen der Staatsgewalt zu. Zusammenwirken von

3 *
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König und Volk ist das Wesen der germanischen Monarchie. Vieles

hat sich im Laufe der Zeiten geändert: die Art des Zusammenwir-

kens, der Kreis derer, die zur staatlichen Mitwirkung berufen sind,

die Abgrenzung des Gebietes
,
auf welchem die aktive Theilnahme

des Volkes am Staatslehen stattfindet; aber in allen Phasen ist der-

selbe germanische Grundgedanke wirksam, dass der Monarch nicht

alles staatliche Leben absorbiren darf, dass das Volk, auf dem der

Staat, als seinem Substrate, ruht, nicht nur als passiv gehorchende

Masse, sondern als a k t i v mitwirkender Faktor am Staats-

leb e n betheiligt sein soll. In der verfassungsmässigen Monarchie

ist der König das höchste Glied
,
das Haupt in der Rechtsordnung

des Staates, aber er steht innerhalb der verfassungsmässigen

Staatsordnung, nicht über derselben. Er ist gebunden an eine

höhere, von seiner Willkür unabhängige Staatsordnung
,
welche er

nicht brechen darf, ohne den Staat und somit sein eigenes Recht in

Frage zu stellen, er darf die wichtigsten Rechte der Staatsgewalt

nur ausüben unter der Theilnahme von Organen, die in ihrer Sphäre

ebenfalls selbständig sind.

Als Gegensatz der absoluten, unumschränkten Monarchie er-

scheint daher die verfassungsmässige
,

staatlich geordnete, volks-

tliümliche Monarchie
,
welche nicht als eine Aufhebung oder Her-

absetzung des monarchischen Princips, sondern als eine reicher

gegliederte Organisation der monarchischen Staatsform aufgefasst

werden muss. Was einst in der mittelalterigen Form der aristokra-

tisch und ständisch gegliederten Monarchie einen unvollkommenen

Ausdruck fand, stellt sich in der modernen Form der repräsentativen

und konstitutionellen Monarchie vollendet dar. In der Aneignung

und Durchführung dieses ächt germanischen Staatsgedankens Hegt

die wichtigste staatliche Aufgabe unseres Zeitalters. Uebrigens fin-

det innerhalb dieser Staatsgattung wieder eine reiche Mannigfaltig-

keit der Verfassungsformen statt, deren bestimmte, historisch gewor-

dene Individualität zu charakterisiren dem besondern Staatsrechte

der einzelnen Staaten überlassen werden muss. Ein konstitutionelles

Staatsrecht für alle Völker und alle Zeiten bleibt eine inhaltlose

Fiktion. Staatsrechtlich verwerflich und politisch gefährlich ist es,

eine bestimmte Schablone der konstitutionellen Monarchie aufzu-

stellen, nach welcher das positive Staatsrecht der einzelnen Staaten

gemodelt werden soll, aus welcher gewisse sog. konstitutionelle

Forderungen, wie ewige Vernunftwahrheiten, hergeleitet werden

sollen.
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Als wesentliche Merkmale, welche die konstitutionelle Mo-
narchie von der absoluten scheiden, können nur folgende allgemeine

Momente betrachtet werden

:

1) Während der Monarch im absoluten Staate in seinem Regen-

tenberufe nur durch sittlich-naturrechtliche Schranken gebunden

ist. ist er im konstitutionellen Staate positiv-rechtlich in der Aus-

übung der ihm zustehenden Gewalt begrenzt und verfassungsmässig

bestimmt. Auch der absolute Monarch ist zwar in seinen Regie-

rungshandlungen an das Gesetz gebunden, so lange es eben
Gesetz ist. Da er aber jeder Zeit das Gesetz nach eigenem Er-

messen ändern kann
,
so bindet ihn das Gesetz nur solange

,
als er

daran gebunden sein will. In der konstitutionellen Monarchie ist

das Gesetz eine Macht auch über dem Monarchen. Vor allem ist

die Verfassung, als das wichtigste, die Staatsform selbst fest-

stellende Gesetz, jeder willkürlichen Veränderung durch den Mo-
narchen entzogen. Dabei ist es nicht nöthig. dass die Verfassung in

einem sog. Grundgesetze kodificirt sei
;
dieselbe kann auch auf ein-

zelnen Gesetzen oder auf Gewohnheitsrecht beruhen (wie bekannt-

lich in England) . Wer behauptet, dass der Monarch aus irgend einem

Grunde die Verfassung einseitig ändern könne, negirt die Grund-

feste des konstitutionellen Staatsrechtes.

2) Durch die Verfassung ist die Freiheitssphäre der Unter-

thanen dem Monarchen gegenüber abgesteckt, sodass er in dieselbe

nicht willkürlich eingreifen darf, individuelle Sphäre der Volks-

freiheit
,
negative Freiheitsrechte. Ohne solche Grundrechte der

Bürger ist die konstitutionelle Monarchie undenkbar, wenn auch

der übliche Katalog nichtssagender Grundrechtsphrasen von lehr-

buchartiger Allgemeinheit weder nöthig, noch wünschenswerth ist.

3) In der konstitutionellen Monarchie ist der Monarch bei Aus-

übung der staatlichen Funktionen an die Mitwirkung mehr oder

weniger selbständiger Organe gebunden, ohne die er mit rechtlicher

Gültigkeit gar nicht handeln kann. Das wichtigste Organ ist die

Volksvertretung, deren Aufgabe es ist, die Interessen und
Rechte der Staatsbürger gegen jede etwaige Verletzung zu verthei-

digen und, ohne selbst zu regieren
,
den Gang der Regierung im

volksthümlichen Sinne zu bestimmen und zu beeinflussen, indem

dieselbe gerade in den wichtigsten Staatsangelegenheiten ohne die

Zustimmung der Volksvertretung nicht staatlich handeln kann.

Das Vorhandensein eines solchen selbständigen Staatsorgans,

in welchem sich die Theilnahme des Volkes an der Ausübung der
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Staatsgewalt darstellt, ist ein unbedingt nothwendiges Merkmal der

konstitutionellen Monarchie. Auch muss dieses Organ ein ent-
scheidendes Wort auf dem Gebiete der Gesetzgebung und der

Ordnung des Staatshaushalts mitzureden haben, bloss berathende

Stände bilden keine rechtliche Schranke gegen die Willkür des

Absolutismus. Dagegen lässt sich innerhalb des konstitutionellen

Systems die grösste Mannigfaltigkeit in der Zusammensetzung
dieser Körperschaft denken, für welche es durchaus keine allge-

mein gültigen konstitutiven Principien giebt. Aber auch auf dem
Gebiete der anderen staatlichen Funktionen treten dem konstitu-

tionellen Monarchen nothwendig mitwirkende Organe zur Seite.

So kann er die richterliche Gewalt nur ausüben durch das

Organ eines selbständigen Richteramtes, welches im Rechtsprechen,

von seinen persönlichen Weisungen völlig unabhängig, nur an die

Autorität des Gesetzes gebunden ist.

Aber auch auf dem freiesten Gebiete der monarchischen Thä-

tigkeit, der eigentlichen Regierung oder Verwaltung, wo der persön-

liche Herrscherwille am meisten zur Geltung kommt, kann der

Monarch nur handeln unter Mitwirkung von Staatsdienern
,
welche

für alle seine Regentenhandlungen die verfassungsmässige Verant-

wortung übernehmen. Volksvertretung, unabhängige Ge-
richte und verantwortliche Minister sind die dem konstitu-

tionellen Monarchen bei seinen Staatsfunktionen zur Seite tretenden

Organe, deren Mitwirkung freilich staatsrechtlich eine sehr verschie-

denartige Bedeutung hat. So ist der konstitutionelle Monarch über-

all bei Ausübung der Staatsgewalt verfassungsmässig beschränkt

und an die Mitwirkung anderer Organe und unentbehrlicher Mitar-

beiter gebunden
,
keineswegs aber ist ihm die Selbstausübung der

Staatsgewalt entzogen
;
vielmehr kommt, innerhalb der verfassungs-

mässigen Schranken, seine freie persönliche Entschliessung zur

vollen Geltung.

Staatsrechtlich ist das monarchische Princip in der konstitu-

tionellen Staatsordnung nur da gewahrt, wo grundsätzlich die

gesammte Staatsgewalt in der Person des Monarchen
vereinigt ist und die Befugnisse der Volksvertretung nicht als

Mitregierungsrechte
,
sondern als Beschränkungen der monar-

chischen Gewalt aufgefasst werden. Trotz ihrer Selbständigkeit

bleiben alle andern staatlichen Organe dem Monarchen untergeord-

net, ohne und gegen dessen Willen nichts mit rechtlicher Kraft

im Staate vor sich gehen kann (Verwerflichkeit des sog. suspen-
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siven Veto) . In sämmtlichen deutschen Einzelstaaten ist in dieser

Beziehung das monarchische Princip gewahrt, indem die Vereini-

gung der gesammten Staatsgewalt in der Person des Monarchen ein

Fundamentalsatz des deutsch-konstitutionellen Staatsrechtes ist;

doch lässt sich nicht verkennen, dass ausserhalb Deutsch-
lands der Konstitutionalismus andere Bahnen beschritten hat,

welche das monarchische Princip nicht so in seiner Reinheit be-

wahren. Selbst das englische Staatsrecht legt dem Parlamente,

d. h. dem König und beiden Häusern, dem rex in parliamento
,
die

oberste Staatsgewalt bei.

Viertes Kapitel.

Von der Verbindung mehrerer Staaten zu einem Staaten-

system

§23.

Standpunkt der Betrachtung.

Die regelmässige Form, in welcher ein Volk seine staatlichen

Aufgaben zu lösen sucht, ist der Einheitsstaat
,

civitas simplex.

1 Die älteste bedeutende Untersuchung über Staatenverbindungen ver-

danken wir Samuel v. Pufendorf: dissert. de systematibus civitatum in

seinen dissertationes select. p.265—330 (Londini Scanorum 1675). Bahnbrechende
Untersuchungen über die Natur des deutschen Reiches, als eines zusammenge-
setzten Staates, stellte bereits an LudolfHugo de statu regionum Germaniae
liber unus 1661. Herausgegeben von J. N. Hert, Giessen 1769. Allgemeinere

Betrachtungen über die Natur der Staatensysteme wurden erst in neuerer Zeit

veranlasst durch die Gründung des nordamerikanischen Bundesstaates, dessen

Grundgedanken in den klassischen Aufsätzen des Federalisten von Hamil-
ton, Madison und Jay erörtert wurden. Auf diese Ausführungen gründete dann

A. de Tocqueville seine Ansichten über ‘den Bundesstaat (De la democratie en

Amerique, besonders Tom. I. Chap. VIII »de la Constitution federale). Auf
Tocqueville baute dann G. Wait z seine einflussreiche Theorie vom Bundesstaate

(in seiner Politik Aufl . III, S. 152—218, früher gedruckt in der Allgem. Monats-
schrift für Wissenschaft und Literatur 1 853) . Diese Theorie hat die deutsche

Wissenschaft längere Zeit ganz beherrscht und auch ich habe mich ihr früher

angeschlossen (Einl. Kap. VII. S. 197 ff.). Die neueren wissenschaftlichen Unter-

suchungen über den Bundesstaat von H. von Treitschke, A. Hänel, Laband,
Brie u. s. w., sowie die grossen geschichtlichen Ereignisse und Vorgänge des

Jahres 1867 haben mich überzeugt, dass die Waitzische Theorie dringend
einer Korrektur bedarf. Unter ihrem Einflüsse hat man die Sphäre des Ge-
sammtstaates und der Einzelstaaten auseinandergerissen und sich die Sache so
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Darum hat sich die ältere Staatslehre meist nur mit dieser regel-

mässigen Gestaltung des Staatslebens beschäftigt und lange die ver-

schiedenen Formen der Staatenverbindungen unbeachtet gelassen.

Erst die wachsende Bedeutung solcher Staatenverhindungen im

praktischen Lehen hat die Theorie genöthigt, ihnen ihre Aufmerk-

samkeit zuzuwenden, und zu dem Versuche veranlasst, dieselben

unter wissenschaftliche Kategorien zu bringen
;
doch fehlt es bis auf

den heutigen Tag an der wissenschaftlichen Uebereinstimmung in

der Begriffsbestimmung, wie in der Terminologie. Vor allem kommt
es darauf an, nicht hlos sich einseitig mit der Entwickelung des

Gegensatzes zwischen Staatenbund und Bundesstaat zu beschäftigen,

wie dies gewöhnlich geschieht, sondern nach einer Eintheilung zu

suchen, welche alle Arten der Staatenverbindung umfasst. Diese

Eintheilung kann für die Rechtswissenschaften auch nur eine

juristische sein und so unterscheiden wir, nach den beiden

grossen Rechtsgebieten, völkerrechtliche und staatsrecht-
liche Verbindungen. Wir bezeichnen mit dem ganz allgemeinen,

zuerst von Pufendorf in die Wissenschaft eingeführten Namen
der Staatensysteme alle Verbindungen mehrerer Staaten, welche

trotz ihrer bleibenden rechtlichen Zusammengehörigkeit sich doch

als Staaten, mit einer mehr oder minder selbständigen Staatsge-

walt, nicht blos als Provinzen eines grossem Ganzen darstellen.

Ausgeschieden von der Betrachtung bleibt daher der decent ra-

gedacht, dass jeder Theil sich in der ihm zugewiesenen Sphäre mit der gleichen

Freiheit bewege, als ob ihn der andere gar nichts anginge. Eine solche Auf-
fassungwiderspricht der Einheit des Staatsbegriffes und würde, praktisch durch-

geführt, zur Entzweiung so vollständig selbständig gestellter Gewalten, ja zur

Auflösung des Staates führen. In dieser Negation ist die Polemik von M. S e y d e]l

(Kommentar zur Verfassung des Reiches. Würzburg 1873) wohlbegründet, schiesst

aber über das Ziel hinaus, indem sie den| Begriff des Bundesstaates ganz verwirft,

der seine gute Berechtigung hat. Die ältere Literatur über Staatenbund und Bun-
desstaat findet sich in H. A. Zachariä, Staatsr. Bd. I. §25, und bei H. Zöpfl,
Staatsr. B. I. §

62—65, und in meiner Einleitung S. 197. Schlagend in seiner

Kritik gegen Seydel
,
wie in seiner scharfsinnigen Polemik gegen die bisher

herrschende Theorie erörtert P. L aband, das Staatsrecht des deutschen Reiches

B. I. 1876. § 8, »den Bundesstaatsbegriff«, ohne jedoch zu einer befriedigenden

positiven Bestimmung desselben zu gelangen; dagegen scheint uns A. Hänel
in seinen »Studien zum deutschen Staatsrechte«, Leipzig 1873, und in einem Auf-

sätze: »Zur Kritik der Begriffsbestimmung des Bundesstaates« in G. Hirth’s

Annalen des deutschen Reiches 1877. S. 78—92
,
von allen neueren Schrift-

stellern am tiefsten in das Wesen des Bundesstaates eingedrungen zu sein und
aus diesem heraus seinen staatsrechtlichen Begriff zu deduciren. Eine gute

Uebersicht der bisherigen bundesstaatlichen Theorien giebt Brie, der Bundes-

staat, Abth. I. Leipzig 1874.
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lisirte Einheitsstaat, welcher seinen Provinzen, Landschaften

und Gemeinden ein weitgehendes Recht der Selbstverwaltung ein-

räumt. Die Einverleibung eines oder mehrerer Staaten fällt

gar nicht mehr unter den Begriff der Staatenverbindung, da hier

die staatliche Persönlichkeit des einverleibten Staates zu existiren

aufgehört hat. Auch die sog. Personalunion darf vom Stand-

punkte derRechtsordnung gar nicht als Staaten Verbindung

angesehen werden. Politisch genommen, wird die Identität der

physischen Herrscherpersönlichkeit allerdings bedeutsam auf die

Schicksale der zugleich beherrschten Staaten zurückwirken, aber

weder völkerrechtlich, noch staatsrechtlich bilden solche Staaten

eine Einheit. Spanien und das deutsche Reich unter Karl V. (I.),

Sachsen und Polen unter den beiden Augusten, blieben ganz ge-
trennte Staatspersönlichkeiten. Juristisch war es für

sie etwas Zufälliges
,
dass der Erbmonarch des einen Staates zu-

gleich in dem andern Staate zum Oberhaupt gewählt worden war.

Darum scheidet die Personalunion ganz aus der Klasse der Staaten-

systeme, welche es nur mit solchen Verbindungen zu thun hat, bei

welchen mehrere Staaten als solche zu einem bleibenden Verbände

rechtlich, d. h. völkerrechtlich oder staatsrechtlich, zusammen-

gefügt sind.

§24.

I. Völkerrechtliche Staatenverbinduugen.

Im Bereiche des Völkerrechtes erscheinen die zu Staaten or-

ganisirten Völker als selbständige, unabhängige Subjekte, welche

sich nur der höhern internationalen Rechtsordnung zu fügen haben.

Auf dieser beruhen ihre allgemeinen Rechte und Pflichten

gegeneinander. Besondere specielle Verbindlichkeiten können

nur durch Verträge geschaffen werden. Abgesehen von solchen

Verträgen, welche nur auf vorübergehende einzelne Leistungen

gerichtet sind, verabreden die Staaten häufig auch ein Zusammen-
gehen, eine übereinstimmende Ausübung gewisser Hoheitsrechte

auf verschiedenen Gebieten des wirthschaftlichen und staatlichen

Lebens. Dahin gehören Llandels- und Schifffahrtsverträge, Zollver-

träge, vor allem aber auch Verträge, welche ein gemeinsames poli-

tisches Handeln dritten Mächten gegenüber stipuliren
,
besonders

unter Zusage gegenseitiger eventueller militärischer Unterstützung

im Kriegsfälle, Alliancen. Ueber die blossen einfachen Gesell-

schaftsverträge und Alliancen für einzelne zeitweilige Interessen
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und Fälle erheben sich die Vereins vertrage oder Konföde-
rationen für dauernde Interessen mit gemeinsamen Anstalten und
ausführenden Organen. Dazu gehört vor allem der Staate n

-

bund, als die innigste völkerrechtliche Vereinigung mehrerer

Staaten. Derselbe unterscheidet sich von blos vorübergehenden

Bündnissen und Alliancen dadurch

:

1) dass es immer wesentliche Aufgaben des Staatslebens

sein müssen, für welche die Verbindung stattfindet (nicht etwa blos

ein bestimmtes Benehmen für den einzelnen Fall oder Vertheidi-

gung gegen einen bestimmten Feind, sondern überhaupt äussere

und innere Sicherheit, Aufrechterhaltung der Integrität u. s. w.);

2) dass der Staatenbund seinem Prinzip nach einen dauern-
den Charakter hat. Weil eben jene gemeinschaftlich gemachten

wesentlichen Interessen eine fortwährende Fürsorge beanspruchen,

muss auch der Bund
,

als Träger dieser gemeinsamen Besorgung,

dauernd errichtet werden;

3) dass ein gemeinsames Organ vorhanden sein muss, welchem

nach der Bundesverfassung die Leitung der gemeinsamen Ange-

legenheiten anvertraut ist. Mit einem solchen leitenden Organe

pflegen dann noch andere bleibende gemeinsame Bundesanstalten

verbunden zu sein;

4) dass der Staatenbund auf dem Gebiete des Völkerrechtes

ein selbständiges Rechtssubjekt ist. Während er nach innen
durchaus keine unmittelbare staatsrechtliche Herrschaft üben kann,

stehen ihm im Staatenverkehre alle Prärogativen einer völkerrecht-

lichen Persönlichkeit zu. Er ist zwar nicht staatsrechtlich, wohl

aber völkerrechtlich zur Person organisirt. Dadurch unterscheidet

er sich wesentlich von andern Vereinsverträgen. Dem deutschen

Zollverein fehlte die völkerrechtliche Persönlichkeit, er war ein

blosser Gesellschafts- oder Vereinsvertrag, die Staaten des Zollver-

eins
,
»les etats de Zollverein«

,
erschienen stets nur als einzelne

Staatspersönlichkeiten
,

der deutsche Bund
,

»confederation ger-

manique«, war völkerrechtlich eine einheitliche Person und damit

ein Staatenbund.

Der Staatenbund ist in seiner Einheit eine völkerrechtliche

Persönlichkeit im auswärtigen Staatenverkehre, aber in seinen

inneren Beziehungen kein Gesammtstaat. Es giebt keine unabhängig

herrschende staatliche Centralgewalt, sondern nur eine vertrags-

mässige S ocialgewalt mit scharf begrenzter Kompetenz, ohne

eigentliche Hoheitsrechte. Der Staatenbund ist eine Verbindung
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von Staaten, nicht von einzelnen Menschen. Die Staatsbürger der

verbündeten Staaten, als solche, werden unmittelbar von dem Bun-

desverhältnisse gar nicht berührt, sie haben der Bundesgewalt gegen-

über keine Gehorsamspflicht ; es sind lediglich die Staatsregierungen,

auf welche sich das Bundesverhältniss bezieht. Jede unmittelbare

Unterordnung des Einzelnen unter die Bundesgewalt würde dem
Wesen des Staatenbundes widersprechen. Sonst können in seiner

Verfassung grosse Verschiedenheiten stattfinden, z. B. hinsichtlich

des Umfanges der gemeinsamen Angelegenheiten oder der Organi-

sation der Bundesorgane und Behörden, ohne den Begriff des

Staatenbundes aufzuheben.

Die Form des Staatenbundes war dem Alterthume, wie dem
Mittelalter wohlbekannt. In der neuern Zeit sind als hervorragende

Beispiele zu nennen : die vereinigten Niederlande bis zur franzö-

sischen Revolution, die Schweiz von 1815— 1848, die Vereinigten

Staaten von Nordamerika von 17 76— 1789, vor allem der deutsche

Bund von 1815— 1866.

§25.

II. Staatsrechtliche Staatcnverbinduiigen.

A. Die Realunion.
Während die Personalunion lediglich auf einer im j uristi-

schen Sinne zufälligen Identität der Herrscher mehrerer Staaten be-

ruht und die Staaten, als solche, gar nicht ergreift, tritt eine

Realunion ein, wenn zwei oder mehrere Staaten, ohne deshalb

ihre staatliche Existenz aufzugeben, grundgesetzlich gewisse

staatsrechtliche Institutionen gemeinsam haben. Die gewöhnlichste

Art der Realunion ist diejenige, wo zwei oder mehrere Staaten

grundgesetzlich das wichtigste Organ der Staatsgewalt
,
den Mo-

narchen, gemeinsam haben, unio civitatum realis ex jure imperan-

tis h. e. sub eodem imperante. Diese Form der Realunion hat in

der Wissenschaft hauptsächlich Beachtung gefunden (Realunion

zwischen Schweden und Norwegen seit 1814). Aber es lassen sich

begrifflich auch solche Realunionen denken, wo nicht der Herrscher,

sondern andere staatsrechtliche Institutionen grundgesetzlich meh-

reren Staaten gemeinsam sind l
. So stehen unzweifelhaft die beiden

Grossherzogthümer Mecklenburg
,

obgleich sie zwei verschiedene

1 Dies ist treffend hervorgehoben von Franz v. Juras chek, »Ueber
Personalunion und Realunion. Berlin 1878.
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Landesherrn haben, in einer Realunion, weil sie nach der sog.

Union von 1523 und dem Erbvergleiche vom 18. April 1755 grund-

gesetzlich einen gemeinsamen Landtag haben. Während eine Per-

sonalunion selbstverständlich nur zwischen Monarchien möglich ist,

ist eine Realunion auch bei Republiken denkbar, da sich hier die

verfassungsmässige Gemeinsamkeit auch auf andere Institutionen,

als die Person des Monarchen, beziehen kann.

Die Realunion unterscheidet sich dadurch vom oben bespro-

chenen Staatenbund
,

dass sie einen wahrhaft staatsrechtlichen,

verfassungsmässigen
,
keinen blos völkerrechtlichen Charakter hat,

vom Einheitsstaate dadurch, dass die unirten Staaten, trotz der

grundgesetzlichen Gemeinsamkeit gewisser Institutionen, Staaten

mit einer eigenen Staatspersönlichkeit bleiben. Die Realunion hat

die Neigung entweder in einen Einheitsstaat überzugehen, wenn die

selbständigen Staaten zu blossen Provinzen herabgedrückt werden,

oder zu einem Staatenstaate zu werden, wo zwar die Staaten,

als solche, erhalten bleiben, sich über ihnen aber ein|höherer staat-

licher Organismus
,
ein Oberstaat auferbaut

,
welchem sich die

Einzelstaaten, als Unterstaaten, unterzuordnen haben. Letztere

komplicirte Staatsform bedarf einer näheren Betrachtung.

B. Der Staatenstaat, civitas composita.

Damit bezeichnet man diejenige staatliche Gestaltung, wo
mehrere Staaten über sich eine Obergewalt staatsrechtlicher Natur

anerkennen. Grundzug jedes Staatenstaates ist das Vorhandensein

eines Ober- oder Gesammtstaates
,
welcher mehrere Einzel- oder

Gliederstaaten umfasst. Es giebt eine Gesammtstaatsge-
walt, welcher die Staatsgewalten der Einzelstaaten staatsrecht-

lich untergeordnet sind. Der Staatenstaat kann in verschiedenen

Formen Vorkommen. Im Mittelalter erschien er besonders in der

Form des Lehenstaates, wo mehrere Territorialherrn einer lehens-

herrlichen Obergewalt untergeordnet waren. Im Orient kamen

ähnliche Staatsgebilde vor, wo noch bis vor kurzem mehrere Staaten

der Suzerainete der hohen Pforte unterworfen waren und integrirende

Bestandteile des Osmanenreiches ausmachten. Der eigentlich

typische Charakter des Staatenstaates ist in dem ältern deutschen

Reiche ausgeprägt, wo in der Reichsgewalt eine Obergewalt staats-

rechtlicher Natur über zahlreiche Territorien herrschte, denen Nie-

mand, trotz dieser Unterordnung, den Charakter von Staaten ab-

sprach. Alle schärfer denkenden Reichspublicisten, von Ludolf
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Hugo 1 bis auf Pütt er 2
,
haben in dieser Ueber- und Unterord-

nung zweier Staatsgewalten das charakteristische Wesen des deut-

schen Reiches erkannt, wenn sie auch dafür noch nicht die Be-

zeichnung »Staatenstaat« gebrauchen.

Unter das Genus des Staatenstaates fällt auch die Species des

Bundesstaates, wie dies von Lab and richtig hervorgehoben

worden ist. Das Charakteristische
,
wodurch der Bundesstaat sich

von den übrigen Gestaltungen des Staatenstaates unterscheidet, be-

steht in folgenden Momenten, welche theils die Entstehung,
theils das Wesen des Bundesstaates betreifen:

1) Während der mittelalterige Staatenstaat, auf dem Wege der

allmäligen Zerbröckelung eines Einheitsstaates entstanden, ein »aus

den Fugen gegangener monarchischer Feudalstaat« ist, wo ehe-

malige Verwaltungsbezirke den Charakter von Staaten angenommen

haben, verdankt der Bundesstaat seinen Ursprung einem völker-
rechtlichen Vertrage bis dahin selbständiger Staaten, welche

sich einer neu zu konstituirenden staatlichen Obergewalt unter-

ordnen, ohne deshalb ihre staatliche Individualität aufzugeben.

Schon der Name »Bundesstaat« weist auf diese völkerrecht-
liche Entstehungsart durch ein Bündniss hin. Darin gleicht er

dem Staate nbun de. Nur ist d a s R e s u 1 1 a t der vertragsmässigen

Entstehung ein verschiedenes. Beim Staatenbunde erzeugt der Ver-

trag ein bleibendes völkerrechtliches Verhältniss, beim Bundesstaate

ist der Vertrag auf die Herstellung eines staatsrechtlichen Verhält-

nisses, die Konstituirung einer staatlichen Obergewalt, gerichtet.

Sobald der Vertrag erfüllt ist, verwandelt sich das völkerrechtliche

Vertragsverhältniss in ein staatsrechtliches Verfassungsverhältniss.

2) Der Bundesstaat ist nicht blos ein Band der Staaten, sondern

des ganzen Volkes, aller Staatsgenossen. Er ist nicht blos, wie

Lab and ausführt, ein aus Staaten zusammengesetzter Staat, »eine

Korporation, welche lediglich wieder aus Korporationen besteht«,

sondern zugleich ein wahres Nationalband, welches sich um alle

Staatsgenossen schlingt, sie zu unmittelbaren Gliedern des Ge-

sammtstaates macht, sie in ein unmittelbares Verhältniss der Treue

1 De statu regionum § 1 . »Duplici regimine imperium nostrum administrari

animadvertimus. Nam et communi aliqua republica imperium Universum regi-

tur et singulae regiones, ex quibus componitur, proprios quosdam principes vel

magistratus, judicia et consilia atque adeo peculiarem quandam superiori illi

subjectam rempublicam habent.«
2 »Von der Regierungsform des deutschen Reiches«, in den Beiträgen zum

deutschen Staats- und Fürstenrechte 1777. B. I, besonders Beitrag II.
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und des Gehorsams zur Gesammtstaatsgewalt setzt. Gerade darin

zeigt sich am deutlichsten der Gegensatz zwischen dem mittelalte-

rigen Staatenstaat des altern deutschen Reiches und dem bundes-
staatlich geordneten neuen deutschen Reiche . Die Reichsmittel-
barkeit deutscher Unterthanen, welche lediglich durch das Medium
ihrer Obrigkeit mit dem Reiche in Verbindung stehen, gehört der

überlebten mittelalterigen Gestalt des Staatenstaates an, während
das moderne bundesstaatliche Reichsstaatsrecht alle seine Unter-

thanen zu Reichsunmittelbaren erhoben hat. Die einzelnen

deutschen Staaten sind dem Reiche u n t e r g e o r d n e t, die einzelnen

deutschen Bürger ihm unterthan.

3) Da der Bundesstaat alle Volksgenossen umfasst, so muss er,

bei der konstitutionellen Entwickelung der Gegenwart, ihrer Ge-
sammtheit auch eine aktive Betheiligung am Staatslehen einräumen.

Eine Nationalvertretung, welche die Gesammtheit aller Bürger

des Bundesstaates als eine Einheit darstellt, ist nicht blos eine

zufällige Zuthat, sondern ein im Wesen des Bundesstaates begrün-

detes nothwendiges Organ. Kurz, der Bundesstaat ist die

moderne volk s thümliche Form des Staatenstaates im

Gegensätze zum mittelalterig-feudalen Staatenstaate, welcher es un-

mittelbar nur mit untergeordneten Obrigkeiten, nicht mit einzelnen

Bürgern zu thun hatte.

Der Bundesstaat ist der neue Staatsgedanke, welcher zuerst

durch die nordamerikanische Verfassung von 1789 in die Welt ge-

treten ist. Derselbe liegt der schweizerischen Bundesverfassung von

1848, dem Entwurf der deutschen Reichsverfassung vom 29. März

1849 und der gegenwärtigen deutschen Reichsverfassung zu Grunde.

In jedem Bundesstaate sind die im Einheitsstaate der einheitlichen

Staatsgewalt zukommenden allseitigen Aufgaben und Verrichtungen

so vertheilt, dass ein Theil derselben durch die Centralgewalt, ein

andrer Theil durch die Staatsgewalt der Einzelstaaten besorgt wird.

Die verfassungsmässige Vertheilung der sonst ein-

heitlich zusammengefassten Staatskompetenz ist ein

wesentliches Merkmal des Bundesstaates. Der Begriff

der einheitlichen Staatsgewalt wird aber dadurch gerettet
,
dass die

Centralgewalt und die Gewalten der Einzelstaaten nicht als fremd-

artige Gewalten von einander geschieden werden dürfen, sondern

als Glieder einer und derselben Organisation aufgefasst werden

müssen
,
welche eben im Bundesstaate ihre höhere Einheit finden

.

Damit der immerhin denkbare Antagonismus zwischen der Central-
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gewalt und den Gewalten der Einzelstaaten vermieden, damit die

unbedingt nothwendige Einheit des Staatswillens gewahrt werde,

muss im Confliktsfalle die Entscheidung letzter Instanz der Central-

gewalt zugesprochen, ihr Wille, als höchster in der bundesstaat-

lichen Organisation, anerkannt werden. Die Centralgewalt und die

Gewalt der Einzelstaaten! sind einander nicht nebengeordnet,
sondern erstere ist der letzteren übergeordnet. Trotzdem bleiben

die Einzelstaaten Staaten, weil sie nicht nur, wie Körper der

Selbstverwaltung, eine relative Selbständigkeit in der Verwaltung

gewisser Angelegenheiten, sondern eigene nicht von der Centralge-

walt abgeleitete Hoheitsrechte besitzen, weil sie sich selbst inner-

halb ihrer Sphäre Gesetze geben und ihren Entscheidungen die

höchste Sanktion ertheilen.

Wo diese Merkmale vorhanden sind, kann man von einem

Bundesstaate sprechen, dessen Organisation übrigens eine sehr ver-

schiedenartige sein kann. Die Centralgewalt lässt sehr verschiedene

Formen ihrer Konstituirung zu, sie kann ganz getrennt von der

Staatsgewalt der Einzelstaaten bestehen, oder den Regierungen der

letzteren kann eine weitgehende Mitwirkung bei ihrer Zusammen-
setzung eingeräumt sein. Es können dem Träger einer Einzelstaats-

gewalt, als solchem, weitgehende Befugnisse der Centralgewalt

übertragen sein, welche ihn zu einem wichtigen Organe der letzteren

machen. Es können die Kompetenzgrenzen zwischen der Central-

gewalt und den Staatsgewalten der Einzelstaaten sehr verschieden

gezogen sein. Alle diese verschiedenen möglichen Gestaltungen

machen die besondere Individualität eines konkreten Bundesstaates

aus und bilden sein positives Staatsrecht. Unsere Aufgabe wird es

sein, die Individualität des deutschen Bundesstaates staatsrechtlich

zu charakterisiren.



Zweites Blich.

Geschichtliche Entwickelung
des staatlichen Rechtszustandes in Deutschland.

Erstes Kapitel.

Uie Zeiten des altern deutschen Reiches 1
.

I. Das Reich.

§ 26 .

1) Entstehung des deutschen Reiches 2
. 4

In der ältesten Zeit unserer Geschichte fehlte es den deutschen

Völkerschaften an jeder staatlichen Gesammtverfassung. Erst in

1 Für das Reichsstaatsrecht, wie es bis zu den letzten grossen Umgestal-

tungen am Anfänge dieses Jahrhunderts bestand, sind die wichtigsten allge-
meinen Werke : J. J. Moser, Deutsches Staatsrecht, 50 Theile nebst 2 Theilen

Zusätzen und Register 1737—54. Dessen: Neues Staatsrecht
,
21 Bände und

1 Bd. Register. 1755—1766. Desselben: Grundriss der heutigen Staatsver-

fassung des deutschen Reiches. Tübingen 1754. Johannis Stephani Pütteri
institutiones jurispublici Germanici. Göttingen, zuerst 1770 (zuletzt 1802), und
Karl Friedrich Häberlin, Handbuch des deutschen Staatsrechtes nach Pütter’s

System in 3 Bden. Berlin, zuerst 1793, dann 2. Aufl. 1797. (Bd. I. und II. sind

1802 und 1803 noch einmal neu aufgelegt). Die specielle Literatur wi^l bei den

einzelnen Lehren angegeben werden.
2 Dies ist das eigentliche Thema der deutschen Reichsgeschichte,

woraus sich später die Disciplin der deutschen Staats- und Rechtsgeschichte

entwickelte: Pfeffinger, Vitriarius illustratus sive corpus juris publici ad

Vitriarii institutiones juris publici Frib. 1691. Gotha 1731 4 vol. 4. Reper-
torium dazu von Riccius. Gotha 1741. (Eine seltene Fundgrube historischer

Gelehrsamkeit.) Dom. Häberlin, Umständliche deutsche Reichshistorie,

Halle. 1763 ff. 12 Bde. Fortgesetzt von Senckenberg bis zum J. 1650.

40 Bde. bis 1806. J. St. Pütter, Grundriss der Staatsveränderungen des

deutschen Reiches 1763. 1795. Dessen Histor. Entwickelung der heutigen

StaatsVerfassung des deutschen Reiches. Göttingen 1786. 3 Bde. (noch heute



1 . Die Zeiten des altern deutschen Reiches. 49

der Erschütterung der Völkerwanderung schmolzen die zahlreichen

kleinern Völkerschaften zu grossem Stämmen zusammen. Den Fran-

ken war die Aufgabe zugefallen diese Stämme zu einer Reichsein-

heit zu verbinden. Chlodwig begann, Karl der Grosse vollendete

diese Arbeit. Das grosse Frankenreich hatte aber keinen national-

deutschen Charakter
,
es umfasste sowohl celtisch-romanische

,
wie

deutsche Elemente. Durch den Vertrag von Verdun und die darauf

folgende definitive Lossagung nach der Absetzung Karl’s des Dicken

im Jahre 888 trennte sich endlich das vorherrschend germanische

Ostfrankenreich von dem mehr romanischen Westen. Das Ostfran-

kenreich ist die Grundlage des deutschen Reiches geworden.

Karl der Grosse hatte Krone und Namen des römischen Reiches

erneuert; aber die römische Kaiserkrone war nicht grundsätzlich

mit der deutschen Königskrone verbunden. Eine solche Realunion

erfolgte seit Otto dem Grossen. Seitdem durfte nur ein König

der Deutschen zum römischen Kaiser gekrönt werden. Das deutsche

Reich hiess von nun »das heilige römische Reich deutscher Nation« 1
.

Mit der römischen Kaiserkrone erhielt der deutsche König

nicht sowohl einen Zuwachs an wirklichen Herrschaftsrechten oder

an Land und Leuten, sondern er überkam damit nur gewisse kosmo-

politische Ansprüche, dominium mundi, als vermeintlicher Nach-
folger der alten römischen Cäsaren, und einzelne Ehrenrechte, wozu
vor allem die Advokatie über den römischen Stuhl und die christ-

liche Kirche, sowie der Vorrang vor allen Monarchen der Christen-

heit gerechnet werden muss. Die deutsche Königskrone war eine

staatlich-nationale mit wirklichen Regierungsrechten
,
die römische

sehr brauchbar). Epoche machend: Karl Friedrich Eichhorn, Deutsche
Staats- und Rechtsgeschichte, 4 Bde., Gött. 1808—1823. 5. Aufl. 1843. 1844.

H. Zöpfl, Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte 1836. 2. Aufl. Stuttg.

1844. 4. Aufl. 1871. W. Dönniges, Das deutsche Staatsrecht und die deutsche
Staatsverfassung, Band I. bis ins XII. Jahrh.). Berlin 1842. Georg Waitz,
Deutsche Verfassungsgeschichte, 6 Bde. Kiel 1844. ff. (umfasst die Zeit bis zur

Mitte des 12. Jahrh.); 2. Aufl. Bd. I. 1865. B. II. 1870. J. F. v. Schulte,
Lehrb. der deutschen Reichs- und Rechtsgesch. 4. Aufl. 1876.

1 G. Waitz, B. III., bes. der Abschnitt: » Königthum und Kaiserthum in

Verbindung«. B. IV. S. 593 ff. W. Giesebrecht, Geschichte der deutschen

Kaiserzeit I. Bd. II. Buch: »Gründung des deutschen Reiches«. Ueber das

Wesen der römischen Kaiserwürde vergl.: J.St. Pütter, Specimen juris publici

et gentium medii aevi. Gött. 1784. C. W. v. Lancizolle, Die Bedeutung der

römisch-deutschen Kaiserwürde nach den Rechtsanschauungen des Mittelalters.

Berlin 1856. K. L. Aegidi im Staatswörterb. B. VIII. S. 702 ff. Art. Römisches
Reich deutscher Nation. J. v. Held, Das Kaiserthum als Rechtsbegriff.

Würzb. 1879.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 4
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Kaiserkrone eine kosmopolitische mit ideellen Ansprüchen, die

nur selten verwirklicht werden konnten. Für das Staatsrecht kommt
daher wesentlich nur das deutsche Königthum in Betracht.

Das deutsche Reich des Mittelalters war ein monarchischer Einheits-

staat, welchen der König durch seine grossen Reichsbeamten regierte,

freilich mit einem sehr geringen Maasse centralisirter Staatsgewalt,

wie dies bei allen mittelalterigen Staaten der Fall war. Während
im Westfrankenreiche das Königthum die Mittelgewalt der grossen

Vasallen sprengte
,

siegten im deutschen Reiche die centrifugalen

Kräfte und aus den ehemaligen Reichsheamten, den Herzogen und

Grafen, sowie den geistlichen Würdenträgern wurden Landes-

herrn, aus den Amtsbezirken staatenähnliche Gebilde oder Territo-

rien. Damit war seit dem Ende des Mittelalters die eigenthümliche

Staatsform des deutschen Reiches entschieden.

§ 27 .

2) Vom deutschen Reiche überhaupt.

Das Ostfrankenreich bildete auch in territorialer Be-

ziehung den Grundstock des deutschen Reichsgebietes 1
; doch

wurde das ursprüngliche Erbtheil Ludwig’ s des Deutschen dadurch

sehr erweitert, dass der Antheil Lothar’s, regnum Lotharii, Lotha-
ringen, 870, 880 an das ostfränkische oder das deutsche Reich

kam. Allein seit dem entschiedenen Uehergewichte Frankreichs

wurde ein Stück des lotharingischen Besitzes nach dem andern von

Deutschland losgerissen und im 18. Jahrh. standen nur noch ge-

ringe Ueberreste von Lothringen und Burgund in einer nominellen

Verbindung mit dem deutschen Reiche. Das Königreich Italien

bildete im Mittelalter ein abhängiges Nebenland des deutschen Rei-

ches, dessen Befugnisse sich in den letzten Jahrhunderten indessen

auf gewisse lehensherrliche Rechte über einzelne italienische Für-

sten beschränkten. Das Königreich Böhmen mit dem ihm inkor-

1 H. Conring, de finibus imperii Germanici, Heimst, in mehreren Aus-
gaben. Chr. H. Pfeffel, limes Franciae ab Oceano ad Rhenum. Argent.

1785. H äb er li n ,
Staatsrecht B.I. S. 42 ff. Erstes Kapitel : »Von den Grenzen

des deutschen Reiches«. Noch heute sehr brauchbar ist : A. F. Büsching,
Neue Erdbeschreibung, III. Theil in 3 Bdn. enthaltend das deutsche Reich.

VI. Aufl. Hamburg 1779. Dr. Heinrich Berghaus von Grössen, Deutschland

vor hundert Jahren, Geschichte der Gebietseintheilung und der politischen Ver-

fassung des Vaterlandes. 2 Bde. Leipzig 1859.1860. K. Wolff, Die unmittel-

baren Theile des ehemaligen römisch-deutschen Kaiserreiches nach ihrer frühe-

ren und gegenwärtigen Verbindung. Berlin 1873.
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porirten Herzogthum Schlesien war zwar Reichsland, genoss aber

ganz besondere Freiheiten und Exemtionen. Das eigentliche deut-

sche Reichsgebiet wurde seit 1512 in zehn Kreise eingetheilt. Zweck

der Kreisverbindung war Erhaltung des Landfriedens, Vollziehung

der Reichsschlüsse und Urtheile der Reichsgerichte, Fürsorge für das

Kriegs- und Münzwesen und manches andere
,
besonders polizei-

licher Natur; jeder Kreis hatte seine besondere Kreisverfassung.

Das deutsche Reich hat nie eine umfassende Kodifikation sei-

nes gesammten Verfassungsrechtes erhalten. Die Reichsverfassung

beruhte vielmehr auf dem Reichsherkommen und einzelnen Grund-

gesetzen 1
. Als die wichtigsten sind zu nennen : die goldene Bulle

Kaiser Karl’s IV. in 30 Kapiteln von 1356, der ewige Landfrieden

Kaiser Maximilian’s vom 7. Aug. 1495, die Wahlkapitulationen der

Kaiser (capitulatio caesarea perpetua von 1711), die deutschen Re-

ligionsverträge
,
Passauer Vertrag von 1552 und Augsburger Re-

ligionsfrieden von 1555, das westfälische Friedensinstrument von

1648.

Seit dem spätem Mittelalter, besonders seit dem westfälischen

Frieden, konnte kein klar sehender Beurtheiler mehr in Zweifel

ziehen, dass Deutschland nicht mehr ein einfacher, sondern ein

zusammengesetzter Staat, civitas composita, ein Staaten-

staat sei 2
. Deutschland enthielt so viel Staaten, als es Kurfürsten-

thümer, Fürstentümer, Grafschaften, Reichsstädte gab. Jeder die-

ser Staaten hatte sein eigenes Staatsrecht, seine eigene Verfassung.

Aber so viele Staaten Deutschland in sich fasste
,
so wrar es doch

immer in seiner Gesammtheit noch ein einheitlicher Staat
,
indem

1 J. J. Schmauss, corpus juris publici acad. 2 Bde. Frankfurt und
Leipzig 1722. A. Michaelis, corpus juris publici acad. Tübingen 1825.

G. Emminghaus, corpus juris germ. tarn publici, quam privati. Jena 1824.

2. Aufl. 1844. F. M. Oertel, Die Staatsgrundgesetze des deutschen Reiches,

zusammengestellt und historisch erklärt. Leipzig 1841.
2 J. J. Moser, von Deutschland und dessen Staatsverfassung überhaupt

1766. Pütter
,
inst. § 23. Das Beste, was hierüber geschrieben ist, befindet sich

in Pütter’ s Beiträgen zum deutschen Staats- und Fürstenrechte 1777. B. I.

Nr. II. und III. »Von der Regierungsform des deutschen Reiches«. Mit Klar-

heit unterscheidet der grosse Reichspublicist hier zum ersten Male den blossen

Staatenbund vom zusammengesetzten Staatenstaate: »Deutschland ist ein aus

mehreren Staaten zusammengesetzter Staatskörper
,
zwar auch nicht

,
wie die

Schweiz und die vereinigten Niederlande, blos ein Inbegriff mehrerer verbun-
denen unabhängigen Staaten, sondern ein Reich, das aus mehreren besondern,

jedoch einer gemeinsamen höhern Gewalt noch untergeordneten Staaten be-

stehet«. Clemens Perthes, de sententiis juris publici peritorum, quas habue-
rint de imperii germanici forma et statu. Bonnae 1844.

4*
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alle diese besondern Staaten unter einer gemeinsamen höchsten Ge-
walt vereinigt waren. Das Reich hatte seine Reichsgewalt, welcher

de jure die mächtigsten Kurfürsten
,
wie die kleinsten Reichsgrafen

und Reichsstädte, gleichmässig unterthanf waren. Das ‘Reich wurde

als eine juristische Persönlichkeit gedacht, welcher die Reichsgewalt

zustand. (Pütt er inst. § 129: »Immo pr oprietas jurium, quae a

Caesare exercentur, penes imperium est«.) Aber der Kaiser war
nicht blos höchster Beamter des Reiches, nicht blos Präsident eines

Staatenbundes
,
sondern Monarch mit persönlicher Unabhängigkeit

und Majestät; aber seine Machtbefugnis war durch die Theilnahme

eines zweiten staatlichen Faktors, des Reichstages, so beschränkt,

dass er in allen wichtigen Reichsangelegenheiten an dessen Zustim-

mung und Mitwirkung gebunden war. Die Regenten der einzelnen

deutschen Staaten nahmen an der Ausübung der wichtigsten Reichs-

regierungsrechte, als Stände des Reiches, Theil. Ihre kollegialische

Gesammtheit bildete den Reichstag, das Reich im engern Sinne.

Nach der Auffassung der neuern Reichspublicisten stand die Reichs-

gewalt »bei Kaiser und Reich«, d. h. dem Corpus der Reichsstände,

sodass man dem Reichstag ein wahres Co-imperium beilegte. Das

Subjekt der Reichsgewalt war im deutschen Reiche ein zusam-
mengesetztes, d. h. Kaiser und Reich; aber in diesem zu-

sammengesetzten Körper nahm der Kaiser als Reichsoberhaupt doch

immer die oberste Stellung ein. Das monarchische Prinzip war da-

her in der Reichsverfassung nicht konsequent durchgeführt
,

viel-

mehr durch die im Reichstage vorhandene Mitregierung der

grossen Reichsaristokratie wesentlich modificirt. Das deutsche Reich

war ein Staatenstaat, bestehend aus zahlreichen verschiedenen Staa-

ten, welche als Unterstaaten der gemeinsamen Staatsgewalt des

Reiches, als ihres Oberstaates, unterworfen waren. Träger dieser

Reichsgewalt war der Kaiser »im Namen des Reiches«, in A erbin-

dung mit dem aus den Regenten der Einzelstaaten bestehenden

Corpus der Reichsstände.

Mit dieser eigenthümlichen Scheidung einer doppelten Staats-

gewalt in Deutschland, der Territorial- und der Reichsgewalt, hing

auch der Begriff der Reichs Unmittelbarkeit und ihres Gegen-

theils, der Reichsmittelbarkeit, zusammen . Bei weitem die mei-

sten Menschen in Deutschland waren dem Reiche nur mittelbar unter-

than, d. h. durch das Medium ihres Landesherrn oder ihrer Obrig-

keit. Nur »wer dem heiligen Reiche ohne alles Mittel unterworfen«,

galt als Reichsunmittelbarer. Dazu gehörten vor allem die Reichs-
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stände, aber es gab auch Reichsunmittelbare
,
welche nicht reichs-

ständisch waren, z. B. die wirklichen Reichsritter, die Mitglieder der

Reichsgerichte.

§ 28 .

3) Das Reichsoberhaupt K

Seit dem Ausgange der Hohenstaufen und seit dem Interregnum

war Deutschland ein reines Wahlreich geworden. Vor dem 14. Jahrh.

bestand keine grundgesetzliche Regel über die Königswahl 2
. Die

Auszeichnung gewisser Fürsten, als Kurfürsten, bildete sich allmälig

durch ein Herkommen, welches in der goldenen Bulle seine reichs-

gesetzliche Sanktion gefunden hat. Wer zum Könige gewählt werden

kann, war durch die Gesetze nicht bestimmt. Die goldne Bulle ver-

langte einen »gerechten, guten und nützlichen Mann«, das Herkom-
men einen se mp er fr eien, d. h. dem hohen oder reichsständischen

Adel angehörigen Mann. Nach den thatsäch liehen Verhält-

nissen konnte nur ein mit grossem Erblanden begüterter Fürst ge-

wählt werden. Von 1438—1740 und dann wieder von 1745—1806

richtete sich die Wahl stets auf den Chef des österreichischen Hauses

(erst Habsburg, dann Habsburg-Lothringen) . Die Wahl geschah

nach Stimmenmehrheit der Kurfürsten. Jeder Thronkandidat musste

vor seiner Thronbesteigung die Wahlkapitulation beschwören,

welche ihm die Kurfürsten für sich und die gesammten Reichs-

stände vorlegten
,

als den wichtigsten Grundvertrag des deutschen

Wahlreiches; wenn derselbe auch immer nur für die Lebenszeit des

bestimmten Kaisers galt 3
. Die Wahl fand zu Frankfurt am Main statt,

wo seit den Zeiten Ferdinand’ s I. auch die Krönung vorgenommen

1 J. J. Moser, Von den kaiserlichen Regierungsrechten und Pflichten,

2 Thle. Frankf. 1772. Ch. G. Biener, Bestimmung der kaiserlichen Macht-
vollkommenheit in der deutschen Reichsregierung. Leipzig 1780.

2 G. Phillips, Die deutsche Königswahl bis zur goldenen Bulle, Wien
1858 (von neuem abgedruckt in dessen vermischten Schriften. Wien 1860).

3 Capitulationes imperatorum et regum Romano-germanorum Caroli V.,

Ferdinandi I., Max. II., Rudolfi II., Mathiae, Ferdinandi II., Ferdinandi III.,

cum annotamentis Joannis Limnaei, ed. II. Arg. 1658. 4. Die Wahlkapitulation
Karls V. findet sich bei Oertel a. a. O. Nr. IX, S. 139, ebenso die Franz’ II.,

Nr. XIII S. 442. Ueber diese letzte Wahlkapitulation handeln Fr. A. Schmel-
zer, Kaiserl. Wahlkap. Sr. Maj. Franz II. mit kritischen Anmerkungen und
einem Versuche ihres Vortrages in gereinigter Kanzleisprache. Helmstädt 1793.

A. Fr. W. Crome, Die Wahlkapit. der römischen Kaiser, Leopold’s II. und
Franz’ II. mit historischen und publicistischen Anmerkungen und Erklärungen.
Lemgo 1794. 4.
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wurde 1
. Der gekrönte Kaiser nannte sich seit Maximilian I. »Er-

wählter Römischer Kaiser, allzeit Mehrer des Reiches, König in

Germanien«.

Dem Kaiser, als dem Reichsoberhaupte, stand zwar grundsätz-

lich die Reichsregierung zu, aber die wichtigsten Hoheits-

rechte konnten von ihm nicht anders
,

als unter Mitwirkung und
Zustimmung der gesammten Reichsstände, ausgeübt werden. In

dieser Beziehung bestimmt der westfälische Frieden J. P. O. VIII

§ 2 : »Gaudeant sine contradictione jure suffragii in omnibus deli-

berationibus super negotiis imperii, praesertim ubi leges feren-

dae vel interpretandae
,
bellum decernendum, tributa indicenda,

delectus aut hospitationes militum instituendae
,
nova munimenta

intra statuum ditiones exstruenda nomine publico veterave firmanda

praesidiis, nec non ubi pax aut foedera facienda aliave ejusmodi

negotia peragenda fuerint, nihil horum aut q u i c quam simile post-

quam umquam fiat vel admittatur, nisi de comitiali liberoque omnium
imperii statuum suffragio et consensu«. Da unter Reichstags-
geschäften, »negotiis imperii«, selbstverständlich alle diejenigen

Staatsgeschäfte zu verstehen waren
,
welche das deutsche Reich an-

gingen oder wobei dieses auf irgend eine Weise interessirt war, so

konnten alle derartigen Regierungshandlungen nur unter Konkur-

renz des Reichstages vorgenommen werden
;

sie wurden daher als

kaiserliche Komitial rechte bezeichnet. Diejenigen wenig be-

deutenden Rechte dagegen
,
bei deren Ausübung der Kaiser jener

Zuratheziehung und Einwilligung des Reichstages nicht bedurfte,

hiessen kaiserliche Reservat rechte. Die Präsumtion stritt für

die Mitwirkung des Reichstages (»quicquam simile«)
,

die Reservat-

rechte bildeten eine Ausnahme von dieser Regel. Im einzelnen

hatte der Kaiser folgende Befugnisse: 1) in Betreff der Reichs-
gesetzgebung hatte er das Recht der Sanktion und Publikation.

Kein Beschluss des Reichstags, »consultum imperii«, wurde ohne

seine Ratifikation ein Reichsschluss, »conclusum imperii«. Der Kaiser

hatte somit das absolute Veto. 2) Der Kaiser galt ferner noch immer

als oberster Reichsrichter, Haupt und Beschützer der Reichsge-

richte, deren Vorsteher ihn repräsentirten
;

er hatte aber in eigent-

lichen Justizsachen regelmässig kein Selbstentscheidungsrecht, son-

1 Häberlin, a. a. O. B. III. §
486—503, über die Wahl und Krönung des

Kaisers. Pütter inst. § 486. B. J. Römer-Büchner
,
Die Wahl und Krö-

nung der deutschen Kaiser zu Frankf. a. M. 1858.
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dein übte seine Gerichtsbarkeit durch die Reichsgerichte aus. 3) Der

Kaiser hatte die völkerrechtliche Vertretung des Reiches nach

aussen, doch konnte er ohne Zustimmung des Reichstages keinen

Reichskrieg erklären, keinen Frieden schliessen, keine Bündnisse

eingehen; 4) der Kaiser übte die lehensherrlichen Rechte des Reichs,

als prodominus
,
aus ; 5) er hatte eine Reihe von Reichsämtern zu

besetzen; 6) er galt als die Quelle aller Gnaden und Ehren, gewisse

Privilegien konnte nur er ertheilen, so Universitätsprivilegien und

Adelstitel.

Ausnahmsweise konnte schon bei Lebzeiten des Kaisers sein

Nachfolger erwählt werden, welcher alsdann den Titel »römischer

König« führte. Der Gewählte musste die Kapitulation beschwören

und wurde sofort gekrönt, durfte während Lebzeiten des Kaisers

sich nicht in die Regierung mischen, succedirte aber nach dem
Tode desselben ohne neue Krönung und Kapitulation.

War dagegen kein solcher römischer König gewählt, so waren

nach altem Herkommen und reichsgrundgesetzlicher Bestimmung

der goldnen Bulle Cap. V § 1 und 2 der Pfalzgraf bei Rhein und der

Herzog von Sachsen Reichs Verweser, vicarii imperii, in den

deutschen Landen »ad manus futuri regis Romanorum« 1
. Nur

solche Geschäfte, welche ihrer Natur nach untheilbar waren, führten

beide Reichsverweser gemeinsam ; im übrigen hatten sie getrennte

Bezirke, der Pfalzgraf bei Rhein »in partibus Rheni ac Sueviae et in

jure Franconico«, der Herzog von Sachsen »in locis, ubi jura Saxo-

nica servantur«.

§ 29.

4) Der Reichstag 2
.

Der Reichstag ist neben dem Kaiser Mitträger der Reichsge-

walt. Bei allen wichtigeren Reichsgeschäften bedurfte der Kaiser

der Mitwirkung und Zustimmung des Reichstages
,
doch liess

sich auch der Reichstag ohne den Kaiser nicht denken. Beide zu-

sammengenommen, der Kaiser auf der einen und das Corpus der

Reichsstände auf der andern Seite, machten den allgemeinen Reichs-

tag aus, sowie das englische Parlament auch den König mitbegreift,

»rex in parliamento« . Der Reichstag war die vom Reichsoberhaupte

1 J. v. Sartori, Reichsvikariatisches Staatsrecht. Augsb. 1790. Pütter,
inst. § 504. Häberlin, B. III. § 504. S. 676. J. P. O. VIII. §3. Wahlkap.
1792. A. III. § 14-18. XI. § 7. XIII. § 9.

2 J. J. Moser, Von den deutschen Reichstagen, 1774, 2 Thle. Pütter,
inst. § 136. Häberlin, B. I. § 136. S. 463 ff.
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berufene, unter seiner Autorität berathende und bescliliessende Ver-

sammlung sämmtlichen Reichsstände.

Jeder Gedanke an eine Volksvertretung war dem deut-

schen Reichstage fremd. An irgend eine planmässige Vertheilung

der Stimmen, an eine systematische Zusammensetzung des Reichs-

tages war niemals gedacht worden. Alles beruhte auf Herkommen
und besondern historischen Rechtstiteln.

Reichsstand war, wer Sitz und Stimmrecht auf dem Reichs-

tage hatte. Früher konnte der Kaiser allein Reichsstände kreiren,

seit 1653 wurde aber die reichskollegialische Kooptation und die

Habilitation mit einer reichsunmittelbaren Herrschaft, als einem für

die dingliche Grundlage der Reichsstandschaft genügenden Lande,

erfordert, um die Reichsstandschaft zu erwerben (Wahlkapit. Ferdi-

nand 1

s IV. 1653. A.45. 1792. I § 5). Dieselbe haftete nicht an der

Person des Landesherrn, auch nicht an der regierenden Familie,

sondern war
,
kraft ihres dinglichen Charakters

,
auf das Land radi-

cirt oder »gegrundfestigt« . Als Normaljahr für die Stimmenführung

wurde das Jahr 1582 observanzmässig angesehen. Seit diesem Jahre

hatte sich gewissermassen ein eisernes Inventar der weltlichen Stim-

men des Fürstenrathes festgestellt l
.

Seit dem 14. Jahrh. hatte man angefangen, auf dem Reichstage

in drei Kollegien zu berathen, indem sich die Kurfürsten zuerst bei

einzelnen Veranlassungen, dann regelmässigbesonders versammelten

und die Reichsstädte immer getrennt berathschlagt hatten. So ent-

standen: a) das Kollegium der Kurfürsten unter dem Vor-

sitze von Kurmainz, b) der Reichsfürsten rat h, welcher in eine

geistliche und eine weltliche Bank zerfiel. Unter den 100 Stimmen

waren sechs Kurialstimmen
,
von denen vier der wetterauischen,

schwäbischen, fränkischen und westfälischen Grafenbank, zwei den

schwäbischen und rheinischen Prälaten gehörten
; c) das Kolle-

gium der Reichsstädte bestand aus der schwäbischen und der

rheinischen Städtebank.

Früher hing es lediglich vom Kaiser ab, wann er einen Reichs-

tag berufen wollte, später wurde er durch Wahlkap. A. XIII § l

verpflichtet, dies wenigstens alle zehn Jahre zu tliun. Seit 1663 war

der Reichstag thatsächlich zu Regensburg permanent geworden.

Die Reichsstände erschienen nicht mehr in Person
,
sondern durch

1 J. J. Moser, Abhandlung von dem Ursprünge und dem Grunde der

jetzigen Reichstagsstimmen in den Moserianis. Th. I. Nr. 1. Repertorium des

Staats- und Lehenr. B. IV. S. 650. Reichsstand.
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Bevollmächtigte mit gesandtschaftlichem Charakter, welche von den

Instruktionen ihrer Auftraggeber abhängig waren. Der Kaiser wurde

vertreten durch seinen Principalkommissarius, welchem ein Kon-
kommissarius zur Seite stand. Die regelmässige Veranlassung zu

den Berathschlagungen gab der Kaiser durch seine Propositionen

;

1

doch stand den Reichsständen ebenso die Initiative zu. Die wirk-

liche Berathschlagung und Abstimmung fand getrennt in den drei

Kollegien statt. Die beiden obern Kollegien suchten durch Re- und

Korrelation sich zu einem gemeinsamen Schlüsse zu vereinigen. War
ein solches »conclusum commune duorum« zu Stande gekommen,

so begann nun die Verhandlung mit dem Kollegium der Reichs-

städte in gleicher Weise. Trat dieses bei, so hiess nun der Beschluss

»commune trium« und wurde als Reichstagsgutachten, »consultum s.

suffragium imperii«, an den Kaiser gebracht. Genehmigte dieser das

Gutachten durch ein Ratifikationsdekret, so war es dadurch in einen

Reichsschluss, »conclusum imperii«, verwandelt, welcher vollziehbar

und publikationsfähig war. Am Ende eines Reichstages wurde das

daselbst zwischen Kaiser und Ständen Vereinbarte zusammengestellt

und als Reichsabschied, »Recessus imperii«, publicirt. Dieser Ge-

brauch fiel natürlich mit der eingetretenen Permanenz des Reichs-

tages hinweg, daher datirt der jüngste Reichsabschied von 1654.

Ein Reichsschluss konnte nur dann verfassungsmässig zu Stande

kommen, wenn der Kaiser und alle drei reichsständischen Kollegien

übereinstimmten. Nicht Stimmenmehrheit, sondern Stimmenein-

heit der Kollegien war erforderlich. Innerhalb der Kollegien

entschied dagegen regelmässig die Stimmenmehrheit
,
nur aus-

nahmsweise war dieselbe ausgeschlossen in folgenden Fällen : a) bei

Religionssachen . b) in allen Fällen
,
wo die Stände nicht als Cor-

pus betrachtet werden konnten
,
»ubi Status imperii tamquam unum

corpus considerari nequeunt«, oder mit andern Worten
,
wenn es

sich um die Rechte der Einzelnen
,

»jura singulorum«
,
handelte,

c) wenn die Reichsstände sich der Religion nach trennten und zwei

Theile gegeneinander ausmachten, »jus eundi in partes«. Sobald das

jus eundi in partes ausgeübt wurde
,
hörten die Reichsstände auch

in Ansehung der betreffenden Angelegenheit auf, Ein Corpus zu

sein, sie theilten sich vielmehr der Religion nach in zwei Corpora,

das Corpus Evangelicorum und Catholicorum. Gerade in diesem

Ausschluss der Stimmenmehrheit bei so wichtigen Punkten zeigt

1 J, J. Moser, Von den deutschen Reichstagsgeschäften. 1768.
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sich die überhand nehmende Auflösung des Staatscharakters und die

Hinneigung zum föderativen Prinzip im deutschen Reiche der letz-

ten Jahrhunderte.

Zur Abkürzung der Geschäfte bediente sich der Reichstag der

Deputationen, welche dieselbe Aufgabe und Stellung hatten,

wie die parlamentarischen Kommissionen der Gegenwart. Man
unterschied ordentliche und ausser ordentlich e Reichsdepu-

tationen, doch waren erstere seit 1662 ausser Gebrauch gekommen.

§ 30.

5) Die Reichsjustiz und die Reichsgerichte K

Während im früheren Mittelalter der König als die Quelle aller

Gerichtsbarkeit gegolten hatte, jeder Richter im Reiche als sein

Stellvertreter zu Gericht sass und die- Gerichtsgewalt den Bann von

ihm ableitete, war seit dem 14. Jahrhundert die Uebertragung des

Königsbannes an die Landesherrn und ihre Richter ausser Gebrauch

gekommen ;
somit war die Gerichtsbarkeit innerhalb der einzelnen

Territorien zu einem rein landesherrlichen Rechte
,
zu einem Be-

standteile der Landeshoheit geworden. Trotzdem blieb der kaiser-

lichen Reichsjustiz immer noch ein grosses Gebiet, vor allem die

Gerichtsbarkeit über alle Reichs unmittelbaren, welche keine

andere Gewalt
,

als die Reichsgewalt
,
keinen andern Richter

,
als

den Kaiser, über sich erkannten. Aber auch die Ausübung der

Justiz über die Mittelbaren
,
obgleich sie als Bestandteil der Lan-

deshoheit galt, blieb doch jeder Zeit der Gewalt des Reiches unter-

geordnet. Nirgends in Deutschand war, wenigstens de jure, die

oberstrichterliche Gewalt von Kaiser und Reich ganz und gar aus-

geschlossen 2
. Wo es sich um Justizverweigerung und um Klagen

über unheilbare Nichtigkeiten handelte, hatte die Reichsjustiz

überall Abhülfe zu schaffen. Diesen wichtigen Aufgaben konnte die

schwankende und unstäte Organisation des mittelalterigen könig-

lichen Hofgerichtes (mit dem von Friedrich II. 1235 eingesetzten

justitiarius) nicht mehr genügen. Je ernster man auf Herstellung

1 Für das Geschichtliche kommt jetzt, ausser den allgemeinen Werken über

Staats- und Rechtsgeschichte, in Betracht das gründliche und umfassende Werk
von O. Franklin, Das Reichshofgericht im Mittelalter, I. Bd. Weimar 1867.

Geschichte von Heinrich I. bis zum Uebergange und Anfänge des Reichskammer-
gerichts 1495. II. Bd. 1869. (Verfassung, Verfahren).

2 J. J. Moser, Von der deutschen Justizverfassung 2 Thle. 1774. 4.

Frhr. v. Senckenberg, Von der kaiserlichen höchsten Gerichtsbarkeit in

Deutschland. Frankf. 1760. 4.
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eines immerwährenden Landfriedens bedacht war, desto eindring-

licher stellte sich auch die Forderung eines ständigen, geordneten

und unabhängigen Reichsgerichtes heraus. Nach verschiedenen

gescheiterten Versuchen kam endlich, als nothwendiges Korrelat

des ewigen Landfriedens, unter Kaiser Maximilian I. die Errichtung

»des Kaiserlichen und Reichskammergerichtes« am 7. August 1495

zu Stande.

1) Das Reichskammergericht 1 war das erste ständige

oberste Reichsgericht in Deutschland. Es wurde nicht, wie das

frühere Hochgericht, vom Kaiser allein
,
sondern vom Kaiser und

den Reichsständen gemeinsam besetzt. Es bestand seit 1495 aus

einem Kammerrichter, dem eigentlichen Stellvertreter des Kaisers,

welcher womöglich ein Reichsfürst oder doch wenigstens gräflichen

oder freiherrlichen Standes sein sollte, und aus 1 6 Beisitzern, welche

zur Hälfte Graduirte der Rechte, zur Hälfte wenigstens ritterbürtig

sein sollten. Die Zahl der Beisitzer wechselte mannigfach. Der

Kaiser ernannte den Kammerrichter, die beiden diesem seit 1530

zur Seite stehenden Präsidenten und Einen Beisitzer. Alle übrigen

Beisitzer wurden dem Gerichte von den Reichsständen nach Kreisen

präsentirt und von diesem nach befundener Tüchtigkeit ange-

nommen. Anfangs wechselte das Reichskammergericht seinen Sitz

mehrfach, 1526 kam es nach Speyer, von 1689— 1806 war sein Sitz

zu Wetzlar. Es wurde durch Beiträge der Reichsstände erhalten.

Das mangelhafte Eingehen dieser sog. Kammerzieler war ein

Hauptgebrechen der ganzen Einrichtung. Seit dem westfälischen

1 J. J. Moser, Justizverfassung B. II. S. 282, wo aueh eine umfassende
Literaturangabe sich findet. A. J. K. von Fahnenberg, Literatur des RKG.
Wetzlar 1792. Julius Friedrich Malblank, Anleitung zur Kenntniss der

deutschen Reichs-, Provinzialgerichts- und Kanzleiverfassung und Praxis.

Nürnb. und Altdorf 1791. 4 Thle., vom RKG. handeln B. I., II. und IV.

J. H. Frhr. v. Harpprecht’s Staatsarchiv des K. und RKG. 4 Thle. Ulm und
Frankf. 1757—1760. 4. Als Fortsetzung davon : Geschichte des K. und RKG.
unter der Regierung Karl’s V. 5 Theile. Frankf. 1 767 und Geschichte des RKG.
von den Jahren 1545—1558. 6 Theile. Ulm 1785. Benj. Ferd. Mo hl, Versuch
eines Systems der Gerichtsbarkeit des K. und RKG. 2 Thle. Tübingen 1791. 8.

Pütter, inst. § 263 ff. Gönner, Staatsr. § 3 1 1 . Leist, Staatsr. § 125. Ha-
be rlin, B. II. S.299. Ueber den Process des RKG. vergl. besonders Pütter,
nova epitome processus imperii amborum tribunalium supremorum, ed. IV. 1786.

G. H. vonBerg, Grundrecht der reichsgerichtlichen Verfassung und Praxis.

Göttingen 1797. D. Danz, Grundsätze des Reichsgerichtsprocesses. Stuttg.

1795. Uebersichtlich für die Geschichte ist ein Aufsatz über das vormalige RKG.
und seine Schicksale von Thudichum, Zeitschr. für deutsches Recht B. XX.
S. 148—223.
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Frieden war die Religionsgleichheit ein wichtiger Grundsatz in der

Verfassung des RKG. (»jus in partes eundi«). Das Verfahren des

RKG. richtete sich nach den RKGerichtsOrdnungen von 1495 und

1555. Das sog. Koncept »einer erneuerten und verbesserten K. G. O.«

von 1613 erlangte niemals formell gesetzliche Gültigkeit, materiell

enthielt es aber geltendes Recht. Die Kompetenz des RKG. war

verschieden, je nachdem es sich um unmittelbare oder mittelbare

Personen handelte. Klagsachen gegen Reichsunmittelbare
konnten beim RKG. sofort in erster Instanz angebracht werden,

wenn diesen nicht das Recht der Austräge zustand. Gegen Mittel-

bare konnte das RKG. in Civilsachen regelmässig nur in höherer
Instanz angegangen werden

;
doch waren in dieser Beziehung fast

alle grossem Länder durch privilegia de non appellando eximirt, so

die kurfürstlichen Länder durch die G. B., später noch durch spe-

cielle Privilegien. In K r im i n a 1 s a c h e n der Mittelbaren war jede

Appellation an die Reichsgerichte ausgeschlossen. Aber auch aus

solchen Ländern, welche privilegia de non apßellando besassen.

konnte das RKG. Beschwerden wegen verweigerter oder verzögerter

Justiz und Klagen wegen unheilbarer Nichtigkeit annehmen. In

einzelnen Ausnahmefällen konnte, mit Uebergehung der untern

Instanzen
,

sogleich beim RKG. geklagt werden und fand hier ein

kurzer schleuniger Process statt. Dahin gehörten die Landfriedens-

und Religionsfriedens-Bruchsachen, die Fiskalsachen u. s. w. Ge-

rade auf diesen Ausnahmsfällen beruhte die Hauptbedeutung des

RKGerichts. Das RKG. sollte jährlich durch Reichsdeputationen

visitirt werden
; die ordentlichen Visitationen hörten aber schon

seit 1588 auf, die ausserordentlichen kamen nur selten zu Stande

(zuletzt von 1767— 1776). Gegen die Erkenntnisse des RKG. waren

die Rechtsmittel der Restitution
,
der Revision

,
des Rekurses an

den Reichstag unter bestimmten Voraussetzungen zulässig, doch

hatten sie meistens keinen Suspensiveffekt.

2} Der Reichshofrath 1
.

Durch die Errichtung des RKG. fiel keineswegs das Recht des

Kaisers auf Entscheidung von Streitigkeiten fort und wurde ihm für

1 J. Chr. v. Uffenbach, tractatus de consilio Caesareo imperiali aulico.

Yiennae et Pragae 1700. Fol. J. Ch. Herchenhahn, Geschichte der Entste-

hung, Bildung und gegenwärtigen Verfassung des kaiserlichen Reichshofrathes

nebst der Verhandlungsart der darauf vorkommenden Geschäfte. Mannheim
1792. 3 Theile. Von dem Werke von Malblank kommt hier der III. Theil in

Betracht. Moser, Deutsche Justizverfassung. Th. II. Pütter
,
inst. § 275 ff.

Häberlin B. II. S. 371 ff.
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einzelne Sachen sogar reichgesetzlich Vorbehalten, besonders wo
es sich um die Aberkennung von Fürstenthümern und Grafschaften

handelte. Für die reichs- wie die erbländischen Sachen hatte bereits

Maximilian I. 1501 ein Hofrathskollegium bestellt. Ferdinand I.

entzog demselben 1559 alle erbländischen Angelegenheiten, sodass

es seit dieser Zeit lediglich als Reichshofrath erschien. Im
westfälischen Frieden J. P. O. A. Y. § 55 und 56 wurde der Reichs-

hofrath grundgesetzlich als oberstes kaiserliches Gericht anerkannt.

Der Kaiser war des Reichshofrathes einziges und oberstes Haupt;

er war für sich allein berechtigt, Reichshofrathsordnungen zu er-

lassen. Wegen dieser engen persönlichen Verbindung wurde mit

dem Tode jedes Kaisers der RHR. aufgelöst. Das Kollegium

bestand aus einem Präsidenten, einem Yicepräsidenten und Reichs-

hofräthen (regelmässig 18 an der Zahl), von denen wenigstens 6

evangelisch sein sollten. Sämmtliche Mitglieder des Reichshof-

rathes wurden vom Kaiser ernannt. Die Räthe theilten sich in die

Herrn- und Gelehrtenbank. Der Präsident hatte nicht nur bei

Stimmengleichheit eine entscheidende Stimme, sondern er hatte

auch das Recht, die Sache in einem Gutachten dem Kaiser zur Ent-

scheidung vorzulegen (»votum ad imperatorem«)
,
wenn die Mehr-

heit nicht überwiegend war und beide Meinungen auf »stattlichen

grundfesten Ursachen« beruhten
,
worin allerdings ein bedenkliches

Stück Kabinetsjustiz lag. Der RHR. hatte als Gerichtshof regel-

mässig konkurrirende Gerichtsbarkeit mit dem RKG. Der Kläger

oder Appellant hatte somit die Wahl, an welches von beiden Ge-
richten er sich wenden wollte. Die Prävention gab den Ausschlag;

doch gab es Fälle, wo der Reichshofrath nach Gesetz oder Her-

kommen eine ausschliessliche Gerichtsbarkeit übte
;
dahin gehörten :

alle italienischen Sachen, ganze Reichslehen in petitorio betreffende

Processe
,
die Kriminalsachen der Reichsunmittelbaren. Wenn es

sich jedoch um die Achtserklärung eines Reichsstandes oder um
Entsetzung eines solchen von der Reichsstandschaft oder Landes-

hoheit oder um Suspension von ihrer Ausübung handelte, so konnte

ein Erkenntniss nur durch einen förmlichen Reichsschluss zu Stande

kommen. Ausser seiner Stellung als oberstes Reichsgericht war

der Reichshofrath auch das einzige Kollegium, dessen sich der

Kaiser in Reichsregierungssachen bediente.

3) Die Austräge 1
. Als die monarchische Gewalt

,
insbeson-

1 H. C. Senckenberg, flores sparsi ad jus austraegarum tarn legalium,

qua conventionalium. Giess. 1739. Johann Jakob Prehn, Von den Austrägen,.



62 II. Geschieht!.. Entwickelung des staatl. Rechtszustandes in Deutschland.

dere die königliche Gerichtsbarkeit in Deutschland immer mehr an

Ansehen verlor, suchte man sich auf dem Wege der Einigung die

Sicherheit der Rechtspflege zu verschaffen
,
welche die schwache

Staatsgewalt zu gewähren nicht vermochte. Es wurden auf Grund
der Einigung ein für allemal Formen festgestellt, in welchen die

Vereinsgenossen erst in Güte, sodann im Wege Rechtens ihre

Händel entscheiden lassen sollten. So entstanden die Aus träge,

nicht als Gerichte von Staatswegen, sondern als Gerichte auf Grund
der geschlossenen Einigung. Das Austrägalwesen wurzelte so tief

im Standesbewusstsein der Reichsunmittelbaren, dass auch mit der

Gründung des Reichskammergerichts die Austräge nicht beseitigt

werden konnten. Vielmehr erhielten sie 1495 eine reichsgesetzliche

Sanktion
,
erfuhren aber zugleich eine völlige Umgestaltung. Die

Austrägalinstanz wurde von nun an eine Institution der Reichs-

justizverfassung
,

als Unterinstanz der Reichsgerichte. Man unter-

schied gewillkürte, privilegirte und gesetzliche Austräge. Das Aus-

trägalverfahren war ein Vorzug der Reichsunmittelbaren
,
welches

aber nach dem Range der Personen vielfach abgestuft war und sich

in sehr verschiedenen Formen bewegte. Von den Erkenntnissen

der Austrägalinstanzen konnte regelmässig an eines der höchsten

Reichsgerichte appellirt werden. Rei diesen musste auch die Voll-

streckung der rechtskräftig gewordenen Austrägalurtheile nachge-

sucht werden.

§31.

6) Kriegs-, Finanz- und Polizeiwesen des Reiches.

A. Kriegswesen 1
.

1 )
In Friedenszeiten gab es keine Reichsarmee

;
sie wurde viel-

mehr nur im Falle eines Reichskrieges aus den Kontingenten der

einzelnen Reichsstände zusammengesetzt. Die Grösse der von den

Reichsständen zu stellenden Kontingente wurde früher nach der

Wormser Reichsmatrikel von 1521 bestimmt (Schmauss B. I

insbesondere von dem, einem Kläger geringem Standes vortheilhaften Wege,
einen Fürsten zu belangen. Halle 1779. J. J. Moser

,
Von der deutschen Justiz-

verfassung I. 46. Malblank. IV. S. 420 ff. Von neueren Schriften ist zu nennen

Fr. W. von Leonhardi, Das Austrägalverfahren des deutschen Bundes.

Frankf. 1838, S. 16—87, woselbst auch eine vollständige Literaturangabe und
ein übersichtlicher Aufsatz von L. K. Aegi di

,
Staatswörterbuch B. I. S. 533 ff.

1 Pragmatische Erörterung der Grundsätze der deutschen Reichskriegsver-

fassung (v. G. F. v. Blum). Frankf. und Leipzig 1795. Pütter, inst. § 384 ff.

Häb erlin. B. II. S. 235 ff. Derselbe im Staatsarchiv I. Heft. A. IV.
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Nr. XIII. S. ISO ff.) Später wurde durch den Reichsschluss von

1681 festgesetzt, dass die Reichsarmee in simplo aus 40,000 Mann
und zwar 12,000 Mann zu Pferde und 28,000 Mann zu Fusse be-

stehen sollte. Ein anderer Reichsschluss desselben Jahres vertheilte

die ganze Mannschaft auf die zehn Kreise und überliess jedem

Reichskreise die Subrepartition der ihm angesetzten Quote. Seitdem

ist bei jedem Reichskriege nicht nur der Kreismannschaftsfuss von

1681 wieder erneuert, sondern zugleich bestimmt worden, ob das

Duplum, Triplum oder Quintuplum von den 40,000 Mann gestellt

werden sollte. Jeder Kreisstand haftete dem Kreise für die richtige

Stellung seines Kontingentes und musste zugleich für dessen Sold,

Proviant, Munition und Rekrutirung sorgen. Die so zusammenge-

setzten Kreiskontingente traten alsdann unter Anführung der Reichs-

generalität zur Reichsarmee zusammen und wurden für Kaiser

und Reich in Pflicht genommen. Der Höchstkommandirende wurde

von Kaiser und Reich auf dem Reichstage ernannt. Um die durch

einen Reichskrieg entstehenden Kosten
,
insofern dafür nicht von

den einzelnen Kreisständen gesorgt werden musste
,
zu bestreiten,

wurde eine Reichsoperationskasse gebildet. Daneben hatte jeder

Kreis wieder seine Kreisoperationskasse, welche für Artillerie, Ma-
gazine, Lazarethe und andere ausserordentliche Ausgaben zu sorgen

hatte. Die beiden Reichsfestungen Kehl und Philippsburg waren

im Verfall. Neue Festungen durfte der Kaiser in der Reichsstände

Landen nicht anlegen, ebensowenig vorhandene wiederherstellen

oder mit Besatzung belegen. Auch über die Einquartierung der

Reichsarmee konnte der Kaiser nur unter Zustimmung des Reichs-

tags bestimmen.

Ein Reichskrieg, mochte er gegen Auswärtige oder gegen einen

oder mehrere Reichsstände, als Reichsexekutionskrieg, geführt wer-

den
,
konnte vom Kaiser nur unter Zustimmung des Reichstags er-

klärt werden. Dieselbe war ebenso nothwendig zu jedem Friedens-

schlüsse des Reiches. Während eines einmal erklärten Reichskrieges

durfte kein Reichsstand neutral bleiben oder einen Separatfrieden

schliessen.

B. Finanzwesen 1
.

Eine allgemeine Besteuerung von Seiten des Reiches war noch

im 13. und 14. Jahrh. unbekannt. Erst die langdauernden Kriege

1 K. D. Hüllmann, Deutsche Finanzgeschichte des Mittelalters. Berlin

1805. K. H. Lang, Historische Entwickelung der deutschen Steuerverfassung

seit den Karolingern bis auf unsere Zeiten. Berlin 1793. K. W.Frhr. v. Ulmen-
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mit den Hussiten, später mit den Türken gaben Veranlassung zur

Einführung allgemeiner ausserordentlicher Reichssteuern. Für die

Umlage dieser Reichssteuer galt ein doppeltes Prinzip
,
das des ge-

meinen Pfennigs und das der Römermonate. Nach dem Prinzip des

gemeinen Pfennigs wendete sich das Reich unmittelbar an jeden

einzelnen Unterthanen und erhob von ihm die Reichssteuer. Auch
der Reichsfürst erschien hier nur als Reichsunterthan und musste

seine Vermögenssteuer entrichten. Ein Subkollekturrecht war aus-

geschlossen, daher eine Abwälzung der Steuern auf die Unterthanen

unmöglich. Die Umlage des gemeinen Pfennigs fand zuerst im Jahre

1431 statt und dann wiederholt im Laufe des 15. und 16. Jahrh.

Aber gerade wegen ihrer Gerechtigkeit fand die Pfennigsteuer immer
mehr Gegner im Fürstenstande und so kam es dahin, dass das

mediate System der Römermonate (die damalige Form der

Matrikularbeiträge) die Pfennigsteuer ganz verdrängte . Fei ersterem

Steuerfusse wurde die AVormser Reichsmatrikel von 1524 zu Grunde
gelegt. In derselben war, wegen des damals von Karl V. beschlosse-

nen Romerzugs, auf die einzelnen Reichsstände eine gewisse Anzahl

Truppen gelegt. Ihr Sold wurde zugleich dahin bestimmt, dass

monatlich für einen Fussgänger 4, für einen Reiter 16 (später 12)

Gulden gegeben werden sollten. Wenngleich jener Römerzug gar

nicht zu Stande kam, so gebrauchte man doch die einmal gefertigte

Matrikel dazu
,
um nach dem für die Mannschaft bestimmten mo^

natlichen Solde die Geldbeiträge zu ausserordentlichen Reichsbe-

dürfnissen zu bestimmen. Seit dem 17. Jahrh. bildeten die Römer-

monate die einzige ausserordentliche Reichssteuer, welche besonders

zum Zwecke eines Reichskrieges verwilligt zu werden pflegte. Ein

Römermonat, als Simplum, sollte dem Reiche 128,000 fl. bringen,

brachte aber in der Mitte des 18. Jahrh. nur 50,000 fl. ein. Zur

Unterhaltung des Reichskammergerichts wurde 1548 eine ständige

und ordentliche Reichssteuer, der sog. Kammerzieler, übernommen.

Die Einnahmen des Kaisers aus dem Reiche waren so ver-

schwindend klein (etwa 13,000 fl.
,
dass der Kaiser alle Regierungs-

und Repräsentationskosten, einschliesslich der Unterhaltung des

Reichshofrathes, aus seinen eigenen, erbländischen Einkünften be-

streiten musste.

Die nach Römermonaten von den Reichsständen zu zahlenden

stein. Versuch einer kurzen, System, und historischen Einleitung in die Lehre

des deutschen Staatsrechtes von Steuern und Abgaben reichsständischer Unter-

thanen und dem Steuerrechte der Reichsstände. Erlangen 1794.
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Gelder mussten ganz zu dem Zwecke verwendet werden
,
für wel-

chen sie verwilligt waren (Appropriation); deshalb musste dem
Reichstage über ihre Verwendung Rechnung gelegt werden. Als

oberster Grundsatz des Reichsfinanzrechtes stand fest, dass »auch

in den zugelassenen nothdürftigen unverzüglichen Fällen die Steuer

und dergleichen An- und Auflagen, es sei zu Kriegs- oder Friedens-

zeiten, anders nicht als mit Rath, Wissen und Verwilligung der

Kurfürsten, Fürsten und Stände auf allgemeinen Reichstagen anzu-
setzen seien«. I. P. O. A. VIII § 2. Wahlkap. A. V § 1. 2. Das
Steuerverwilligungsrecht des Reichstages war ein völlig freies,

ungebundenes. Dagegen war von einer Feststellung des Reichs-

haushaltsetats ebensowenig die Rede
,
wie von einer Kontrolle des

gesammten Finanzwesens durch den Reichstag. Aus der Unregel-

mässigkeit und Armseligkeit der Finanzquellen ist zum grossen Theil

der Verfall, die klägliche Machtlosigkeit und der endliche Unter-
gang des altern deutschen Reichs zu erklären.

C . Polizeiwesen 1
.

Die Reichspolizeigewalt war in ihrer Wirksamkeit durch die

Landesstaatsgewalt in die engsten Grenzen eingeschlossen
, da die

Ausführung aller Massregeln lediglich in den Händen der Einzel-

staaten lag . Die Reichs polizeigesetzgebung (erste Reichs-
polizeiordnung von 1530

) ,
welche theils in eigenen Polizeiordnungen,

theils in einzelnen Verordnungen über polizeiliche Gegenstände sich

ausgesprochen hatte, war in hohem Grade lückenhaft, wurde w enig
befolgt und gerieth fast ganz in Vergessenheit, da die allenthalben

erlassenen Landespolizeigesetze für sie kaum noch ein Gebiet der
Anwendung übrig Hessen. Obgleich die Reichspolizeiordnung von
157 7 weit hinter den Anforderungen der Zeit zurückblieb, so

konnte man trotz aller Anläufe (I. P. O. VIII. § 2. 3.) sich nicht

über eine allgemeine Reichspolizeiordnung vereinigen
; die von 1577

blieb die neueste, nur einzelne, die Reichspolizei betreffende Reichs-
schlüsse wurden publicirt, z.R. wegen Abstellung der Handwerks-
missbräuche, wegen der Duelle, wregen geheimer Verbindungen.

Hei der grossen staatlichen Zerstückelung des südlichen und

1 Juristisch (las bedeutendste Werk aus der Reichszeit ist jedenfalls Gün-
ther Heinrich v. Berg, Handbuch des deutschen Polizeirechtes. Gott. 1799.
2. Aufi. I—VII. 1802. Pütter, inst. §331 ff. Häberlin, B. II. S. 551 ff.

Häberlin’s Repertorium B. IV. Art. Polizei. Gerstlacher, corpusjuris
germ. B. I. Kap. IX. S. 426. Derselbe. Handbuch der deutschen Reichs-
gesetze Th. IX.

H. Schulze, Deutsches Stfaatsrtfcht. \
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westlichen Deutschlands war hier die Kr eis polizei von grosser

Bedeutung. Viele Gegenstände, welche sonst der Landespolizei zu-

fielen, wurden in diesen noch aktiven Reichskreisen der Kreispolizei

überlassen, welche theils auf Uebertragung der Reichsstaatsgewalt,

tlreils auf freiwilliger Uebereinkunft der Kreisgenossen beruhte.

Die grösseren Staaten dagegen, welche zu keiner Kreisverbindung

gehörten oder für welche solche nur dem Namen nach bestand, be-

sonders Oesterreich t und Preussen. stützten schon zu

Reichszeiten ihre innere Sicherheit lediglich auf die Landespolizei.

II. Die Territorien.

§.32.

Die Landeshoheit 1
.

Der erste Schritt zur Entstehung der Landeshoheit war die

Auflösung der alten Gauverfassung, der zweite das Erblichwer-

den der Herzogthümer und Grafschaften. Aus den erblich gewor-

denen Reichsämtem der Herzoge, Markgrafen und Grafen und aus

den Immunitätsbezirken der geistlichen und weltlichen Grossen

ist die Landesherrlichkeit emporgewachsen. Das Wort »Landes-

hoheit« lässt sich erst seit dem XV. Jahrhundert nachweisen. Bis

dahin fehlte es an einem technischen Ausdrucke für ein Verhältniss,

welches selbst noch schwankend und im Werden begriffen war.

Mit der Gerichtsbarkeit, »Zwing und Bann«, dem eigentlichen Kern-

punkte der Landeshoheit
,
waren gewöhnlich aus besondern Titeln

noch andere Regalien verbunden. Anfangs nur ein Aggregat vieler,

zufällig mit einander verbundener Berechtigungen, entwickelte sich

die Landeshoheit seit dem XV. und XVI. Jahrhundert zu einer

1 Ueber die geschichtliche Entwickelung der Landeshoheit siehe Eich-
horn, Staats- und Rechtsgeschichte B. II. §

221—223. 299—314. B. III. § 396.

400. 418—434. B. IV. § 525. 526. 540—551. 595—598. 600— 602. v. Schulte,
Reichs- und Rechtsgeschichte, bes. § 68 und 69. Jos. Berchtold, Die Ent-

wickelung der Landeshoheit in Deutschland in der Periode von Friedrich II. bis

einschliesslich zum Tode Rudolfs von Habsburg. München 1863. I. Theil.

Derselbe . Die Landeshoheit Oesterreichs nach den ächten und unächten Frei-

heitsbriefen. München 1862. C. Maurer, Art. »Landeshoheit« in Bluntschli's

Staatsw. B. VI. S. 213 ff. Ueber die Landeshoheit des neuern Reichsstaats-

rechtes handeln besonders J. J. Moser, Von der Landeshoheit der deutschen

Reichsstände überhaupt. 1773. Derselbe, Von der deutschen Reichsstände

Landen, deren Landständen, Unterthanen u. s. w. 1769. Pütter in seinen Bei-

trägen, 1777. Th. I. Nr. VI. XVII. XVIII. XIX. Ch. G. Biener, comment.
de natura et indole dominii in territoriis Germaniae. Halae 1780. K. S. Z a ch a-

riä, Geist der deutschen Territorialverfassung. Leipzig 1800.
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wirklichen Staatsgewalt . Diese Ausbildung der Landeshoheit ging,

wie alle Umgestaltungen dieser Art, nur allmälig und unmerklich

vor sich. Die Reichsgesetze anerkannten und bekräftigten blos. was

sich im Laufe der Jahrhunderte gewohnheitsrechtlich gebildet hatte.

In ihrer vollendeten Ausbildung, etwa seit dem westfälischen Frie-

den. war die Landeshoheit eine wahre Staatsgewalt über einen

deutschen Partikularstaat, welche von dem Inhaber in eigenem

Namen' und aus eigner Macht, jedoch in Unterordnung unter die

Reichsstaatsgewalt, ausgeübt wurde.

Der Landesherr war als solcher keineswegs Eigenthümer des

Landes
;
doch wurde die Landeshoheit selbst, nach der eigenthüm-

lichen Auffassung des damaligen unentwickelten Staatsrechtes, als

ein auf dem Territorium haftendes Immobiliarrecht angesehen.

Beschränkt war die Landeshoheit 1) durch die Landesver-
fassung der einzelnen Territorien, besonders durch die Rechte

der Landstände. Wo es aber dergleichen nicht gab, etwa in ganz

kleinen Ländern
,
bildeten doch die wohlerworbenen Rechte der

Unterthanen, der Gemeinden, Korporationen, der Kirche bedeut-

same Schranken gegen Willkür. 2) Durch die allgemein anerkannte

Unterordnung der landesherrlichen Gewalt unter die Reichsgewalt.

Die Unterordnung der Landeshoheit unter die Reichsgewalt machte

sich besonders in folgenden Punkten geltend : a; der Reichsgewalt

stand ein allgemeines Oberaufsichtsrecht über die Landesregierungen

zu, kraft dessen besonders darüber gewacht wurde, dass die Landes-

herrn sich bei der Ausübung ihrer Staatsgewalt nach den reichsge-

setzlichen Vorschriften richteten
;

b) kein Landesgesetz durfte ab-

solut verbietenden Reichsgesetzen widersprechen oder die Verpflich-

tungen gegen den Reichsverband verletzen; c) die Unterthanen

durften wegen Missbrauchs der Landeshoheit nicht nur ausserge-

richtlich bei dem Kaiser
,
sondern auch bei den höchsten Reichs-

gerichten Hülfe und Beistand suchen
;
d) alle Streitigkeiten zwischen

deutschen Landesherrn durften nur auf rechtlichem Wege ausge-

macht werden, alle Selbsthülfe war verboten (I. P. O. XVII. § 7)

;

e^ gegen Kaiser und Reich gerichtete Bündnisse waren verboten

(I. P.O. VIII. § 2. f); unter Einhaltung der reichsgesetzlichen For-

men konnte ein Landesherr zur Strafe seiner Landeshoheit durch

die Reichsgewalt entsetzt werden. Abgesehen von diesen ganz

bestimmt gezogenen Grenzen war aber die Landeshoheit als eine

zwar untergeordnete, aber doch selbständige Gewalt gegen alle Ein-

griffe selbst von Seiten des Reichsoberhauptes und der höchsten
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Reichsgerichte verfassungsmässig geschützt. Ja, die Reichsgewalt

war verpflichtet, die Landesherrn' auch gegen Eingriffe von Seiten

ihrer Unterthanen, ihrer Mitstände und auswärtiger Mächte im Be-

sitze ihrer Hoheiten und Gerechtsame zu vertheidigen

.

§ 33 .

Staatsrechtliche Verschiedenheit der deutschen Territorien h

Reichsstaatsrechtlich war die Landeshoheit in allen deutschen

Staaten sich völlig gleich, aber trotz dieser sich gleich bleiben-

den Bedeutung der Landeshoheit war die innere Verfassung der

deutschen Einzelstaaten unendlich verschieden. Unter den (im

J. 1793 noch vorhandenen etwa 324
)
reichsständischen Terri-

torien gab es lehenbare und allodiale, zusammengesetzte und ein-

fache Territorien. Am wichtigsten aber war die Eintheilung in

monarchische und republikanische
,

in geistliche und weltliche

Staaten.

Die weltlich-monarchischen Staaten waren Kur-

fürstenthümer
,
Herzogtliümer

,
Markgrafschaften, Fürstentümer,

Grafschaften u. s. w.; ihre Verfassung war so verschieden, wie ihr

Titel . Auch die Grösse der Länder war nicht ohne Einfluss auf ihre

staatliche Organisation, indem in ganz kleinen Gebieten keine so

umfassenden Einrichtungen in Bezug auf Polizei-, Finanz- und Mili-

tärwesen durchgeführt werden konnten, wie in grösseren Staaten.

Subjekt der Landeshoheit war hier der durch die Erbfolgeordnung zur

Regierung berufene Kurfürst, Herzog, Fürst oder Graf. Die g e i s t -

lieh - monarchischen Staaten waren sämmtlich Wahl-
staaten

2

. Hierher gehörten die drei geistlichen Kurfürstentümer,

die Erzbistümer, die Bistümer, die gefürsteten und nicht ge-

fürsteten Prälaturen. Hier war die Landeshoheit mit einem reichs-

unmittelbaren Kirchenamte verbunden. Der durch kanonische Wahl
des Kapitels erwählte Erzbischof, Bischof, Abt oder Prälat war hier

1 Eine belehrende Schilderung der Staatszustände in den einzelnen Terri-

torien giebt CI. Th. Perthes, «Das deutsche Staatsleben vor der Revolution.«

Hamburg und Gotha 1845.
1 Josephv. Sartori, Geistliches und weltliches Staatsrecht der deutschen

Erz-, Hoch- und Ritterstifter. Nürnberg 1788—91. 2 Theile. (Wilibald Hel d)

Reichsprälatisches Staatsrecht. Kempten 1785. 2 Bde. Es gab in Deutschland
4 reichsunmittelbare Erzbisthümer, darunter drei geistliche Kurfürstenthümer,
19 Bisthümer und Hl Reichsprälaturen, dazu kam noch der Hochmeister des

Deutschen Ordens zu Mergentheim und der Johannitermeister zu Heitersheim.
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das Subjekt der Landeshoheit welchem die Regierungsrechte vom
Kaiser geliehen wurden. Die (etwa 51) Reichsstädte waren

Republiken; ihre Verfassung war sehr verschieden, doch galt

überall die Korporation der ganzen Bürgerschaft als das wahre und

einzige Subjekt der Staatsgewalt; nur die Ausübung und Verwal-

tung der obrigkeitlichen Gewalt war einem Magistratskollegium oder

Rath übertragen 1
.

Die bisher genannten Landesherrschaften waren sämmtlich zu-

gleich Reichsstände. Es gah aber zahlreiche Gebiete, deren In-

haberlandesherrliche Rechte ausübten, ohne derVorzüge der Reichs-

standschaft zu gemessen. Hierher gehörten vor allem die Reichs-
ritter und ihre Gebiete 2

. (Es gab etwa 1475 reichsfreie Ritter-

güter. In Schwaben, Franken und am Rhein hatten sich viele

ritterliche, dem niederen Adel angehörige Familien der Landesho-

heit nicht unterworfen
;

sie genossen nicht nur für ihre Person,

sondern auch für ihre Gebiete vollkommene Reichsunmittelbarkeit,

dergestalt . dass sie von aller landesherrlichen Gewalt befreit und

nur der Reichsstaatsgewalt unterworfen waren. Zur Erhaltung

ihrer bevorrechteten Stellung hatten sich diese ritterschaftlichen

Familien schon seit dem XIV. Jahrhundert zu Bündnissen vereinigt.

Aus diesen war die korporative Verfassung der Reichsritterschaft

hervorgegangen. Das gesammte reichsritterschaftliche Corpus zer-

fiel in drei Kreise, welche unter sich in Vereinigung standen und

ein Ganzes bildeten. Die Kreise wurden wieder in mehrere Kan-
tons oder Ritterorte, letztere zuweilen wieder in Bezirke oder

Quartiere getheilt. Die Reichsritter übten über ihre Besitzungen

allerdings landesherrliche Rechte aus
,
jedoch erlitt ihre Landes-

herrlichkeit Einschränkungen durch die Reichsgewalt und ihre

1 Moser, Von der reichsstädtischen Regimentsverfassung. 1772. Häber-
lin B. II. Kap. V. S. 117 ff. G. W. Hugo, Die Mediatisirung der deutschen

Reichsstädte. Karlsruhe 1838.

2 J. St. Burgmeister, Reichsritterschaftliches Corpus juris oder Codex

diplomaticus. Ulm 1707. 4. Desselben Status equestris imperii Romano-
germanici. Ulm 1709. 4. Desselben Manuale equestre. Ulm 1720. 4.

Dessen Thesaurus juris equestris. Ulm 1718. 2 Thle. Dessen Bibliotheca

equestris. 2 Bde. Ulm 1720. 4. Lünig, Reichsarchiv. Part. spec. Cont. III.

Jacob Mader, Sammlung reichsgerichtlicher Erkenntnisse in Reichsritter-

schaftssachen. Frankf. u. Leipzig 1780—90. J. G. Kerner, Allgemeines posi-

tives Staatslandrecht der unmittelbaren freien Reichsritterschaft. 3 Bde. Lemgo
1786—89. Chr. L. Pfeiffer, Versuch eines ausführlichen Privatrechtes des

deutschen Reichsadels. J. L. Klueber, isagoge in elementa j uris publici, quo

utuntur nobiles immediati. Erlangae 1793.
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eigene korporative Verfassung. In ähnlichen Verhältnissen, wie die

Reichsritter
,
standen noch einzelne im Reiche zerstreute Landes-

herrn, welche reichsunmittelbar, aber nicht reichsständisch waren

.

Hierher gehörten die sog. adligen Gauerbschaften, unter ihnen

die Burg Friedberg und Gelnhausen. Endlich gab es sogar Reichs-
dörfer 1

,
d. h. freie Landgemeinden mit selbstgewählter Obrigkeit,

welche unmittelbar unter Kaiser und Reich standen.

§ 37 -

Staatliche Entwickelung der beiden Grossmächte im Osten

Deutschlands.

Während im Süden und Westen Deutschlands der klassische

Boden jener grenzenlosen Zerstückelung und Kleinstaaterei war,

aus welcher nur einzelne lebensfähige mittlere Territorien hervor-

ragten, hatten sich im östlichen Deutschland zwei grossmächtliche

Staatsbildungen entwickelt
,
welche nur nominell mit dem Reiche

in Zusammenhang standen
,
sonst aber ihren staatlichen Schwer-

punkt in sich selbst trugen. Ohne eingehende Berücksichtigung

ihrer staatlichen Eigenthümlichkeiten bleibt die deutsche Staatsge-

schichte unverständlich 2
. Beide Mächte hatten den gleichen Aus-

gangspunkt von der, auf ursprünglich slavischem Boden gegründeten

Markgrafschaft. Ihr weiterer Entwickelungsgang und ihr

Endziel waren aber mit geschichtlicher Nothwendigkeit durchaus

verschieden.

1) Oesterreich 3
.

Als die bayerische Ostmark 1156 vom Herzogthum Bayern ge-

trennt wurde, erhielt das neue Herzogthum bereits eine weitgehende

1 Ernst Ludwig v. l)a ehr öden, Versuch eines Staatsrechtes der freien

Reichsdörfer. B. I. Leipzig 1785.
2 Es ist eine Lücke in der herkömmlichen Behandlung der deutschen Staats-

und Rechtsgeschichte, dass man die verkommenen Staatsatome im südlichen und
westlichen Deutschland als allein würdiges Objekt der Betrachtung mit Vorliebe

behandelt, während man den Grossstaat Oesterreich und die Anfänge des
Staates, welcher zuerst den Staatsgedanken in Deutschland verwirklichte und die

Keime des wiedergeborenen deutschen Reiches virtuell in sich trug
,

fast ganz

ignorirt.

3 Eine werthvolle Untersuchung über die frühreife Entwickelung der Lan-

deshoheit zur vollen Territorialgewalt in Oesterreich giebt Berchtold, Die

Landeshoheit Oesterreichs. 1862. Für die spätere Zeit: CI. Th. Pjerthes, Po-

litische Zustände und Personen in den deutschen Ländern des Hauses Oester-

reich von Karl VI. bis Metternich. Gotha 1869. Franz Ferdinand Schrötler,

Abhandlungen aus dem österreichischen Staatsrechte. 5 Bde. Von demselben
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Selbständigkeit unter den babenbergischen Herzogen. Als dasselbe

1278 mit den Herzogtümern Steiermark und Krain an das Haus

Habs bürg kam, gelang es diesem hochstrebenden Geschlechte

durch kluge Familienpolitik, zu diesem ursprünglichen Gebiete im-

mer neue deutsche und ausserdeutsche Länder hinzu zu erwerben

und es gab eine Zeit, wo das Haus Habsburg mit seinen östlichen

Ländern die Krone Spaniens und die weiten Gebiete der neuentdeck-

ten westlichen Hemisphäre vereinigte. Aber auch als die Weltmacht

Karl’s V. sich unter die beiden Linien des Hauses Habsburg ver-

theilt hatte, blieb der Besitzstand der deutschen Linie Ferdinand’sl.

im Osten Europas ein gewaltiges Länderkonglomerat, welches seine

Einheit wesentlich in der Person des Herrschers und seiner Dynastie

fand. Der Erzherzog von Oesterreich, Herzog von Kärnthen, Steier-

mark, Krain, gefürsteter Graf von Tirol u. s. w. trug auch die Kö-

nigskronen von Ungarn und Böhmen. Durch die pragmatische
Sanktion 1

)
wurde wenigstens die Einheit der Thronfolge für alle

jene zahlreichen Länder mit ihrer manigfaltigen Staatsverfassung

hergestellt. Den staatsklugen konservativen Reformbestrebungen

der Kaiserin Maria Theresia (1740— 1780) gelang es, zuerst wenig-

stens im Heer- und Finanzwesen, ein Gesammtösterreich her-

zustellen, während die überstürzenden Neuerungen Joseph’s II. nicht

im Stande waren, die festbegründete Eigenthümlichkeit der einzel-

nen Länder zu brechen und eine abstrakte Staatseinheit durchzu-

führen. Seit 1437 wurde, nach einem feststehenden Gebrauch und
einer politischen Nothwendigkeit, stets der Chef der deutsch-habs-

burgischen Linie, das Oberhaupt dieses weiten Ländergebietes, zum
römischen Kaiser und deutschen Könige gewählt. Die an sich

machtlos gewordene Wahlkrone hatte auf dem Haupte eines solchen

Monarchen immer noch die Bedeutung, dass sie ihrem Inhaber den

höchsten Rang unter den Herrschern Europas, den alles überstrah-

lenden und gewissermassen zusammenhaltenden Kaisertitel und
immerhin einen gewissen Einfluss auf die Reichsangelegenheiten

gewährte, welcher sich unter Umständen im Interesse der österreichi-

schen Hauspolitik verwerthen liess. Trotz dieser traditionell an

Verfasser: Versuch einer österreichischen Staatsgeschichte 1771. H. Schulze,
Art. Habsburger, in Bluntschli’s Staatsw. B. IV. Carl von Hock, Der österrei-

chische Staatsrath 1760—1848, fortgesetzt von Prof. Dr. H. J. Bi derma nn.

Wien 1879.

1 Vergl. besonders Bidermann in Grünhut’ s Zeitschr. Bd. II. S. 123

bis 156. S. 218—253 : Entstehung und Bedeutung der pragmatische Sanktion.
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das Hans Oesterreich geknüpften Kaiserwahl war der staatsrecht-

liche Zusammenhang der österreichischen Länder mit dem
deutschen Reiche schon seit der Mitte des 14. Jahrhunderts völlig

gelockert. Gestützt auf die von ihm selbst angefertigten unächten

Privilegien, nimmt der hochstrebende Herzog Rudolf IV. (1358

—

1365) für sich und seine Lande fast volle Souveränitätsrechte und

eine so unumschränkte Gewalt in Anspruch, wie ein absoluter Mo-
narch des 18. Jahrhunderts: »praeterea quidquid dux Austriae in

terris suis seu districtibus suis fecerit vel statuerit, hoc imperator

neque alia potencia modis seu viis quibuscunque non debet in aliud

quoquo modo in posterum commutare«. Kraft dieser Privilegien

kann der Herzog von Oesterreich in Ermangelung von Geblüts-

erben, ohne Rücksicht auf die Oberlehensherrlichkeit des Reiches,

frei über alle seine Lande disponiren
;
er erhält die freieste Erwerbs-

befugniss neuer Länder, auf welche alle diese Vorrechte von selbst

übergehen sollen. Zwar bleibt der Herzog Vasall des Reiches, aber

blos dem Namen nach
,

er braucht seine Lehen nur auf österreichi-

schem Grund und Roden zu empfangen und leistet so gut wie keine

Lehndienste, nimmt unmittelbar nach den Kurfürsten seinen Platz

ein
,
hat alle Rechte der übrigen Reichsfürsten und kann in jeder

Gefahr vom Reiche Hülfe fordern . aber zu Kriegsdiensten und

Geldleistungen ist er dem Reiche so wenig verpflichtet, wie zum Be-

suche der Reichstage. Er ist der Reichsgerichtsbarkeit selbst nicht

unterworfen und in seinen Landen der oberste und einzige Gerichts-

herr. Jeder Einfluss der Reichsgerichte ist von den österreichischen

Erblanden ausgeschlossen. Bezeichneten diese in den unächten Pri-

vilegien Rudolf’s IV. in Anspruch genommenen Vorzüge vorläufig

auch nur die Tendenz der österreichischen Hauspolitik
,

so wur-

den sie doch nach und nach vollständig durchgesetzt und bildeten

die Grundlage der fast souveränen Stellung Oesterreichs dem Reiche

gegenüber. Diese Stellung, die jeden Vortheil, welchen die Verbin-

dung mit dem Reiche gewähren konnte, verschaffte, ohne irgend eine

Verpflichtung aufzuerlegen, hat Oesterreich durch alle Jahrhunderte

behauptet . In keinem Lande galt die Reichsgewalt so wenig, als in

den eigenen Erblanden des Kaisers. Schon Pufendorf behauptet

daher, wenn einmal die Kaiserkrone an ein anderes Haus kommen
würde, so wräre staatsrechtlich jede Verbindung zwischen den öster-

reichischen Ländern und dem Reiche aufgehoben.

Durch seinen schroffen Gegensatz zur Reformation sperrte sich

Oesterreich hermetisch von der deutschen Bildung, besonders den
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Universitäten und der Literatur ab. Als vielsprachige Völker beherr-

schende Macht konnte es seine Impulse nicht von der deutschen

Nationalität, noch weniger von den engen deutschen Reichsverhält-

nissen erhalten und musste die bewegende staatliche Kraft in sich

selbst suchen. So kulturgeschichtlich vom deutschen Leben, staats-

rechtlich vom deutschen Reichskörper getrennt, seit dem Ende des

vorigen Jahrhunderts auch territorial auf den Osten zurückgedrängt,

seit 1804 mit der neuen erblichen Kaiserwürde bekleidet, war Oester-

reich seit Jahrhunderten zu einer europäischen Grossmacht gewor-

den, welche in dem deutschen Staatensystem keinen entsprechenden

Platz mehr linden konnte. Dass das nominelle staatliche Rand,

welches Oesterreich an Deutschland kettete, 1866 zerschnitten

wurde, war kein willkürlicher Akt. der vorübergehenden Feind-

schaft einer rivalisirenden Macht . sondern das reife Resultat einer

halbtausendjährigen Geschichte. Erst seit dieser Zeit ist Deutsch-

land sich selbst wiedergegeben . Oesterreich aber auf seine grosse

Mission, zahllose Völker und Völkerfragmente durch die immanente

Kraft des deutschen Geistes zu einer höheren staatlichen und mensch-

lichen Kultur zu erheben, deutlich hingewiesen. Nach Lösung des

unhaltbar gewordenen staatlichen Randes und nach Reseitigung aller

kollidirenden Interessen wird die Annäherung des wiedergebore-

nen deutschen Reiches und des verjüngten österreichischen Kaiser-

staates nicht blos als ein österreichisches und deutsches
,
sondern

als ein europäisches Redürfniss immer mehr empfunden werden.

Diese Annäherung wird in einem völkerrechtlichen Verbände ihren

Ausdruck finden, dessen zweckentsprechende Formulirung den

Herrschern und Staatsmännern beider Reiche gewiss gelingen wird.

2) R r a n d e nb ur g - P r e

u

s s e n 1
.

Grundlage dieses jungen Grossstaates ist die Markgrafschaft

Rrandenburg, in welcher seit 1415 das süddeutsche Fürstenge-

schlecht der Zollern die Herrschaft erwarb . doch zeichnet sich an-

fangs ihre Herrschaft in den brandenburgischen Landen durch nichts

vor der staatlichen Entwickelung der übrigen deutschen Territorien

aus
;
sie bewegte sich vielmehr ganz in den Rahnen reichsfürstlicher

Politik, welche nach möglichster landesherrlicher Selbständigkeit

strebte, ohne aus dem Rahmen des Reichsverbandes herauszutreten.

1 Eine Skizze der staatsrechtlichen Genesis dieses Staates habe ich in

meinem »Preussischen Staatsrechte« B. I. S. 22—130 gegeben, wo sich auch eine

hinreichende Literaturangabe findet.



74 II. Geschieht!. Entwickelung des staatl. Rechtszustandes in Deutschland.

Der Gründer eines modernen
,
einheitlichen Staatswesens

,
in wel-

ches er den Keim des werdenden Grossstaates legte, ist Friedrich
Wilhelm der grosse Kurfürst (1640—1686). Alle die zahl-

reichen Herzogtümer
,
Fürstentümer und Grafschaften, welche

er bereits besass und noch hinzuerwarb, hatten ihre verschiedenenYer-

fassungen, welche den privilegirten Ständen weitgehende Machtbe-

fugnisse einräumten und den Landesherrn aufs äusserste beschränk-

ten. Alle diese Länder waren aufs schärfste von einander geschieden

und in dem privilegirten Ständethum fand der Partikularismus seine

schroffsten Vertreter. So hatten diese verschiedenartigen Länder

ihren Mittelpunkt lediglich im Landesherrn. Von diesem allein

konnte der Versuch ausgehen, aus diesem Aggregat von Ländern

einen einheitlichen Staat zu schaffen. Der staatliche Neubau konnte

nur auf monarchischer Grundlage
,
im Kampf mit dem partikulari-

stischen Ständethum geführt werden. Diesen Kampf eröffnete der

grosse Kurfürst auf der ganzen Linie von Kleve bis nach Preussen

und führte ihn siegreich durch. Bei seinem Tode war die Macht des

Ständethums auf dem politischen Gebiete vollständig gebrochen.

Alle staatliche Gewalt koncentrirte sich von nun an im Monarchen.

Besonders machte der grosse Kurfürst sein Finanzwesen unabhängig

von ständischer Bewilligung und legte feste ökonomische Grund-

lagen für seine Heereseinrichtungen. Er schuf eine ansehnliche

stehende Armee und gewann damit einen bedeutsamen Einfluss auf

die europäische Politik. Durch den Frieden von Wehlau 1657 und
Oliva 1660 erwarb er die Anerkennung der Souveränetät des Her-

zogthums Preussen, welches ausserhalb des deutschen Reichsver-

bandes stand. Bis zu den Zeiten Friedrich Wilhelm 1

s gab es keinen

Gesammtstaat, sondern nur einzelne Länder, welche in weiter Aus-

dehnung vom Niemen bis über den Rhein, ohne äussern und innern

Zusammenhang untereinander, zerstückelt dalagen. Aus diesen

disparaten Elementen galt es einen Staat zu schaffen, eine neue

Macht im alten Europa. Die Gründung des brandenburgisch-preussi-

schen Staates ist das grossartige Resultat der staatsmännischen Ar-

beit eines einzigen Mannes.

Das machtvoll emporgewachsene Staatsgebäude des Vaters

krönte sein Sohn Friedrich I. 1701 durch die preussische Königs-

würde
,
welche auf das ausserhalb des deutschen Reiches belegene

Herzogthum Preussen gegründet war. Wiederum war es dessen

Sohn König Friedrich Wilhelml. (1714— 40), welcher dem jun-

gen Staate eine einheitliche innere Verwaltungsorganisation, ein wohl
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gegliedertes Behördensystem und ein ausgebildetes Verwaltungs-

recht gab
,
wie auch e r es war

,
welcher dem preussischen Staate

seinen vorwiegend militärischen Charakter aufprägte. Seit König

Friedrich Wilhelm I. unterscheidet sich der preussische Staat durch

seinen wahrhaft staatlichen Charakter, freilich in Form des monar-

chischen Absolutismus, in allen seinen Institutionen von den unfer-

tigen Staatsgebilden des übrigen Deutschlands. Mit dem gefüllten

Schatze und der wohlgerüsteten Armee seines Vaters erhob König

Friedrich II. den jungen Staat zur anerkannten europäischen

Grossmacht. Hatten sich der grosse Kurfürst, König Friedrich I. und

König Friedrich Wilhelm I. immer noch als Reichsfürsten gefühlt, so

war, nach Friedrich’s II. entscheidenden Siegen über das Haus
Oesterreich, jede fernere Unterordnung Preussens unter die von

Oesterreich gehandhabte Reichsgewalt unmöglich geworden. Eine

neue Grossmacht, auf wesentlich deutscher und evangelischer

Grundlage, stand dem kosmopolitischen und katholischen Oester-

reich gegenüber. Der damit gegebene Dualismus zweier Gross-

mächte im deutschen Staatensystem machte von nun an jede Re-

form, ja die Fortexistenz des deutschen Reiches, auf den gegebenen

Grundlagen unmöglich. Aber der Staat Preussen, welcher sich vor-

übergehend dem deutschen Lehen entfremdet und das Gefüge des

alten deutschen Reiches gesprengt hatte
,
trug alle Bedingungen in

sich
,
iim der staatliche Krystallisationskern eines neuen deutschen

Reiches zu werden.

Zweites Kapitel.

Die Auflösung des deutschen Reiches und der Rheinbund.

§ 35 .

Der Krieg mit Frankreich und der Frieden von Lüneville '.

Längst war das deutsche Reich aus den Fugen gegangen. Den
grossen Landesherrn gegenüber, welche zum Theil fremde Königs-

1 Hauptwerk für diese ganze Zeit ist Ludwig liäusser’s Deutsche
Geschichte vom Tode Friedrich’s des Gr. bis zur Gründung des deutschen Bun-
des, 4 Bde. 3. Aufl. Berlin 1861—63, ferner Heinrich v. Sybel, Geschichte

der Revolutionszeit von 1789— 1795. 4 Bde. 4. Aufl. B. 5 von 1795— 1800.

2. Aufl. 1878. L. v. Ranke, Ursprung und Beginn der Revolutionskriege 1791
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krönen trugen, war die Reichsgewalt thatsächlich machtlos, nur

den schwachen und kleinen Staatsgebilden im Süden und Westen
gegenüber »behauptete sie noch eine gewisse Autorität. Aber die lose

Form des Reiches war
,

als untrennbar gedachter Bestandteil des

alten Gleichgewichtssystems mit allen europäischen Verhältnissen

so eng verflochten, dass es noch der grössten Katastrophe bedurfte,

um die selbst in ihrer Altersschwäche noch ehrwürdige Form des

deutschen Reiches völlig zu sprengen. Es war die französische Re-

volution mit ihren weitern weltgeschichtlichen Konsequenzen, welche

auch »das heilige römische Reich deutscher Nation« in den allge-

meinen Umsturz zog. Aeussere Veranlassung zum Zusammenstosse

mit Frankreich gaben mancherlei gegenseitige Beschwerden; so

nahmen die durch die Dekrete der französischen Nationalversamm-

lung vom 4. August 1789 in ihren Rechten in Eisass und Lothrin-

gen gekränkten Reichsstände den Schutz des Reichs in Anspruch

(Reu ss. Staatskanzlei Bd. 24—26. 29. 30, wo auch »das ausgiebige

Reichsgutachten« zu finden)
;
so beschwerte sich Frankreich über

die Unterstützung, welche die Emigranten in ihren Invasionsplänen,

besonders beim Kurfürsten von Trier, fanden. Der tiefere innere

Grund des unvermeidlichen Zusammenstosses lag aber in dem un-

versöhnlichen Gegensätze zwischen der mittelalterig-feudalen Staats-

ordnung des Reiches und den Prinzipien der Revolution mit ijirem

ausgesprochenen Charakter einer europäischen Propaganda. Vor

allem bedurfte aber die radikale Jakobinerpartei im Konvente des

Krieges . um ihre blutgetränkte Schreckensherrschaft im Innern

Frankreichs zu behaupten. xVm 20. April 1792 erklärte Frankreich

und 1792. Leipzig 1875. Ferner das bereits erwähnte Werk von Perthes , Das
deutsche Staatsleben vor der Revolution. 1845. Derselbe, Politische Zustände

in Deutschland zur Zeit der französischen Herrschaft. Das südliche und westliche

Deutschland. 1862. Derselbe, Politische Zustände in den deutschen Ländern
Oesterreichs. 1869. L.Ennen, Frankreich und der Niederrhein oder Geschichte

von Stadt und Kurstaat Köln seit dem 30jährigen Kriege bis zur französischen

Revolution. 2 Bde. Köln 1855—56. Hermann Hüffer, Diplomatische Ver-

handlungen aus der Zeit der französischen Revolution. B. I.: Oesterreich und

Preussen, gegenüber der französischen Revolution bis zum Abschlüsse des Frie-

dens von Campo-formio. Bonn 1868. Heinrich von Treitschke, Deutsche

Geschichte im neunzehnten Jahrhundert. I. Th. bis zum zweiten Pariser Frieden,

Leipzig 1879, ist durch lichtvolle Uebersicht über die Thatsachen, so wie durch

Gedankenreichthum hochbedeutsam für die neueste deutsche Staatsgeschichte.

Die wichtigsten Urkunden und Aktenstücke dieser Zeit finden sich bei Philipp

Anton Guido v. Meyer, Corpus juris confoederationis Germanicae, ergänzt und
fortgesetzt von Heinrich Zöpfl, Th. I.: Staatsverträge. III. Aufl. Frankf. a. M.
1858. Auf dieses Werk verweisen die meisten Citate im Texte.
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den Krieg an Oesterreich. Mit Oesterreich verband sich Preussen

durch Bündnissvertrag'vom 7 . Februar 1792. Erst nachdem die Fran-

zosen bereits Mainz und die Niederlande erobert hatten
,
ermannte

sich der Reichstag zur Erklärung des Reichskrieges. Der Mangel an

Einheit in der militärischen Führung, der Widerspruch in den poli-

tischen Interessen Oesterreichs und Preussens, die Verfallenheit des

Reiches und seiner Wehrverfassung, der Egoismus der einzelnen

Reichsstände vereitelten die militärischen Erfolge der deutschen

Waffen. So schloss der König von Preussen am 5. April 1795 nicht

nur als »Roi de Prasse«
,
sondern auch als Kurfürst von Branden-

burg und »Co-etat de Pempire« den durch die politischen Umstände

entschuldigten, dennoch aber reichskonstitutionswidrigen Frieden
von Basel (Martens Rec. B. VI. S. 495). In einem Vertrage

vom 1 7 . Mai wurde eine Demarkationslinie gezogen
,
wodurch das

nördliche Deutschland vom südlichen getrennt und für neutral er-

klärt wurde (Martens VI. p. 503). Auf dieser Grundlage schloss

Hessen-Kassel ebenfalls einen Separatvertrag mit Frankreich. Würt-

temberg
,
Baden

,
der schwäbische Kreis und Pfalz-Bayern folgten

1790 diesem Beispiele. Auf Grundlage des Präliminarvertrages von

Leoben vom 18. April 1797 schloss endlich auch Oesterreich am
17. Oktober 1797 den Frieden von Campoformio (G. v. Meyer, Cor-

pus juris conf. 3. Aufl. I Th. S. 106) mit der französischen Republik.

Es verzichtete dadurch auf die Niederlande und die Lombardei
,
so-

wie auf die lehensherrlichen Rechte des Reiches in Italien
,

erhielt

dagegen einen grossen Theil des venetianischen Gebietes; auch

wurde die Abtretung des linken Rheinufers vorläufig verabredet.

Bereits im November 1797 wurde der Friedenskongress zu Rastatt

eröffnet, ging aber durch den im J. 1799 ausgebrochenen Krieg er-

folglos auseinander. Die unglücklichen Schlachten von Marengo

(am 14. Juni 1800) und Hohenlinden am 3.1)ecember 1.800) nöthigten

zum Frieden von Luneville, welchen der Kaiser für sich und
das Reich am 9. Februar 1801 abschloss (G. v. Meyer S. 1 ff.). Die

nachträgliche Genehmigung des Reichstages erfolgte am 7. März,

das kaiserliche Ratifikationsdekret am 9. März 1801. Der Frieden

von Luneville ruht auf den Grundlagen des Friedens von Campofor-

mio. Die dort gemachten Abtretungen Oesterreichs : Belgien, Ober-

italien westlich von der Etsch wurden wiederholt
,
der Thalweg der

Etsch bildete die Grenze, Istrien. Dalmatien, Venedig fielen Oester-

reich zu. Der Grossherzog von Toskana und der Herzog von Mo-
dena sollten für den Verlust ihrer italienischen Besitzungen in



78 II- Geschieht!. Entwickelung des staatl. Rechtszustandes in Deutschland.

Deutschland entschädigt werden. Die Abtretung des linken Rhein-

ufers, wodurch Deutschland mehr als 1150 Q. M. und 3% Millio-

nen Bewohner verlor, wurde jetzt öffentlich ausgesprochen, der

Thalweg des Rheines sollte von nun an die Grenze zwischen der

französischen Republik und dem deutschen Reiche bilden. Völlig

neu war aber die Bestimmung des A. VII über die Entschädigungen

der erblichen Fürsten. In seinem Vollzüge war bereits die territo-

riale und politische Umgestaltung des Reiches eingeschlossen. Dar-

nach sollten nämlich die erblichen Landesherrn, welche auf dem
linken Rheinufer Verluste erlitten hatten

,
»eine Entschädigung im

Schoosse des Reiches erhalten
,
infolge von Anordnungen

,
welche

auf diesen Grundlagen weiter festgestellt werden sollten«. Damit

war der längst von den Franzosen erstrebte Grundsatz der Säkulari-

sation deutlich genug ausgesprochen. Die Dynastien wurden ent-

schädigt. das Reich verlor. Am 24. August 1802 trat die ausser-

ordentliche Reichsdeputation zu Regensburg zusammen . um das

Entschädigungsgeschäft , unter Vermittelung von Frankreich und

Russland, zur Ausführung zu bringen. Alle Hauptpunkte waren

bereits durch die vermittelnden Mächte . besonders durch Frank-

reich entschieden, dessen durch Mittel aller Art erkaufte Gunst die

Loose sehr ungleich vertheilte. Der Entschädigungsentwurf
,
den

die fremden Mächte am 24. August übergeben und die Deputation

am 8. September angenommen hatte, welcher dann in einer neuen Ge-

stalt am 9. Oktober wieder vorgelegt und mit wesentlichen Zusätzen

und Veränderungen zur Annahme gelangt war
,
dieser dreifach mo-

dificirte Plan wurde am 25. Februar 1803 in seiner vierten Redaktion

von der Reichsdeputation zum Abschlüsse gebracht. Es ist dies der

eigentliche Reichsdeputationshauptschluss
,
welcher durch Reichs-

gutachten vom 24. März und durch kaiserliches Ratifikationsdekret

vom 27. April 1803 zum Reichsgesetze erhoben wurde (sog. jüngster

Reichsschluss)

.

§ 30 .

Letzte Umgestaltung des deutschen Reiches durch den Reichs-

deputationshauptsehluss vom 25. Februar 1803 b

Kurz vor seinem Untergange erlebte das deutsche Reich noch

eine durchgreifende Umgestaltung seiner ganzen Verfassung und

1 Ueber denselben handeln speciell Adam Christian Gaspari ,
mit histo-

rischen, geographischen und statistischen Erläuterungen und einer Verglei-

chungstafel. 2Bde. Hamb. 1803. Von demselben: Der französisch-russische
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erhielt in vielen Beziehungen ein neues Reichsstaatsrecht, welches

noch eine bedeutende Literatur hervorrief 1
.

Das geistliche Fürstenthum . dieser charakteristische Zug der

mittelalterigen Reichsphysiognomie, wurde fast gänzlich beseitigt,

die Reichsstädte gingen bis auf sechs verloren, indem aus diesen Ele-

menten der Entschädigungsfonds für die erblichen Fürsten gebildet

wurde

.

In dem Kurfürstenrathe erloschen Köln und Trier, der Stuhl

von Mainz wurde auf Regensburg übertragen, der ex jure novo do-

tirte Kurerzkanzler war nun der einzige geistliche Kurfürst, dagegen

wurden vier neue weltliche Kurwürden begründet für Württemberg,

Baden, Hessen-Kassel und Salzburg. Es gab somit 10 Kurfürsten.

Der Städterath schmolz auf 6 Mitglieder zusammen : Augsburg.

Lübeck, Nürnberg, Frankfurt, Bremen und Hamburg. Im Fürsten-

rathe erloschen alle geistlichen Stimmen bis auf drei, die vier Ku-
riatstimmen der Grafenbände wurden beibehalten. Gegen die Neu-

kreirung von Virilstimmen im Fürstenrathe, wie sie der Reichsdepu-

tationshauptschluss § 32 vorgeschlagen hatte, legte der Kaiser sein

Veto ein . sodass diese Virilstimmen
,
in Ermangelung der reichs-

oberhauptlichen Sanktion, nie ins Leben treten konnten; dagegen

waren die Stimmen der säcularisirten Stifter
,
welche als Entschä-

digungslande auf die Erbfürsten gekommen waren
,
unmittelbar

aktive vollgültige Stimmen, deren Führung keiner kaiserlichen Ge-
nehmigung mehr bedurfte 2

. Durch den Wegfall von 18 über-

rheinischen Stimmen sank die Zahl von 100 auf 82, von denen 53

resp. 52 evangelisch, 29 resp. 30 katholisch waren. Die Eintheilung

in eine geistliche und weltliche Bank wurde zwar beibehalten, aber

nicht als organische Einrichtung, sondern als blosser Abstimmungs-

modus. In solcher Weise bestand der Fürstenrath bis zum Ende
des Reiches.

Entschädigungsplan. Regensburg 1802. K. E. A. v. Hoff

,

Das deutsche Reich
vor der französischen Revolution und nach dem Frieden von Luneville. 2 Thle.

Gotha 1801 und 1815. Karl Wilhelm v. Lancizolle, Uebersicht der deutschen
Reichsstandschafts- und Territorialverhältnisse vor dem französischen Revolu-
tionskriege, der seitdem eingetretenen Veränderungen und der gegenwärtigen
Bestandtheile des deutschen Bundes und der Bundesstaaten. Berlin 1830.

1 Das kurzlebige Reichsstaatsrecht dieser Uebergangsperiode behandeln
Justus Christoph Leist, Lehrb. des deutschen Staatsr. Gött. 1. Aufl. 1803.

2. Aufl. 1805. Nikolaus Thaddäus Gönner, Teutsches Staatsrecht. Landshut
1804. Th. Schmalz

,
Handbuch des teutschen Staatsr. Halle 1804.

2 Vergl. hierüber die gründliche Schrift von K. L. Aegidi, Der Fürsten-
rath nach dem Luneviller Frieden. Berlin 1853.
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§ 37.

Das Ende des altern deutschen Reiches.

Dieser Umsturz aller Besitzverhältnisse iii Deutschland
,
diese

dynastische Revolution
,

welche sich nur zum Schein in die

Formen des Reichsrechtes gekleidet hatte, erschütterte den mittel-

alterigen Bau des deutschen Reiches in seinen Grundfesten. Die

organischen Gesetze, welche der Reichsdeputationshauptschluss

nothwendig gemacht hatte
,
kamen nicht mehr zu Stande

;
die Or-

ganisation des Reichsfürstenrathes blieb unvollendet. Die Kreis-

verfassung
,
das Reichsmatrikularwesen

,
tieferschüttert

,
durch die

politischen Umgestaltungen, wurde nicht mehr berichtigt. Eine all-

gemeine Faustrechtspolitik riss ein. Die grösseren Reichsstände

suchten die kleinern zu unterdrücken und einzuverleiben. Kaum
konnte ein kaiserliches Konservatorium vom 23. Januar 1804 die

Reichsritterschaft vor der Habgier ihrer fürstlichen Nachbarn

retten. Dieser anarchischen Krisis im Innern entsprach die Schutz-

losigkeit des Reiches nach aussen. Die Besetzung des Reichslandes

Hannover, die Gebietsverletzung durch die Gefangennahme des

Herzogs von Enghien konnte den Reichstag nicht aus seiner Le-

thargie aufrütteln.

Im J. 1805 kam es zwischen Russland, England und Oester-

reich zu einer neuen Koalition gegen Frankreich. Im Herbste dieses

Jahres begann der Krieg zwischen Oesterreich und Frankreich, in

welchem bereits Bayern ,
Württemberg und Baden aufSeiten Frank-

reichs fochten. Die Kapitulation Ulms am 17. Oktober, die Er-

oberung Wiens am 13. November und die Schlacht bei Austerlitz am
2. December 1805 nöthigtenOesterreich zum Frieden von Press-
burg vom 25. December 1805 (G. v. Meyer a. a. O. Nr. IV, S. 65).

Ausser den grossen territorialen Veränderungen, welche besonders

in Abtretungen Oesterreichs (an Bayern, Württemberg und Baden

bestanden, machten die Bestimmungen des Pressburger Friedens

ein neues Loch in die Reichsverfassung. Oesterreich musste die

neugeschaffenen Königskronen von Bayern und Württemberg und die

volle Souveränetät dieser Staaten, sowie Badens anerkennen. Dass

man trotzdem die fortdauernde Zugehörigkeit dieser Länder zum

deutschen Bunde, »confederation germanique«, aussprach, zeigte,

wie völlig das Bewusstsein der Reichsordnung den damaligen Macht-

habern abhanden gekommen war
,
welche an dieser Stelle absicht-

lich vermieden, noch von einem deutschen R e i c h e zu sprechen.
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Neben dieser neugeschaffenen Souveränetät blieb für die Reichsord-

nung kein Raum mehr. Am 17. Juli 1800 Unterzeichneten die Ge-

sandten von 16 deutschen Fürsten zu Paris die vom 12. Juli datirte

Rheinbundsakte, worin sie sich vom deutschen Reiche lossagten.

Am 1 . August erklärte der französische Geschäftsträger dem Reichs-

tage, dass »der Kaiser der Franzosen das deutsche Reich nicht mehr

anerkenne«
;
an demselben Tage übergaben die neuen Rheinbunds-

fürsten zu Regensburg ihre Lossagungsakte (G. v. Meyer a. a. O.

8. 70). Darauf legte Kaiser Franz II. am 6. August 1806 die rö-

misch-deutsche Kaiserkrone nieder, erklärte das Rand, welches ihn

an das deutsche Reich gebunden, für gelöst und die reichsober-

hauptliche Würde für erloschen, entband alle Kurfürsten, Fürsten,

Stände und Reichsangehörige
,

insbesondere die Mitglieder des

Reichstages und die Reichsdienerschaft, von ihren Pflichten gegen

das Reichsoberhaupt und entzog seine sämmtlichen deutschen Erb-

lande dem Reichsverbande (G. v. Meyer a. a. O. S. 7J). Damit

erreichte »das heilige römische Reich deutscher Nation« sein Ende.

§ 38.

Gründung und weitere Ausdehnung des Rheinbundes.

Es war eine alte Tradition der französischen Politik . aus den

kleinen südwestdeutschen Reichsständen Oesterreich und Preussen

gegenüber eine dritte Staatengruppe zu bilden und dieselbe in eine

französische Klientel zu verwandeln. Dieser Gedanke fand seine

Form im Rheinbunde, welcher, schon seit längerer Zeit geplant, im

Jahre 1806 zu Paris zu Stande kam. Schon im März 1806 hatte

Napoleon zu München den Bevollmächtigten von Bayern, Württem-

berg und Baden den vorläufigen Entwurf eines Bündnisses vorge-

legt. Aber erst im April wurden die Pläne zu Paris wieder aufge-

nommen. Von gemeinsamen Unterhandlungen mit der Gesammtheit

der deutschen Bevollmächtigten war nicht die Rede, Napo’leon blieb

allein Herr der Situation. Die kleinen Staaten erfuhren den Inhalt

der Bundesakte erst am Tage der Unterzeichnung. Diese erfolgte

am 17. Juli. Die »Acte de la confederation du Rhin ou traite entre

S. M. l’empereur des Francais et les membres de l’empire germani-

que denommees »ist vom 12. Juli 1806 datirt. Die 16 ursprünglichen

Mitglieder waren : der König von Bayern und Württemberg, der bis-

herige Kurerzkanzler, nun Fürst Primas fKarl Theodor v. Dalberg
,

der bisherige Kurfürst, nun Grossherzog von Baden
,

die Grossher-

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. (j
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zöge von Berg und Hessen-Darmstadt, der Herzog von Nassau-

Usingen und der Fürst von Nassau-Weilburg, die Fürsten von

Hohenzollern-Sigmaringen und Hechingen, von Salm-Salm und

Salm-Kyrburg
,
von Isenburg-Birstein

,
der Herzog von Arenberg

und der bisherige Graf, jetzt Fürst von der Leyen, der Fürst von

Liechtenstein.

Nach der völligen Niederwerfung Preussens dehnte Napoleon

den Rheinbund bis an die Nord- und die Ostsee aus. Durch den Po-

sener Frieden vom ll.December 1806 trat Sachsen, als Königreich,

dem Rheinbund bei (v. Meyer a. a. O. S. 89). Die Herzoge von

Sachsen, von Mecklenburg, von Oldenburg, die Fürsten, nunmeh-

rigen Herzoge von Anhalt, die Fürsten von Lippe und Schaumburg-

Lippe, von Reuss, Schwarzburg und Waldeck wurden Mitglieder

des Rheinbundes. Hessen-Kassel, Braunschweig und der mit Fulda

entschädigte Fürst von Oranien wurden ihrer Lande entsetzt. Aus

abgetretenen preussischen
,
hessen-kasselschen und braunschweigi-

schen Gebietsteilen wurde das KönigreichWestfalen gebildet, wel-

ches ebenfalls dem Rheinbünde beitrat. Der Rheinbund umfasste

nun alle deutschen Staaten mit Ausnahme von Oesterreich und

Preussen, Schwedisch-Pommern und Holstein; sein Gebiet betrug

1810: 5703 Quadratmeilen mit 14.935,265 Einwohnern.

§ 39.

Hauptinhalt der Rheinbundsakte , insbesondere die Verfassung

des Bundes L

Durch die Rheinbundsakte wurden die reichsritterschaftlichen

Gebiete, die Reichsstädte Nürnberg und Frankfurt, die Besitzungen

des Deutschen und Johanniterordens und die Lande von 72 reichs-

ständischen Fürsten und Grafen der Souveränetät der Rheinbunds-

fürsten unterworfen. Es war dies ein neuer Gewaltakt dieser dyna-

stischen Revolution, wodurch abermals eine grosse territoriale Um-

1 Auch der Rheinbund hat seine staatsrechtliche Literatur : Karl Salomon
Zachariä, Jus publicum civitatum, quae foederi Rhenano adscriptae sunt.

Heidelb. 1804. W. J. Behr, Systematische Darstellung des rheinischen Bun-
des aus dem Standpunkte des öffentlichen Rechtes. 1808. Bei weitem das Beste
giebt Johann Ludwig Klüber in seinem Staatsrecht des Rheinbundes. Lehrbe-
griff. Tübingen 1808. Reiches Material bietet die Zeitschrift von P. A. Win-
kopp, Der rheinische Bund, 69 Hefte in 23 Bänden und 1 Supplheft 1806 bis

1814. Daselbst finden sich die staatsrechtlichen Urkunden der damaligen Zeit

;

die Rheinbundsakte ist sehr oft abgedruckt, so als Anhang zu Klüber' s Staatsr.

und bei G. v. Meyer a. a. O. S. 79.
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gestaltung Deutschlands herbeigeführt wurde. Die Rheinbundsakte

bestimmte in Art. XXVI die in der Souveränität enthaltenen vier

Hauptrechte : »legislation
,
jurisdiction supreme

,
haute police. con-

scription militaire«. Den Bundesgliedern gebührt die volle Sou-

veränetät, aber den unterworfenen Reichsständen , den sog. Media-

tisirten. wurden umfassende grundherrliche Rechte, »droits seigneu-

riaux et feodaux non essentiellement inherents ä la souverainete«,

und wichtige persönliche Vorrechte zugestanden (Art. 27—32). Die

reichsständischen Gebiete wurden nur »en toute?souverainete«, die

reichsstädtischen und geistlichen Besitzungen »en toute souverainete

et propriete« unterworfen.

Der Rheinbund, »confederation du Rhin«, war ein blos völker-

rechtlicher Verein souveräner Staaten. Angeblicher

Zweck des Bundes war : »die Sicherheit des äussem und innern

Friedens von Süddeutschland«. An der Spitze des Bundes stand als

Protektor der Kaiser der Franzosen. Er übernahm die Initiative des

zu entwerfenden Fundamentalstatuts
,
ernannte den Nachfolger des

Fürsten-Primas (A. 12) und konkurrirte vorzüglich bei der Aufnahme

neuer Bundesgenossen (A. 39) sowie in Kriegsverhältnissen des

Bundes. Obgleich Napoleon jeden Gedanken an eine wirkliche Ober-

herrlichkeit zurückwies, so fand doch thatsächlich die drückendste

Abhängigkeit statt, besonders verfügte Napoleon über die Kontin-

gente ganz nach Willkür.

Die Bundesfürsten entsagten für sich und ihre Nachfolger

allen Rechten (ä tout droit actuel)
,
welche sie auf die Besitzungen

anderer Mitglieder haben könnten, mit alleiniger Ausnahme der Erb-

folgerechte, »droits eventuels« (A. 34), erklärten alle Reichsgesetze

für sich und ihre Lande für unverbindlich (A. 2) und legten alle auf

die deutsche Reichsverfassung bezüglichen Titel ab. Der Kurerz-

kanzler wurde Fürstprimas. Er war als solcher Präsident der Bun-

desversammlung. Diese, »la diete de Francfort«, sollte das einzige

verfassungsmässige Organ des Bundes sein und aus zwei Kollegien

bestehen, dem königlichen, wozu auch der Fürstprimas und die

Grossherzöge gehörten, und dem fürstlichen. Die Bundesversamm-

lung war zugleich bestimmt, als Bundesgericht alle Streitigkeiten

zwischen den Bundesgliedern zu entscheiden (A. 9). Aber weder

die Organisation dieser Bundesbehörde ist je ins Leben getreten,

noch ist das versprochene Fundamentalstatut erlassen worden. Das

ganze Bundesverhältniss blieb ein Werkzeug französischer Willkür

und war keiner weitern rechtlichen Entwückelung fähig
,
doch sind

6 *
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manche Züge der spätem deutschen Bundesverfassung unverkennbar

der Rheinbundsakte entlehnt.

§ 40.

Innere staatsrechtliche Entwickelung der Itheinbundsstaaten.

Durch den Reichsdeputationshauptschluss vom 25. Februar 1803

und durch die Rheinbundsakte vom 1 2 . Juli 1806 war der ganze alther-

gebrachte Territorialbestand des südlichen und westlichen Deutsch-

lands völlig umgewandelt. Aus den verschiedenartigsten Elementen,

aus geistlichen Fürstentümern, Abteien und Prälaturen, aus Reichs-

städten und Reichsdörfern, aus reichsständischen Gebieten und ritter-

schaftlichen Besitzungen waren die neuen Rheinbundsstaaten zu-

sammengesetzt. Die alten Stammlande der Dynastien bildeten meist

nur den kleinem Theil dieser improvisirten Staatskörper, kaum hin-

reichend, um einen festen Kern für die neuerworbenen Besitzungen

abzugeben. (Das Grossherzogthum Baden war heim Tode Karl

Friedrich’s fast zehnmal so gross, als bei seinem Regierungsantritt

sein ererbtes Land, und war vor 1803 unter etwa 27 Landesherm

vertheilt gewesen, Hessen-Darmstadts neues Gebiet von 214 Q. M.
hatte vor 1803 fast 30 Landesherrn angehört.) Die vielen Gebiete,

welche Jahrhunderte lang als geistliche und weltliche Territorien,

als Reichsstädte und reichsritterliche Besitzungen ein zwar erstarr-

tes, aber eigenthümliches Dasein geführt hatten, mussten jetzt noth-

wendig zu einem staatlichen Ganzen verschmolzen werden. Um
diese Aufgabe zu lösen, waren durchgreifende, alte Rechte vielfach

verletzende Massregeln nicht zu vermeiden. Nachdem einmal diese

grosse dynastische Revolution vor sich gegangen war
,
musste man

auch ihre weitern Konsequenzen ziehen. Für berechtigt zu der-

gleichen Massregeln hielten sich die Rheinbundsfürsten kraft ihrer

neuerworbenen Souveränetät im vollsten Maasse. Es hing nur von

der Persönlichkeit der Monarchen und ihrer leitenden Staatsmänner

ab, oh diese unvermeidliche Neugestaltung mit mehr oder weniger

Schonung, mit mehr oder weniger klar erkennbar staatlichen Zielen

durchgeführt würde. Anders gestaltete sich freilich das Verfahren

unter der massvollen, hohen staatlichen Gedanken huldigendeil Re-

gierungsweise des trefflichen Grossherzogs Karl Friedrich von Baden,

als unter den Tyrannenlaunen König Friedrich
1

s I. von Württem-

berg . welcher einen orientalischen Sultanismus auf dem altständi-

schen Boden Württembergs einzuführen suchte. Wieder anders voll-
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zog sich der Umgestaltungsprocess in Bayern unter dem wohlwollen-

den König Max Joseph und seinem reformeifrigen Minister Mont-

gelas, als in Westfalen, wo das fremde Element mit seiner spürenden

Polizei, seine Sitte und Sprache am schonungslosesten und zer-

setzendsten in das deutsche Wesen und die althergebrachten Lebens-

formen eingriff. Trotz dieser verschiedenartigen Nuancen ist es aber

doch ein und derselbe Grundzug, welcher uns aus allen diesen staat-

lichen Schöpfungen, Reformen und Organisationen der Rheinbunds-

staaten entgegentritt. Die neuerworbene Souveränetät wurde fast

durchgängig als absolute Herrschaft aufgefasst, welche ständische

Rechte und verfassungsmässige Schranken ohne Skrupel vernichtete,

welche selbst die wohlerworbenen Rechte der Privaten
,
der Korpo-

rationen, der Gemeinden ohne Bedenken in jedem Augenblicke der

sog. Staatsräson opferte. So wurden die ständischen Verfassun-

gen in den meisten Rheinbundsstaaten einfach durch Kabinetsordres

beseitigt. Den Anfang machte der König von Württemberg, welcher

am 30. December 1805 die altehrwürdige Verfassung seines Landes als

»eine nicht mehr in die itzigen Zeiten passende Einrichtung« aufhob.

Darauf folgte Baden am 23. Mai 1806 mit der Aufhebung der

Stände im Breisgau: »weil so das Beste der Unterthanen schon durch

die Staatsbehörden hinreichend gesorgt werde«
;
ein gleiches geschah

in Hessen-Darmstadt am 1. Oktober 1806, in Bayern am 1. Mai

1808. Dagegen wurden mehrere Rheinbundsstaaten mit Verfassun-

gen nach napoleonischem Muster beschenkt. Die von Napoleon I.

dem KönigreicheWestfalen gegebene Konstitution vom 1 5 . November

1807 (Win ko pp IV S. 474; ordnete eine allgemeine Landesvertre-

tung von 100 Deputirten an, welche aber nicht direkt vom Volke,

sondern von den Departementskollegien gewählt wurden; letztere

wurden aber wieder, nach gewissen Verhältnissen und Kategorien,

vom Könige ernannt. Aber auch diesem Trugbilde einer National-

repräsentation gewährte man doch nur eine berathschiagende
Stimme in Gesetz- und Finanzsachen. Auf ähnlichen Grundsätzen

beruhte auch die niemals ins Leben getretene bayerische Verfassung

vom l. Mai 1808 (Winkopp VII S. I— 14), die Verfassung des

Grossherzogthums Frankfurt vom 16. August 1810 und die von

Anhalt-Köthen vom 28. December 1810. welche dieses Ländchen

zu einer Karrikatur des französischen Kaiserreiches machte.

Allen Institutionen der Rheinbundsstaaten ist der napoleonisch-

französische Stempel mehr oder weniger aufgeprägt. Nicht in einem

lebenskräftigen volksthümlichen Organismus
,
nicht in der Mitbe-
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theiligung der Bürger am Staatsleben, sondern in der mechanischen

Vollkommenheit einer vom Centrum absolut geleiteten Staatsverwal-

tung
,
in der strengsten bureaukratischen Uniformität sah man das

höchste, was sich im Staatswesen erreichen liess. Die Staatsweisheit

jener Tage suchte alles zu entfernen, was von körperschaftlichen

Rechten
,
von kommunaler Selbstregierung

,
von ständischen Rech-

ten noch irgendwie vorhanden war. Aber das Bild hatte auch seine

Kehrseite. Es ist nicht zu verkennen, dass die Periode des Rhein-

bundes das Verdienst hatte, unendlich viel Veraltetes und Ueber-

lebtes zu beseitigen, welches sich Jahrhundertelang nur durch

das Gesetz der Trägheit erhalten hatte. Die Gleichberechtigung

aller christlichen Konfessionen trat an die Stelle der Intoleranz

und der bis dahin bestandenen Ausschliesslichkeit der konfessio-

nellen Berechtigung. Zeitwidrige Adelsvorrechte, Steuerprivilegien,

drückende Grundlasten, Leibeigenschaft, Feudalität, verkommene

Mönchs- und Klosterwirthschaft wurden vielfach abgeschafft. Aus

den lächerlichen Kontingenten der vordem Reichskreise wurden in

der strengen Schule des grossen Eroberers geübte kriegstüchtige

Armeen . Kurz es verschwand die Kleinstaaterei wenigstens in ihren

winzigsten und lebensunfähigsten Gebilden. So hat die gewaltsame

harte Zeit des Rheinbundes in negativer Beziehung allerdings

Bedeutendes gewirkt, sie hat Schutt und Trümmer überlebter Zu-

stände bei Seite geschafft, sie hat den Boden vorbereitet und gerei-

nigt, aber sie war nicht im Stande, die Fundamente eines staatlichen

Neubaues zu legen, die positiven Grundlagen zu beschaffen,

welche die Neugestaltung des Staatslebens in Deutschland dringend

bedurfte. Dazu musste man erst zu jenem ächten Urquell deutschen

Staats- und Volkslebens zurückkehren, welchen der Freiherr von

Stein in seinen grossen Schöpfungen, in dem zertretenen preussi-

schen Staate, eröffnet hatte.

§ 41 -

Der preussische Staat während der Rheinbundszeit,

Preussen, seit dem Frieden von Basel in neutraler Stellung,

kraft des Vertrages vom 15. Februar 1806 noch durch den Besitz

von Hannover vergrössert, machte gleich nach Auflösung des deut-

schen Reiches den erfolglosen Versuch, die norddeutschen Staaten

zu einem norddeutschen Reichsbunde zu vereinigen 1

;
wurde

1 Ueber die damals erfolglosen, aber in ihrem Grundgedanken zukunfts-

reichen Bestrebungen Preussens vergl. bes. Adolf Schmidt. Preussens deutsche
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aber doch endlich
,

trotz langjähriger Nachgiebigkeit, in den Krieg

mit Frankreich hineingedrängt. Der Sieg der französischen Waffen

hei Jena und Auerstädt am 14. Oktober 1806, hei Friedland am
14. Juni 1807 nöthigte Preussen zu dem unglücklichen Frieden von

Tilsit am 9. Juli 1807 (G. v. Meyer B. I S. 150— 162). Durch

A. VII verlor Preussen alles, was es zwischen Rhein und Elbe be-

sessen, ausserdem noch Danzig und den grössten Theil seiner pol-

nischen Besitzungen. Von 6053 Quadratmeilen blieben Preussen

nur 2882. Durch A. IV wurde der Rheinbund und der Besitzstand

seiner Mitglieder anerkannt, sowie die Anerkennung künftig noch

aufzunehmender Mitglieder im voraus ausgesprochen. Damit war

Preussen von jeder Mitwirkung auf die deutschen Angelegenheiten

ausgeschlossen. Aber zurückgeworfen auf seine östlichen Provinzen,

um die Hälfte seines Besitzstandes verkleinert
,
besetzt und ausge-

sogen von einem erbarmungslosen Feinde, begann Preussen die

grosse Arbeit seiner innern staatlichen Wiedergeburt.

Der Staat Friedrich’s des Grossen war nicht nur in seiner äussern

Machtstellung erschüttert. Es zeigten sich auch alle die tiefen in-

nern Schäden, welche diesem Staatswesen anhafteten. Friedrich

der Grosse hatte
,
mit der äussersten Anspannung aller Kräfte

,
aus

einem Mittelstaate von bescheidenem Anfänge, eine Grossmacht

ersten Ranges geschaffen. Er hatte die kriegstüchtigste Armee, die

geordnetsten Finanzen
,
den gefülltesten Staatsschatz hinterlassen,

er hatte die Verwaltung verbessert, die Landeskultur gehoben, die

preussische Justiz durch und durch reformirt, aber er wollte und
konnte keine volksthümlichen Einrichtungen schaffen

,
welche der

Nation eine aktive Theilnahme am Staatsleben zugesichert hätten, er

wollte und konnte keine staatlichen Organe schaffen, welche neben

dem Königthum eine irgendwie selbständige Stellung eingenommen

hätten. Der Gedanke der Selbstverwaltung, das Prinzip der Ge-
meindefreiheit, die verfassungsmässige Theilnahme des Volkes an

den Staatsangelegenheiten war ihm, wie dem ganzen europäischen

Kontinent im XVIII. Jahrhundert, völlig fremd. Sein Staat erhob

sich daher nie zu einem Organismus lebendig in einander wirkender

Glieder, sondern blieb ein Mechanismus, eine »Staatsmaschine«,

deren Räder stockten, als der grosse Werkmeister vom Schauplatze

ahtrat. Nie ist ein Staat genialer, aber auch nie persönlicher regiert

Politik 1785. 1806. 1849. 1866. III. Aufl. Leipzig 1867, wo auch der Vertrags-

entwurf des norddeutschen Reichsbundes S. 113 ff.
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worden, als der Staat Friedrich’s des Grossen. Ihm fehlte es, als der

grosse König starb, nicht nur an bleibenden Institutionen
,
sondern

auch an leitenden Staatsmännern. In der Zeit vom Tode Friedrich’s

des Grossen bis zum Zusammenbruche des Staates im Jahre 1806

zeigten sich Schwanken und Rathlosigkeit in der äussern Politik,

Unproduktivität und Rückschritt in der innern staatlichen Entwicke-

lung. Das alte Preussen musste erst äusserlich zusammenbrechen,

ehe es innerlich seine staatliche Auferstehung und Wiedergeburt

vollziehen konnte. In der Zeit der schwersten Niederlagen wurde

der Freiherr vom Stein der Regenerator
,
der Neugründer des

preussischen Staates auf deutscher und freiheitlicher Grundlage 1
.

Mit seinem Eintritt in das preussische Ministerium am 30. Septem-

ber 1807 beginnt eine neue Aera des preussischen Staatswesens und

seines ganzen öffentlichen Rechtes. Gleich in seiner Denkschrift

vom Oktober 1807 hebt er die leitenden staatlichen Grundsätze seiner

Reformen hervor, welche ebenso im Gegensatz zu dem altpreussi-

schen Beamtenstaate
,
wie zu den Staatsanschauungen der französi-

schen Revolution und zur Staatskunst der Rheinbundsstaaten stehen.

Dem romanischen Staatsgedanken setzte Stein ein wahrhaft deut-

sches Staatswesen, als sei n praktisches Ideal, entgegen, gegründet

auf ein freies Bürgerthum, getragen durch die Selbstregiemng der

Gemeinden . Kreise und Provinzen
,
mit festem Rechtsschutze des

Einzelnen, endlich vollendet durch die Theilnahme einer Volksver-

tretung an den allgemeinen Staatsangelegenheiten. Seiner ganzen

konservativ-liberalen Richtung gemäss begann er den staatlichen

Neubau von unten, indem er zuerst in anspruchslosen Formen eine

tiefgreifende sociale Umgestaltung vollzog. In den untern Kreisen

des Staats- und Volkslebens bestand
,
wie fast überall in Deutsch-

land bis zur französischen Revolution, der ganze Druck persönlicher

Unfreiheit mit starren Standesprivilegien, woran selbst die aufge-

klärte Gesetzgebung des preussischen Landrechtes nicht zu rütteln

gewagt hatte. Das berühmte Edikt vom 9. Oktober 1807 that den

ersten Schritt zur Befreiung des Bauernstandes und des Grund-

eigenthums, zur Aufhebung des kastenmässigen Ständeunterschiedes,

zur Vernichtung zeitwidriger Adelsprivilegien, zur Herstellung eines

gleichberechtigten Staatsbürgerthums. Mit dem Martinitage 1810

1 Die Hauptquelle für die Staatsentwickelung dieser Zeit bietet »Das Leben
des Ministers von Stein« von Pertz. 6 Bde. Berlin 1849 ff., auch die Denk-
schriften des Frhrn. v. Stein von Pertz. Berlin 18J9. L. v. Ranke, Denk-
würdigkeiten des Staatskanzlers Fürsten v. Hardenberg. 5 Bde. Leipzig 1877.
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hörte alle Gutsunterthänigkeit in sämmtlichen preussischen Provin-

zen auf. Den Insassen der königlichen Domänen wurde durch Edikt

vom 27. Juli 1808 das volle unbeschränkte Eigenthum an den von

ihnen behauten Grundstücken überlassen. Die weitere Fortführung

des Befreiungswesens des Bauernstandes erfolgte durch das unter

Hardenberg’s Ministerium erlassene »Edikt vom 14. September 1811

zur Beförderung der Landeskultur«. Diese Gesetze bildeten von

nun an den Ausgangspunkt für die ebenso liberale, als gerechte

Agrargesetzgebung des preussischen Staates, welche allen deutschen

Staaten seitdem zum Muster gedient hat. Eine durchaus schöpfe-

rische That der Stein’schen Gesetzgebung war die Städteordnung

vom 19. November 1808. Das neue Gesetz gab den Städten die

freie Verwaltung der Finanzen und ihrer sonstigen eignen Angele-

genheiten. den Bürgern die Wahl der Magistrate und der Stadtver-

ordneten. Es wurde die Grundlage alles dessen, was seitdem in

Deutschland für Selbstverwaltung geschehen ist. Auch wurde unter

Hardenbergs Ministerium am 28. Oktober 1810 der Zunftzwang

nebst allen Bann- und Zwangsgerechtigkeiten beseitigt und das

Prinzip der Gewerbefreiheit verkündigt. An die Stelle des alten

planlosen Behördensystems, besonders des schwerfälligen General-

direktoriums , setzte Stein eine planmässige systematische Gliede-

rung' der Ministerien und der ihnen untergeordneten Behörden Ver-

ordnung über die veränderte Verfassung der obersten Verwaltungs-

behörden vom 24. November 1808 . Neben den überall durch die

Elemente der Selbstverwaltung verstärkten Provincialbehörden soll-

ten, nach Stein s Ansicht, Provincialstände stehen. Nach Vollendung

dieses Unterbaues verlangte er Reichsstände, zwar wesentlich auf

dem Grundeigenthum ruhend
,
aber mit dem Rechte der Steuerbe-

willigung und der Mitwirkung bei der Gesetzgebung : »denn auf

diesem Wege kann allein der Nationalgeist positiv erweckt und

belebt werden«. Der umfassenden Neugestaltung der Staatsverwal-

tung ging die Reform des Heerwesens zur Seite, welche von Män-

nern wie Scharnhorst
,
Gneisenau

,
Grolmann und Boyen durchge-

führt wurde. In dieser Zeit wurden die Grundlagen jenes preussi-

schen Volksheeres gelegt
,
welches allein die glorreichen Siege

der Befreiungskriege zu erfechten im Stande war. Ein Gewaltstreich

Napoleon’s vertrieb Stein zwar bald aus seiner einflussreichen Stel-

lung, in welcher er »fast mit der Vollmacht eines antiken Diktators

schaltete«. Keiner von Stein’s Nachfolgern stand auf der staatsmän-

nischen Gedankenhöhe, um seine Ideen folgerichtig ins Leben zu
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führen. Seine Gesetzgebung blieb ein Torso. Dennoch hatte er

damit dem preussischen Staatswesen die Signatur seines Geistes

aufgeprägt. Alles, was in späteren Zeiten, selbst in unsern Tagen,

an gesunden Reformplänen entworfen und durchgeführt worden ist,

hat an die Grundgedanken der Stein’schen Gesetzgebung wieder

angeknüpft. Aber auch weit über Preussen hinaus
,
auf alle deut-

schen Staaten, hat die Stein’sche Gesetzgebung einen unverkenn-

baren Einfluss ausgeübt, nachdem mit der Fremdherrschaft der

Bann der ausländischen Schablone zerbrochen war.

§42.

Abschüttelung der Fremdherrschaft und Auflösung des Rhein-

bundes.

Am 9. April 1809 erklärte Oesterreich abermals den Krieg an

Frankreich, wurde aber durch die Schlacht von Wagram am 6. Juli

gezwungen, am 14. Oktober den Frieden von Wien zu schliessen

(G. v. Meyer a. a. O. S. 118), welchen es abermals durch bedeu-

tende Gebietsabtretungen vom Sieger erkaufte. Nach der willkür-

lichen Laune des Protektors fand im Jahre 1810 abermals ein Wech-
seln und Tauschen der Länder unter den Rheinbundsfürsten statt,

welches die Welt recht eindringlich an die ephemere Natur aller

dieser Staatsschöpfungen mahnte. Aber den Höhepunkt despoti-

scher Willkür bezeichnen die Reunionen vom December 1810. Durch

ein sog. organisches Senatuskonsult vom 13. December 1810

(v. Meyer a. a. O. S. 105) wurden Theile von Westfalen und Han-
nover, die Länder der Rheinbundsfürsten von Oldenburg, Salm und

Arenberg
,

endlich Lauenburg und die drei Hansestädte dem fran-

zösischen Kaiserreiche als Departements der obern Ems, der Weser-

und Elbmündungen einverleibt. Dieser schreienden Rechtsver-

letzung, welche selbst der eigenen Verbündeten nicht mehr schonte,

folgte bald die Katastrophe. Nach dem Untergange der »grossen

Armee« in Russland verbündete sich Preussen mit Russland durch den

Vertrag von Kalisch vom 28. Februar 1813. Die Proklamation von

Kalisch vom 25. März 1813 »an die Deutschen« (v. Meyer a. a. O.

S. 146) verhiess : »Herstellung der deutschen Verfassung in lebens-

kräftiger Verjüngung und Einheit, ohne fremden Einfluss, allein

durch die deutschen Fürsten und Völker und aus dem ureignen

Geiste des deutschen Volkes«. Zugleich sprach sie die Auflösung
des Rheinbundes aus. Durch den Vertrag von Teplitz am

9. September 1813 trat Oesterreich der Alliance bei (v. Meyer I.
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S. 144). Durch der Vertrag von Ried vom 8. Oktober 1813 sagte

sich Bayern vom Rheinbunde los. Nach der Schlacht von Leipzig

erfolgte seine wirkliche und gänzliche Auflösung von selbst, aber

nie durch einen förmlichen Akt, sondern stillschweigend durch ent-

sprechende Handlungen. Am 1. Januar 1814 überschritten die sieg-

reichen Verbündeten den Rhein. Am 30. Mai 1814 wurde der erste

Pariser Frieden geschlossen (v. Meyer a. a. O. S. 240), dessen

sechster Artikel in Betreff der künftigen deutschen Gesammtver-

fassung bestimmte : »Les etats de l’Allemagne seront independans et

unis par un lieu federatif«. Die nähern Festsetzungen wurden dem
Gesandtenkongresse zu Wien überlassen

,
welcher berufen war, die

aus den Fugen gegangene europäische Staatsordnung wiederherzu-

stellen.

Drittes Kapitel.

Der deutsche Bund und die deutschen Einzelstaaten von

1815— 1848 .

I. Der deutsche Bund von 1815— 1848 1
.

§43.

Die Entstehung des deutschen Bundes 2
.

Dank den kräftigenBemühungen desFrhrn. vom Stein hatten,

vor Eröffnung des Kongresses am 28 . und 29. September 1814, die ver-

1 Literatur des Bundesrechtes: J. L. Kl über, Oeffentliches Recht des

deutschen Bundes und der Bundesstaaten. Frankf. 1817. 4. Aufl. 1841. R. Mau-
renbrecher, Grundsätze des heutigen deutschen Staatsrechtes. Frankf. 1837.

§
99— 125. III. Aufl. 1847. H. A. Zachariä, Deutsches Staats- und Bundes-

recht. Göttingen 1845. III. Aufl. 2 Bde. 1865—66. B. II. §
243—296. S. 60—843.

K. E. We is s
,
System des deutschen Staatsrechtes. Regensburg 1843. H. Z ö p fl,

Grundsätze des allgemeinen und deutschen Staatsrechtes. V. Aufl. Heidelb. 1863.

2 Bde. Die ausführlichsten und besten Darstellungen des Bundesrechtes finden

sich bei Z achariä und Z öpfl
;

Zöpfl zeichnet sich durch eine umfassende Be-
nutzung der nur ihm zu Gebote stehenden bundesrechtlichen Materialien

,
Za-

chariä durch die Zuverlässigkeit seiner Rechtsgrundsätze aus.

2 Vor allem sind hier zu benutzen: Klüber’s Akten des Wiener Kon-
gresses in 8 Bänden, nebst der trefflichen Uebersicht der diplomatischen Ver-

handlungen des Wiener Kongresses und insonderheit über wichtige Angelegen-

heiten des deutschen Bundes. Frankf. 1816. Für die Geschichte des Wiener
Kongresses vergl. Gagern, Mein Antheil an der Politik. B. II. (Der Kon-
gress zu Wien). G. Flassan, Der Wiener Kongress, übersetzt von A. L.

Herrmann. 2 Bde. Leipzig 1830. Varnhagen von Ense, Denkwürdigkeiten
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bündeten Mächte sich dahin geeinigt, die Ausführung des Art. VI.

des ersten Pariser Friedens, d. h. die deutsche Yerfassungsange-

legenlieit, als eine besondere d eut sch

e

Sache anzuerkennen und

sie einem Ausschüsse von fünf deutschen Mächten zu überlassen.

Diesen Ausschuss bildeten die Bevollmächtigten von Oesterreich,

Preussen, Bayern, Hannover und Württemberg. Zunächst suchten

sich die beiden Grossmächte über einen Verfassungsentwurf zu ver-

ständigen. Den ersten sehr ausführlichen Verfassungsentwurf in

4 1 Artikeln legte der preussische Bevollmächtigte
,
Fürst Harden-

berg
,
am 13. September dem Fürsten Metternich vor (Klüber, I.

S. 45. Pertz, IV, S. 40), welcher dann, von Letzterem umgear-

beitet, als sog. k onc er tirter Entwurf in 12 Artikeln demFünfer-

komite unterbreitet wurde
,
in dessen Thätigkeit aber bereits nach

13 Sitzungen ein Stillstand eintrat, veranlasst durch eine Note der

29 vereinigten Fürsten und freien Städte
,
welche gegen ihren Aus-

schluss von den Verhandlungen protestirten, vorzüglich aber durch

die unterdessen eingetretene Spannung zwischen Oesterreich und

Preussen wegen der polnischen und sächsischen Frage. So folgte

von Mitte November 1814 bis Mitte Mai 1815 »eine Zeit der Wirren

und Projekte«, in welcher die verschiedenartigsten Pläne innerhalb

und ausserhalb des Kongresses auftauchten.

Der Souveränetätssucht der rheinbünderischen Mittelstaaten,

welche jeder kräftigen Bundesgewalt widerstrebten, stellte sich die

besonders vom Frhrn. vom Stein inspirirte Verbindung der 29 deut-

schen Kleinstaaten entgegen
,
welche eine einheitliche und freiheit-

liche Gestaltung der deutschen Bundesverfassung forderten, »da-

mit dem Reiche der Willkür in Deutschland ein Ende gemacht

werde, wie im Ganzen durch die Bundesverfassung, so im Einzelnen

durch Einführung landständischer Verfassungen« mit dem Rechte

des eigenen Lebens. 2. Aufl. Leipzig 1843, besonders III. Theil. Gervinus,
Geschichte des XIX. Jahrhunderts. B. I. S. 164—311. Speciell wichtig für die

Gründung des deutschen Bundes ein Aufsatz von A. F. H. Schaumann, Ge-

schichte der Bildung des deutschen Bundes auf dem Wiener Kongresse in Rau-

mer’s histor. Taschenbuche von 1850. (III. Folge I. Jahrg. S. 151—281), ferner

ein Artikel von K. L. Aegidi, Der deutsche Bund, in Bluntschli’s Staatsw.

B. III. S. 1 ff. Häusser’s Deutsche Geschichte B. IV. Abschn. VIII., Der

Wiener Kongress, und Abschn. X., Der deutsche Bund. Jetzt auch H. von
Treitschke, DeutscheGeschichteBd.il. »Die Anfänge des deutschen Bun-

des« S. 595—672. Reiches Material bietet G. H. Pertz im Leben des Frhrn.

v. Stein im III. und IV. Bande. K. v. Kaltenborn, Geschichte der deutschen

Bundesverhältnisse und Einheitsbestrebungen von 1806— 1856. Berlin 1857.

Hier besonders B. I. S. 83—260.
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der Steuerverwilligung, Theilnahme an der Gesetzgebung, Mitauf-

sicht über die Verwaltung, Ministeranklage u. s. w. Als »Be-

schützer, erster Repräsentant der deutschen Nation, als kräftigster

Garant der Verfassung und deutscher Freiheit Aegide« sollte ein

gemeinsames Oberhaupt eingesetzt werden, ja es wurde von ihnen

geradezu »die Wiederherstellung der deutschen Kaiserwürde
mit den durch die Zeitverhältnisse erforderlichen Modifikationen«

verlangt. Erst seit dem Februar 1815 dachten auch Oesterreich

und Preussen ernstlich wieder an die Aufnahme des deutschen Ver-

fassungswerkes und beschlossen, bei Wiederbeginn der Verhand-

lungen alle deutschen Staaten zuzuziehen . In Fluss kam die An-

gelegenheit erst durch die aufregende Botschaft von Napoleon’s

Landung in Frankreich. Im Februar hatte der preussische Be-

vollmächtigte W. v. Humboldt zwei neue Entwürfe vorgelegt,

von denen der eine die Eintheilung in Kreise mit aufnahm
,
der

andere sie wegliess; beide Entwürfe hielten als drei unerläss-

liche Hauptpunkte noch fest: eine kraftvolle Kriegsgewalt, ein

Bundesgericht und landständische
,
durch den Bundesvertrag ge-

sicherte Verfassungen. Endlich im Mai zeigte Fürst Metternich

den Beginn der Verhandlungen an und legte seinen Gegen-
entwurf vor (Kl üb er II. 308— 314), welcher die Scheidung

zwischen einer Exekutivbehörde und einer gesetzgebenden Bun-

desversammlung strich
,

das Bundesgericht in Aussicht stellte,

aber die schützenden Bestimmungen des preussischen Vor-

schlags hinwegliess, die Einführung landständischer Verfassungen

nur dürftig erwähnte
,

die Grundrechte der Unterthanen sehr ab-

schwächte, dagegen die Rechte der sog. Mediatisirten sehr weit-

läufig abhandelte. So war man denn nach siebenmonatlichen Ver-

handlungen bei dem unvollkommensten, schwachmüthigsten Ent-

würfe angelangt, welcher in dieser ganzen Zeit aufgetaucht ist.

Auf Grund dieser Metternich’sehen Vorlage begannen am 8. Mai

üie Verhandlungen zwischen den österreichischen und preussischen

Bevollmächtigten, zu denen auch der hannoversche Minister, Graf

Münster 1
, hinzutrat. Es ist beklagenswerth, dass sonst so einsichts-

volle und patriotische Staatsmänner, wie Humboldt. Hardenberg

und Münster, ihre eigenen früheren Vorschläge, selbst dieKardinal-

1 G. H. Graf zu Münster, Politische Skizzen über die Lage Europas
vom Wiener Kongress bis zur Gegenwart '1815—1867). Nebst den Depeschen
des Grafen Ernst Friedrich Herbert zu Münster über den Wiener Kongress.
Leipzig 1867.
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punkte
,
welche sie noch kurz vorher für unentbehrlich erklärt

hatten, jetzt mit unbegreiflicher Leichtigkeit preisgaben. Die

preussischen Staatsmänner Hessen sich herbei, ihren Entwurf mit

dem Metternich’s so zu verschmelzen, dass dieser in allen Be-

ziehungen überwog. Vom 23. Mai bis zum 10. Juni 1815 fanden

die elf Schlusskonferenzen der deutschen Bevollmächtigten statt,

welchen Fürst Metternich den zwischen Oesterreich und Preussen

vereinbarten Entwurf vorlegte, mit dem Bemerken, »dass er nur die

Grundzüge der politischen Konföderation enthalten solle, deren

nähere Entwickelung man dem Bundestage überlassen müsse.«

Obgleich aus diesem Entwürfe vom 23. Mai bereits die wich-

tigsten, früher von Preussen, Hannover und den 29 kleinen Staaten

geforderten nationalen Garantien, als kräftige Exekutivgewalt, Fest-

setzung eines Minimums der landständischen Rechte
,

entfernt

waren, so erfuhr derselbe doch in diesen Schlusskonferenzen noch

manche weitere AbSchwächungen. Vor allem wurde das Bundesge-

richt, »dieser Schlussstein des deutschen Rechtsgebäudes«, aufBayerns

Antrag kurzweg beseitigt (Kl üb er II. S. 383. 424. 533.), auf den

Antrag desselben Staates wurde der XIII. A. auf die allgemeine Zu-

sicherung: »in allen Bundesstaaten wird (statt soll) eine landstän-

dische Verfassung stattfinden«, beschränkt (Klüber S.384), dagegen

die Bezeichnung der Bundesfürsten als »souverän« aufgenommen.

Die Ausstellungen der anderen Staaten gingen auf andere Punkte,

besonders auf das Stimmenverhältnis s im engen Rathe und im Ple-

num. Schwierigkeiten machte die Bestimmung der Fälle, wo die

Stimmenmehrheit ausgeschlossen werden sollte, und fiel auch höchst

ungenügend aus. So wurde durch verschiedene Veränderungen eine

revidirte Abfassung nöthig, welche statt der früheren 1 7 bereits 20 Ar-

tikel enthielt (Klüber II. S. 479—492) . Diese »neue oder revidirte

Abfassung« wurde in der achten Konferenz am 3. Juni verlesen;

dieselbe ist bereits wesentlich übereinstimmend mit der Bundesakte.

Die zehnte Konferenz vom 8. Juni brachte die Redaktion der Bun-

desakte zum Abschlüsse, die einzelnen Artikel wurden paraphirt.

Durch die sog. Paraphirung war der Abschluss der Bundesakte

schon erfolgt; die letzte Sitzung vom 10. Juni war nur eine solenne,

wo die Unterzeichnung und Untersiegelung der Reinschrift statt-

fand. Die Bundesakte ist in zwei Abschnitte getheilt, von denen

der erste Art. I—XI. die allgemeinen Bestimmungen enthält,

welche sich auf die Organisation des Bundes selbst, der zweite die

besonderen Bestimmungen
,
welche sich auf die inneren Ver-
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hältnisse der Einzelstaaten beziehen. Die eisten elf Artikel wurden

in französischer Uebersetzung der »Acte du Congres de Vienne«

vom 9. Juni 1815 einverleibt, ausserdem wurde die ganze Bundes-

akte als Beilage IX für einen Bestandtheil der Wiener Kongress-

akte erklärt.

§ 44 .

Die Bundesverfassung im Allgemeinen.

Zu der Bundesakte vom 10. Juni 1815 trat »die Schlussakte

der Wiener Ministerialkonferenzen vom 15. Mai 1820 zur "Vervoll-

ständigung und Erläuterung der Bundesakte« in 65 Artikeln (kurz-

weg Wiener Schlussakte genannt; . Berathen durch Abgeordnete

sämmtlicher Bundesregierungen auf den Wiener Ministerialkonfe-

renzen 1819 und 1820, wurde sie durch Bundesbeschluss vom

8. Juni 1820 ausdrücklich als ein »Grundgesetz des deutschen

Bundes« anerkannt.

Der deutsche Bund war nach officiellen Erklärungen »weder

ein Bundesstaat, noch ein blosses Schutz- und Trutzbündniss, son-

dern ein Staatenbund, »ein völkerrechtlicher Verein der souve-

ränen Fürsten und freien Städte Deutschlands«. Der deutsche

Bund war somit nicht blos ein persönliches Bündniss der Für-

sten, sondern von den Fürsten kraft ihrer Repräsentativgewalt für

ihre Staaten abgeschlossen. Die Staaten selbst befanden sich,

vermittelst ihrer Staatsregierungen
,

in der beständigen, unauflös-

lichen Gemeinschaft des deutschen Bundes und wurden daher als

»Bundesstaaten« bezeichnet. Die im Namen sämmtlicher Mitglieder

ausgeübte Bundesgewalt war keine Staatsgewalt, sondern eine blosse

Socialgewalt mit einem Inbegriffe bestimmter, vertragsmässig

festgesetzter Befugnisse. Fehlte es dem Staatenbunde nach in-

nen an jeder staatsrechtlichen Organisation, so stand er in

seinen äusseren Verhältnissen als »eine in politischer Einheit

verbundene Gesammtmacht« da; er war unbestritten eine völker-
rechtliche Persön lichkeit.

Ausgesprochener Zweck des deutschen Bundes war: »Die Erhal-

tung der äussern und innern Sicherheit Deutschlands, sowie der Un-
abhängigkeitund Unverletzbarkeit der einzelnen Deutschen Staaten«.

(Bundesakte A. 2. WSchA A. 1) . Die innere Sicherheit der einzelnen

Staaten fiel an sich nicht unter die Zweckbestimmungen des Bun-

des, welcher der Regel nach zu keinem Eingriff in die Regierung

der Einzelstaaten berechtigt war. »Die durch die Bundesakte den

einzelnen Bundesstaaten garantirte Unabhängigkeit schloss im all-
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gemeinen jede Einwirkung des Bundes in die innere Staatsverwal-

tung aus« (WSchA A. 53). Mittelbar konnte indessen die Beförde-

rung des Wohles von Deutschland und der Schutz der Rechte

deutscher Unterthanen in Betracht kommen, insofern der Bund sich

für bestimmte innere Verhältnisse der Einzelstaaten vertragsmässig

eine Einwirkung Vorbehalten hatte z. B. bei Justizverweigerung, bei

Verletzung der den Mediatisirten bundesmässig garantirten Rechte.

Diese Bestimmungen heissen besondere, weil sie Ausnahmen
von der Regel, singuläre Vorschriften enthielten. Auch legte die

WSchA A. 64 und 65 der Bundesgewalt die Befugniss bei, durch

Vereinbarung sämmtlicher Bundesglieder sog. gemeinnützige
Anordnungen zu treffen : » um durch gemeinschaftliche Ueberein-

kunft zu möglichst gleichförmigen Verfügungen zu gelangen«. Diese

Befugniss war weiter nichts, als ein Vorbehalt der Erweiterung der

Bundesgewalt durch freie Uebereinkunft der Bundesglieder inner-

halb der Grenzen des Bundesvertrages.

In den deutschen Bund wurden diejenigen deutschen Staaten

aufgenommen, welche aus dem grossen Schiffbruche des deutschen

Reiches und der Rheinbundszeit ihre Landeshoheit gerettet hatten.

Von den bis 1814 souverän gebliebenen Rheinbundsfürsten wurden

der Grossherzog von Frankfurt (früher Kurerzkanzler, dann Fürst-

primas), der Fürst von Isenburg und von der Leyen nicht aufgenom-

men; dagegen wurde Frankfurt a.M.als freie Stadt und Bundesglied

anerkannt. Die Bundesakte A. 4 und 6 enthält eine Aufzählung der

Bundesglieder. Es waren deren ursprünglich 38, Baden und Württem-

berg mit eingerechnet, welche erst später, am 26. Juli und am 1. Sep-

tember 1815, beitraten. Durch die Aufnahme von Hessen-Homburg

am 7. Juli 1817 vermehrte sich die Zahl der Bundesglieder auf 39;

von da ab verminderte sie sich stetig, 1825 fiel die Zahl durch Aus-

sterben der Linie Sachsen-Gotha auf 38, 1847 erlosch die Stimme

von Anhalt-Köthen, 1849 horten die beiden Fürstenthümer Hohen-

zollern-Sigmaringen und Hechingen als besondere Bundesglieder auf,

zu existiren. Somit gab es zuletzt noch 35 Bundesmitglieder.

Von diesen 35 Bundesmitgliedern hatten vier auch nicht zum
Bunde gehörige Besitzungen

,
nemlich die Souveräne von Oester-

reich, Preussen, Dänemark und den Niederlanden. Durch beson-

dere Erklärungen hatten Oesterreich am 6. April 1818 und Preussen

am 4 . Mai 1818 festgestellt, welche Gebietstheile ihrer Staaten zum

deutschen Bunde gehörten. Der König von Dänemark war für die

Herzogthümer Holstein und Lauenburg, der König der Niederlande
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lande für das Grossherzogthum Luxemburg seit 1839 auch für das

Herzogthum Limburg) Bundesmitglied. Das Bundesgebiet war der

Inbegriff aller im deutschen Bunde vereinigten Staatsgebiete der

Einzelstaaten, soweit dieselben zum Bunde gehörten.

§ 45 .

Die Bundesversammlung.

Das Subjekt der Bundesgewalt war die Gesammtheit aller

Bundesglieder, welche aber nicht selbst zusammentraten, son-

dern durch einen permanenten Kongress ihrer Bevollmächtigten zu

Frankflirt a . M . vertreten waren . Die Bundesversammlung,
der Bundestag, la Diete

,
stellte den Bund in seiner Gesammt-

heit dar und war »das beständige
,
verfassungsmässige Organ sei-

nes Willens und Handelns« (WSchA. A. 7). In allen Stadien der

Verhandlungen hatte Oesterreich die Ansprüche Preussens auf Pa-

rität im Präsidium zurückgewiesen und hatte das alleinige Präsi-

dium, gewissermassen als ein Surrogat der von ihm so lange beses-

senen Kaiserwürde, behauptet. Obgleich das Oesterreich zustehende

Recht des Vorsitzes »keineswegs eine Direktorialgewalt oder ein

materielles politisches Vorrecht bedeutete, sondern lediglich die

formelle Leitung der Geschäfte betraf«
,

so gab es doch dem sog.

Präsidialhofe und seinem Präsidialgesandten thatsächlich ein

nicht selten zu verwerthendes Uebergewicht. In den frühem

Entwürfen hatte man
,
in Erinnerung an die Einrichtung des deut-

schen Reichstages
,

eine Eintheilung der Bundesversammlung in

mehrere Kurien beabsichtigt (Rath der Kreisobersten
,
Rath der

Fürsten und Stände); dem rein völkerrechtlichen Charakter, wel-

chen der Bund später erhielt
,
entsprach nur die Einheit einer Ver-

sammlung, in welcher gleichberechtigte
,
unabhängige Staaten ver-

treten waren. Diese einheitliche Bundesversammlung hatte grund-

gesetzlich zwei verschiedene Verhandlungsarten hei ihren Geschäften

und Abstimmungen, sie verhandelte entweder im engem Rat he
oder im^Plenum, als ausnahmsweiser Verhandlungsform in be-

sonders festgestellten Fällen. Der Unterschied dieser beiden Ver-

handlungsformen bestand 1) in der Zahl der Stimmen und in der

Verschiedenheit des Stimmgewichts
,
welches den einzelnen Bun-

desgliedern im Plenum oder im engern Rathe zukam. Im Plenum

waren nach A. 6 der Bundesakte 69 Stimmen unter die ursprüng-

lichen 38 Mitglieder vertheilt, so dass jedes Bundesglied wenigstens

eine Stimme führte, vierzehn aber mehrere (4, 3 oder 2) . Bei der Auf-

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 7
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lösung des Bundes waren noch 66 Stimmen im Plenum vorhanden.

Im engem Iiathe waren dagegen die ursprünglichen 38, zuletzt 35

Bundesglieder durch die Bundesakte A. 4 in 17 Stimmen einge-

theilt
,

so dass nur elf Staaten einzelne Stimmen führten, von den

sieben und zwanzig übrigen immer mehrere zu einer Gesammtstimme
vereinigt waren und sonach sechs Kuriatstimmen bestanden. 2) Im
engern Käthe entschied die absolute Mehrheit, im Plenum die Mehr-

heit von 2
/3 der abgegebenen Stimmen. 3) Alle Berathungen und

Erörterungen gingen nur im engern Käthe vor sich
,
im Plenum

wurde nur die Beschlussfassung in den bestimmt bezeichneten An-

gelegenheiten gefasst.

Die sechs Gesammtstimmen des engern Rathes waren : XII

die sächsisch-ernestinischen Häuser, XIII Braunschweigund Nassau.

XIV die beiden Mecklenburg, XV Oldenburg, Anhalt und beide

Schwarzburg, XVI Liechtenstein, beide Reuss, Lippe und Schaum-

burg-Lippe, Waldeck, Hessen- Homburg, XVII die vier freien

Städte. Die inneren Angelegenheiten der Kurien waren demUeber-

einkommen der einzelnen Mitglieder überlassen, besonders die Art

und Weise, wie sie sich über die Führung der einheitlich abzuge-

benden Gesammtstimmen vereinigen wollten (Turnus, Majorität)

.

Die Bundestagsgesandten waren die Repräsentanten

ihrer Souveräne als Bundesglieder. Durch ihre Gesammtheit wurde

das den Bund darstellende Organ . die Bundesversammlung, gebil-

det; sie waren von ihren Kommittenten unbedingt abhängig und die-

sen allein wegen getreuer Befolgung der ihnen ertheilten Instruktio-

nen, sowie wegen »ihrer Geschäftsführung überhaupt, verantwortlich

(WSchA. A. 8). Ob und wann ein Gesandter Instruktionen ein-

zuholen habe, hing von den ihm ertheilten Specialanweisungen ab.

Der Bundesversammlung gegenüber kam nicht der Inhalt der Instruk-

tion, sondern lediglich die überreichte. Vollmacht in Betracht. Die

Bundestagsgesandten und die sie begleitenden gesandtschaftlichen

Personen* genossen in der Stadt Frankfurt am M. alle völkerrecht-

lichen Prärogativen von Gesandten, besonders die volle Exterrito-

rialität. Ueberhaupt hatte die Stadt Frankfurt als erwählter Sitz

der Bundesversammlung die besondere Pflicht, alle Massregeln an-

zuerkennen, welche die Bundesversammlung für die Aufrechterhal-

tung ihrer Sicherheit und Würde für nothwendig erachtete.
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§ 46.

Bundesbeschlüsse.

Der Gesammtwille des Bundes wurde durch verfassungs-

mässige Beschlüsse der Bundesversammlung ausgesprochen.

Verfassungsmässig aber sind diejenigen Beschlüsse, welche inner-

halb der Grenzen der Kompetenz der Bundesversammlung, nach

vorgängiger Berathung im engem Rath, durch freie Abstimmung

entweder im engern Rathe oder im Plenum gefasst werden, je

nachdem das Eine oder das Andere durch die grundgesetzlichen

Bestimmungen vorgeschrieben ist« (WSchA. A. 10). In [der Regel

fasste die Bundesversammlung die zur Besorgung der gemeinsamen

Angelegenheiten des Bundes erforderlichen Beschlüsse im engern

Rathe nach absoluter Stimmenmehrheit. Ueberhaupt gehörten da-

hin alle Berathungsgegenstände, welche die Bundesakte oder spätere

Beschlüsse nicht bestimmt ausgenommen hatten. Vor das Plenum

gehörten : a. Abfassung und Abänderung von Grundgesetzen des

Bundes (»Beschlüsse, welche die Bundesakte selbst betreffen«)
,
b. or-

ganische Einrichtungen, d. h. bleibende Anstalten als Mittel zur Er-

füllung der Bundeszwecke, c. sonstige gemeinnützige Anordnungen

(Bundesakte A. 6), d. Kriegserklärungen und Friedensschlüsse, e.

Aufnahme neuer Mitglieder (WSchA. A. 12). Die Ausnahmsfälle,

in welchen weder im Plenum noch im engern Rathe eine Beschluss-

fassung durch Stimmenmehrheit stattfinden konnte, sondern die Stim-

meneinhelligkeit erfordert wurde, waren folgende: 1. Beschlussfas-

sungen über alle jene Gegenstände, welche dem Plenum zugewiesen

sind, mit alleiniger Ausnahme der Beschlussfassungen über Kriegs-

erklärungen und Friedensschlüsse, wo eine Mehrheit von 2
/3 Stimmen

entscheiden sollte (also Umkehrung des regelmässigen Verhältnisses)

;

2) Beschlüsse über Religionsangelegenheiten (Bundesakte A. 7,

WSchA. A. 13) (in !Anschluss an die Bestimmung des westfäli-

schen Friedens, I. P. O. A. V. § 32, jedoch ohne itio in partes); 3)

wenn die Rechte und Pflichten eines Bundesgliedes wegen Verände-

rung des gegenwärtigen Besitzstandes eine Abänderung erleiden

sollten, besonders die Entscheidung, ob und inwiefern die bisher

einem Lande im Plenum zustehende Stimme mit dessen Erwerbung:

übertragen werden sollte (anders wie nach Reichsstaatsrecht, wo die

Stimmen von Rechtswegen auf den Neuerwerber des Territoriums

übergingen)
; 4) wenn ein Bundesglied seine Souveränetät oder einen

Theil seiner Lande an einen fremden Staat abtreten wollte. Wo es

sich um jura singul orum handelte, konnte wenigstens ohne freie
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Zustimmung der Betheiligten kein dieselben bindender Beschluss

gefasst werden. Jura singulorum sind alle solche Rechtsverhält-

nisse, in Bezug auf welche die deutschen Staaten nicht als Glieder

des Bundes in ihrer vertragsmässigen Einheit, sondern als ein-

zelne selbständige Staaten in Betracht kamen. A. 15 der WSchA.
fusst hier auf I. P. O. A. V. § 52 »ubi Status imperii tamquam
unum corpus considerari nequeunt«. Zu den juribus singulorum

gehörten somit alle inneren Regierungsangelegenheiten der deut-

schen Bundesglieder, soweit nicht eine Beschränkung hinsicht-

lich deren Ausübung bundesverfassungsmässig festgestellt war.

Den juribus singulorum gleichgestellt wurde der Fall, »wo einzelnen

Bundesgliedern eine besondere*, nicht in den gemeinsamen Ver-

pflichtungen Aller begriffene Leistung oder Verwilligung für den

Bund zugemuthet werden sollte« (WSchA. A. 15). Zu dem Gattungs-

begriffe der jura singulorum gehörten auch die sog. gemein-
nützigen Anordnungen; es handelte sich dabei um Massregeln,

welche ausserhalb der Bundessphäre lagen und in den Kreis

der Regierungsrechte der einzelnen Bundesstaaten gehörten
,
aber

dennoch zum allgemeinen Wohl von Deutschland gereichten und

deshalb aus Rücksichten der Zweckmässigkeit gemeinschaftlich

und nach übereinstimmenden Grundsätzen getroffen werden sollten.

Rechtlich auf gleicher Stufe standen diejenigen Gegenstände, welche

zwar ausserhalb der Bundessphäre lagen, auch keine weitere Bedeu-

tung für das öffentliche Wohl der Bundesstaaten hatten, aber sich

den Bundesgliedern aus irgend welcher Rücksicht zur gemeinsamen

Beschlussfassung empfahlen, z. B. Unterstützung literarischer Un-
ternehmen, Privilegien bei Erfindungen.

§47.

Kompetenz der Bundesversammlung.

Die wichtigsten Bestimmungen über die Bundeskompetenz wa-

ren a. die provisorische Kompetenzbestimmung der Bundesversamm-

lung vom 12. Juni 1817 (G. v. Meyer, II S. 40), b. die Bestim-

mungen der WSchA. über die Kompetenz, welche sich an die provi-

sorische Kompetenzbestimmung auf das engste anschliesst. Darnach

war die Wirksamkeit der Bundesversammlung zunächst durch die

Vorschriften der Bundesakte und durch die in Gemässheit derselben

beschlossenen oder ferner zu heschliessenden Grundgesetze des Bun-

des, wo aber diese nicht zureichten, durch die im Grundvertrage be-
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zeichneten Bnndeszweck e bestimmt. Da die volle Souveränetät der

einzelnen Bundesstaaten der Bundesakte zu Grunde gelegt war
,
so

lag der Regel nach jede Einmischung der Bundesversammlung in

die innern administrativen Verhältnisse derselben ausserhalb der

Grenzen ihrer Kompetenz. »Da aber die Bundesglieder sich in dem
zweiten Abschnitt der Bundesakte über einige besondere Be-

stimmungen vereinigt hatten, welche sich theils auf Gewährleistung

zugesicherter Rechte, theils auf bestimmte Verhältnisse der Unter-

thanen bezogen, so lag der Bundesversammlung ob, die Erfüllung

der durch diese Bestimmungen übernommenen Verbindlichkeiten,

wenn sich aus hinreichend begründeten Anzeigen der Betheiligten

ergab, dass solche nicht stattgefunden habe, zu bewirken. Die An-

wendung der in Gemässheit dieser Verbindlichkeiten getroffenen

allgemeinen Verordnungen auf die einzelnen Fälle blieb jedoch den

Regierungen allein überlassen« (WSchA. A. 53).

Die verfassungsmässig zu Stande gekommenen Bundesbe-

schlüsse verpflichteten sowohl den Bund als solchen, wie auch die

einzelnen Bundesglieder unmittelbar
,
ohne dass es für sie noch

einer besondern Insinuation oder Publikation bedurft hätte.

Jede «Bundesregierung« hatte darauf zu halten
,
dass die Bun-

desbeschlüsse in ihrem Gebiete zur Vollziehung kämen (WSchA.

A. 32) . Da aber der deutsche Bund, als hlos völkerrechtlicher Ver-

ein
,
keine unmittelbare Einwirkung auf die einzelnen Staa-

ten, besonders aber keine gesetzgebende Gewalt für ganz Deutsch-

land hatte
,

so konnten die Bundesbeschlüsse an und für sich für

die Unterthanen der einzelnen Bundesstaaten keine bindende Kraft

haben
,
sondern nur insoweit sie in die Landesgesetzgebung aufge-

nommen waren
;
sie erhielten in den einzelnen Bundesstaaten nur in

der Bedeutung verbindliche Kraft, welche ihnen auf dem Wege der

Landesgesetzgebung heigelegt war. In mehreren Verfassungen war

ausdrücklich ausgesprochen, dass Bundesbeschlüsse kraft der landes-

herrlichen Publikation verbindliche Kraft für das betreffende Land er-

halten sollten . Wo dies nicht derFall war, war es eine konstitutionelle

Streitfrage, oh ein Bundesbeschluss, welcher in die Verfassung und
Gesetzgebung der Einzelstaaten eingriff, ohne ständische Zustim-

mung, durch einseitige landesherrliche Publikation, volle Gesetzes-

kraft erhalte. Wo es sich dagegen um hundesrechtlich festgestellte

Leistungen aller Bundesglieder für Bundeszwecke handelte
,
hatte

die Regierung zwar für Aufbringung der Mittel formell den ver-

fassungsmässigen Weg einzuschlagen
,

allein materiell war die



102 II. Geschieht!. Entwickelung des staatl. Rechtszustandes in Deutschland.

Nothwendigkeit der Leistung durch den Dundesbeschluss festge-

stellt und konnte nicht von den Landständen verneint werden.

§ 48 .

Reehtsverfassung des Bundes

So unvollkommen die oben § 30) geschilderte Reichsjustiz

war
,

so lag doch in ihr immer noch der aktivste Theil der Reichs-

verfassung. Das ältere deutsche Reich betrachtete die Erhaltung

des Landfriedens als seine oberste Aufgabe. Die höchste Ge-
richtsbarkeit in ganz Deutschland stand bei Kaiser und Reich und

wurde durch die Reichsgerichte ausgeübt. Bei der Gründung des

deutschen Bundes waren die Erinnerungen an die Justizverfassung des

deutschen Reiches noch sehr lebhaft. Bis zu dem letzten Stadium der

Berathung galt ein an die Stelle der Reichsgerichte tretendes B u n-

desgericht als der »unentbehrliche Schlussstein des deutschen

Rechtsgebäudes«. Dasselbe fiel schliesslich der Souveränetätssucht

der Mittelstaaten, welche dasselbe für unverträglich mit der Idee

eines rein völkerrechtlichen Staatenbundes hielten. Aber dennoch

konnte der Bund nicht jeder Justizverfassung entbehren. Vor allem

war eine Art von richterlichem Verfahren bei Streitigkeiten der Bun-

desglieder untereinander nötkig. Um eine solche Rechtsprechung

zu bewirken
,
schloss man sich

,
in Ermangelung eines eigentlichen

Gerichtshofes, an das zu Reichszeiten geltende Austrägalver-
fahren an. Als Grundlage des im Bunde geltenden Landfriedens

zw ischen den deutschen Staaten ist A. 11 der Bundesakte anzusehen,

in welcher sich die Bundesglieder verbindlich machen, »einander

unter keinerlei Vorwand zu bekriegen, noch ihre Streitigkeiten mit

Gewalt zu verfolgen, sondern sie bei der Bundesversammlung anzu-

bringen. Dieser liegt alsdann ob
,

die Vermittlung durch einen

Ausschuss zu versuchen und
,

falls dieser fehlschlagen sollte und

demnach eine richterliche Entscheidung nothwendig würde
,
solche

durch eine w ohlgeordnete Austrägalinstanz zu bewirken
,

deren

Ausspruch sich alle Theile sofort zu unterwerfen haben«.

1 H. A. Zachariä, Th. II. § 268. S. 731 ff. A. W. Heffter, Beiträge

zum deutschen Staats- und Fürstenrechte 1829. Nr. III. Codex Austregalis

confoederationis Germanicae. v. Leonhardi, Das Austrägalverfahren des

deutschen Bundes. I.B. Frankf. 1838. II. Bd. 1845. H. Zöpfl, Ueber das Ver-

hältniss der Beschlüsse des deutschen Bundes zu Sachen der streitigen Gerichts-

barkeit und gerichtlichen Entscheidungen. Archiv für civil. Praxis B. XXVII.
S. 388 ff.



3. Der deutsche Bund und die deutschen Einzelstaaten von 1815— 1866. 103

Die Bundesversammlung selbst war eine politische Körper-

schaft, kein Richterkollegium, darum befasste sie sich in der Regel

nicht mit Rechtsprechung. Wo man indessen eigentlicher Recht-

sprüche nicht entbehren konnte, hatte man dafür besondere Instan-

zen eingerichtet
,

die Austrägalinstanz bei Streitigkeiten der Bun-

desglieder untereinander und das Bundesschiedsgericht bei Streitig-

keiten zwischen einzelnen Regierungen und ihren Landständen.

Letzteres, durch einen Bundesbeschluss vom 30. Oktober 1834

(G. v. Meyer B. II S. 316) begründet, blieb wegen der Mangelhaftig-

keit seiner Einrichtungen ein todtgebornes Kind, während »die

wohlgeordnete Austrägalinstanz« allerdings eine viel be-

nutzte Institution war und ihre Verdienste um die Aufrechterhaltung

des Landfriedens in Deutschland gehabt hat. Die Hauptbestim-

mungen über das Austrägalverfahren finden sich WSchA. A. 21

bis 24, in der vorläufigen Austrägalordnung vom 16. Juni 1817 (G.

v. Meyer B. II S. 47) und in einer Reihe von spätem Bundesbe-

schlüssen. Es eigneten sich nur solche Streitigkeiten zur austrägal-

instanzlichen Entscheidung
,

wobei die streitenden Theile als

Souveräne oder Staaten
,
nicht wo sie blos als Privatpersonen in

Betracht kamen.

Wenn sich ein Bundesglied durch ein anderes in seinen Rech-

ten gekränkt erachtete, so hatte es seine Ansprüche bei der Bundes-

versammlung gehörig darzustellen. Diese hatte durch einen Aus-

schuss die Güte zu versuchen. Erst wenn die Vergleichsvorschläge

nicht fruchteten, begann das gerichtliche Verfahren. Nun hatte der

Beklagte binnen 4—6 Wochen dem Kläger drei unparteiische Bun-

desglieder vorzuschlagen, aus welchen dieser eines binnen gleicher

Frist wählte. Liess der Beklagte diese Frist verstreichen, so ging

das Vorschlagsrecht auf die Bundesversammlung selbst über und der

Kläger hatte sodann eines aus den drei Bundesgliedern zu wählen,

welche dieselbe vorgeschlagen hatte. Nicht das denominirte Bundes-

glied, sondern dessen höchster Gerichtshof sprach im Namen und
anstatt der Bundesversammlung als Austrägalgericht. Die Ueber-

nahme des Auftrags war Bundespflicht. Der oberste Gerichtshof

hatte die Leitung des Processes und die Entscheidung des Streites

in allen Punkten, ohne alle weitere Einwirkung der Bundesver-

sammlung. Die processualische Verhandlung geschah nach der

für das betreffende Gericht überhaupt geltenden Processordnung.

Das Erkenntniss in der Hauptsache erfolgte in Ermangelung be-

sonderer Entscheidungsquellen »nach den in Deutschland herge-
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brachten gemeinen Rechten«, d. h. nach A. 23 der WSchA., »nach

den in Rechtsstreitigkeiten derselben Art vormals von den Reichs-

gerichten befolgten Rechtsquellen, insofern solche auf die Verhält-

nisse der Bundesglieder noch anwendbar sind«.

Das Enderkenntniss, welches spätestens binnen Jahresfrist er-

folgen soll, ist sofort nach seiner Eröffnung rechtskräftig. Nur ein

ausserordentliches Rechtsmittel ist dagegen zulässig, das Restitu-

tionsgesuch ex capite novorum . von dem Tage der Auffindung der

nova an binnen vier Jahren anzubringen und ohne Suspensiv-

effekt.

Nach A. 18 der WSchA. hatte die Bundesversammlung, wenn
die innere Ruhe und Sicherheit des Bundes auf irgend eine Weise

bedroht oder gestört war, über die Erhaltung und Wiederherstellung

Rath zu pflegen und die geeigneten Beschlüsse zu bewirken. Wenn
Thätlichkeiten zwischen Bundesgliedern zu besorgen oder schon

wirklich ausgeübt waren, so hatte die Bundesversammlung vorläufige

Massregeln zu treffen und der Selbsthülfe Einhalt zu thun, auch

hatte sie vor allem für Aufrechterhaltung des Besitzstandes zu sorgen.

Nach A. 20 der WSchA. hatte sie ein Verfahren in possessorio sum-

marissimo, wenn der jüngste Besitzstand streitig war, indem zur

summarischen Entscheidung der oberste Gerichtshof eines unbe-

tlieiligten Bundesgliedes herbeigezogen werden sollte.

Die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung in den einzelnen

Bundesstaaten stand regelmässig deren Regierungen zu
;
nur aus-

nahmsweise erfolgte ein Einschreiten des Bundes im Falle der Wi-
dersetzlichkeit der Unterthanen gegen die Obrigkeit

,
eines offenen

Aufruhrs oder gefährlicher Bewegungen in mehreren Bundesstaa-

ten, jedoch regelmässig nur aufAnrufen der gefährdeten Regierung

;

ein Einschreiten aus eigner Initiative fand nur statt, wenn die be-

treffende Regierung notorisch ausser Stande w ar, den Aufruhr durch

eigene Kräfte zu unterdrücken
,
zugleich aber verhindert war

,
die

Hülfe des Bundes selbst zu begehren.

War durch diese Bestimmungen der WSchA. A. 26, 27 und 28

für die Sicherheit der Regierungen hinreichend gesorgt, so fehlte es

den Unterthanen in der Bundesverfassung an jedem Rechtsschutze

gegen die Willkür der Regierungen
,

welchen ihnen einst die

Reichsgerichte wenigstens grundsätzlich gewährt hatten. Dagegen

suchte man die Unterthanen, nach einer andern Richtung hin, einiger-

massen für den ihnen entgehenden reichsgerichtlichen Schutz zu ent-

schädigen. Deshalb wurde durch A. 12 der Bundesakte die Rechts-
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pflege mit drei Instanzen als ein bundesmässiger Grundsatz für alle

Bundesstaaten festgestellt; es wurde allen Staaten, in welchen noch

keine drittelnstanz bestand, die Einrichtung einer solchen zur Pflicht

gemacht. Auch sollte der Bund nach A. 29 der WSchA die Unter-

thanen gegen Verweigerung und Verzögerung der Rechtspflege

schützen, wie dies einst die Reichsgerichte gethan. Die Bundes-

versammlung sollte ebenso befugt, als verpflichtet sein, begründete

Beschwerden über gehemmte oder verweigerte Rechtspflege anzu-

nehmen. und nöthigen Falls die versagte gerichtliche Hülfe zu be-

wirken. Dagegen durfte der Bund niemals in das Processverfaliren

und die Entscheidungen der Gerichte selbst eingreifen, da er durch-

aus keine höhere gerichtliche Instanz, wie die ehemaligen Reichs-

gerichte, war.

Die Bundesversammlung hatte das Recht und die Pflicht
,
für

die Vollziehung der Bundesakte und übrigen Grundgesetze des

Bundes, der in Gemässheit ihrer Kompetenz von ihr gefassten Be-

schlüsse, der durch Austräge gefällten schiedsrichterlichen Erkennt-

nisse, der unter die Gewährleistung des Bundes gestellten kompro-

missarischen Entscheidungen und der am Bundestage vermittelten

Vergleiche, sowie für die Aufrechterhaltung der von dem Bunde

übernommenen Garantien zu sorgen
,
auch zu diesem Ende, nach

Erschöpfung aller andern bundesverfassungsmässigen Mittel, die

erforderlichen Exekutionsmassregeln in Anwendung zu bringen.

Die WSchA A. 31—34 enthielt bereits die Grundbestimmungen über

die Exekution, die definitive Exekutionsordnung ist vom 3. August

1820 (G. v. Meyer, Th. II S. 113).

§ 49.

Die Kriegsverfassung des Bundes h

Der deutsche Bund hatte
,

als völkerrechtliche Persönlichkeit,

unzweifelhaft das jus belli ac pacis. Das Heerwesen des Bundes
wurde besonders durch folgende Bundesbeschlüsse geregelt : a. durch

den Bundesheschluss vom 9. April 1821, sog. Entwurf der Kriegs-

verfassung des deutschen Bundes in 24 Artikeln (G. v. Meyer
Th. II S. 133) ;

b. durch die sog. Grundzüge der Kriegsverfassung

des deutschen Bundes
,
bestehend in zehn Abschnitten, wovon die

fünf ersten am 12. April 1821, die fünf letzten am 21. Juni 1822

angenommen wurden (v. Meyer IIS. 136); c. durch den Bun-

1 Klü b er ,-Oeff. Recht §
196—211. H. A. Zachariä, B. II. § 288 S. 808.

H. Zöpfl, Grundsätze Th. II. § 493 ff.
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desbeschluss vom 4. Januar 1855, welcher an die Stelle der fünf

ersten Abschnitte der »Grundzüge der Kriegsverfassung« neue Be-

stimmungen unter [der Bezeichnung »Nähere Bestimmungen
der Kriegs Verfassung des deutschen Bundes« setzte.

(G. v. Meyer II S. 622).

Der Deutsche Bund hatte
,
wie das ehemalige deutsche Reich,

kein in Friedenszeiten ständiges Bundesheer. Das Bundesheer war

aus den Kontingenten aller Bundesstaaten zusammengesetzt, welche

nach der jedesmaligen Matrikel gestellt wurden. Es bestand aus 10

Armeecorps, von diesen stellte Oesterreich drei, Preussen drei, Bayern

eines . Zu diesen sieben ungemischten kamen drei gemischte,
nemlich das achte: Württemberg, Baden, Grossherzogthum Hessen,

das neunte: Königreich Sachsen, Kurhessen, Luxemburg und Nas-

sau, das zehnte : Hannover
,
Braunschweig, Oldenburg, Mecklen-

burg. die Hansestädte. Die Kontingente der übrigen kleinen Staaten

bildeten seitdem 9.December 1830 dieReserve-Infanterie-Division.

Das aufgestellte Kriegsheer des Bundes war ein Heer und wurde

von einem Oberfeldherrn befehligt, welchen der Bund erwählte,

wenn die Aufstellung des Kriegsheeres beschlossen war. Die Bundes-

versammlung war seine einzige Vorgesetzte Behörde, er wurde von ihr

in Eid und Pflicht genommen, war ihr verantwortlich und konnte von

ihr vor ein Kriegsgericht gestellt werden. Neben ihm stand als Stell-

vertreter der ebenfalls von der Bundesversammlung erwählte Ge-
nerallieutenant des Bundes. Ueber die Stärke des Bundeshee-

res, das Verhältniss der Waffengattungen zu einander, die Einthei-

lung des Bundesheeres, die Bereithaltung im Frieden (Präsenzstärke),

die Mobilmachung, die Bildung des Hauptquartiers, die Verpflegung,

die Gerichtsbarkeit bestanden genaue bundesrechtliche Vorschrif-

ten. Schon am 20. November 1815 wurden Mainz, Luxemburg
und Landau dem Bunde zum ZwTecke der Befestigung überlassen.

Diese Bundesfestungen waren Eigenthum des Bundes, jedoch un-

beschadet der Gebietshoheit der betreffenden Landesherrn; dazu

traten später (kraft Bundesbeschlusses vom 26. März 1841) noch

ZAvei neue Bundesfestungen : Lim und Rastatt. Ueber die Besatzungs-

verhältnisse dieser Bundesfestungen, sowie über die Ernennung der

Gouverneure und Commandanten gab es genaue bundesgesetzliche

Vorschriften. Zu den laufenden rein militärischen Geschäften be-

diente sich die Bundesversammlung der sog. Bundesmilitärkom-
mission, als eines technischen Beistandes, welche durch Bundesbe-

schluss vom 15. März 1819 angeordnet war v. Meyer II S. 78) . Un-
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zweifelhaft hatte das Wehrsystem Deutschlands unter dem Bundebe-

deutsame Fortschritte gemacht und viele Schäden der verkommenen

Reichskriegsverfassung glücklich überwunden. Aber diese tech-

nische Vervollkommnung der Kriegsverfassung hatte wenig Werth,

weil sie nicht getragen wurde von einer einheitlichen Leitung

der auswärtigen Angelegenheiten und einer einheitlichen Kriegs-

herrlichkeit. In der scheinbar einheitlichen Heeresverfassung des

Rundes waren alle centrifugalen politischen Kräfte latent, welche

zum Bürgerkriege und zur Auflösung des Bundes führten, als

sich seine Heeresverfassung zum ersten Male praktisch bewähren

sollte.

§ 50 .

Geschichte des deutschen Bundes von 1815—1848

Fast anderthalb Jahre bestand der deutsche Bund ohne verfas-

sungsmässiges Organ. Erst am 5. November 1816 wurde die Bun-

desversammlung feierlich eröffnet. In der charakteristischen Er-

öffnungsrede des Präsidialgesandten (v. Meyer IIS. 26), sowie

in den ersten Verhandlungen und Arbeiten des Bundestages zeigten

sich offenbar Spuren patriotischer Gesinnung und redlicher Absicht,

so namentlich im Erlass der provisorischen Kompetenzbestimmung

vom 12. Juli 1817, in den Garantien, welche mehreren neuen kon-

stitutionellen Verfassungen gewährt wurden, in der kräftigen Er-

klärung gegen das Willkürregiment in Kurhessen vom 23. Juni

1817 u. s. w. Bald aber trat ein Verhängnissvoller Umschwung ein.

Der hohe Aufschwung der Freiheitskriege schlug vielfach in eine

unklare Gährung der Gemiither um. Besonders in der Jugend

1 Kaltenborn, Geschichte der deutschen Bundesverhältnisse, B. I.

S. 328—528. L. Fr. Ilse, Geschichte der deutschen Bundesversammlung, be-

sonders ihres Verhältnisses zu den deutschen Nationalinteressen. Marb. 1861.

3 Bde. Nauwerk, Die Thätigkeit der deutschen Bundesversammlung. 4. Heft.

Berlin 1845— 46. H. v. Gagern, Mein Antheil an der Politik. B. III., mit

dem besondern Titel »Der Bundestag« 1816—1818. Stuttg. 1830. P.A. Pfizer,
Entwickelung des öffentlichen Rechtes in Deutschland durch die Verfassung des

Bundes. Stuttg. 1835. Auch v. Wangenheim, Das Dreikönigs-Bündniss

vom 26. Mai 1849, Stuttg. 1851, giebt viele Beiträge aus der Zeit vor 1848. Die

Urkunden über die Bundesthätigkeit, namentlich die Bundesbeschlüsse, finden

sich am besten zusammengestellt bei G. v. Meyer, Corpus juris confoed. Ger-

manicae. 3. Auf!., ergänzt und fortgesetzt bis auf die neueste Zeit von H. Z ö p f 1,

besonders in Betracht kommt hier der II. Theil. A. Miruss, Diplomatisches

Archiv der deutschen Bundesstaaten, 3 Theile. Leipzig 1846—48. Von Werthe
sind die »Wichtigen Urkunden für den Rechtszustand der deutschen Nation« mit

eigenhändigen Anmerkungen von J. L. Klüber, aus dessen Papieren mitge-

theilt und erläutert von K. Welcker, 2. Aufl. Mannheim 1845.
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machte sich eine patriotische Begeisterung geltend, welche vielfach

unpraktische Ideale verfolgte, ja hier und da zu schweren Verirrun-

gen Einzelner führte. Statt diese in ihrem Grunde edle Stimmung

zu klären und auf praktisch nationale Ziele zu lenken, griffen die

Regierungen zu polizeilichen Unterdrückungsmassregeln jeder Art

und Hessen die ganze Nation, besonders die gebildeten Klassen,

schwer büssen für das. was Einzelne verbrochen hatten. Die

eigentliche Seele dieser unproduktiven, polizeilich unterdrückenden

Richtung war Fürst Metternich. Wie er die europäischen Kon-
gresse benutzte

,
um alle ihm unbequemen, liberalen Bestrebungen

in Europa im Keime zu ersticken, so suchte er auch dem deutschen

Bunde den Geist seiner argwöhnischen Reaktionspolitik aufzuprä-

gen
,

ihn zu einem Bunde der Regierungen gegen die Völker zu

stempeln. In diesem Sinne rief er die geheimen Karlsbader
Konferenzen zusammen, welche vom 6. August bis zum 31.

August 1819 tagten 1
. Hauptgegenstände ihrer Beschlüsse waren

:

Aufhebung der bundesmässig zugesicherten Pressfreiheit und allge-

meine Einführung der Censur, Massregeln wider die Universitäten,

Anordnung einer Centraluntersuchungskommission zu Mainz für

Untersuchung sog. demagogischer Umtriebe und revolutionärer Ver-

bindungen 2
,
Vereinbarung über Sinn und Auslegung des 13. Artikels

der Bundesakte betreffend die landständischen Verfassungen. Errich-

tung einer provisorischen Exekutionsordnung für Vollziehung der

Karlsbader Beschlüsse durch die Bundesversammlung. Die zu Karls-

bad gefassten Beschlüsse wurden in einer Sitzung der Bundesver-

sammlung vom 20. September 1819, dem Wortlaute nach zwar nur

als provisorische Massregeln, der Thatsache nach aber als bleibende

Gesetze angenommen und publicirt. Im Anschlüsse an die Karls-

bader Zusammenkunft fanden vom 25. November 1819 bis zum
24. Mai 1820 zu Wien Konferenzen von Ministern aller deutschen

Staaten statt. Hier wurde das oben erwähnte zweite Grundgesetz

1 Die Veröffentlichung der geheimen Protokolle des Karlsbader Kongresses
von 1819 nebst Beilagen verdanken wir K. Th. Welker in seinen oben ange-
führten Urkunden. Wichtig für die Geschichte der Karlsbader Konferenzen

:

Schaumann, Der Kongress zu Karlsbad, ein Beitrag zur Geschichte der Ent-
wickelung der deutschen Gesammtverfassung (in Räumer s hist. Taschenbuch
1850, S. 193—268.). Gervinus, Geschichte des XIX. Jahrhunderts B. II.

S. 634. Neue interessante Aufschlüsse gewährt Aegidi’

s

Aufsatz: «Aus dem
Jahre 1819. Beitrag zur deutschen Geschichte«. 1861. 2. Aufl.

2 L. Fr. Ilse, Geschichte der politischen Untersuchungen, welche durch
die Centraluntersuchungskommission und die Bundescentralbehörde zu Frank-
furt in den Jahren 1819—1827 und 1833—1842 geführt sind. Frankf. a.M. 1866.
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des deutschen Bundes, die sog. WSchA. vom 15. Mai 1820 ausge-

arbeitet, welches die Grundzüge der Bundesakte allerdings weiter

ausführte, doch nicht im Sinne
5
eines nationalen Aushaues der deut-

schen Gesammtverfassung, sondern|kleinlich im Geiste der Karls-

bader Beschlüsse 1
.

Seit dem Jahre 1819 bewegte sich die Thätigkeit der Bundesver-

sammlung fast ununterbrochen in den Bahnen der Karlsbader Kon-
ferenzen. Durch einen Beschluss vom 1. Juli 1824 (v. Meyer II

S. 151) beschränkte sie die Veröffentlichung ihrer Protokolle der-

massen, »dass der heimliche Bundestag den Deutschen ein Gegen-

stand erst der Scheu, dann kalter Anwiderung wurde«. Die im Ge-
folge der Julirevolution ausgebrochenen Bewegungen veranlassten

abermals umfassende Repressivmassregeln. Am 28 . Juli 1832 wurden

neue, ausserordentliche Massregeln »zur Erhaltung der gesetzlichen

Ruhe und Ordnung im deutschen Bunde « beschlossen
,
welche be-

sonders gegen die Landstände und ihre vermeintlichen Uebergriffe,

gegen den Missbrauch der freien Meinungsäusserung in den Kam-
mern, gegen die Presse, die Volksversammlungen, die Universitäten,

gegen alle politischen Vereine und Verbindungen gerichtet waren

(v. Meyer B. II S. 240 ff.). Durch Bundesbeschluss vom 5. Juli

1832 wurde die badische Regierung genöthigt, das am 1. März 1832

publicirte, verfassungsmässig zu Stande gekommene Pressgesetz auf-

zuheben und zwar sollte das binnen vierzehn Tagen geschehen

v. Meyer B. II S. 239).

Aber die schlimmsten Auswüchse dieser volksfeindlichen Po-

litik hüllten sich in das Dunkel des Geheimnisses. Abermals be-

rief Fürst Metternich die Bevollmächtigten sämmtlicher deutschen

Bundesstaaten nach Wien zu einem neuen Ministerkongresse zu-

sammen
,

dessen Resultat jetzt in dem Schlussprotokolle vom
12. Juli 1834 vorliegt 2

. Diese geheimen Wiener Beschlüsse von 1834

in 60 Artikeln überboten selbst die Karlsbader durch die Willkür,

womit sie den ganzen Rechtszustand der deutschen Nation dem Belie-

ben der Kabinette preisgaben. In geheimen Ministerialverordnungen

wurden hier die tiefgreifendsten Sätze angenommen
,
durch welche

das Steuerbewilligungsrecht der Landstände
,

ihre Theilnahme an

der Gesetzgebung und der Feststellung des Budgets in hohem

1 K. L. Aegidi. Die Schlussakte der Wiener Ministerialkonferenzen.

Erste Abtheilung. Berlin 1860.
2 Veröffentlicht von Welcker. In den wichtigen Urkunden nebst einer

staatsrechtlichen und politischen Würdigung dieser Beschlüsse S. 348—426.
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Grade gefährdet war. Ausserdem wurden gegen die Presse, beson-

ders gegen das Z eitungswesen, gegen die Oeffentlichkeit der Ge-

richts- und Kammerverhandlungen wohlgezielte Schläge geführt.

Nicht alle Festsetzungen dieser Wiener Ministerialkonferenzen

wurden zu Bundesbeschlüssen erhoben, aber sämmtliche Regierun-

gen machten sich anheischig
,

» sich durch diese Artikel
,

als das

Resultat dieser Vereinbarung zwischen Bundesgliedern, ebenso für

gebunden zu erachten, als wenn dieselben zu förmlichen Bundes-

beschlüssen erhoben worden wären*.

Fast hoch mehr als durch diese unterdrückende Polizeitliätigkeit

entfremdete sich der Bund die öffentliche Meinung durch seine

Unthätigkeit, wo es galt, die Interessen der Nation nach aussen
und innen mit kräftiger Hand zu vertreten. Für Handel, Ver-

kehr, Schifffahrt und andere gemeinnützige Anordnungen geschah,

trotz A. 19 der Bundesakte, von Bundeswegen nichts. Die grosse

nationale That des deutschen Zollvereins ging nicht vom Bunde

aus. In Luxemburg verstand er nicht einmal die Integrität

seines Gebietes zu vertheidigen und musste sich schliesslich mit

einer rein nominellen Entschädigung durch Limburg begnügen.

Den letzten Rest von Vertrauen verscherzte der Bund durch sein

Benehmen in der Verfassungsangelegenheit von Hannover 1
,
wo

König Ernst August, völlig einseitig und mit Umgehung aller

Rechtsformen, durch einfache Ordonnanz vom 1. November 1837

die ganze, in anerkannter Wirksamkeit bestehende, von seinem

VorgängerWilhelm IV. gegebene Verfassung über den Haufen warf.

Selbst gegen diesen offenbaren Rechtsbruch, welchen die deutsche

Rechtswissenschaft und das gesammte Bewusstsein desdeutsclienVol-

kes verurtheilte, versagte der Bund dem hannoverschen Volke durch

seine Inkompetenzerklärung vom 5. September 1839 seine Hülfe, »da

bei der obwaltenden Sachlage eine bundesgesetzlich begründete

Veranlassung zur Einwirkung in diese innere Angelegenheit nicht

bestehe«. Der Aufschwung des deutschen Nationalgefühles im

1 Hauptquelle für diese hannoversche Verfassungsfrage ist: Hannoversches
Portfolio, Sammlung von Aktenstücken zur Geschichte des hannoverschen Ver-

fassungskampfes, 3 Bde. Stuttg. 1839. Die Protokolle der Sitzungen der Bun-
desversammlung von 1838 und 1839 in der hannoverschen Sache giebt v. Wan-
genheim, Dreikönigsbündniss S. 257—443. Ueber die Rechtsfrage vergl.

bes. die ausführlichen Gutachten der Juristenfakultäten zu Heidelberg, Jena

und Tübingen, herausgegeben von Dahlmann

,

und die hannoverschen Ver-

fassungsfragen von Rey scher, Zeitschr. für deutsches Recht. B. II. 1. Heft.

S. 176.
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Jahre 1840 hei dem drohenden Bruche mit Frankreich
,
die allmä-

lige Entwicklung einer volkstümlichen Verfassung und Politik in

Preussen, endlich selbst die persönlichen Bemühungen KönigFried-
rich Wilhelm’s IV. für eine organische und nationale Neubelebung
des Bundes hatten bis zum Jahre 1848 keinen Erfolg 1

. Die preussische

Denkschrift vom 20. November 1847 konnte daher mit Recht sagen :

»Auf die Frage : Was hat der deutsche Bund seit den 32 Jahren

seines Bestehens, während eines fast beispiellosen Friedens, gethan

für Deutschlands KräftigungundFörderung? ist keine Antwort mög-
lich«. Aber erst das Jahr 184 8 ging ins Gericht mit den schweren

Sünden, welche diese durch und durch verrottete Institution am
deutschen Volke, im Laufe eines Menschenalters, durch Thaten und

noch mehr durch Unterlassungen begangen hatte.

II. Die deutschen Einzelstaaten von 1815— 1848.

§ 51 .

Allgemeiner Charakter der Verfassungsentwickelung in Deutsch-

land.

Durch den Reichsdeputationshauptschluss vom 25. Februar 1803

und durch die Rheinbundsakte vom 12. Juli 1806 war die Zahl der

deutschen Territorien sehr zusammengeschmolzen. Deutschlands

Länderbestand war einfacher und übersichtlicher geworden. Von
einer organischen Gliederung der Staaten, nach stammlicher und

historischer Zusammengehörigkeit
,
war indessen keine Rede. Na-

poleonische Willkür und fürstliche Vergrösserungssucht waren die

einzigen bestimmenden Momente für die Neugestaltung der Rhein-

bundsstaaten gewesen. Auch auf dem Wiener Kongresse waren es

lediglich dynastische Rücksichten, besonders die Gunst oder Un-

gunst der Grossmächte, wodurch die Neuvertlieilung Deutschlands

bewirkt wurde. Auf den Bestimmungen der Wiener Kongressakte

und deren weitern speciellen Ausführungen, besonders dem Frank-
furter Territorialrecess vom 20. Juli 1819 in 50 Artikeln

1 Ueber diese Bemühungen ist zu vergl. J. v. Radowitz. Deutschland

und Friedrich Wilhelm IV. 3. Aufl. 1848. Dort findet sich auch die oben er-

wähnte officielle Denkschr. vom 20. November 1847. S. 38—56.
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(y. Meyer I S.343— 353) beruhte der Länderbestand der deutschen

Einzelstaaten, welche den deutschen Bund ausmachten. In dieser

Vereinigung grösserer, mittlerer und kleinerer Staaten entrollt sich vor

uns ein Bild der verschiedenartigsten Verfassungsentwickelung. In

Ermangelung bundesrechtlicher, allgemein verbindlicherBestimmun-

gen blieb die Verfassungsentwickelung der deutschen Staaten we-

sentlich dem Belieben der Einzelregierungen überlassen.

In dieser bunten Mannigfaltigkeit staatlicher Entwickelung kann

man besonders in den Jahren 1815—30 zwei entgegengesetzte Staa-

tengruppen unterscheiden. Abgesehen von den beiden Gross-
mächten, Oesterreich und Preussen, welche trotz ihrer Bundeszu-

gehörigkeit die Bedingungen ihres Daseins wesentlich in sich selbst

trugen
,
scheidet sich die Gruppe der norddeutschen Staaten

scharf ab vom Süden Deutschlands. Im Norden herrschte in

dieser Periode ^Unbeweglichkeit, Festhalten am Alten, Hinneigung

zu einer aristokratisch-absolutistischen Staatsordnung, im Süden

dagegen Bewegung, Fortschritt und durchgreifende Neuerung.

In Hannover, Oldenburg, Braunschweig und Hessen-Kassel

waren die fürstlichen Häuser von der Fremdherrschaft vertrieben

gewesen. In diesen Ländern fand daher eine Restauration statt

mit aller Vorliebe für das Alte, selbst wo es ungesund und überlebt

war, mit allem Hasse gegen das Neue, selbst wo es unstreitig das

Bessere war, ein bekannter Grundzug in der Politik restaurirter

Dynastien. In Hannover und Hessen wurden nach Beseitigung aller

französischen Einrichtungen
,

Steuerprivilegien
,

Adelsvorrechte,

Zunftstatuten
,

die ganze krause Mannigfaltigkeit der provinciellen

Rechte und Gesetzgebungen wiederhergestellt. Die in Hannover

durch das Patent vom 7. December 1819 ins Leben gerufene allge-

meine Ständeversammlung ruhte ganz auf den veralteten altständi-

schen Grundlagen, befestigt durch eine starre Adelsoligarchie. In

Kurhessen wurde der Verfassungsentwurf vom 16. Februar 1816

von den Ständen zurückgewiesen und kam gar nichts zu Stande 1
.

Aber auch in den norddeutschen Staaten
,
wo die Dynastien nicht

verdrängt waren, machte sich das Stabilitätsprinzip in vollster Schroff-

heit geltend, so besonders in Mecklenburg und Sachsen.
In den beiden Mecklenburgs war man, trotz der weltumgestaltenden

Ereignisse der französischen Revolution, keinen Augenblick aus den

1 Pfeiffer, Geschichte der landständischen Verfassung in Kurhessen.
1834. Wippermann. Kurhessen seit den Freiheitskriegen. 1850.
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starren mittelalterigen Zuständen herausgetreten
,
wie sie der Erb-

vergleich vom 18. April 1755 fixirt hatte. Mecklenburgs durch und
durch feudale Staatsordnung fand verwandte Verfassungszustände

in dem industriereichen Königreiche Sachsen, welches unter Fried-

rich August’s 59jähriger Regierung in einem fast beispiellosen Still-

stände verharrt hatte 1
. In beiden Ländern hatte sich die alte stän-

dische Verfassung mit ihrer ganzen Ausschliesslichkeit und Schwer-

fälligkeit, seihst die Rheinhundszeit hindurch, erhalten.

Den Uebergang von dieser norddeutschen zur süddeutschen

Staatengruppe bilden die sächsisch-ernestinischen Län-
der Thüringens, wo in kleinem] Kreise Weimars Grossherzog,

Karl August, als Vorbild auch in politischer und patriotischer

Beziehung dastand

2

) . Unter dem Drucke der Rheinhundszeit
,
wo

andere Fürsten ihre neuerworbene Souveränetät benutzten, um ihre

Landesverfassungen zu beseitigen, legte er 1809 seinen vereinigten

Ständen einen Verfassungsentwurf vor, welcher die weise Mitte hielt

zwischen den altständischen und neurepräsentativen Verfassungen,

dabei aber alle wesentlichen konstitutionellen Rechte und Bürg-

schaften nebst voller Pressfreiheit gewährte. Dieser Entwurf wurde

mit einigen Modifikationen am 5. Mai 1816 zum »Grundgesetze über

die landständische Verfassung des Grossherzogthums« erhoben.

Wohl konnte man mit Recht von der weimarischen Verfassung sagen,

dass sie nur »als eine zeitgemässe Fortbildung des überlieferten Be-

standes zu betrachten sei«. Das von Karl August gegebene Beispiel

wirkte unverkennbar auf die benachbarten sächsich-ernestinischen

Länder ein
,
besonders zeigte das Grundgesetz von Hildburghausen

vom 19. März 1818, das von Meiningen vom 23. August 1829 den

starken Einfluss des weimarischen Vorbildes. Viel tiefgreifender

waren dagegen die Umgestaltungen in Süddeutschland, wo durch

1 Pölitz, Die Geschichte Friedrich August’s, Königs von Sachsen. 2 Bde.

1830. H. Blümner, Land- und Ausschusstagsordnung des Königreichs Sachsen

vom Jahre 1728 und allgemeine Kreistagsordnung vom Jahre 1821. Leipzig 1822.

Noch im sächsischen Staatsrechte von Weisse aus dem Jahre 1821 stellt sich

der ganze veraltete Verfassungszustand als praktisch geltendesRecht dar. Mo hl,

Geschichte und Literatur deT Staatsv. B. II. S. 363.

2 Johann August Droysen, Karl August und die deutsche Politik. Jena

1857. Xaver Wegele, Grossherzog von Sachsen - Weimar, Leipzig 1850.

Schweitzer, Oeffentl. Recht des Grossherz. Sachsen-Weimar S. 29. Der
Verfassungsentwurf war Tedigirt von Prof. Schweitzer, nachm, weimarischem

Staatsminister. Theod. Martin, Das weimarische Verfassungsbüchlein. Wei-

mar 1876.

8H. Schulze Deutsches Staatsrecht.
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den Rheinbund mehrere grössere Staatskörper neugeschaffen waren,

welche der staatlichen Neuordnung dringend bedurften.

§ 52 .

Die konstitutionelle Entwickelung der süddeutschen Staaten-

gruppe.

Nachdem durch den Rheinbund die zahllosen kleinen lebens-

unfähigen Territorien verschwunden waren (§ 40), hatten sich im

Süden Deutschlands vier ansehnliche Mittelstaaten konsolidirt, in

welchen sich, trotz mannigfacher Verschiedenheit im Einzelnen, ein

gemeinsamer Entwickelungsgang geltend machte. Es sind dies die

Königreiche Bayern und Würtemberg und die Grossher-
zogthümer Baden und Hesse n-D armstad t. Hier waren die

Dynastien nicht nur ununterbrochen im Besitze verblieben, sondern

verdankten gerade der Rheinbundszeit und der Gunst des Protektors

ihre Grösse und Machtstellung. Restaurationsgedanken und Hass

gegen das Fremde waren daher weder in den leitenden Kreisen, noch

in der Bevölkerung zu Hause. Durch die rheinbündnerische Staats-

kunst waren hier die alten ständischen Verfassungen völlig beseitigt,

ein Anknüpfen an das Alte überhaupt unmöglich. Es galt hier vor

allem, die militärisch und bureaukratisch vollzogene Einheit im

Volksbewusstsein zu befestigen
,
die angegliederten geistlichen und

weltlichen Gebiete mit den alten Stammlanden zu einer Staatseinheit

zu verschmelzen, die immer noch widerstrebenden Elemente der

Standesherrn und der reichsritterschaftlichen Grundherrn der neuen

Staatsordnung einzufügen und den jüngst erst zusammengeschweiss-

ten Bevölkerungen ein staatliches Gemeingefühl einzuflössen. Dazu
sollten die neuen Konstitutionen dienen, welche nicht, wie die

norddeutschen oder sächsischen Grundgesetze dieser Zeit, sich nur

auf einzelne Bestimmungen über Zusammensetzung und Rechte der

Stände beschränken, sondern den ganzen Bestand des Öffentlichen

Rechtes in Einer Urkunde umfassen, die ganze Staatsordnung kodi-
ficiren wollten h

Die erste Konstitution in diesem umfassenden Sinne erhielt das

Königreich Bayern durch die Verfassungsurkunde vom 26. Mai

1818. Durch dieselbe verbriefte der Staatsgründer Bayerns 2
,
König

1 Gervinus, Geschichte des XIX. Jahrhunderts. B. II. Leipzig 1856.

S. 596 ff.

2 G. Frhr. v. Lerche nfeld, Geschichte Bayerns unter König Maximilian
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Maximilian Joseph I., seinem Volke die wichtigsten konstitutionellen

und staatsbürgerlichen Rechte. Die Verfassung gewährte Gleichheit

aller Staatsbürger vor dem Gesetze, auch in Betreff der Besteuerung

und Militärpflicht, Stände
,
hervorgehend aus allen Klassen der

Staatsbürger, mit dem Rechte des Beirathes, der Zustimmung zu

Gesetzen, der Steuerbewilligung, der Beschwerdeführung gegen die

Minister. An die Verfassungsurkunde schlossen sich zehn Edikte zur

weitern Ausführung ihrer Grundsätze.

Bald auf Bayern folgte der Grossherzog Karl von Baden mit

Verkündigung einer Verfassung am 22. August 1818 welche eben-

falls die wichtigsten Forderungen einer konstitutionellen Staatsord-

nung befriedigte und in ihren Grundsätzen über die Abgeordneten-

wahl, Oeffentlichkeit der Verhandlungen, Verantwortlichkeit der

Minister noch einfacher und klarer war, als die bayerische. Die

bayerische und die badische Verfassung waren einseitig von dem
Landesherrn erlassene Konstitutionen.

Das entgegengesetzte Verfahren rief in Würtemberg die lang-

wierigsten Streitigkeiten zwischen der Krone und den Volksvertre-

tern hervor 2
). König Friedrich I., welcher 1805 die alte Landesver-

fassung einseitig umgestossen hatte, sah sich 1815 durch den Drang

der politischen Ereignisse und die Macht der öffentlichen Meinung

genöthigt
,
an Wiederherstellung verfassungsmässiger Zustände zu

denken, und berief deshalb eine Versammlung von Volksvertretern

aus dem ganzen Königreiche nach gewissen von ihm selbst be-

stimmten Kategorien. Diese Ständeversammlung lehnte aber den

königlichen Entwurf ab und hielt fest an der Auffassung, dass

die 1805 thatsächlich aufgehobene Verfassung noch vollständig

rechtsbeständig sei und dass nur auf diesem Rechtsboden mit der

Krone verhandelt werden könnte
,
eine Auffassung

,
die schon des-

halb einseitig und undurchführbar war, da doch höchstens nur von

einem Rechte Altwürtemb er gs, nicht der neuerworbenen Ge-

hietstheile auf die alte Landesverfassung die Rede sein konnte. Auf

diesem formellen Rechtspunkte verharrte die Versammlung, auch

Joseph I. Mit besonderer Beziehung auf die Entstehung der Verfassungsur-

kunde. Berlin 1854.
1 Friedrich v. Weech, Geschichte der Badischen Verfassung. Nach amt-

lichen Quellen. Karlsruhe 1868, wo zuerst der massgebende Einfluss des treff-

lichen Neben ius auf das Verfassungswerk dargelegt ist.

2 Gervinus a. a. O. B. II. S. 446—485. S. 620. 642. 647. R. Köstlin,
Wilhelm I. und die Entwickelung der würtembergischen Verfassung vor und

unter seiner Regierung. Stuttgart 1839.

8
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den materiell bessern und freisinnigem Propositionen der Krone

gegenüber, bis endlich unter König Wilhelm I., unter dem Drucke

veränderter Zeitverhältnisse, die noch jetzt geltende würtember-
gische Verfassung vom 25. September 18 19 durch end-

liche Vereinbarung festgestellt wurde. Wie sich bereits im vorigen

Jahrhundert die alte ständische Verfassung Würtembergsam meisten

schon der modernen Repräsentativverfassung genähert hatte, so

knüpfte wieder die Verfassung von 1819 die neue konstitutionelle

Ordnung möglichst an die ehrwürdigen Traditionen der aufgehobe-

nen, aber nie in Vergessenheit gerathenen alten Landesverfassung an.

Nach längern Verhandlungen kam auch in dem vierten grossem

Rheinbundsstaate, im Grossherzogthum H e s s e n

,

eine Repräsen-

tativverfassung zu Stande, welche am 17. December 1820 zwar als

eine Gewährung des Fürsten publicirt wurde, in der That aber eben-

falls eine vereinbarte Konstitution war 1
.

Es zeugt von wenig staatsmännischem Verständnisse, wenn
man in diesen süddeutschen Konstitutionen nur »Experimente ab-

strakter naturrechtlicher Theorien und Nachahmungen französischer

Schablonen« erblickt. Von p olitis ehern Standpunkte waren sie

für die Befestigung jener neugeschaffenen Staatskörper eine unbe-

dingte Nothwendigkeit
,
ja sie hatten sogar das allgemeinere Ver-

dienst, in einer Zeit, wo in den norddeutschen Staaten alles stagnirte,

wo Preussen in seinen konstitutionellen Plänen zaghaft zurückblieb,

öffentlichen Geist, staatsbürgerlichen Gemeinsinn und ein gewisses

politisches Verständniss im deutschen Volke gross zu ziehen. Von
staatsrechtlichem Standpunkte aus gebührt ihnen das Lob,

dass sie sich so eng als möglich an die vorhandenen deutschen ge-

schichtlichen Grundlagen anschlossen, wenn auch eine Benutzung

der Charte constitutionelle Ludwig’s XVIII. vom 4. Juni 1814 in

Plan und Anordnung nicht zu verkennen ist. In allen ist das mon-
archische Princip vollständig gewahrt, indem die grundsätzliche

Vereinigung der gesammten Staatsgewalt im Staatsoberhaupt aus-

drücklich anerkannt ist durch den fast gleichlautenden Satz : »der

König (Grossherzog) vereinigt in sich alle Rechte der Staatsgewalt

und übt sie unter den in dieser Verfassungsurkunde festgesetzten

1 K. E. Weiss, System des Verfassungsrechtes des Grossherzogthums
Hessen. S. 57 ff. F. J. Floret, Historisch-kritische Darstellung der Ver-
handlungen der Ständeversammlung des Grossherzogthums Hessen in den Jahren
1820—21. Giessen 1822.
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Bestimmungen aus«. Nirgends findet sich eine Spur von den prak-

tischen oder theoretischen Folgerungen der Volkssouveränetät. In

allen vier Verfassungsurkunden wird den in Süddeutschland beson-

ders zu berücksichtigenden aristokratischen, Standes- und grund-

herrlichen Elementen durch das Zweikammersystem in ausgiebiger

Weise Rechnung getragen. Den Volksvertretungen ist in den wich-

tigsten Staatsangelegenheiten eine entscheidende Stimme einge-

räumt und die Grundrechte der Bürger sind, wenn auch nur in den

Hauptpunkten, festgestellt. Jedenfalls liegt in diesen Verfassungen

ein durchaus gesunder Fortschritt unserer staatsrechtlichen Ent-

wickelung. Ihre Lebenskraft haben sie dadurch bewiesen, dass sie

trotz aller Stürme bis auf den heutigen Tag unverändert in Kraft

geblieben sind. Dass sie vielleicht hier und da weniger Frucht ge-

tragen haben
,

als man von ihnen erwartete
,
lag weniger in ihnen

selbst, als in der Mangelhaftigkeit der damaligen deutschen Ge-

sammtzustände und dem bleiernen Drucke einer verfassungsfeind-

lichen Reaktion, welche, unter Metternich’s allbeherrschendem Ein-

flüsse, von Bundeswegen geübt wurde. Eine gesunde Entwickelung

der Einzelstaaten ist überhaupt in Deutschland nur möglich unter

der Aegide einer Gesammtverfassung
,
welche Volks- und Fürsten-

recht mit gleicher Wage wägt und mit gleich kräftiger Hand gegen

jede Verletzung schützt.

§ 53 .

Eintritt der norddeutschen Mittelstaaten in die konstitutionelle

Staatsordnung.

Unter dem Einflüsse der Karlsbader Konferenzen und der Wie-

ner Schlussakte gerieth seit den zwanziger Jahren die Verfassungs-

entwickelung der einzelnen deutschen Staaten in einen völligen

Stillstand, welcher bis zum Ausbruche der französischen Juli-

Revolution im Jahre 1830 dauerte. Diese gab dem öffentlichen

Leben in Deutschland einen neuen Anstoss, wenn auch die Schwin-

gungen dieser grossen Bewegung auf die verschiedenen Staaten sehr

verschieden einwirkten. Kaum merklich war ihr Einfluss auf die

beiden ö s tli chen Grossmächte mit ihrer machtvollen Regie-

rungsgewalt. Ebensowenig übte sie einen umgestaltenden Einfluss

auf diejenigen Staaten, wo bereits die wesentlichen Anforderungen

der konstitutionellen Staatsordnung durch eine Verfassungsurkunde

verwirklicht waren. Tief eingreifend wirkte diese ganz Europa durch-

zuckende Bewegung nur auf diejenigen mittlern und kleinern Staa-
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ten, welche seit 1815 in ihrer Verfassungsentwickelung weit hinter

der Zeit, in erstorbenen mittelalterigen Zuständen zurückgeblieben

waren. Aber das Ereigniss der Julirevolution war nur der äussere

Anstoss, nicht das leitende Prinzip dieser staatlichen Umgestaltun-

gen. Nirgends wurden in die Verfassungen der dreissiger Jahre

die in vielen ausländischen Charten an der Spitze stehenden ab-

strakten Grundsätze von der Theilung der Gewalten, der Volkssou-

veränetät aufgenommen; vielmehr wurde auch in diesen Verfassun-

gen das monarchische Prinzip gewahrt, die noch lebendigen aristo-

kratischen und ständischen Verhältnisse berücksichtigt und an die

vorhandenen historischen Bestände in ächt deutscher Weise ange-

knüpft.

In Kurhessen hatte die kopflose Restaurationspolitik ihren

Höhepunkt erreicht. Trotz der in dem Staats- und Hausgesetze

vom 4. März 1817 festgestellten Bestimmung einer ständischen Ver-

tretung war auch unter dem Kurfürsten Wilhelm II. kein Landtag

einberufen, vielmehr die Staatsgewalt im Geiste absoluter Willkür

weiter gehandhabt worden. Als aber die Stürme von 1830 herein-

brachen, bewilligte der Kurfürst am 13. September die Berufung der

Landstände, die in Verbindung mit Abgeordneten der neuerworbe-

nen Gebietstheile im Oktober 1830 zusammentraten. Diesen wurde

von Seiten der Regierung ein Verfassungsentwurf vorgelegt, wel-

cher nach mehreren Modifikationen genehmigt und am 5. Januar
183 1 als Verfassungsurkunde feierlich verkündigt wurde 1

). Für

eine erste Kammer war in dem kleinen Lande kein Material vorhan-

den, aber den vorhandenen aristokratischen Elementen wurde in der

Ständeversammlung ein bedeutendes Gewicht eingeräumt. Grund-
gesetzliche Feststellung der Prärogative des Fürsten, wie der bürger-

lichen und politischen Rechte der Unterthanen, Theilnahme der

Volksvertretung an der Gesetzgebung und der Regulirung des

Staatshaushaltes
,

Steuerbewilligungsrecht
,

volle Unabhängigkeit

der Rechtspflege, Mitwirkung verantwortlicher Minister bei der Aus-

übung der Regierungsrechte sind die Grundzüge dieser Verfassung,

welche durch die möglichst folgerichtige Durchführung des Rechts-

1 Ueber die Entstehungsgeschichte der hessischen Verfassung vergl.

Wippermann, Kurhessen seit den Freiheitskriegen S. 204—266. Der den
Ständen vorgelegte Verfassungsentwurf rührt von dem Generalsecretär des Mi-
nisteriums, E g g e n a

,
her

;
von ständischer Seite hatte der Marburger Staats-

rechtslehrer Prof. J ordan den grössten Einfluss auf die Feststellung der Ver-
fassung.
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Staates für immer einen Markstein in unsrer deutschen Verfas-

sungsentwickelung bilden wird.

Auch im Königreiche Sachsen wurden in dieser Zeit die ge-

rechten Anforderungen der überwiegenden Mehrzahl der Staatsbür-

ger laut, welche nach der veralteten ständischen Ordnung von jedem

Einflüsse auf die öffentlichen Angelegenheiten ausgeschlossen waren.

Diese Einsicht machte sich selbst in den privilegirten Ständen gel-

tend. So wurde nach reiflichen Berathungen mit den noch einmal

versammelten alten Landständen der Entwurf einer Verfassung auf

konstitutioneller Grundlage angenommen und am 4. September

1831 als Landesgesetz verkündigt. Durch diese Verfassung kam
in das Staatsleben Sachsens ein vollständiger Umschwung. Die hin-

ter andern Ländern vielfach zurückgebliebene Gesetzgebung ent-

wickelte, besonders unter Lin denau’s Ministerium, eine vorher nie

gesehene Thätigkeit für Beseitigung eingenisteter Missbräuche und
Anbahnung eines besonnenen staatlichen Fortschrittes auf allen

Gebieten L

Auch im Königreiche Hannover war es bis auf diese Zeit

bei den ängstlich konservirten alten Zuständen geblieben. Acht

ProvincialständeVersammlungen tagten neben dem allgemeinen

Landtage. In diesem unförmlichen Körper hatte der nicht einmal

stark begüterte Adel die Oberhand, welcher auch in Abwesenheit

des »unsichtbaren Königs« alle höheren Staatsämter thatsächlich zum
Monopol gemacht hatte und so den Staat oligarchisch beherrschte

und ausbeutete. Solche Zustände riefen endlich sogar in diesem

konservativen niedersächsischen Stamme eine gährende Unzufrie-

denheit wach. Bedenkliche weitverbreitete Symptome dieser Stim-

mung gaben auch hier den äussem Anstoss zu einer staatlichen Neu-

gestaltung. Unter behutsamer Schonung aller bestehenden Verhält-

nisse und Interessen kam die massvolle Reform des Staats 1-

grundgesetzes vom 22. September 1833 unter Dahlmann’s
massgebendem Einflüsse 2 zu Stande

,
welches zwar dem abstrakten

Liberalismus wenig genügte, aber das hohe Verdienst hatte, Hannover

aus den verworrenen Zuständen einer provincieilen Adelsoligarchie

1 Friedrich B ü 1 a u
,
Darstellung der Verfassung und Verwaltung des König-

reichs Sachsen. Leipzig 1833. S. 31 ff.

2 Ueber Dahlmann’s Einfluss auf die Errichtung des Staatsgrundge-

setzes vergl. H. v. Treitschke in seinen historischen und politischen Auf-

sätzen, vornemlich zur neuesten deutschen Staatsgeschichte. Leipzig 1865.

S. 384 ff. A. Springer, Dahlmann. Leipz. 1870. Th. I. S. 304—359.
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zuerst in eine wirkliche Staatsordnung überzuleiten. Erst jetzt war

die Staatseinheit gegründet
,
denn die Provincialstände waren jetzt

dem allgemeinen Landtage untergeordnet. Durch die Kassenver-

einigung wurde zuerst ein einheitlicher Staatshaushalt möglich. Der

bis dahin eximirte Rittergutsbesitzer wurde nun zum mitverpflich-

teten Gemeindemitgliede. Zugleich gewährte die gesetzlich erleich-

terte Ablösung der bäuerlichen Lasten die Aussicht, dass allmälig

in dem befreiten Bauernstände ein neues selbständiges politisches

Element heranwachsen werde
,
eine Erwartung, die gerade in Han-

nover in der Zukunft sich glänzend erfüllen sollte.

Neben diesen wichtigen Grundgesetzen der drei grossem nord-

deutschen Staaten sind aus dieser Periode noch zu erwähnen : das

umfassende sachs en-altenbur gische Gesetz vom 2 9. April

18 3 1 und die neue Landschafts Ordnung für das Herzog-
thum Braunschweig vom 12. Oktober 1 8 32. Damit war

das ganze ausserpreussische Norddeutschland, mit Ausnahme der

beiden Grossherzogthümer Mecklenburg und der mit Dänemark ver-

einigten Herzogthümer Holstein und Lauenburg, in die konstitu-

tionelle Staatsordnung eingetreten.

§ 54 .

Die beiden Grossmäehte von 1815— 1848 L

Hatte somit die konstitutionelle Entwickelung erst den Süden,

dann den Nordwesten Deutschlands in ihr Bereich gezogen, so

musste dieselbe, in dieser ganzen Periode noch an den Grenzen der

beiden Grossmächte Halt machen. Vor allen repräsentirte Oester-
reich das Princip des unbedingten Stillstandes. Wo noch Schatten-

bilder alter ständischer Vertretungen vorhanden waren, liess man sie

fortbestehen, wo Landstände neu errichtet wurden, hielt man sie

in derselben machtlosen Scheinexistenz
;
sie mussten sich damit be-

gnügen, die von der Provinz zu entrichtenden Steuern zu repartiren

und einzuheben und andere unbedeutende Verwaltungsgeschäfte vor-

1 A. Springer, Geschichte Oesterreichs seit den Wiener Verträgen. B. I.

1863. Oesterreich im Staatsw. B. VII. S. 447-—646. Gervinus, Geschichte

des XIX. Jahrhunderts. B. I. S. 413 ff. Die auf die landständischen Verfassungen
bezüglichen Urkunden stehen bei G. v. Meyer, Corpus const. Germ. 1845.

S. 103— 150. H. Pernice, Die Verfassungsrechte der im Reichsrathe vertre-

tenen Königreiche und Länder der österreichischen Monarchie. Rechtshisto-

rische Beiträge. Th. I. Halle 1872. Für Preussen vergl. Hermann Schulze,
Das preussische Staatsrecht. B. I. (1872), besonders § 32, wo die Literatur mit
allen näheren Nachweisen sich findet.
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zunehmen. Auf das staatliche Leben hatten sie nicht den geringsten

Einfluss. Im übrigen waren die deutschen Provinzen so eng mit den

ausserdeutschen verbunden
,
dass Oesterreich mehr wie ein fremd-

artiger Staatenkomplex, als wie ein deutsches Land erschien. AVe-

nigstens konnte von einem gegenseitigen Einflüsse der deutschen

und der österreichischen Staatsentwickelung keine Rede sein
;
beide

bewegten sich in ihren eigenen Bahnen.

In Preussen hatte die tief eingreifende Stein-Hardenbergische

Gesetzgebung in der Befreiung des Bauernstandes, der Belebung

des städtischen Gemeinwesens, der Herstellung der staatsbürger-

lichen Gleichheit ein Fundament gelegt, auf welchem nach der An-
sicht der grossen Staatsmänner jener Zeit sich der erhabene Bau

einer Reichsverfassung erheben sollte. Noch auf dem AViener Kon-

gresse hatte Preussen die verfassungsmässigen Rechte des Volkes

und landständische Institutionen in freisinnigster AFeise vertreten,

am 22. Mai 1815 hatte der König »eine Repräsentation des Volkes

und eine schriftliche Urkunde als Verfassung des Reiches« ver-

heissen, noch am 17. Januar 1820 eine »reichsständische
Versammlung« in Aussicht gestellt, allein nach langem Hin-

und Herschwanken siegte endlich die bureaukratisch-absolutistische

Richtung über die grossen Ideen der Freiheitskriege, deren letzte

Arertreter aus dem Ministerium entfernt wurden. Die österreichi-

schen Einwirkungen trieben zu den provincialständischen
Institutionen von 1823 und 1824, welche, in ihrer Zusammen-
setzung auf ein schon damals überlebtes Ständethum gebaut, ohne

alle ernste staatsrechtliche Befugnisse, nimmer das leisten konnten,

was einst Stein mit einer preussischen Reichsverfassung bezweckt

hatte
,
dem losen und neu zusammengefügten preussischen Staate

einen erhöhten staatlichen Gemeingeist und damit die geistige

Führerschaft in der staatlichen Entwickelung Deutschlands zu geben.

Gewiss ist es zu beklagen, dass man es damals unterliess, mit Er-

theilung einer allgemeinen preussischen Staatsverfassung ent-

schlossen vorzugehen, dass man dem Volke noch auf ein Menschen-

alter alle aktive Theilnahme an den Staatsangelegenheiten versagte
;

gewiss hat sich diese Zaghaftigkeit in den unreifen Ausbrüchen und
Staatsexperimenten von 1848 schwer gerächt, aber dennoch ist es un-

billig, wenn man die Regierungszeit König Friedrich Wilhelm’ s III.

als eine unfruchtbare, als ein Vacuum in der staatlichen Entwicke-

lung Preussens ansieht; vielmehr ist gerade das Vierteljahrhundert

seiner Regierung von 1815— 1840 auf dem Gebiete der gesammten
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preussischen Verwaltung eine ebenso arbeits- als segensreiche Pe-

riode gewesen. Es ist eine Zeit der Wiederherstellung nach schweren

Kämpfen, der stillen Sammlung von Kräften für künftige grosse

Zeiten. Noch einmal hat das absolute Königthum, in Verbindung

mit einem redlichen und intelligenten Beamtenthum, auf den ver-

schiedensten Gebieten Grosses geleistet. In dieser Zeit wurde die

schon in den Freiheitskriegen begonnene Reform des Heerwesens

vollendet. Zum erstenmal im modernen Europa wurde hier das

Princip der allgemeinen Wehrpflicht, der Gedanke einer volkstüm-

lichen Heeresverfassung in ernstlichen militärischen Formen durch-

geführt. Nur in Preussen war »das Volk in Waffen« eine Wahrheit.

Für die Civilverwaltung wurde durch die Verordnungen

vom 30. April 1815 und vom 23. Oktober 1817 eine neue Grund-

lage geschaffen. In diesen »Dienstinstruktionen« ist ein ganzer

Kodex des preussischen Verwaltungsrechtes enthalten. Nächst der

Militärorganisation hat die Finanzverwaltung in dieser Zeit

Bedeutendes geleistet. Durch Gesetz vom 17. Januar 1820 wurde die

Staatsschuld, ihre Verzinsung und Amortisation festgestellt. Durch

Gesetz vom 20. Januar 1820 wurde die pekuniäre Ausstattung und

Versorgung des königlichen Hauses und Hofes ganz im konstitutio-

nellen Sinne geregelt. Durch das Gesetz vom 26. Mai 1818 wurden

alle inneren Zoll- und Acciselinien aufgehoben und an die Gren-

zen des Reiches verlegt, wodurch das Steuersystem gänzlich

umgestaltet wurde. Am 21. Februar 1829 wurde der Hauptfinanz-

etat zum erstenmal veröffentlicht. Auf Grundlage der Gesetzge-

bung vom 26. Mai 1818 erwuchs aus unscheinbaren Anfängen,

durch immer sich weiter spinnende Separatverträge mit den übrigen

deutschen Staaten, der Zollverein zur lebensfähigsten Institution

heran, welche, wie keine andere Schöpfung, dem künftigen deut-

schen Nationalstaate die Wege geebnet hat. Allein schon seit den

dreissiger Jahren trat eine merkliche Abnahme in der schöpferischen

Kraft des preussischen Staatswesens ein. Es wurde immer klarer,

dass der rein hureaukratische Beamtenstaat — mochten seine Lei-

stungen an sich noch so anerkennenswerth sein — nicht im Stande

sei, die grossen religiösen, socialen und politischen Gegensätze aus-

zugleichen und die unruhig gährenden Ideen einer neuen Zeit noch

länger zu bewältigen. Mit der Thronbesteigung Friedrich Wil-

helm’s IV. am 7. Juni 1840 kam ein neuer Impuls in das preussische

Staatsleben. In den einzelnen Provinziallandtagen beantragten die

Stände »die Ausführung der Verheissung einer Landesrepräsen-
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tation«. Durch Verordnung vom 21. Juni 1842 wurden »die ver-

einigten ständischen Ausschüsse ins Lehen« gerufen. Am 3. Februar

1847 erschien das königliche Patent, die ständischen Einrichtungen

betreffend. Auf Grundlage dieser Verordnung tagte der ver-

einigte preussische Landtag zum erstenmal in Berlin vom
11. April bis 26. Juni 1847

1

; er bestand aus der Vereinigung der

acht Provinziallandtage, und war in zwei Kurien
,
die Herrenkurie

und die Ständekurie, getheilt. Obgleich dem vereinigten Landtage

nur das bescheidenste Maass von Rechten, nicht einmal die Periodi-

cität eingeräumt worden war, so erhob sich dieser Landtag durch

seine würdevolle Haltung und die ungeahnte Fülle politischer

Talente wahrhaft zum ersten preussischen Reichstage, ja zur ersten

parlamentarischenVersammlung Deutschlands. Leider verstand man
an leitender Stelle die Zeichen der Zeit so wenig, dass man selbst

die bescheidensten Forderungen der loyalsten Versammlung zurück-

wies und den Abschluss des Verfassungswerkes abermals vertagte,

bis ein Jahr darauf die hochgehenden Wogen der Revolution auch

über Preussen hereinbrachen und die schwachen Keime einer kon-

stitutionellen Staatsentwickelung hinwegschwemmten
,

sodass der

Neubau nun auf einer tabula rasa beginnen musste.

Viertes Kapitel.

Die Krisis des Jahres 1848 1
.

I. Der deutsche Bund.

§ 5& -

Vorbereitende Ereignisse.

Die französische Februarrevolution vom 24. Februar 1848 rief

in Deutschland eine nie gekannte Aufregung hervor. Die Ueber-

1 Die Verordnungen selbst finden sich bei Lancizolle, Rechtsquellen

für die gegenwärtige landständische Verfassung in Preussen. Berlin 1847.

S. 229 ff. K. Biedermann, Geschichte des ersten preussischen Reichstages

1847. A. Th. Wöniger, Preussens erster Reichstag. 9 Theile. Berlin 1847.

R. Haym, Reden und Redner des vereinigten Landtages. 1847.
2 Allgemeine Quellensammlungen für diesen Zeitabschnitt: Karl Weil,

Quellen und Aktenstücke zur deutschen Verfassungsgeschichte. Berlin 1850.

Paul Roth und Heinrich M erk

,

QuellenSammlung des deutschen öffentlichen



124 II • Geschichtl. Entwickelung des staatl. Rechtszustandes in Deutschland.

raschung und Rathlosigkeit des alten Systems war unverkennbar.

In athemloser Hast versuchte die Bundesversammlung jetzt lang

Versäumtes nachzuholen und das verscherzte Vertrauen der Nation

wiederzugewinnen. Durch die Proklamation vom 1. März beschritt

sie diese ungewohnte Bahn (Roth und Merk B. IS. 80). Durch
Bundesbeschluss vom 3. März 1848 wurde es jedem deutschen Bun-
.desstaate freigestellt, die Censur aufzuheben und Pressfreiheit ein-

zuführen (Roth und Merk B. I S. 102), durch Bundesbeschluss

vom 9. März erklärte die Bundesversammlung »den alten deut-

schen Reichsadler und die Farben des ehemaligen Reichspaniers —
schwarz, roth und gold — zu Wappen und Farben des deutschen

Bundes« und erkannte an : »dass eine Revision der Bundesverfassung

auf wahrhaft zeitgemässer und nationaler Grundlage nothwendig

sei« (RothB.IS. 117), und forderte deshalb durch Bundesbeschluss

vom 1 0 . März die Regierungen auf : »Männer des allgemeinen Ver-

trauens, und zwar für jede der 17 Stimmen einen, mit dem Auf-

träge nach Frankfurt ahzuordnen
,
der Bundesversammlung und

deren Ausschüssen zum Behufe der Vorbereitung der Revision der

Bundesverfassung mit gutachtlichem Beirathe an die Hand zu gehen«.

Diese 17 Vertrauensmänner begannen ihre Berathungen am 15. April

und bereits am 27. April 1848 überreichten sie der Bundesversamm-

lung »den Entwurf zu einer Verfassung für Deutschland« (Weil

S. 109), welcher, obgleich weder von der Bundesversammlung förm-

lich adoptirt, noch von der Nationalversammlung ihren Berathungen

zu Grunde gelegt, dennoch einen bedeutsamen Markstein in unserer

deutschen Verfassungsentwickelung bildet. Hier wurde zum ersten-

male in grossartigem Lapidarstyle, von Dahlmann’s fester Hand,

die staatsrechtliche Form vorgezeichnet, wie sie von nun an allen

Entwürfen der erbkaiserlichen Partei zu Grunde gelegt wurde und

in der Verfassung des neuen deutschen Reiches, unter entsprechen-

den, durch die Erfahrung gebotenen Modifikationen
,
zur schliess-

lichen praktischen Verwirklichung gelangt ist L

Rechtes seit 1848. 2 Bde. Erlangen 1850— 52. Karl v. Kaltenborn, Ge-
schichte der deutschen Bundesverhältnisse und Einheitsbestrebungen von 1806

bis 1856 unter Berücksichtigung der deutschen Landesverfassungen. 2 Bde.

Berlin 1857. Das neueste und gediegenste Werk ist jetzt H. Klüpfel, Ge-
schichte der deutschen Einheitsbestrebungen bis zu ihrer Erfüllung, 1848—1871.

2 Bde. Berlin 1872—73. Vergl. auch H. A. Zachariä, Deutsches Staatsr.

B. I. §43 ff. H. Zöpfl, B. I. § 181 ff.

1 Der Entwurf der deutschen Reichsverfassung
,
wie er der deutschen

Bundesversammlung als Gutachten der 17 Männer des öffentlichen Vertrauens am
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Immer lebhafter und allgemeiner wurde der Gedanke ausge-

sprochen. dass eine Wiedergeburt der deutschen Gesammtverfassung

nur unter Betheiligung einer Vertretung des ganzen
deutschen Volkes möglich sei. Darauf zielte der berühmte

Bassermannische Antrag vom 12. Februar 1848 in der zweiten badi-

schen Kammer (Roth und Merk B. IS. 36 ff.), sowie der Antrag

Heinrich v. Gagern’s in der zweiten Hessen-Darmstädtischen Kam-
mer vom 27. Februar 1848 (Roth und Merk B. I S. 30 und S. 73).

Infolge einer am 5. März zu Heidelberg abgehaltenen Ver-

sammlung von 51 patriotischen Männern wurde ein sog. Siebe-
nerausschuss niedergesetzt

,
»um hinsichtlich der Wahl und der

Einrichtungen einer angemessenen NationalVertretung Vorschläge

vorzubereiten und die Einladung zu einer Versammlung deutscher

Männer schleunigst zu besorgen«. Der Siebenerausschuss lud dann

alle frühem und gegenwärtigen deutschen Ständemitglieder
,
auch

Theilnehmer an Stadtverordnetenversammlungen und sonstige »durch

das Vertrauen des deutschen Volkes ausgezeichnete Männer« auf den

30. März nach Frankfurt ein, »um vorläufig die Grundlagen einer

deutschen Parlamentsverfassung zu berathen« (Jucho, Verhand-

lungen des deutschen Parlamentes S.IX) . Infolge dieser Einladung

trat am 31. März 1848 das sog. Vorparlament zu Frankfurt am
Main zusammen. Obgleich dieser »Notabeinversammlung« jeder

staatsrechtliche Auftrag, sowie der Charakter einer gesetzlichen

Volksvertretung abging, obgleich die deutschen Staaten und Stämme
hier völlig ungleich vertreten waren, so hatte doch das Vorpar-

lament in dieser Zeit allgemeiner Aufregung eine so gewichtige

Autorität, dass seine Beschlüsse massgebend wurden für die Gestal-

tung der deutschen Nationalversammlung.

Das Vorparlament, welches vom 31. März bis zum 4. April

tagte, ging weder auf Permanenzerklärung noch auf eine Berathung

der deutschen Gesammtverfassung ein und gab nur Beschlüsse ab

über die Aufgabe »der konstituirenden Nationalversammlung«, »über

die Zahl der Volksvertreter und ihre Wahlart«. Kraft dieser Dekrete

sollte »die Beschlussnahme über die künftige Verfassung Deutsch-

lands einzig und allein dieser vom Volke zu erwählenden National-

versammlung überlassen werden«, auf je 50,000 Seelen sollte ein

Vertreter gewählt werden und zwar so, »dass die Wahlberechtigung

und Wählbarkeit nicht beschränkt werden durfte durch einen Wahl-

26. April 1848 überreicht worden ist, steht mit Dahlmann’ s Vorwort bei

Weil. S. 109 ff.
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census, durch Bevorrechtung einer Religion, durch Wahl nach

Ständen« . Ein permanenter Funfzigerausschuss wurde zurück-

gelassen, »um über den Vollzug dieser Beschlüsse zu wachen und

die Bundesversammlung bei Wahrung der Interessen der Nation und
bei Verwaltung der Bundesangelegenheiten, bis zum Zusammentritt

der konstituirenden Versammlung
,
selbständig zu berathen und die

nöthigen Anträge an die Bundesversammlung zu bringen« (W eil

S. 98)

.

Schon ein Bundesbeschluss vom 30. März hatte die Bundes-

regierungen aufgefordert : »auf verfassungsmässig bestehendem oder

sofort einzuführendem Wege Wahlen von Nationalvertretern anzu-

ordnen. welche am Sitze der Bundesversammlung zusammenzutreten

haben., um zwischen den Regierungen und dem Volke
das deutsche Verfassungswerk zu Stande zu bringen«.

Auf 70,000 Seelen sollte ein Vertreter gewählt werden. Jedoch »in

Berücksichtigung des inmittelst bekannt gewordenen öffentlichen

Wunsches« modificirte die Bundesversammlung ihren Beschluss ganz

nach den Ansichten des Vorparlamentes
,
legte somit den Massstab

von 50,000 Seelen zu Grunde, verwarf jede Beschränkung durch

Census, Stand und Religion und erklärte jeden volljährigen selb-

ständigen Staatsangehörigen für wahlberechtigt und wählbar (Weil

S. 101). Auf Grundlage dieses Beschlusses sind die Wahlen zur

deutschen Nationalversammlung dann vorgenommen worden.

§ 56 .

Die deutsche Nationalversammlung. Grundrechte. ReichsVer-

fassung. Kaiserwahl. Auflösung b

Am 18. Mai 1848 trat »die k ons tituir ende deutsche
Nationalversammlung« zu Frankfurt am Main in der Pauls-

kirche zusammen und wählte Heinrich v. Ga gern zum ersten

Präsidenten. Gleich der erste Beschluss betraf das Recht der Na-

1 Hauptquelle ist : Stenographischer Bericht über die Verhandlungen der

konstituirenden deutschen Nationalversammlung zu Frankfurt a. M., herausge-

geben auf Beschluss der Nationalversammlung durch die Redaktionskommission

und in deren Auftrag durch F. Wigard, Frankf. 1848— 49. B. I.—IX. 4.,

dazu ein vollständiges Inhaltsverzeichniss 1850. Verhandlungen des Verfassungs-

ausschusses der deutschen N. V. herausgegeben von G. Droysen, B. I. Leip-

zig 1849. R. Haym, Die deutsche Nationalversammlung. Frankf. und Berlin

1848—1850 in 3 Abtheilungen. Max Duncker, Zur Geschichte der deutschen

Reichsversammlung. Berlin 1849. Biedermann, Erinnerungen aus der Pauls-

kirche. Leipzig 1849. Objektiv und gedankenreich Ludwig Häusser, Die

deutsche Nationalversammlung, ein umfassender Aufsatz in Bluntschli's
Staatsw. B. VII. S. 161—219. (1862.
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tionalversammlung gegenüber den Einzelregierungen und deren Ver-

fassungsarbeiten. Am 27. Mai wurde der Wern ersehe Antrag

fast einstimmig von der Nationalversammlung angenommen: »dass

alle Bestimmungen einzelner deutscher Verfassungen
,
welche mit

dem von ihr zu gründenden Verfassungswerke nicht übereinstimmen,

nur nach Massgabe des letztem als gültig zu betrachten sind, unbe-

schadet ihrer bis dahin bestandenen Wirksamkeit«. In Betreff der

Befugnisse der Nationalversammlung standen sich die Ansichten der

Versammlung und der Regierungen schroff gegenüber. Die Majo-

rität der Nationalversammlung betrachtete sich »kraft ihrer in der

Souveränetät der Nation liegenden Vollmacht« als alleinigen Fak-

tor des Verfassungswerkes ;
die Regierungen gaben zu keiner Zeit

den Standpunkt auf, »dass das deutsche Verfassungswerk zwischen

den Regierungen und dem Volke zu Stande zu bringen sei«
, wenn

sie auch der entgegengesetzten Auffassung der Nationalversamm-

nicht zu jeder Zeit direkt widersprachen. Staatsrechtlich kor-

rektwar nur das Vereinbarungsprinzip, wonach die Na-

tionalversammlung immer nur der eine konstituirende Faktor der

deutschen Gesammtverfassung blieb. Ob aber eine solche Verein-

barung praktisch durchführbar gewesen wäre und zu einem günstigen

Resultate geführt hätte, ist eine andere Frage, da die Regierungen

über die wichtigsten Punkte des Verfassungswerkes ebenso uneinig

waren, als die Fraktionen der Nationalversammlung, und keine

Aussicht vorhanden war, die vielen Köpfe jemals unter Einen Hut
zu bringen.

Die erste wichtige Angelegenheit war die Bestellung einer pro-

visorischen Exekutivgewalt. Aus den sehr stürmischen Verhand-

lungen ging am 28. Juni das Gesetz über die pr o vis o rische

C entralgew alt hervor (Weil S. 117).

Hiernach sollte ein Reichsverweser erwählt werden
,
un-

verantwortlich, aber mit verantwortlichen Ministern. Die provisori-

sche Centralgewralt sollte »bis zur definitiven Begründung einer Regie-

rungsgewalt für Deutschland die vollziehende Gewralt üben in allen

Angelegenheiten, welche die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt

des deutschen Bundesstaates betreffen, die Oberleitung der ge-

summten bewaffneten Macht und die völkerrechtliche und handels-

politische Vertretung Deutschlands übernehmen«. Dagegen sollte

die Errichtung des Verfassungswerkes von der Centralgewalt ausge-

schlossen sein. Mit dem Eintritt derWirksamkeit der provisorischen

Centralgewalt sollte der Bundestag aufhören, zu bestehen, doch sollte
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der Reichsverweser, soviel wie thunlich
,
sich mit den Bevollmäch-

tigten der Einzelstaaten ins Vernehmen setzen. Am 29. Juni wählte

die Nationalversammlung den Erzherzog Johann von Oesterreich

zum Reichsverweser. An demselben Tage erliess die Bundesver-

sammlung ein Schreiben an den Erzherzog mit der Erklärung : »sie

sei schon vor seiner Wahl von den Regierungen ermächtigt ge-

wesen, sich für dieselbe zu erklären«. Am 5. Juli nahm der Erz-

herzog die Wahl an, am 12. Juli erschien er in Frankfurt und begab

sich erst in die Nationalversammlung, dann in die Bundesversamm-

lung. Letztere überreichte dem Reichsverweser eine Adresse, worin

sie aussprach : »dass sie Namens der deutschen Regierungen die

Ausübung ihrer verfassungsmässigen Befugnisse und Verpflich-

tungen auf die provisorische Centralgewalt übertrage und dieselbe

in die Hände des deutschen Reichsverwesers lege« (Weil S. 120).

Hiermit erklärte die Bundesversammlung ihre bisherige Thätigkeit

für beendigt. Mit dem 12. Juli 1848 hatte somit zwar nicht der

Bund, wohl aber die Bundesversammlung thatsächlich und
rechtlich zu existiren aufgehört.

Als die Nationalversammlung zu ihrer eigentlichen Aufgabe, der

Verfassungsberathung, schritt, zeigte sich in ihrem Schoosse die

grösste Verschiedenheit der Ansichten in Betreff der neu zu begrün-

denden Reichsverfassung. Besondere Schwierigkeiten machte dabei

die Oberhauptsfrage und die Frage nach der Stellung des österrei-

chischen Kaiserstaates zu der künftigen deutschen Reichsverfassung.

Man begab sich daher zunächst auf den mehr neutralen Boden der

sog. Grundrechte, deren langwierige Berathung Kraft und An-
sehen der Nationalversammlung in fruchtlosen theoretischen Er-

örterungen verzehrte. Obgleich die Grundrechte nur einen Theil

der Reichsverfassung bilden sollten, so wurden sie doch bereits am
27. December 1848 von dem Reichsverweser, mit einem Einfüh-

rungsgesetz für den ganzen Umfang des deutschen Reiches, unter

zeitweiliger Sistirung einzelner Paragraphen, als Gesetz verkündigt

;

doch hielten sich die grösseren Staaten keineswegs durch die Publi-

kation der Grundrechte von Seiten des Reichsverwesers für gebun-

den, sie bei sich als Gesetz zu verkündigen, am wenigsten wurde es

so angesehen, dass sie auch ohnedem praktisches Recht in den ein-

zelnen Staaten wären. Nur in den kleineren Staaten fügte man sich

der Auffassung der Nationalversammlung von der unmittelbar und
allgemein verbindlichen Kraft ihrer Beschlüsse.

Am 19. Oktober begann die erste Lesung der übrigen Theile
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der Verfassung : Reich, Reichsgewalt, Reichstag, Reichsgericht,

Garantie der Verfassung und Wahlgesetz. Nachdem man in Be-

treff der Oberhauptsfrage (besonders ob das Oberhaupt erblich,

lebenslänglich, 12,6 oder 3 jährig sein sollte) zu keinem Majoritäts-

beschlüsse gekommen war und die österreichische Frage die Ver-

sammlung in zwei grosse Parteien gespalten hatte
,

legte der Ver-

fassungsausschuss seinen Bericht für die zweite Berathung der

Reichsverfassung am 9. März vor. Der bekannte Welcker’sche An-

trag vom 12. März 1849 auf Annahme der Reichsverfassung durch

Gesammtbeschluss wurde abgelehnt. Am 22. März wurde zum

zweitenmal über den revidirten Verfassungsentwurf abgestimmt;

bis zum 27. März war die Abstimmung über die Reichsverfassung

zu Ende gebracht, nachdem sie in dieser zweiten Berathung
,
durch

die unnatürliche Verbindung extremer Parteien, absichtlich ver-

schlechtert worden war z. B. Einführung des Suspensivvetos sogar

bei VerfassungsVeränderungen, Wegfall des ganzen Abschnittes vom
Reichsrathe. Bereits am 28. März wurde die Publikation der Reichs-

verfassung beschlossen
,

sie erfolgte dann, aber ohne Beitritt des

Reichsverwesers, durch Abdruck im Reichsgesetzblatte vom 28. April

1849 (Weil S. 133, Roth und Merk II S. 198). Die Verfassung

handelt: I. Vom Reiche. II. Von der Reichsgewalt. III. Vom
Reichsoberhaupte. IV. Vom Reichstage. V. Vom Reichsgerichte.

VI. Von den Grundrechten des deutschen Volkes. VII. Von der

Gewähr der Verfassung. Dazu kommt noch das Reichsgesetz über

die Wahl der Abgeordneten zum Volkshause vom 12. April 1849.

Nach dieser Verfassungsurkunde sollte Deutschland ein Reich in

Form eines konstitutionellen Bundesstaates sein, unter einem mit

verantwortlichen Ministern regierenden Erbkaiser, welchem ein

Staatenhaus und ein Volkshaus mit sehr umfassenden Rechten zur

Seite stehen sollten. Der Reichsgewalt sollte die gesammte völker-

rechtliche Vertretung Deutschlands, das Recht der Kriegserklärung

und des Friedensschlusses, die Verfügung über die gesammte be-

waffnete Macht Deutschlands zustehen, ferner die Gesetzgebung

und Oberaufsicht in Bezug auf See-, Handels-, Eisenhahn-, Post-,

Münz-, Zollwesen u. s. w. Die einzelnen deutschen Staaten sollten

ihre staatlichen Hoheiten und Rechte beibehalten, soweit sie nicht

der Reichsgewalt ausdrücklich übertragen wären.

Am 28. März 1849 beschloss die Nationalversammlung, dass

die erbliche Würde eines Kaisers der Deutschen Sr. Majestät dem
Könige Friedrich Wilhelm IV. von Preussen und dessen Regie-

E. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 9
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rungsnachfolgern übertragen werden sollte. 'Am 3. April 1849 lud

eine feierliche Deputation der Nationalversammlung König Fried-

rich Wilhelm IV. ein, »die auf ihn gefallene Wahl auf Grundlage

der Verfassung anzunehmen«. Der König erkannte an
,

dass

dieser Beschluss der Nationalversammlung ihm ein »Anrecht« gebe,

aber er könne keine definitive Entschliessung fassen : » ohne das

freie Einverständnis der gekrönten Häupter, Fürsten und freien

Städte Deutschlands
,
denen es jetzt obliege

,
in gemeinsame Be-

rathung zu ziehen, oh die beschlossene Verfassung den Einzel-

nen, wie dem Ganzen fromme« (Roth und Merk B. II S. 456).

An demselben Tage wurde eine Circulardepesche an sämmtliche

deutsche Regierungen erlassen, worin Sr. Majestät sich ent-

schlossen erklärte : »an die Spitze eines deutschen Bundesstaates

zu treten
,
der aus denjenigen Staaten sich bilden sollte, welche

demselben aus freiem Willen sich anschliessen möchten« (Roth
und Merk B. II S. 458). Als Antwort hierauf erfolgte am
14. April eine Erklärung von 29 deutschen Regierungen, dass

sie die Reichsverfassung unbedingt annähmen und derUebertragung

der Kaiserkrone an den König von Preussen ihre Zustimmung gä-

ben (Roth und Merk B. II S. 480). Am 26. April beschloss

die Nationalversammlung
,

dass die Annahme der Reichsober-

hauptwürde die unbedingte Annahme der Reichsverfassung vor-

aussetze, wodurch jede Möglichkeit weiterer Verständigung ab-

geschnitten wurde. Am 28. April erfolgte die definitive Ablehnung

der Kaiserkrone von Seiten Preussens. Damit verlor die ge-

mässigte konstitutionelle Partei in der Nationalversammlung Halt

und Stütze. Der bis dahin niedergehaltene Radikalismus kam
nun in der Nationalversammlung zum vollen Siege und bald zeig-

ten extreme Beschlüsse
,
welche die gewaltsame Durchführung

der Reichsverfassung bezweckten, dass die bisherige massvolle Ma-
jorität nicht mehr die Herrschaft behauptete. Eine Anzahl gemäs-

sigter Mitglieder trat freiwillig aus
;
Preussen und andere Regierun-

gen riefen ihre Abgeordneten zurück. Nachdem die Nationalver-

sammlung am 19. Mai erklärt hatte, dass sie auch bei Anwesenheit

von 100 Mitgliedern beschlussfähig sei, siedelte der Rest der Ver-

sammlung nach Stuttgart über und konstituirte sich daselbst

am 6. Juni 1849. Die Akten und Beschlüsse dieses sog. Rumpf-
parlamentes, die Ernennung einer sog. Reichsregentschaft, sowie

die endliche Sprengung und Vertreibung desselben haben keine

weitere Bedeutung für die deutsche Staatsentwickelung.
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§ 57 .

Die preussisch-deutschen Unionsbestrebungen

L

Nach dem völligen Scheitern der Nationalversammlung wurde

die Initiative zu einer Bundesreform von Preussen in die Hand ge-

nommen. Der staatsrechtliche Grundgedanke dieser preussischen

Unionsbestrehungen war folgender. Der deutsche Bund in seinem

unauflöslichen Bestände bleibt die Grundlage, aber nicht er soll in

einen Bundesstaat verwandelt werden
,
weil Oesterreich an einem

solchen theilzunehmen ausser Stande ist. Nur die übrigen Bundes-

mitglieder, denen es möglich ist, einen solchen Bundesstaat zu

bilden, vereinigen sich dazu. Der Beitritt ruht auf freiem Ent-

schlüsse: »Das deutsche Reich besteht aus dem Gebiet derjenigen

Staaten des bisherigen deutschen Bundes, welche die Reichsverfas-

sung anerkennen. Die Festsetzung des Verhältnisses Oesterreichs

zu dem deutschen Reiche bleibt gegenseitiger Verständigung Vor-

behalten«. Am 14. Mai begannen zu Berlin Konferenzen der grös-

seren deutschen Staaten über das neue Verfassungswerk, welche bis

zum 26. Mai dauerten. An diesem Tage wurde von den drei Kö-
nigen von Preussen, Sachsen und Hannover das sog. Dreikö-
nigsbündniss abgeschlossen. Dieses hatte einen doppelten In-

halt. Einmal verpflichteten sich die drei königlichen Regierungen,

unter Beistimmung einer künftigen Volksvertretung, eine defi-

nitive Verfassung für Deutschland zu begründen. Zu diesem

Zwecke hatten dieselben sich über eine Reichsverfassung vereinbart

(W eil S. 209), welche ins Lehen treten sollte, sobald ein aus den

verbündeten Staaten bestehender Reichstag die Vorlage angenommen
haben würde. Daneben schufen die Verbündeten einen sogleich ins

Lehen tretenden provisorischen Rechtszustand, indem sie unter

Bezugnahme auf A. XI der Bundesakte (»die Bundesglieder be-

halten das Recht der Bündnisse aller Art«) einen Bund im Bunde

schlossen.

Der Berliner Entwurf einer Reichsverfassung schloss sich eng

an die Frankfurter Grundlage an
,
unterschied sich darin jedoch

1 v. Kaltenborn, B. II. S. 157 ff. Aktenstücke, betreffend das Bünd-
niss vom 26. Mai 1849 und die deutsche Verfassungsangelegenheit. 2 Bde. Ber-
lin 1849. Die wichtigsten Urkunden finden sich auch bei Weil, Quellen und
Aktenstücke. Berlin 1850. v. Radowitz, Neue Gespräche aus der Gegen-
wart, versucht im Th. II., eine Rechtfertigung der preussischen Bestrebungen.

Hugo v. Bülow, Die rechtliche Stellung der deutschen Union im Bunde. Ber-

lin 1850. Ad. Schmidt, Preussens deutsche Politik. III. Aufl. Leipzig 1867.

S. 177—195. H. Klüpfel, B. I. Kap. VI. S. 124 ff.

9*
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von ihr, dass er mannigfach die übertriebenen und zu abstrakt ge-

haltenen Sätze der Frankfurter Grundrechte
,
im Interesse einer

kräftigem Regierungsgewalt, mässigte, dass er an die Stelle des Kai-

sers einen Reichs Vorstand setzte, welcher die Reichsregierung

mit einem aus 6 Stimmen bestehenden Fürsten-Kollegium
führen sollte. Die Reichsvorstandschaft sollte mit derKrone Preus-

sen verbunden sein. Das suspensive Veto ist in ein absolutes ver-

wandelt, dasWahlgesetz durch Aufnahme des preussischen Dreiklas-

sensystems im konservativen Sinne umgestaltet.

Vom 22. bis zum 28. Juni 1849 versammelten sich 130 Mit-

glieder der ehemaligen Frankfurter Nationalversammlung zu Gotha

und erklärten, für die Annahme des preussischen Entwurfes wirken

zu wollen (sog. Gothaer) . Zum Theil unter dem Einflüsse dieser

Erklärung schlossen sich nach und nach 28 Regierungen dem Drei-

königsbündnisse an. Dagegen erklärte Bayern am 8. September,

Württemberg am 26. September, nicht beitreten zu können.

Am 19. Oktober beschloss der provisorisch eingesetzte Verwal-

tungsrath der vereinigten Staaten, die Wahlen von Abgeordneten

zum Volkshause auszuschreiben, Sachsen und Hannover proteste-

ten dagegen und schieden am 21. Oktober aus dem Verwaltungs-

rathe aus. Am *13. Februar wurde trotzdem der Reichstag auf

den 20. März nach Erfurt einberufen, worauf Hannover am 25. Fe-

bruar 1850 sich definitiv vom Dreikönigsbündnisse lossagte. Am
26. Februar erliess der Verwaltungsrath eine Additionalakte
zum Bündnisse vom 26. Mai (Weil S. 245), worin mit Rücksicht

auf den nun entschiedenen Nichtbeitritt Bayerns und anderer Staa-

ten einige Abänderungen vorgenommen wurden. Hiernach sollte

der zu errichtende Bundesstaat nicht mehr Reich, sondern »deut-
sche Union« heissen.

Am 20. März 1850 wurde »das Parlament der deutschen
Union« zu Erfurt eröffnet. Vorgelegt wurde den beiden Häu-
sern des Parlamentes der Entwurf einer Reichsverfassung vom 26.Mai

nebst der denselben authentisch interpretirenden Denkschrift vom
11. Juni 1849, der Additionalakte vom 25. Februar 1850 und dem
Entwürfe eines Reichsgerichtes. Das Parlament nahm alle diese

Vorlagen unverändert an, erklärte sich aber auch zugleich be-

reit, in solche Aenderungen einzuwilligen, worüber die Regierungen

untereinander einverstanden sein würden. Am 29. April 1850

wurde das Parlament zu Erfurt geschlossen. Allein die frühere

Auffassung: »dass der deutsche Bundesstaat definitiv konstituirt sei,
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sobald er die Zustimmung der Volksvertretung erlangt habe«, wurde

von Preussen nicht mehr festgehalten und dadurch der Abfall man-

cher schwankend gewordenen Regierungen wesentlich erleichtert.

Die durch Preussens Hülfe besiegte Revolution schreckte die Regie-

rungen nicht mehr, welche sich nur unter dem Drange zwingender

Umstände die Unterordnung unter die preussische Reichsvorstand-

schaft hatten gefallen lassen. Der Abfall griff immer weiter um sich.

So brachte auch der Fürstenkongress zu Berlin vom 8.

bis 15. Mai 1850 kein Definitivum zu Stande. Die Unionsverfas-

sung wurde nicht ins Leben geführt, sondern es wurde die Einsetz-

ung eines vorläufig bis zum 15. Juli dauernden Provisoriums, d. h.

einer provisorischen Unionsregierung
,
beschlossen. Obgleich man

immer noch nominell daran festhielt, »die Unionsverfassung ins

Leben zu führen«, so gewann doch am preussischen Hofe die reak-

tionäre Politik der Unionsfeinde
,
denen die ganze deutsche Frage

gleichgültig, ja widerwärtig war, täglich mehr an Boden und hob

endlich den Träger der deutschen Unionspolitik, den General v. Ra-
d o w i t z

,
völlig aus dem Sattel

.

§ 58.

Das Interim.

Nach Auflösung der Frankfurter Nationalversammlung erkannte

Preussen die provisorische Centralgewalt des Reichsverwesers als

rechtsbegründet nicht mehr an. Da nun aber der Reichsverweser die

ihm durch Bundesbeschluss vom 12. Juli 1848 übertragene Gewalt

auch nur an die Gesammtheit der deutschen Bundesglieder zurück-

geben wollte, so drohten schwere Konflikte zwischen Preussen und

der noch fortbestehenden provisorischen Centralgewalt einzutreten.

Um diesem Zustande ein Ende zu machen
,
kamen Oesterreich und

Preussen überein, vorläufig die Centralgewalt des Bundes gemein-
schaftlich und ausschliesslich in die Hand zu nehmen, und

schlossen daher am 30. September 1849 eine Uebereinkunft »über

einen den übrigen Mitgliedern des deutschen Bundes vorzulegenden

Vorschlag wegen Bildung einer neuen provisorischen Bundescentral-

kommission«, welcher der Reichsverweser am 6. Oktober 1849 seine

Zustimmung ertheilte (Weil, S. 247). Da die übrigen deutschen

Regierungen diesem Vertrage nur allmälig, zum Theil unter Vor-

behalten beistimmten, so konnte die provisorische Bundescentralkom-

mission erst am 20. December 1850 die Leitung der gemeinschaft-
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liehen deutschen Angelegenheiten übernehmen
,
womit die Wirk-

samkeit der provisorischen Centralgewalt des Reichsverwesers ihr

Ende erreichte. Die seither von der provisorischen Centralgewalt

geleiteten Angelegenheiten, insoweit dieselben
,
nach Massgabe der

Bundesgesetze
,

innerhalb der Kompetenz des engern Rathes der

Bundesversammlung gelegen waren, wurden während des Interims

einer Bundeskommission übertragen, zu welcher Oesterreich und

Preussen je zwei Mitglieder ernennen und welche ihren Sitz zu

Frankfurt a. M. haben sollte (§ 5). Diese Ausübung sollte bis zum
1. Mai 1851 dauern (§ 1). Während des Interims sollte die deutsche

Verfassungsangelegenheit der freien Vereinbarung der einzelnen

deutschen Staaten überlassen bleiben § 3.

§ 59.

Gegenbestrebungen Oesterreichs und der Mittelstaaten.

Bereits am 12. November 1849 erliess das WienerKabinet eine

Note nach Berlin, worin es vorläufig einen Protest gegen die Beru-

fung des preussisch-deutschen Reichstages in Aussicht stellte. Am
21. November erwiderte darauf Preussen: »dass dasselbe es für

einen Verrath an der Nation halten würde, seine bundesstaatlichen

Bestrebungen gemäss dem Maibündnisse aufzugeben, Preussen sei

es der deutschen Nation schuldig, die eingeschlagene Bahn weiter

zu verfolgen«. Darauf erfolgte eine österreichische Note vom 28. No-
vember mit der bestimmten Antwort : Oesterreich erkenne den

preussischen Bundesstaat nicht an
,
ebensowenig Preussens Befug-

niss, der deutschen Nation Verheissungen zu machen, und protestirte

gegen Einberufung des Reichstages, sowohl auf Grund der Verträge

von 1815, als auf Grund des Vertrages vom 30. September 1849.

Gegenüber dem Vertrage vom 26. Mai, welchem die süddeut-

schen Königreiche nie beigetreten und von dem die norddeutschen,

Sachsen und Hannover, wieder abgefallen waren, versuchte Bayern,

in Verbindung mit Württemberg und Sachsen, einen Gegenentwurf
aufzustellen, sog. Münchener Entwurf (Weil S. 251). Han-
nover nahm an den Berathungen Theil, ohne dem Vertrage vom
27. Februar 1850 beizutreten, welcher daher fälschlich »Vier-
königsbündniss« genannt wird. Nach dem Münchener Ent-

würfe wurde Oesterreich und Preussen zugestanden
,

mit ihren

sämmtlichen Landen in den Bund zu treten. Die Bundesregierung

sollte von einem Direktorium von 7 Mitgliedern gebildet werden,
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nemlich Oesterreich, den 5 Königreichen und beiden Hessen. Die

Mitglieder des Bundesdirektoriums sollten an Instruktionen gebun-

den, nach einfacher Stimmenmehrheit Beschlüsse fassen, nur

bei Verfassungsveränderungen sollte noch Stimmeneinhelligkeit

nothwendig sein. Neben der Bundesregierung sollte eine National-

versammlung von 300 Mitgliedern stehen (100 Oesterreicher, 100

Preussen, 100 aus den andern deutschen Staaten). Die Mitglieder

sollten aus den Ständeversammlungen der einzelnen Staaten her-

vorgehen und das Recht der Zustimmung zu neuen Bundesgesetzen,

zur Feststellung der Bundesausgaben und zur Erhebung von Ma-

trikularbeiträgen haben. Ausserdem wurde ein ständiges Bundes-

gericht und die Gewähr von Grundrechten verheissen, welche den

Angehörigen aller deutschen Staaten zustehen sollten.

Obgleich Oesterreich sich unter gewissen Voraussetzungen mit

dem Münchener Entwürfe einverstanden erklärte
,
so blieb derselbe

doch ohne allen praktischen Erfolg. Oesterreich und seine Verbün-

deten entschlossen sich daher, die preussischen Unionsbestrebun-

gen mit andern Waffen zu bekämpfen, indem sie nemlich die alte

Bundesverfassung wieder in Kraft zu setzen und den Bundestag zu

rekonstituiren versuchten.

Durch Circulardepesche vom 26. April 1850 berief Oesterreich,

»kraft seines Bundespräsidialrechtes«, auf den 11. Mai »eine ausser-

ordentliche Plenarversammlung« der Bundesglieder nach Frankfurt

a. M. Der Fürstenkongress in Berlin beschloss, weder diese Ver-

sammlung als Bundesversammlung, noch Oesterreichs Präsidial-

recht anzuerkennen
,

aber Bevollmächtigte nach Frankfurt zu

schicken und als Union im Ganzen aufzutreten. Nichtsdestoweniger

konstituirten sich in Frankfurt elf Regierungen
,
darunter die däni-

sche, als »Bundesplenarversammlung«
,
beriethen in pleno, was

nach Bundesrecht unmöglich ist, und beschlossen, »aus diesem Ple-

num den engern Rath hervorgehen zu lassen« 1
. Am 14. August

1850 forderte dann Oesterreich zur Beschickung des engern Rathes

auf. Trotz des preussischen Protestes vom 25. August wurde wirk-

lich am 2. September ein sog. engerer Rath mit elf Stimmen eröff-

net. Die sich so nennende Bundesversammlung fasste dann die

völlig widerrechtlichen Bundesbeschlüsse gegen Schleswig-Holstein

1 Gegen dieses Vorgehen Oesterreichs und seiner Verbündeten schrieb

H. A. Zachariä eine durchschlagende Schrift: »Die Rechtswidrigkeit der

versuchten Reaktivirung der im Jahre 1848 aufgehobenen deutschen Bundesver-
sammlung«. Göttingen 1850.
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und die kurhessische Verfassung. Noch widerstrebte Preussen und
schien dem Beschlüsse vom 21. September 1850

,
welcher zur Ver-

nichtung der 20 Jahre in anerkannter Wirksamkeit bestehenden

hessischen Verfassung führte, berechtigten Widerstand entgegen-

setzen zu wollen. Allein auch in Preussen trat die Wendung bald

genug ein.

§ 60.

Olmützer Konvention , Dresdner Konferenzen und Wiederher-

stellung des Bundestages.

Die provisorisch noch fortvegetirende Union ging unterdessen

ihrer Auflösung Schritt für Schritt entgegen. Von einer Durchfüh-

rung derselben war seit dem 18. Oktober keine Rede mehr, noch

weniger von der Wiederberufung des Erfurter Parlamentes. Am
15. November wurde in dem Fürstenkollegium die Erklärung abge-

geben: »dass Preussen, als Unionsvorstand
,

die Verfassung vom
26. Mai 1849 nicht ins Leben führen werde und dieselbe seinerseits

als vollständig aufgegeben betrachte«. Endlich am 29. November
1850 fügte sich Preussen in der Punktation von Olmütz allen

Forderungen seiner Gegner (v. Meyer B. II S. 545) und betheiligte

sich sogar an der Ausführung der von der illegalen Frankfurter Ver-

sammlung gefassten Beschlüsse gegen Kurhessen und Holstein,

indem es dort eine seit zwanzig Jahren in anerkannter Wirksamkeit

bestehende Verfassung der Willkür, hier gutes deutsches Recht dem
Auslande Preis gab 1

. Zugleich wurde im vierten Paragraphen der

Olmützer Punktation verabredet, dass Ministerialkonferenzen zu

Dresden unverzüglich stattfinden und die Einladung dazu gemeinsam

von Oesterreich und Preussen ausgehen sollte 2
. Nach den völlig

fruchtlosen dresdner Konferenzen vom 23. December 1850 bis zum
18. Mai 1851 blieb die einfache Wiederherstellung des

Bundestages der einzige Ausweg; ja dieselbe musste sogar, bei

den weitergreifenden Machtbestrebungen Oesterreichs
,
schliesslich

noch als eine Wohlthat angesehen werden. Preussen beschickte

den Bundestag wieder am 14. Mai 1851, während seine frühem

1 Max Duncker, Vier Monate auswärtiger Politik. Mit Urkunden. Ber-

lin 1851.

2 Hauptquelle ist die Schrift: »Die Dresdner Konferenzen.« Mit Urkunden.

Berlin 1851. Die Beilagen enthalten reiches Material. Vergl. auch v. Kalten-
born, B. II. § 26, und Zöpfl, Grunds. B. I. § 199 mit § 145, 182, welchem zu

seiner Darstellung die stenographischen Berichte Vorgelegen haben.
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Unionsgenossen theils etwas früher
;

theils etwas später dasselbe

thaten. So war denn im Juni 1851 die vollständige Re-
stauration der alten Bundesverfassung von allen Re-
gierungen anerkannt.

§ 61 -

II. Die deutschen Einzelstaaten im Jahre 1848.

Der gewaltige Stoss der französischen Februarrevolution, wel-

cher den Bundestag umstürzte
,
wirkte auch auf die Verfassungs-

entwickelung der einzelnen deutschen Staaten tief umgestaltend ein.

Zwar blieb in Deutschland »die Revolution vor den Thronen ste-

hen«, aber der Bestand des deutsch-monarchischen Staatsrechts

wurde in vielen Staaten wesentlich alterirt. War bis jetzt überall,

besonders von Seiten der Bundesgewalt, das sog. monarchische

Prinzip vor allem betontworden, so stellte man jetzt die sog. Volks-

rechte an die Spitze der Verfassungen. Die Frankfurter Grund-

rechte mit ihren weitgehenden abstrakten Principien gingen zum
grossen Theile in die einzelnen Landesverfassungen über. Ueherall

rief die Furcht vor der lange geübten polizeilichen Willkür der ver-

gangenen Periode das Streben hervor, die Regierungsgewalt in

möglichst enge Schranken einzuschliessen, dagegen die Freiheit des

Individuums aufs höchste zu steigern. Die verderbliche Saat, welche

die Regierungen seit den Zeiten der Karlsbader Konferenzen in so

reichem Maasse ausgestreut hatten, ging jetzt auf einmal wuchernd

auf in dem Misstrauen der Völker, der politischen Unreife und dem
Unverstände der entfesselten Massen. Diese Erscheinungen traten

gerade da am stärksten hervor, wo der Absolutismus jeden

geistigen Aufschwung schonungslos unterdrückt und das Volk in

der vollsten politischen Unmündigkeit zurückgehalten hatte. So

offenbarte sich die ganze Fäulniss dieser Zustände am schlimm-

sten in Oesterreich. In jenem wunderbar zusammengefügten

Staatsbau der österreichischen Monarchie
,
wo die verschieden-

sten Nationalitäten und Kulturstufen nur durch die Dynastie zu

einer grossartigen Einheit verbunden waren, wo seit Jahrhunder-

ten mit der ganzen Unbeweglichkeit habsburgischer Ueberliefe-

rung regiert worden war, begann jetzt, unter furchtbaren revolutio-

nären Zuckungen
,
ein unreifes Experimentiren mit Verfassungen.

Eine vom Kaiser Ferdinand I.
,
nach Sturz des Metternich’schen

Regierungssystems, am 25. April 1848 nach dem Muster der belgi-

schen entworfene Verfassungsurkunde kam gar nicht zur Ausfüh-
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rung. Der sog. verfassungsgebende Reichstag zu Kremsier stellte

vielmehr einen andern Verfassungsentwurf auf. Ehe derselbe aber

zur Annahme gelangte, erfolgte die Auflösung jenes Reichstages

und Kaiser Franz Joseph I. oktroyirte die Reichsverfassung für

das Kaiserthum Oesterreich vom 4. März 1849. Allein diese Verfas-

sung wurde durch kaiserliches Patent vom 31. December 1851

beseitigt und damit die ganze konstitutionelle Staatsform wieder

aufgehoben. Oesterreich war damit wieder ein absoluter Staat.

Die neueste, an sich hoch interessante Verfassungsentwicklung

Oesterreich-Ungarns gehört nicht mehr in das'deutsche Staatsrecht,

da Oesterreich seit 1866 aus dem deutschen Staatensysteme geschie-

den ist.

Um so wichtiger ist die Verfassungsentwicklung des andern

Grossstaates, Preussens, welches jetzt an die Spitze des deut-

schen Bundesstaates getreten ist 1
. In Preussen wurde durch die

Märzrevolution die weitere Ausbildung des vereinigten Landtages

unterbrochen. Derselbe wurde noch einmal im April 1848 in Berlin

zusammenberufen. Mit seiner Zustimmung wurde »eine Versamm-

lung zur Vereinbarung der preussischen Staatsverfassung« berufen,

ohne erste Kammer
,
gewählt auf der damals beliebten, »breitesten

demokratischen Grundlage« nach dem Urwahlgesetze vom 8 . April

1848. Diese Versammlung trat am 22. Mai in Berlin zusammen und

liess, unter Beiseitelegung des Regierungsentwurfes, von einer

Kommission von 24 Mitgliedern einen neuen Verfassungsentwurf

ausarbeiten 2
,
von welchem jedoch nur die Eingangsformel und die

vier ersten Artikel zur Annahme gelangten
;
denn die Krone fand

sich bewogen, diese vielfach von Tumulten beunruhigte Versamm-

lung durch Botschaft vom 9. November nach Brandenburg zu ver-

legen und dieselbe bis zum 27. November zu vertagen. Als auch

dies zu keiner Verständigung führte, sah sich die Krone veranlasst,

unter Beseitigung des Vereinbarungsprincips, die Verfassungs-

urkunde vom 5 . December 1 848 zu oktroyiren, nebst dem Wahlgesetze

1 Vgl. besonders mein preussisch.es Staatsrecht B. I. § 33 : »Konstitutio-

nelle Anfänge in Preussen von 1848 bis auf die Gegenwart.« Ferd. Fischer,
Preussen am Abschlüsse der ersten Hälfte des XIX. Jahrhunderts. Geschicht-

liche, kulturhistorische, politische und statistische Rückblicke auf das Jahr 1849.

Berlin 1876.

2 K. F. Rauer, Protokolle der von der Versammlung zur Vereinbarung der

preussischen Verfassung ernannt gewesenen Verfassungskommission. Ber-

lin 1849.
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für die erste und zweite Kammer, unter Vorbehalt der Revision.

Das Wahlgesetz für die erste Kammer bestimmte einen massigen

Census, das für die zweite Kammer hielt das Kopfzahlsystem fest.

Die zur Revision bestimmten neuen Kammern wurden am 26. Fe-

bruar 1849 eröffnet 1
;
am 27. April 1840 erfolgte die Auflösung

und die Oktroyirung eines neuen Wahlgesetzes unter Zugrunde-

legung des bekannten Dreiklassensystems am 30. Mai 1849. Mit

den auf dieser Grundlage erwählten Revisionskammern wurde nach

langen und schwierigen Verhandlungen die Verfassungsur-
kundevom 31. Januar 1850 festgestellt und am 6. Februar vom
Könige und von den Kammern feierlich beschworen, sie bildet mit

manchen wichtigen Abänderungen und Ergänzungsgesetzen
,
unter

denen besonders das Gesetz vom 7. Mai 1853 nebst Verordnung vom
12. Oktober 1854 über die Zusammensetzung des Herrenhauses

hervorzuheben ist, dasjetztgiltige Staatsgrundgesetz der
preussischen Monarchie 2

. Die preussische Verfassung weicht

nach Form und Inhalt vielfach von den Verfassungsurkunden ab,

welche in Deutschland vor dem Jahre 1848 entstanden sind. Unver-

kennbar ist in ihrer ganzen Anordnung die Zugrundelegung der aus-

ländischen Schablone. Die nivellirenden demokratischen Tenden-

zen des Jahres 1848 mischten sich mit den absolutistisch -büreau-

kratischen Bestrebungen, welche in derZeit der Revisionskammern

bereits wieder zur Macht gelangt waren. Die radikalen Theorien der

Fortschrittsmänner von 1848 sind vielfach mit den Traditionen des

preussischen Beamtenstaates zu einem unorganischen Aggregate zu-

sammengewürfelt. Die Anschauungen des französischen Konstitu-

tionalismus haben auf die preussische] Verfassung viel stärker einge-

wirkt, als der Gedanke des deutschen Rechtsstaates 3
. Auch hat die

1 Vergl. besonders Ferd. Fischer, Geschichte der preussischen Kammer
vom 26. Februar bis zum 7. April 1849. Berlin 1849.

2 Die Materialien zur Geschichte der preussischen Yerfassungsurkünde
finden sich am vollständigsten bei L. v. Rönne, Die Yerfassungsurkünde für

den preussischen Staat vom 31. Januar 1850. III. Aufl. Berlin 1859. Eine
pragmatische Geschichte der preussischen Verfassungsurkunde ist bis jetzt noch
nicht geschrieben, obgleich eine solche eine fühlbare Lücke in der Erkenntniss
der preussischen und deutschen Staatsentwickelung ausfüllen würde.

3 In diesem Sinne giebt eine Kritik der preussischen Verfassung Geff-
ken, Die Reform der preussischen Verfassung. Leipzig 1871. Die Mängel der
preussischen Verfassung als einer sog. lex imperfecta hebt hervor E. v.

Stockmar in seinen scharfsinnigen »Studien über das preussische Staatsrecht«

in Aegidi’s Zeitschr. B. I. S. 196 ff. Die Idee des Rechtsstaates, im Gegen-
satz zu den Irrthümern des französischen Pseudokonstitutionalismus, hat mit be-
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bald folgende Reaktionsepoche nichts gethan, diese »lex imperfecta«

weiter zu bilden und die Phrasen der Grundrechte in wahre Boll-

werke einer rechtlich geordneten Freiheit zu verwandeln. Trotz aller

dieser Mängel der preussischen|Verfassung war es immerhin eine

grosse Thatsache, dassPreussen durch die Bewegung des Jahres 1848

in die konstitutionelle Staatsordnung eintrat und so dem preussischen

Volke die lange vorenthaltene Theilnahme an den öffentlichen An-
gelegenheiten gewährt wurde. Dadurch wurde der preussische

Staat zuerst auf den Boden der allgemeinen europäischen Staatsent-

wicklung gestellt und befähigt, die politische Führerschaft in

Deutschland zu übernehmen. Nur ein konstitutionelles Preussen

konnte ein deutsches Reich auferbauen.

Weniger wichtig sind die Veränderungen, welche das Jahr 1848

in den Verfassungen der ältern konstitutionellen Staaten, meist in ra-

dikalem Sinne herbeiführte, indem sie fast überall schnell wieder be-

seitigt worden sind. In Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden und

Hessen-Darmstadt bestehen die oben erwähnten konstitutionellen

Verfassungen noch in voller Kraft. Grösser waren die Umgestaltungen

in Hannover, wo König Ernst August, nach Umsturz des Staats-

grundgesetzes
,

sein Landesverfassungsgesetz vom 6. August 1840

oktroyirt hatte. Unter strengster Einhaltung aller verfassungsmässi-

gen Formen kam hier das Verfassungsgesetz vom 5. September

1848 zu Stande, welches wesentlich an das Staatsgrundgesetz von

1833 anknüpfte, mannigfach aber auch über dessen Bestimmungen

hinausging.

Ein wahres Chaos von Verwirrung zeigte sich aber in vielen

Kleinstaaten, besonders in denjenigen, wo bis dahin eine völ-

lige staatliche Indolenz geherrscht hatte. In diesen Ländchen,

welche meist wie Patrimonialherrschaften verwaltet worden waren,

in denen eine kleine Residenzstadt mit einer völlig abhängigen Be-

völkerung das städtische Element vertrat, während das platte Land

grossen Theils landesfürstliche Domaine war
,
traten in dieser Zeit

konstituirende Versammlungen auf, welche in diesen Duodezstaaten

die abstrakten naturrechtlichen Grundsätze der Rousseau’schen

Staatslehreins Leben führen wollten. Wenn man in Dessau, Son-

dershausen und anderwärts kühn proklamirte : »Die Regierungsform

ist die demokratisch-monarchische, alle Gewalt gehtvom Volke aus«,

sonderer Klarheit und Energie seit Jahren Rudolf Gneist vertreten, besonders

in seiner Schrift »Der Rechtsstaat«. I. Aufl. Berlin 1872. II. Auf! . Berlin 1879.
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so glaubte man damit in kindischer Verblendung »den festen Grund-

stein für die Freiheit der Völker gelegt und das wahre Glück aller

Staatsgenossen für alle Zukunft gesichert zu haben«. Diese Verfas-

sungsexperimente des Jahres 1848 mit ihren radikal-demokratischen

Principien, für deren Verwirklichung geradezu alle Grundbedingun-

gen im Lande und in der Bevölkerung fehlten, sind als der Höhepunkt

jener Unklarheit und BegriffsVerwirrung zu betrachten, welche ein-

mal mit zur Signatur des Jahres 1848 gehört.

Fünftes Kapitel.

Die Restaurationsepoche von 1851— 1866.

§ 62.

Die Thätigkeit des wiederbergestellten Bundestages.

Die Thätigkeit der wiederhergestellten Bundesversammlung be-

wegte sich bald wieder in den alten Bahnen. So forderte ein Bun-

desbeschluss vom 23. August 1851 die Regierungen auf: »die in den

einzelnen Bundesstaaten seit dem Jahre 1848 getroffenen staatlichen

Einrichtungen und erlassenen gesetzlichen Bestimmungen einer sorg-

fältigen Prüfung zu unterwerfen und dann, wenn sie mit den Grund-

gesetzen des Bundes nicht in Einklang stehen
,
diese nothwendige

Uebereinstimmung ohne Verzug, d. h. selbst mit Umgehung des

gesetzlichen landesverfassungsmässigen Weges, wiederherzustellen«,

(v. Meyer B. II. S. 560) . In dieser Richtung erfolgten dann weitere

specielle Bundesbeschlüsse in Betreff der Verfassungen von Kur-

hessen, Bremen, Frankfurt am Main. Ein Bundesbeschluss vom
23. August 1851 setzte die Grundrechte des deutschen Volkes ausser

Kraft. Ein Bundesbeschluss vom 31. December 1851 verfügte die

Auflösung der deutschen Flotte. Dann folgten die Bundesbe-

schlüsse zur Verhinderung des Missbrauchs der Pressfreiheit vom
6. Juli 1854 und zur Aufrechterhaltung derj gesetzlichen Ordnung
und Ruhe im deutschen Bunde, insbesondere das Vereinswesen

betreffend, vom 13. Juli 1854 (v. Meyer II S. 605).

§ 63 .

Reaktionsperiode in den Einzelstaaten.

Bald legte sich der hochgehende Strom der Volksbewegung.

Auf die unnatürliche Erregung folgte im Volke die tiefste politische
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Abspannung, bei den Regierungen auf die Zeit der weitgehendsten

Koncessionen die heftigste und ungeduldigste Reaktionsperiode,

deren Absicht dahin ging
,
unter Beseitigung aller »Märzerrungen-

schaften« den staatsrechtlichen Zustand vollständig zu restauriren,

wie er vor dem Jahre 1848 bestanden hatte. Materiell genommen
waren keineswegs alle legislativen Neugestaltungen des Jahres 1848

übereilt und ungesund. Viele jener Gesetze begründeten wirklich

einen längst gebotenen Fortschritt im staatlichen, socialen und
wirtschaftlichen Leben des Volkes, vor allem die Gesetze, wrelche

sich bezogen auf : die Beseitigung der Frohnden
,
des Jagdregals,

der Patrimonialgerichte, die erleichterte Ablösung der bäuerlichen

Lasten, die Trennung von Justiz und Verwaltung, die Aufhebung der

Censur, die grössere Selbständigkeit der Gemeinden
,

die stärkere

Garantie der persönlichen Freiheit gegen polizeiliche Willkür u. s. w.

Trotzdem wurden viele dieser wirklich erspriesslichen Grundsätze,

oft nur wegen ihres Ursprungs
,
durch den blinden Eifer der Reak-

tionsperiode über den Haufen geworfen. In Mecklenburg wurde,

infolge des Freienwalder Schiedsrichterspruches vom 12. September

1850, das freilich mannigfach der Revision bedürftige Staatsgrund-

gesetz vom 10. Oktober 1849 aufgehoben und der ganze alte und

veraltete Zustand wiederhergestellt, aus welchem Mecklenburg sich

bis auf den heutigen Tag nicht hat herausarbeiten können.

Noch schlimmer waren aber die formellen Rechtsverletzun-

gen, deren sich manche Regierungen bei der Aufhebung der Ver-

fassungen und Gesetze des Jahres 1848 schuldig machten. Die

meisten dieser Verfassungen und Gesetze waren in formell rechts-

gültiger Weise zu Stande gekommen, d. h. unter Zustimmung' des

Regenten und der bestehenden landständischen Vertretungen.

Wollten die Regierungen nun legitim zu Werke gehen, so durften

sie auch diese Verfassungen nur auf verfassungsmässigem Wege ab-

ändern, besonders von denjenigen Auswüchsen befreien, welche mit

einem gesunden Staatsleben unverträglich sind. Bei der völlig ver-

änderten Stimmung des Volkes, bei den vielen 1 egalen Mitteln

der Einwirkung, welche jeder Regierung zu Gebote stehen, war mit

Ausdauer und Konsequenz eine Revision auf legitimem Wege über-

all zu erreichen, wo eine Regierung ihrem Volke mit gutem Willen

entgegenkam. Durch Einhaltung des gesetzlichen Weges haben

allerdings nicht wenige Regierungen sich das Vertrauen ihres \ olkes

erhalten und die so werthvolle Kontinuität des Rechtszustandes be-

hauptet, wie dies z. B. in Sachsen-Weimar, Koburg-Gotha, Olden-
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bürg, Braunschweig geschehen ist. Gewiss haben diese Regierungen

für die so nothwendige Stärkung des Rechtsbewusstseins im Volke

mehr gethan, als jene Verehrer des Staatsstreichs und der Ordon-

nanzen, welche die Ansicht aussprachen: »dass diese durch den

revolutionären Zeitgeist ins Leben gerufenen Zwischenzustände,

trotz ihrer vermeintlichen Rechtsformen
,
auf die Ehre einer in ver-

fassungsmässiger Wirksamkeit stehenden Verfassung keinen An-
spruch machen könnten«. Am schlimmsten war es, dass man sich

des reaktivirten Bundestages bediente, um Verfassungen und Gesetze

durch ein Diktat von Frankfurt zu beseitigen, wenn man deren ver-

fassungsmässige Revision nicht gleich beim ersten Anlaufe durch-

setzen konnte. Man legte bei diesem Verfahren der Bundesgewalt

eine wahrhaft autokratische Machtvollkommenheit, eine plenitudo

potestatis, bei, welche den Fundamentalsätzen des Bundesrechtes

schnurstracks widersprach. Bei dem Mangel aller positiven bundes-

rechtlichen Normen über die Grundlagen einer deutschen Landes-

verfassung war es jetzt völlig der willkürlichen Interpretation über-

lassen, welche Grundsätze einer Verfassung man für bundeswidrig

erklären wollte; ja man ging so weit, durch einen Gewaltstreich

g a n z e Verfassungen wegen einzelner darin befindlicher, angeb-
lich bundeswidriger Bestimmungen umzustürzen. Das schlimmste

Beispiel dieser reaktivirten Bundesthätigkeit bietet uns Kur-
hessen, wo die Bundesversammlung durch Bundesbeschluss vom
27. März 1852 die Verfassungsurkunde vom 5. Januar 1831 »in

ihrem wesentlichen, jedoch von dem übrigen nicht wohl zu trennen-

den Inhalte«, als mit den Grundgesetzen des Bundes nicht verein-

bar ausser Wirksamkeit setzte, und den Kurfürsten aufforderte, »eine

den Verhandlungen der Bundeskommission entsprechende Ver-

fassung ohne Zögerung als Gesetz zu publiciren«. Auf diese völlig

widerrechtliche Aufforderung hin verkündigte der Kurfürst am
13. April 1852 eine sog. Verfassungsurkunde, welche aber bei dem
festen Rechtssinn des hessischen Volkes, ebensowenig wie ein ande-

rer von der kurfürstlichen Regierung vorgelegter Verfassungsentwurf

vom 30. Mai 1860, die Zustimmung irgend einer hessischen Volks-

vertretung erlangen konnte. Es war ein später, aber doch erfreu-

licher Triumph des Rechtes, dass auf den Antrag der badischen
Regierung vom 4. Juli 1861, unter Preussens machtvoller Unter-

stützung, durch Bundesbeschluss vom 24. Mai 1862 die unrechtmässig

aufgehobene Verfassung vom 5. Januar 1831 nebst den abändernden

Gesetzen von 1848 und 1849 wieder ins Leben gerufen werden und
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die Bundesversammlung somit ihr eigenes widerrechtlichesYerfahren

eingestehen musste 4
. Eine gleiche Genugthuung wurde dem han-

noverschen Volke nicht zu Theil, wo das verfassungsmässige Lan-

desrecht in ebenso widerrechtlicher Weise gebrochen worden war,

wie in Kurhessen.

Gegen das in streng verfassungsmässiger Weise zu Stande ge-

kommene Yerfassungsgesetz vom 5. September 1848 begannen die

Ritterschaften schon im Jahre 1851 ihre Umtriebe, welche schliess-

lich zu Beschwerden bei dem wiederhergestellten Bundestage führ-

ten. Diesen gegenüber nahm die königlich hannoversche Regierung

lange eine ablehnende Haltung ein
,
bis auch hier eine vollständige

Wandelung in der politischen Haltung eintrat, welche die Regie-

rung selbst den ritterschaftlichen Beschwerden geneigt machte und

die verhängnisvollen Bundesbeschlüsse vom 12. und 19. April pro-

vocirte, wodurch die Regierung ermächtigt wurde, ohne Einhaltung

des verfassungsmässigen Weges, die im Ausschussberichte als bun-

deswidrig hezeichneten oder damit in untrennbarem Zusammenhänge

stehenden Bestimmungen des Gesetzes vom 5. September 1848 zu

beseitigen und die hierauf bezüglichen Bestimmungen des Landes-

verfassungsgesetzes von 1840 wiederherzustellen. Mit der könig-

lichen Proklamation vom 1 . August 1855 »betreffend die Veränderung

des Verfassungsgesetzes vom 1. August 1855« begann eine aber-

malige Zerstörung des ganzen öffentlichen Rechtszustandes in Han-
nover, welche dem ersten Verfassungsbruche von 1837 an rechtloser

Willkürlichkeit nichts nachgab. Es zeugte von dem tiefen Barome-

terstand des damaligen Rechtsbewusstseins
,
dass nur eine einzige

Stimme im Schoosse der Bundesversammlung sich gegen diese Be-

schlüsse erklärte 2
. Die Willkür triumphirte über das Recht. Aber

die Nemesis blieb auch hier nicht aus, wenn sie auch noch ein Jahr-

zehnt auf sich warten liess.

1 Die Erklärung der badischen Regierung findet sich im Staatsarch. B I.

1861. Nr. 24. S. 93. Die gründliche Denkschrift, wodurch dieser Antrag staats-

rechtlich gerechtfertigt wurde, ist von R. v. Mo hl, damaligem badischen Bun-
destagsgesandten.

2 Vergleiche das von mir ausgearbeitete Votum »in Beschwerdensachen der

Ritterschaften und Landschaften des Königreichs Hannover wegen Abänderung
der Provincialverfassungen und Entziehung der Standschaft in der ersten

Kammer.« Ein Beitrag zur Geschichte des zweiten hannoverschen Verfassungs-

bruches im Jahre 1855. In meiner Praxis des Staats- und Privatrechtes. Leipzig

1876. Nr. VI. S. 243 ff.
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§64.
Letzte misslungene Versuche einer Bundesreform, besonders das

österreichische Reformprojekt von 1863.

Nach den fehlgeschlagenen Versuchen des Jahres 1848 blieb

die Reform des Bundes lange Zeit der officiellen Tagesordnung fern.

Der von Sachsen vorgelegte Reformplan vom 15. Oktober 1861,

welcher wesentlich auf Herstellung einer ständischen Delegirtenver-

sammlung am Bunde
,

eines Bundesgerichtes und einer aus drei

Bundesgliedern bestehenden Exekutive gerichtet war, rief zwar einen

lebhaften Notenwechsel hervor, blieb aber bei den völlig auseinan-

dergehenden Ansichten der deutschen Regierungen ohne allen

praktischen Erfolg (Staatsarch. 1861. N. 164; 1862 Nr. 175.

176). Ebenso wurde der Antrag von 8 Staaten (sog. Würzburgern)

vom 14. August 1862 auf Bildung einer ständischen Delegirtenver-

sammlung am Bunde, besonders zur Berathung allgemeiner Gesetz-

entwürfe über Civilprocess und Obligationenrecht am 22. Januar

1863 von der Majorität der Bundesversammlung abgelehnt (G. v.

Meyer, B. III. S. 299— 335).

Im Sommer 1863 wurde Deutschland durch ein österreichi-

sches Reformprojekt überrascht 1
. Anfangs August ergingen

die Einladungen des Kaisers von Oesterreich an alle regierenden

deutschen Fürsten und die vier freien Städte zur Abhaltung eines

Fürstentages zu Frankfurt am Main, welchen Preussen indessen zu

beschicken ablehnte. Der österreichische Entwurf enthielt eine voll-

ständige Umgestaltung der bestehenden Bundesverfassung. Als

neue Bundesorgane wurden vorgeschlagen : ein Direktorium aus

5 Mitgliedern (Oesterreich, Preussen, Bayern und zwei der am 8.9.

und 10. Armeecorps betheiligten Souveräne), welchem die gesammte

vollziehende Gewalt und völkerrechtliche Vertretung des Bundes

zustehen sollte, ein Bundesrath aus den Bevollmächtigten der

17 Stimmen des engern Rathes, wozu noch zwei neue, Oesterreich

und Preussen beizulegende Stimmen kommen sollten, eine Ver-
sammlung der Bundesabgeordneten, welche ans 300 von

den Vertretungskörpern der Einzelstaaten gewählten Bundesabge-

1 Klüpfel, Einheitsbestrebungen B. I. S. 303— 315. Enthüllungen [an

das deutsche Volk über das Fürstenparlament. Brüssel und Leipzig 1863. Den
äusseren Hergang des Fürstenkongresses schildert Ludwig Robert (v. Oertzen),
Federzeichnungen aus Frankf. a. M. Preuss. Jahrbücher. 1871. Juliheft. Der
beste und vollständigste Abdruck ;der betreffenden Aktenstücke und der Proto-

kolle des Fürstentages findet sich in Aegidi’s und Klauhold’s Staatsarchiv
B. VIII. (1865). S. 63—226.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 10



146 II. «*Geschichtl. Entwickelung des staatl. Rechtszustandes in Deutschland.

ordneten bestehen
,
in ihren Befugnissen aber sehr beschränkt sein

sollte
,
endlich eine Fürstenversammlung und ein Bundes-

gericht. Die Absicht Oesterreichs, eine allgemeine Annahme sei-

ner Vorschläge sofort durchzusetzen, schlug fehl. Es wurden ver-

schiedenartige Abänderungsvorschläge gemacht und angenommen,

aber auch für diesen so revidirten Entwurf (Staatsarchiv a. a. O.

S. 179 fg.) wurde keine unbedingt bindende Erklärung abgegeben;

selbst von Seiten der Zustimmenden erfolgte der Beitritt nur unter

Voraussetzung der allgemeinen Annahme des Entwurfes. Den ent-

scheidenden Ausschlag gab aber die Erklärung des Königs von

Preussen vom 22. September 1863, worin er die Ablehnung des

ganzen Reformprojektes aufs bestimmteste aussprach, »weil er in dem
Entwürfe nicht den Ausdruck der wirklichen Verhältnisse und Be-

dürfnisse zu erkennen vermöge« (Staatsarch. a. a. O. S. 212.

Nr. 1768). Als unumgängliche Vorbedingung für seinen Beitritt

stellte der König von Preussen folgende drei Postulate: 1) ein Veto

Oesterreichs und Preussens gegen alle Kriegserklärungen
,
insofern

nicht das Bundesgebiet angegriffen wird
; 2) die volle Gleichberech-

tigung Preussens mit Oesterreich im Präsidium; 3) eine wahre, aus

direkter Betheiligung der ganzen Nation hervorgehende National-

vertretung. Die Ablehnung selbst wurde motivirt durch eine ein-

gehende Denkschrift des gesammten Staatsministeriums vom 15. Sep-

tember 1863 (Staatsarchiv S. 206. Nr. 1767). So scheiterte auch

dieser Reformversuch des Bundes auf grossdeutscher Grundlage

und verlief sich spurlos in dem Sande der Nürnberger Minister-

konferenzen.

Sechstes Kapitel.

Die staatsrechtliche Krisis des Jahres 1866 und die Auf-

hebung des deutschen Bundes 1
.

§ 65 .

Der deutsche Krieg des Jahres 1866.

War durch diese unumwundene Ablehnung des österreichischen

Reformprojekts die Spannung zwischen Oesterreich und Preussen

auf äusserste getrieben, so führte die durch den am 15. November

1 Vergleiche meine ausführliche Darstellung dieser Ereignisse in der Ein-

leitung Kap. VII. Auch als besondere Schrift erschienen : Die Krisis des deut-
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1863 erfolgten Tod des Königs von Dänemark, Friedrichs VII.
,
akut

gewordene schleswig-holsteinische Frage die beiden Grossmächte

auf eine Zeit lang wieder zusammen und dieselben nahmen gemein-

sam, lediglich als europäische Grossmächte, die Sache Schleswigs in

die Hand. NachdemDänemark die Zurücknahme der mit den Verab-

redungen von 1851/52 in Widerspruch stehenden Massregeln in Be-

treff Schleswigs verweigert hatte
,
rückten die verbündeten Armeen

im Januar 1864 in Schleswig ein. Die anfangs beabsichtigte blosse

»Pfandnahme« führte durch den Widerstand Dänemarks zu einem

wirklichen Kriege, welcher mit dem Wiener Frieden vom
30. Oktober 1 8 64 (St aatsarchiv B. VII. S. 322) endigte, in

welchem Dänemark die drei Herzogthümer Schleswig, Holstein und

Lauenburg an die verbündeten Monarchen von Preussen und Oester-

reich abtrat, »en s’engageant äreconnaitre les dispositions, que Leurs

dites Majestes prendront ä l’egard de ces duches«. Aber gerade die-

ser gemeinsame Besitz der eroberten Lande war der Keim neuer

schwerer Konflikte. Während Preussen, bei allen möglichen Kom-
binationen über die Zukunft der Herzogthümer, daran festhielt, dass

dieselben durch feste Verträge dem militärischen, diplomatischen

und merkantilen System Preussens für alle Zeiten eingefügt werden

müssten, begünstigte Oesterreich, im Einverständnisse mit den

deutschen Mittelstaaten, immer mehr die Schöpfung eines völlig

unabhängigen Staates unter der Herrschaft des Herzogs von Schles-

wig-Holstein-Sonderburg-Augustenburg.

Schon im Sommer 1865 drohte der Konflikt zwischen Oester-

reich und Preussen zum kriegerischen Zusammenstosse zu führen,

doch wurde derselbe noch einmal durch die sog. Gasteiner Kon-
vention vom 14. August 1865 vertagt (Staatsarch. B. IX.

S. 288), kraft deren »die Ausübung der von beiden Mächten ge-

meinsam erworbenen Hoheitsrechte, unbeschadet der Fortdauer

dieser Rechte beider Mächte an der Gesammtheit beider Herzog-

thümer
,
in Bezug auf Schleswig auf Preussen, in Bezug auf Hol-

stein auf Oesterreich übertragen wurde.« Das Herzogthum Lauen-
burg wurde definitiv an den König von Preussen abgetreten. Bald

trat aber der verschiedene Standpunkt der beiden Mächte in der

schleswig-holsteinischen Frage wieder hervor, indem Oesterreich die

Entscheidung derselben in die Hände des deutschen Bundes legen,

Preussen dieselbe lediglich im Einverständnisse mit Oesterreich

sehen Staatsrechtes.« Leipzig 1867, besonders jetzt auch H. Klüpfel, Ge-
schichte der deutschen Einheitsbestrebungen. B. II. 1866— 1871.

10 *
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regeln wollte. Am 1. Juni erklärte Oesterreich in der Bundesver-

sammlung, »dass es in dieser gemeinsamen Angelegenheit alles

Weitere den Entschliessungen des Bundes anheimgehe, welchen

von Oesterreich bereitwilligste Folge gesichert sei.« Zu gleicher Zeit

berief die holsteinische Statthalterschaft einseitig die holsteinische

StändeverSammlung ein. Darin sah Preussen die ausdrückliche

Lossagung vom Gasteiner Vertrage. Am 7. Juni rückten preussische

Truppen »zur Wahrung der Kondominatsrechte« in Holstein ein.

Am 12. Juni räumte die österreichische Statthalterschaft unter Pro-

test gegen diesen angeblichen Gewaltakt Holstein mit ihren

Truppen. An demselben Tage brach Oesterreich die diplomatischen

Verhandlungen mit Preussen ab. Es kam Oesterreich nun darauf

an, den deutschen Bund auf seine Seite zu ziehen und den Krieg zu

einem Bundeskriege gegen Preussen zu stempeln. Diesem Zwecke

sollte der am 11. Juni 1866 gestellte österreichische Antrag auf Mo-
bilmachung sämmtlicher nicht preussischer Bundesarmeecorps die-

nen, welcher stillschweigend eine Kriegserklärung gegen Preussen

in sich schloss. Vor der schon auf den 14. Juni anheraumten Ab-

stimmung legte Preussen gegen jede geschäftliche Behandlung

dieses »formell und materiell hundeswidrigen« österreichischen An-

trages Protest ein. Trotzdem erfolgte die Abstimmung und es

wurde der österreichische Antrag mit einer geringen Mehrheit von

9 gegen 7 Stimmen angenommen. Unmittelbar darauf erklärte der

preussische Gesandte im Namen seines Königs, »dass Preussen
den bisherigen Bundesvertrag für gebrochen und des-

halb nicht mehr verbindlich ansieht, denselben viel-

mehr als erloschen betrachten und behandeln wird«.

Preussen hatte schon vor Annahme dieses Beschlusses den einzelnen

Bundesgliedern erklärt, »dass die Annahme des österreichischen An-

trags von Preussen als Kriegserklärung behandelt werden werde.«

Die an Hannover, Sachsen und Kurhessen gerichteten sog. »Somma-

tionen« blieben ohne Erfolg. Darauf erklärte Preussen diesen

Fürsten den Krieg, besetzte ihre Hauptstädte und dann ihre ganzen

Gebiete. Am 1 7 . Juni erliess der Kaiser von Oesterreich das Kriegs-

manifest, am 18. Juni proklamirte der König von Preussen den

Krieg gegen Oesterreich. Am 23. Juni marschirten die Preussen in

Böhmen ein. Auf eine Reihe siegreicher Gefechte folgte' die ent-

scheidende Schlacht von Königgrätz am 3. Juli 1866. Ganz Böhmen
und Mähren war in preussischen Händen. Ein Waffenstillstand

hemmte am 21. Juli den Siegeslauf der Preussen vor den Thoren
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Wiens. In gleicher Weise warf Preussen im westlichen Deutsch-

land alle seine Gegner nieder. Nassau, Hessen-Darmstadt, ein

Theil von Württemberg, Baden und Bayern wurden besetzt. Am
16. Juli rückten die Preussen in Frankfurt a. M. ein. Das grosse

Gottesgericht des Jahres 1866 hatte gegen Oesterreich und den Bund
entschieden. Das Schicksal Deutschlands lag in Preussens Händen.

§ 66 .

Die deutschen Friedensschlüsse des Jahres 1866 J
.

Am 26. Juli 1866 kam ein Präliminarfriedensvertrag
zwischen Preussen und Oesterreich zu Nikolsburg zu Stande, auf

welchen dann der definitive Friedensvertrag zu Prag am 23. August

1866 folgte (Staatsarch. B. IX.) . Von dessen Bestimmungen sind be-

sonders folgende von bleibender Bedeutung für die staatsrechtliche

Neugestaltung Deutschlands. Prager Frieden Art. IV. »Seine

Majestät der Kaiser von Oesterreich erkennt die Auf-
lösung des bisherigen deutschen Bundes an und giebt

Seine Zustimmung zu einer Gestaltung Deutschlands
ohne Betheiligung des österreichischen Kais er Staates.

Ebenso verspricht Sr. Majestät das engere Bundesverhältniss anzu-

erkennen
,
welches Sr. Majestät der König von Preussen nördlich

von der Mainlinie begründen wird, und erklärt sich damit einver-

standen, dass die südlich von dieser Linie gelegenen deutschen

Staaten in einen Verein treten, dessen nationale Verbindung mit

dem norddeutschen Bunde der näheren Verständigung zwischen bei-

den Vorbehalten bleibt.« Art. VI : »Auf den Wunsch Sr. Majestät des

Kaisers von Oesterreich erklärt Sr. Majestät der König von Preussen

sich bereit, bei den bevorstehenden Veränderungen in Deutschland

den gegenwärtigen Territorialbestand des Königreichs Sachsen in

seinem gegenwärtigen Umfange bestehen zu lassen, indem Er sich

dagegen vorbehält, den Beitrag Sachsens zu den Kriegskosten und

die künftige Stellung des Königreichs Sachsen innerhalb des nord-

deutschen Bundes durch einen mit Sr. Majestät dem Könige von

Sachsen abzuschliessenden Friedensvertrag besonders zu regeln.

Dagegen verspricht Sr. Majestät der Kaiser von
Oesterreich, die von Sr. Majestät dem Könige von

1 Vergleiche meine im August 1866 zu Breslau erschienene kleine Schrift:

»Die Friedensbestimmungen in ihrem Verhältnisse zur Neugestaltung Deutsch-

lands, geschichtlich und politisch erörtert.«
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Preussen in Nor ddeut schland herzustellenden neuen
Einrichtungen, einschliesslich der Territorial Ver-

änderungen anzuerkennen.«
Durch A. IV. des Prager Friedens wurde jener unheilvolle

Dualismus im deutschen Staatensystem endlich gelöst, welcher das

deutsche Reich gesprengt und jede Reform des deutschen Bundes

bisher verhindert hatte. Erst das durch einen jahrhundertelangen

staatsrechtlichen und kulturgeschichtlichen Process vorbereitete

Ausscheiden Oesterreichs (S. 73) aus dem deutschen Staatenverbande

machte einen kräftigen und einheitlichen Neubau möglich, indem

nun in Preussen ein fester Mittelpunkt für die Neukonstituirung

Deutschlands gegeben war. Während indessen die frühem von Preus-

sen ausgehenden Einigungsversuche immer das ganze*ausser-
österreichische Deutschland umfasst hatten, trittjetzt zum ersten

Male die Beschränkung des unter Preussens Leitung zunächst zu

bildenden
,
engern Bundesverhältnisses auf das nördlich von der

Mainlinie gelegene Deutschland in bestimmter Weise auf. Welche

politischen Motive die vorläufige Beschränkung des engern bundes-

staatlichen Verhältnisses auf Norddeutschland herbeigeführt haben,

ist hier nicht weiter zu erörtern. Rechtlich steht nur soviel fest,

dass Oesterreich sich verpflichtet hatte, auf seine Betheiligung

an dem deutschen Bundesverhältnisse zu verzichten und einen auf

Norddeutschland beschränkten
,
von Preussen zu bildenden engern

Bundesstaat anzuerkennen. Eine Verpflich t u n

g

Preussens,

seine Bundesbestrebungen niemals über die Mainlinie auszudehnen,

war in Art. IV ebensowenig ausgesprochen, als eine Verpflichtung

der süddeutschen Staaten, einen süddeutschen Bund abzu-

schliessen, welcher, als ein blos in Napoleon’ s Kopf entstandener

Gedanke, auch in Süddeutschland wenig Anklang fand und niemals

ernstlich in Aussicht genommen wurde. Nur hatte sich Preussen

Oesterreich gegenüber verpflichtet, keine Zwangsmassregeln anzu-

wenden
,
um die süddeutschen Staaten in ein engeres Bundesver-

hältniss zu ziehen 1
. Während so Oesterreich seinen süddeutschen

Verbündeten eine nicht unwichtige Garantie ihrer Selbständigkeit

und völkerrechtlichen Willensfreiheit ausgewirkt hatte, überliess es

durch A. VI Norddeutschland ganz dem Belieben des Siegers und
versprach, alle dort vorzunehmenden Einrichtungen, einschliesslich

1 Ueber die rechtliche Tragweite dieser Bestimmungen vergl. besonders
K. L. Aegi di’ s Aufsatz »über die völkerrechtlichen Grundlagen einer neuen Ge-
staltung Deutschlands« im IV. Hefte der Zeitschr. für deutsches Staatsrecht.
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der Territorialveränderungen anzuerkennen. Dadurch waren die

beabsichtigten Einverleibungen der eroberten norddeutschen Ge-

biete im voraus von Oesterreich anerkannt. Nur zu Gunsten Sach-

sens wurde stipulirt, dass dieses Königreich in seinem Territorial-

bestand aufrecht erhalten und mit ihm ein besonderer Friedensver-

trag, in Betreff seiner Stellung innerhalb des norddeutschen Bundes,

abgeschlossen werden sollte. Auch trat Oesterreich alle aus dem

Wiener Frieden vom 30. Oktober 1864 erworbenen Rechte auf die

Herzogthümer Holstein und Schleswig an Preussen ab.

Nachdem so die beiden kriegführenden Hauptparteien Frieden

geschlossen hatten, folgten die Friedensschlüsse Preussens mit den

süddeutschen Staaten, mit Württemberg am 13. August (Staatsarch.

XI S. 182), Bayern am 22. August (S. 184), Baden am
17. August (S. 188), Hessen-Darmstadt am 3. September (S. 190).

Von bleibendem staatsrechtlichem Interesse ist in diesen Ver-

trägen nur der Artikel, womach die süddeutschen Fürsten sich ver-

pflichten: »dieBestimmungen des zwischenPreussen und Oesterreich

zu Nikolsburg am 26. Juli abgeschlossenen Präliminarvertrages an-

zuerkennen und denselben beizutreten, so weit sie die Zukunft
Deutschlands betreffen«. Damit erkannten diese Fürsten die

Aufhebung des deutschen Bundes, das Ausscheiden Oesterreichs

aus Deutschland
,
die Bildung eines norddeutschen Bundes durch

Preussen, ebenso die TerritorialVeränderungen und Annexionen in

Norddeutschland als rechtsbeständig an. Ausserdem verpflichtete

sich Hessen-Darmstadt, mit seinen nördlich des Mains gelegenen

Gebietstheilen in den von Preussen zu bildenden norddeutschen

Bund einzutreten. Eine gleiche Verpflichtung des Beitritts und

zwar für ihr ganzes Gebiet müssen diejenigen mit Preussen in

Kriegszustand befindlich gewesenen Fürsten, deren Staaten nördlich

vom Main liegen, in den Friedensverträgen übernehmen, so Reuss
ä. Linie am 26. September (Staatsarch. a. a. O. S.402), so Sach-
sen-Meiningen am 8. Oktober (S. 405), so endlich das König-
reich Sachsen am 26. Oktober. Damit war der längst thatsäch-

lich sistirte Kriegszustand beendet und der Frieden in Deutschland

auch rechtlich überall wieder hergestellt.

§67.

Die preussischen Einverleibungen.

Mit dem Könige von Hannover
,
dem Kurfürsten von Hessen,

dem Herzoge von Nassau und der Stadt Frankfurt am Main, welche
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sich als die hartnäckigsten Gegner der deutschen Politik Preussens

hervorgethan, schloss Preussen keinen ausdrücklichen Frieden, son-

dern verleibte deren kriegerisch besetzte und eroberte Gebiete dem
preussischen Staate ein. Durch ein Gesetz vom 20. September wur-
den das Königreich Hannover, das Kurfürstenthum Hessen, das Her-
zogthum Nassau und die freie Stadt Frankfurt für immer mit der

preussischen Monarchie vereinigt, doch sollte die preussische Ver-

fassung in diesen Landestheilen erst am 1. Oktober 1867 in Kraft

treten. Ein gleichlautendes Gesetz wurde am 24. December für die

Herzogtümer Schleswig-Holstein publicirt. Das 1865 von der

Krone Preussen erworbene Herzogthum Lauenburg blieb vorläufig

in blosser Personalunion mit dem preussischen Staate. Somit sind

aus der Reihe der ehemaligen Bundesstaaten fünf verschwunden

:

das Königreich Hannover
,
das Kurfürstenthum Hessen

,
das Her-

zogthum Nassau
,
die freie Stadt Frankfurt am Main und das Her-

zogthum Holstein nebst Lauenburg. Der ganze Zuwachs des preussi-

schen Staatsgebietes durch diese sog. Annexionen und einzelne

kleine Abtretungen von Seiten Bayerns und Hessen-Darmstadts

betrug 1308 Quadratmeilen mit einer Volkszahl von 4,815,000 Ein-

wohnern. Zu den acht ältern preussischen Provinzen traten drei

neue : Hannover, Hessen-Nassau und Schleswig-Holstein. Erst das

so territorial abgerundete Preussen war befähigt, seine grosse natio-

nale Aufgabe mit Sicherheit hinauszuführen.

§ 68 .

Ende des deutschen Bundes.

Nachdem Preussen am 14. Juni seinen Austritt aus dem Bunde

erklärt hatte, folgten seinem Beispiele bald einige kleinere nord-

deutsche Regierungen, so Oldenburg, Lippe-Detmold, Sachsen-

Altenburg, Anhalt u. a. m. Mit dem siegreichen Vordringen Preus-

sens im Osten und Westen mehrte sich die Zahl der austretenden

Bundesglieder von Woche zu Woche. Am 3. Juli waren noch 13

Bundesglieder vertreten. Da diese 13 Bundesglieder aber meist In-

haber von Virilstimmen waren, so hatte der Bundestag immer noch

die 9 zur Beschlussfassung nöthigen Stimmen im engern Rath
;
eine

Plenarversammlung war dagegen schon damals wegen Mangels der

nöthigen Stimmen nicht mehr zusammenzubringen. Am 11. Juli

fasste die Bundesversammlung den Beschluss
,
ihren Sitz proviso-

risch nach Augsburg zu verlegen. Diese Uebersiedelung fand am
14. Juli statt. Am 2. August erklärte Baden seinen Austritt, am
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4. Braunschweig. Am 24. August trat der Best des Bundestages,

unter Vorsitz des österreichischen Präsidialgesandten
,
zum letzten

Male zusammen und beschloss : »nachdem in Folge der Kriegsereig-

nisse und FriedensVerhandlungen der deutsche Bund als aufgelöst

betrachtet werden muss
,
seine Thätigkeit mit der heutigen Sitzung

zu beendigen, auch hiervon die hei ihm beglaubigten Vertreter aus-

wärtiger Regierungen zu benachrichtigen«. Damit war nicht nur die

Bundesversammlung, als Organ des deutschen Bundes, beseitigt,

sondern auch dieser hatte rechtlich und thatsächlich sein Ende er-

reicht, indem sämmtliche Mitglieder die Auflösung desselben in den

Friedensverträgen ausdrücklich ausgesprochen und anerkannt hat-

ten. Eine Anerkennung dieser Auflösung durch alle europäischen

Grossmächte erfolgte schliesslich im Londoner Vertrag vom 1 1 . Mai

1867.

Siebentes Kapitel.

Die Gründung des norddeutschen Bundes 1
.

§ 69 -

Die ersten Kundgebungen der deutschen Politik des Grafen
Bismarck.

Nachdem Otto Eduard Leopold von Bismarck-
Schönhausen 2 (geh. am 1. April 1815) am 24. September 1862

als Ministerpräsident an die Spitze der Geschäfte in Preussen ge-

treten war
,
suchte er zunächst eine klare Auseinandersetzung mit

Oesterreich über das gegenseitig zu achtende Machtgebiet herbei-

zuführen. Da ein derartiger Verständigungsversuch, wie vorauszu-

sehen war, ohne Erfolg blieb, so trat Bismarck von nun an der öster-

reichisch-mittelstaatlichen Politik am Bundestage mit folgerichtiger

1 Eine ausführliche Darstellung der Entstehungsgeschichte des norddeut-

schen Bundes findet sich in meiner Einl. Kap. VIII. »Die Gründung des nord-

deutschen Bundes«. Das urkundliche Material ist enthalten in Glas er’ s Archiv

des norddeutschen Bundes. Berlin 1867, in A e g i d i’ s und Klauhol d’s Staats-

archiv B. X und folgende. Hamburg 1866 ff. Ludwig Hahn, Zwei Jahre

preussisch-deutscher Politik. Berlin 1866—67.

2 Hauptquelle: Fürst Bismarck. Sein politisches Leben und Wirken,

urkundlich in Thatsachen und des Fürsten eigenen Kundgebungen dargestellt

von Ludwig Hahn. 2 Bde. Berlin 1878. B. I. geht bis 1870. B. II. (1870—77).
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Entschlossenheit entgegen. Die Ablehung des österreichischen Re-

formprojektes von 1863 gab dem preussischen Ministerpräsidenten

Gelegenheit, in mehreren denkwürdigen Aktenstücken seine leiten-

den Grundgedanken über die deutsche Frage darzulegen. Es geschah

dies in dem oben erwähnten Berichte des preussischen Staatsmini-

steriums an den König, »die deutsche Reformfrage betreffend«, vom
15. September 1863 und der Antwort des Königs von Preussen an

die Theilnehmer des Fürstentags, vom 22. September 1863. Schon

damals erkannte Bismarck in der Herstellung einer deutschen Na-
tionalvertretung den wichtigsten Faktor, ja das eigentliche

punctum saliens der ganzen Bundesreform : »das Element, welches

berufen ist, die Sonderinteressen der einzelnen Staaten im Interesse

der Gesammtheit Deutschlands zur Einheit zu vermitteln, wird we-

sentlich nur in der Vertretung der deutschen Nation gefunden werden

können. In einer Versammlung, die aus dem ganzen Deutsch-

land nach dem Massstahe der Bevölkerung aus direkten Wahlen
hervorgeht, wird der Schwerpunkt, so wenig wie ausser Deutsch-

land, so auch nie in einzelne von dem Ganzen sich innerlich lösende

Theile fallen, darum kann Preussen mit Vertrauen in sie eintreten.

Die Interessen des preussischen Volkes sind wesentlich und unzer-

trennlich identisch mit denen des deutschen Volkes«. Durch die

schleswig-holsteinische Katastrophe wurden die Bestrebungen Bis-

marck’ s auf Einberufung eines deutschen Parlaments vertagt, aber

nicht aufgegehen. Mitten im schleswig-holsteinischen Konflikte

stellte Preussen am 9. April 1866 am Bundestage einen Antrag auf

Bundesreform und Einberufung eines deutschen Parlamentes. Mit

diesem auf Einberufung »einer aus direkten Wahlen und allgemei-

nem Stimmrechte der ganzen Nation hervorgehenden Versammlung«

gerichteten Anträge waren bestimmte Vorschläge über die Art der

Reform nicht verbunden; diese sollten vielmehr erst durch die Ver-

handlungen mit den Regierungen festgestelltund auf die wesentlichen

Punkte von praktischer Bedeutung beschränkt werden. In der Bun-

destagssitzung vom 21. April 1866 erfolgte die Abstimmung über

diesen Antrag und es wurde der Beschluss gefasst, den von der

preussischen Regierung gestellten Antrag an einen besonderen

Ausschuss von neun Mitgliedern zu überweisen. Diesem am 26. April

niedergesetzten Ausschüsse machte der preussische Gesandte am
1 1 . Mai vertrauliche Mittheilungen über die Absichten seiner Re-

gierung. Hiernach handelte es sich zunächst um »Einfügung einer

periodisch einzuberufenden Nationalversammlung in den Organis-
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mus des Bundes«. Es würde dadurch erzielt werden, dass die Be-

schlussfassung der Nationalvertretung auf den dafür speciell be-

zeichnten Gebieten die bisher erforderliche Stimmeneinheit unter

den Bundesgliedern zu ersetzen haben würde. Zu dem Gebiete der

Bundesgesetzgebung
,
auf welche das in dieser Weise neugestaltete

Bundesorgan seine Kompetenz zu erstrecken hätte
,
würden die in

A. 64 der Wiener Schlussakte unter dem Namen »gemeinnützige

Anordnungen« zusammengefassten Materien gehören, also z. B. das

Münz-
,
Maass- und Gewichtswesen ,

CivilprocessOrdnung, Patent-

gesetzgebung, Wechselrecht. Dazu träte dann die schon inA. 19 der

Bundesakte ins Auge gefasste Regulirung des Verkehrswesens, Land-

undWasserstrassen, Eisenbahnen, Telegraphie, Postwesen, dieFluss-

und sonstigen Wasserzölle
,
sowie die Entwicklung des A. 18 der

Bundesakte, insbesondere bezüglich der Fragen über Freizügigkeit

und allgemeines deutsches Heimathsrecht
,
Regulirung der deut-

schen Auswanderung im nationalen Interesse, allgemeine Zoll-

und Handelsgesetzgebung, Organisation eines gemeinsamen Schut-

zes des deutschen Handels im Auslande, Regulirung konsularischer

Vertretung, gemeinschaftlicher Schutz der deutschen Schifffahrt und

der deutschen Flagge, Gründung einer deutschen Kriegsmarine

mit den für diesen nationalen Zweck erforderlichen Kriegshäfen,

Revision der Bundeskrieg sverfassung zumZwecke der Kon-
solidirung der vorhandenen militärischen Kräfte der Nation für Feld-

armee und Festungswesen in der Richtung und aus dem Gesichts-

punkte, dass durch eine bessere Zusammenfassung der deutschen

Wehrkräfte die Gesammtleistung erhöht und deren Wirkung ge-

steigert
,

die Leistung der Einzelnen dagegen möglichst erleichtert

werde. Bezüglich des ad hoc zu berufenden Parlaments wurde die

Vereinbarung eines Wahlgesetzes unter den Regierungen auf Grund
des allgemeinen und direkten Stimmrechtes vorgeschlagen.

Diese bestimmteren Bismarck’schen Reformvorschläge halten sich

noch ganz innerhalb des bestehenden Bundesrechtes und
suchen möglichst an dessen Bestimmungen anzuknüpfen, die inden-

seiben liegenden Keime weiter zu entwickeln. Bezeichnend ist die

Bestimmtheit in der Bundeskompetenz, die völlige Unbestimmtheit

in der Organisation der Bundesgewalt. In erster Beziehung enthielten

diese Vorschläge im wesentlichen schon das Programm des nord-

deutschen Bundes
,
in letzterer wollte man erst den entscheidenden

Gang der Ereignisse abwarten. Jedenfalls sind diese Vorschläge

der letzte Versuch einer Reform des bestehenden Bundes; doch
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wird schon im Circularschreiben vom 27. Mai 1866 an die könig-

lichen Vertreter hei den deutschen Höfen ausgesprochen (Staats-

arch. B. IX S. 62, Nr. 2296), dass man unter Umständen auch über

diese bisher eingehaltene Linie hinauszugehen entschlossen sei:

»Erst wenn Preussen auf dem Wege der Verständigung am Bunde
und mit den Regierungen alle Mittel vergebens erschöpft haben

wird, um auch die nothdürftigsten Zugeständnisse zu erlangen,

werden wir unser enges Programm erweitern«. Dieser Fall trat bald

genug ein. Nachdem der längst in Aussicht stehende Bruch mit

Oesterreich und Preussens Austritt aus dem deutschen Bund ent-

schieden war
,

mussten Preussens deutsche Bestrebungen einen

andern Charakter annehmen. Es handelte sich nicht mehr
um Reform des bestehenden Bundes

,
sondern um

Gründung eines ganz neuen Bundesverhältnisses.
Der erste Schritt auf dieser neuen Bahn sind »die Grundzüge
einer neuen Bundesverfassung«, welche Preussen bereits am 1 0 . Juni

1866 den einzelnen Regierungen vorgelegt hatte (Staatsarchiv B. IX)

und auf welche es bei seinem Austritt am 14. Juni seine bisherigen

Verbündeten verwies, indem es sich bereit erklärte, »auf den durch

eine solche Reform modificirten Grundlagen einen neuen Bund
mit denjenigen deutschen Regierungen zu schliessen, welche ihr die

Hand dazu reichen wollten.«

Schon der Umfang der Bundesgenossenschaft ist hier näher be-

stimmt, indem die österreichischen und niederländischen Gebiete

ausgeschlossen werden
;
dagegen umfassen die Grundzüge noch das

ganze übrige Deutschland. Nach A. II wird die gesetzgebende

Gewalt des Bundes von dem Bundestage in Gemeinschaft mit einer

periodisch zu berufenden NationalVertretung ausgeübt. Durch

Art. III werden die Angelegenheiten
,
welche der Gesetzgebung

und Oberaufsicht der Bundesgewalt unterliegen sollen, wesentlich

bereits so bestimmt, wie in der spätem norddeutschen Bundesverfas-

sung. Ausserdem bestimmt A. V : »dass die Bundesstaaten ein ge-

meinsames und einheitliches Zoll- und Handelsgebiet bilden sollen«.

Während die Kompetenz der Bundesgewalt ziemlich genau um-

schrieben ist, bleibt die Art der Umgestaltung des bisherigen Bun-

destages der Vereinbarung mit dem einzuberufenden Parlamente

Vorbehalten. Der Bundesgewalt wird in A. VII das Recht beigelegt,

Krieg zu erklären und Frieden, sowie Bündnisse und Verträge zu

schliessen, in völkerrechtlicher Vertretung des Bundes Gesandte zu

ernennen und zu empfangen. Am ausführlichsten geht der Entwurf
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auf Marine und Heeresorganisation ein
; die Marine soll eine ein-

heitliche unter preussischem Oberbefehl sein
,
dagegen soll die ge-

sammte Landmacht des Bundes in zwei Bundesheere eingetheilt wer-

den, die Nord- und die Südarmee, über jene soll der König von Preus-

sen
,
über diese der König von Bayern in Krieg und Frieden den

Oberbefehl führen. Für jedes der Bundesheere wird ein gemein-

schaftliches, mit der NationalVertretung zu vereinbarendes Militär-

budget aus Matricularbeiträgen der zu dem betreffenden Heere ihre

Truppen stellenden Regierungen gebildet. Bei dieser Theilung des

militärischen Oberbefehles war aber keineswegs an eine Beschrän-

kung der Bundesreform auf Norddeutschland oder einen engern

Bund nördlich der Mainlinie gedacht
;
denn Bayern und die andern

süddeutschen Staaten sollten der Bundesgewalt gleichmässig unter-

worfen sein und ein gemeinsames Parlament besitzen, mit welchem

für jede der beiden Armeen das Militärbudget, wenn auch getrennt,

vereinbart werden sollte.

Jedenfalls kommt diesen »Grundzügen« deshalb eine hohe

Bedeutung zu, weil Preussen sie in allen Verträgen mit seinen

Verbündeten, wie in den Friedensschlüssen mit seinen ehemaligen

Gegnern, als Basis des neu zu begründendenBundesverhältnisses fest-

gehalten hat. In ihnen ist somit der erste fundamen-
tale Grundriss der norddeutschen Bundesverfassung
gegeb en.

70.

Die Bündnissverträge vom 18. August 1866.

Mittelst identischer Noten vom 16. Juni hatte die preussische

Regierung die norddeutschen Staaten, welche nicht mit ihr in

Kriegszustand waren, eingeladen
,
mit ihr ein Bündniss auf den

Grundlagen einzugehen
,
welche mit einem baldigst zu berufenden

Parlamente zu vereinbaren sein würden
,

ferner ihre Truppen auf

den Kriegsfuss zu setzen und Sr. Majestät dem Könige von Preus-

sen zur Vertheidigung ihrer Unabhängigkeit und ihrer Rechte zur

Verfügung zu halten und an der Einberufung des Parlaments theil-

zunehmen, sobald diese von Preussen erfolge. Dagegen wurde

preussischer Seits die Zusage ertheilt, dass den genannten Staaten

die Unabhängigkeit und Integrität ihres Gebietes »nach Massgabe

der Grundzüge einer neuen Bundesverfassung vom 10. Juni 1866«

von Sr. Majestät dem Könige von Preussen werde gewährleistet

werden. Auf Grundlage der von den meisten dieser Staaten ange-

nommenen Einladung legte die preussische Regierung am 4 . August
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1866 den genannten Staaten den Entwurf eines Bündnisses vor,

welches lediglich darauf gerichtet war, die Voraussetzungen und

Zusicherungen der identischen Noten vom 16. Juni in eine ver-
tragsmässige Form zu erheben. Die Unterzeichnung dieses

Vertrages erfolgte am 18. August zu Berlin. Die Bündnisverträge

vom 18. August 1866 sind zwischen souveränen Staaten, welche

nach Auflösung des deutschen Bundes nicht einmal mehr durch ein

Bundesverhältniss vereinigt waren, geschlossen und haben einen

rein völkerrechtlichen Charakter. Ihr Inhalt ist ein doppelter

:

nämlich ein solcher
,
welcher augenblicklich in Wirksamkeit tritt,

dann aber auch ein solcher, welcher auf Erfüllung künftiger Lei-

stungen gerichtet ist. Augenblicklich in Wirksamkeit tritt ein

Offensiv- und Defensivbündniss zur Erhaltung der Unabhängigkeit

und Integrität, sowie der äussern und innern Sicherheit der verbün-

deten Staaten; sie treten sofort zur gemeinschaftlichen Verteidi-

gung ihres Besitzstandes zusammen
,
welchen sie sich gegenseitig

durch dieses Bündniss garantiren. Die Truppen der verbündeten

Staaten stehen unter dem Oberbefehle des Königs von Preussen.

Dieses Bündniss ist aber kein bleibendes, sondern nur auf einjährige

Dauer, also bis zum 18. August 1867, berechnet. Mit diesem so-

gleich in Kraft tretenden Bündnisse war aber der Inhalt dieser Ver-

träge nicht erschöpft. Die Zwecke des Bündnisses sollten definitiv

durch eine Bundesverfassung auf der Basis der preussischen Grund-

züge vom 10. Juni 1866 sichergestellt werden, unter Mitwirkung

eines gemeinschaftlich zu berufenden Parlaments. Zu Erreichung

dieses Zweckes verpflichteten sich diese Regierungen, gleichzeitig

mit Preussen die auf Grund des Reichswahlgesetzes vom 1 2 . April

1849 vorzunehmenden Wahlen der Abgeordneten zum Parlament

anzuordnen und letzteres gemeinschaftlich mit Preussen einzube-

rufen, zugleich aber Bevollmächtigte nach Berlin zu senden, um
nachMassgabe der Grundzüge vom 10. Juni dieses Jahres den Bun-

desverfassungsentwurf festzustellen, welcher dem Parlament zur Be-

rathung und Vereinbarung vorgelegt werden sollte. Diesen übernom-

menen Verbindlichkeiten hatten die verbündeten Regierungen zu-

nächst nachzukommen.

§ 71.

Das Wahlgesetz für den Reichstag des norddeutschen Bundes.

Nachdem man also bereits übereingekommen war, dass die Na-

tionalvertretung nach den Bestimmungen des Reichswahlgesetzes
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vom 12. April 1849 gewählt werden sollte, galt es zuerst, für Preussen

selbst diesen Wahlen die erforderliche gesetzliche Grundlage zu

gehen. Zu diesem Zwecke legte die königliche Regierung am
12. August 1866 dem preussischen Landtage das Reichswahlgesetz

vom 12. April 1849 mit einigen nothwendigen Veränderungen als

Wahlgesetz zum Reichstage des norddeutschen Bundes vor (Staats-

arch. B. XI. S. 262. Nr. 2393). In dem preussischen Abgeord-

netenhause wurde indessen der von der Regierung eingebrachte

Entwurf mehreren Veränderungen unterzogen. Am wichtigsten ist

diejenige Veränderung
,
wodurch die ganze rechtliche Stellung des

zu berufenden Reichstages verändert wurde. Während die Grund-

züge vom 10. Juni ausdrücklich die Vereinbarung der neuen

Bundesverfassung mit dem zu berufenden Reichstage ins Auge ge-

fasst hatten, traten dieser Auffassung von Seiten des Abgeordneten-

hauses staatsrechtliche Bedenken entgegen
,
indem man daran fest-

hielt, dass die preussische Verfassung und Gesetzgebung in keinem

Falle anders als auf demWege der preussischen Verfassungsurkunde,

also unter Zustimmung beider Häuser des Landtages abgeändert

werden könne. Durch die Aufahme dieser Auffassung in das Gesetz

vom 15. Oktober wurde der zu berufende Reichstag lediglich zu einer

berathenden Versammlung herabgedrückt: Art. 1: »Zur Berathung
der Verfassung und der Einrichtungen des norddeutschen Bundes soll

ein Reichstag gewählt werden«. Von geringer Bedeutung sind einige

andere in das Wahlgesetz vom 15. Oktober ubergegangene Amen-
dements, welche sich auf die Redefreiheit, die persönliche Sicherheit

der Abgeordneten u. s. w. beziehen. Auf gleiche Weise wurde die-

ses Wahlgesetz in allen übrigen verbündeten Staaten, hie und da

mit einigen Modifikationen, auf verfassungsmässigem Wege ange-

nommen. Damit waren alle gesetzlichen Vorbedingungen zur Be-

rufung des Parlamentes erfüllt.

§ 72.

Die Konferenzen zur Berathung und Feststellung des Entwurfes

der Verfassung des norddeutschen Bundes vom 15. Deeember 1866

bis zum 7. Februar 1867.

Es galt nun, die zweite in den Bündnissverträgen vom
18. August getroffene Vereinbarung auszuführen, nämlich die Sen-

dung von Bevollmächtigten nach Berlin zur Berathung] und Fest-

stellung eines Verfassungsentwurfs, als Vorlage für den zu berufen-
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den Reichstag. Auf Einladung der preussischen Regierung traten

Bevollmächtigte aller verbündeten Staaten am 15. December 1866

in Berlin zu Konferenzen zusammen, um einen Verfassungsentwurf

zu vereinbaren. Graf Bismarck legte Namens der preussischen Re-

gierung einen Entwurf vor, welcher eine weitere Ausführung der

Grundzüge vom 10. Juni 1866 ist. Die Verhandlungen über diesen

Entwurf waren geheime; über die Diskussion der einzelnen

Artikel sind keine Protokolle veröffentlicht. Dagegen sind die Re-

sultate der Berathungen in der Form von Protokollen festgestellt

und veröffentlicht worden. Es liegen vier solcher Protokolle vor.

Das erste vom 18. Januar 1867 über die »erste förmliche Sitzung«

konstatirt den einstimmigen Beschluss der Bevollmächtigten
,
dass

die Krone Preussen
,
dem einzuberufenden Reichstage gegenüber,

zur einheitlichen Vertretung der verbündeten Regierungen ermäch-

tigt und zur Ausübung der in A. 14 und 25 des Entwurfs erwähnten

Rechte (Einberufung, Eröffnung, Vertagung, Schliessung, Auf-

lösung des Reichstages) befugt sein solle. Das zweite Protokoll

betrifft die Sitzung vom 28. Januar 1867 ;
diese war anberaumt wor-

den, »um die vertraulich gepflogenen Berathungen zu einem vorläu-

figen Abschlüsse zu bringen«. Zu diesem Zwecke hatten sich die

preussischen Bevollmächtigten der Aufgabe unterzogen
,
»aus den

von den übrigen Bevollmächtigten formulirten zahlreichen Amende-

ments diejenigen auszuwählen und zu bearbeiten, wrelche die Mehr-

zahl der geäusserten Wünsche befriedigen dürften, ohne den Prin-

cipien des Entwurfs entgegenzulaufen«. Diese Umarbeitung hatte

sich aber auf den achten Abschnitt vom Postwesen und den elften Ab-

schnitt vom Bundeskriegswesen noch nicht erstreckt. Der preussische

Bevollmächtigte erklärte zugleich
,
»dass die königliche Regierung

sich in Betreff der Abschnitte, auf welche diese Arbeit sich bezieht,

zu fernem Aenderungen nicht verstehen könne«. Das dritte Protokoll

vom 7. Februar 1867 enthält hinsichtlich der Abschnitte über das

Post- und Kriegswesen dieselbe Feststellung, wie das zweite Proto-

koll hinsichtlich der übrigen Theile des Entwurfes, sodass das zweite

und dritte Protokoll zusammen den Entwurf, wie er dem Reichstag

vorgelegt werden sollte, definitiv feststellten. Neben diesen die

Feststellung des Entwurfes enthaltenden Protokollen wurde noch

ein viertes, das sog. Schlussprotokoll, ebenfalls am 7. Februar

aufgenommen, welches Erklärungen einzelner Regierungen ent-

hält. Die meisten betreffen Sonderinteressen derselben von

vorübergehender Bedeutung und sind inzwischen längst erledigt.
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nur einzelne Fürsten, wie Oldenburg und Sachsen-Coburg, erhoben

sich zu allgemeinen höhern politischen Anschauungen
,
welche sie

in Form von Wünschen aussprachen, auf deren Durchführung sie

indessen verzichteten im Interesse des baldigen Zustandekommens

der Verfassung. Das Schlussprotokoll stellte unzweifelhaft fest, dass

sämmtliche Bevollmächtigte, trotz ihrer besondern Erklärungen,

darüber einverstanden seien: »dass der in amendirter Form definitiv

festgestellte Verfassungsentwurf, Namens der Gesammtheit der in

der Konferenz vertretenen Begierungen
,
durch die Krone Preussen

dem Reichstage vorgelegt werde«.

§ 73 .

Der erste Reichstag des norddeutschen Bundes vom 24. Februar

bis 17. April 1867 K

Nachdem die allgemeinen Wahlen am 12. Februar 1867 statt-

gefunden hatten, berief der König von Preussen, in Ausführung des

am 18. Januar gefassten Beschlusses der Bevollmächtigten sämmt-

licher Staaten, durch Patent vom 13 . Februar 1867 den Reichstag

des norddeutschen Bundes auf Sonntag den 24 . Februar 1867 nach

Berlin. In seiner Eröffnungsrede am 24 . Februar sagte Sr. Majestät

der König von Preussen : »Niemals hat die Sehnsucht des deutschen

Volkes nach seinen verlorenen Gütern aufgehört und die Geschichte

unserer Zeit ist erfüllt von Bestrebungen, Deutschland und dem
deutschen Volke die Grösse seiner Vergangenheit wieder zu errin-

gen. In diesem Sinne haben die verbündeten Regierungen in An-
schluss an gewohnte frühere Verhältnisse sich über
eine Anzahl bestimmter und begrenzter, aber praktisch

bedeutsamer Einrichtungen verständigt, welche ebenso

im Bereiche der unmittelbaren Möglichkeit liegen«.

In diesen Worten liegt die treffende Charakteristik des Regie-

rungsentwurfes, welcher von allen bisherigen Verfassungsentwürfen

auf das entschiedenste abwich. Von einem planvoll durchdachten

Systeme, von einer Feststellung allgemeiner Principien ist darin

keine Rede. Man suchte darin vieles vergeblich
,
was man in einer

Verfassungsurkunde zu finden gewohnt war, und fand darin manches,

1 Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstages

des norddeutschen Bundes im Jahre 1867. I. Band. II. Band. Anlagen zu den
Verhandlungen. Berlin 1867. Auf Grundlage derselben habe ich eine Geschichte

dieses ersten Reichstages gegeben in meiner Einleitung S. 427 ff. Achtes

Kap. Abschn. II.: »Der erste Reichstag des norddeutschen Bundes vom 24. Fe-
bruar bis 17. April 1867«.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 11
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was durchaus in keine Verfassungsurkunde, sondern lediglich in die

Specialgesetzgebung zu gehören schien; ja der Entwurf machte beim

ersten Anblick den Eindruck eines Aggregats scheinbar willkür-

licherund unzusammenhängender Einzelbestimmungen
.

(Bei näherer

Betrachtung wurde aber dem geübtem politischen Blicke klar, .dass

der Entwurf aus keinen abstrakten Postulaten und theoretischen

Schulbegriffen, sondern aus den realen Zuständen und praktischen

Bedürfnissen der Gegenwart hervorgewachsen, dass er das Resultat

der gegebenen konkreten Staatsverhältnisse sei
,
wie sie nach dem

grossen Kriege thatsächlich in Deutschland Vorlagen.

Neben dieser praktischen Richtung des Entwurfes ist sein »A|n-

schluss an gewohnte frühere Verhältnisse« nicht zu ver-

kennen. Derselbe schliesst sich weniger an ausserdeutsche Vor-

bilder, z. B. die nordamerikanische Bundesverfassung, ebenso

wenig an den Entwurf der deutschen ReichsVerfassung vom 28. März

1849, sondern vielmehr an die bis dahin in (Deutschland wirklich

bestandenen Einrichtungen an, den deutschen Bund, den Zoll-

verein jund selbst das ältere deutsche Reich. Kurz der Entwurf

sucht mit staatsmännischem Sinne zwischen den praktischen For-

derungen der Gegenwart und den geschichtlich gegebenen Ver-

hältnissen zu vermitteln. Die den norddeutschen Staaten zugedachte

Verfassung konnte weder in der Form eines Einheitsstaates, noch

in der des blossen Staatenbundes gedacht werden. Die erste machte

die vertragsmässig gesicherte Fortexistenz der Einzelstaaten unmög-

lich
,
die zweite würde den Bedürfnissen der Nation nicht Genüge

geleistet haben . Es blieb daher nur die Form des Bundesstaates
übrig und es wurde bald allseitig anerkannt, dass die neuentwor-

fene norddeutsche Bundesverfassung unter die allgemeine Kategorie

des Bundesstaates falle. Aber man hielt sich dabei nicht an die

schulmässige Schablone des Bundesstaatsbegriffes, wie sie aus der

nordamerikanischen Verfassung abstrahirt worden war, sondern

passte denselben den gegebenen norddeutschen Verhältnissen in

durchaus origineller Weise an. Bei den weitaus überwiegenden

Machtverhältnissen des preussischen Staates wäre es eine leere Fik-

tion gewesen, wenn man eine von den Einzelstaaten völlig getrennte

Centralgewalt hätte schaffen wollen. Es kam vielmehr darauf an,

die bereits in der Staatsmacht Preussens thatsächlich vorhandene

Präponderanz auch staatsrechtlich zur Anerkennung zu bringen.

Darum erhielt in allen Angelegenheiten, wo es auf eine einheitliche

und energische Leitung ankommt, die Krone Preussen als solche
die Befugnisse der Centralgewalt, sodass sich der norddeutsche Bund
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als ein Bundesstaat darstellt, wo der wesentlichste
Theil der Bundesgewalt mit der Staatsgewalt des

mächtigsten Einzelstaates für alle Zeiten organisch
verbunden ist.

Bei der Neuheit und Fremdartigkeit dieser staatsrechtlichen

Konception war es natürlich, dass der Entwurf
,
unmittelbar nach

seiner Vorlage im Reichstage, mannigfach Befremdung und Wider-

spruch hervorrief. In den Berathungen fehlte es nicht an zahlreichen

Abänderungsvorschlägen
,
von denen nicht wenige den Zweck ver-

folgten, die scheinbar unzusammenhängenden Bestimmungen des

Entwurfes auf den hergebrachten Schulbegriff des Bundesstaates

zurückzuführen. Andere ignorirten die ganze Grundlage des Ent-

wurfes und wollten, entweder in partikularistischer Verblendung oder

doktrinärem Radikalismus, lieber das ganze Einheitswerk abermals

scheitern, als diesen Entwurf zum Gesetze werden lassen. Diesen

negativen Richtungen gegenüber herrschte im Reichstage eine

realpolitische Gesinnung vor, welche selbst auf hergebrachte Lieb-

lingsmeinungen und gewohnte Parteianschauungen verzichtete
,
um

endlich die heissersehnte nationale Einigung, in der allein jetzt mög-

lichen dargebotenen Form, zum Abschluss zu bringen. Die Mehr-

heit hielt daher an dem Grundgedanken des Entwurfes fest
,
lehnte

alle damit unvereinbaren Abänderungsvorschläge ah
,
nahm aber

eine Reihe von Abänderungen an, welche eine wesentliche Ver-

besserung des Entwurfes enthielten. Vor allem wehrte sich der

Reichstag gegen die beabsichtigte Verkümmerung seines Budget-

rechts durch den Entwurf, welcher die wichtigsten und umfassend-

sten Theile des Budgets
,
den ganzen Militär- und Marineetat

,
für

alle Zeiten dem konstitutionellen Einflüsse der Volksvertretung,

durch Festsetzung einer eisernen Pauschsumme, entziehen wollte.

Man einigte sich endlich dahin, dass man die Pauschsumme für die

kurze Uebergangsperiode der Neuorganisation (bis zum 31. December

1871 annahm, nach Ablauf derselben die Volksvertretung aber in

das ihr gebührende Budgetrecht einsetzte, ohne deshalb auf die

Garantien der Erhaltung der gegebenen Heereseinrichtungen zu

verzichten. Am 16. April 1867 hatte der Reichstag die Berathung

des Regierungsentwurfes zu Ende geführt und ihn in der Gestalt,

wie er aus dieser Berathung hervorgegangen war, mit 230 gegen

53 Stimmen angenommen. An demselben Tage traten die Bevoll-

mächtigten der verbündeten Regierungen zu einer Sitzung zusam-

men und beschlossen einstimmig: »den Verfassungsentwurf, wie er

aus der Schlussberathung des Reichstages hervorgegangen ist, an-

11 *
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zunehmen«. Am 17. April wurde der erste Reichstag des norddeut-

schen Bundes geschlossen.

§ 74 .

Staatsrechtlicher Abschluss der norddeutschen Bundesverfassung 1
.

Hatten somit der Reichstag und sämmtliche Regierungen der

verbündeten Einzelstaaten ihre Zustimmung zu dem Verfassungs-

entwurfe mit den vom Reichstag angenommenen Veränderungen

erklärt, so war damit doch der norddeutsche Bund noch nicht ins

Leben getreten. Die verbündeten Regierungen waren ihren im

Augustbündniss übernommenen Verpflichtungen nachgekommen,

indem sie Wahlen zum Reichstag ausgeschrieben, die Konferenzen

zur Feststellung eines Verfassungsentwurfes besucht und sich an

der Einberufung eines Parlamentes und der Vorlegung des Verfas-

sungsentwurfes an dasselbe betheiligt
,
die Beschlüsse dieses Parla-

mentes angenommen und so ein volles Einverständniss mit demselben

erzielt hatten. Trotzdem blieb auch nach dem 16. April 1867 das

Verhältniss der verbündeten Staaten zu einander ein rein völker-

rechtliches. Nach dem definitiven Wahlgesetze vom 15. Oktober

1866 hatte der Reichstag nur eine berathende Stimme bei der

Feststellung der Bundesverfassung
; dagegen war die Zustimmung

sämmtlicher Landtage der Einzelstaaten erforderlich, weil durch

den Eintritt in den neu zu begründenden norddeutschen Bund die

Verfassung jedes Einzelstaates wesentlich verändert und jedem

Staate, wie seinen Angehörigen, bedeutende finanzielle Lasten auf-

erlegt wurden. Durch eine Verordnung vom 18. April wurde der

preussische Landtag auf den 29. April einberufen und an diesem

Tage eröffnet. Am 1. Mai wurde zuerst dem Abgeordnetenhause

die Verfassung des norddeutschen Bundes vorgelegt und am 8. Mai
mit 226 gegen 91 Stimmen angenommen. Als ein verfassungs-

änderndes Gesetz verlangte diese Vorlage noch eine zw eite Abstim-

mung nach dem Ablaufe von wenigstens 21 Tagen, sie erfolgte am
21. Mai mit 227 gegen 93 Stimmen. Im Herrenhause wurde die

Vorlage in beiden Abstimmungen am 1. und 24. Juni einstimmig

angenommen. Auch in sämmtlichen übrigen verbündeten Staaten

ertheilten die Landtage
,
beziehungsweise Bürgerschaften ihre ver-

1 Die hier einschlagenden rechtlichen Fragen sind eingehend und scharf-

sinnig erörtert von Paul Lab and, Das Staatsrecht des deutschen Reiches. B. I.

Tübingen 1876 in § 2 «Gründung des norddeutschen Bundes« S. 9—34 und von
A. Hänel, Studien zum deutschen Staatsrechte I. Die vertragsmässigen Ele-

mente der deutschen Reichsverfassung. Leipzig 1873.
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fassungsmässige Zustimmung. Hierauf war das letzte Erforderniss

für das Inkrafttreten der neuen Verfassung erfüllt. In allen einzel-

nen Staaten wurde die so angenommene Verfassung des norddeut-

schen Bundes in der für Gesetzespublikationen vorgeschriebenen

Form verkündet. Alle diese Publikationspatente enthalten die Be-

stimmung, dass diese Verfassung in den betreffenden
Staatsgebieten am 1. Juli 1867 in Kraft treten soll.

Daher ist nicht der 16. April, sondern der 1. Juli 1867

der Geburtstag des norddeutschen Bundes. Mit diesem

Tage waren die Augustvertrage von 1866 durch Erfüllung aller

übernommenen Verpflichtungen erloschen. Das norddeutsche Bun-

desrecht war von nun an nicht nur ein integrirender Theil jeder Lan-

desstaatsverfassung, welches alle entgegenstehenden Bestimmungen

derselben von selbst ausser Kraft setzte, sondern zugleich das ein-

heitliche Staatsrecht einer über allen Einzelstaaten
stehenden höheren staatlichen Ordnung. Während bis

zum 1 . Juli unter den verbündeten Staaten nur ein völkerrechtliches

Verhältnissauf Grund geschlossener Verträge stattfand, ist an dessen

Stelle jetzt ein staatsrechtliches Band getreten. Auch der Bundes-

staat entsteht durch Vertrag, ist er aber zu Stande gekommen, so ist

er nicht mehr blos ein vertragsmässiges, sondern ein verfassungs-

mässiges Verhältniss; denn der Vertrag der zusammentretenden

Staaten war eben darauf gerichtet, einen Gesammtstaat zu gründen,

ihm eine Verfassung zu geben und sich derselben als einer höheren

Norm zu unterwerfen (Meine Einl. S. 472).

§ 75.

Feststellung des Rechtsverhältnisses des norddeutschen Bundes

zu den süddeutschen Staaten.

Während der Regierungsentwurfnur eine vertragsmässige Rege-

lung der Verhältnisse des norddeutschen Bundes zu den süddeut-

schen Staaten in Aussicht gestellt hatte, erhielt, durch Annahme des

Antrags Lasker-Miquel, Art. 79 der Verfassung des norddeutschen

Bundes folgenden Wortlaut : »die Beziehungen des Bundes zu den

süddeutschen Staaten werden sofort nach Feststellung der Verfas-

sung des norddeutschen Bundes durch besondere dem Reichstage

zur Genehmigung vorzulegende Verträge geregelt werden. Der Ein-

tritt der süddeutschen Staaten oder eines derselben in den Bund
erfolgt auf den Vorschlag des Bundespräsidiums im Wege der
Gesetzgebung«. Durch den Zusatz wollte man ausdrücken:

»dass wir den Beitritt der süddeutschen Staaten nicht für eine Ver-
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änderung der Bundesidee halten
,

dass also dieser Beitritt nichts

weiter ist, als eine innere Angelegenheit, welche geregelt wird nicht

durch Aenderung der Verfassung, sondern durch das Gesetz«.

Uebrigens erfolgte kein Eintritt eines einzelnen süddeutschen

Staates auf Grundlage des Art. 79, vielmehr wurde der Antrag der

patriotischen Regierung Badens auf Eintritt in den norddeutschen

Bund vom Bundespräsidium aus schwerwiegenden politischen Grün-

den ahgewiesen. Um so mehr war letzteres bemüht, das Verhältniss

zu allen süddeutschen Staaten durch zusammenhängende völker-

rechtliche Verträge zu befestigen. Dahin gehören folgende Verträge :

1) Die gleichzeitig mit den FriedensVerträgen zwischen Preussen

und den süddeutschen Staaten geschlossenen Schutz- und Trutz-

bündnisse, durch welche sich die Kontrahenten gegenseitig die

Integrität des Gebietes ihrer Länder garantirten und sich verpflich-

teten, im Falle eines Krieges ihre volle Kriegsmacht einander zu

diesem Zwecke zur Verfügung zu stellen, welche für diesen Fall

unter den Oberbefehl des Königs von Preussen gestellt werden sollte

(Staatsarchiv XII. Nr. 2734, Hahna. a. O. S. 212). Um die

Schutz- und Trutzbündnisse wirksam erfüllen zu können, vereinigten

sich die süddeutschen Staaten auf einer zu Stuttgart am 5. Februar

1867 abgehaltenen Konferenz »zu möglichster Erhöhung ihrer Mili-

tärkräfte unter einer den Principien der preussischen nachgebildeten

Wehrverfassung, welche sie zur Wahrung der nationalen Integrität

in Gemeinschaft mit dem übrigen Deutschland geeignet machte«.

Zur Ergänzung und Erhaltung des deutschen Vertheidigungssystems

diente die Errichtung einer süddeutschen Festungskommission durch

den Münchner Vertrag vom 10. Oktober 1868 und einer ge-

meinsamen Inspektionskommission für die Festungen Ulm, Rastatt,

Landau und Mainz durch Protokoll vom 6. Juli 1869 (Hirth’s

Annalen 1872. S. 1579).

2) Die auf Fortsetzung und Erneuerung des Zoll-

vereins gerichteten Verträge. Durch den Ausbruch des

deutschen Krieges war die wichtigste nationale Institution, der Zoll-

verein, in seiner Fortdauer in Frage gestellt. Aber schon die Frie-

densverträge bestimmten, »dass der Zollvereinigungsvertrag vom
16. Mai 1865 und die mit ihm in Verbindung stehenden Vereinba-

rungen, welche durch den Ausbruch des Krieges ausser Wirksam-

keit gesetzt waren, vom Tage des Austausches der Ratifikation der

Friedensverträge wieder in Kraft treten sollten
,
jedoch mit dem

Vorbehalte sechsmonatlicher Kündigung«. Am 4. Juni 1867 fand

dann eine vorläufige Uebereinkunft Preussens mit den süddeutschen
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Staaten statt, die Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins betreffend

(Hahn a. a. O. S. 622), welche dann zu dem Zollvertrag
vom 8. Juli 1867, »Vertrag zwischen dem norddeutschen Bunde,

Bayern, Württemberg, Baden und Hessen, die Fortdauer des Zoll-

und Handelsvereins betreffend«, führte. Durch diesen wurden die

bis dahin bestehenden Z ollvereinigungsvertrage, besonders der Ver-

trag vom 16. Mai 1865, wieder in Kraft gesetzt
,
soweit sie bisher

noch in Kraft waren und nicht durch den neuen Vertrag ausser Kraft

gesetzt wurden. Dem so fortbestehenden Zollvereine wurde aber
4

eine ganz neue, der norddeutschen Bundesverfassung nachgebildete

Organisation gegeben, indem als gemeinschaftliches Organ der Re-

gierungen ein Bundesrath des Zollvereins, als gemeinschaftliche

Vertretung der Bevölkerung ein Zollparlament geschaffen wurde.

Beide wurden gebildet durch den Hinzutritt der süddeutschen Be-

vollmächtigten zum norddeutschen Bundesrathe, der süddeutschen

Volksvertreter zum norddeutschen Reichstage. An die Stelle der

sonst im Zollverein nothwendigen Uebereinstimmung aller Einzel-

regierungen, beziehungsweise aller einzelnen Landtage, war jetzt die

Uebereinstimmung der Mehrheitsbeschlüsse dieser beiden Versamm-

lungen zu einem Zollvereinsgesetze erforderlich. Damit war ein

Krebsschaden in der Organisation des Zollvereins geheilt. Einem
nur auf Zeitdauer geschlossenen völkerrechtlichen Vereine war eine

Verfassung gegeben, welche einem wirklichen Staatswesen entlehnt

war. Insofern konnte in dieser neuen Organisation des ganz

Deutschland umfassenden Zollvereins ein Vorspiel des zukünftigen

deutschen Reiches gefunden werden
,
in welchem sich das Zoll-

pariament nur in ein »Vollparlamen t« zu verwandeln brauchte,

um zum deutschen Reichstage zu werden. Kurz, der norddeutsche

Bund war seiner ganzen Anlage nach darauf eingerichtet
,
um sich

bei passender Gelegenheit zum deutschen Reiche zu erweitern. Dass

dies so über alles Erwarten bald geschah, war eine Folge des

glorreichen Krieges, welcher den norddeutschen Bund mit den

süddeutschen Staaten zu gemeinsamer Abwehr des französischen

Angriffes vereinigte. Als Frankreich am 19. Juli 1870 unter

dem frivolsten VorwTande den Krieg an Preussen erklärt hatte, be-

währten die 1866 geschlossenen Schutz- und Trutzbündnisse ihre

Kraft, die süddeutschen Fürsten ihre Bundestreue. Nachdem das

Blut der norddeutschen und süddeutschen Stämme für die Sache des

gemeinsamen Vaterlandes in Strömen geflossen war, wurde das nie

erloschene Gefühl der Zusammengehörigkeit lebhafter denn je

empfunden. Auf eine Zeit lang verstummten die giftigen Stimmen
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eines kleinlichen Partikularismus, welche sich noch wenige Wochen

vorher in der Presse wie in den Landtagen erhoben hatten. Der nie

erloschene Reichsgedanke erwachte in Süddeutschland in nie

geahnter Stärke. Nach dem Zusammenbruche der französischen

Macht war auch jedes äussere Hinderniss, jede Möglichkeit eines

wirksamen Widerspruchs gegen den neu aufzuerbauenden deut-

schen Nationalstaat beseitigt. Die Zeit der Erfüllung, der grosse

Tag unserer staatlichen Wiedergeburt, auf welchen Generationen

sehnsüchtig gehofft hatten, war damit gekommen.

Achtes Kapitel.

Die Gründung des neuen deutschen Reiches 1
.

§ 76 .

Die vorbereitenden völkerrechtlichen Verträge v. November 1870.

Schon am 2. September, noch vor der Kenntniss der Kapitula-

tion von Sedan, sprach sich die grossherzoglich badische Regierung

dem Bundeskanzler gegenüber darüber aus, dass, als wünschenswer-

theste Frucht der deutschen Siege, die Konstituirung der innern

Verhältnisse Deutschlands zu betrachten sei, und erklärte sich ohne

Weiteres bereit zum Eintritt in den norddeutschen Bund mit seiner

bestehenden Verfassung (Staatsminister Jolly, Protokoll der I. Kam-
mer vom 1 3 . December 1 8 7 0 S . 15). Aber auch in den andern süd-

deutschen Staaten machte sich das Bedürfniss nach einer staatlichen

Einigung Gesammtdeutschlands geltend, wenn man sich auch über

den einzigenWeg zum Ziele nicht so klar war, wie inBaden . Im Laufe

des Monats September 1870 gab die bayerische Regierung dem Prä-

sidium des norddeutschen Bundes zu erkennen, »dass die Entwicke-

lung der politischen Verhältnisse Deutschlands, wie dieselbe durch

1 P. La band, Staatsrecht des deutschen Reiches. Erstes Kapitel. Die
Materialien der Gründungsgeschichte finden sich in den Drucksachen des Reichs-

tages des norddeutschen Bundes von 1870, in Koller’ s Archiv des norddeut-
schen Bundes und Zollvereins, in Hürth’ s Annalen des norddeutschen Bundes
bez. des deutschen Reiches. Vor allem jetzt: Materialien der deutschen Reichs-

verfassung. Sammlung sämmtlicher auf die Reichsverfassung, ihre Entstehung
und Geltung bezüglichen Urkunden und Verhandlungen, einschliesslich insbe-
sondere derjenigen des konstituirenden norddeutschen Reichstages 1867. Auf
Veranlassung und Plangebung des Dr. Fr. v. Holtzendorff, herausgegeben
von Dr. E. Bezold. 3 Bde. Berlin 1873. L. Hahn, Der Krieg Deutschlands
gegen Frankreich und die Gründung des deutschen Kaiserreiches. Die deutsche
Politik 1867—1871. Berlin 1871.
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die kriegerischen Ereignisse herbeigeführt worden, es bedinge, von

dem Boden der völkerrechtlichen Yertrage
,
welche bis dahin

die süddeutschen Staaten mit dem norddeutschen Bunde verbanden,

zu einem Verfassungsbündnisse überzugehen«. Sie verband

mit dieser Mittheilung den Ausdruck des Wunsches, mit einem Be-

vollmächtigten des Präsidiums über die Vorschläge in Besprechung

zu treten
,
welche sie zur Ausführung ihres Gedankens vorbereitet

hätte. »Um diese Vorschläge der bayerischen Regierung anzuhören,

wurde der Staatsminister Delbrück nach München entsendet, wo
Besprechungen stattfanden, an welchen sich auch ein württembergi-

scher Bevollmächtigter betheiligte (Bericht des Ministers Delbrück

im norddeutschen Reichstage vom 5. December 1870)

.

Während das

Ergebniss dieser Besprechungen der Erwägung des Bundespräsi-

diums unterlag, wurde von Württemberg aus der Wunsch ausge-

sprochen, die in München eingeleiteten Besprechungen in Versailles

fortzusetzen und zu ergänzen. Gleichzeitig mit dieser Anregung er-

folgte der definitive Antrag Badens auf Eintritt in den norddeutschen

Bund. Auf diese Anregung hin lud das Präsidium sowohl die würt-

tembergische wie die badische Regierung ein, Bevollmächtigte nach

Versailles zu entsenden, wozu sich auch die bayerische Regierung

entschloss. Endlich erklärte auch die grossherzoglich hessische Re-

gierung ihren Entschluss, mit dem südlichen Theil ihres Gebietes in

den Bund einzutreten, und so geschah es, dass in der zweiten Hälfte

des Oktober die Vertreter der sämmtlichen süddeutschen Staaten in

Versailles vereinigt waren, um über die Gründung eines deutschen

Bundes zu verhandeln . DieVerhandlungen mitWürttemberg, Baden
und Hessen führten bald zu der Ueberzeugung, dass es ohne grosse

Schwierigkeiten gelingen werde, auf Grundlage der Verfassung des

norddeutschen Bundes zu einer Verständigung zu gelangen. Die

Verhandlungen mit Bayern boten dagegen grössere Schwierigkeiten,

und es war auf den eigenen Wunsch des bayerischen Bevollmäch-

tigten, dass zunächst die Verhandlungen mit den drei andern süd-

deutschen Staaten fortgesetzt wurden. So kam es, dass gegen Mitte

des November die Verständigung mit den drei andern süddeutschen

Staaten zum Abschluss gekommen war. Nur ein unvorgesehener

Zufall verhinderte es, dass gleich am 15. November Württemberg an

der mit ihm in allen Hauptpunkten zu Stande gekommenen Ver-

ständigung theilnahm. Es wurde deshalb zunächst am 15. No-
vember mit Baden und Hessen abgeschlossen«.

Es ist dies der Vertrag zwischen dem norddeutschen
Bunde, Baden und Hessen, geschlossen zu Versailles
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den 15. November 1 8 70. (Bundesgesetzbl. 1870 S. 650.)

Diesem Vertrage beigegeben ist eine »Verfassung des deutschen

Bundes« (a. a. O. S. 627), eine Redaktion der Verfassung des nord-

deutschen Bundes mit einer Reihe von Abänderungen, welche theils

durch die Aufnahme Badens und Südhessens von selbst erfordert

waren, theils auf den in Versailles gepflogenen Verhandlungen be-

ruhten. Der Vertrag selbst bestimmt, dass diese Verfassung am
1. Januar 1871 in Wirksamkeit treten soll. Ausserdem wurden noch
unter neun Nummern besondere Erklärungen über die Anwendung
und Auslegung einzelner Verfassungsartikel vereinbart. Dass Baden
und Hessen nicht einfach die Verfassung des norddeutschen Bun-
des annahmen, sondern dass dem Vertrage vom 15. November eine

Verfassung beigelegt wurde, welche von der norddeutschen in

wesentlichen Punkten abweicht, hat seinen Grund in folgendem

Umstand. »Als mit Württemberg, Baden und Hessen verhandelt

wurde
,
waren die Wünsche Bayerns bekannt. Es fand von Seiten

des Präsidiums keinen Anstand, einer Zahl diese Wünsche sofort

zu entsprechen. Es wurde davon den übrigen verhandelnden Staaten

Mittheilung gemacht
,

sie eigneten sich die bayerischen Amende-
ments an und so sind in die Anlage des Protokolls Bestimmungen

aufgenommen, welche eigentlich der Initiative Bayerns ihren

Ursprung verdanken«, obwohl die Zugehörigkeit Bayerns zum deut-

schen Bunde in dieser Verfassungsredaktion selbst nicht vorausge-

setzt ist.

Zwischen dem norddeutschen Bunde, Baden und Hessen einer-

seits und Württemberg andererseits wurde zu Berlin am 25. Novem-
ber 1870 ein Vertrag abgeschlossen, »betreffend den Beitritt Württem-

bergs zur Verfassung des deutschen Bundes« (Bundesgesetz hl.

1870 S. 654). Nach Art. I. tritt Württemberg der zwischen dem
norddeutschen Bunde

,
Baden und Hessen vereinbarten, der Ver-

handlung d. d. Versailles vom 15. November d. J. beigefügten Ver-

fassung dergestalt bei, dass alle in dieser Verfassung enthaltenen

Bestimmungen
,
mit den in Art. 2 näher bezeichneten Massgaben,

auf Württemberg volle Anwendung finden. A. 2 enthält dann

einige auf Württemberg bezügliche Sonderbestimmungen. Das bei-

liegende Schlussprotokoll von Berlin vom 25. November 1870 dehnt

die meisten der im Versailler Protokoll vom 1 5 . November enthaltenen

Erklärungen auch auf Württemberg aus (a. a. O. S. 651). Die Mi-

litärkonvention zwischen dem norddeutschen Bunde und Württem-

berg von
YrfleS

den ^ November 1870 ordnet die Stellung des
Berlin 25.
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württembergischen Armeecorps als Theil des deutschen Bundes-

heeres (a. a. O. S. 658).

Der Vertrag zwischen dem norddeutschen Bunde und Bayern

kam am 23. November 1870 zu Versailles zu Stande (Reichs-

gesetzbl. 1871 S. 9). Art. I. sagt: »Die Staaten des norddeut-

schen Bundes und das Königreich Bayern schliessen einen ewigen

Bund, welchem das Grossherzogthum Baden und Hessen, letzteres

für dessen südlich vom Main gelegenes Staatsgebiet, schon beigetreten

sind und zu welchem der Eintritt des Königreichs Württemberg in

Aussicht steht. Dieser Bund heisst der deutsche Bund«.

Art. 2 erklärt, dass die Verfassung des deutschen Bundes die

des bisherigen norddeutschen Bundes sein soll, zählt aber eine

ganze Reihe von Abänderungen auf, welche sich auf den gesammten

Bund und alle Einzelstaaten gleichmässig erstrecken. Art. 3 ent-

hält dagegen die zahlreichen Sonderbestimmungen
,
welche zu

Gunsten des Königreichs Bayern festgestellt sind. Art. 4 enthält

eine Uebergangsbestimmung über den Zeitpunkt, in welchem die

Gemeinschaft der Militärausgaben, der Zölle und Verbrauchssteuern

beginnen soll. Art. 5 wiederholt eine, auch in dem badisch-

hessischen Vertrage befindliche Erklärung, dass Sonderrechte nur

mit Zustimmung des berechtigten Bundesstaates aufgehoben werden

können. Art. 6 bestimmt, dass dieser Vertrag mit dem 1. Ja-

nuar 187 1 in Wirksamkeit treten soll. Dabei sagen sich

die vertragschliessenden Theile zu, dass der Vertrag unverweilt

den gesetzgebenden Faktoren zur verfassungsmässigen Zustimmung

vorgelegt und nach Ertheilung dieser Zustimmung im Laufe des

Monats December ratificirt werden soll. Das Schlussprotokoll vom
23. November 1870 enthält noch eine Anzahl von Erläuterungen,

Beschränkungen und Ergänzungen, welche sich theils auf den Bund
überhaupt, theils auf die Anwendung des Bundesrechtes auf Bayern

beziehen. Den Bestimmungen des Protokolls wurde dieselbe ver-

bindliche Kraft beigelegt, wie dem Vertrage selbst.

Endlich erfolgte noch am 8. December 1870 ein Vertrag zu

Berlin, in welchem Württemberg, Baden und Hessen dem zwischen

dem norddeutschen Bunde und Bayern geschlossenen Vertrage und

Bayern, soweit dies noch erforderlich war, den zwischen dem nord-

deutschen Bunde und Baden
,
Hessen und Württemberg geschlos-

senen Verträgen, nebst Anlagen, Protokollen und Militärkonvention

ihre Zustimmung ertheilten.

So fehlte denn keine Masche mehr in dem Netze der völker-

rechtlichen Verträge
,
welche ganz Deutschland zum neuen deut-
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sehen Bunde umfassen sollten. Damit war dieser aber selbst noch

nicht ins Leben getreten; die vertragschliessenden Staaten hatten

nur wechselseitig die Verpflichtung übernommen, die nöthigen

Schritte zu thun, um einen solchen Bund, nach Massgabe der Ver-

träge, ins Leben zu rufen. Die vertragschliessenden Theile wraren

die vier süddeutschen Staaten Bayern, Württemberg, Baden und

Hessen und der norddeutsche Bund, nicht die norddeutschen

Bundesstaaten. Dieser trat als ein einheitliches staatsrechtliches

Subjekt den bis dahin völlig souveränen süddeutschen Staaten

gegenüber. Der norddeutsche Bund beabsichtigte nicht etwa sich

aufzulösen und ein ganz neues Staatswesen zu gründen, sondern

sich durch Aufnahme der süddeutschen Staaten zu erweitern.

Der neue deutsche Bund sollte der in seinen Grenzen erweiterte, in

seiner Verfassung modificirte norddeutsche Bund sein. Es war

nicht, wie im Jahre 1867, ein staatsrechtlicher N e u b a u ,
welcher

auf den Trümmern des völlig beseitigten alten deutschen Bundes

erfolgte, sondern nur der weitere Ausbau eines schon fertigen

Hauses
,
in welchem für neue Bewohner neue Räume geschaffen

wmrden. Es kann kein Zweifel an der Rechtskontinuität des nord-

deutschen Bundes und des beabsichtigten neuen deutschen Bundes

erhoben werden. Beide sind dasselbe Rechtssubjekt.

Aber die Regierungen des norddeutschen Bundes und der vier

süddeutschen Staaten waren nicht im Stande, den beabsichtigten

deutschen Bund ohne Zustimmung der Volksvertretungen ins Leben

zu rufen. Durch den Eintritt der süddeutschen Staaten wurde die

norddeutsche Bundesverfassung ebenso wesentlich verändert, wie

die Konstitutionen der süddeutschen Staaten. Zu solchen Ver-

fassungsänderungenmussten die Volksvertretungen ihre verfassungs-

mässige Zustimmung ertheilen; aber nach dem oben erörterten

staatsrechtlichen Prinzip nur der Reichstag des norddeutschen Bun-

des und die Landtage der vier süddeutschen Staaten, nicht etwa die

Landtage der norddeutschen Einzelstaaten. Das stellvertretende

Organ des norddeutschen Volkes war lediglich sein Reichstag und

auf diese Weise wurde verfahren.

§ 77 .

Staatsrechtliche Perfektion des neuen deutschen Reiches.

Durch Verordnung vom 12. November 1870 wurde der nord-

deutsche Reichstag zu einer ausserordentlichen Sitzung auf den

24. November 1870 einberufen. Mittlerweile waren nicht nur die

Verträge mit den süddeutschen Regierungen abgeschlossen, son-
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dern auch die Wiedererneuerung der Bezeichnung »Kaiser und
Reich« angeregt worden. König Ludwig II. von Bayern hatte die

Initiative ergriffen und ein eigenhändiges Schreiben an die übrigen

Fürsten gerichtet, um auf dieses Ziel hinzuwirken. Nachdem sich

sämmtliche Fürsten und freien Städte dem Anträge angeschlossen

hatten, erfolgte die Einwilligung des Königs von Preussen dahin,

»dass vorläufig ein dahin gehender Gesetzentwurf dem norddeutschen

Reichstage vorgelegt werde«, was am 9. December 1870 geschah. Am
folgenden Tage bereits wurde dieser Entwurf vom norddeutschen

Reichstage angenommen. Nachdem der norddeutsche Reichstag sei-

nerseits sämmtliche Verträge mit den süddeutschen Staaten geneh-

migt und sowohl die hierdurch, als die durch die Vorlage in Bezug auf

Kaiser und Reich bedingten Verfassungsänderungen angenommen

hatte, war es nothwendig, auch die gleiche Genehmigung seitens der

Landtage der vier süddeutschen Staaten herbeizuführen und waren

denselben von ihren Regierungen die betreffenden Vorlagen gemacht

worden (Sämmtliche Kammerverhandlungen finden sich in Bezold’s

Materialien B. III). In Hessen, Baden und Württemberg erfolgte

die Genehmigung rechtzeitig, d. h. vor dem l. Januar 1871. In

Bayern sprach zwar die Kammer der Reichsräthe ihre Zustimmung

noch am 30. December 1870 mit allen gegen drei Stimmen aus, die

Kammer der Abgeordneten jedoch gelangte erst am 2 1 . Januar 187

1

nach zehntägigen heissen Debatten zu einem Beschlüsse
,
indem sie

nun endlich auch ihrerseits mit 102 gegen 48 Stimmen die Zustim-

mung ertheilte.

Durch diese verfassungsmässige Zustimmung der betreffenden

Volksvertretungen erhielten die Regierungen des norddeutschenBun-

des und der süddeutschen Staaten die staatsrechtliche Ermächtigung,

die völkerrechtlichen Verträge vom November ins Leben zu führen.

Dieselben wurden ratificirt und ordnungsmässig publicirt. Da in

allen Vertragsinstrumenten ausdrücklich gesagt war, dass der Ver-

trag mit dem 1 . Januar 1871 ins Leben treten sollte, so ist dieser Tag
unzweifelhaft als der Geburtstag des neuen deutschen Reiches
zu betrachten. Auch für Bayern, in dessen Vertrag ebenfalls dieser

Termin festgestellt worden war. Die allerdings später erst nach-

folgende landständische Zustimmung genehmigte mit dem ganzen

Vertrage auch den darin enthaltenen Anfangstermin und ist insofern

als eine Ratihabition des geschlossenen Verfassungsbündnisses anzu-

sehen. Mit diesem Inslebentreten des deutschen Reiches waren die

zu Grunde liegenden völkerrechtlichen Novemberverträge vollständig

erfüllt und das völkerrechtliche Vertragsverhältniss hatte sich für alle
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im neuen deutschen Reiche befindlichen Staaten nun ebenfalls in

ein staatsrechtliches Yerfassungsverhältniss verwandelt.

Am 18. Januar 1871 erliess der König von Preussen vom Haupt-
quartier in Versailles aus eine Proklamation, worin er erklärte, dass

er für sich und seine Nachfolger an derKrone Preussen die deutsche

Kaiserwürde angenommen habe.

§ 78 .

Schlussredaktion der deutschen Reichsverfassung.

Das deutsche Reich war am 1. Januar 1871 ins Lehen getreten.

Es hatte selbstverständlich auch seine Verfassung. Der Gang der

Verhandlungen, welcher zur Gründung des deutschen Reiches ge-

führt hatte, hatte aber zur Folge gehabt, dass das Verfassungsrecht

des deutschen Reiches in drei verschiedenen Urkunden enthalten war,

in der zwischen dem norddeutschen Bunde, Baden und Hessen am
15. November 1870 vereinbarten Verfassung, in dem Vertrage zwi-

schen dem norddeutschen Bunde und Bayern vom 23. November

und in dem Vertrage zwischen dem norddeutschen Bunde, Baden und

Hessen einerseits und Württemberg andererseits vom 25. November.

Dazu kam
,

dass diese drei Urkunden bereits unterzeichnet waren,

als der Beschluss gefasst wurde
,
dass der neue deutsche Bund den

Namen »Deutsches Reich« führen und dass die Ausübung der Prä-

sidialrechte mit Führung des Titels eines deutschen Kaisers ver-

bunden werden sollte
;
man begnügte sich vorläufig damit, die Na-

men »Kaiser und Reich« an den beiden prägnanten Stellen der

Verfassung im Art. 11 und im Eingänge einzufügen. Dem Texte

der Verfassung fehlte daher die folgerichtige Terminologie und die

Uebereinstimmung mit der seit ihrer Unterzeichnung eingetretenen

Entwickelung. Diese Zerstreuung der Grundlagen, auf welchen

der neue staatsrechtliche Zustand Deutschlands beruhte, war ein

Uebelstand
,
welchem durch eine neue einheitliche Redaktion der

Verfassung abgeholfen werden musste. Als am 1. März 1871 der

erste deutsche Reichstag eröffnet worden war
,
legte noch an dem-

selben Tage der Bundeskanzler den Entwurf eines Gesetzes betref-

fend die Verfassung des deutschen Reiches vor, welcher diesen

formellen Missständen abhelfen sollte. Materielle Aenderungen des

bestehenden Verfassungsrechtes beabsichtigte diese Revision nicht

;

sie enthält nur eine Bestimmung
,
welche in den im Eingänge er-

wähnten Dokumenten nicht vorkommt, nemlich die Bestimmung im

A. 8, nach welcher der durch den Vertrag vom 23. November 1870

No. II § 6 geschaffene Ausschuss des Bundesrathes für die auswär-
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tigen Angelegenheiten ausser den Bevollmächtigten von Bayern,

Sachsen und Württemberg, aus zwei vom Bundesrathe alljährlich

zu wählenden Bevollmächtigten der andern Bundesstaaten bestehen

soll. Nicht aufgenommen wurden die auf die Einführung norddeut-

scher Gesetze als Bundesgesetze bezüglichen transitorischen Be-

stimmungen
,
sie fanden ihre Stelle in dem Gesetze, durch welches

die Verfassung verkündet wurde. Hier wurden auch die rechtlichen

Wirkungen festgestellt, welche mit der Einführung eines norddeut-

schen Gesetzes als Reichsgesetz verbunden sein sollten. Auch die

Verabredungen, welche in den Schlussprotokollen vom 15., 23.

und 25. November und unter No. 6 des Vertrages vom 23. No-

vember 1870 getroffen waren, wurden »wegen ihres theils vorüber-

gehenden, theils erläuternden, theils administrativen Charakters« in

die Verfassung nicht aufgenommen, ihre fortdauernde Gültigkeit

wurde aber durch § 3 des Einführungsgesetzes ausser Zweifel

gesetzt. Am 27. März begann die Berathung über den revidirten

Entwurf in den regelmässigen Formen einer dreimaligen Berathung

einer GesetzesVorlage. Obgleich mancherlei Abänderungsvor-

schläge vorgebracht und besonders über die Frage, ob sog. Grund-

rechte in die Verfassung aufgenommen werden sollten, sehr erregte

Debatten geführt wurden
,

so hielt doch die grosse Mehrheit des

Reichstages konsequent an dem Standpunkt fest
,
»dass es sich bei

dieser Vorlage gar nicht darum handeln könne, die Verfassung ma-
teriell zu verbessern, sondern nur das zu redigiren, was früher durch

Beschlüsse und Verträge der kompetenten Organe bereits festgestellt

worden war, dass der Reichstag nur darüber sein Votum abzugeben

habe, ob die von der Bundesregierung vorgelegte Redaktion mit den

frühem Beschlüssen und Verträgen stimme und ob diese Fassung rich-

tig gewählt sei oder nicht«. Es wurde daher, unter Ablehnung aller

Amendements, am 14. April 1871 der revidirte Entwurf
einer Reichsverfassung vom Reichstage angenommen und

am 16. April 1871 im Reichsgesetzblatt verkündigt. Da das Reichs-

gesetzblatt (No. 16), welches das Publikationspatent enthält, zu

Berlin am 20. April ausgegeben wurde, so ist nach vierzehntägiger

Frist, also am 5. Mai 1871, diese neue Redaktion der Reichsverfas-

sung im ganzen Reiche in Kraft getreten. Durch das Publikations-

patent vom 16. April 1871 ist an die Stelle der in verschiedenen

Urkunden zerstreuten, am 1. Januar 1871 in Kraft getretenen Ver-

fassung die neue Verfassung vom 16. April 1876 getreten, welche

jetzt allein die formell gültige Quelle des Verfassungsrechtes im

deutschen Reiche ist, während die frühem in den Novemberverträ-
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gen niedergelegten VerfassungsbeStimmungen seitdem nur noch eine

historische Bedeutung haben. So ruht seitdem das Staatsrecht des

deutschen Reiches auf einer einheitlichen Verfassungsurkunde,

welche seitdem nur in einzelnen Punkten Abänderungen erfahren hat.

§ 79.

Der Frieden mit Frankreich und die neuen Reiehslande.

Das deutsche Reich war am 1. Januar 1871 bereits ins Leben

getreten, ehe der Krieg beendigt war, welchem es seine Entstehung

verdankte. Erst am 26. Februar 1871 wurden die Friedensprä-
liminarien zwischen dem deutschen Reiche und Frankreich zu

Versailles abgeschlossen, welche am 2. März ratificirt wurden. Im
A. 1 verzichtet Frankreich auf die daselbst angeführten Gebiets-

teile, Eisass und Deutschlothringen, mit den Worten: »La France

renonce en faveur de 1’Empire germanique ä tous ses droits et titres

sur les territoires situes ä Test da la frontiere ci-apres designee . . .

L’Empire allemand possedera ces territoires ä perpetuite en toute

souverainete et propriete« (Reichsgesetzbl. 1871 S. 216). Der

definitive Friedensvertrag von Frankfurt, Traite de paix entre l’Em-

pire allemand et la France du 10 Mai 1871 (Reichsgesetzbl. S. 223),

welcher am 20. Mai d. J. zu Frankfurt ratificirt wurde, bestätigte

diese Abtretungen. Einige unbedeutende Modifikationen
,
welche

durch den Definitivfrieden und einen Zusatzvertrag von Berlin vom
12. Oktober 1871 Art. 10 in der Begrenzung dieser Abtretungen

verfügt wurden, kommen hier nicht weiter in Betracht. Durch das

Gesetz, betreffend die Vereinigung von Elsass-Lothringen mit dem
deutschen Reiche, vom 9. Juni 1871 (Reichsgesetzbl. 1871 S. 212)

wurden die von Frankreich abgetretenen Gebiete für immer mit dem
deutschen Reiche vereinigt

,
doch sollte die Reichsverfassung erst

am 1. Januar 1873 daselbst in Kraft treten, ein Termin, welcher

durch Reichsgesetz vom 20. Juni 1872 auf den 1. Januar 1874 ver-

schoben wurde. Die eigenthümliche staatsrechtliche Stellung dieser

neu erworbenen Reichslande wird im Reichsstaatsrechte näher erör-

tert werden. Hier kommt nur die Aufnahme derselben in das Reich

überhaupt in Betracht, durchweiche das Gebiet desselben wesentlich

erweitert wurde. So brachte das Jahr 1871 die Verfassung, sowie den

Territorialbestand des neuen deutschen Reiches zum definitiven Ab-

schluss. Mit diesem Jahre beschliessen wir hier die Geschichte der

deutschen Staatsentwicklung und beginnen das deutsche Staatsrecht

der Gegenw art, dessen systematische Darstellung als die Hauptauf-

gabe dieses Werkes erscheint.
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Erstes Buch.

Das Laudesstaatsrecht >.

§80.

Von dem Charakter des deutschen Landesstaatsrechtes überhaupt.

Die deutschen Staaten der Gegenwart sind aus den Territorien

des alten deutschen Reiches hervorgewachsen. Von den etwa 324

Territorien, welche das deutsche Reich noch im Jahre 1792 zählte,

wurden 1803 die geistlichen Fürstentümer säkularisirt, die

Reichsstädte bis auf wenige aufgehoben. Im Jahre 1806 wurden

zahlreiche weltliche Reichsfürsten und Grafen mediatisirt.

1 Das allgemeine deutsche Landesstaatsrecht ist dargestellt in den Werken
von H. A. Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesrecht, 2 Bde. III. Aufi.

Göttingen 1866 (auch für die Gegenwart durch seine Zuverlässigkeit noch brauch-

bar). H. Zöpfl, Grundsätze des allgemeinen und deutschen Staatsrechtes.

2. Bde. 5. Aufl. 1863. Einen bedeutsamen Wendepunkt in der Darstellung des

deutschen Landesstaatsrechtes bildet C.F.v. Gerber, Grundzüge eines Systems
des deutschen Staatsrechtes II. Aufl. 1869. G. Meyer, Lehrbuch des deutschen
Staatsrechtes. Leipzig 1879. G. A. Gr otefend

,
Das deutsche Staatsrecht der

Gegenwart. Berlin 1869. Als wichtiges Hilfsmittel für die wissenschaftliche

"Konstruktion des allgemeinen deutschen Landesstaatsrechtes sind auch die Dar-
stellungen der deutschen Partikularstaatsrechte zu betrachten. Hier sind zu
nennen für Preussen: L. v. Rönne, Staatsrecht der preussischen Monarchie.
2 Bde. in 4 Abtheilungen. Leipzig. III. Aufl. 1869 —72. Hermann Schulze,
Das preussische Staatsrecht auf Grundlage des deutschen Staatsrechtes. Leip-

zig. 2 Bde. 1872—77. R. v. Mohl, Staatsrecht des Königreichs Württem-
berg. 2 Bde. Tübingen 1840. J. Pözl, Lehrbuch des bayerischen Verfassungs-

rechtes V. Aufl. 1877. K. E. Weiss, System des öffentlichen Rechtes des

Grossherzogthums Hessen. Darmstadt. B. I. 1837. Für Sachsen gelehrt,

aber veraltet Chr. E. Weiss, Lehrbuch des Königlich Sächsischen Staatsrechts.

2 Bde. Leipzig 1824— 27, unbedeutend Fr. Bülau, Verfassung und Verfas-

sungsrecht des Königreichs Sachsen. Leipzig 1833. Wie werthvoll auch für ein

kleines Land die Darstellung seines Staatsrechtes werden kann, zeigt Chr. W.
Schweit zer, Oeffentliches Recht des Grossherzogthums Sachsen. Weimar 1825.

Leider fehlt manchen
,
in ihrer staatlichen Entwickelung interessanten Staaten

eine Darstellung ihres Staatsrechtes, so besonders dem Grossherzogthum Baden.
Neben der Behandlung des Reichsstaatsrechtes und des allgemeinen Landes-
staatsrechtes sollte die für praktische Zwecke so wichtige Darstellung der Parti-

kularstaatsrechte nicht vernachlässigt werden.

12 *
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39 Staaten retteten ihr Dasein in den deutschen Bund, dessen Mit-

gliederbestand bei seinem Ende 34 betrug. Durch den deutschen

Krieg von 1866 verloren Hannover, Kurhessen, Nassau, Holstein-

Lauenburg und Frankfurt am Main ihre staatliche Existenz. Der
norddeutsche Bund enthielt 22 Staaten. Durch den Beitritt der

süddeutschen Staaten wuchs der Mitgliederbestand des neuen deut-

schen Reiches auf 25 Staaten. Obgleich jeder dieser 25 Einzelstaa-

ten sein eigenes Partikularstaatsrecht hat, so lässt sich doch der

allgemeine Charakter des deutschen Landesstaatsrechts in folgen-

den Sätzen zusammenfassen

:

1) Die 25 deutschen Länder, als Glieder eines Bundesstaates,

sind noch heutzutage wirkliche Staaten, nicht blos Provinzen

oder Körper der Selbstverwaltung. Wenn ihnen auch auf gewissen

Gebieten durch die Reichsverfassung bestimmte staatliche Funktio-

nen ganz entzogen sind, wenn sie auf andern wenigstens unter der

Gesetzgebung und der Oberaufsicht der Reichsgewalt stehen, so

giebt es immerhin noch wichtige Gebiete des innern Staatslebens,

wro sie sich ihre Gesetze selbst gehen und lediglich durch diese be-

stimmt werden, wo sie als unabhängige Staatskörper sich selbst

regieren. Für diese ihre unabhängige Kompetenz streitet sogar die

Vermuthung. Soweit die ReichsVerfassung den Einzelstaaten nicht

ausdrücklich staatliche Befugnisse entzieht, sind sie in deren Be-

sitze verblieben.

2) Aber die deutschen Einzelstaaten sind, als Glieder eines

Bundesstaates, keine vollkommen souveränen Staaten mehr. Sie

sind nicht hlos durch völkerrechtliche Verträge gebundene Glieder

einer sonst gleichberechtigten Staatengesellschaft, sondern stehen

vielmehr unter einer übergeordneten wahren Staatsgewalt; sie sind

Lnterstaaten eines Oberstaates. Die deutschen Einzelstaaten neh-

men daher im wesentlichen wieder eine staatsrechtliche Stellung

ein, wie die Territorien des ältern deutschen Reiches ; sie sind da-

mit in die ihnen durch die Geschichte angewiesene, naturgemässe

Stellung zurückgekehrt. Nur die Form der Unterordnung ist eine

andere geworden. Von einem Lehensverhältnisse der deutschen

Territorien und ihrer Fürsten zu Kaiser und Reich ist keine Rede,

wie überhaupt das Lehenrecht aus dem Gebiete des modernen öffent-

lichen Rechts auszuscheiden ist. Die deutschen Fürsten sind nicht

mehr wie ehedem Vasallen des Kaisers; aber ihre Staaten sind der

Reichsgewalt staatsrechtlich
,
nach den Grundsätzen einer bundes-

staatlichen Verfassung, untergeordnet.
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3) Jeder deutsche Einzelstaat hat sein besonderes, auf den ihm

eigenthümlichen Quellen, namentlich seiner Verfassungsurkunde,

beruhendes Staatsrecht
,
welches aber durch die ReichsVerfassung

wesentlich verändert worden ist und noch immer mehr verändert

werden kann, da alle Reichsgesetze den Landesgesetzen, selbst den

Verfassungen der Einzelstaaten, unbedingt Vorgehen. Dennoch muss

das Landesstaatsrecht jauch heutzutage noch als selbständiges, für

sich bestehendes Ganze dargestellt werden
,
aber unter fortwähren-

der Rücksicht auf die hereingreifenden Sätze des übergeordneten

Reichsstaatsrechtes

.

4) Die Verfassungsform der deutschen Einzelstaaten ist ver-

schieden. Unter den 25 Staaten des deutschen Reiches giebt es drei

Republiken: Lübeck, Bremen und Hamburg, 22 sind monarchisch.

Mit Ausnahme der beiden Grossherzogthümer Mecklenburg sind

alle deutschen Staaten durch eine Verfassungsurkunde in die Reihe

der konstitutionellen getreten, seit Gründung des norddeutschen

Bundes noch einige zurückgebliebene kleinere Fürstenthümer wie

Schaumburg-Lippe und Reuss ä. L. Ihr Staatsrecht ist ein konsti-

tutionell-monarchisches. Dies entscheidet auch für die Darstellung.

Da es hier nicht die Aufgabe sein kann, die Staatsrechte der 25

deutschen Einzelstaaten statistisch neben einander zu stellen
,
son-

dern es darauf ankommt, die gemeinsamen leitenden Grundgedanken

im Staatsrechte der Einzelstaaten nachzuweisen, so muss eine wissen-

schaftliche Darstellung des deutschen Landesstaatsrechts sich auf

die normale Ausprägung des modernen deutschen Staatsgedankens

in der Form der konstitutionellen Monarchie beschränken und kann

die ausnahmsweise Entwickelung der drei kleinen Republiken, so

wie die veraltete Staatsordnung Mecklenburgs, nur nebenbei berück-

sichtigen.

5) Die konstitutionelle Monarchie
,

als die normale deutsche

Staatsform der Gegenwart, hat sich in Deutschland mannigfach eigen-

thümlich entwickelt, abweichend von den übrigen konstitutionellen

Staaten Europas . In allen deutschen Staaten ist der Monarch Inhaber

der gesammten Staatsgewalt, nur beschränkt durch Verfassung und
Gesetzund gebunden an die Mitwirkunganderer selbständiger Organe.

Freilich hat die monarchische Gewalt durch die ReichsVerfassungneue

Beschränkungen erlitten. Die Grenzen derselben liegen jetzt nicht

nur in der Landesverfassung, sondern auch in der Reichsverfassung,

welche den Einzelstaaten wichtige staatliche Funktionen entzieht,

die damit auch der Machtbefugniss der Fürsten, als Landesherrn
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der Einzelstaaten, entfallen. Der Monarch ist daher der
reichs- und landesverfassungsmässig beschränkte
Inhaber der Staatsgewalt, soweit solche dem betreffenden

Einzelstaate noch zusteht.

6) Die deutschen Territorien sind durch den ganzen Entwicke-

lungsgang dieses Jahrhunderts wahre Staaten geworden, welche

damit auch alle aus dem Staatsbegriffe folgenden Konsequen-

zen auf sich müssen anwenden lassen. Dieser aber schliesst alle

Anschauungen aus, welche den Staat in die privatrechtliche Sphäre

des Eigenthums herabsetzen. Jeder, auch der kleinste Staat ist ein

Gemeinwesen, eine staatsrechtliche Persönlichkeit, in deren vielge-

gliedertem Organismus der Fürst als das oberste handelnde Organ

des Staates
,
nicht als dessen Eigenthümer aufgefasst werden darf.

Alle Ansprüche, welche aus einem vermeintlichen Patrimonium des

Fürsten am Staate hergeleitet werden, sind als Keminiscenzen einer

überlebten patrimonialen Staatsordnung zurückzuweisen.

Bei jedem Gemeinw esen, also auch dem deutschen Einzelstaate,

kommt zuerst seine persönliche Gliederung in Betracht. Hier wird

jedem Gliede seine bestimmte Berufsstellung zugewiesen, seine

Bechtssphäre abgesteckt. Die Verfassung ist die grundgesetz-

liche Feststellung des rechtlichen Verhältnisses der verschiedenen

Organe im Staate in ihrer Besonderheit, wie in ihrer Vereinigung.

Bei einem Gemeinwesen, welches als Gesammtpersönlichkeit einen

Willen hat, kommt nicht nur seine Gliederung, sein persönlicher

Bestand, sondern auch seine Wirksamkeit in Betracht. So muss

nothwendiger Weise zur Verfassungslehre eine zweite Ahtheilung,

die Regierungslehre treten, w elche von den staatsrechtlichen Grund-

sätzen handelt, nach denen die verschiedenen Organe bei ihrer Thä-

tigkeit für den Staat ineinander greifen
,
innerhalb deren sich alle

Funktionen der Staatsgewalt, als ihren gesetzlichen Schranken, zu

bewegen haben. Die Darstellung des Landesstaatsrechtes zerfällt

daher in zwei Abtheilungen

:

Abth. I: Von der Gliederung des Staatsorganismus Verfas-

sungsrecht) ;

Abth. II: Von den Funktionen der Staatsgewalt ^Regierungs-

recht)

.
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Erste Abtheilung.

Von der Gliederung des Staatsorganismus.
(Verfassungsrecht.)

Erstes Kapitel.

Von dem Staatsoberhaupte oder dem Monarchen.

Erster Abschnitt.

Staatsrechtlicher Inhalt der monarchischen Gewalt.

§ 81.

Geschichtliche Entwickelung der Monarchie in Deutschland 1
.

Das deutsche Fürstenthum hat einen von den übrigen Monar-

chien Europas durchaus verschiedenen Ursprung. Während in Eng-

land, Frankreich, Spanien das Königthum die aristokratische Mittel-

gewalt des grossen Vasallenthums beseitigt und die Staatseinheit

siegreich durchgeführt hat, ist in Deutschland das nationale König-

thum und die Staatseinheit von der Aristokratie der grossen Reichs-

beamten und Vasallen zuerst immer mehr geschwächt und endlich

ganz gesprengt worden. So sind denn auch die geschichtlichen

Wurzeln des heutigen deutschen Fürstenthums nicht in dem ehe-

maligen Reiche, sondern in den Territorien zu suchen. Aus den

erblich gewordenen Reichsämtern der Herzoge, Markgrafen und

Grafen und den Immunitätsbezirken der geistlichen und weltlichen

Grossen sind die deutschen Landesherrschaften erwachsen (S. 67).

Bei allen deutschen Fürstentümern lässt sich ein solcher Ursprung

nachweisen. So liegen die Ursprünge von Oesterreich und Preussen

in der Markgrafschaft
,
von Sachsen und Bayern in dem Stammes-

herzogthume, von Württemberg in der Grafschaftu. s. w. Die deut-

schen Landesherrn, »domini terrae«, erhielten als solche die Gerichts-

barkeit vom Reiche verliehen
,
womit sie aus verschiedenen Rechts-

titeln noch zahlreiche andere Regalien und Herrschaftsrechte ver-

banden. Je weniger aber das Reich die staatlichen Bedürfnisse des

deutschen Volkes befriedigte, je mehr sich die Territorien zu staats-

ähnlichen Gebilden entwickelten, um so mehr streifte auch die

1 Vgl. hierüber S. 66 dieses Werkes, § 32 die Landeshoheit.
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deutsche Landeshoheit ihren aggregatartigen Charakter ab und

wurde zu einer wahren
,
wenn auch untergeordneten Staatsgewalt.

Dieser Entwickelungsgang fand besonders in dem westfälischen

Frieden seine reichsgesetzliche Bestätigung
,
welcher zur Bezeich-

nung dieser an die volle Souveränetät schon anstreifenden Staatsge-

walt die Ausdrücke »jus territoriale«, »jus superioritatis«
,
»jus terri-

torii et superioritatis« gebrauchte, welche man im deutschen mit

»Landeshoheit«, »hoher Landesobrigkeit« u. s. w. wiedergab. So defi-

nirte M o ser im vorigen Jahrhunderte die Landeshoheit »als das den

Reichsständen zustehende Recht, vermöge dessen sie befugt sind, in

ihren Landen und Gebieten alles dasjenige zu gebieten, zu verbie-

ten, anzuordnen, zu thun und zu lassen, was einem jeden Regenten

nach dem göttlichen, Natur- und Völkerrechte zukommt«. Auch
übten die deutschen Landesherrn »die ansehnlichen Gerechtsame,

aus welchen die Landeshoheit besteht
,
im Ganzen und Einzelnen

nicht in des Kaisers, als des Reichsoberhauptes Namen oder als

dessen Statthalter, Beamte oder Namens des Reiches, sondern aus

eigner Gewalt, im eigenen Namen und erblicher, so lange fortdau-

ernder Weise, als der Besitz des Landes dauert«. Die deutschen Lan-

desherrn waren zu Zeiten des altern Reiches daher als solche keine

blossen Patrimonialherrn
,
sondern Regenten ihrer Staaten aus

eigenem Rechte, aber keine Souveräne. Indem sie den Reichsge-

setzen unterworfen waren
,
von den Reichsgerichten in wahrhaft

richterlicher Weise gerichtet werden konnten, ging ihrer Regierung

die Souveränetät, ihrer Person die Majestät eines unabhängigen

Monarchen ab. Den letzten Schritt zu ihrer Vollendung that die

Landeshoheit mit der Auflösung des deutschen Reiches im Jahre

1806 . Damit schwanden einerseits alle in der Reichsverfassung lie-

genden Schranken der Landesherrn, andererseits wuchsen ihnen alle

die Rechte zu
,
welche im Begriffe einer vollständigen Staatsgewalt

liegen, insbesondere auch diejenigen Befugnisse, welche bis dahin

Kaiser und Reich in den landesherrlichen Territorien zugestanden

hatten. Die durch den Rheinbund neuhegründete Souveränetät

war aber um den Preis der unwürdigsten thatsächlichen Abhängig-

keit von einem fremden Eroberer erkauft worden. Auch als die

deutschen Fürsten im deutschen Bunde gewisse völkerrechtliche

Beschränkungen ihrer Souveränetät auf sich genommen hatten, blieb

das staatliche Bedürfniss des deutschen Volkes unbefriedigt . wel-

chem nur in der Wiederherstellung eines Nationalstaates volle Ge-

nüge geschehen konnte. Durch die neue Reichsverfassung sind
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die deutschen Einzelstaaten und ihre Fürsten wieder in ihre alte

geschichtlich begründete Stellung zu einem übergeordneten Gemein-

wesen
,
zum deutschen Reiche

,
zurückgekehrt

,
welches nur durch

den Gewaltakt eines fremden Eroberers beseitigt war. Ihre Unter-

ordnung unter die gegenwärtige Reichsgewalt hat aber einen andern

Charakter als zu Zeiten des altem deutschen Reiches erhalten
;

sie

sind weder Unterthanen
,
noch Vasallen des Kaisers, sie haben für

ihre Person die volle Unabhängigkeit souveräner Regenten be-

halten, sie sind unverantwortlich und unverletzlich und stehen unter

keiner peinlichen Gerichtsbarkeit; dagegen ist ihre Regierungsgewalt

in wichtigen Beziehungen der Reichsgewalt untergeordnet und zwar

in viel weitergehenderWeise. als zu Zeiten des ältern deutschen

Reiches. Auf diese Beschränkungen der landesherrlichen Gewalt

durch die ReichsVerfassung hat auch das Landesstaatsrecht durch-

weg Rücksicht zu nehmen.

§82.

Das deutsche Fürstenthum innerhalb der verfassungsmässigen

Ordnung.

Das Wesen der Monarchie besteht darin, dass die Staatsgewalt

Einer physischen Person und zwar aus eigenem Rechte zusteht.

Der Monarch ist nicht Staatsdiener, nicht höchster Beamter, wie der

Präsident einer Republik, sondern Inhaber der Staatsgewalt aus

eigenem Rechte. Aber dieses monarchische Recht ist nicht, wie

einst die Patrimonialtheorie lehrte
,
ein Eigenthum an der Staatsge-

walt, sondern ein durchaus öffentliches Recht. Das monarchische

Recht ist keine privatrechtliche Befugniss zur persönlichen Befrie-

digung des Inhabers, sondern ein Beruf, w7o jedem Rechte eine

Pflicht entspricht. Der Monarch ist nicht der Staat seihst, w'ohl

aber im Gliederbau des Staates das höchste, wichtigste Organ.

Darum ist das Wort »Staatsoberhaupt«, welches schon im

Allgemeinen preussischen Landrecht, in allen neueren Verfassungs-

urkunden, sowie in der Wiener Schlussakte A. 57 officiell gebraucht

wird, die zutreffendste Bezeichnung für die Rechtsstellung des Mon-
archen, welcher nicht ausserhalb des Staates oder über dem Staate,

sondern im Staate steht, wenn auch an der höchsten Stelle dessel-

ben. Somit gehört wohl selbständiges eignes Recht zum Wesen der

Monarchie, nicht aber Schrankenlosigkeit. Vielmehr wäre jede Art

von Unumschränktheit des Monarchen gegen das Wesen des Staates,

welcher die Gesetzmässigkeit eines gegliederten Organismus dar-
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stellen soll. Nach uraltem deutschem Herkommen, nach den Grund-

verträgen des ehemaligen deutschen Bundes, sowie nach allen neuern

Yerfassungsurkunden ist die monarchische Gewalt eine rechtlich

begrenzte, verfassungsmässige, konstitutionelle.

Dies streitet nicht gegen das Wesen der monarchischen Insti-

tution, sondern giebt ihr erst ihren wahren staatlichen Charakter.

Das Wesen der Monarchie verlangt nur, dass die gesammte Staats-

gewalt, soweit sie dem betreffenden Einzelstaate zusteht, in der

Person des Staatsoberhauptes vereinigt bleibe, dass sich kein ande-

rer Wille über den seinigen im Staate erhebe
,
dass in staatlichen

Dingen nichts ohne und nichts gegen seinen Willen geschehen

könne. Ein Monarch kann verfassungsmässig beschränkt, aber

rechtlich zu nichts gezwungen werden. So ist z. B. das blos suspen-

sive Veto auf dem Gebiet der Gesetzgebung entschieden gegen das

Wesen der Monarchie. Das monarchische Princip in korrekter

staatsrechtlicher Auffassung verlangt die Innehabung der gesammten

Staatsgewalt zu eignem Hechte von Seiten des Monarchen, schliesst

aber keineswegs aus, dass derselbe bei der Ausübung der Staatsge-

walt an gesetzliche Bestimmungen und die verfassungsmässige Mit-

wirkung anderer in ihrer Sphäre selbständiger Organe gebunden ist.

Die meisten deutschen Verfassungsurkunden haben diesen im Wesen
der Monarchie begründeten Satz ausdrücklich ausgesprochen,

derselbe muss aber auch da, wo dies nicht geschehen ist, als Fun-

damentalsatz des deutsch-monarchischen Staatsrechtes festgehalten

werden. Somit ist heutzutage die in der Hand des Staatsoberhauptes

vereinigte
,
in ihrer Ausübung aber verfassungsmässig beschränkte

Staatsgewalt das Grundprincip des deutsch-monarchischem Staats-

rechts. Natürlich bezieht sich diese Zusammenfassung der Staats-

gewalt heutzutage nur auf die im Einzelstaate noch vorhandene

Staatsgewalt, während die auf das Reich übergegangenen Befug-

nisse allerdings von der monarchischen Gewalt des Einzelstaates los-

gelöst sind.

Anmerkung.
Bundesrechtlich war dies Prinzip in der Wiener Schlussakte Art. 57

ausgesprochen: »Da der deutsche Bund mit Ausnahme der vier freien

Städte aus souveränen Fürsten besteht
,

so muss
,
dem hierdurch ge-

gebenen Grundbegriffe zufolge, die gesammte Staatsgewalt in dem Ober-

haupte des Staates vereinigt bleiben«. Bayerische Verfassung von 1818
Tit. II. § 1 : »Der König ist das Oberhaupt des Staates, vereinigt in sich

alle Rechte der Staatsgewalt und übt sie unter den von ihm in der gegen-

wärtigen Verfassungsurkunde festgesetzten Bestimmungen aus«. Ba-
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dische von 1818 § 5. Württembergische von 1819 §4. Grossherzoglich

Hessische von 1821 § 4. Kurhessische von 1831 § 10. Sachsen-Mei-

ningsche von 1828 § 3. Sachsen-Altenburgische von 1831 § 4. König-
lich Sächsische von 1831 § 4. Braunschweiger Landschaftsordnung von

1832 § 3. Hannoversches Landesverfassungsgesetz von 1840 § 5 sagt:

»Der König vereinigt, als Souverän, die gesammte Staatsgewalt und wird

durch die landständische Verfassung nur in der Ausübung bestimmter

Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden«. Coburg-Gotha von

1852 § 3. Oldenburgisches Staatsgrundgesetz von 1852 A. IV. § 2.

Schwarzburg- Rudolstadt von 1854 § 1. Schwarzburg- Sondershausen
von 1857 §8. Waldeck von 1852 §3. Die preussische Verfassung vom
31. Januar 1850 hat diesen Satz zwar nicht ausdrücklich ausgesprochen,

aber auch nicht verletzt, wie dies von E. A. Chr. (E. v. Stockmar) in seinen

Studien über die preussische Verfassung (Zeitschr. für Staatsrecht Heft II.

S. 199) nachgewiesen worden ist. Da er weder dem Wortlaute, noch dem
Geiste der Verfassungsurkunde widerspricht, so muss er auch für Preussen

als ein Fundamentalsatz des deutsch-monarchischen Staatsrechtes festge-

halten werden.

§ 83.

Persönliche Rechtsstellung des Monarchen.

Mit Rücksicht auf die erhabene Stellung des Monarchen . als

des Inhabers der gesammten Staatsgew alt, und in richtiger Würdi-
gung des monarchischen Princips, legt das deutsche Staatsrecht der

Person des Monarchen gewisse ausgezeichnete
,
ihr allein zukom-

mende rechtliche Eigenschaften oder Attribute bei. Dahin gehört

vor allem die Unverantwortlichkeit. Menschlich verantwort-

lich ist natürlich jedermann, der eine Pflicht zu erfüllen hat. In

diesem Sinne ist auch der Herrscher verantwortlich vor seinem eige-

nen Gewissen
,
vor der Geschichte

,
vor Gott. Aber die moderne

konstitutionelle Staatsordnung verzichtet aus rechtlichen
,
wie poli-

tischen Gründen darauf, diese Verantwortlichkeit des Monarchen

juristisch zur Geltung zu bringen. Die deutschen Verfassungen

sprechen dies regelmässig mit den Worten aus: »die Person des Mon-
archen ist u n v e r 1 e t z 1 i c h «. In dieser Unverletzlichkeit liegt auch

die juristische Unverantwortlichkeit ausgesprochen, indem dadurch

unmöglich gemacht wird, den Monarchen wegen einer persönlichen

Handlung oder Unterlassung vor Gericht zu ziehen, zu bestrafen

oder seiner Würde zu entsetzen. Diese Unverantwortlichkeit des

Monarchen ist eine doppelte, eine politische wegen aller Regie-

rungshandlungen, und eine strafrechtliche wegen etwaigerVer-

brechen und Vergehen :

1 Die politische Unverantwortlichkeit, d.h. der Grundsatz, dass
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der Monarch in keiner Weise persönlich wegen einer Regierungs-

handlnng zur Rechenschaft gezogen werden kann
,
ist zu einem ge-

meinrechtlichen Princip des deutsch-monarchischen Staatsrechtes

erhoben. Damit diese Unverantwortlichkeit aber nicht zur Willkür-

herrschaft führe, haben sämmtliche Verfassungen die Verantwort-

lichkeit der Minister für ein »nothwendiges Korrelat der Unverant-

wortlichkeit der Krone« erklärt. Da, nach übereinstimmender Vor-

schrift aller deutschen Verfassungen, alle Befehle und Erlasse des

Monarchen nur durch Gegenzeichnung eines Ministers vollziehbar

werden, so fehlt es nie an einem verantwortlichen Subjekte, welches

wegen der Ungesetzlichkeit einer Regierungshandlung juristisch

zur Rechenschaft gezogen werden kann.

2) Sollte der Monarch eine Handlung begehen, welche, von

einem Unterthanen begangen, den Thatbestand eines Verbrechens

oder Vergehens bilden würde, so würde doch kein Gericht gegen

ihn eine Untersuchung einleiten
,
noch weniger eine Strafe verhän-

gen dürfen, denn »das Strafrecht könnte die Person des Monarchen

nicht treffen, ohne mit der königlichen Würde die Regierung selbst

zu verletzen«. Wo dagegen, wie auf dem Gebiete des privatrecht-

lichen Vermögensrechtes, die öffentlich-rechtliche Persönlichkeit des

Monarchen von seiner Privatperson völlig geschieden werden kann,

muss derselbe
,
in Betreff seiner Privatverbindlichkeiten, vor den

Landesgerichten Recht nehmen und wird regelmässig nach den

allgemeinen Landesgesetzen beurtheilt (Allg. Landrecht Th. II.

Tit. 13 § 17 und 18. Einl. § 50).

Abgesehen von dieser persönlichen Unverantwortlichkeit um-
fasst die Unverletzlichkeit des Monarchen auch einen erhöhten

Rechtsschutz gegen rechtswidrige Angriffe anderer Personen.

Der Monarch ist ein so wichtiges Glied im Organismus des Staates,

dass, wer seine Herrscherstellung thatsächlich antastet
,
den Staat

damit selbst angreift. Es wird daher jedes Unternehmen, welches

darauf ausgeht, den Monarchen des Lebens, der Freiheit oder des

Thrones zu berauben oder regierungsunfähig zu machen, als H o c h-

verrath mit der schwersten Strafe bedroht, während Verletzungen

seiner Ehre und geringere Thätlichkeiten gegen seine Person nicht

als gewöhnliche Injurien, sondern als Majestätsbeleidigung
bestraft werden. Diesem staatsrechtlichen Postulate eines erhöhten

Rechtsschutzes trägt auch das Strafgesetzbuch für das deutsche

Reich vom 1 5 . Mai 1871 in ausgiebigerWeise Rechnung. A\s H o ch-

verrath gegen das Staatsoberhaupt (deutsches Strafges. § 80),
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nämlich den Kaiser und die einzelnen Bundesfürsten, d. h. die regie-

renden Landesherrn der einzelnen deutschen Staaten
,
werden be-

straft alle Handlungen, begangen durch Angriffe auf ihre Person

und zwar durch solche Angriffe, welche die staatsrechtliche Stellung

des Angegriffenen berühren (Berner: »Angriffe auf die Herrscher-

stellung des Monarchen«)
,
dagegen besteht die Majestätsbelei-

digung in einer jeden rechtswidrigen Verletzung der Person des

Staatsoberhauptes, sofern in derselben nicht sogar ein hochverräthe-

rischer Angriff enthalten ist. Und zwar wird hinsichtlich des Objek-

tes der Majestätsbeleidigung unterschieden: a) Verletzung des Kai-

sers, des eigenen Landesherrn
,
sowie desjenigen Landesherrn, in

dessen Gebiet sich der Thäter befindet (Strafg. § 94 und 95), und
b) Verletzung der übrigen Bundesfürsten (§98 und 99) . Es wird fer-

ner unterschieden nach der Art der Verletzung a) Thätlichkeit, wor-

unter eine jede unberechtigte körperliche Einwirkung zu verstehen

ist, b) Beleidigungen d. h. Ehrenkränkungen sonstiger Art. Somit

hat der Rechtsschutz sämmtlicher deutscher Landesherrn durch das

Strafgesetzbuch des deutschen Reiches noch eine erhöhte, auf ganz

Deutschland ausgedehnte Bedeutung gewonnen.

§ 84.

Eigentliche Regentenrechte des Monarchen.

Nach dem oben entwickelten Fundamentalsatze des deutschen

Staatsrechtes vereinigt der Monarch die gesammte Staatsgewalt, so-

weit sie dem Einzelstaate noch verblieben ist
,

principiell in seiner

Hand. Er besitzt nicht wie der Landesherr des Mittelalters ein zu-

fälliges Aggregat von »Hoheitsrechten«
,

sondern die gesammte

Staatsgewalt. Es ist daher gegen das Wesen des deutsch-monarchi-

schen Staatsrechtes, alle einzelnen, dem Monarchen zustehenden

Befugnisse aufzuzählen oder von einer königlichen Prärogative
oder, wie im ältern deutschen Reiche, von Reservatrechten der

Krone zu reden. Das monarchische Recht umfasst vielmehr aus-

nahmslos alle Zweige der Staatsgewalt. Steht somit dem Rechte
der Innehabung nach die gesammte Staatsgewalt dem Monar-

chen zu, so ist er doch bei der Ausübung derselben an die Beob-

achtung verfassungsmässiger Grundsätze und die Mitwirkung be-

stimmter, unentbehrlicher, in ihrer Sphäre selbständiger Organe

gebunden, durch deren Beitritt sein individueller Wille erst zum
verfassungsmässigen Staatswillen ergänzt wird. Diese Unterschei-

dung zwischen der rechtlichen Innehabung und der Aus-
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Übung der Staatsgewalt wird in den deutschen Verfassungen

durchaus korrekt ausgedrückt, wenn es heisst : »Der König (Gross-

herzog u. s. w.) ist das Haupt des Staates und vereinigt in sich alle

Rechte der Staatsgewalt«, indem durch diesen ersten Satz die

Totalität seines Herrscherrechtes charakterisirt wird
,
während

der zweite Satz: »und übt sie unter den durch die Verfassung fest-

gesetzten Bestimmungen aus«, die verfassungsmässige Gebundenheit

des Monarchen bei der Ausübung der Staatsgewalt bezeichnet.

Dem Rechte nach steht auch die gesetzgebende Gewalt dem
Monarchen zu; aber ausgeübt wird sie gemeinschaftlich durch

den Monarchen und die Volksvertretung, die Uebereinstimmung

dieser beiden Organe ist zu jedem Gesetze erforderlich. Der monar-

chische Wille wird auf dem Gebiete der Gesetzgebung erst dann

zum verfassungsmässigen Staatswillen, wenn er die Zustimmung

der Volksvertretung erhalten hat. Es entspricht daher dem Geiste

des deutschen Staatsrechtes nicht, wenn man den Antheil des Mon-

archen an der gesetzgebenden Gewalt als das negative Recht

eines Veto bezeichnet. Auch auf dem Gebiete der Gesetzgebung

steht dem Monarchen eine positive Befugniss, »Initiative und Sank-

tion«, zu. »Er allein befiehlt die Verkündigung der Gesetze«, d. h.

durch seinen Willensakt werden dieselben erst zu rechtsverbind-

lichen Normen für die Unterthanen.

Wie auf dem Gebiete der Gesetzgebung
,
so ist der Monarch

‘auch auf den übrigen Gebieten der Staatsthätigkeit, freilich in ver-

schiedener Weise, an die Mitwirkung anderer Organe gebunden.

Vor allem zeigt sich dies bei der richterlichen Gewalt. Auch

§ie steht dem Rechte nach unzweifelhaft dem Monarchen zu. Alle

Gerichtsbarkeit geht von ihm aus. Alle Richter werden von ihm

angestellt, alle Urtheile in seinem Namen ausgefertigt und voll-

streckt. Aber nach tiefbegründeter deutscher Rechtsauffassung, wie

nach dem Ausspruch der deutschen Verfassungen, darf der Monarch

die richterliche Gewalt nicht selbst ausüben, sondern »sie wird aus-

geübt durch unabhängige
,
keiner andern Autorität als der des Ge-

setzes unterworfene Gerichte«. Das Richteramt ist kein Mitsouverän,

denn es leitet seine Gewalt vom Monarchen ab und bleibt ihm

untergeordnet
;
aber es ist ein in seiner Sphäre selbständiges Organ,

welches vom individuellen Willen des Monarchen auf dem Gebiete

seiner eigentlichen Thätigkeit, dem Rechtsprechen, völlig unabhän-

gig ist.

Selbst bei der Ausübung der Regierungsgewalt im engern
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Sinne

,

der Staatsverwaltung, mit ihren so verschiedenartigen

Zweigen ist der Monarch gebunden an die Mitwirkung eines geord-

neten, nach Behörden abgestuften Beamtenthums, welchem

zwar nicht die Unabhängigkeit der Richter vom individuellen Willen

des Monarchen
,
wohl aber eine gewisse Selbständigkeit zukommt,

indem es, ausser an den monarchischen Willen, noch an Verfassung

und Gesetz gebunden ist. Insbesondere kommt für alle Zweige der

Staatsverwaltung die nothwendige Mitwirkung der Staats-

minister in Betracht, an welche die verbindliche Kraft aller Re-

gierungshandlungen des Monarchen gebunden ist. Die Minister

sind allerdings keine selbständige Mittelgewalt, denn all ihr Recht

geht vom Monarchen aus, aber sie sind auch nicht blos seine Diener

und Gehülfen, welche er nach Belieben gebrauchen kann oder

nicht, sondern sein nothwendiges verfassungsmässiges Organ hei

Ausübung der Staatsgewalt.

Zu diesen landesverfassungsmässigen Schranken sind jetzt noch

die reichsverfassungsmässigen hinzugekommen . Wohl deckt sich das

monarchische Recht mit der Staatsgewalt des betreffenden Einzel-

staates
,
aber wo dieser beschränkt oder wichtiger Befugnisse ent-

kleidet ist
,
hat auch das landesherrliche Recht an Inhalt und Um-

fang eingebüsst. Dies zeigt sich besonders auf dem Gebiete der

Heeresmacht und der auswärtigen Angelegenheiten. Die Armee

des deutschen Reiches, einschliesslich der Marine
,

ist eine einheit-

liche unter dem Oberbefehle des Kaisers. Die Landesherrn haben,

als Kontingentherrn, immer noch eine gewisse Militärhoheit
,
aber

die eigentliche Kriegsherrlichkeit steht dem Kaiser zu, denn er allein

kann
,
kraft seines juris belli ac pacis, die Armee zu Kriegszwecken

verwenden. Kein deutscher Landesherr kann heutzutage Krieg füh-

ren oder Frieden schliessen. Beides ist nur Sache von Kaiser und

Reich. Ganz ähnlich steht es mit der Repräsentativgewalt des Lan-

desherrn anderen Staaten gegenüber. Wenn auch den Einzelstaaten

die völkerrechtliche Persönlichkeit durch das Reich nicht ganz ent-

zogen ist, so ist sie doch jedenfalls sehr modificirt worden. Damit

ist auch das Vertrags- und Gesandtschaftsrecht derselben einge-

schränkt und die Landesherrn haben hier
,
im deutschen Gesammt-

interesse. Rechte opfern müssen
,
welche freilich für die kleinern

unter ihnen eigentlich nur werthlose Scheinrechte waren. Da alle

Reichsgesetze unbedingt den Landesgesetzen Vorgehen, so kann

der Landesherr allerdings jetzt in die Lage kommen, Gesetze in

seinem Lande ein- und ausführen zu müssen, gegen welche er ent-
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schieden Widerspruch eingelegt haben würde, wenn die Gesetzent-

würfe von der Initiative der eigenen Volksvertretung ausgegangen

wären. Wenn wir die deutschen Landesherrn daher heutzutage immer
noch als die Inhaber der gesammten Staatsgewalt bezeichnen, so

ist dies nur mit der weitgehenden Einschränkung zu verstehen, dass

dieser Satz nur soweit gilt, als die Staatsgewalt überhaupt dem be-

treffenden Einzelstaate noch belassen ist. Dies gilt von Preussen

ebensogut wie von allen übrigen Einzelstaaten, denn wenn auch

dort die Befugnisse des deutschen Reiches und die des preussischen

Staatsoberhauptes in Einer Hand vereinigt sind
,

so sind doch die

kaiserlich deutschen und die königlich preussischen Kronrechte

scharf zu unterscheiden, und die Souveränetät des preussischen Staa-

tes, sowie die des Königs von Preussen als solchen
,
hat durch die

Reichsverfassung dieselben Einschränkungen erlitten
,
wie die aller

übrigen Staaten und Fürsten.

§ 85 .

Ehrenrechte der deutschen Monarchen.

Dem Monarchen, in dessen Person sich die Würde des Staates

verkörpert
,
kommt auch die höchste Ehrenauszeichnung innerhalb

seines Staates zu, welche ihn über jeden Unterthanen, auch die Mit-

glieder der fürstlichen Familie
,
auch äusserlich erhebt. Somit hat

jeder deutsche regierende Fürst, als Staatsoberhaupt, das Recht der

Majestät; es kann gegen ihn das Verbrechen der Majestätsbelei-

digung begangen werden, wenn er auch den Titel »Majestät« nicht

führt. Diese Erhabenheit der monarchischen Würde macht sich in

dreifacher Weise geltend, indem erstens der Person des Monarchen

selbst ganz ausgezeichnete
,
ihr allein zukommende Ehrenvorzüge

zustehen, indem zweitens auch seiner persönlichen Umgebung, dem
Hofstaate, ein besonderer Glanz beigelegt wird

,
indem drittens alle

öffentlichen Ehren und Würden als von ihm ausfliessend gedacht

werden.

1) Die wichtigsten der Person des Monarchen ausschliesslich

zustehenden Ehrenvorzüge sind

:

a) eine entsprechende Titulatur 1
. Die Titel der regierenden

deutschen Fürsten ruhen auf Herkommen
,
Staatsverträgen

,
kaiser-

liche Verleihung und eigener Festsetzung. Vier führen den Königs-

1 Ausser ihrem Haupttitel führen die deutschen Monarchen oft noch sehr

umfangreiche Titel mit Aufzählung ihrer wichtigsten Besitzungen und Präten-

sionen. Man unterscheidet gewöhnlich den grösseren, mittleren und kleineren

Titel.
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titel 1
: Preussen, Bayern, Sachsen und Württemberg, sechs den

grossherzoglichen 2
: Baden, Hessen-Darmstadt, Sachsen-Weimar,

Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz und Oldenburg, fünf

den herzoglichen : Braunschweig
,

Sachsen-Meiningen
,
Sachsen-

Altenburg, Sachsen-Coburg-Gotha
,
Anhalt, sieben den einfachen

Fürstentitel: Schwarzburg-Sondershausen
,

Schwarzburg-Rudol-

stadt, Waldeck, Lippe-Detmold
,
Schaumburg-Lippe

,
Reuss ä. L.

und Reuss j. L.

Nach völkerrechtlichem Herkommen und allgemeiner 3 euro-

päischer Staatspraxis gebührt den Königen jetzt unbestritten der

Majestätstitel, den Grossherzögen, welche die königlichen Ehren

haben, das Prädikat »Königliche Hoheit« 4
,
die regierenden Herzoge

haben seit neuerer Zeit (1844) den Hoheitstitel angenommen 5
, die

sämmtlichen übrigen Fürsten erhalten das Prädikat »Durchlaucht« 6
.

1 Aelteren Ursprungs ist nur der preussische Königstitel, welcher bereits

durch Friedrich I. im Jahre 1701 angenommen wurde. Bayern und Württemberg
nahmen im Pressburger Frieden von 1805, Sachsen im Posener Frieden von 1806

den Königstitel an. Königskrönungen haben nur in Preussen und zwar auch
hier nur zweimal, 1701 und 1861, stattgefunden.

2 Der grossherzogliche Titel ist in Deutschland erst durch die Rheinbunds-
akte eingeführt worden

;
derselbe kommt auswärts zuerst bei Toscana vor durch

päpstliche und kaiserliche Verleihung. Pfeffinger, Vitr. illustr. T. I. lib. I.

Tit. V. p. 747.
3 Der Majestätstitel ist römischen Ursprungs

;
zur Zeit der Republik sprach

man von »majestas rei püblicae« und »majestas populi Romani. Seit dem Unter-
gang der Republik wurde er den römischen Kaisern beigelegt, von diesen ging

er auf die fränkischen Könige und die römisch-deutschen Kaiser über. Im
Mittelalter wurde er ausschliesslich für den Kaiser in Anspruch genommen.
Erst seit dem XVI. Jahrhundert fangen auch die Könige an, den Majestätstitel

in Anspruch zu nehmen, anfangs unter Widerspruch von Seiten des Kaisers und
des Reiches, etwa seit dem westfälischen Frieden wird er allen gekrönten

Häuptern unbeanstandet beigelegt. Pözl, Staatsw. B. VI. S. 553 Art. Maje-
stät. Fr. K. Frhr. v. Moser, Der Titel »Majestät« aus der Geschichte, dem
Ceremoniell und dem Völkerrechte erläutert (in dessen kleinen Schriften B. VI,

S. 20). Pfeffinger Vitr. illustr. T. I. lib. I. Tit. IV. p. 383—599.
4 Früher erhielt der Herzog von Savoyen dies Prädikat wegen des König-

reichs Cypern, Lothringen wegen des Königreichs Jerusalem von Seiten des Kai-
sers. 1736 wusste sich auch das Haus Holstein-Gottorp vom kaiserlichen Hofe
die »Königliche Hoheit« zu verschaffen. Uebrigens legte die Rheinbundsakte
den neuen Grossherzögen das Prädikat noch nicht bei, sie nahmen es erst nach
und nach einzeln an, der Kurfürst von Hessen 1815. Dazu Reichszeiten die

Kurfürsten die königlichen Ehren genossen, so ist gewissermassen jetzt der

grossherzogliche Titel an die Stelle des kurfürstlichen getreten.
5 Das Beste über diese zu ihrer Zeit grosses Aufsehen machende Titular-

veränderung giebt die Denkschrift : »Die Prädikatsfrage, eine Abhandlung aus

dem deutschen Staatsrechte«. 1845.
6 Zu Zeiten des älteren Reiches erhielten den Titel »Durchlaucht« und zwar

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 13
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Auch gilt es als ein ausschliessliches Ehrenrecht der regierenden

Fürsten, von sich in der Mehrheit: »Wir. von Gottes Gnaden« 1 zu

sprechen.

b) Dem Monarchen kommen als Symbole seiner Würde gewisse

Insignien zu. z. B. die Krone, das Schwert, das Scepter.

c) Ihm werden besondere militärische Ehren erwiesen; nach

der Reichsverfassung sind die regierenden Fürsten, als Kontingents-

herrn, »Chefs aller ihren Gebieten angehörenden Truppentheile und

gemessen die damit verbundenen Ehren«.

d) Es wird des Landesherrn im Kirchengebete gedacht und bei

seinem Tode allgemeine Landestrauer angelegt.

mit dem Zusätze «Kurfürstliche Durchlaucht« sämmtliche weltliche Kurfürsten,

die geistlichen nur dann, wenn sie geborene Prinzen waren, sonst hiessen sie

nur »Kurfürstliche Gnaden«. Die alten weltlichen Fürsten wurden später ebenso

regelmässig mit diesem Prädikat beehrt
;
neue weltliche Reichsfürsten erhielten

von ihren Unterthanen und allen Niederen ebenfalls »die Durchlaucht«, in

Reichsgutachten wurden sie nur »Fürstliche Gnaden« genannt, ein Prädikat,

welches den geistlichen Fürsten allgemein beigelegt wurde, wenn sie nicht ge-

borene Prinzen waren. Häberlin, Repert. B. I. S. 737. Art. Durchlaucht.

Ueber die fürstlichen Titulaturen zu Reichszeiten siehe Lünig's Titulaturbuch

mit einer Vorrede, herausgegeben von Jenichen, Leipzig 1750, Moser, Von
den deutschen Reichsständen u. s. w. S. 425. 651. 788. 795. 912. Desselben,
Persönliches Staatsrecht Th. II. S. 39. 44. 47.

1 Die Formel »von Gottes Gnaden« wurde zuerst und zwar schon seit dem
IV. Jahrhundert von den Bischöfen gebraucht als ein Zeichen der Demuth, um
auszudrücken, dass sie ihres Amtes nicht würdig, sondern nur durch Gottes Er-

barmung dazu gelangt seien, daher auch mit dem Zusatze »etsi indignus pecca-

tor«, bisweilen auch »Dei et Apostolicae sedis gratia«. Seit dem X. Jahrhundert

nannten sich auch die weltlichen Fürsten öfter: »Dei gratia.« Pfeffinger,
Vitr. illustr. L. I. Tit. IV. p. 392. Moser, Persönliches Staatsreeht, bezeugt

von seinerzeit : »Die geistlichen und weltlichen Kurfürsten und Fürsten schreiben

sich von Gottes Gnaden, die Prälaten und Grafen hingegen ordentlicher Weise

nicht.« Heutzutage betrachtet man die Bezeichnung von Gottes Gnaden lediglich

als einen Vorzug der regierenden Landesherren und gestattet dessen Führung

keinem Mediatisirten. Will man damit nur die Selbständigkeit des monarchi-

schen Rechtes, im Gegensätze zu allen abgeleiteten Beamtenrechten und die Un-
verantwortlichkeit der Person des Monarchen ausdriicken, so hat diese Bezeich-

nung ihre Berechtigung. Auch ist es gewiss zu billigen, wenn dadurch die fort-

währende Abhängigkeit des Regentenberufes von einer höheren göttlichen Lei-

tung ausgedrückt werden soll. Darum war der 1848 auftauchende Gedanke, dies

Prädikat ausdrücklich zu beseitigen, eine das religiöse Gefühl verletzende Roh-
heit. Missbraucht wird aber diese ehrwürdige Formel, wenn theologisirende

Politiker damit phantastische Vorstellungen verbinden, mit dem Königthum
einen Götzendienst treiben und darin, wie Salmasius und seine Anhänger,

eine Sanktion des schrankenlosen Absolutismus erblicken. Siehe darüber v.

Kaltenborn, Einl. S. 105, und besonders Christian M asslieb (Prof. Pelt
,

»Von Gottes Gnaden«. Ein Beitrag zur näheren Bestimmung des Begriffes Legi-

timität. Jena 1831.
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2) Dem Monarchen steht das Recht eines Hofstaates zu,

d. h. er hat einen Kreis von Personen um sich, welche dazu bestimmt

sind
,
seine nächste Umgebung zu bilden

,
ihm persönliche Dienste

verschiedener Art zu leisten, sowohl wirkliche als blosse Ehren-

dienste, und durch ihre Anzahl und ihren Rang den Glanz der Krone

auch äusserlich darzustellen 1
.

Der ordentliche regelmässige Hofstaat besteht aus den eigent-

lichen Hofbeamten
,
welche nur Ehrendienste leisten und höhere

Geschäfte besorgen, und aus den Hofbedienten, welche die gewöhn-

lichen körperlichen Dienste verrichten, und zerfällt in sog. Hofstäbe,

d. h. Hauptabtheilungen der Hofhaltung. Jedem Stabe ist ein Ober-

hofbeamter vorgesetzt (Maitre-Charge) . In Preussen unterscheidet

man oberste Hofchargen, Oberhofchargen und Hofchargen. In ge-

schäftlicher Beziehung steht an der Spitze des gesammten Hofstaates

in grossem Staaten ein eigener Hausminister
,
welcher als solcher

nicht zu den Staatsministern zählt. Ueberhaupt sind die Hofbeamten

keine Staatsbeamten
,

falls nicht ausnahmsweise ihre Stellung mit

staatlichen Funktionen verbunden ist.

Neben diesem ordentlichen, regelmässig dienstthuenden Hof-

staate giebt es in mehreren deutschen Staaten noch ausserordent-

liche (meist erbliche) Hofämter, welche nur bei besonders feier-

lichen Gelegenheiten einige symbolische Ehrendienste thun. Dahin

gehören die vier 1809 von Friedrich I. in Württemberg eingeführten

Kronerbämter (Reichserbmarschall Fürst v. Hohenlohe-Oehringen,

Reichserboberhofmeister : Fürst zu Waldenburg-Zeil-Wurzach,

Reichserboberkämmerer vacat, Reichserbpanner : Graf Zeppelin)
,
die

vier obersten Kronbeamten in Bayern : Kronobersthofmeister, Kron-

oberstkämmerer, Kronoberstmarschall, Kronoberstpostmeister, deren

Würden als Mannlehen der Krone entweder auf Lebenszeit oder

erblich verliehen werden, die zahlreichen Erbämter in Preussen,

1 Auf Grund der altgermanischen Hofverfassung, sowie unter Nachahmung
byzantinischer Einrichtungen, bildete sich der Hof der fränkischen Könige aus,

an welchen sich dann wieder die Hofeinrichtung der römisch-deutschen Kaiser

anschloss. Diese ahmten dann die deutschen Landesherrn nach, deren Hofstaat,

anfangs aus Ministrialen und Vasallen bestehend, seit dem XVI. Jahrhundert

sich in einen besoldeten Beamtenhofstaat umwandelte und unter Einfluss der

burgundischen, spanischen und französischen Hofeinrichtungen weiter ent-

wickelte. Fr. K. v. Moser, Deutsches Hofrecht in zwölf Büchern. 2 Bde.

Leipzig und Frankfurt 1754—1755. Ueber die gegenwärtigen Hofverhältnisse

handelt übersichtlich von Kaltenborn in Bluntschli’s Staatsw. B. V. S. 200.

Art. Hof, Hofbeamte, Hofceremoniell, Hofstaat.
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welche jedoch nur einen provinziellen Charakter haben. Bisweilen

sind mit solchen Hofämtern gewisse politische Befugnisse verbun-

den, so mit den Erbkronämtern in Bayern, deren Inhaber Mitglieder

des königlichen Familienrathes und der ersten Kammer sind und
unter Umständen zur Reichsverwesung berufen werden können; so

mit den vier grossen Hofämtern in Preussen, deren Inhaber als

solche Mitglieder des Herrenhauses sind.

3) Wie dem Monarchen selbst die höchste persönliche Ehre im

Staate zusteht, so gehen von ihm auch alle staatlichen Würden und
öffentlich anerkannten Ehrenbezeugungen aus (Preuss. Verfassungs-

urkunde A. 50 : »dem Könige steht die Verleihung von Orden und
andern mit Vorrechten nicht verbundenen Auszeichnungen zu«)

.

Nach deutschem Herkommen, welches hier mit der allgemeinen

europäischen Staatspraxis iibereinstimmt, pflegen Auszeichnungen

besonders in folgenden Formen verliehen zu werden:

a) Ertheilung verschieden abgestufter, regelmässig erblicher

Adelsprädikate (Edler, Ritter, Freiherr, Graf, Fürst, Herzog).

Zu Zeiten des alten deutschen Reiches galt die Ertheilung des Adels

als ein jus reservatum exclusivum des Kaisers (§ 28 S. 55)

;

nur Für-

sten, welche ausserhalb des Reiches Souveräne waren, wie die Könige

von Preussen, übten unbestritten diese Befugniss. Mit Wegfall der

Reichsgewalt accrescirte dieses Recht ipso jure den souverän gewor-

denen Fürsten. Selbstverständlich sind aber alle bis dahin vom
Kaiser, resp. den Reichsvikaren ertheilten Adelstitel in voller Kraft

geblieben, wTenn man auch hier und da den auf das ehemalige Reich

bezüglichen Zusatz : Reichs graf
,
Reichs freiherr

,
als unzulässig

betrachtet. Im neuen deutschen Reiche hat dagegen der Kaiser als

solcher das Recht, Adelstitel zu verleihen, nicht; dagegen steht es

unbestritten allen deutschen Landesherrn zu.

b) Die Verleihung anderer nicht erblicher Titel, d.h. öffentlich

zuzuerkennender Bezeichnungen von Personen, welche für ehrenvoll

gehalten werden, ist ein unbestrittenes Recht aller deutschen Lan-

desherrn. Soweit derartige Titel nur das Staatsamt bezeichnen,

welches eine Person wirklich bekleidet, sind sie ein Amtsrecht der-

selben und gehören nicht hierher
,
sondern in die Lehre von den

Staatsämtern. Aber vielfach pflegen auch von einem im Staate be-

stehenden oder nicht bestehenden Amte oder Hofdienste Titel her-

geleitet zu werden
,
welche als blosse Auszeichnung Personen ver-

liehen werden, welche überhaupt kein Amt oder wenigstens gerade

das bezeichnete Amt nicht bekleiden. Ein besonderer Ehrentitel ist
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die Anrede »Excellenz«. welche ordentlicher Weise den Staatsmini-

stern, den wirklichen Geheimen Rathen, den höchsten Militär- und

Hofchargen gebührt, aber auch ausserordentlicher Weise verliehen

werden kann.

c) Jedem deutschen Landesherrn steht das Recht zu, Orden 1

zu stiften und zu verleihen, sowie Ehrenzeichen geringerer Art,

Medaillen, Ehrenkreuze, Dienstauszeichnungsschnallen u. s. w. zu

verleihen.

Da der Monarch, innerhalb seines Staatsgebietes und für den

Kreis seiner Unterthanen
,

die alleinige Quelle aller öffentlichen,

staatlich anzuerkennenden Ehren ist, so erhalten von fremden Staa-

ten 2 ertheilte Auszeichnungen, wie Adelsprädikate, Titel und Orden,

1 Die ältesten Orden sind die geistlichen Ritterorden. In unmittelbarer

oder blos nomineller Anknüpfung an diese mittelalterigen Orden wurden die

neueren Orden, seit Ausbildung der monarchischen Gewalt, geschaffen und immer
mehr zu einer rein weltlichen Einrichtung, zu einem Zubehör des neuen Fürsten-

staates umgewandelt. Schon zu Reichszeiten hatten viele deutsche Staaten Orden
gestiftet, welche aber einen andern Charakter hatten, als die heutigen Orden,

indem sie der Klasseneintheilung entbehrten
,
meistens alten Adel mit Ahnen-

probe zur Erlangung voraussetzten und mehr fürstliche Hofgenossenschaften als

staatliche Auszeichnungen waren. Das heutige Ordenswesen in seiner vielge-

gliederten Gestalt ist modernen Ursprungs und nach dem Vorbilde der am 19. Mai
1802 von dem Konsul Bonaparte gestifteten Ehrenlegion eingerichtet. In diesem

Sinne sind auch ältere Orden umgestaltet, so z. B. der ursprünglich markgräf-

lich brandenburgisch-anspach-bayreuthische, später königlich preussische rothe

Adlerorden durch Einführung von Klassen im Jahre 1810. Eigentliche Orden
haben ihre besondere Verfassung, ihre Statuten, ihr Oberhaupt, welches jetzt

regelmässig der Monarch selbst als Grossmeister ist, sie geben den damit Be-
liehenen den Rittertitel (auch den eines Kommandeurs oder Komthurs,
Grosskreuzes u. s. w.), eine gewisse Rangdistinktion und werden durch Aller-

höchstes Diplom verliehen
;
die blossen Ehrenzeichen, Medaillen, Ehrenkreuze

machen den Inhaber nicht zum Ritter und sind als ein blos privilegirter Ehren-
schmuck zu betrachten. Frhr. von Biedenfeld, Geschichte aller geistlichen

und weltlichen Orden. Weimar 1841. Für die älteren Verhältnisse Deutsch-
lands besonders K. Fr. v. Mörser im deutschen Hofrechte (1752) B. II. Kap. II.

»Von den Ritterorden deutscher Höfe«. Heffter im Staatw. B. VII. S. 381.

Art. Weltliche Orden. Vom politischen Standpunkte beleuchtet das Ordenswesen
R. v. Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht, Politik. B. II. S. 154— 170.

2 Nur anerkannte Souveräne, im wirklichen Besitze einer Staatsgewalt,

nicht Prätendenten oder depossedirte ehemalige Monarchen können Orden und
andere Auszeichnungen ertheilen. Darum kann kein Staat, welcher das König-
reich Italien anerkannt hat, Orden bestätigen, welche der ehemalige König von
Neapel oder der Herzog von Parma noch verleihen würden. Die Bestätigung einer

solchen Ordensverleihung wäre offenbar eine völkerrechtliche Inkorrektheit, da-

gegen bleiben natürlich alle von diesen ehemaligen Souveränen zur Zeit ihrer

Souveränetät verliehenen Ordensauszeichnungen in Kraft. Da der Papst auch
nach Verlust seiner weltlichen Macht als ein Souverän fingirt wird, so ist ihm
auch das Recht verblieben

,
fernerhin derartige Auszeichnungen zu ertheilen.
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nur dadurch Anspruch auf staatlich anerkannte Wirksamkeit
,
dass

ihre öffentliche Führung durch die eigene Regierung genehmigt

wird
;
ein Grundsatz, welcher durch Gesetz und Herkommen in allen

deutsch-monarchischen Staaten feststeht. Eine Ausnahme machen

nur die akademischen Würden, welche die deutschen Universitäten

kraft heutzutage noch fortwirkender kaiserlicher oder neuer landes-

herrlicher Privilegien ertheilen
,
indem sie auch ohne specielle Ge-

nehmigung der Territorialgewalten für ganz Deutschland
,
ja für

alle gesitteten Völker (»apud omnes cultiores populos«) gelten. Es

ist dies ein Vorrecht der Universitäten, welches mit ihrer erhabenen

wissenschaftlichen Stellung und ihrem deutsch-nationalen Charakter

zusammenhängt

.

§ 86 .

Pekuniäre Ausstattung des Monarchen b

Der Monarch hat einen Anspruch auf eine seiner persönlichen

Würde und erhabenen staatlichen Stellung entsprechende pekuniäre

Ausstattung, wie schon das allgemeine preuss. Landrecht Th. II

Tit. 13 § 14 sagt: «damit das Oberhaupt des Staates die ihm oblie-

genden Pflichten erfüllen und die erforderlichen Kosten bestreiten

könne, sind ihm gewisse Einkünfte und nutzbare Rechte beigelegt«.

Die Art und Weise dieser Ausstattung hat aber mannigfach gewech-

selt, und gerade hier zeigt sich der Uebergang vom mittelalterigen

Patrimonialstaat in den modernen Verfassungsstaat in besonders

charakteristischen Gegensätzen

.

Auch dem Fürsten von Hohenzollern ist die weitere Verleihung des fürstlichen

Hausordens von Hohenzollern Vorbehalten
,
doch muss dazu die königliche Be-

stätigung treten. Der deutsche Kaiser, als solcher, verleiht keine Orden, darum
bedürfen auch die vom Könige von Preussen an Bürger anderer deutschen Staa-

ten verliehenen Orden und sonstigen Auszeichnungen der Bestätigung durch die

betreffende Landesregierung.
i v. Held II. S. 190—191, 197— 202. v. Mohl, Bd. I. § 52. S. 262. ff.

v. Pö zl
, § 159. Weis s ,

B. I. § 54. S. 187. v. Rönne
,
B. I. §80. H. Schulze,

B. I. § 52. S. 168 ff. Ueber die rechtliche Natur des Kammergutes vgl. H. A. Z a-

chariä, Das rechtliche Verhältniss des fürstlichen Kammergutes. Leipzig

1863. H. A. Zachariä, Das Eigenthumsrecht am Kammergute 1864. A. L.

Reyscher, Der Rechtsstreit über das Eigenthum an den Domainen in Sach-

sen-Meiningen. H. v. Treitschke, in Bluntschli’s Staatsw. B. III. S. 162.

Art. Domänen. Ueber Geschichte und Natur der sog. Civilliste vergl. Dahl-
mann, Politik § 125. S. 99. A Höf ler, Geschichte der engl. Civilliste.

Stuttgart und Tübingen 1834. Lorieux in Foelix, Revue etrangere et fran-

caise. 1839. II. p. 801— 816. Ueber die Civilliste aller europäischen Staaten

vergl. den Aufsatz von Treitschke in Bluntschli’s Staatsw. B. II. S. 515 ff.

Klüber, Staatsarchiv des deutschen Bundes B. I. Heft 4. S. 481 (Bemerkungen
über die Nothwendigkeit einer Civilliste in den deutschen Bundesstaaten).
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Mit Entstehung und weiterer Entwickelung der Landeshoheit

besassen die deutschen Landesherrn einen aus verschiedenen Rechts-

titeln: Belehnung, Kauf, Tausch, Heimfall, Säkularisation u. s. w.

erwachsenen, aber zu einer Einheit verbundenen Komplex von

Landgütern, Forsten, Gefallen, Zinsen und Regalien, welcher den

Namen »Kammergut« führte. Das Eigenthum an diesem sog. Kam-
mergute stand

,
nach übereinstimmender Ansicht aller Rechtskun-

digen, der landesherrlichen Familie zu, aber auf demselben ruhte

nach ebenso unbestrittener Ansicht, als öffentliche Last die Verpflich-

tung, aus den Einkünften desselben sowohl die Bedürfnisse der fürst-

lichen Familie und des Hofes
,

als auch die Kosten der Landesver-

waltung zu bestreiten. Es entsprach dies ganz der patrimonialen

Auffassung des Mittelalters
,
welcher der Begriff der Staatspersön-

lichkeit und damit auch des Staatsgutes fremd war und welche

den Landesherrn wie einen Grundherrn betrachtete, der aus seinem

eigenen Beutel die Verwaltungskosten seines Landes zu bestreiten

hatte. Als aber hei dem grossem Aufwande der Höfe, kostspieligen

Kriegen und Fehden und den gesteigerten Ausgaben der Landes-

regierung die Einkünfte des Kammergutes für diese Zwecke nicht

mehr ausreichten
,
wendeten sich die Landesherrn an ihre Land-

stände um eine Beihilfe, welche anfangs ganz von dem guten

Willen der letztem abhing. Nur subsidiär oder hilfsweise steuerten

die Stände für einzelne Zwecke bei. »Insufficienz des Kammergutes«

war die Voraussetzung jeder Steuerbewilligung. Erst allmälig wurde

durch Vertrag oder Herkommen eine Anzahl von Fällen festge-

stellt, wo die ständische Beihilfe als eine rechtlich nothwendige

galt. Mit Ausbildung des ständischen Steuerwesens entwickelte

sich in den deutschen Territorien eine eigentümliche Duplicität
des Finanzwesens . Es gab einen landesherrlichen Kammer-
fiskus, in welchen die Einnahmen der Kammergüter flössen, und

einen landschaftlichen Fiskus 1
,
welcher auf den Steuerbe-

trägen beruhte und an dessen Verwaltung die Stände einen wesent-

lichen Antheil hatten. Diese Duplicität des Finanzwesens, mit ihren

mannigfach widerstreitenden Interessen, mit ihrem Mangel an

Uebersicht, war mit den Anforderungen einer einheitlichen Verwal-

tung und eines geordneten Staatshaushaltes unvereinbar, welche

sich überall geltend machten
,
wo man aus dem mittelalterigen Pa-

1 Dieser Terminus ist dem Sachsen-Weimarischen Staatsrechte entnommen,
der Sache nach kommt aber überall dieselbe Scheidung vor.
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trimonialstaat in die moderne Staatsordnung hinüberlenkte. Die

erste Grundlage eines geordneten Finanzwesens ist die Aufstellung

eines festen Etats
,
welcher ohne Ausscheidung einer bestimmten

Summe für den Unterhalt des Monarchen, seiner Familie und seines

Hofes von den übrigen Staatsausgaben nicht möglich ist 1
. Erst der

neuern Gesetzgebung in Deutschland gelang es — auch hier nach

Preussens Vorgang — das staatliche Princip an die Stelle der alten

Kammergutswirthschaft zu setzen.

In Preussen hatte bereits das absolute Königthum diese Frage

im grossstaatlichen Geiste gelöst und die Staatseinheit auch auf die-

sem Gebiete hergestellt. König Friedrich Wilhelm I. vereinigte

1713 die verschiedenartigen Domänen und Schatullgüter zu einer

rechtlichen Einheit und setzte deren Unveräusserlichkeit für alle

Zeiten fest. Eine Trennung zwischen einem Kammerfiskus und

einem landschaftlichen Fiskus war seitdem dem preussischen Staats-

recht fremd. Die Domänen galten schon zur Zeit des absoluten

Staates für Staatseigenthum. Allg. Landrecht Th. II § 11 ff.

Die Kosten des königlichen Haushaltes, Hofstaates und der könig-

lichen Familie wurden aus den Domäneneinkünften entnommen.

Zur Ordnung des Finanzwesens stellten die preussischen Könige

selbst im vorigen Jahrhundert eine Summe fest, womit sie diese Aus-

gaben bestritten. Die königliche Verordnung vom 17 . Januar 1820

bestimmt, dass für den Unterhalt der königlichen Familie, des könig-

lichen Hofstaates und sämmtlicher prinzlicher Hofstaaten, sowie

aller dahin gehörigen Institute ein jährlicher Bedarf von 2
,
500,000

Thalern erforderlich sei. Der Betrag dieser Summe wird aus den

Einkünften der Domänen des Staates vorweg in Abzug gebracht und

die Domänen sind daher der Krone in erster Linie als verpfändet

anzusehen. Dies Verhältniss ist durch die Verfassungsurkunde

A. 59 bestätigt worden.

1 Diese dem Monarchen gewährte Aversionalsumme für den Unterhalt seiner

Person, seiner Familie, seines Hofstaates und der dahin gehörigen Institute wird

auch in Deutschland, in mehreren Staaten selbst gesetzlich, als Civilliste be-

zeichnet, ein dem englischen Staatsrecht entnommener Ausdruck. Dies ist auch

unbedenklich. Eine Civilliste besteht überall da, wo der Monarch ein gesetzlich

bestimmtes Einkommen bezieht, welches ohne Zustimmung der Volksvertretung

nicht verändert werden darf, wie Lorieux a. a. O. richtig definirt : »De nos

jours on entend par liste civile, dans les pays constitutioneis, une dotation fixe

et annuelle, prelevee sur les revenus de l’etat et qui demeure affectee aux de-

penses personelles du souverain ainsi, qu’ä l’entretien de sa maison.« Nur muss
festgehalten werden, dass die Civilliste deutscher Fürsten einen anderen juri-

stischen Charakter hat, als die englisehe. Alles andere ist Wortstreit.
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Weitere Zuschüsse zu dem Kronfideikommissfonds. welche 1859

und 1868 im Gesammtbetrage von iy2 Millionen Thalern verwilligt

wurden, werden aus andern Staatseinkünften gewährt und nehmen
dieselben vorläufig an der durch die Domänen gebotenen speciellen

Sicherheit nicht Theil. Eigenthümlich für Preussen ist, dass in die-

ser Gesammtsumme von 4 Millionen Thalern alle geldlichen Lei-

stungen begriffen sind, welche der Staat der königlichen Familie

gegenüber zu erfüllen hat, indem aus dieser Jahresrente auch der

Unterhalt der ganzen königlichen Familie, einschliesslich der prinz-

lichen Apanagen und Hofstaaten bestritten werden muss.

In mehreren der grossem deutschen konstitutionellen Staaten

ist man im Ganzen dem preussischen Vorbilde gefolgt. In B ay ern 1

,

Württemberg 2 und Sachsen 3 ist das Domänen- und Kammer-
gut als Staatsgut anerkannt und wird der Ertrag desselben mit

allen andern Staatseinnahmen
,
besonders den Steuererträgen voll-

ständig verschmolzen, dem Staatsoberhaupte aber eine bestimmte,

auf den Ertrag der Domänen radicirte Rente überwiesen, welche ent-

weder, wie in Preussen und Bayern, ein für allemal gesetzlich festge-

stellt oder, wie in Württemberg und Sachsen, auf die Regierungszeit

jedes Königs mit der Ständeversammlung vereinbart wird. In an-

dern Staaten hat man das landesherrliche Kammergut als solches, im

Gegensätze zum eigentlichen Staatsgute, beibehalten, ja es ausdrück-

lich für »Familiengut des regierenden Hauses« erklärt,

jedoch dasselbe in Bezug auf seine Verwaltung und Benutzung mit

dem Finanzwesen des Staates vereinigt und mit dem Fürsten ebenfalls

eine bestimmte Jahresrente vereinbart, sodass hier, abgesehen von

der mehr theoretischen Eigenthumsfrage, thatsächlich dasselbe er-

reicht wird, wie in den Staaten der ersten Klasse. Hierhef* gehören\

1 In Bayern ist die Civilliste durch Gesetz betr. die Festsetzung einer per-

manenten Civilliste vom 1. Juli 1834 für alle Zukunft auf 2 350 580 fl. festge-

setzt. (H. Schulze, Hausgesetze B. I. S. 354). v. Pözl, § 152.

2 v. Mohl, B. I. § 52. S. 262 ff.

3 In Sachsen werden nach § 16 der Verfassungsurkunde die Domänen und
Kammergüter zum Staatsgute gerechnet, welches lediglich zu Staatszwecken be-
nutzt wird; nach § 22 bezieht der König jährlich eine mit den Ständen auf die

Dauer seiner Regierung verabschiedete Summe aus der Staatskasse als Civilliste

zur freien Disposition. Diese Summe wird ausdrücklich bezeichnet »als Aequi-
valent für die den Staatskassen auf die Regierungszeit des Königs überwiesenen
Nutzungen der königlichen Domänengüter«. Neben dem Staatsgute besteht das
Fideikommiss des königlichen Hauses. Von beiden ist das Privatvermögen des

königlichen Hauses zu unterscheiden
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die Grossherzogthiimer Baden 1
,
Hessen 2 und Sachsen-Weimar 3

. In

andern deutschen Staaten ist statt der sonst üblichen Domänenrente
in baarem Gelde ein Th eil der landesherrlichen Domänen als Haus-
oder Hofdotation ausgeschieden, während die Einkünfte des übrigen

Theiles zur Tragung der Staatslasten verwendet werden. So früher

in Hannover und Kurhessen, jetzt in Oldenburg 4
. Wieder in an-

dern Staaten ist es bis jetzt noch nicht zu einer allgemein anerkann-

ten verfassungsmässigen Neuordnung dieser schwierigen Angelegen-

heit gekommen. Ganz unverändert sind die Verhältnisse des Doma-
niums in Mecklenburg 5

. Ein allgemeines Staatsbudget besteht

1 Badische Verlassungsurkunde von 1818 § 59. Gesetz über die Civilliste

vom 2. November 1831 (H. Schulze, Hausgesetze B. I. S. 207). Gesetz über
die Civilliste vom 3. März 1854.

2 In Hessen-Darmstadt ist l
J3 der Domänen zur Schuldentilgung ganz an

den Staat abgetreten, die Einkünfte der übrigen, welche zum unveräusserlichen

Familieneigenthum erklärt worden sind, werden zu den Staatsausgaben ver-

wendet
;
dafür wird dem Grossherzoge eine für die ganze Dauer seiner Regierung

verabschiedete Civilliste gewährt, welche ohne seine Zustimmung nicht gemin-
dert, ohne die der Stände nicht erhöht werden kann. Verfassungsurkunde
Tit. II. A. 6 und 7. Weiss, B. I. § 54. S. 187.

3 Durch Gesetz vom 4. Mai 1854 sind hier in Betreff des Eigenthums der

Kammergüter die vor dem Verabschiedungsvertrage vom 6. April 1848 beste-

henden Rechtsverhältnisse wieder hergestellt, die Verwaltung und Nutz-
niessung des Kammergutes ist aber den Staatsbehörden und der -Staatskasse

überlassen gegen eine
j
ährliche Domänenrente für den Grossherzog und sein Haus.

4 In einer Vereinbarung zwischen dem Grossherzoge und dem Landtage vom
26. Juni 1848, welche dem revidirten Grundgesetze von 1852 beigeschlossen

ist, wird bestimmt § 2 : «Von dem gesammten bisher von den Staatsbehörden ver-

walteten Domanialbestande werden zur Sustentation des grossherzoglichen

Hauses ausgeschieden zum Pachtwerthe von 85000 Thalern und für Krongut der

jetzt regierenden Familie erklärt, in dessen Besitz der jedesmalige regierende

Grossherzog sich befindet«. § 6 : »Der Grossherzog giebt, vorbehältlich der Be-

stimmung im § 7, die der regierenden fürstlichen Familie zustehenden Rechte an

dem gesammten übrigen Domanialvermögen zum Besten des Landes auf und er-

klärt dasselbe für Staatsgut.« § 7 : »Der Grossherzog bezieht zu dem in § 2 an-

gegebenen Zwecke aus dem unter diesem Vorbehalte für Staatsgut erklärten Do-
manialvermögen jährlich ein baare Summe von 85000 Thalern (H. Schulze,
Hausgesetze B. II. S. 445). Eine eventuelle 'Scheidung des Domanialvermögens
für den Fall, dass das Meining’sche Specialhaus, sowie das Sachsen-Gothaische

Gesammthaus aufhören sollte zu regieren, nimmt in Aussicht das Saehsen-Mei-

ning’sche Gesetz vom 20. Juli 1871 über das Domänenvermögen
,
indem dann

3
/5 als fideikommissarisches Privateigenthum des herzoglichen Hauses, % als

Landeigenthum angesehen werden sollen.

5 Fine ähnliche Trennung des Domänenvermögens, wie in Oldenburg, hatte

in Mecklenburg das Staatsgrundgesetz vom 11. Oktober 1849 durchgeführt, in-

dem man auch dort das Domanium in Hausgut und Staatsgut zerlegte. Nach
Aufhebung des Grundgesetzes durch den Freienwalder Schiedsspruch vom
14. September 1850 ist aber das alte staatsrechtliche Verhältniss auch in finan-

zieller Beziehung und somit auch das landesherrliche Eigenthum an dem ge-
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hier ebensowenig wie überhaupt eine konstitutionelle Verfassung.

In beiden Grossherzogthümem hat sich der ständische Patrimo-

nialstaat, wie er im vorigen Jahrhundert bestand
,
bis auf den heu-

tigen Tag erhalten. Wo aber der Eintritt eines Staates in die

konstitutionelle Staatsordnung bereits erfolgt ist oder ernstlich

beabsichtigt wird
,
erscheint die Neuordnung der Domänenfrage,

vor allem die strenge Scheidung des landesherrlichen Hofhaushaltes

von dem Staatshaushalte, als erste Vorbedingung. Die dabei vor-

kommenden Fragen können aber nicht allein nach dem historischen

Rechte vergangener Jahrhunderte entschieden werden, weil dasselbe

darauf gar keine Antwort geben kann. Die Territorien des vorigen

Jahrhunderts trugen noch vielfach den Charakter von Patrimonial-

herrschaften an sich. Seit sie in diesem Jahrhundert in die moderne

Staatsordnung eingetreten sind, müssen sie sich auch alle Konse-

quenzen derselben gefallen lassen. Die Auseinandersetzung zwischen

dem erst neuerlich zur selbstberechtigten Persönlichkeit gewordenen

Staate und der fürstlichen Familie kann daher nicht nach dem Buch-

staben eines bereits vorhandenen Rechtes, sondern nur nach Billig-

keitsgrundsätzen, unter Berücksichtigung der Grösse und Leistungs-

fähigkeit des Domaniums, wie des Landes, sowie aller sonst einschla- .

genden politischen und finanziellen Verhältnisse erfolgen. Von
rechtlichem Standpunkte können, zur Vermeidung extremer An-
sprüche. nur folgende Maximen hingestellt werden:

1) Es ist anzuerkennen
,
dass das Kammergut, seiner histori-

schen Entstehung nach, Eigenthum der landesherrlichen Familie

gewesen ist, und zwar in einer Zeit, welcher der Begriff eines Staats-

eigenthums ganz fehlte. Es ist daher eine unberechtigte, zu weit

gehende Forderung, wenn die Landstände das gesammte Kammer-
gut als reines Staatseigenthum in Anspruch nehmen. Eine derartige

Regelung entspricht grossstaatlichen Verhältnissen, kann aber den

kleinern Fürstenhäusern nicht zugemuthet werden. Die im Jahre

1848 auf dieser Grundlage zu Stande gekommenen Gesetze sind

daher in spätem Zeiten revidirt und durch entsprechendere Verein-

barungen ersetzt worden, so z. B. in allen sächsischen Landen erne-

stinischer Linie.

2) Ebenso fest steht es aber, dass nach gemeinem deutschen

Staatsrechte
,
wie nach allen älteren Landesverfassungen, auf dem

Kammergute als eine öffentliche Last nicht nur die Bestreitung des

sammten Domanialbestande wieder hergestellt. H. Schulze, Hausgesetze

B. II. S. 204.
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persönlichen' Aufwandes des Fürsten, seiner Familie und seines

Hofhaltes, sondern unzweifelhaft auch die Mittragung der Re-
gierungsausgaben ruht . Es ist daher ebenso unberechtigt oder

wenigstens zu weit gehend, wenn eine fürstliche Familie den ganzen

Bestand des Kammergutes jetzt in ein Privatfamilienfideikommiss

verwandeln und sich jederTheilnahme an den Landeslasten entschla-

gen will. Es wird clabei der geschichtlich gewordene Begriffdes Kam-
mergutes verkannt und der Ruin der kleinstaatlichen Finanzen her-

beigeführt, denen damit ihre ergiebigste Quelle abgegraben wird.

Nur wo Fürst und Landstände diese beiden ächtdeutschen un-

trennbaren Principien als rechtlichen Ausgangspunkt unverrückt im

Auge behalten, wird eine den beiderseitigen Rechten entsprechende,

politisch zweckmässige und Dauer verheissende Regelung zu Stande

kommen.

Uebrigens wird in allen deutschen Staaten anerkannt, dass der

Monarch auch völlig freies Privateigenthum erwerben und

besitzen kann. Dahin gehört Alles, was der Monarch vor seiner

Thronbesteigung besessen hat, die Ersparnisse der Civilliste (Domä-

nenrente), sowie die Erwerbungen des Monarchen aus den Mitteln

derselben oder aus sonstigen privatrechtlichen Titeln. Ueber dieses

Vermögen kann der Monarch, sowohl unter den Lebenden, wie auf

den Todesfall frei verfügen
;

es verbleibt ihm auch
,
wenn er. ab-

dankt, und steht in jeder Beziehung unter den Regeln des allgemeinen

Privatrechtes, soweit nicht Gesetze, Hausstatuten und Familienob-

servanz eine Ausnahme begründen. So giebt es rein privatrecht-

liche Fideikommisse, wie in Preussen das königliche Hausfidei-

kommiss, zu welchem zahlreiche königliche Familiengüter gehören,

und das königlich-prinzliche Familienfideikommiss, in Württem-

berg das Hofdomänenkammergut, welches als ein von Eberhard III.

gestiftetes Familienfideikommiss, »Privateigenthum ist und mit dem

Rechte auf die Krone unmittelbar nichts gemein hat« (v. Mo hl.

B. I. § 55 S. 274). Im Allgemeinen gilt auch für den Vermögens-

erwerb der deutschen Fürsten der Fundamentalsatz des deutschen

Fürstenrechtes, wie ihn Plitter treffend formulirt: »Primum adeo

successionis Germanicae principium in eo consistit, ut in libera dis-

positione bona quisque non alia habeat
,
quam quorum ipse primus

acquirens est. Contra suprema familiarum Germaniae illustrium

lex est, ut splendor cujusque familiae conservetur, ideoque bona

semel familiae dicata semper in eadem maneant« (Pütter, primae

lineae juris privati princ. § 1 2)

.
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Zweiter Abschnitt.

Vom Erwerbe der monarchischen Gewalt oder der

Staatssuccession.

I. Geschichtliche Entwickelung und gegenwärtige staatsrechtliche Natur der

deutschen Thronfolge 1
.

§ 87 .

1) Die ältesten Snccessionsgrnndsätze in Fürstenthümern und Grafschaften

unter dem noch fortwirkenden Einflüsse der Amtsqualität. (R. d. Erstgeb.

S. 49—197).

So lange Herzoge, Markgrafen, Pfalzgrafen und Grafen Reichs-

beamte waren
,
welche der König nach Gefallen ein- und absetzen

durfte, konnte von einem Successionsrechte überhaupt nicht die Rede

sein. Erst in der zweiten Hälfte des XII. Jahrhunderts erscheint der

Bildungsprocess der Erblichkeit der Fürstenthümer und Grafschaften,

besonders unter dem Einflüsse lehenrechtlicher Ideen
,
wesentlich

abgeschlossen. Aber die Erbfolge des alten deutschen Lehenrechtes

war eine sehr beschränkte, indem nur die männlichen Descendenten

des letzten Inhabers, nicht die Seitenverwandten ein Erbrecht hatten

(Sächs. Lehenr. A. VI § 3 und A. XXI § 3). Auch wurde unter

dem noch fortwirkenden Einflüsse der Amtsidee noch lange, wenig-

stens bei den eigentlichen Fürstenthümern, an dem staatsrechtlichen

Grundsätze der Untheilbarkeit festgehalten. Derselbe wird

durch eine Konstitution Kaiser Friedrich’s I. sanktionirt (II F. 55

§ 3 : »Praeterea ducatus
,
marchia

,
comitatus de cetero non divida-

tur«), durch die Autorität der Rechtsbücher (Sächs. Lehenr. A. 20

§ 5. Schwabensp. Lassb. S. 60), durch richterliche Urtheile und

Weisthümer bestätigt. Während der völlig patrimoniale Charakter

vieler Grafschaften, die oft wesentlich aus blossen Familienbesitzun-

gen bestanden
,
die Theilbarkeit schon früh zugelassen hatte

,
be-

hauptete sich bei den eigentlichen Fürstenthümern die Amtsidee

länger und konsequenter gegen Theilungsgelüste. Eine Zusammen-

1 Eine Geschichte der deutschen Thronfolge von der ältesten Zeit bis auf

die Gegenwart giebt meine Schrift : »DasRecht der Erstgeburt in den deutschen

Fürstenhäusern und seine Bedeutung für die deutsche Staatsentwickelung.

Leipzig 1851. B. W. Pfeiffer, Ueber die Ordnung der Regierungsnach-

folge in den monarchischen Staaten Deutschlands. Kassel 1826. Hermann
Schulze, Die Hausgesetze der regierenden deutschen Fürstenhäuser. Jena.

B. I. 1862. B. II. 1878, worin zahlreiche auf die Thronfolge bezügliche Ur-

kunden zu finden sind.
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Stellung zahlreicher Successionsbeispiele (R. der Erstgeb. S. 127—
149) beweist, dass in allen deutschen Fürstenhäusern bis in das

XIII. Jahrhundert regelmässig Individualsuccession mit Altersvor-

zug beobachtet wurde.

§ 88 .

2) Verwirrung der fürstlichen Successionsgmndsätze durch Einmischung pri-

vatrechtlicher Anschauungen. (R. d. Erstgeb. S. 225—310).

Seit der Mitte des XIII. Jahrhunderts, besonders seit dem
grossen Interregnum, tritt eine tiefgehende Veränderung in der

Rechtsanschauung des deutschen Fürstenstandes ein. Das patri-

moniale Princip
,
welches die Landeshoheit, »dominium terrae«, wie

ein Immobiliarrecht; wie ein Familiengut betrachtete, hat den Sieg

davon getragen. Die in dem alten deutschen Lehenrechte, beson-

ders in dessen Bestimmungen über die gesammte Hand liegenden

Beschränkungen der Theilbarkeit wurden zuerst durch die fmgirte

gesammte Hand des neuern Rechtes, dann durch die Aufnahme des

langobardischen Lehenrechtes beseitigt, welches die Wahrung der

gesammten Hand gar nicht verlangt, sondern alle männlichen De-

scendenten des ersten Erwerbers, also auch die Seitenverwandten des

letzten Besitzers aus Geblütsrecht succediren lässt. So wurden denn

mehrere Jahrhunderte hindurch deutsche Territorien ganz nach pri-

vatrechtlichen theils feudalen, theils allodialen Grundsätzen vererbt

und wie Landgüter oder Heerden unter mehrere Söhne oder Vettern

getheilt. Diese Zeit der vorherrschend privatrechtlichen Succession,

wo nur selten noch eine Erinnerung an die eigentlich staatsrechtliche

Natur der deutschen Territorien durchdringt, ist die Periode der

tiefsten staatlichen Versunkenheit, wo jede festere Konsolidation

der Territorien durch die fortwährenden Erbtheilungen unmöglich

gemacht wird. Aber dieses widersinnige Theilungswesen bedroht

endlich selbst die Existenz der Dynastien und zerstört ihre Kraft,

ihr Ansehen im Reiche, ihren fürstlichen Familienglanz. Gerade

von diesen dynastischen Motiven aus begann die Reaktion gegen

das Unwesen dieses völlig entarteten fürstlichen Successionsrechtes.

§89.

3) Restauration richtigerer Successionsgmndsätze auf dem Wege der Haus-

gesetzgebung. R. d. Erstgeb. S. 311—455.)

Anfangs ist es weniger die nur schwach reagirende Staatsidee, als

das fürstliche Familieninteresse, welches zur Aufstellung gesunderer
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Successionsgrundsätze hinführt 1
. Daher wird zunächst nicht die

noch völlig unentwickelte Staatsgesetzgebung
,
sondern die Fami-

lienautonomie die wuchtigste Quelle des fürstlichen Successions-

rechtes. Seit dem XIV. und XY. Jahrhundert geriethen die Fami-

lien des deutschen Fürstenstandes in eine übereinstimmende Bewe-

gung. um ihr Familien- und Erbrecht hausgesetzlich zu regeln

.

Die durch die Hausgesetzgehung begründeten Rechtsgrundsätze sind

folgende 2
:

1) Unbedingter Vorzug des Mannsstammes; die im

ältern deutschen Rechte vorhandenen einzelnen Bevorzugungen des

männlichen Geschlechtes wurden zu einem ausschliesslich agna ti-

schen Princip ausgebildet, womach selbst die entferntesten Stam-

mesvettern die Töchter und deren Nachkommen ausschliessen

;

2) Unveräusserlichkeit der sä mint liehen Haus Be-

sitzungen, welche häufig den Landständen zugesichert und von

ihnen garantirt wurde.

3) Untheilbarkeit derselben; dieses dritte Princip war

am schwersten durch die Hausgesetzgebung zu verwirklichen
,
da

hier dem Familieninteresse, dem »lustre« oder »splendeur des Hau-

ses« die festgewurzelten Ansprüche mehrerer Söhne oder Vettern

auf Theilung entgegenstanden. Immer von neuem wurden die Un-
theilbarkeitsbestimmungen von dem Einzelinteresse wieder durch-

brochen, und was die Hausgesetze des XIV. Jahrhunderts anbahnten,

gelingt oft erst mehrere Jahrhunderte später für alle Zeiten festzu-

stellen.

4) Das Recht der E r s t g e b u r t war eigentlich die nothwen-

dige Konsequenz der Untheilbarkeitsverordnungen, doch suchte

man häufig zunächst durch weniger entsprechende Mittel die Un-
theilbarkeit zu erhalten, z. B. durch Anordnung von gemeinsamen

Regierungen unter Direktion oder »Principat des Aeltesten«, durch

Eheverbale für die Nachgehorenen, durch hausgesetzliche Bestim-

mung mehrerer Söhne für den geistlichen Stand. Allein erst mit der

Durchführung des strengen Primogeniturgrundsatzes
;
wie ihn die

1 Dies ist überzeugend dargethan von G. Beseler, Lehre von den Erbver-

trägen. Zweiter Theil. Zweiter Band. Göttingen 1840. In diesem Werke ist

überhaupt zum ersten Male eine tiefere geschichtliche Begründung des eigenthüm-

lichen Standesrechtes des hohen deutschen Adels gegeben.
2 Diesen Gang der fürstlichen Hausgesetzgebung habe ich kurz dargestellt

in einem Anhänge zu O. Stobbe’s Geschichte der deutschen Rechtsquellen

B. II. S. 497 : »Die Hausgesetze der deutschen Fürstenhäuser.«
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Goldene Dulle für die Kurfürstlichen Häuser festgestellt hatte
,
war

die Hausverfassung zu ihrem Abschlüsse gediehen. Erst damit war

eine sichere Grundlage für die zu begründende Staatseinheit und

eine angemessene staatsrechtliche Successionsordnung gegeben.

§ 90 .

4) Die Thronfolge in den letzten Reichszeiten b

Schon zu Reichszeiten war in allen deutschen Fürstenhäusern

,

wenigstens in deren Speciallinien, die agnatische Linealprimogenitur

eingeführt. Ausserdem hielt man sich an die gemeinrechtlichen

Grundsätze der langobardischen Lehenfolge
,
soweit nicht Reichs-

gesetze, specielle Investiturverträge oder hier und da erhaltene

deutsch-rechtliche Lehensgrundsätze eine Abweichung begründeten 1
.

Seihst in Betreff rein allodialer Territorien hielt man sich an die

Analogie der Lehentexte. Im Ganzen wurde die Thronfolge aufge-

fasst als eine sog. successio ex pacto et providentia majorum, wie

man sie beim adligen Stammgut, heim Lehen und Familienfidei-

kommis annahm; doch würkte bereits neben diesem privat-fürsten-

rechtlichen Charakter auch das staatliche Princip auf die Suc-

cessionsgrundsätze ein
,
nur war dasselbe noch nicht zum allein

geltenden erhoben 2
. Noch mischten sich ungehörige privatrecht-

liche Gesichtspunkte in die Beurtheilung der Thronfolge ein. Noch
mannigfach wurde, beim Wechsel des Landesherrn, die Rechtskon-

tinuität der Handlungen des Vorgängers in Frage gestellt, noch

wusste man die privatrechtliche Persönlichkeit des Landesherm

nicht scharf von seiner öffentlich-rechtlichen Stellung zu trennen.

Wie überhaupt der staatliche Charakter der deutschen Territorien

bis zur Auflösung des Reiches ein unfertiger geblieben ist, so

schwanken noch im vorigen Jahrhundert die Grundsätze der Thron-

folge zwischen staats- und privatrechtlicher Auffassung hin und her.

§ 91.

5) Juristische Natur der Thronfolge im heutigen Staatsrechte.

Waren zu Reichszeiten die Territorien unfertige Gebilde, wo
die erwachende Staatsidee mit dem Patrimonialprincip noch im

1 H. v. Sicherer, Ueber die Gesammtbelehnung in deutschen Fürstenthü-

mern. München 1865.
2 Diesen doppelten Gesichtspunkt

,
den dynastischen und den staatlichen,

stellen alle späteren Hausgesetze, besonders die Primogeniturordnungen, gleich-

massig als Prinzip hin. Dies drückt Pütt er, primae lineae § 1 1 ,
so aus : »Mansit

principium conservandi cujusque familiae splendoris« quin et nova accessit
increvitque principum qua imperantium consideratio.«
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Kampfe lag, so ist der deutsche Staat der Gegenwart, wie er in den

neuern Verfassungsurkunden sich darstellt, zur S taatspersön-
lichkeit, zum selbständigen Organismus herangereift, in welchem

der Monarch die Stellung des obersten leitenden Organs einnimmt.

Infolge dieses längst angebahnten, endlich in diesem Jahrhundert

zum Abschlüsse gediehenen staatlichen Umgestaltungsprocesses

muss auch das Hecht der Thronfolge einer andern Beurtheilung

unterliegen, als zu Reichszeiten. Vor allem ist die Thronfolge in

den monarchischen Staaten Deutschlands zur wahren Staatssuc-

c e s s i o n geworden
;

sie ist aus der Sphäre des fürstlichen Haus-

rechtes in das Verfassungsrecht der Staaten, aus den Hausgesetzen

in die Verfassungsurkunden übergegangen, von denen jetzt die

Grundsätze über die Thronfolge einen integrirenden Theil bilden.

Diesen wichtigen Fortschritt unseres praktischen Staatslebens gilt

es auch theoretisch anzuerkennen, indem die Lehre von der Thron-

folge jetzt die letzten Schlacken privatrechtlicher und patrimonialer

Anschauungen auszuscheiden hat.

Vor allem müssen die civilrechtlichen Grundsätze des römi-

schen Erbrechtes von der Thronfolge fern gehalten werden
;
schon

die Erhebung der einst ernstlich erörterten Frage, ob die Thronfolge

Universal- oder Singularsuccession im Sinne des römischen Rechts

sei, wäre ein Anachronismus. Aber ebenso unstatthaft ist es
,

die

Thronfolge, wie dies zu Reichszeiten allgemein geschah, als eine suc-

cessio ex pacto et providentia majorum zu bezeichnen und sie unter

den Gesichtspunkt der Stammguts- und Fideikommisserbfolge zu

stellen, wie dies auch noch von den neuern Staatsrechtslehrern Zöpfl
und H. A. Zachariä geschieht. Es ist anzuerkennen, dass auf

dem Gebiete des öffentlichen Rechts überhaupt von Erben und Erb-

folge gar nicht die Rede sein kann, denn jede Art von Erbrecht setzt

eine Verlassenschaft, die Uebernahme eines erledigten Vermögens

voraus. Als ein solches Objekt der Vererbung kann aber niemals

der Staat, dieser selbständige, persönliche Organismus, gedacht wer-

den. Die Staatssuccessionin Erbmonarchienist überhaupt keine

Erbfolge, sondern bewegt sich nur äusserlich in Formen, welche

dem Erbrechte entlehnt sind. Das Wesen der sog. Erbmonarchie,

im Unterschiede von der Wahlmonarchie
,
besteht darin

,
dass eine

bestimmte Familie, eine Dynastie, mit der Thronfolge verfassungs-

mässig in einem solchen Zusammenhang steht, dass lediglich aus

ihr, nach einer festgeordneten Reihenfolge
,

diejenige Person her-

vorzugehen hat, welche bei eintretender Thronerledigung in die

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 14
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leer gewordene Stelle des bisherigen Throninhabers einzutreten bat.

Im Staatsrechte bedeutet »succediren« nicht in irgend einer Weise

erben
,
sondern »einrücken« in den erhabensten staatlichen Beruf,

welcher die höchsten Machtbefugnisse im Staate gewährt, aber auch

die schwersten Pflichten auferlegt. Somit darf auch das Hecht des

succedirenden Thronfolgers und der übrigen Anwärter, selbst seiner

Zuständigkeit nach, nicht als ein Privatrecht aufgefasst werden. Es

ist ein eigenes
,
durch die Geburt erworbenes persönliches Recht,

welches Dritten gegenüber ausschliesslich ist und nicht willkürlich

entzogen werden kann
,
aber es existirt nicht zur vermögensrecht-

lichen Befriedigung des Berechtigten, sondern lediglich um des

Staates willen. Es ist ein in der verfassungsmässigen Staats-

ordnung begründetes, durchaus öffentliches Recht ohne jede privat-

rechtliche Zuthat. Es erfreut sich aller verfassungsmässigen Garan-

tien
,
steht aber nicht ausserhalb oder über den Sätzen der Verfas-

sungsurkunde.

Anmerkung.
Diese rein staatsrechtliche Beurtheilung der Thronfolge, mit Aus-

schluss aller ganz oder halb privatrechtlichen Anschauungen
,

ist nicht

nur ein unabweisbares Erforderniss einer wissenschaftlichen Theorie, son-

dern hat auch
,
wie aus der folgenden Darstellung erhellen wird

,
ihre

grossen praktischen Konsequenzen. Manche Fragen, welche sonst der

Wissenschaft grosse Schwierigkeiten bereiteten, z. B. nach der Verbind-

lichkeit des Nachfolgers aus den Handlungen seines Vorgängers, nach

der Trennung der Privaterbfolge des Fürsten von der sog. Staatsver-

lassenschaft
,
nach der Theilbarkeit deutscher Territorien

,
beantworten

sich von diesem Standpunkte ganz von selbst. Freilich ist die von uns

vertretene Ansicht keineswegs allgemein anerkannt. Am weitesten

in der privatrechtlichen Auffassung der Thronfolge geht Zöpfl (B. II.

§ 248), wenn er für praktisches Recht erklärt: »Alle Thronfolge nach

Geblütsrecht, sie mag auf Gesetz, Herkommen, Hausverträgen oder einer

Familienstiftung beruhen, hat im allgemeinen denselben Grundcharakter,

welcher aller deutschen adeligen Stammguts-, Lehen- und Familienfidei-

kommissqualität übereinstimmend zukommt. Die Thronfolge ist Sin-

gularsuccession, wie die deutsche adelige Stammguts-, Lehen- und Fa-

milienfideikommisserbfolge überhaupt ist.« Auch Zachariä, B.I. § 65,

steht noch unter dem Einflüsse der älteren Theorie, wenn er sagt : »Das

Successionsrecht in den souveränen Fürstenhäusern ist insofern doppelter

Natur, als es privatrechtlich ist hinsichtlich seiner Zuständigkeit,

staatsrechtlich vermöge seines besondern Gegenstandes«. Den rein

staatsrechtlichen“Standpunkt vertreten dagegen J. v. Held, in seinem

System des Verfassungsrechtes II. (1857) S. 204. S. 247 ff., und in

seinem Aufsatz »Ueber die geschichtliche Entwickelung des deutschen

Thronfolgerechtes« in Aegidi’

s

Zeitschrift B. I. S. 40— 103; besonders
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scharfsinnig C. F. v. Gerber, »Ueber die Theilbarkeit deutscher Staats-

gebiete« (a. a. O. S. 5—24), H. Schulze in Bluntschli’s Staatsw. B.X.
S. 518—534. Art. Thronfolge.

II. Die geltenden Grundsätze der deutschen Thronfolge.

§92.

Im Allgemeinen.

Allerdings hat sich, im Laufe dieses Jahrhunderts, in der staats-

rechtlichen Stellung der deutschen Territorien eine tiefgreifende

Veränderung vollzogen; sie sind Staaten, ihre Fürsten Staatsregen-

ten, die Succession eine wahre Staatssuccession geworden.

Damit aber ist keineswegs gesagt
,
dass das alte historisch begrün-

dete Successionsrecht der Dynastien lediglich auf dem Artikel einer

neuen Verfassungsurkunde beruhe, dass die deutschen Fürsten ge-

wissermassen als novi acquirentes zu betrachten seien. Vielmehr ist

das Successionsrecht der deutschen Fürstenhäuser das alte ange-

stammte in seinem Rechtsgrunde unveränderte geblieben, insoweit

es mit den Bestimmungen und dem Geiste der Verfassungen und

dem Wesen der konstitutionellen Staatsordnung in Einklang zu

bringen ist. Somit ist das ganze fürstliche Successionsrecht, wie es

sich zu Reichszeiten ausgebildet, keineswegs antiquirt, sondern nur

durch das siegreich durchgedrungene Staatsprinzip wesentlich rekti-

ficirt. Es können daher auch heutzutage ältere Hausgesetze, Familien-

observanzen und in subsidium das gemeine deutsche Fürstenrecht als

Rechtsnormen bei fürstlichen Successionsfällen in Betracht kom-

men 2
. In diesem Sinne wird auch in der preussischen Verfassung

A. 53 die Fortgeltung der ältern, vorkonstitutionellen Hausgesetze

ausdrücklich bestätigt. Unzweifelhaft bezieht sich dies auch auf die

lehenrechtlichen Grundsätze, welche früher, in Ermangelung

1 So kann man z. B. sagen, dass das Recht der Thronfolge in Bayern zu-

nächst allerdings auf den entsprechenden Bestimmungen der bayerischen Ver-

fassungsurkunde von 1818 beruht, zugleich seine Begründung aber in der 1180

erfolgten Belehnung Otto’s von Wittelsbach, als noch fortwirkendem Rechtstitel,

findet- v. Moy

,

Lehrbuch des bayerischen Staatsrechtes. B. I. § 93. S. 105.

2 Ueber die in Successionsstreitigkeiten anzuwendenden Rechtsnormen vgl.

besonders die Beilage III. zu Pütter’

s

primae lineae. (Göttingen 1757): De
normis decidendi successionem familiarum illustrium controversam.« Hier wird

nachgewiesen, dass auf diesem Gebiete jede selbst analoge Anwendung des rö-

mischen Rechtes ausgeschlossen ist, da es von den erlauchten Häusern für ihre

Erb- und Familienverhältnisse nie als gemeines Recht recipirt worden ist.

14*
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besonderer Successionsnormen, auf die deutschen Territorien ange-

wandt wurden. Mit dem Wegfalle des lehensherrlichen Obereigen-

thums im Jahre 1806 ist das Lehenssuccessionsrecht keines-

wegs ganz beseitigt. Soweit dies mit dem Wesen einer staatlich

geordneten Erbmonarchie verträglich ist, ist auch heutzutage die

analoge Anwendung lehenrechtlicher Grundsätze auf die Thronfolge

nicht ganz ausgeschlossen d.h. immer unter der Voraussetzung, dass

keine andern speciellen Rechtsnormen vorliegen und dass die analog

anzuwendenden lehenrechtlichen Grundsätze dem öffentlich-recht-

lichen Charakter einer Staatssuceession nicht widersprechen.

Da das Wesen der Erbmonarchie darin besteht, dass die Thron-

folge sich immer innerhalb einer dazu berechtigten Familie hält,

so bezeichnen wir im deutsch-erbmonarchischen Staatsrechte auch

nur diejenige Thronfolge als die ordentliche oder regelmässige,

welche nach Geblütsrecht, ex jure sanguinis, innerhalb der be-

stimmten Familie vor sich geht, jede andere erscheint als ausser-

ordentliche oder ausnahmsweise Successionsart.

Bei der ordentlichen Thronfolge, welche nach Geblütsrecht vor

sich geht, kommt wieder zweierlei in Betracht

:

a) das Successions recht, welches allen successionsfähigen

Gliedern des Hauses schon durch ihre Geburt zusteht,

b) die Succ es sions Ordnung, wodurch in jedem einzelnen

Falle entschieden wird, wer aus der ganzen Anzahl der successions-

berechtigten Verwandten wirklich auf den erledigten Thron be-

rufen wird.

Das Successions recht wird von dem entscheidenden Stamm-

vater des Hauses oder der Linie (dem sog. primus acquirens) herge-

leitet, die Successionsordnung richtet sich dagegen immer

nach dem verwandtschaftlichen Verhältnisse
,
in welchem der Be-

rufene zum letzten Throninhaber (ultimus defunctus) steht (Pütt er

primae lineae § 14).

1 Dies wird sogar in England anerkannt, wo der öffentlich-rechtliche Cha-
rakter seit Jahrhunderten am konsequentesten anerkannt worden ist. Die Suc-

cession in die englische Krone folgt, was die Erbfolgeordnung betrifft, dem ge-

meinen englischen Lehenrechte, nur dass die Untheilbarkeit der Krone’eine Ab-
weichung begründet. K. E. Schmid, Ueber die Thronfolgeordnung in Gross-

britannien S. 9.
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A. Ordentliche Thronfolge nach Geblütsrecht.

1) Das Succe ssionsrecht.

§93.
a) Abstammung vom ersten Erwerber.

Zur Thronfolgeberechtigung gehört vor allem Abstammung von

dem entscheidenden Ahnherrn oder dem ersten Erwerber der Krone.

Diesem gegenüber erscheint die Thronfolge jeder Zeit als eine De-

scendentenfolge. Ascendenten und Seitenverwandte des ersten Er-

werbers sind ausgeschlossen. Das Descendentenverhältniss muss

ein leibliches, auf physischer Zeugung beruhendes sein. Die

Adoption, welche im Thronfolgerecht der römischen Cäsaren und

den napoleonischen Hausgesetzen eine Rolle spielt
,

ist dem deut-

schen Fürstenrechte durchaus fremd (Moser, Familienstaatsrecht

Th. IIS. 886).

Regelmässig ist die deutsche Thronfolge eine agnatische,

d. h. nur wer lediglich durch Männer vom ersten Erwerber abstammt

und selbst männlichen Geschlechtes ist, mas a mare, Agnat im

Sinne des deutschen Rechtes l

,
ist successionsberechtigt. Ausge-

schlossen, wenigstens vorläufig und zunächst, sind überall die Wei-

her selbst und ihre Nachkommen männlichen und weiblichen Ge-
schlechtes, die Kognaten.

Nirgends kann in Deutschland von einem Successionsrechte

der Kognaten die Rede sein (wie dies nach alten nationalen Rechts-

anschauungen in England, Spanien und Portugal der Fall ist), so

lange noch irgend ein successionsfähiges Glied vom Mannsstamme

des ersten Erwerbers vorhanden ist 2
.

Nach Grundsätzen des Lehen rechtes, sowohl des einhei-

mischen, wie des recipirten langobardischen, waren in den lehen-

baren Territorien zu Reichszeiten die Kognaten ausgeschlossen,

1 Der deutschrechtliche Begriff ist von dem römischen verschieden. Bei den

Römern wurde die filiafamilias noch zu den Agnaten gezählt, während nach

deutschem Rechte auch die Tochter Kognatin ist. Be sei er, System B. II.

§ 132. Häberlin’s Repertorium B. I. S. 111. Art. Agnaten.
2 Ueber diesen Vorzug des Mannsstammes, welcher mit älteren deutsch-

rechtlichen Anschauungen zusammenhängt, vergl. Pütter’s Beiträge zum
deutschen Staats- und Fürstenrechte Th. II. Nr. 38. Desselben, Rechtsfälle

B.III. Th.I. S. 149. B. I. Th.I. S. 159. Dessen primae lineae Cap. II. Be-
seler, Lehre von den Erbverträgen B. II. 2. S. 265 ff. Reyscher, in der

Zeitschrift für deutsches Recht B. VI. S. 265. L. Zimmerle, Das deutsche
Stammgutssystem, 1856. Herrn. Schulze, Das Erb- und Familienrecht der

deutschen Dynastien des Mittelalters. Halle 1871.
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soweit nicht ein Fürstenlehen, durch ein besonderes Privilegium,

als subsidiäres Weiherlehen errichtet war, wie dies schon seit 1156

bei Oesterreich 1
,

seit 1235 bei Braunschweig-Lüneburg 2 der

Fall war. Durch Auflösung der Reichsverbindung ist natürlich der

Lehensverband der früheren Reichsmannlehen beseitigt. Unrichtig

aber ist die Behauptung, dass durch diesen Wegfall der Lehensherr-

lichkeit, die sog. Allodifikation der Territorien
,
ipso jure auch ein

subsidiäres Thronfolgerecht der Kognaten eingeführt worden sei.

An und für sich ist dadurch in den Successionsverhält-

nissen der frühem Reichslehen nichts geändert 3
. Nur

steht heutzutage nicht mehr wie früher in den lehensherrlichen

Rechten von Kaiser und Reich ein rechtliches Hinderniss entgegen,

die subsidiäre kognatische Thronfolge verfassungsmässig ein-

zuführen, wie dies auch die neuern Yerfassungsurkunden von

Bayern, Sachsen, Hannover, Württemberg, Baden, Plessen-Darm-

stadt, Braunschweig, Schwarzburg-Sondershausen und Waldeck

gethan haben. Nur dürfen dadurch bereits begründete Rechte an-

derer Anwärter nicht verletzt werden 4
,
so räumen auch ausdrück-

lich die bayerische, sächsische und hessen-darmstädtische'Verfassung

den Erbverbrüderten den Vorzug vor den Kognaten ein 5
.

1 Für Oesterreich war die kognatische Lehenfolge durch das, auch nach

neuern Untersuchungen ächte privilegium minus von 1156 festgestellt : »perpetuali

jure sanctientes, ut ipsi et liberi eorum post eos indifferenter filii sive filiae eun-

dem Austriae ducatum hereditario jure a regno teneant et possideant.« Seitdem

galt Oesterreich als subsidiäres Weiberlehen. Vergl. darüber besonders J. Bercht-
hold, Die Landeshoheit Oesterreichs nach den ächten und unächten Freiheits-

briefen, München 1862. S. 41 ff. Hierauf gründete sich dann das Testament

König Ferdinand’s von 1543 und endlich die pragmatische Sanktion.
2 In der Lehenserrichtung für Braunschweig-Lüneburg von 1235 heisst es:

»et creavimus inde ducatum et imperiali auctoritate dictum consanguineum no-

strum Ottonem, ducem et principem facientes, ducatum ipso in feodum imperii

ei concessimus, ad heredes suos filios et Alias hereditario devolvendum.« Pertz
leg. tom. II. p. 318.

3 Für Hessen-Darmstadt führt dies richtig aus Weiss, System B. I. § 63.

S. 215: »Mit der Allodification wurde die successio feodalis bei der Thronfolge

keineswegs aufgehoben, als das durch die vormalige Lehensqualität der Landes-
hoheit über Hessen wohlbegründete Successionsrecht der Agnaten und Erbver-

brüderten.« Speciell über Preussen vergl. mein Preussisches Staatsrecht B. I.

§57, § 181.

4 So hätte z. B. in Württemberg das kognatische Successionsrecht nicht

ohne weiteres eingeführt werden können, wenn nicht durch den Pressburger

Frieden die eventuellen Successionsrechte Oesterreichs aufgehoben worden wären.
5 Die bayerische Verfassungsurkunde Tit. II. §4. räumt sogar denjenigen

Prinzen ein Vorzugsrecht vor den Kognaten ein, welche erst durch eine künftig

etwa abzuschliessende Erbverbrüderung mit einem fürstlichen Hause aus dem
deutschen Bunde Successionsrecht erhalten würden.
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§94.

b) Abstammung aus einer rechtmässigen Ehe.

Die blos leibliche Abstammung vom ersten Erwerber genügt

nicht, sie muss vor allem auch eine eheliche sein, d. h. nicht nur

derjenige, welcher selbst succediren will, muss ehelicher Geburt sein,

sondern es muss auch sein Descendentenverhältniss
,
bis zum ent-

scheidendenAhnherrn, auf lauter ehelichen Zeugungsakten beruhen.

Successionsunfähig sind daher uneheliche Kinder jeder Art.

Die dem altern deutschen Rechte unbekannte Legitimation 1 ist zwar

im gewöhnlichen Privatrecht aufgenommen, hat aber im Familien-

rechte des hohen Adels niemals Eingang gefunden. Die Ehelichkeit

der Abstammung soll eine Wahrheit, keine blosse Fiktion sein. Die

Würde der Thronfolge, sowie der übereinstimmende Wortlaut aller

altern und neuern Hausgesetze fordern »eheliche Geburt«,

welche allen Legitimirten, auch den sog. Mantelkindern 2
,
unzweifel-

haft abgeht.

Auch in den regierenden deutschen Fürstenhäusern erfolgt die

Abschliessung der Ehe durch den Civilakt, nach dem Reichsgesetze

vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des Personenstandes und

die Eheschliessung
;
doch ist dem Landesherrn anheim gegeben, das

Standesamt für das regierende Haus zu bestimmen. Gewöhnlich

werden dessen Funktionen dem Hausministerium übertragen. Nach

§ 7 2 dieses Gesetzes »werden im übrigen in Ansehung der Mitglieder

dieser Häuser die auf Hausgesetzen oder Observanzen beruhenden

Bestimmungen über die Eheschliessung und die Gerichtsbarkeit in

Ehesachen nicht berührt« 3
.

1 Sachsensp. B. I. A. 36. 37. Sächs. Lehenr. A. 2. § 1. II. F. 26. § 11 : »Na-

turales filii
,

licet postea fiant legitimi, ad successionem feudi nec soli nec cum
aliis admittuntur.«

2 Gegen das Successionsrecht auch der per subsequens matrimonium Legiti-

mirten, der sog. Mantelkinder, sprechen sich alle bedeutenderen publicistischen

Autoritäten aus, so Moser, Familienstaatsr. Th. II. S. 855. Pütter, primae

lineae § 27. Leist §33. Gönner § 234. Eichhorn, Einl. in das deutsche

Privatrecht § 367. Eine ausführliche Erörterung der Frage findet sich besonders

bei A. W. Heffter, Das Erbfolgerecht der Mantelkinder u. s. w. Berlin 1836,

und Wilda, In der Zeitschrift für deutsches Recht B. IV. bes. S. 281—336.

Für die Mantelkinder schrieb C. F. Di eck, Die Gewissensehe, Legitimation

durch nachfolgende Ehe u. s. w. Halle 1838.

3 H. v. Sicherer, Personenstand und Eheschliessung in Deutschland.

Erlangen 1879. S. 428 ff.
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§ 95 -

c) Abstammung aus einer hausgesetzlich konsentirten Ehe.

In Betreff des zu ertheilenden elterlichen Konsenses zu Ehen
standen auch die Mitglieder der regierenden Häuser unter der allge-

meinen Vorschrift der Landesgesetze, beziehungsweise des Kirchen-

rechtes. Jetzt entscheidet für sie in dieser Beziehung A. 29 des

Reichsgesetzes vom 6. Februar 1875.

Ausser dieser ganz nach den Regeln des gewöhnlichen Ehe-

rechts zu beurtheilenden Nothwendigkeit des elterlichen Konsenses

haben die neuern Hausgesetze auch die Einwilligung des regierenden

Familienoberhauptes zu jeder Ehe eines Mitgliedes des Hauses vorge-

schrieben, sodass jede ohne diese Einwilligung geschlossene Ehe als

hausgesetz widrig erscheint. Diese Bestimmungen, welche

die Einwilligung des Familienhauptes fordern und die Eheschliessun-

gen ohne Einwilligung des Familienhauptes mit Rechtsnach-

theilen bedrohen
,
werden durch das sonst auch auf die landesherr-

lichen Familien anwendbare Reichsgesetz vom 5. Februar 1875 nicht

berührt, sondern vielmehr durch A. 72 ausdrücklich als fortbeste-

hend anerkannt. Können einer solchen Ehe auch die rein civilrecht-

lichen Wirkungen nicht abgesprochen werden, so haben doch Gattin

und Kinder kein Recht auf den Stand und Titel des Vaters. Letztere

sind selbstverständlich weder successionsfähig in staatsrechtlicher

Beziehung, noch haben sie Anspruch auf Apanage und andere pecu-

niäre Vortheile aus der Staatskasse und dem Hausvermögen, wie sie

überhaupt nicht als Glieder des hochadligen Hauses betrachtet wer-

den. Die Ansprüche von Gattin und Kindern erstrecken sich ledig-

lich auf das Privatvermögen ihres Gatten und Vaters, in welcher

Beziehung sie die Rechte legitimer Kinder geniessen. Wenn eine

derartige hausgesetzliche Bestimmung dem modernen Prinzip der

Familiengewalt des regierenden Herrn entspricht
,
so hat sie doch

keineswegs die Bedeutung einer gemeinrechtlichen Regel
,
welche

sich auch ohne eine solche Bestimmung von selbst verstände. Es

kann daher aus diesem Grunde eine fürstliche Ehe nur da ange-

fochten werden, wo Verfassungsurkunden, Hausgesetze oder eine

ganz bestimmt nachweisbare Familienobservanz einen solchen Kon-

sens erheischen.

Anmerkung.
Unzweifelhaft war das Gesammthaus Braunschweig-Lüneburg im

Jahre 1833 berechtigt, die Nothwendigkeit des Konsenses des regierenden

Herrn auf hausverfassungsmässigem Wege von nun an für alle Ehen
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der Mitglieder dieses Hauses festzustellen. Unrichtig ist aber die Moti-

virung des Hausgesetzes von 1833 (Hausgesetze B. I. S. 488): »dass

das Aufsichtsrecht des regierenden Herrn über die Vermählungen der

Prinzen und Prinzessinnen w e s e n 1 1 i c h in der Sou veränetät be-

gründet sei.« In der neuerworbenen Souveränetät lag nur als nothwen-

dige Folge, dass die Mitglieder des Hauses jetzt auch Unterthanen
des regierenden Herrn, als des Staatsoberhauptes, geworden sind

;
dagegen

kann eine specielle Beschränkung der persönlichen Freiheit, wodurch den

Mitgliedern des Hauses das allgemeine Recht der freien Eheschliessung

entzogen werden soll
,
auch nur durch eine besondere gesetzliche Be-

stimmung eingeführt werden. Nach unserer persönlichen Kenntniss be-

steht auch dieses Erforderniss keineswegs heutzutage in allen regierenden

Häusern, sondern nur in denjenigen, wo die Hausverfassung auf Grund-
lage des modernen Staatsrechtes neu regulirt worden ist. So erliessen die

drei regierenden Herrn des fürstlichen Hauses Reuss am 10. November
1844 eine derartige Verfügung (Hausgesetz'e B. II. S. 356); gegen

diesen Beschluss legten aber mehrere Agnaten Verwahrung ein. Erst in

dem jetzt vorliegenden Entwürfe eines neuen reussischen Hausgesetzes

j. L. soll diese Nothwendigkeit des Ehekonsenses grundsätzlich festge-

stellt werden. Auch in auswärtigen souveränen Häusern ist dieses Er-

forderniss hie und da erst in neuerer Zeit eingeführt worden, so in Eng-
land 1772 durch die sog. Royal Marriage Act (Hausgesetze B. I.

S. 486), in welcher indessen dem Ermessen des Familienoberhauptes

Mass und Ziel gesetzt und die persönliche Freiheit der über 25 Jahre alten

Familienglieder dadurch gewahrt ist, dass die Endentscheidung bei dem
Parlamente liegt. Für diese Rechtsmaterie sehr belehrend sind die

Schriften über die Ehe des Herzogs von Sussex mit Lady Auguste Murray,
indem ein aus dieser Ehe entsprossener Sohn, Sir August d’Este, 1835
Ansprüche auf die Eigenschaft eines königlichen hannoverschen Prinzen

erhob. Die Nichtigkeit dieser 1793 geschlossenen Ehe stand für Eng-
land fest, weil der Herzog von Sussex den nach der Royal Marriage Act
von 1772 nothwendigen Konsens des Familienoberhauptes, Königs
Georg’s III., nicht eingeholt hatte. Dieses Gesetz galt freilich nicht für

Hannover, aber Georg III. war nicht nur der König und Familienchef

dieses Prinzen, sondern auch sein Vater. Daher war auch in Deutschland,

nach damals geltendem evangelischem Kirchenrechte (Art. Smalc. de pot.

episc. bei Hase p. 355. Ac. L. Richter, Kirchenrecht § 272) diese Ehe wegen
mangelnder väterlicher Einwilligung nicht rechtsbeständig, abgesehen
von allen andern rechtlichen Mängeln derselben. Diesen richtigen Stand-

punkt vertheidigen K. Fr. Eichhorn, Ueber die Ehe des Herzogs von
Sussex mit Lady Augusta Murray. Berlin 1836. R. Mo hl, Die An-
sprüche des Obersten Sir A. d’Este auf die Thronfolge in Grossbritannien

und Hannover. Tübingen 1835. K. E. Schmid, Ueber die Thron-
folgeordnung in Grossbritannien und Hannover und die Ansprüche der

Geschwister Fr. A. und Augusta Emma von Este (Jena 1835), gegen
K. S. Zachariä, Rechtsgutachten über die Ansprüche August’s von
Este auf Titel, Würden und Rechte eines Prinzen von Hannover, Heidel-
berg 1834, und J. L. Klüber

,

in seinen Abhandlungen und Beobach-
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tungen für Geschichtskunde, Staats- und Rechtswissenschaft B. II.

Abth.I. Frankfurt 1834.

§ 96 .

Abstammung aus einer ebenbürtigen Ehe.

Nach altem Herkommen der deutschen Fürstenhäuser
,
sowie

nach den ausdrücklichen Bestimmungen vieler altern und neuern

Hausgesetze und Verfassungsurkunden, wird zur Successionsfähig-

keit auch Abstammung aus einer ebenbürtigen Ehe verlangt.

Während in allen übrigen Lebenskreisen juristisch der Begriff einer

Missheirath nicht mehr existirt, hat sich der Grundsatz der Eben-

bürtigkeit, innerhalb der regierenden fürstlichen Familien, als letzter

Ueberrest der mittelalterigen Geburtsstandesverfassung, bis auf den

heutigen Tag erhalten. Als unzweifelhaft ebenbürtig gelten,

nach deutschem Fürstenrechte, alle Ehen, welche mit Gliedern regie-

render deutscher und europäischer Fürstenhäuser geschlossen wer-

den, ausserdem die Ehen mit Gliedern ehemals reichsständischer

Familien, auf welche Art. XIV der Bundesakte Anwendung findet.

Exkurs über die Ebenbürtigkeit nach heutigem deutschen
Fürsten rechte.

Während im früheren Mittelalter wesentlich nur der Geburtsstandes-

unterschied zwischen Freien und Unfreien auf die Ebenbürtigkeit der

Ehen eingewirkt hatte, bildete sich seit dem XIII. Jahrhundert eine we-

sentlich feudalistische Gliederung der Stände, welche im Spiegel

deutscher Leute und im Schwabenspiegel bereits als fertiger Geburts-

stand dasteht. (O. Stobbe, Die Stände des Sachsenspiegels in der

Zeitschrift für deutsches Recht B. XV. bes. S, 362. F. deMartitz,
Qui sint ingenuitate sibi compares jure spec. saxonici? 1859. R. S chrö-
d e r

,

Zur Lehre von der Ebenbürtigkeit nach dem Sachsenspiegel, Zeit-

schrift für Rechtsgesch. B. III. 1864. S. 461—480.) Als höchster Ge-
burtsstand erscheint der Stand der Semperfreien oder Hochfreien, wel-

cher die Familien der Fürsten, Grafen und Dynasten umfasst, als zweiter

Stand der Stand der Mittelfreien oder ritterbürtigen Vasallen, den

dritten Stand bilden alle, welche des Lehenrechtes darben und eine

bäuerliche Lebensart führen. Jene mächtigen Geschlechter, welche sich

im erblichen Besitze der Reichsämter und grosser lehenbarer oder allo-

dialer Herrschaften befinden
,
bilden den Stand der Herrschenden,

den Herrenstand, im Mittelalter allein Adel genannt, welchem die ritter-

bürtigen Geschlechter, als die dienenden, gegenüberstehen. Als

dieser feudalistische Geburtsstandesunterschied zur vollen Ausbildung

gediehen war, stand auch als Grundsatz fest, dass auch in eherecht-

licher Hinsicht sich nur Genossen mit einander verbinden könnten.

Besonders wurde eine Ehe zwischen einem hochfreien Manne und einer

mittelfreien oder ritterbürtigen Frau als Missheirath angesehen, aus wel-

cher die Kinder der ärgern Hand folgten. Schwabensp. Landr. Lassb,
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cap. 70 : »und ist ioch die muter sempaer vri und der vater mitel vri. diu

kint werdent mitel vrien und ist der vater sempervri und diu muter mitel

vri. diu kint werdent aber mitel vrien.« Dieser Satz ist, wie Stobbe
richtig bemerkt, nicht eine blosse theoretische Meinung des Spieglers,

sondern steht mit der Geschichte der Fürsten- und Grafenhäuser der da-

maligen Zeit in vollem urkundlich zu beweisendem Einklänge.

In diese festgegliederte Geburtsstandesverfassung des Mittelalters

trat seit dem XV. und XVI. Jahrhundert die durch das römische Hecht

unterstützte moderne Entwickelung, welcher es gelang, diese Trennung
der Stände im Eherechte theilweise zu beseitigen und wenigstens den
Satz zur gemeinrechtlichen Anerkennung zu bringen, dass die Ehe zwi-

schen einer Person des Ritterstandes mit einer nicht ritterbürtigen (bür-

gerlichen) keine Missheirath, sondern eine ebenbürtige Ehe sei. In

gleicher Weise versuchte die Theorie auch die eherechtlichen Grundsätze

des Herrenstandes in Frage zu stellen, indem sie wenigstens die Eben-
bürtigkeit der Ehe zwischen dem Herrenstande und dem sog. niederen

Adel behauptete, wobei ihr besonders der historische Irrthum zur Stütze

diente, dass der Herrenstand und der jetzt als niederer Adel bezeichnete

Ritterstand nur zwei Stufen desselben Geburtsstandes seien
,
während

beide ihrem Wesen nach von jeher grundverschiedene Stände gewesen

sind. (Pütter

,

Ueber den Unterschied der Stände, besonders des hohen

und niederen Adels in Deutschland. 1795.) Allein dem Herrenstande

gegenüber konnte die Theorie nicht mit solchem Erfolge durchdringen,

wie bei den gewöhnlichen Privat ständen, weil ihr hier nicht die leben-

dige Macht der Thatsachen zur Seite stand. Während der Ritterstand,

als erblicher Kriegerstand
,
mit der alten Kriegsverfassung sein Lebens-

prinzip verlor
,
wurde die Stellung des Herrenstandes durch diese Ver-

änderung nicht gefährdet, vielmehr hob sich seine Bedeutung mit der

Entwickelung der deutschen Reichsverfassung immer mehr. Dieser hohe
oder herrschende Adel wurde der Inbegriff derjenigen Geschlechter,

welche Landeshoheit und Reichsstandschaft besassen. Diese beiden

eminenten Befugnisse gewährten diesen Familien eine so hervorragende

staatsrechtliche Stellung, dass sie sich in ihrer abgeschlossenen Geburts-

standesverfassung nicht nur behaupten, sondern auch noch mehr befe-

stigen konnten. Durch die Vereinigung des Herrenstandes in reichsstän-

dische Kollegien wurde die Grenze gegen alle übrigen Stände aufs

bestimmteste gezogep. Wenigstens hielt der eigentliche Kern dieses

Standes, welcher aus den altweltlichen Fürstenhäusern bestand, bei

seinen Eheschliessungen diese Grenze unverändert ein und behauptete sein

Ebenbürtigkeitsprinzip gegen die nivellirende Theorie der Juristen, wenn
diese auch auf einzelne Urtheilssprüche der Reichsgerichte

,
besonders

des Reichshofrathes
,
bestimmend einwirkte, mit grosser Konsequenz.

Auch gelang es dem Fürstenstande, den Kaiser in der dem fürstlichen

Ebenbürtigkeitsprinzip so gefährlichen Ertheilung der hochadeligen Fa-
milientitel durch die Wahlkap. von 1742 A. XXII. § 4. zu beschränken :

»Noch auch den aus unstreitig notorischer Missheirath er-

zeugten Kindern eines Standes des Reiches oder aus solchem Hause ent-

sprossenen Herrn, zur Verkleinerung des Hauses, die väterlichen Titel,
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Ehren und Würden beizulegen, viel weniger dieselben zum Nachtheile

der wahren Erben für ebenbürtig und successionsfähig zu erklären,

auch wo dergleichen vorhin bereits geschehen, solches für null und nich-

tig anzusehen.« Die gesetzliche Regelung der Ebenbürtigkeitsver-

hältnisse hat nie stattgefunden. In welcher Weise sie indessen vom alten

Fürstenstande angestrebt wurde
,

zeigt ein Schreiben des mächtigsten

Reichsfürsten, König Friedrichs II. von Preussen, an den Kaiser

Karl VII. : »Wir sollen auch aus teutschpatriotischer Gesinnung ganz un-
vorgreiflich dafür halten, dass Ew. Kaiserlichen Majestät Reichshofrath,

sowohl als Reichshofrathskanzlei
,
pro norma regulativa bei dieser Ge-

legenheit ein vor alles zu bescheiden seien, dass alle diejenigen fürst-

lichen Heirathen schlechterdings für ungleich zu achten, welche mit Per-

sonen unter dem alten reichsgräflichen, Sitz und Stimme in den comitiis

habenden Stande kontrahirt werden und dass die aus solcher Ehe zu

erzeugenden Kinder weder zur fürstlichen Würde
,

Titel und Wappen
ihres Vaters, noch zur Succession in dessen Reichslanden niemals fähig

sein, noch dazu gelassen werden sollen.« In gleichem Sinne schlossen

mehrere altfürstliche Häuser 1717 eine Konvention, um ihre altherge-

brachten Grundsätze über Ebenbürtigkeit aufrecht zu erhalten. Wie in

den meisten Lehren des deutschen Fürstenrechtes, so beruhte auch hier

alles auf dem Herkommen der reichsständischen Häuser.
Auf dieses nimmt auch die Wahlkapitulation allein Rücksicht

,
sie will

keinen neuen Begriff der fürstlichen Missheirath aufstellen, sondern nur

das alte Herkommen bestätigen. »Man hat den Inhalt dieses Herkommens
aus unhaltbaren Gründen bestritten (sagt K. Fr. Eichhorn, der grösste

Kenner des deutschen Rechtes in diesem Jahrhundert)
,
aber es ist stets

wenigstens von allen altfürstlichen Häusern in ihren Hausgesetzen

anerkannt
,

öffentlich bis in die neueste Zeit behauptet und weder durch

die Reichsgesetzgebung noch durch das, was in einzelnen Fällen wirklich

dagegen geschehen, auch nur im mindesten erschüttert worden.«

Durch die Auflösung des Reiches im Jahre 1806 wurde der Stand

der reichsständischen Familien in zwei verschiedene Klassen getheilt, die

eine Klasse war zur Souveränetät emporgestiegen, die andere hatte mit

der Reichsstandschaft die Landeshoheit verloren. Die sog. mediatisirten

Häuser waren zu Unterthanenfamilien geworden
;
eine tiefgreifende Kluft

trennte sie von ihren ehemaligen Standesgenossen. Allerdings hätten

daher wohl über die Fortdauer ihrer Ebenbürtigkeit Zweifel entstehen

können. Gerade um diesen wenigstens möglichen Zweifeln zu begegnen,

bestimmte A. XIV. der Bundesakte vom 10. Juni 1815: »dass diese

fürstlichen und gräflichen Häuser fortan nichts desto weniger zu

dem hohen Adel in Deutschland gerechnet werden und ihnen das Recht

der Ebenbürtigkeit in dem bisher damit verbundenen B e gri ff e ver-

bleibt.« Ueber die Entstehung dieses Vorbehaltes der Ebenbürtigkeit

vergl. Klüber, Akten des Wiener Kongresses Th. II. S. 318, 341,

437, 443 und 444. Aus diesen Aktenstücken geht hervor, dass man gar

nicht daran dachte, durch diesen Vorbehalt etwas Neues einzuführen.

Was zu Gunsten der Mediatisirten festgesetzt wurde
,
war keine neue

Regel, soncjerp nur folgerechte Anwendung der bisherigen Grundsätze auf



1. Von dem Staatsoberhaupte oder dem Monarchen. 221

ihr neues Verhältniss. Dieser Artikel ist nicht nur deshalb so wichtig, weil

in demselben die Ebenbürtigkeit der mediatisirten Häuser direkt aner-

kannt wird, sondern weil er wenigstens indirekt erklärt, dass in

Deutschland nur die regierenden und die mediatisirten Häuser zum hohen

Adel gehören und im gegenseitigen Ebenbürtigkeitsverhältnisse stehen,

dass aber an dieser Ebenbürtigkeit der blos landsässige, wenn auch hoch-

titulirte Adel regelmässig keinen Antheil hat. Nach diesem Artikel der

Bundesakte und nach dem alten Herkommen des deutschen Fürstenstan-

des sind gemeinrechtlich folgende Ehen der Glieder regierender

Fürstenhäuser als unzweifelhaft ebenbürtige anzusehen :

1) in Deutschland selbst.

a. alle Ehen, welche die regierenden Häuser unter einander schliessen,

ohne Rücksicht auf den höheren oder niederen Titel und Rang des

Hauses

;

b. alle Ehen mit den ehemals reichsständischen Häusern, auf welche

A. XIV. der Bundesakte anwendbar ist

;

dazu gehören entschieden alle

Häuser, welche sich bis zum Jahre 1806 im Besitze der Reichsstandschaft

und der Landeshoheit befanden
;
doch müssen hierher auch diejenigen

reichsständischen Familien gerechnet werden, deren Landeshoheit schon

zu Reichszeiten eine vertragsmässig untergeordnete war, so entschieden

die Familien Stolberg und Schönburg, deren hochadeliger Familien-

stand nicht bezweifelt werden kann
,
keineswegs aber die neugräflichen

Personalistenfamilien, welche ohne reichsunmittelbares Territo-

rium, bei einem reichsgräflichen Kollegium immatrikulirt waren. (Per-

nice’ s quaest. de jure publico Germ. Part. II. p. 22— 25.) Noch weniger

können die blossen Titel des hohen Adels einer Familie die Ebenbürtig-

keit, verleihen

;

2) ausserhalb Deutschlands alle Ehen mit Gliedern aus-

wärtiger christlicher regierender Familien, soweit dieselben in gleichbe-

rechtigtem völkerrechtlichem Verkehre mit einander stehen. Christ-
lichkeit ist erforderlich wegen des grundverschiedenen Eherechts nicht

christlicher z. B. muselmännischer Regentenfamilien
;

sie reicht aber

nicht aus
,
denn kein deutsches Fürstenhaus würde das christliche

Herrscherhaus der Sandwichinseln (Hawaii) als ebenbürtig ansehen,

dagegen beschränkt sich die Ebenbürtigkeit nicht auf Europa. Unzweifel-

haft ist das brasilianische Kaiserhaus ebenbürtig. Alles kommt hier auf

den gleichberechtigten völkerrechtlichen Verkehr an, welcher nur

mit Staaten europäischer Gesittung in und ausserhalb Europas stattfindet.

Die Pairschaft aller Regenten dieser Staaten und, wenn ihr Recht erblich

ist, auch ihrer Familien, ist ein allgemein anerkannter völkerrechtlicher

Satz. (H e ff ter Völkerrecht § 53. IV. § 55.) Auch volle Souveränetät

ist nicht nöthig
,
sondern nur Innehabung einer wahren Staats-

gewalt, wenn sie auch lehenrechtlich oder bundesstaatlich untergeord-

net ist. So waren die deutschen Fürstenhäuser, trotz ihrer Unterordnung
unter Kaiser und Reich, ehedem, so sind sie jetzt, trotz der bundesstaat-

lichen Unterordnung ihrer Staaten, unzweifelhaft allen europäischen

Souveränen ebenbürtig. So ist der Fürst von Bulgarien
,

trotz der sog.

Suzerainete der hohen Pforte
,

als wahrer Regent seines neuen Staates
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entschieden allen europäischen Fürstenhäusern ebenbürtig. Auch neue
zum Thron gelangte Familien, wie die Häuser Bonaparte und Bernadotte,

werden als vollständig ebenbürtig betrachtet. Ja, die Souveränetät wird

als so hervorragendes Recht angesehen
,

dass man selbst ihren früheren,

wenn auch wieder verloren gegangenen Besitz als Grund betrachtet, einer

Familie die Ebenbürtigkeit zu belassen. Unzweifelhaft ist die Ebenbür-
tigkeit der 1866 in Deutschland depossedirten Fürstenhäuser. Dagegen
können Ehen mit auswärtigen, selbst hochtitulirten Unterthanenfamilien

nicht ohne weiteres als ebenbürtig gelten; selbst die staatsrechtlich so

hochstehende
,
durch Ansehen und Reichthum ausgezeichnete englische

Nobility wird den deutschen regierenden Häusern eherechtlich nicht gleich-

gestellt (z. B. morganatische Ehe des Prinzen Eduard von Sachsen-

Weimar mit Lady Auguste Gordon-Lennox, Tochter des Herzogs v. Rich-

mond 1851). Bei den auswärtigen nicht souveränen Familien wird

alles darauf ankommen, ob eine Familie die Stellung eines herrschenden,

über dem niedern Adel nach Abstammung und Herrschaftsrechten erha-

benen Geschlechtes einnimmt, ob sie ein Analogon von Landeshoheit

besitzt oder wenigstens bis in die neuere Zeit besessen hat. Die wich-

tigste Schrift über diesen schwierigen Punkt ist die nur in wenigen me-
tallographirten Exemplaren vorhandene Abhandlung K. Fr. Eichhorn’s:

»Das Verhältniss des hochfürstlichen Radziwill’schen Hauses zu den Für-

stenhäusern Deutschlands aus dem Standpunkte der Geschichte und des

deutschen Staats- und Fürstenrechtes erörtert, mit Urkundenbuch«.

Eichhorn erklärt, dass bei der Beurtheilung derartiger Ehen folgende

Momente in Betracht kommen : a) Abkunft von einem eigentlichen Herren-

geschlecht des Mittelalters
,

b) Besitz einer Territorialhoheit von einem

solchen Umfange, wie er nach den Begriffen der frühem Zeit zum Cha-

rakter des Herrenstandes gehörte, wenn er bis in die neuere Zeit fortge-

dauert hat
,

c) fortdauernde Anerkennung einer Standesgenossenschaft

durch Verbindung mit solchen regierenden Familien, welche hausgesetz-

lich oder observanzmässig nur Verbindungen mit dem hohen Adel für

ebenbürtig halten«. Diese Voraussetzungen findet er beim Hause Ra-
dziwill vor; sie würden sich theilweise auch bei andern nicht regieren-

den Familien nachweisen lassen
,

so z. B. bei dem herzoglichen Hause

Biron, wegen seiner bis 1795 besessenen sog. Halbsouveränetät über ein

ganzes Land, das Herzogthum Curland.

Das so festgestellte Ebenbürtigkeitsprincip des gemeinen deutschen

Fürstenrechts hat aber nicht den Charakter eines absoluten Rechts
;
viel-

mehr kann jedes Fürstenhaus ein anderes Ebenbürtigkeitsprincip durch

Observanz oder Hausgesetz feststellen
,
wodurch das gemeinrechtliche

Princip modificirt, besonders weniger streng fixirt wird. Für die alt-

weltlichen Fürstenhäuser, in denen sich das Standesbewusstsein

des hohen Adels von jeher am bestimmtesten ausgesprochen hat
,

dürfte

sich eine abweichende Observanz indessen wohl nur selten nachweisen

lassen. Unzweifelhaft gelten jetzt die hergebrachten strengen Grundsätze

in den altfürstlichen Häusern Oesterreich, Preussen, Bayern, in allen

Linien des Hauses Sachsen
,

in Braunschweig
,
Württemberg

,
Hessen,

Baden
,
Mecklenburg und Anhalt. Das einzige altfürstliche Haus, wo
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eine abweichende gelindere Familienobservanz vollständig erwiesen ist,

ist das Haus Oldenburg, welches seit Jahrhunderten Ehen mit Damen des

niedern Adels als ebenbürtig betrachtet hat, worauf seine nahe Beziehung

zu dem scandinavischen Norden eingewirkt haben mag, welcher niemals

das engherzige deutsche Ebenbürtigkeitsprincip gekannt hat. (Sam wer,
die Staatserbfolge des Herzogthums Schleswig-Holstein, Hamburg 1844,

S. 119 ff.) Doch ist das Grossherzoglich Oldenburgische Haus in seinem

neuesten Hausgesetz vom 1. September 1872 A. 9 von seinem alten Fa-

milienrechte abgewichen und hat sich zu den strengsten Ebenbürtigkeits-

grundsätzen bekannt. (Hausgesetz B. II. S. 454.) Dagegen konnten die

blos reichsgräflichen und neufürstlichen Familien
,
aus denen

mehrere jetzt regierende Häuser hervorgegangen sind, das strengere Prin-

zip weniger festhalten und möchte daher bei ihnen eine allgemeine Aus-
nahme von der Regel zuzugeben sein, jedenfalls wenigstens der Nachweis

einer gelindem Familienobservanz leichter erbracht werden können. So

sind in dem ehemals reichsgräflichen Hause zur Lippe, auch in Schaum-
burg-Lippe, Ehen mit Damen von altem niedern Adel stets als ebenbürtig

betrachtet worden (Hausgesetze B. II. S. 143); so wird in einem Ver-

trage der erbherrlichen Linie von 1762 nur der freiherrliche Stand der

Gemahlinnen verlangt
;

in dem ehemals reichsgräflichen Hause Reuss

wird laut dem Familienvertrage von 1668 der »herrliche Stand« der Ge-
mahlinnen verlangt

,
ein Grundsatz

,
welchem man auch in dem neuesten

(von mir verfassten) Entwürfe eines Hausgesetzes treu geblieben ist. Das
strenge Princip gilt dagegen wieder in dem neufürstlichen Hause Schwarz-

burg nach der Sondershäuser Verfassung von 1841 § 1.

Nachdem so die Grenzen der Ebenbürtigkeit festgestellt und zugleich

die möglichen Abweichungen von dem gemeinrechtlichen Prinzip darge-

legt worden sind, müssen noch folgende Grundsätze für das praktische

Recht hervorgehoben werden :

1) Jede an sich nicht ebenbürtige Ehe kann durch den hinzutreten-

den Konsens aller successionsberechtigten Agnaten in eine ebenbürtige

verwandelt werden. Der Konsens des regierenden Herrn allein reicht

nicht aus, weil es sich um wohlerworbene agnatische Rechte handelt.

Der agnatische Konsens kann entweder so ertheilt werden, dass die aus

einer an sich unebenbürtigen Ehe geborenen Kinder sogleich als suc-

cessionsfähig anerkannt werden, oder so, dass solchen Kindern nur ein

eventuelles Successionsrecht eingeräumt wird. Ein berühmtes Bei-

spiel für den ersten Fall ist die Vermählung des Fürsten Leopold von An-
halt-Dessau mit Anna Fösen 1698, wo durch Zusammenwirken kaiserlicher

Standeserhöhung und agnatischen Konsenses diese unzweifelhafte Misshei-

rath in eine vollgiltige Ehe verwandelt und die daraus entsprossenen Kin-
der sogleich für successionsfähig erklärt wurden. Ein nur eventuelles

Successionsrecht räumten z. B. dagegen die Agnaten den Nachkommen
aus der Ehe des Herzogs Ferdinand von Bayern mit Maria Pettenbeck

(1588) ein, doch sind die Nachkommen aus dieser Ehe, die Grafen von
Wartenberg, 1736 erloschen.

2) Ist eine solche Ehe kraft des agnatischen Konsenses in der be-

treffenden Familie als rechtmässig und vollwirksam anerkannt, so kann



224 I. Das Landesstaatsrecht.

den daraus entsprossenen Descendenten später niemals von den Agnaten
die standesmässige Abstammung bestritten werden.

3) Die Ebenbürtigkeit eines fürstlichen Kindes kann immer nur

nach d e n Grundsätzen beurtheilt werden, welche in dem Fürstenhause

gelten, welchem dasselbe nach seiner Geburt angehört. Wird es in seiner

eigenen Familie als vollberechtigtes Familienglied angesehen
,
was ins-

besondere durch Beilegung des betreffenden Haustitels
,
durch Zuerken-

nung der hausgesetzlichen pekuniären Vortheile, z. B. durch Apanagen-
empfang unzweideutig ausgedrückt wird, so müssen alle andern fürstlichen

Familien es ebenfalls als ebenbürtiges Glied des betreffenden Hauses
gelten lassen. Die Ebenbürtigkeitsfrage ist eine Hausangelegenheit jedes

Fürstenhauses, dessen Agnaten jetzt das einzige Forum für ihre Ent-

scheidung bilden.

Diese drei letzten Sätze sind eine unentbehrliche Grundlage des

fürstlichen Familienrechtes. Wer sie läugnen wollte, würde das ganze

Ehe- und Erbrecht der fürstlichen Häuser in die unsäglichste Verwirrung

bringen. Es kann der Ebenbürtigkeit eines Prinzen oder einer Prinzessin

keinen Eintrag thun
,
wenn unter den Ahnfrauen derselben eine dem

niedern Adel angehörige oder bürgerliche Ahnfrau sich befindet
,
sobald

nur den oben entwickelten Grundsätzen der agnatischen Anerkennung
Rechnung getragen ist. Eine stiftsmässige Ahnen probe ist

niemals ein Institut des deutschen Fürstenrechts ge-
wesen.

Uebrigens ist es im deutschen Fürstenstande
,
besonders in neuerer

Zeit, üblich geworden, zur Vermeidung aller unklaren Verhältnisse, gleich

beim Eingehen einer ungleichen Ehe die Wirkungen derselben vertrags-
mässig festzustellen, disparagium ex pacto tale, matrimonium ad mor-

ganaticam s. ad legem Salicam, morganatische Ehe, sog. Ehe zur linken

Hand. Püttera.a. O. S. 361—377. Moser, Familienstaatsr. Th. II.

S. 105. de N i eb e 1 s chütz
,
comment. de matrim. ad morganaticam.

Halae 1850. II. F. 29. II. F. 26 § 16. »Das Verneinende in Anse-

hung aller Ansprüche der Ehegattin auf Stand und Würde des Gemahles

und der Kinder auf Stand und Würde des Vaters ist von selbst in den

Rechten ausgemacht. Das Bejahende, was sowohl Gemahlin als Kin-

der für Namen
,
Stand

,
Wappen und Titel führen und was sie zum Un-

terhalt haben sollen, erheischt eine vertragsmässige Bestimmung. Durch

diesen Vertrag unterscheiden sich morganatische Ehen von andern Miss-

heirathen«. Es giebt Hausgesetze, welche den Nachgeborenen das Ein-

gehen von morganatischen Ehen geradezu empfehlen. Testament Adolf

Friedrich’ s von Mecklenburg von 1654 (Hausgesetze, B. II. S. 196).

In einem solchen Vertrage können Kindern aus einer morganatischen Ehe

sehr wohl eventuelle Successionsrechte beigelegt werden
,
wenn dies mit

Zustimmung aller Agnaten oder für den Fall geschieht, dass successions-

berechtigte Anwärter nicht mehr vorhanden sind. Ein bekanntes Beispiel

eines solchen Vorbehaltes eines eventuellen Successionsrechtes bietet die

zweite Ehe des damaligen Markgrafen
,
nachmaligen Grossherzogs Karl

Friedrich von Baden mit Luise, geb. Freiin Geyer v. Geyersberg (1787).

Den Descendenten aus dieser Ehe wurde durch Disposition vom 20. Fe-
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bruar 1796 ein eventuelles Successionsrecht beigelegt, für den Fall,

dass die Söhne erster Ehe ohne männliche Nachkommen abgehen sollten.

Da dies mit Bewilligung aller Agnaten geschah und beim Aussterben der

männlichen Descendenz erster Ehe (1830) überhaupt keine andern An-
wärter vorhanden waren, so war eine derartige Einräumung eventueller

Successionsrechte durchaus rechtlich zulässig. Die auf diese Ehe be-

züglichen Urkunden finden sich in Kltiber’s Akten des Wiener Kon-
gresses B. VIII und in meinen Hausgesetzen B. I. S. 199—207.

Literatur: Für die geschichtliche Entwickelung der deutschen

Standesverhältnisse besonders Göhrum, Geschichtliche Darstellung der

Lehre von der Ebenbürtigkeit nach gemeinem deutschen Rechte, 2 Bde.

Tübingen 1846
;
für die Ebenbürtigkeitslehre des deutschen Fürstenstan-

des insbesondere J. J. Moser, deutsches Staatsr. B. XIX. Familien-

staatsr. B. II. Vor allem J.St.Pütter, » Ueber Missheirathen deutscher

Fürsten und Grafen«, Göttingen 1796, worin eine genaue Angabe und
Kritik der reichsstaatsrechtlichen Literatur sich befindet. S. 487—546.

In neuerer Zeit ist die Ebenbürtigkeitsfrage behandelt von A.W. Heffter,

in seinen Beiträgen zum deutschen Staats- und Fürstenrecht. Berlin 1829.

Abh. I., von Jaupp in Welker’ s Staatslex. B. XII. S. 641 ff. (»Unstan-

desmässige Ehen«), von Hermann Schulze, in Bluntschli’s Staatsw.

B. III. S. 187—202. (Art. Ebenbürtigkeit). Ausserdem ist die Ebenbür-
tigkeitsfrage bei Veranlassung bestimmt vorliegender Fälle

,
in zahlrei-

chen Deduktionen, oft in Verbindung mit andern Rechtsfragen behandelt

worden. Hierher gehören a) sämmtliche oben erwähnte Schriften über die

Ehe des Herzogs von Sussex. Unter diesen Schriftstellern halten K. F.

Eichh orn
,
K. E. S chmid und R. Mo hl die auch von uns vertretene

strengere Ansicht fest, während K. S. Zachariä und Klü ber die Ehen
des deutschen Fürstenstandes wenigstens mit dem niedern Adel nicht für

unstandesmässig halten, b) Die zahlreichen oben erwähnten Schriften

über den Bentink’ sehen Process c) die Schriften, welche sich auf die An-
sprüche der Fürsten von Löwenstein auf eventuelle Succession in Bayern
beziehen : Widerlegung in neuerer Zeit verbreiteter falscher Nachrichten in

Bezug auf den Ursprung des fürstlichen Hauses Löwenstein-Werthheim
und dessen Successionsrechte in Bayern. Werthheim 1831. Die eheliche

Abstammung des fürstlichen Hauses Löwenstein - Werthheim von dem
Kurfürsten Friedrich dem Siegreichen von der Pfalz und dessen Nach-
folgerecht in den Stammländern des Hauses Wittelsbach. Von J. L.

Klüber. Aus dem lit. Nachlasse herausgegeben von D. J. Mülhers.
Frankf. a. M. 1837. Votum eines nordd. Publicisten zu K 1 ü b e r ’ s nach-

gelassner Schrift : » Die eheliche Abstammung des fürstlichen Hauses
Löwenstein-Werthheim«, Halle 1831. C. Vollgraff, Des fürstlichen

Hauses Löwenstein-Werthheim eheliche Abstammung und Nachfolgerecht

in den Stammländern des Hauses Wittelsbach. Halle 1838. d)H.Zöpfl,
Ueber Missheirathen in den deutschen regierenden Fürstenhäusern über-
haupt und in dem oldenburgischen Gesammthause insbesondere. Heidelb.

1853. Durch die ganze Literatur geht ein Zwiespalt zwischen der stren-

gem und laxern Theorie
;
letztere geht bald mehr, bald weniger weit und

gelangt in ihren eifrigsten Vertheidigern, Z ö p f 1 und Klüber, eigent-

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 15
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lieh zur Negation jeder Missheirath. Der Verfasser hat sich stets zu der

strengem Theorie, mit der ihr durch Eichhorn gegebenen Modifikation,

bekannt, so weit er als Schriftsteller oder Konsulent das positiv geltende

Recht zu vertreten hatte. Eine langjährige praktische Erfahrung hat ihn

aber zu der Ansicht gebracht, dass, wo es sich de lege ferenda handelt, die

Beseitigung dieses noch bestehenden Grundsatzes anzustreben und der

Begriff der Missheirath auch aus dem deutschen Fürstenrechte zu entfer-

nen ist, wie er den andern regierenden Häusern Europas (mit Ausnahme
des Kaiserl. Russischen seit dem Hausgesetze am 20. März 1820) unbe-
kannt ist, und zwar aus folgenden Gründen : a) Derselbe steht im Wider-
spruch mit dem Rechtsbewusstsein der Gegenwart. Entstanden in einer

Zeit, wo ein grosser Theil des Volkes unfrei oder leibeigen war, schliesst

er jetzt die Fürstenhäuser von allen übrigen Klassen des Volkes ab,

macht vielen Mitgliedern derselben jede Eheschliessung überhaupt un-

möglich und verletzt unnöthigerweise das Ehrgefühl eines zum Selbstbe-

wusstsein erwachten Volkes, b) Trotz aller Bemühungen der Theorie

wird es nie gelingen
,

scharfe Grenzen der Ebenbürtigkeit zu ziehen und
so darf diese Lehre des Fürstenrechtes als die bestrittenste und unsicherste

betrachtet werden
;
daher die zahllosen Streitigkeiten

,
welche nicht nur

das Lebensglück einzelner Individuen, sondern auch den Frieden ganzer

Familien untergraben haben, c) Der überall einzuführende Grundsatz, dass

zu jeder einzugehenden Ehe die Zustimmung des Familienoberhauptes er-

forderlich ist, genügt vollständig, um die Würde und das Ansehen des

regierenden Hauses gegen unpassende oder politisch bedenkliche Ehe-

schliessungen zu wahren. Nur muss den Gliedern des Hauses eine Ga-
rantie gegen die immerhin mögliche Willkür des Familienchefs bei

Versagung des Ehekonsenses durch Errichtung einer Berufungsinstanz

gegeben werden, wie dies die englische Royal Marriage Act von 1772 und
mehrere neuere deutsche Hausgesetze thun.

§ 97 .

e) Religion und weltlicher Stand.

Schon nach älterem Reichsrechte konnte jemand, seiner Kon-

fession halber
,
wider seinen Willen und ohne durch einen rechts-

kräftigen Vertrag dazu verbunden zu sein, von der Thronfolge nicht

ausgeschlossen werden 1

;
vorausgesetzt nur, dass er einer der im

Reiche anerkannnte Kirchen angehörte. Auch der Uebertritt von

einer dieser Konfessionen zur andern konnte einem Prinzen in sei-

nem Successionsrecht keinen Eintrag thun. Dieser Satz findet im

Rechtsbewusstsein der Gegenwart, wie im neuern Reichsrechte seine

volle Bestätigung.

Zur Successionsfähigkeit in den Kurfürstenthümern verlangte

1 J. J. Moser, Familienstaatsr. B. I. S. 33. 50. § 16. Leist, Staatsr.

§ 35. Gönner, Juristische Abhandl. B. I. Nr. I.
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die Goldene Bulle Cap. YII § 2 und 3 ausdrücklich den weltlichen

Stand. In Betreff der übrigen Reichslande war es bestritten, ob ein

Kleriker, besonders der hoben Weihen, succediren könne, doch

neigte sich die spätere Reichspraxis mehr zu Gunsten der Kleriker L

Heutzutage verlangt der ausgeprägte weltliche Charakter des

Staates und die Unabhängigkeit der Staatsgewalt auch die weltliche

Eigenschaft des Staatsoberhauptes. Die obliegenden geistlichen

Pflichten und die Ohedienz gegen kirchliche Obere
,
insbesondere

gegen den römischen Stuhl, machen jeden katholischen Priester

unfähig zum unabhängigen Oberhaupte eines deutschen Staates.

Uebrigens ist gegenwärtig kein einziger Prinz aus einem regierenden

deutschen Fürstenhause katholischer Priester. Da die evangelische

Kirche weder Laien noch Kleriker kennt und die Lehre vom unaus-

löschlichen Charakter des Priesterthums verwirft, so kann ein sol-

cher Ausschluss sich nicht auf evangelische Geistliche beziehen.

§98.
f) Regierungsfähigkeit 2

.

Zu Reichszeiten wandte man bei Beurtheilung der Frage, ob

ein Anwärter befähigt sei zur Ausübung seiner Regentenpflichten,

die freilich sehr bestrittenen und schwankenden Grundsätze des

Lehenrechts an (II. F. 36. I. F. 6 § 2. Sächsisches Lehenrecht A. 30.

§ 2. Schwäbisches Lehenrecht Lassb. § 59. Sachsens. B.I A. 4).

Von besonderer Wichtigkeit wurde die Bestimmung der Goldenen
Bulle Cap. XXV § 3, welche den geistesschwachen Anwärter von

der Succession in die Kurländer ausschliesst

:

»Primogenitus filius succedat sibique soli jus et dominium com-
petat, nisi forsitan mente captus, fatuus s. alterius fa-

1 II. F. 26 § 6: »Qui clericus efficitur aut Votum religionis assumit, hoc ipso

feudum omittit«; ebenso schliesst das Lehenr. des Sachsensp. cap. 2. Welt- und
Klostergeistliche gleichmässig aus

;
dagegen erkennt bereits das Lehenrecht des

Schwabensp. cap. 4 »j eglichen Pfaffen von Rittersart« als lehensfähig an, so auch
die neuere Reichspraxis, Moser’ s Familienstaatsr. Th. I. S. 23 ff. Pütter’s
Rechtsfälle B. II. Th. 3. S. 553. S. 574. Desssen Beiträge zum Staats- und
Fürstenrechte Th. II. S. 149 ff.

2 Moser, Deutsches Staatsr. B. XII. S. 368. Familienstaatsr. Th.I. S. 22.

Pütter, primae lineae § 22. Leist, Lehrb. § 35. Klüber, § 247. not. b.

Speciell unter den Neueren behandeln diesen Gegenstand II. B. Oppenheim,
Staatsrechtliche Betrachtungen über Regierungsfähigkeit und Regentschaft mit
besonderer Beziehung auf die Thronfolge in Hannover. Stuttgart 1844 (auch
in Weils constit. Jahrb. B. II. S. 269 ff.) und K. A. Tabor, Die körperliche
Ihronfolgefähigkeit in den deutschen Bundesstaaten (Zeitschr. für deutsches
Recht B. IX. S. 258).

15 *
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mosi etnotabilis defectus existat, propter quem non deberet

seu posset hominibus principari. § 4 . In quo casu inhibita sibi suc-

cessione secundogenitum volumus successurum«.

Diese Bestimmung bezieht sich zunächst allerdings auf die Kur-

fürstenthümer, wurde aber wegen des darin ausgesprochenen allge-

meinen staatsrechtlichen Prinzips auf alle Reichslande analog an-

gewendet; sie stellt zunächst alles auf die geistige Unfähigkeit,

Blödsinn, Wahnsinn, kann aber wegen des allgemeinen Ausdruckes

»famosi et notabilis defectus« auch auf schwere körperliche Ge-

brechen bezogen werden. Ein derartiges geistiges oder körperliches

Gebrechen muss aber schon beim Anfall der Succession vorhanden

und als unheilbar konstatirt sein. In diesem Falle findet unzwei-

felhaft Ausschliessung nach gemeinem deutschen Staatsrechte

statt; indessen sind fast sämmtliche neueren deutschen Verfassungen

— Preussen A. 56, Württemberg § 11— 13, Bayern Tit. II § 9—
1

1 ,
Hessen-Darmstadt § 5, Königreich Sachsen § 9, Oldenburg

A. 20 — von diesem richtigen Prinzip abgegangen und betrachten

nicht einmal völlige Geisteskrankheit als Ausschliessungsgrund von

der Succession, sondern lassen selbst einen unheilbar geisteskranken

Prinzen zur Thronfolge zu, indem sie auch für solchen Fall nur eine

Regentschaft anordnen. Ob in dieser Abweichung von dem ge-

meinrechtlichen Prinzip ein Fortschritt zum Bessern liegt, möchte

zu bezweifeln sein.

2) Die Succession so rdnung im Mannsstamme.

§ 99 -

a) Die Primogenitur.

Die Untheilbarkeit des Staates und die nothwendige Einheit

der Staatsgewalt verlangen, dass aus der ganzen Anzahl der succes-

sionsfähigen Prinzen, im Falle der Thronerledigung
,
nur Einer auf

den Thron berufen werde. Darum ist die Staatssuccession nothwen-

dig auch Individualsuccession . Diese kann zwar auch in Form des

Seniorates oder Majorates hergestellt werden; die einzig zweck-

mässige, dem staatlichen Bedürfnisse entsprechende Successionsart

ist aber die Primogenitur Ordnung, die, nach mancherlei Un-
klarheiten und Schwankungen, jetzt in allen deutsch-monarchischen

Staaten hausgesetzlich und verfassungsmäs sig eingeführt

ist 1
. Das Wesen dieser Successionsordnung besteht darin, dass der

1 In Preussen durch die berühmte Constitutio Achillea von 1473, durch den

gerauischen Vertrag von 1603, durch die Vorfassungsurkünde von 1850 § 51. Im
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Altersvorzug allein ohne weitere Rücksicht nur in Betracht kommt
bei den Söhnen des ersten Erwerbers, sowie des letzten Thronin-

habers. Von da ab verwandelt sich die Succession in eine reine

Linealfolge, d. h. es findet ein unbedingtes Repräsenta-
tio ns recht statt, indem selbst der entfernteste Descendent an die

Stelle seiner vorhergestorbenen Ascendenten tritt und ein Ueber-

gang auf eine jüngere Linie nur möglich ist, wenn in der altern

Linie gar kein successionsfähiges Mitglied mehr vorhanden ist. Es

wird also immer nur auf den Vorzug der Linie und innerhalb der

Linie auf das Recht der Erstgeburt gesehen. Eine Berücksichtigung

der Gradesnähe ist mit dem klar erkannten Prinzip der reinen

Linealfolge unverträglich 1
.

Die andern Successionsarten nach Altersvorzug, das Maj orat 2
,

Königreich Sachsen durch das Testament Johann Georg’s I. von 1652. Ver-

fassungsurkunde von 1831 § 6. Sachsen-Weimar durch Herzog Ernst August
1717, kaiserlich bestätigt 1724. Sachsen-Meiningen durch Herzog Georg 1802.

Sachsen-Altenburg (früher Hildburghausen) Primogeniturordnung von 1703 und
1705. Verfassungsurkunde von 1831 Absch. IV. § 13. Sachsen-Koburg, Primo-
geniturconstit. von 1746. Staatsgrundgesetz für Koburg-Gotha von 1852. Ab-
schnitt I. § 6. Bayern, Testament Albrecht’s V. von 1578 (für die ausgestor-

bene bayerische Linie) Verfassungsurkunde von 1818. Tit. II. § 2. Braunschweig
Pactum Henrico-Wilhelminum 1535. Verfassungsurkunde von 1832 § 14. Würt-
temberg, Herzogsbr. von 1495, brüderlicher Vergleich von 1617. Verfas-

sungsurkunde von 1819 Kap. 2 §7. Baden (Durlach), Testament Georg Fried-

richs von 1615. Hausgesetz vom 4. October 1817. Hessen-Darmstadt, Testa-

ment Ludwig’s V. von 1625. Mecklenburg, Testament Adolf Friedrich’s von 1654.

Hamburger Vergleich von 1701 und 1707. Erbvergleich von 1755 § 138. Olden-
burg, Cessionsaktt von 1773 A. 2. Verfassungsurkunde von 1852. A. 17. § 1.

Anhalt (Dessau), Primogeniturordnung von 1727. Lippe-(Detmold), Testament

Simon’s VI. von 1593 und Simon Heinrichs von 1694. Schaumburg-Lippe, Pri-

mogeniturordn. des Grafen Philipp von 1668. Verfassungsurkunde von 1868

Tit. II. Art. 3. Schwarz bürg, Successionsvertrag von 1713 setzt die Primoge-

nitur für beide Linien fest. Schwarzburg-Sondershausen
,
Verf. von 1857 §3.

Reu ss, Nebenrecess vom 13. November 1668 § 3, Geschlechtsrecess von 1690.

Für die jüngere Linie Verfassungsurkunde 1852 § 45. Für die ältere Linie Ver-

fassungsurkunde vom 28. März 1867. §3. Wal deck, Verordnungen Christian

Ludwig’s von 1685. Verfassungsurkunde von 1852 § 15.

1 Vergl. mein R. der Erstgeburt § 48 : »Das Gradualprinzip und die reine

Linealfolge.« Es dauerte lange, ehe man sich über das Wesen der Linealfolge

vollständig klar wurde und jede Einmischung des Gradualprinzip s bei Seite

liess. Damit hing auch die früher vorkommende Auslegung der goldenen Bulle

zusammen
,
indem man dem dritten Bruder manchmal den Vorzug gab vor dem

Sohn des vorverstorbenen Zweitgeborenen. Ueber Fälle dieser Art in den Häu-
sern Sachsen und Pfalz S. 387 ff. a. a. O. Besonders wo es sich um die Succession

entfernter Seitenverwandte handelte, Hessen die Worte: »qui paterno stipiti in

descendenti recta linea proximior fuerit «, einer Auslegung im Sinne des Gra-

dualprinzips einen gewissen Spielraum.
2 Ueber den charakteristischen Unterschied dieser Successionsarten mein
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wo zunächst die Gradesnähe, unter den dem Grade nach Gleichen

das höhere Alter entscheidet, und das Seniorat, wo in der ganzen

Familie der Aelteste succedirt
,
finden auf die Thronfolge selbst in

Deutschland nirgends Anwendung. Nur die Ausübung gewisser

Familienrechte wird in einigen Fürstenhäusern, welche mehrere

regierende Linien bilden, noch heutzutage dem ältesten regierenden

Herrn, früher überhaupt dem Aeltesten, übertragen 1
. Die Secun-

dogenitur, welche hier und da für einzelne Successionsfälle vor-

geschrieben wird, ist keine von der Primogenitur verschiedene Suc-

cessionsart, indem hier der Zweitgeborene ganz an die Stelle des Erst-

geborenen tritt und in der zweitgeborenen Linie dieselben Succes-

sionsgrundsätze beobachtet werden, wie sonst in der erstgeborenen 2
.

Rechtsgutachten: »DieErbfolge in den Sinzendorfisch-Reussischen Fideikommiss-

herrschaften Haggenberg und Ernstbrunnen«. (Ausder Praxis des Staats- und
Privatrechtes 1876, S. 102 ff.). Ueber das Wesen des Seniorates meine Schrift:

»De testamento Genserici s. de antiquissima lege successoria in Germanorum reg-

nis.« Jenae 1859.
1 Ein solches Seniorat besteht unter den regierenden Linien des sächsischen

Hauses. So hat z. B. nach der Sachsen-Meiningischen Verfassung § 4 und nach

der Sachsen-Altenburgischen § 15 der älteste regierende Herr des sächsischen

Gesammthauses aller Linien das Recht, den minderjährigen Herzog, nach zu-

rückgelegtem 18. Jahre, unter Zustimmung der bisherigen Vormundschaft und
Regentschaft für grossjährig zu erklären. In der Sachsen-Ernestinischen Linie

war das Seniorat mit der Landeshoheit über das Senioratsamt Oldisleben ver-

bunden, welche erst durch Vertrag vom 10. Oktober 1821 bleibend auf Sachsen-

Weimar überging. Auch im Reussischen Hause besteht heutzutage noch zwi-

schen den beiden regierenden Linien ein Seniorat des ältesten regierenden Herrn.

Im Anhaitischen Gesammthause übte der älteste regierende Herzog kraft des

Senioratrecesses von 1635 gewisse Rechte aus, welche aber weggefallen sind,

seitdem es nur Eine regierende Linie giebt.

2 Secundogenituren für Nebenländer kamen früher im Brandenburgischen

Hause vor
,
so bildeten die Markgrafschaften Anspach und Baireuth nach der

Const. Achillea eine Sekundo- beziehungsweise Tertiogenitur des Kurhauses;

ebenso nach dem gerauischen Vertrage von 1603. Moser, B. XII. S. 507.

Pauli, Preussische Staatsgesch. B. II. S. 301 ff. Das Haus Habsburg-Loth-

ringen besass bis zum Jahre 1859 das Grossherzogthum Toskana als Sekundoge-

nitur; die Verhältnisse derselben wurden geordnet durch Bestimmung vom
14. Juni 1765 und durch Cessionsakte Leopold’s II. vom 21. Juli 1790. Mar-
tens, recueil VI. S. 278—281. Eine eventuelle Secundogenitur begründet j

etzt

die Bayerische Verfassung Tit. II. § 6. »Wenn nach Erlöschung des jetzigen

Mannsstammes die Krone an den Regenten einer grösseren Monarchie fallen

sollte, welcher seine Residenz in Bayern nicht nehmen könnte oder würde, soll

dieselbe an den zweitgeborenen Prinzen dieses Hauses übergehen und in dessen

Linie sodann dieselbe Erbfolge eintreten, wie sie oben verzeichnet ist.« Aehn-
lich verordnet die Sachen-Koburg-Gothaische Verfassung von 1852 § 9 für einen

bestimmten Fall : »Von der Nachfolge in die Regierung der Herzogthümer sind

der regierende König von England und der voraussichtliche englische Thron-

folger (heir apparent detf englischen Rechtes) ausgeschlossen
,
dergestalt

,
dass
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§ 100 .

b) Successionsordnung in Ermangelung eines verbindlichen Primogeniturgesetzes.

Da nachgewiesener Massen in allen deutsch-monarchischen Staa-

ten und deren jetzt regierenden Linien die Primogenitur eingeführt

ist, so kann innerhalb der regierenden Linien niemals mehr ein

Streit über diejenige Person entstehen, welche durch die Succes-

sionsordnung auf den Thron berufen ist. Zweifel können nur da

entstehen, wo nach Aussterben der jetzt regierenden Linie Glieder

einer andern Linie oder Erbverbrüderte berufen werden. Wo die

Verfassung als oberstes Landesgesetz auch über die Successionsord-

nung bestimmt, müssen ihr alle hausgesetzlichen Bestimmungen

weichen. Dies ist aber nicht immer der Fall
;
in verschiedenen Ver-

fassungsurkunden ist die Primogenitur ausdrücklich nur für die

regierende Speciallinie eingeführt, bei deren Erlöschen sollen die

Verträge und Observanzen des Gesammthauses entscheiden. Hier

kommen solche Fürstenhäuser in Betracht
,
welche sich in mehrere

regierende Linien spalten und in verschiedenen Staaten regieren, vor

allem das sächsische Gesammthaus
,
welches über ein Königreich,

ein Grossherzogthum, drei Herzogtümer regiert. Im Königreiche

Sachsen ist die Primogenitur für das sächsische Gesammthaus fest-

gestellt durch die Verfassungsurkunde § 6 : »Die Krone ist erblich in

dem Mannsstamme des sächsischen Fürstenhauses nach dem
Rechte der Erstgeburt und der agnatischen Linealfolge«. Sollte da-

her das jetzt regierende königlich sächsische Haus erlöschen, so

würden die Agnaten der Ernestinischen Linie an diese Verfassungs-

bestimmung gebunden sein und ebenfalls nach dem Rechte der

Erstgeburt und der Linealfolge succediren. Anders steht es in den

übrigen sächsischen Staaten, deren Verfassungen das Recht der

Erstgeburt nur für das Specialhaus feststellen, so sagt z. B. die

Meiningische Verfassungsurkunde von 1828 § 3 : »Die Staatserbfolge

richtet sich
,
was das herzogliche Specialhaus betrifft, vermöge der

Primogeniturkonstitution vom 12. März 1802, nach den Grundsätzen

der Erstgeburt und Linealordnung, nach dem Alter der Linie
;
im

übrigen nach den Verträgen und Observanzen des herzoglichen,

die Regierung sofort auf den nach ihnen zunächst berechtigten Prinzen über-

geht.« Die im königlich sächsischen Hause bestehende Sekundogenitur begrün-
det keine Succession in Land und Leute, sondern ist eine Form der Versorgung
des zweitgeborenen Prinzen und seiner Linie durch die Zinsen eines Geldkapi-

tals. Königlich Sächsisches Hausgesetz vom 30. December 1837. Abschnitt VI.

§
42—54 : Secundogenitur.
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grossherzoglichen und königlichen Gesammthauses«. Es steht aber

nun fest, dass in dem Sachsen-Ernestinischen Hause die Primoge-

nitur auch hausgesetzlich nur in den Specialhäusern eingeführt ist,

dass es aber keine gesammtverbindliche Primogeniturordnung giebt.

Manche Publicisten 1 haben wohl nun gemeint, dass auch in einem

solchen Falle die einmal zur Staatsordnung gehörige Primogenitur

von Rechtswegen zur Entscheidung dienen müsse. Dies lässt sich

juristisch nicht rechtfertigen. So entsprechend den Bedürfnissen

einer geordneten Staatssuccession die Primogenitur sein mag, so hat

sie doch keinen gemeinrechtlichen Charakter, sondern bedarf stets

einer verfassungsmässigen oder hausgesetzlichen sp ecie 11 en Be-

gründung. Für das Gothaische Gesammthaus ist sogar für den Fall

des Aussterbens einer Linie durch den Römhilder Recess vom
28. Juli 1791 Vorsorge getroffen, wo es heisst: »dass es in Ansehung

der in dem Herzoglich Sachsen-Gothaischen Gesammthause vor-

kommenden Kollateralsuccessionsfälle bei der ohnehin schon ver-

glichenen successio linealis in stirpes bewenden solle«. Nach diesem

Grundsätze wurde auch bei dem Aussterben der Speciallinie Gotha-

Altenburg im Jahre 1825 verfahren, ein Successionsfall
,
welcher

damals das grösste Aufsehen erregte und eine ganze Literatur her-

vorrief. Schon damals wurde die Frage aufgeworfen, ob nach deut-

schem Staatsrecht ein deutscher Bundesstaat theilbar sei, und ange-

sehene Stimmen erklärten sich schon damals für die Untheilbarkeit.

Dennoch wurde bekanntlich anders verfahren und das Herzogthum

Gotha-Altenburg unter die drei übrigen Linien getheilt.

Da zu Reichszeiten die staatliche Entwickelung der Territorien

noch nicht zum Abschlüsse gekommen war
,

so ist es nicht zu ver-

wundern, dass die bedeutendsten Reichspublicisten, in solchen Fällen

einer mangelnden gemeinverbindlichen Primogenitur, wenn auch

mit einem gewissen Bedauern, die Theilbarkeit eines deutschen Ter-

ritoriums für zulässig erklärten 2
. In diesem Jahrhundert ist aber

1 B. W. Pfeiffer, a. a. O. B. § 29 und30. R e i c h a r d

t

in der Tübinger

Zeitschrift für die gesammte Staatsw. 1844. S. 534. v. Kaltenborn, Einl.

§ 33. S. 377.
2 Moser, Familienstaatsr. B. I. S. 726 und 519. S. 925. Pütter, inst,

jur. publ. § 450, so noch die jüngsten Reichspublicisten Leist §30 und Gönner,

§ 235. Unter dem Einflüsse dieser älteren reichspublicistischen Theorie stehen

auch noch Zöpfl, Grundsätze II. § 251 und H. A. Zachariä, Deutsches

Staats- und Bundesr. I. § 71 und 72. Aber schon zu Zeiten des gothaischen Suc-

cessionsfalles sprachen sich gewichtige Stimmen für die Untheilbarkeit deut-

scher Staaten aus, so Brunnquell, Staatsrechtliche Erörterungen über den

Vorzug der Linealordnung nach Stämmen u. s. w. Ilmenau 1823
;
so der Reussische
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der längst angebahnte staatliche Entwickelungsprocess der deutschen

Territorien zum Abschlüsse gekommen. Aus den zersplitterten Pa-

trimonialherrschaften ist ein Staatsorganismus mit einer einheit-

lichen monarchischen Spitze geworden. Der staatsrechtliche Ver-

schmelzungsprocess hat in unserm Jahrhundert das Princip der

Staatseinheit so befestigt
,
dass dagegen alle auf antiquirten An-

schauungen beruhenden privatfürstenrechtlichen Ansprüche zurück-

stehen müssen. In den meisten Verfassungsurkunden ist die Un-

theilbarkeit des Staates und des Staatsgebietes ausdrücklich ausge-

sprochen, aber auch wo dies nicht geschehen ist, versteht sie sich

als ein Fundamentalsatz der gereiften, modernen Staatsordnung von

selbst. Wer die Theilbarkeit eines deutsch-monarchischen Staates

der Gegenwart in einem Successionsfalle zulässt, um die konkur-

rirenden Ansprüche mehrerer Anwärter zu befriedigen, degradirt

den deutschen Staat der Gegenwart zu einem blossen Objekte des

Erbrechtes, während doch das Thronfolgerecht keine andere Aufgabe

hat, als die erledigte höchste Stelle des Oberhauptes im Staatsorga-

nismus durch einen neuen persönlichen Träger der Staatsgewalt zu

besetzen. Daher widerspricht dem Wesen der monarchischen Insti-

tution nicht nur die Landestheilung
,
sondern auch die sonst so oft

beliebte gemeinsame Regierung oder eine etwa verabredete Alterna-

tion mehrerer Thronfolgeberechtigter. Mögen diese, in Ermangelung

Geh. Reg. Rath Reichard zu Gera in der Zeitschrift für die gesammte Staatsw.

1844, S. 551, so der ehrwürdige Vertreter der hessischen Jurisprudenz B. W.
Pfeiffer, a. a. O., so der sachsen-weimarische Staatsminister Schweitzer,
in seinem öffentlichen Rechte S. 40, so (wenigstens bedingt) der Geh. Rath Dr.

K. E. Schmid zu Jena über die Ordnung der Regierungsnachfolge in dem her-

zoglichen Hause Sachsen-Gotha 1825, doch waren damals die Stimmen der

Wissenschaft weder einig noch entschieden genug, um sich Gehör zu verschaffen.

Heutzutage hat das wahrhaft staatliche Prinzip der Untheilbarkeit und Indivi-

dualsuccession immer mehr Anhänger gefunden, so Bülau in seinem sächsischen

Verfassungsrechte S. 49, so von Kaltenborn, Einl. S. 347, bis endlich C. F.

v. Gerber in neuester Zeit sich das Verdienst erworben hat, die Untheilbarkeit

deutscher Territorien so siegreich darzulegen, dass etwaige privatfürsten-

rechtliche Theilungsgelüste wohl nun für immer aus der Theorie und hoffentlich

aus der Praxis des deutschen Staatsrechtes verbannt bleiben werden. C F. von
Gerber, Ueber die Theilbarkeit deutscher Staatsgebiete, in L. K. Aegidi’s
Zeitschrift für deutsches Staatsr. B. I. H. 1. S. 5—24. Ohne das richtige staats-

rechtliche Prinzip ausdrücklich anzuerkennen, verfuhr man praktisch so im
Hause Anhalt beim Aussterben von Anhalt-Köthen, auf dessen Lande die Linien

Dessau und Bernburg gleiche hausgesetzliche Ansprüche hatten. Durch Ver-

trag vom 4. Februar 1853 überliess Bernburg dem regierenden Herzog von An-
halt-Dessau »den ganzen Inbegriff der Landeshoheit über das Herzogthum An-
halt-Köthen mit allen daran geknüpften Regierungs-, Lehens-, Domänen-, Forst-

und sonstigen Regalien.» (Hausgesetze B. I. S. 138.)
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eines gemeinverbindlichen Primogeniturgesetzes
,

sich wegen ihrer

Ansprüche auseinandersetzen, mögen sie, auf dem Wege der Ver-

ständigung untereinander und mit der Volksvertretung des betreffen-

den Staates, dasjenige Individuum bezeichnen, welches den erledigten

Thron besteigen soll. Der Staat, als Gemeinwesen, als öffentlich-

rechtliche Persönlichkeit, kann unbedingt verlangen, dass seine

verfassungsmässige Staatseinheit respektirt und nicht durch Thei-

lungsansprüche in Frage gestellt werde, denn die Thronfolge ist vor

allem eine Staats succession und darf somit die Grundbedingung

einer geordneten Staatsexistenz nicht zerstören.

§ 101.

3) Subsidiäre Succession der Kognaten K

Wo den Kognaten in älterer oder neuerer Zeit in Deutschland

ein Successionsrecht zugestanden ist, tritt dasselbe erst dann in

Wirksamkeit, wenn die ganze agnatische Descendenz des ersten

Erwerbers in allen ihren successionsfahigen Zweigen und Gliedern

völlig erloschen ist. Somit hat die deutsche Kognatenfolge immer

nur einen subsidiären Charakter. Ein sog. successio cognatorum

promiscua, wobei zwar die Söhne die Töchter, diese und ihre Nach-

kommen aber alle entfernteren Stammesvettern ausschliessen
,
wie

sie in G rossbritannien, Spanien und Portugal besteht, ist inDeutsch-

land unbekannt 2
.

Wo aber einmal in einem deutsch-monarchischen Staate die

subsidiäre Thronfolge der Kognaten eingeführt ist
,

steht auch der

ganzen kognatischen Nachkommenschaft des ersten Erwerbers ein

1 Moser. Familienstaatsr. B. I. S. 839. Desselben, Staatsr. B. XV.
S. 459. B. XVI. S. 267. Pütter, primae lineae Cap. VII. §

54—57, dessel-
ben Erörterungen und Beispiele Th. I. S. 330. Nr. 7 : »Wie nach Abgang des

Mannsstammes der Anfall an weibliche^ Seitenverwandte zu bestimmen sei?«

Schott, Ueber die Natur der weiblichen Erbfolge in Allodial- Stamm- und
Familiengüter. Tübingen 1809. J. Chr. Majer, Deutsche Erbfolge, sowohl

überhaupt, als insbesondere in Lehen- und Stammgüter, vornemlich der weib-

lichen’ Nachkommen nach Erlöschung des Mann s Stammes. Stuttgart 1804.

G. M. de Ludolf

,

de jure feminarum illustrium. Jenae 1724. (mit vielen Ur-
kunden) .

2 K. E. Schmid, Ueber die Thronfolgeordnung in Grossbritannien.

Jena 1835. H. Zöpfl, Die spanische Successionsfrage. Heidelberg 1839.

H. Schulze, Die legitime Thronfolge im Königreiche Portugal. (Praxis

des Staats- und Privatrechtes Nr. IV. S. 169). Mit Unrecht zählt Zöpfl die

Thronfolge der dänischen lex regia von 1665 als succ. cogn. promiscua auf; auch

diese ordnet nur eine subsidiäre Thronfolge der Kognaten an, wenn der ganze

Mannsstamm des ersten Erwerbers König Friedrichs III. erlöschen sollte.
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Suscessions recht zu, aber auch hier können nicht alle in abstracto

successionsberechtigten Kognaten auf einmal und zugleich succedi-

ren; ihre Reihenfolge wird vielmehr ebenfalls durch die Succes-

sionsordnung bestimmt, welche sich immer nach dem Verwandt-

schaftsverhältniss zum letzten Throninhaber richtet. Demnach geht

vor allem die Tochter des letzten Kronbesitzers, die sog. Erbtochter

und deren gesammte Nachkommenschaft, allen bereits in früheren

Successionsfällen übergangenen Frauen und deren Descendenz,

den sog. Regredienterben vor. Die früher den Vorzug der Regre-

dienterben behauptende Doktrin hing mit falschen Vorstellungen

über das Successionsrecht der Töchter und die Bedeutung ihrer Erb-

verzichte zusammen. Seit Ausbildung eines eigenen Fürstenrechtes

hatten beim hohen Adel die Töchter, solange der Mannsstamm

blühte
,
überhaupt kein Successionsrecht auf Land und Leute und

das eigentliche Stammvermögen des Hauses. Die regelmässig bei

der Verheirathung abzuleistenden Erbverzichte waren daher, wenig-

stens in dieser Beziehung
,
bedeutungslose Kautelen

,
indem nach

einem gemeinen Gewohnheitsrechte des hohen x4.dels die Töchter

schon von Rechtswegen ausgeschlossen waren und somit auch die

nicht verzichtet habenden, juristisch für »verziehene Töchter« gal-

1 Die Kontroverse über den Vorzug der Erbtochter oder der Regredient-
erben behandelten besonders : Henrici Christ, a. Senckenberg, demonstratio

filiam ultimi gentis suae in regnis et principatibus privative succedere, Gött.

1726, auch unter dem Titel : de successione filiarum in regnis et principatibus.

Giessae 1742. Joh. Ulr. de Cramer, dissert. qua jura genuina de renuncia-

tionibus filiarum, clausulis successionis reservativis harumque valore vindicantur.

Marb. 1736. H. C. Senckenberg, disquisitio ulterior de jure succedendi
proximioris feminae pro remotiore. Gött. 1837. Cramer, de vero succ. ordine

feminarum sec. ordinem primogeniturae. Marb. 1742. Besonders entschieden

sprach sich Pütt er in zahlreichen Gutachten gegen die Regredienterbschaft
aus : in den Rechtsfällen B. II. Th. 1. S. 1 ff. Ausserdem B. I. Th. 3. S. 817—827.

B. II. Th. 3. S. 811—828. B. III. Th. 4. S. 1056—1059. A. C. von Neurath,
Von der Regredienterbschaft und den dabei vorkommenden Rechtsfragen. Giessen
1807. Am lebhaftesten kam diese Kontroverse zur Sprache beim Erlöschendes
Habsburgischen Mannsstammes. Die Rechte der Erbtochter Maria Theresia be-
stritt nämlich Kurfürst Karl Albrecht von Bayern, nicht sowohl wegen seiner

Gemahlin
,
einer Tochter König Joseph’s I., als vielmehr wegen seiner eigenen

Person, weil seine Urururgrossmutter von Vaterseite, Anna, weiland Herzog Al-
brecht’s V. von Bayern Gemahlin, eine Tochter Kaiser Ferdinand’ s I. gewesen
war, welche zwar bei ihrer Vermählung zum Besten ihrer Brüder und deren
Nachkommen den gewöhnlichen Verzicht geleistet, jedoch auf den Fall des Ab-
gangs des österreichischen Mannsstammes sich und ihren Nachkommen ihre
Rechte Vorbehalten hätte. Mein Art. Habsburger im Staatswörterb. B. IV.
S. 620. Pütt er, Histor. Entwickelung B. III. S. 8 ff.
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ten 1
. Hatte somit die Renunciantin zur Z eit überhaupt kein gesetz-

liches Successionsrecht, so konnte auch der häufig vorkommende
Vorbehalt des Successionsrechtes »auf den ledigen Anfall*, d.h. für

den Fall des völligen Erlöschens des Mannsstammes, keine andere

Bedeutung haben, als dass durch den Verzicht das eventuelle Suc-

cessionsrecht, welches subsidiär allen Kognaten zusteht
,
nicht auf-

gegeben werden sollte. Hinterlässt der Letzte vom Mannsstamm
keine Erbtochter und überhaupt keine kognatische Descendenz, so

muss auch in der Seitenlinie diejenige Person berufen werden, wel-

che, nach den im Mannsstamme beobachteten Successionsgrund-

sätzen, dem letzten Kronbesitzer am nächsten steht.

Bei dem ersten Uebergang der Krone in die kognatische Descen-

denz giebt das männliche Geschlecht, bei gleicher Linie und

gleicher Nähe des Grades, gemeinrechtlich unzweifelhaft den Vorzug

(II. F. 50 und II. F. 30 pr.). Dass dieses aber auch Linie und Grad

überwiege
,

lässt sich aus den Bestimmungen des gemeinen Lehen-

rechts nicht rechtfertigen, sodass ein entfernter kognatischerVetter nie

die Tochter des letzten Besitzers ausschliessen kann. Fällt die Krone,

kraft der bestehenden Successionsordnung
,
an eine Frau, so kann

diese die Regierung selbst in Person antreten (anders nur in Baden)

.

Hat sich aber dieser einmalige Ueb er gang in den Weibsstamm

vollzogen, indem die Krone an eine Frau oder an einen männlichen

Descendenten vom Weibsstamme gefallen ist, so tritt in dem neuen

Hause, nach den Grundsätzen des deutschen Fürstenrechtes, sofort

der Vorzug des Mannsstammes wieder ins Leben. Die kognati-

sche Succession verwandelt sich wieder in eine agna-
tische. Nachdem durch die Thronbesteigung Maria Theresia’ s die

Thronfolge beim ersten Uebergange nothwendig einmal kognatisch

gewesen war, trat unter ihren Nachkommen der Vorzug des Manns-

stammes, als die Regel der deutschen Thronfolge, wieder ein. Das

Haus Lothringen trat ganz an die Stelle des Hauses Habsburg,

Habsburg-Lothringen

.

Diesen gemeinschaftlichen, im Wesen der deutschen Thronfolge

begründeten Satz bestätigen ausdrücklich alle neuern Verfassungen,

1 Ludolf a. a. O. S. 72: »Unde factum, ut exclusio feminarum ab here-

ditate paterna
,
fraterna proximorumque masculorum

,
accepta dote

,
communis

Germaniae sit consuetudo.« S. 78: »Nam etsi non renunciarent filiae, tarnen

forent exclusae a successione.« F. J. D. a Bostel, de origine renunciationum

filiarum illustriumex diplomatibus medii aevi eruta. Giessae 1766. Jetzt beson-

ders Beseler, Erbverträge B. II. Abth. II. S. 259—308.



1 . Von dem Staatsoberhaupte oder dem Monarchen. 237

welche überhaupt der kognatischen Thronfolge erwähnen; dagegen

enthalten sie abweichende Grundsätze über das Princip
,
wor-

nach diejenige Person bestimmt werden soll, welche zuerst nach

Erlöschen des ursprünglichen Mannsstammes zu succediren hat. Es

lassen sich hier zwei Systeme unterscheiden

:

a) Das System der konsequenten Linealprimogenitur, wie es

die bayerische Verfassung vorschreibt. Welcher Person die Krone

zuerst anfalle, wird hier nach denselben Grundsätzen bestimmt,

welche für die Thronfolge der Agnaten feststehen, d. h. nach dem
Grundsätze der Erstgeburt und der (kognatischen) Linealfolge 1

.

b) Das zweite System berücksichtigt für diesen einen Fall des

ersten Ueberganges in den Weibsstamm »die Nähe des Ver-
wandtschaftsgrades« mit dem letzten Thronbesitzer. Doch

darf diese Nähe nicht nach dem reinen Gradualsystem
,
was den

festbegründeten Rechtsanschauungen des deutschen Fürstenstandes

und dessen hergebrachten Successionsgrundsätzen widersprechen

würde, sondern muss überall nach den Grundsätzen des Lineal-
gradualsystems 2 bestimmt werden . Bei Gleichheit des Ver-

1 Bayerische Verfassung Tit. II. § 5 : Das Thronfolgerecht geht auf die

weibliche Nachkommenschaft nach eben der Erbfolgeordnung über, die für den

Mannsstamm festgesetzt ist
,
sodass die zur Zeit des Ablebens des letztregie-

renden Königs lebenden bayerischen Prinzessinnen oder Abkömmlinge von den-

selben
,
ohne Unterschied des Geschlechtes

,
ebenso als wären sie Prinzen des

ursprünglichen Mannsstammes des bayerischen Hauses, nach dem Erstgeburts-

rechte und der Linealerbfolgeordnung zur Thronfolge berufen werden.« Vergl.

Pözl, Bayerisches Verfassungsrecht § 142, wo sich auch ein sehr instruktives

Schema für diese Suceessionsweise der Kognaten findet. In gleicher Weise ver-

ordnet die Braunschweigische Landschaftsordnung von 1832 § 14: »Erlischt der

Mannsstamm des fürstlichen Gesammthauses
,

so geht die Regierung auf die

weibliche Linie, nach gleichen Grundsätzen (d. h. nach dem Recht der Erstge-

burt und der Linealfolge) über.«
2 Treffend führt Zöpfl B. I. § 253 aus, dass bei der Bestimmung der Nähe

des Verwandtschaftsgrades einer Person zum letzten Kronbesitzer zunächst stets

der Vorzug der Linie und dann erst innerhalb der Linie die Nähe des Grades in

Betracht kommen muss
;
vor allem kann niemals eine direkte Descendentin des

letzten Besitzers von einer Seitenverwandten ausgeschlossen werden; ein so

exorbitanter, mit allen Grundsätzen nicht nur des deutschen Fürstenrechtes in

Widerspruch stehender Satz, kann auch nicht aus den Worten der württember-
gischen Verfassungsurkunde § 7 herausgelesen werden : »Erlischt der Manns-
stamm

,
so geht die Thronfolge auf die weibliche Linie ohne Unterschied des

Geschlechts über und zwar so, dass die Nähe der Verwandtschaft mit dem zuletzt

regierenden Könige und bei gleichem Verwandtschaftsgrade das natür-

liche Alter den Vorzug giebt« Insofern halte ich die Polemik Reyscher’s
(Publicistische Versuche S. 275 ff.) gegen Mo hl, Württemb. Staatsr. B. II.

§ 25. Anm. 14. S. 166, für berechtigt. Diese dem deutschen Fürstenrechte allein

entsprechende Auslegung vertheidigt auch Weiss, a. a. O. § 63. S. 216.
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wandtscliaftsgrades wird für Bezeichnung des individuellen Succes-

sors in zweifacher Weise Sorge getragen, nemlich so, dass wie in

Württemberg (Verfassungsurkunde 1 8 1 9 § 7) ,
Grossherzogthum-Hes-

sen (Verfassungsurkunde 1820 § 5), Waldeck (1852 § 15) bei gleichem

Verwandtschaftsgrade lediglich auf das Alter der Person gesehen

wird, oder so, dass wie im Königreich Sachsen (Verfassungsurkunde

1831 § 7) zuerst auf das Alter der Linie, und wenn auch dieses gleich

ist, auf das Alter der Person Rücksicht genommen wird 1
. Keine

dieser neuen Verfassungen räumt übrigens beim ersten Uebergange

dem männlichen Geschlechte einen Vorzug ein, mit Ausnahme der

grossherzoglich badischen Deklaration vom 4. Oktober 1817, welche

überhaupt ganz abweichende singuläre Bestimmungen über die

kognatische Thronfolge enthält 2
.

B. Ausserordentliche Thronfolge aus andern Rechtstiteln,

als dem Geblütsrechte.

§ 102 .

1) Erbverbrüderungens.

Seit dem XIV. Jahrhundert wurden unter dem hohen Adel

Rechtsgeschäfte üblich, durch welche sich verschiedene Häuser oder

1 Die von der württembergischen Verfassungsurkunde abweichende Be-

stimmung der sächsischen Verfassungsurkunde von 1831 § 7 lautet: »In Ermange-
lung eines durch Verwandtschaft oder Erbverbrüderung zur Nachfolge berech-

tigten Prinzen geht die Krone auf eine aus ebenbürtiger Ehe abstammende
weibliche Linie ohne Unterschied des Geschlechtes über. Hierbei entscheidet

die Nähe der Verwandtschaft mit dem zuletzt regierenden Könige, bei gleicher

Nähe das Alter der Linie und in selbiger das Alter der Person.«
2 Nach der als Theil der Verfassung erklärten Deklaration vom 4. Oktober

1817 (Hausgesetze B. I. S. 202) soll die kognatische Thronfolge nach drei Linien

stattfinden, 1) die Töchter des weiland Erbprinzen Karl Ludwig, 2) die des

Markgrafen, nachherigen Grossherzogs Ludwig, 3) die der Prinzessinnen aus der

jetzt regierenden (ehemaligen hochbergischen) Linie, abermals nach drei Linien

durchgehends mit Erstgeburtsrecht in den Linien. Hier wird also ausnahms-

weise auf die Verwandtschaft mit dem letzten Ivronbesitzer gar keine Rücksicht

genommen. Eine Singularität ist es ferner, dass die badische Deklaration vom
Weibsstamme allein »die männlichen ebenbürtigen Nachkommen der Prin-

zessinnen« (nicht diese selbst) beruft. In Baden ist also die Thronfolge nur

ratione transmissionis eine weibliche.
1 Moser, Staatsr. B. XVII. S. 19—196, dessen Familienstaatsr. Th. I.

S. 913—953 und 969—1023. Pütter, primae lineae § 59. Armaeus, de con-
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auch verschiedene Linien desselben Hauses sich Besitzungen fin-

den Fall zuzuwenden versprachen
,
wo der eine Theil im Manns-

stamm erlöschen würde. Die ursprüngliche Form war die der

Vergabung von Todeswegen mit Einräumung einer gegensei-

tigen Gewere
,
welche sich durch Aufnahme in das Gesammteigen-

thum
,
Bestellung eines Zinses

,
eventuelle Huldigung der beider-

seitigen Unterthanen äusserlich darstellte : »Erbliche Brüderschaft,

gütliche Vereinigung, Zusammensetzung, Auf- und Uebergabe«.

Später trat das vertragsmässige Element mehr in den Vordergrund,

indem man den von der Doktrin der Juristen geschaffenen Erb ein-

setzungsvertrag zu Grunde legte, doch unterschied sich dies

Rechtsgeschäft des hohen Adels immerhin wesentlich dadurch von

den Erbverträgen des gewöhnlichen Privatrechtes, dass bei letzteren

einzelne Personen, bei ersteren die ganzen Familien, als solche,

nicht deren einzelne Glieder, die vertragscliliessenden Theile waren.

Regelmässig waren solche Erbverbrüderungen mit Einräumungen

eines gegenseitigen Successionsrechtes verbunden *, doch kom-

men auch solche vor, in welchen nur dem Einen Theile die Succes-

sion zugesichert wird 2
,
während der andere Theil dafür Vortheile

fraternitatibus et pactis successoriis prineipum et familiarum illustr. Jenae 1614.

4. in seinen disc. acad. de jure publ. Vol. I. disc. 22. F. Chr. Harpprecht,
de succ. pacticiae, fideicommissaria et testamentaria. II. Tom. Ulmae 1698.

G. A. Rudloff, libellus de pactis successoriis illustrium et nobilium Germa-
niae, spec. iis

,
quae pacta confraternitatis appellantur. Bützow 1770. Die

wissenschaftliche Begründung dieser Lehre verdanken wir G. Beseler, welcher

in seinen Erbverträgen B. II. Abth. 2. S. 1—107 auch die einschlagenden Rechts-

geschäfte des hohen Adels eingehend behandelt hat.
1 Das berühmteste Beispiel einer solchen gegenseitigen Erbverbrüderung

ist der zwischen den Häusern Sachsen und Hessen, zuerst am 9. Juni 1373 ab-

geschlossene
,
nachher; vielfach ^erneuerte und auf das Haus Brandenburg er-

streckte Vertrag. Die letzte Erneuerung fand am 30. März 1614 zu Naumburg
statt, woran ebenfalls Brandenburg theilnahm. (Hausgesetze B. II. S. 36.

50). Ueber die umfangreiche Literatur dieser Erbverbrüderung vgl. H. Schulze,
Preussisches Staatsr. B. I. S. 198. v. Kamptz, Lit. der Verfassung des könig-
lichen Hauses § 32/ in den Jahrb. B. 25. S. 73. v. Lanci zolle, Bildung des

preuss. Staates S. 629—640. Pfeffinger, Vitr. illustr. B. IV. p. 271. Estor,
orig. jur. publici Hass. p. 63. Limnaeus, jur. publ. Lib. IV. cap. VIII.

v. Hellfeld, Beiträge zum Staatsr. von Sachsen Th. I. Nr. 2. v. Römer,
Staatsr. von Sachsen Th. I. S. 188. Weisse, Sächs. Staatsr. Th. II. S. 81.

544 und 566. K. E. Weiss, Verfassungsrecht des Grossherzogthums Hessen
§62. E. Löning, Die Erbverbrüderung zwischen den Häusern Sachsen und
Hessen, und Sachsen, Brandenburg und Hessen. Frankfurt a. M. 1867.

1 Von dieser Art ist der Wittstocker Vertrag vom Jahre 1442, wo-
durch dem Hause Brandenburg ein Successionsrecht auf die mecklenburgischen
Lande eingeräumt wird (Hausgesetze B. II. S. 208—221), noch erneuert im
Jahre 1752. Von gleich einseitiger Art war das Erbpaktum vom 20. November
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anderer Art z. B. Befreiung vom Lehensverband erlangte. Durch eine

Erbverbrüderung wird ein festes unentziehbares Recht begründet,

wodurch die vertragsmässig Eingesetzten künstlich zu Agnaten
gemacht werden (Hessisch-Sächsische ErbVerbrüderung von 1373:

»als ob jeglicher Theil unter ihnen zu des andern Fürstenthum von

rechter natürlicher und erblicher Geburt und von väterlicher
G e s i p p e wäre geboren«)

.

Zu Reichszeiten gehörte hei allen lehenbaren Territorien die Zu-

stimmung des Lehensherrn zur Gültigkeit einer ErbVerbrüderung,

bei den Reichslehen also die des Kaisers, doch erblickte man in der

Wahlkapitulation König Leopold’ s I. von 1658 A. VI eine allge-

meine Bestätigung der altern Erbverbrüderungen über Reichs-

lehen 1
. Ist ein solches Geschäft einmal rechtsgiltig errichtet wor-

den, so bindet es die vertragschliessenden Familien als solche und

also alle folgenden Generationen solange, bis eine gemeinschaftliche

Anordnung es wieder aufhebt. Es ist allerdings vereinzelt behauptet

worden
,
dass mit der Auflösung des altern deutschen Reiches im

Jahre 1806 die Wirksamkeit der Erbverbrüderungen erloschen sei;

da aber durch die Aufhebung des Reiches in den Successionsrechten

der deutschen Fürsten nichts geändert worden ist, so müssen auch

die früher eingegangenen Erbverbrüderungen, wenn alle zurZeit ihrer

Entstehung nothwendigen rechtlichen Erfordernisse erfüllt sind,

auch heutzutage noch an und für sich als wirksam betrachtet wer-

den, wie dies auch mehrere neue Verfassungsurkunden ausdrücklich

anerkannt haben. Nur müssen die zur Succession berufenen Erb-

verbrüderten die veränderte staatsrechtliche Natur der Succession

anerkennen ;
ihrefürstenreclitlichenAnsprüche müssen

sich nach der verfassungsmässigen Ordnung des

Staates modificiren, in welchem sie die Stellung des Staats-

oberhauptes einnehmen wollen. Daher kann durch die Mehrheit

erbverbrüderter Successionsberechtigter nie der höhere Grundsatz

der Untheilbarkeit des Staates und der damit verbundenen Indivi-

dualsuccession angetastet werden.

1695 zwischen dem Hause Brandenburg und den Fürsten von Hohenzollern, er-

neuert am 30. Januar 1707.
1 P ü 1 1 e r

,
primae lin. § 59 : Quorum pactorum confirmatio caesarea generalis

ex capitulatione Leopoldina vindicatur : »Wie wir dann auch die vor diesem

unter ihnen den Beichskonstitutionibus gemäss gemachte uniones gleicher Ge-
stalt zuförderst aber die unter Churfürsten, Fürsten und Ständen aufgerichteten

Erbverbrüderungen hiermit konfirmiren und approbiren.« A. M. ist freilich

Moser, Familienstaatsrecht Th. I. S. 1017.
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Nach allgemeinen Grundsätzen, wie nach der ausdrücklichen

Erklärung mehrerer neuerer Verfassungsurkunden (Bayern Tit. II § 5.

Hessen 1820 § 5. Königreich Sachsen § 7) können auch heutzutage

noch derartige Erbverbrüderungen abgeschlossen werden
,
doch ist

dabei, ausser der rechtsbeständigen Uebereinkunft der die Erbver-

brüderung eingehenden Fürsten, die schon zu Reichszeiten vielfach

geforderte 1 Zustimmung der Landstän de, nach der heutigen

konstitutionellen Staatsordnung unentbehrlich; ja es muss sogar

jede Neuhegründung eines Successionsrechtes, jede Erweiterung

und Beschränkung der bestehenden Thronfolgeverhältnisse vom
Standpunkte einer Verfassungsänderung aufgefasst werden.

Eine neue ErbVerbrüderung kann daher heutzutage nur in den For-

men eines verfassungsändernden Gesetzes zu Stande kommen.

§ 103.

2) Das Testament 2
.

Die freie testamentarische Verfügung des Throninhabers über

die Thronfolge, wie sie in Russland bis zur Successionsakte Kaiser

Paul’sl. von 1797 bestand, widerspricht dem Wesen der Erbmonar-

chie mit ihrer strenggeordneten, jeder Willkür entzogenen Geblüts-

folge. Nur in dem Falle, dass der testirende Herrscher der letzte

seines Stammes und kein Successionsberechtigter mehr vorhanden

wäre, würde allerdings, vom dynastischen Standpunkte, gegen eine

testamentarischeVerfügung über die Krone nichts einzuwenden sein.

Allein nach der heutigen Staatsordnung ist die Thronfolge keines-

wegs blos Hausangelegenheit
,
sondern ein Theil der gesammten

Staatsverfassung. Zu jeder neuen Verfügung über dieselbe wird

1 So heisst es in einer von Moser, Familienstaatsrecht B. I. S. 1005, mit-

getheilten königlich preussischen Denkschrift in der ostfriesischen Successions-

angelegenheit : »die Erbverbrüderung ist ungültig, weil die Landstände nicht

darein gewilligt haben, deren Konsens nach den natürlichen und gemeinen

Rechten erfordert wird, denn es ist aus denen natürlichen Rechten bekannt,

dass ein Landesherr über seine Länder nicht nach Gefallen disponiren, noch

die Unterthanen wider ihren Willen alieniren können
,
daher die Einwilligung

der Unterthanen nicht allein in jure communi feudali erfordert wird, sondern

es wird insbesondere zu der Gültigkeit einer Erbverbrüderung nach alter Publi-

cisten Meinung die Einwilligung der Landstände für ein essentielles Requisit

verlangt«

.

2 Moser, Familienstaatsrecht B. I. S. 964 ff. Leist, Staatsr. §42. Pütt er,

primae lineae §60. Sam. Frid. Willenberg, de juribus ultimi gentis suae.

Jenae 1735. 4. Jo. Franc. Buddei exerc. de testamentis summorum imperan-

tium, in seinen selectis juris nat. et gentium. Halae 1704.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 16
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daher die verfassungsmässige Zustimmung der Volksvertretung un-

bedingt gefordert. Mag eine derartige Verfügung äusserlich in der

altern
,
mehr privatfürstenrechtlichen Form eines Testamentes oder

einer ErbVerbrüderung auftreten
,
ihre rechtsverbindliche Kraft be-

ruht darin, dass ihr zugleich der Charakter eines verfassungsmässigen

Gesetzes zukommt.

§ 104 .

3) Succession aus lehenrechtlichen Gründen K

Durch die Auflösung des Reiches im Jahre 1806 ist natürlich

die Lehensherrlichkeit, dominium directum, von Kaiser und Reich

hinweggefallen. Damit sind aber keineswegs die mit dem ehemaligen

Lehensnexus zusammenhängenden
,
wohlbegründeten Successions-

rechte beseitigt. Ehemalige Eventualbelehnungen und Lehensan-

wartschaften sind ebenso
,
wie die vertragsmässigen Erbfolgerechte

bundesfürstlicher Familien auch jetzt noch rechtsgiltig
,
wenn sie

nach den gleichzeitigen Rechtsgrundsätzen ein gesetzmässiges Da-

sein erhalten haben2
,

folglich hierdurch ein jus quaesitum begrün-

det worden ist, insoweit dieselben unter den gegenwärtigen Staats-

1 H. Zöpfl, B. I. § 256. H. A. Zachariä, B. I. § 37. § 74. Klüber,
Oeffentliches Recht § 53 d. § 246 e. § 272. Leist, Staatsr. §. 43. 44. Gönner,
Staatsr. § 242. Wei ss, Staatsr. § 245. Ueber die Begriffe von Simultaninvestitur,

Eventualinvestitur und Lehensexpektanz vergl. bes. G. M. v. W eber, Handbuch
des Lehenrechts B. IV. S. 78—172. H. v. Sicherer, Ueber die Gesammtbeleh-
nungen in deutschen Fürstenhäusern. München 1865. Die Bestimmungen der

Rheinbundsakte A. 34, wodurch sich die Rheinbundsfürsten gegenseitig den Fort-

bestand aller bereits begründeten »eventuellenSuccessionsrechte« gegen-

seitig zugesichert haben
,
muss als der korrekte Ausdruck eines sich von selbst

verstehenden Rechtsverhältnisses betrachtet werden. Wir unterscheiden daher

nicht mit Zachariä zwischen Eventualbelehnung und Lehensexpektanz
,
welche

nicht selten in einander überfliessen, sondern sehen das gesammte Lehenssucces-

sionsrecht, auch nach Wegfall der Lehensherrlichkeit, als fortbestehend an. Auch
die blosse Lehensexpektanz gab ein auf dem Verfügungsrecht des Lehensherrn be-

ruhendes jus quaesitum, welches zu den eventuellen Successionsrechten gehört,

wie von Klüber richtig ausgeführt ist.

2 Nach der Goldenen Bulle Cap. VII § 5 hatte der Kaiser noch freie Hand

;

erst später wurde er bei der Ertheilung von Eventualbelehnungen und An-
wartschaft an die Zustimmung des kurfürstlichen resp. fürstlichen und städti-

schen Kollegiums gebunden. Wahlkap. Ferdinand’s IV. (1653) Cap. caes. perp.

(1711) A. XI § 10; doch geschah dies nach § 12, »den von unsern Vorfahren am
Reiche den Ständen propter bene merita ertheilten und den damaligen Reichs-

konstitutionen gemässen Anwartungen auf künftig sich erledigende Reichs-

lehen an ihrer Kraft und Verbindlichkeit unschädlich«. Nachrichten von den

auf die grossem Reichslehen ertheilten kaiserlichen Expektanzen giebtPfef-

finger, Vitr. ill. tom. II. lib. II. tit. 1. S. 962 und Itter, de feudis imperii

cap. V. § 5. 6. S. 563. 567.
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Verhältnissen noch realisirbar sind, denn auch hier müssen die fürst-

lichen Successionsrechte der verfassungsmässigen Ordnung des

Staates sich fügen, in welchem der erledigte Thron zu besetzen ist.

Obgleich die deutsche Bundesversammlung die Rechtsansicht

(in der Streitsache wegen der behaupteten fortdauernden Lehens-

herrlichkeit Kurhessens über Waldeck am 20. Januar 1848) ausge-

sprochen hat, »dass die fernere Ausübung lehensherrlicher Rechte

eines Rundesgliedes über das Staatsgebiet eines Andern oder dessen

Theile mit der politischen Stellung desselben unvereinbar sei«
,

so

ist dabei doch die Frage wegen des eventuellen Heimfalls-
rechtes ausdrücklich offen gehalten worden und muss

,
nach den

oben entwickelten Grundsätzen
,
angenommen werden

,
dass die

Rechte des Lehensherrn, beim Aussterben der ehemaligen Vasallen-

familie, welche man stets als »droits eventuels« nach Analogie der

Lehenssuc-cessionsrechte betrachtet hat, auf den Heimfall des ehe-

mals in Lehensverband begriffenen Landes gewahrt worden sind.

Sind somit die aus ältern lehenrechtlichen Titeln herrührenden

Successionsrechte, unter den oben genannten Bedingungen, als fort-

bestehend anzusehen, so können dagegen keine neuen derartigen

Rechte begründet werden, da niemandem, auch Kaiser und Reich

nicht, lehensherrliche Verfügungsrechte über deutsche Bundesstaa-

ten zustehen.

§ 105.

4) Succession in Ermangelung aller Successionsberechtigten.

Sollte es an allen Successionsberechtigten aus Geblütsrecht,

Erbverhrüderung oder andern Gründen fehlen
,
so ist es das Recht

und die Pflicht des letzten Kronbesitzers, in Uebereinstimmung mit

der Volksvertretung die nothwendige Vorsorge für die Wiederbe-

setzung des Thrones »durch ein weiteres Grundgesetz über die

Thronfolge« zu treffen, wie dies in der Verfassung des ehemaligen

Kurfürstenthums Hessen und in der oldenburgischen Verfassung

A. XVIII 1 ausdrücklich ausgesprochen ist, übrigens aber auch als

selbstverständlicher Satz des deutsch-monarchischen Staatsrechtes

gelten muss. Sollte es aber auch an einer derartigen gesetzlichen

1 Nach dem Vorgang der kurhessischen Verfassung § 4 verfügt das olden-

burgische Staatsgrundgesetz vom 22. November 1852 A. 18: »Würden dereinst

Besorgnisse wegen der Regierungsnachfolge bei der Ermangelung eines grund-

gesetzlich zur Nachfolge berechtigten Prinzen entstehen, so soll zeitig vom Gross-

herzog und vom Landtage durch eine weitere grundgesetzliche Bestimmung für

die Regierungsnachfolge Vorsorge getroffen werden«.

16
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Vorsorge fehlen, so würde alsdann die Volksvertretung, als das ein-

zig noch übrig gebliebene Organ der Staatspersönlichkeit
,
für die

Wiederbesetzung des Thrones durch Wahl eines neuen Monarchen

zu sorgen haben

1

.

III. Der Regierungsantritt 1
.

§ 105. a

1) Anfall der Krone.

Der Staat kann keinen Augenblick eines verfassungsmässigen

Trägers der Staatsgewalt entbehren. Während in der Republik das

eigentliche Subjekt der Staatsgewalt, der Populus, dieVolksgemeinde,

schon an und für sich unsterblich ist
,
muss in der Monarchie dafür

gesorgt sein, dass die natürliche Sterblichkeit des zeitweiligen Trä-

gers der monarchischen Gewalt die Unsterblichkeit des Königthums

nicht gefährde . In der Wahlmonarchie wird diese Kontinuität

der monarchischen Gewalt durch künstliche Mittel angestrebt, so im

ältern deutschen Reiche durch das Reichsvikariat
,
in Polen durch

den Interrex, in geistlichen Staaten durch die Regierung des Ka-

pitels; in der Erbmonarchie ergiebt sich dieselbe, als ein folge-

richtiges Prinzip dieser Staatsordnung, von selbst. Indem nämlich

die Thronfolgeordnung nach unabänderlicher Regel die Reihenfolge

der Successionsberechtigten feststellt, sorgt sie dafür, dass mit dem
Tode des Monarchen schon sein Nachfolger gesetzlich bestimmt ist,

und dass somit die Erledigung und Wiederbesetzung des Thrones

juristisch in Einen Moment zusammenfällt. Mit dem Tode oder

sonstigen Wegfalle des bisherigen Inhabers geht die Krone von

Rechtswegen auf den Nachfolger über, ohne dass irgend eine

Handlung, etwa eine Antretung oder auch nur die Kenntniss des

Anfalles von seiner Seite erforderlich wäre (Rex non moritur. »Le

roi est mort, vive le roi!«). Jede Art von Interregnum ist dem

Wesen der Erbmonarchie fremd.

1 H. Zöpfl, B. I. § 260. K. E. Weiss, System des deutschen Staatsrech-

tes § 247. Klüber, Oeffentliches Recht § 247. Freilich enthalten die Verfassun-

gen für eine in so weiter Ferne liegende Möglichkeit keine positive Norm
,
doch

möchte hier analog diejenige Bestimmung der preussischen Verfassung (A. 57)

herbeizuziehen sein, welche, in Ermangelung volljähriger Agnaten und einer ge-

troffenen gesetzlichen Fürsorge, die Wahl des Regenten den Kammern zuweist.
2 Moser, deutsches Staatsr. Th. XVIII. S. 471—492. Leist§47. Klü-

ber § 240. H. A. Zachariä B. I. § 79. Z öpfl B. I. § 265. Weiss, System

§
284. S. 487. Desselben, Hessisches Staatsr. § 64. S. 217. v. Mohl B. I.

§ 27. S. 171 ff. v. Rönne, B. I. § 40.
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Eine Ausnahme wäre nur in dem Falle denkbar, wenn der letzte

Throninhaber eine schwangere Wittwe hinterlassen: Nascitans pro

jam nato habetur. In einem solchen Falle muss, unter Einsetzung

einer Regentschaft, der Thron solange offen gehalten werden, bis die

erwartete Geburt erfolgt ist. Würde aber der Embryo todt zur Welt

kommen oder weiblichen Geschlechtes sein, so muss alsdann der

Regierungsantritt des zunächst Berufenen bis zum Tode des Vor-

gängers znrückdatirt werden. Ein ähnliches Verfahren würde statt-

finden, wenn eine Person den Thron bestiegen haben sollte, von der

sich nachträglich heraussteilen würde, dass sie nicht oder wenigstens

zunächst nicht zur Thronfolge berufen wäre. Da dieselbe indessen

in der Zwischenzeit als Staatsoberhaupt verfassungsmässig aner-

kannt gewesen ist, so würden auch ihre Regierungshandlungen von

dem eintretenden legitimen Successor anerkannt werden müssen,

da der Staat zu keiner Zeit ohne Oberhaupt gedacht werden kann.

§ 106 .

2) Beim Regierungsantritte übliche Handlungen.

In allen deutschen Staaten ist es üblich, dass der neuantretende

Monarch durch gewisse Handlungen die ihm angefallene Krone

feierlich in Besitz nimmt. Dies geschieht regelmässig durch ein

sog. B e sitznahmep atent, d. h. eine öffentliche Erklärung, in

welcher der Thronfolger seinen Regierungsantritt öffentlich kund

thut. Seit unvordenklichen Zeiten galt es in Deutschland als Her-

kommen, dass jeder neue Landesherr bei seinem Regierungsantritt

die Verfassung, die Freiheiten und Privilegien seiner Lande, Land-

stände und Unterthanen feierlich bestätigen musste 1
. Mochte

dies durch Eid, durch schriftliches oder mündliches Versprechen

vor oder nach der Landes- und Erbhuldigung der Stände oder

Unterthanen geschehen, so viel standfest: »dass diese Huldigung

und diese Bestätigung zwei ordentliche Korrelata und unzertrenn-

liche Stücke seynd«.

Diesem alten deutschen Herkommen sind auch alle neuern Ver-

fassungsurkunden treugeblieben
,
indem sie eine feierliche Bestäti-

gung der Landesverfassung von jedem neuantretenden Monarchen

1 Moser, Von der Reichsstände Landen S. 1172: »Kann man von irgend

etwas im deutschen Staatsrechte sagen, dass es Reichsherkommen sei
,
so ist es

dieses : dass alle Landesherrn bei Einnahme der Landes- oder Erbhuldigung ihrer

Lande, der Landstände und Unterthanen Freiheiten zu bestätigen pflegen, ja sel-

bige bestätigen müssen«.
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verlangen, entweder in wirklicher Eidesform, wie die bayerische

(T. X § 1) und die preussische (A. 54), oder als eidliche Zusicherung

durch Patent
,
wie die oldenburgische, koburg-gothaische und wal-

decksche, oder als feierliches, urkundlich ausgestelltes Versprechen

bei fürstlichem Wort, wie in Sachsen, Württemberg, Grossherzog-

thum Hessen, Sachsen-Weimar, Schwarzburg-Sondershausen,

Reuss j. L.

Es fragt sich nun, welche rechtlichen Folgen eintreten, wenn der

Thronfolger diese feierliche Bestätigung der Verfassung abzugeben

verweigert oder unterlässt. Nach einzelnen Verfassungen werden

diese Folgen ausdrücklich festgestellt, so nach der koburg-gothai-

schen vom 3. März 1852 § 159 : »Bevor die über das eidliche Gelöb-

niss auf die Verfassung ausgestellte Urkunde an den Landtag abge-

geben worden ist
,
kann der Herzog keine Regierungshandlungen

vornehmen. In der Zwischenzeit gehen die Regierungshandlungen

von dem Ministerium aus«. Eine fast gleichlautende Bestimmung

findet sich noch in der oldenburgischen Verfassung von 1852A. 197

§ 3, während die württembergische Verfassung § 10 von der Lei-

stung des königlichen Gelöbnisses nur das Recht des Thronfolgers

abhängig macht, den Huldigungseid in Empfang zu nehmen h Alle

andern deutschen Verfassungen enthalten über die rechtlichen Fol-

gen der verweigerten Bestätigung keine ausdrücklichen Bestimmun-

gen. Unzweifelhaft ist es eine Verfassungs verletzung, wenn

der neuantretende Monarch es unterlässt oder sich ausdrücklich

weigert, den vorgeschriebenen Eid zu leisten oder die verfassungs-

mässigen Reversalien auszustellen. In einem solchen Falle würde

den Landständen
,

als den Vertheidigern der Verfassung und Ver-

tretern der Volksrechte, die Pflicht obliegen, zur Beseitigung dieser

Verfassungsverletzung alle gesetzlichen Mittel zur Anwendung zu

bringen, wobei besonders die Anklage gegen die sich bei dieser

Weigerung mitbetheiligenden Minister ihre Rolle spielen würde.

Dagegen lässt es sich nicht rechtfertigen
,
wenn man in der Unter-

lassung dieser verfassungsmässigen Regentenpflicht einen Verzicht

auf die Krone erblickt oder deducirt, dass wenigstens die Ausübung

1 Es darf daher nicht mit Mo hl B. I. S. 172 angenommen werden, dass diese

Zusicherung eine aufschiebende Bedingung der gesetzlichen Erwerbung der

Krone sei und dass das württembergische Volk erst nach Ertheilung dieser Zu-

sicherung dem Thronfolger Gehorsam schuldig sei, wie dies von Reyscher,
Public. Versuche S. 277, richtig ausgeführt wird. Anders stand freilich die Sache

nach dem Tübinger Vertrage von 1514, welcher ganz auf den Grundsätzen des

alten Territorialstaatsrechtes ruhte.
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der Regierungsrechte solange suspendirt bleiben müsse
,

bis der

Verfassungseid geleistet sei. Es ist unjuristisch
,
bei völligem Still-

schweigen der Verfassungen, ein solches weitgehendes Prinzip hin-

einzutragen, welches schliesslich bei entschieden bösem Willen und

verfassungsfeindlichem Geiste des Thronfolgers nicht einmal die

genügende Sicherheit bieten würde. Vielmehr ist nach deutsch-mon-

archischem Staatsrechte anzuerkennen, dass sowohl der Verfassungs-

eid des Thronfolgers, als die Huldigung der Unterthanen juristisch

keine andere Bedeutung haben, als schon bestehende rechtliche

Verpflichtungen feierlich zu bestätigen. Weder hängt die fortdau-

ernde Giltigkeit der Landesverfassung von der Bestätigung des neuen

Monarchen, noch die staatsbürgerliche Gehorsamspflicht der Unter-

thanen von der Leistung des Huldigungseides ab (Kl üb er § 246.

Reyscher a. a. O. S. 278). Man hat übrigens in neuerer Zeit

vielfach von einer allgemeinen Landeshuldigung Abstand genommen
und begnügt sich mit dem Eide der Volksvertretung, so in Preussen

und in Bayern.

IV. Rechtliches Verhältniss des Thronfolgers zu seinem

Vorgänger.

§ 107.

1) Trennung der Staatssuccession von der Privatverlassenschaft b

In jedem Monarchen ist eine doppelte Persönlichkeit zu

unterscheiden, die öffentlich-rechtliche des Staatsoberhauptes und

die privat-rechtliche des Privatmannes. Mag die erste wegen ihrer

hervorragenden Wichtigkeit die zweite noch so sehr verdunkeln, so

lässt sich letztere juristisch doch nicht ignoriren und verdient vor

allem Beachtung beim Tode des Monarchen
,
durch welchen beide

Persönlichkeiten regelmässig auseinanderfallen.

1 Moser, Staatsr. Th. XXVI. S. 61—191 . Dessen Persönliches Staatsrecht

Th. II. S. 532—584. Dessen Familienstaatsrecht Th. II. S. 1167. Das Haupt-
werk aus Reichszeiten ist A. F. H. Posse, Ueber die Sonderung reichsständi-

scher und Privatverlassenschaft. Göttingen 1790. Leist §40. Gönner § 239.

Klüber§ 243. Zachariä B. I. § 75. Zöpfl B. I. § 263. Held, System B. II.

S. 122. Vgl. auch mein Gutachten über die Eigenthumsansprüche der Krone
Preussen an die Düsseldorfer Gallerie (aus der Praxis des Staats- und Privat-

rechts N. I. S. 23, wo die ganze Frage nach älterem Territorialstaatsrechte aus-

führlich von mir erörtert worden ist)

.
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Bei dem noch unfertigen staatlichen Charakter der deutschen

Territorien machte gerade diese Frage in Theorie und Praxis zu

Reichszeiten grosse Schwierigkeiten. Man wandte bei Erörterung

dieser Frage die ganz unpassenden Grundsätze der separatio feudi

ab allodio an, wobei die staatsrechtliche Regenteneigenschaft des

Fürsten völlig übersehen wurde. Zuerst schied Moser zwischen

Staats- und Privatverlassenschaft und begründete dadurch einen Fort-

schritt. P o s s e behandelte diese Lehre zuerst in monographischer

Darstellung, doch machte auch er noch eine Menge jetzt völlig über-

flüssiger Unterscheidungen, wie überhaupt zu Reichszeiten das fort-

währende Einmischen lehenrechtlicher Grundsätze hier eine klarere

Einsicht verhinderte. Erst durch die geläuterte staatsrechtliche Auf-

fassung der Neuzeit ist eine sichere wissenschaftliche Begründung

der Lehre möglich geworden.

Vor allem ist der schiefe Begriff einer sog. Staatsverlassen-
schaft ganz aufzugeben. Der Staat, als persönliches Gemeinwesen,

ist in keinerWeise Objekt eines Erbrechts, eine Staatsverlassenschaft

existirt nicht, denn der Staat stirbt nicht, »civitas non moritur«.

Weder die Staatsgewalt, noch das Staatsvermögen erfährt durch den

Tod des Throninhabers juristisch eine Veränderung. Die Thronfolge

bestimmt nur die zeitliche Aufeinanderfolge derjenigen phy-

sischen Personen
,
welche berufen sind

,
die Stelle des Staatsober-

hauptes einzunehmen. Da aber der Monarch hei seinen Lebzeiten,

kraft der von ihm innegehabten Staatsgewalt, berechtigt ist, über das

Staatsvermögen verfassungsmässig zu verfügen, und dasselbe sich in

seiner Hand mannigfach mit seiner persönlichen Vermögenssphäre

vermischen kann, so ist auch häufig noch heutzutage eine Scheidung

zwischen dem thatsächlich vermischten Staatsvermögen und der Pri-

vaterbschaft des Monarchen zu vollziehen; nur ist diese Scheidung,

bei der grundsätzlichen Trennung des fürstlichen Privathaushaltes,

viel leichter durchzuführen
,

als in der patrimonialen Ordnung des

Territorialstaates

.

Dem Staatssuccessor
,

als dem neueintretenden Träger der

Staatsgewalt, bleibt alles, was mit dieser nothwendig zusammen-

hängt. Dahin gehören alle finanziellen Erträge derselben, alle be-

weglichen und unbeweglichen Sachen, welche der Befriedigung von

Staatsbedürfnissen
,

also auch der Repräsentation des Monarchen

dienen, alle öffentlichen Grundstücke und Gebäude, öffentliche

Sammlungen, Vorräthe an Naturalien und baarem Gelde in den

Staatskassen, alles Staatsvermögen
,
welches unter dem Namen
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»Fiskus« begriffen wird. Alles dies mit der Staatsgewalt verbundene

Staatsvermögen ändert mit dem Thronwechsel den Eigenthiimer gar

nicht, unterliegt aber von nun an der verfassungsmässigen Ver-

fügung des neuen Staatsoberhauptes, ebenso wie es der seines Vor-

gängers bis zu dessen Tode unterworfen war. Diese Dinge dürfen

nach dem Ausdrucke der bayerischen Verfassung Tit. III, welche

hier geradezu als der typische Ausdruck des allgemeinen deutschen

Rechtsbewusstseins zu betrachten ist, »im Falle der Sonderung des

Staatsvermögens von der Privatverlassenschaft nicht in das Inven-

tarium der letztem gebracht werden«.

Was der Monarch dagegen vor seiner Thronbesteigung bereits

besessen, ebenso, was er später aus Privatmitteln, z. B. den Erspar-

nissen der Civilliste erworben und nicht aus freiem Willen und auf

erkennbare Weise dem Staatsvermögen einverleibt hat, ist sein reines

Privatvermögen, in welches die gewöhnliche privatrechtliche

Erbfolge, sowie eine letztwillige Verfügung stattfindet, soweit nicht

hier hausgesetzliche oder Verfassungsbestimmungen beschränkend

im Wege stehen 1
. Der Staatssuccessor kann möglicherweise zu-

gleich Civilerbe des verstorbenen Monarchen sein. Diese privat-

rechtlichen Verhältnisse sind aber von der Thronfolge völlig unab-

hängig. Beide Eigenschaften, die des Thronfolgers und des Privat-

erben, bleiben vielmehr, ungeachtet ihrer zufälligen Verbindung in

Einer physischen Person
,
ebenso unabhängig von einander

,
als sie

es sein würden
,
wenn sie nicht in Einem Individuum vereinigt wä-

ren. Sollte heutzutage ein Streit entstehen, ob ein Gegenstand zum
Staatsvermögen oder zur Privatverlassenschaft des letzten Monarchen

gehört, so würde dieser Streit civilprocessualisch zwischen dem Fis-

kus und den Erben des verstorbenen Monarchen entschieden werden

müssen.

1 Eine derartige Bestimmung findet sich z. B. in der bayerischen Verfassung

III, § 1 : »wornach alle neuern Erwerbungen aus Privattiteln an unbeweglichen
Gütern, sie mögen in der Haupt- oder in der Nebenlinie geschehen

,
wenn der

erste Erwerber während seines Lebens nicht darüber verfügt hat, in den Erbgang
des Mannsstammes kommen und als der Gesammtmasse einverleibt angesehen
werden«. Nach der Königlich Sächsischen Verfassungsurkunde § 21 fällt sogar der

ganze Privatnachlass des Königs, falls er darüber nicht verfügt hat
,
an das mit

der Staatssuccession sich vererbende Hausfideikommiss
;
es giebt also gar keine

Beerbung des Königs ab intestato. Andere Verfassungen lassen dagegen die land-
rechtliche Intestaterbfolge in das Privatvermögen zu, so die Württembergische

§ 102, die Grossherzoglich-Hessische § 8, die Sachsen-Meiningsche § 37, die

Altenburgische § 22 und 23.
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§ 108 .

2) Verhältniss des Nachfolgers zu den Regentenhandlungen des Vorgängers

Während es sich bei der Trennung der Staatssuccession von der

Privatverlassenschaft um die Grenzregulirung zwischen den

Gebieten des Staats- und Privatrechtes handelt
,

ist die Frage
,
ob

und inwieweit ein Nachfolger die Regierungshandlungen seines

Vorgängers anzuerkennen und zu vertreten habe, rein staats-

rechtlicher Natur. Aber diese rein staatsrechtliche Frage wurde

lange Zeit durch die Einmischung privatrechtlicher Anschauungen

getrübt und verwirrt. Obgleich auswärtige Juristen 2
,
wie Bai du s

und Hugo Grotius, vom Standpunkte des allgemeinen Staats-

rechtes schon früh richtige Grundsätze ausgesprochen hatten, so

konnten sich die deutschen Juristen noch lange nicht aus ihrer civi-

listischen Beschränktheit zu einem höhern öffentlich-rechtlichen

Standpunkte erheben. Lange Zeit legten sie besondern Werth auf

den verhältnissmässig unbedeutenden Umstand
,
ob der Thronfolger

auch zugleich Erbe seines Vorgängers geworden sei; denn in die-

sem Falle sah man ihn als Universalsuccessor an, welcher

ohne Unterschied alle Handlungen seines Vorgängers zu vertreten

habe. War er aber dies nicht geworden, so betrachte man ihn als

Singulars uccessor, welcher
,
ex pacto et providentia majorum

succedirend, durchaus nicht zur Anerkennung der Handlungen sei-

1 Mose*r, Staatsr. XXIII. S. 408 ff. Desselben Persönliches Staatsrecht

Th. II. S. 211—238. Pütter, primae lineae §64. Joh. Pet. de Ludewig,
opusc. misc. T. I. S. 539—646. de Cramer,* opusc. T. II. nr. 3. S. 42. T. IV.

nr. 14. S. 386. Pfeffinger, vitr. illustr. T. III. p. 1243. Die ganze ältere staats-

rechtliche Literatur ist indessen überflüssig gemacht durch C. Chr. A. H. v.

Kamptz, Erörterung der Verbindlichkeit des weltlichen Reichsfürsten aus den

Handlungen seines Vorfahren. Neustrelitz 1800, wo sich eine eingehende dog-

mengeschichtliche Entwickelung dieser ganzen Lehre findet. Leist § 48. Gön-
ner §244. Klüber§ 252. Zöpfl I. § 266. Zachariä B. I. §

76—78. v. Ger-
ber § 31. S. 94. v. Pözl § 150. v. Könne B. I. § 41. S. 144 ff.

2 Baldus in seinen Consil. Lib. I. cons. 27. sagt: »Imperator in persona

mori potest, sed ipsa dignitas, officium imperatoris immortale est
;
quae faciunt

itaque reges, nomine non suo, sed regni i. e. gentis suae, illa obligant gen-

tem et principem ejus successorem, nisi laederent ipsa facta regnum, quia regni

tutela est commissa, non dilapidatio«. von Kamptz, S. 67. H. Grotius, de

jure belli ac pacis, Lib. II. cap. XIV, »de eorum, qui summum imperium ha-

ben!, promissis et contractibus et juramentis«, wo ganz richtig die actus regii et

privat unterschieden werden. Auch bei einzelnen spätem Schriftstellern bricht

einmal die richtige Auffassung sporadisch durch, so sagt z. B. Treutier, con-

sil. et resp. Vol. I. Cons. 59 n. 10: »In principe duae concurrunt personae, una

est immortalis, quae semper durat, numquam moritar. Unde successor pro una
eademque persona cum praedecessoribus habetur«.
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lies Vorgängers verbunden sei 1
. Später mischte man auch die Grund-

sätze des langobardischen Lehenrechtes ein und unterschied, oh der

Nachfolger der Sohn oder der Agnat des letztverstorbenen Regenten

sei, indem man den Sohn, welcher nach II F. 45 nothwendig auch

Allodialerbe seines Vaters werden musste, für gebunden an die

Handlungen seines Vaters erklärte, während man beim Agnaten eine

solche Gebundenheit an die Handlungen des Vorgängers nicht an-

nahm 2
. Erst langsam und allmählich brach sich in Deutschland in

Theorie und Praxis der Grundsatz Rahn: »dass der Nachfolger schul-

dig sei, alle diejenigen Verbindlichkeiten, die sein Vorfahr ver-

möge der Landeshoheit und als Regent eingegangen habe
,
soweit

anzuerkennen und zu erfüllen als der verstorbene Fürst selbst dazu

verbunden gewesen wäre, indem er hier als Repräsentant des Staates

gehandelt habe und dieser somit das eigentlich verpflichtete Subject

sei« . Diese besonders vonK amp t z mit grosser Klarheit durchgeführte

Ansicht war in den letzten Reichszeiten die herrschende 3
,
doch war

es immerhin bedenklich, dass man als eine Ausnahme von der Regel

zuliess : »insofern die Handlungen nicht gegen die Wohlfahrt des

1 Diese sehr tiefgewurzelte Ansicht bekämpfte Kamptz zuerst sehr ener-

gisch a. a. O. S. 177 : «Die Stammgutsgrundsätze sind auf die öffentlichen Hand-
lungen eines Fürsten unanwendbar

;
jene haben die Erhaltung der Güter in einem

einzigen Privatgeschlechte, den Glanz und die Wohlfahrt dieses Geschlechtes

zum höchsten Zwecke
,
diese aber die Haltung und Wohlfahrt des Staates, dort

handelt der Besitzer im eignen Namen, hier im Namen des Staates. Der Nach-
folger erhält die Landeshoheit nicht blos vermöge einseitiger Vorsorge seines

Ahnherrn, sondern auch aus Verträgen mit dem Reichsoberhaupte und den Land-
ständen

,
folglich nicht blos so wie der Ahnherr sie verlassen, sondern wie der

Staatszweck sie nach und nach modificirt hatte. Er ist nicht Erbe einer Sache,

sondern durch Erbrecht berufener Nachfolger«.
2 C. Chr. A. H. v. Kamptz, Versuch über das langobardische Lehengesetz

II. F. 45. Göttingen 1794.
3 So sagt Pütt er

,
primae lineae§64: »Successor in territorio quicunque

demum fuerit, ea quae antecessor, tamquam dominus territorii, legitime in vim
obligationis perpetuae peregit, indistincte praestare tenetur«. Berühmt ist

die Erklärung Kaiser Franz’ II. an die Kurfürsten vom 7. September 1796 : »Man
überlässt es hierbei einem jeden, die weitaussehenden Folgen zu berechnen,

welche nothwendig in ganz Deutschland entstehen würden, wenn je die Meinung-
herrschend werden sollte, dass der Nachfolger in der Regierung an die Hand-
lungen seiner Vorfahren, die sie in ihrer Eigenschaft als regierende Fürsten vor-

genommen haben, der Regel nach nicht gebunden sein sollte«. Aehnlich erklärte

sich auch König Georg I. von Grossbritannien 1718 gegen den willkürlichen
Herzog Karl Leopold von Mecklenburg

;
auch die kursächsischen Stände pro-

testirten 1689 gegen die Ansicht: »dass der Nachfolger in der Regierung die

Handlungen und Verschreibungen der Vorfahren anzuerkennen nicht verbun-
den sei«. Reyscher, Die Rechte des Staates an Domänen und Kammergütern
1863. S. 245.
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Staates laufen«, indem durch diese Klausel der willkürlichsten

Beurtheilung Spielraum gegeben war. Erst im heutigen Staatsrechte

findet diese Frage ihre einfache, selbstverständliche Beantwortung.

Durch den Thronwechsel wird in den wohlbegründeten Rechtsver-

hältnissen des Staates nicht das Mindeste geändert. Es wird dadurch

nichts andres bewirkt, als dass dieselbe dauernde Staatsgewalt

einen neuen Träger erhält. Es ist daher für die Verbindlichkeit eines

staatlichen Aktes gleichgiltig, oh ihn der jetzige Herrscher oder sein

Vorgänger vollzogen hat. Beide sind im staatsrechtlichen Sinne eine

und dieselbe Person : » successor pro una eademque persona cum
praedecessoribus habetur«. Hieraus ergehen sich für die praktische

Anwendung folgende Sätze

:

1) In der heutigen Staatspraxis sind die Formen und sonstigen

Voraussetzungen einer Regierungshandlung dermassen festgestellt,

dass nicht leicht ein Zweifel über das Vorhandensein einer solchen

entstehen kann
;
wenigstens kann überall

,
wo die verfassungsmäs-

sige F o rm fehlt
,

z. B. die Kontrasignatur der Minister, nur von

einer Privathandlung des Fürsten die Rede sein, welche den Staats-

successor, als solchen, nichts angeht.

2) Alle wirklichen Regierungshandlungen eines Vorgängers

binden den Nachfolger ganz so
,
als wenn sie von ihm selbst ausge-

gangen wären. Eine ausdrückliche Anerkennung eines Staatsaktes

durch den Nachfolger kann politisch zweckmässig sein
,
rechtlich

nothwendig ist sie nicht. Diese dauernde, vom Wechsel der phy-

sischen Herrscherpersönlichkeit unabhängige Rechtsverbindlich-

keit bezieht sich auf alle Arten staatlicher Akte ohne Ausnahme

;

mag es sich um Erlassung einer Verfassung, um Sanktion eines

Gesetzes, um verfassungsmässig kontrahirte Staatsschulden, um
Gnadenbezeigungen, Privilegien, Anstellungen im Staatsdienste

handeln ; selbst förmlich ertheilte Expektanzen auf Lehen oder auf

Staatsämter 1 müssen respektirt werden
,
wenn sie nicht an und für

sich, durch Verfassung und Gesetz ausgeschlossen sind.

3) Widerrufen oder annulliren kann der Nachfolger nur

1 Ueber die Verbindlichkeit von Lehensexpektanzen wurde sonst viel ge-

stritten mit Rücksicht auf II. F. 26 § 2. v. Kamptz a. a. O. S. 229. H. A.
ZachariäB. I. § 77 Nr. 5. In mehreren Verfassungen' sind jetzt Anwartschaf-

ten auf öffentliche Aemter verboten. Bayerische Verfassung Tit. III. § 5. Gross-

herzoglich-hessische Verfassungsurkunde § 48. Anwartschaften auf künftig der

Krone heimfallende Lehen verbietet ausdrücklich die bayerische Verfassungsur-

kunde Tit. III. § 6. die königlich sächsische Verfassungsurkunde § 17.
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solche Regierungsakte seines Vorgängers, welche an und für sich,

nach den hei ihrer Vornahme geltenden Rechtsgrundsätzen, ungil-

tig waren; er ist dazu ganz in derselben Weise befugt, wie der Vor-

gänger selbst
,
welcher durch einen an sich nichtigen Akt ebenso-

wenig gebunden gewesen wäre. Eine einseitige Aufhebung aus

andern Gründen, z. B. aus Rücksichten auf das vermeintliche Staats-

wohl, oder unter Berufung auf gewisse theoretische Grundsätze,

z. B. das sogenannte monarchische Prinzip, ist durchaus rechts-

widrig, ein Angriff auf die Kontinuität des Staates selbst. Der

schwerste Rechtsbruch dieser Art in unserm Jahrhundert war die

einseitige Aufhebung des hannoverschen Staatsgrundgesetzes vom
26. September 1833 durch das Patent König Ernst August’ s vom
1. November 1837.

4) Dagegen kann der Nachfolger jede Regierungshandlung

seines Vorgängers auf verfassungsmässigem Wege abändern,

wie dies der Vorgänger selbst gekonnt hätte, denn es gieht im
Staatsleben nichts

,
was auf alle Zeiten unabänderlich wäre

,
keine

lex in perpetuum valitura. Dabei versteht sich von selbst, dass eine

derartige verfassungsmässige Abänderung keine rückwirkende Kraft

hat und mit Achtung aller unterdessen wohlerworbenen Rechte vor

sich gehen muss.

Die hier entwickelten Prinzipien sind für unser heutiges

Rechtsbewusstsein so selbstverständlich, dass nur einzelne Verfas-

sungen kleinerer Staaten es für nöthig befunden haben, sie aus-

drücklich zu bestätigen (Sachsen-Altenburg § 14. Reuss j. L. § 44.

Schwarzburg-Sondershausen 1857 §44).

Dritter Abschnitt.

Stellvertretung des Monarchen.

§ 109.

Im Allgemeinen.

Der Monarch kann aus verschiedenen Gründen
,
auf kürzere

oder längere Zeit, an der Ausübung seines Regentenberufes gehin-

dert sein. Da durch eine solche Verhinderung einerseits das Recht
auf die Innehabung der monarchischen Gewalt nicht aufgehoben
wird

,
andrerseits der Staat keinen Augenblick des Herrschers ent-
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beinen kann, so wird für solche Fälle eine Vertretung des Mon-
archen nothwendig. Je nach der Art und der Zeitdauer der Ver-

hinderung nimmt diese Vertretung einen verschiedenen Charakter

an; sie ist entweder

I. eine Vertretung aus eigenem Rechte und mit selbständiger

staatsrechtlicher Befugniss, meist auf eine längere Zeitdauer be-

rechnet, Regentschaft, oder

II. eine blos vorübergehende
,
lediglich im Aufträge des Mon-

archen geübte Vertretung für kürzere Zeit, ohne jede eigene staats-

rechtliche Befugniss, Stellvertretung im engern Sinne.

I. Die Regentschaft 1
.

§ HO.
Standpunkt der Erörterung.

Es liegt im Wesen der Erbmonarchie, dass durch die Succes-

sionsordnung ein Individuum auf den Thron berufen werden kann,

1 Moser, Staatsreeht Th. XVII. und XVIII., dessen Pers. Staatsrecht

Th. I. S. 288— 609. Pfeffinger, Vitr. illustr. Tit. III. F. XX. Tom. IV.

p. 112— 154. Pütter, primae lineae L. II. cap. 2. p. 128. Leist, § 49.

Gönner § 245. Die älteren Werke in Pütter’ s Lit. Th. III. S. 779 und Klü-
ber’s Forts. H. F. C. v. Lyncker’s Abhandlung von der Vormundschaftsbe-

stellung bei Privat- und erlauchten Personen. 1790'—1791. 2 Thle. bes. Th. I.

S. 232, wo namentlich über die im sächsischen Hause vorgekommenen Fälle aus-

führliche Mittheilungen sich finden. J. F. Reitemeier, Grundsätze der Re-
gentschaft in souveränen und abhängigen Staaten (Berlin 1789), behandelt die

Lehre vom Standpunkte des allgemeinen Staatsrechtes. A. Müller, Ueber

Regentenbevormundung. Ilmenau 1822, und C. W. S chenck, Ueber Regenten-

bevormundung, Stände und ständische Verfassung. Ilmenau 1823. H. Zöpfl,
Die Regierungsvormundschaft im Verhältniss zur Landesverfassung. 1830.

Ausführlich und gründlich, unter Angabe und Benutzung der gesammten älteren

Literatur, behandelt den Gegenstand Wilh. Theod. Kraut, Die Vormund-
schaft nach den Grundsätzen des deutschen Rechtes B. III. S. 111—216. Von
neuern Lehrbüchern sind besonders zu vergleichen: Klüber, Oeffentliches

Recht § 247. Weiss, § 299. H. Zöpfl, Grundsätze B. I. § 238. H. A. Za-
chariä, B. I. §80. Held, System B. II. S. 267 ff. § 352 ff. v. Gerber,
§31. v. Mo hl, Württemb. Staatsr. B. I. § 60 ff. Pözl, §

152—154. Weiss,
Hessen-Darmst. Staatsrecht §65. S. 220. Schweitzer, Oeffentliches Recht
des Grossherzogthums Weimar § 27. Für Preussen v. Rönne, B. I. § 81 ff.

S. 379, zwei Aufsätze in den preussischen Jahrbüchern. B. II. S. 352—354.

S. 438—458. Materialien, Zur Geschichte der Regentschaft in Preussen.

Berlin 1859. Ferner: v. Mohl, Ueber die ständischen Rechte in Beziehung
auf Reichsverwesung. Staatsrecht, Völkerrecht und Polit. B. I. S. 144 ff. Pözl’s
Art. Regentschaft in Bluntschli’s Staatsw. B. VIII, S. 563—575, auch die Mo-
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welches nicht, oder wenigstens noch nicht fähig ist, die Regenten-

pflichten zu erfüllen. Wo desshalb keine Ausschliessung eines sol-

chen Individuums stattfindet, muss eine gesetzliche Vertretung aus

eigenem Rechte eintreten
,
völlig unabhängig von dem Regierungs-

unfähigen, welcher ja auch nicht fähig ist, selbst für eine Vertretung

seiner Person zu sorgen. Da das auf den Thron berufene
,
zur Re-

gierung eigentlich berechtigte Subjekt seinen Beruf nicht erfüllen

kann, so bedarf der Staat eines interimistischen Oberhaup-
tes. Es tritt also der Fall ein, dass die volle Ausübung des

monarchischen Rechtes von dem nicht aufgehobenen, aber

einstweilen ruhenden Rechte des Monarchen getrennt wird.

Die Unfähigkeit des Mittelalters, privatrechtliche und staats-

rechtliche Verhältnisse scharf auseinanderzuhalten, zeigt sich auf

diesem Gebiete in besonders auffallender Weise. Wie man den Be-

griff der S taatssuccession durch die Einmischung privatrecht-

licher Erbgrundsätze verlor, so legte man hier die Prinzipien der

Vormundschaft zu Grunde . Hier wie dort wurde ein allerdings

analoges Verhältniss des Privatrechtes als leitendes Princip eines

öffentlich-rechtlichen Institus angewendet. Die Bevormundung,
welche ein minderjähriger Fürst ebensowenig entbehren kann, wie

eine Privatperson, wurde auch auf seine landesherrliche Stellung

übertragen und derjenige
,
welcher ihn als Landesherrn vertrat,

lediglich als Vormund betrachtet. Man legte den Schwerpunkt

auf das Recht des zu bevormundenden Fürsten, nicht auf die Noth-

wendigkeit, dass das Land jeder Zeit eines regierungsfähigen Herr-

schers bedarf. Man zog daher lehenrechtliche Grundsätze
,

das

deutsch-rechtliche Mundium und die römischen Institute der Tutela

und Cura in der ungehörigsten Weise herbei und behandelte die

Bevormundung des unmündigen Fürsten in Bezug auf seine privat-

rechtlichen Verhältnisse nach ganz gleichen Grundsätzen, wie

seine Vertretung als Landesherr. Erst in den letzten Reichszeiten

gewann die staatsrechtliche Betrachtungsweise bei den bessern

Reichspublicisten an Boden ; doch zeigt sich auch bei ihnen immer

noch eine grosse Unklarheit. Wie sich das Territorialstaatsrecht zu

Reichszeiten überhaupt nie vollständig von patrimonialen und pri-

vatrechtlichen Zusätzen reinigte
,

so vollzog sich auch auf diesem

Gebiete die volle Auseinandersetzung der disparaten Elemente erst

in unserem Jahrhundert nach Auflösung des Reiches. Dies geschah

tive zum Entwürfe des badischen Regentschaftsgesetzes. Beil, zu den stenogr.

Prot, vom 30. Januar 1862. Nr. 142.
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besonders in den neuern Verfassungsurkunden
,
welche 'dem wich-

tigen Institute der Regentschaft meist einen besondern Abschnitt

widmen. Es gilt nun, diesen wichtigen Fortschritt in unserem prak-

tischen Staatslehen auch theoretisch zu verwerthen. Vor allem

ist daher die Vormundschaft über die Person und das Vermögen
eines unmündigen Fürsten durchaus von seiner Vertretung als Lan-

desherr zu trennen L Es ist von staatsrechtlichem Gesichtspunkte

aus ebenso gleichgiltig
,
oh der Regent zugleich Vormund des un-

mündigen Fürsten ist oder nicht, wie für den Staatssuccessor der

Umstand, ob er zugleich Privat erbe seines Vorgängers geworden

ist oder nicht. Ueberhaupt muss jede
,
wenn auch nur analoge Be-

ziehung der Regentschaft zum Institute der Vormundschaft aufge-

geben werden und es trägt nur zur Verewigung der alten Unklarheit

hei, wenn man auch heutzutage noch mit Zachariä von einer

»Regierungsvormunds chäft« redet oder sogar, wie Zöpfl,

die ganze Privatvormundschaft des fürstlichen Hauses in das Staats-

recht hereinzieht.

§ ui-
2) Gründe einer eintretenden Regentschaft.

Der gewöhnlichste Fall, in welchem eine Regentschaft noth-

wendig wird, ist die Minderjährigkeit des Monarchen. Nur für die

Kur fürsten war ein Volljährigkeitstermin reichsgesetzlich festge-

stellt durch die Goldne Bulle VII § 4, und zwar auf das vollendete

18. Jahr. Heutzutage ist in allen regierenden Häusern der Voll-

jährigkeitstermin verfassungsmässig oder hausgesetzlich für den

regierenden Fürsten festgestellt, welcher oft von dem ifür die übri-

gen Glieder des Hauses bestimmten Termine abweicht. In sämmt-

lichen ehemaligen Kurhäusern, also im preussischen
,
bayerischen,

königlich sächsischen, württembergischen und badischen Hause ist

der Volljährigkeitstermin der Goldnen Bulle beibehalten worden.

Derselbe Termin gilt ausserdem noch für Sachsen-Weimar, Braun-

1 Richtig erklärte Hannover 1829 in der Bundesversammlung : »Die vor-

mundschaftliche Regierung über einen souveränen Staat lässt sich nicht mit der

vormundschaftlichen Verwaltung des Vermögens eines Privatmannes auf eine

Linie stellen.« Die Verbindung der Regentschaft mit der Privatvormundschaft

in Einer Person lässt die rechtliche Eigenthümlichkeit beider unberührt
,
bis-

weilen wird sie verlangt, wie in der koburg-gothaischen Verfassung § 14, bis-

weilen verboten wie in der oldenburgischen § 27. In Preussen kann die Tutel

über den minderjährigen Nachfolger des regierenden Königs durch letztwillige

Disposition auf eine andere Person als den nächsten Agnaten übertragen

werden, nie aber die Regentschaft.
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schweig, Oldenburg, Schwarzburg-Sondershausen (Verfassung von

1857 § 15); in den herzoglich sächsischen Häusern, in Anhalt, Reuss

und Waldeck gilt auch für den regierenden Herrn der Termin von

21 Jahren, in Mecklenburg dauert die Minderjährigkeit bis zum
vollendeten 19. Jahre. (Hausgesetz vom 23. Juni 1821 § 2. Haus-
gesetze B. II. S. 242.)

Die für den Fall der Minderjährigkeit eintretende Regentschaft

wird als die ordentliche bezeichnet. Dass aber auch noch andere

Ursachen eine Regentschaft nöthig machen können
,
versteht sich

auch da von selbst, wo die Verfassung, wie in Braunschweig § 16

und Altenburg § 1 6 über solche andere Ursachen sich ausschweigt.

Ueberall beschränken sich die Verfassungen darauf, den leitenden

Grundsatz festzustellen, ohne die Gründe der Verhinderung einzeln

aufzuzählen 1
; so die preussische Verfassungsurkunde § 56: »Wenn

der König minderjährig oder sonst dauernd verhindert ist, selbst

zu regieren«, die bayerische Verfassungsurkunde Tit. II § 11: »Sollte

der Monarch aus irgend einer Ursache, welche in ihrer Wirkung

länger als ein Jahr dauert, an der Ausübung der Regierung verhin-

dert werden «.

Unzweifelhaft gehören dahin nicht nur geistige
,
sondern auch

körperliche 2 Gebrechen, ebenso langdauernde Abwesenheit des Mo-
narchen von seinem Lande, besonders eine gezwungene, z. B. Ge-
fangenschaft

,
wo der Monarch für die Ausübung der Staatsgewalt

während seiner Abwesenheit keine Vorsorge getroffen hat, auch

nicht treffen kann. Wo übrigens, wie in den neuern Verfassungen,

keine Art der Regierungsunfähigkeit den Thronfolger gänzlich von

der Thronfolge ausschliesst, ist es rechtlich gleichgültig, ob ein sol-

1 Oldenburger Verfassungsurkunde von 1852 A. 20 und 21. Waldeck Ver-
fassungsurkunde 1852 §19. Königlich Sächsische §9. Württembergische § 11.

Grossherzogthum Hessen § 5 spricht von einer Regentschaft während der Min-
derjährigkeit oder einer andern Verhinderung des Grossherzogs. Ausdrücklich

bezieht sich auch auf körperliche Fehler die Württembergische Verfassungsur-

kunde § 13, welche bestimmt, dass auch »eine k ö r p e r 1 i c h e Beschaffenheit«

die eigene Verwaltung des Reiches unmöglich machen könne«, während nach dem
Hausgesetze von 1808 »totale inkurable Blindheit« ganz von der Thronfolge aus-

schliessen sollte, v. Mo hl, Württembergisches Staatsrecht B. I. S.290. Koburg-
Gotha Verfassungsurkunde 1852 § 12 nennt ausser geistiger auch »körperliche
Schwäche, welche zur Regierung unfähig macht«.

2 Freilich kann nicht jedes Körperübel, welches nur verunstaltet oder die

Bewegung erschwert, hierher gezählt werden, sondern nur solche Mängel, welche
die geistige Entwickelung und das Wahrnehmungsvermögen beeinträchtigen,

und die eigene, von fremder Unterstützung unabhängige Besorgung der Regie-
rungsgeschäfte unmöglich erscheinen lassen, machen eine Regentschaft nöthig.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 17
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eher Verhinderungsgrund schon beim Anfall der Krone vorhanden

war. oder erst während der Dauer der Regierung eintritt.

Wenn die Verfassungsurkunden
,

mit Ausnahme der bayeri-

schen, sich einer näheren Zeitbestimmung 1
, so wie einer Aufzählung

der einzelnen Verhinderungsgründe enthalten haben, so ist es ihre

Hauptaufgabe
,
das Verfahren genau zu regeln

,
durch welches das

Vorhandensein eines Verhinderungsgrundes konstatirt, die Regent-

schaft beantragt und definitiv beschlossen werden soll. Am ein-

fachsten liegt die Sache
,
wenn sich bereits hei Lebzeiten des Mon-

archen beim Thronfolger ein derartiges Hinderniss gezeigt hat,

welches die Einsetzung einer Regentschaft nöthig macht und der

Monarch mit Einwilligung der Landstände durch ein Staatsgesetz

über den künftigen Eintritt der Regentschaft bestimmt hat. (Kö-

niglich Sächsische Verfassungsurkunde § 10. Württemberg § 13.

Kohurg- Gotha § 15. Kraut a. a. O. B. III. S. 110). Wo eine

derartige vorsorgliche staatsgesetzliche Regelung nicht stattgefun-

den hat, macht das Verfahren viel grössere Schwierigkeiten. Vor

allem müssen für einen solchen Fall darüber genaue Bestimmungen

getroffen sein, wer das Recht beziehentlich die Pflicht habe, auf die

Anordnung einer Regentschaft anzutragen, und wer über den

Antrag definitiv zu entscheiden habe. Bald wird die Initiative

dem Staatsministerium, bald dem nächsten Agnaten, wie in Preussen,

beigelegt 2
,

öfters wird auch einem aus Agnaten bestehenden Fa-

milienrathe eine Stimme eingeräumt, wobei indessen nach meh-

reren Verfassungen (Königlich sächsische §11, württembergische

§13, Koburg-Gotha § 16, Oldenburg A. 23. § 1) der zunächst

zur Regentschaft berufene Agnat ausgeschlossen wird. Nach

altem deutschen Herkommen, sowie nach den Grundsätzen der kon-

stitutionellen Staatsordnung können die Land stände, als Ver-

treter des bei Entscheidung der in Rede stehenden Frage im höchsten

Grade interessirten Landes
,
nicht umgangen werden

;
vielmehr ist

1 Mehrere Verfassungen bestimmen nur ganz im allgemeinen, dass eine Re-
gentschaft eintreten soll, wenn der Monarch »auf längere Zeit« an der Aus-
übung der Regierung verhindert ist, z. B. die Königlich Sächsische § 9 ;

andere

Verfassungen verlangen zum Eintritt einer Regentschaft, dass der Monarch
»dauernd« verhindert sei. Preussische Verfassungsurkunde A. 56. Oldenburg

1852 A. 20. Waldeck 1852 § 19. »Dauernd« kann aber auch nichts anderes be-

deuten als »längere Zeit«.

2 Dem Staatsministerium giebt die Initiative die Königlich Sächsische §11.

Die Koburg-Gothaische § 16 ihm oder dem Landtage, Oldenburg A. 23. § 1 : die

Württembergische § 13 dem Geheimen Rathe, d. h. dem Staatsrathe.
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die definitive Entscheidung der Regentschaftsfrage wesentlich Sache

der Landesvertretung 1
. Die preussische Verfassung lässt in die-

sem Falle beide Häuser zu einer vereinigten Sitzung zusammen-

treten
,
nicht ohne guten Grund

,
weil es sich hier nicht um einen

Akt der Gesetzgebung
,
sondern gewissermassen um »Herstellung

eines politischen Schwurgerichts« handelt, von dem ein einheit-

liches Verdikt erwartet wird. Wo aber eine solche ausserordentliche

Geschäftsbehandlung nicht besonders vorgeschrieben ist, muss auch

die Ständeversammlung, nach Kammern getrennt, berathen und be-

schliessen. Dagegen tritt überall das von der Regel abweichende

Verfahren , dass in diesem Falle das Staatsministerium oder der

nächste Agnat
,
nicht der Monarch selbst

,
die Kammern einzube-

rufen, befugt ist.

§

3 Berufung zur Regentschaft.

In Betreff der Berufungsgriinde und der staatsrechtlichen Stel-

lung des Regenten macht es keinen Unterschied, ob die Regentschaft

durch die Minderjährigkeit oder sonstige Regierungsunfähigkeit des

Landesherrn veranlasst wird.

1 Auch hier steht Zöpfl ganz auf clem Boden der patrimonialen Anschau-

ung, wenn er behauptet, es sei gemeinen Rechtens (B. I. S. 671), dass die fürst-

lichen Agnaten, im Falle der Behinderung des Souveräns, zu einem Familien-

rathe zusammenzutreten und über die Nothwendigkeit einer Regentschaft zu

beschliessen haben. Diese Behauptung ist gegen das deutsche Herkommen, wel-

ches den Landständen von jeher eine Mitwirkung einräumte (Moser, Persön-

liches Staatsrecht B. IS. 471 und 544), gegen den klaren Wortlaut aller neuern
Verfassungsurkunden (mit Ausnahme der ephemeren Hassenpflug’schen Oktroyi-

rung in Kurhessen von 1852) und gegen den Geist der deutschen konstitutio-

nellen Monarchie, welche überall, wo es sich um Verfassungsangelegenheiten

handelt, den Landständen eine entscheidende Stimme beilegt. Darüber aber,

dass eine Massregel, welche in dringendem Nothfalle dem rechtmässigen Mon-
archen die Ausübung der gesammten Regierungsrechte entzieht, eine ausser-

ordentliche und hochwichtige Verfassungsangelegenheit sei, kann kein Zweifel

bestehen. Vergl. Kraut a. a. O. S. 173. Pözl a. a. O. S. 569, vor allem

Mo hl in seinem Aufsatze über die ständischen Rechte in Beziehung auf Reichs-

verwesung, wo es S. 195 heisst: »Wenn es zu den allgemein anerkannten Grund-
sätzen des konstitutionellen Staatsrechts gehört

,
dass keinerlei grundsätzliche

Rechtsveränderungen im Staate vorgenommen werden dürfen, ohne Wissen und
Zustimmung der Volksvertretung, so kann es auch keinem Zweifel unterliegen,

dass eine so hochwichtige und durchgreifende Rechtsveränderung, wie sicher-

lich die Uebertragung der gesammten Regierungsrechte ausserhalb der regel-

mässigen Ordnung und die Verpflichtung der gesammten Unterthanen zum ver-

fassungsmässigen Gehorsam gegen einen andern als den angeborenen Fürsten

ist, nicht ohne Zustimmung der Stände geschehen kann, sei auch der Fall in der

Verfassungsurkunde nicht ausdrücklich erwähnt«.

17 *
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Nachdem den deutschen Landesherrn gelungen war, die An-
wendung des lehensherrlichen Angefälles (Kraut B. III. S. 175)

auf ihre reichslehenbaren Territorien zu beseitigen
,
kam der alte

deutschrechtliche Grundsatz zur allgemeinen Geltung, dass der

nächste Schwertmagen oder Agnat, ebenso wie hei Privatvormund-

schaften, auch in Beziehung auf die Landesregierung der gebo-
rene Vormund sei. Dieser Grundsatz wurde durch die Goldene

Bulle VII. § 4 für die min d er j
ähr igen Kurfürsten reichs-

grundgesetzlich bestätigt

:

»Si principem electorem seu ejus primogenitum aut filium se-

niorem laicum mori et heredes masculos legitim os laicos, defectum.

aetatis patientes relinquere contingeret, tune frater senior ejusdem

primogeniti tutor eorum et administrator existat« 1
.

In den andern reichsständischen Häusern brachte es aber die

freilich völlig ungerechtfertigte Anwendung des römischen Privat-

rechts dahin, dass dieser altdeutsche Grundsatz immer mehr erschüt-

tert wurde, indem man die Mutter bez. väterliche Grossmutter als

gesetzliche Vormünderin zuliess 2
,
ja ihnen selbst den Vorzug vor

den Agnaten einräumte
,
was freilich von diesen wieder bestritten

wurde. Auch fasste man die altdeutsche Agnatentutel von Seiten

der Juristen lediglich als eine tutela legitima des römischen Rechtes

auf, welche der tutela testamentaria zu weichen habe.

So entstand in einzelnen reichsständischen Familien eine grosse

Ungewissheit, welche zu heillosen Streitigkeiten führte. Es war da-

her dringendes Bedürfniss, im neueren Staatsrechte die Berufung zur

Regentschaft verfassungsmässig zu ordnen, wie dies jetzt in fast allen

deutsch-monarchischen Staaten geschehen ist. Am meisten entspricht

es dem historischen Rechte, wie dem Wesen der Erbmonarchie,

1 Die goldene Bulle beruft allerdings ihrem Wortlaut nach nur den Va-
tersbruder, nie aber hat man daran gezweifelt, dass, wenn kein Oheim von
väterlicher Seite vorhanden, dasselbe von jedem nächsten Agnaten gelte

,
wie

sich dies auch aus einer alten Uebersetzung der goldenen Bulle und den Special-

bullen für Sachsen 1376 und Kurpfalz 1414 ergiebt.
2 Ausser den Kurhäusern gab es in späterer Zeit wenige regierende reichs-

ständische Familien, wo nicht die gesetzliche Vormundschaft der Mutter und der

väterlichen Grossmutter anerkannt gewesen wäre. Moser B. XVIII. cap. 90.

§ 3. 4. In Betreff der testamentarischen Vormundschaft sagt Moser B. XVIII.
S. 184: »Ich halte davor, dass solange keine lex fundamentalis dagegen ist (wie

bei den Kurhäusern) solange hat die tutela testamentaria statt .... das unläug-

bare Herkommen ist pro tutela testamentaria«. S. 204 : »So steht meines Erach-

tens ex hoc capite fest, dass in dubio pro tutela testamentaria contra agnaticam

zu sprechen sei«.
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wenn die Verfassungen den dem verhinderten Monarchen
in der Thronfolge Ordnung am nächsten stehenden re-

gier ungsfähigen Agnaten berufen h Eine Abweichung von

dieser Regel gestattet die bayerische Verfassung Tit. II. § 10 (früher

auch die hannoversche § 18), indem sie dem Könige die Befugniss

einräumt, unter den volljährigen regierungsfähigen Agnaten den

Regenten auszuwählen. Am folgerichtigsten im Geiste des deut-

schen Rechtes und der erbmonarchischen Staatsordnung sind die

Bestimmungen der preussischen (A. 56) Verfassung, welche die

Ordnung der Berufung zur Regentschaft nach den Grundsätzen der

Thronfolge regelt und von jeder Disposition des regierenden Königs

unabhängig macht. Mehrere Verfassungen, wie die preussische und

die königlich sächsische schliessen die Frauen ganz aus, die mei-

sten gestehen indessen auch der Mutter und der väterlichen Gross-

mutter einen Anspruch auf die Regentschaft zu, jedoch mit dem
Unterschiede, dass einige sie sogar der agnatischen vorziehen (Al-

tenburg § 16, Kohurg-Gotha § 13. Reuss j.L. 1856 § 9), andere sie

erst in Ermangelung regierungsfähiger Agnaten eintreten lassen.

Das letztere gilt in allen ehemaligen Kurhäusern, in welchen über-

haupt eine weibliche Regenschaft zugelassen ist, ausserdem in

Braunschweig und in Oldenburg. Hie und da wird auch die Ge-
mahlin 2 des verhinderten Monarchen zur Regentschaft berufen,

in Bayern in Ermangelung von Agnaten sogar »die verwittwete

1 Nach älterem, wie nach heutigem Staatsrecht steht fest, dass derjenige der

nächste Agnat ist, welcher nach der in der regierenden Familie geltenden Suc-

cessionsordnung, also jetzt nach den Grundsätzen der Primogenitur
,
nach dem

Tode des verhinderten Fürsten zunächst zur Thronfolge gelangen würde. Eine
Ausnahme macht das Grundgesetz für Sachsen-Altenburg

,
indem nach § 16 die

Regentschaft geführt wird : «von dem den Jahren nach ältesten volljährigen Prin-

zen unter den Agnaten im herzoglichen Hause, und wenn ein solcher nicht vor-

handen ist, vom ältesten regierenden Herrn im Gesammthause gothaischer Linie

(also wird die Regentschaft hier nach den Grundsätzen des Seniorates bestimmt,

während für die Thronfolge die Primogenitur gilt) . Eine ähnliche Irregularität

kommt auch in Sachsen-Weimar vor, wo nach dem Vertrage vom 1. Mai 1688

»die Vormundschaft geführt werden soll von dem ältesten in pari gradu stehen-

Agnaten allein« (also nach den Grundsätzen des Majorats). Nach diesem Prinzip

entschied der Reichshofrath über die zu führende Vormundschaft zwischen Gotha,

Meiningen und Koburg. Schweitzer, Oeffentl. Recht S. 43.
2 Dies gilt natürlich nur von solchen Fällen, wo nicht Minderjährigkeit,

sondern ein anderer Grund der Verhinderung vo»liegt, besonders nach über-
nommener Regierung. Ein Kuriosum ist es, dass die hannoversche Verfassung
von 1840 § 19 auch zur Regentschaft über einen minderjährigen, also noch nicht

19jährigen König die Gemahlin desselben beruft, sofern diese das 25. Jahr vollen-

det hat

!
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Königin«, ohne Gewicht darauf zu legen, ob sie die Mutter des zu ver-

tretenden Thronfolgers ist oder nicht. Im Falle aber auch in dieser

Kategorie niemand vorhanden sein sollte, welcher die Regentschaft

übernehmen könnte oder wollte, gelangen, nach dem badischen Re-

gentschaftsgesetzentwurfe von 1862, die eventuell zur Thronfolge

berufenen Kognaten zur Regentschaft und zwar in der Ordnung, in

welcher sie in die Krone zu succediren haben würden
,
wogegen die

bayerische Verfassung die Kronbeamten als letzte Klasse der re-

gentschaftsfähigen Personen nennt und dem Monarchen das Recht

einräumt
,
einen derselben zum Regenten zu ernennen, und wenn

eine solche Bestimmung nicht vorliegt, sie an den ersten Kron-

beamten übergehen lässt.

Eine testamentarische Berufung zur Regentschaft
,
durch

einseitige letztwillige Verfügung des Monarchen, kennen die neuern

Verfassungen regelmässig nicht, dagegen legen sie im Geiste des

konstitutionellen Staatsrechts dem Monarchen das Recht bei, durch

ein Staatsgesetz eine Regentschaft für seinen regierungsun-

fähigen Nachfolger anzuordnen, jedoch in der Regel nur dann,

wenn es an einem regierungsfähigen, gesetzlich berufenen Regenten

fehlt. Wenn aber niemand vorhanden ist, welcher grundgesetzlich

oder durch eine derartige specielle verfassungsmässige Anordnung

zur Regentschaft berufen ist
,
so muss es als ein Recht der Landes-

vertretung gelten, in einem solchen Falle den Regenten zu wählen,

ohne dass sie dabei, wenn nicht wie z. B. in Braunschweig entge-

gengesetzte Bestimmungen bestehen, auf einen bestimmten Kreis

von wählbaren Personen beschränkt ist. Es ist dies ein Recht,

welches die Landstände von jeher in Deutschland geübt haben und

welches ihnen als Vertretern des Landes und Volkes, die in Er-

mangelung eines regierungsfähigen Monarchen als einziges staat-

liches Willensorgan dastehen
,
nicht entzogen werden darf. Der

Grundsatz der preussischen Verfassungsurkunde A. 57 :

»Ist kein volljähriger Agnat vorhanden und nicht bereits ge-

setzliche Vorsorge für diesen Fall getroffen, so hat das Staatsmini-

sterium die Kammern zu berufen, welche in vereinigter Sitzung einen

Regenten erwählen. Bis zum Antritt der Regentschaft von Seiten

desselben führt das Staatsministerium die Regierung«;

entspricht daher ebensowohl dem geschichtlich begründeten Rechte

deutscher Landesvertretungen, wie den Grundsätzen des konstitutio-

nellen Staatsrechts, und muss auch da als geltend angesehen werden,

wo er in einer Verfassung nicht ausdrücklich ausgesprochen ist.
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Uebrigens ist es selbstverständlich
,
dass der zur Regentschaft

berufene selbst regierungsfähig, vor allem volljährig sein muss,

wobei das Alter der Thronmündigkeit allein entscheiden kann 1
.

Wenn der Berufene die Regentschaft übernimmt, so hat er vor oder

bei der Uebernahme den V erfassungseid zu leisten, wie er vom
Monarchen selbst beim Regierungsantritt gefordert wird; doch wird

derselbe hie und da, wie z. B. in Bayern Tit. II. § 16, mit Rücksicht

auf die Regentenstellung modificirt. Eine Weigerung, diesen Eid

zu leisten, würde als Verzicht auf die Regentschaft anzusehen sein.

Ein solcher steht dem gesetzlich Berufenen jeder Zeit frei, doch

würde in dem Verzichte eines Agnaten auf die Regentschaft noch

kein Verzicht auf die künftige Thronfolge liegen.

§ H3.

4) Rechtliche Stellung des Regenten.

Schon zu Reichszeiten galt ein vormundschaftlicher Landes-

verweser als wahrer Landesherr und Reichsstand
;

er führt die auf

dem Territorium haftende Stimme auf Reichs-, Kreis- und Ge-
schlechtstagen, ohne irgend eine Einschränkung mit voller Rechts-

wirkung. Er wurde für die Zeit seiner Vormundschaft mit den

Regalien belehnt, » tutor est instar vasalli « ;
ihm wurde von den

Unterthanen gehuldigt
,

er übt alle Rechte der Landeshoheit ohne

Unterschied aus. Was die Goldene Bulle VII. § 4 für den Ver-

weser eines Kurfürstenthums anordnet : »jus, vocem et potestatem et

omnia ab ipsis dependentia tutor ipse sibi totaliter cum officio

teneatur protinus assignare « ,
galt analog für alle landesherrlichen

Vormünder 2
.

1 Es ist die Frage aufgeworfen worden, wenn für den Thronfolger ein an-

derer Volljährigkeitstermin gilt, als für die übrigen Prinzen des Hauses, ob die

Fähigkeit zur Führung der Regentschaft sich nach j enem oder diesem richte ?

Kraut, a. a. O. S. 209, welcher auch hier ausdrücklich die Regentschaft der

gewöhnlichen Vormundschaft gleich stellt, will die Frage, ob der nächste Agnat
volljährig sei, nach den für i h n hierüber geltenden Grundsätzen beurtheilen.

Da aber auch der Agnat, wenn er als Monarch auf den Thron berufen würde,

mit dem verfassungsmässigen Termin der Thronmündigkeit regierungsfähig sein

würde, so muss dies auch gelten, wenn er die Regentschaft antreten soll, denn
es handelt sich hier,'um Ausübung ganz derselben Regierungsrechte, und es

ist dabei gleichgültig, ob der Regent sie im eigenen oder fremden Namen aus-

zuüben hat. Dieser Ansicht ist auch Moser B. XVIII. S. 259. Pers. Staatsr.

B. I. S. 489 : «Warum soll einer nicht tutorio nonine verwalten können, was er

im eigenen versehen dürfte, da ja zu jenem weder mehr Fähigkeit, noch Legali-

tät erfordert wird, als zu diesem.«
2 Mit voller Bestimmtheit spricht Moser, Von der Reichsstände Landen
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Dieses schon im Boden des Territorialstaatsrechtes wurzelnde

Prinzip findet in der gereiften Staatsordnung der Gegenwart seine

volle Bestätigung. Noch viel weniger als die unentwickelte Terri-

torialhoheit kann die monarchische Staatsgewalt der Gegenwart eine

Unterbrechung vertragen. Der Staat bedarf zu jeder Zeit eines

Oberhauptes. Wenn daher das von Rechtswegen auf den Thron

berufene Individuum verhindert ist, die monarchischen Funktionen

auszuüben, so muss an seine Stelle ein interimistisches Staatsober-

haupt treten mit allen Befugnissen, welche die Staatsordnung

dem Monarchen gewährt. Keine ist so gleichgiltig, dass sie zu einer

wirksamen Staatslenkung entbehrt werden könnte. In Ansehung

der Rechte und Pflichten des Regenten muss daher als leitender

Grundsatz aufgestellt werden, dass derselbe in jeder Beziehung die

Stelle des regierungsunfähigen Monarchen vertritt und dass er alles

ohne Unterschied thun darf, wozu der Monarch selbst verfassungs-

mässig berechtigt wäre . Eine Beschränkung des Regenten darf

nur da angenommen werden
,
wo sie durch eine ausdrückliche Vor-

schrift der Landesverfassung festgestellt ist. Da jede Beschränkung

dieser Art eine Ausnahme von der Regel bildet und wider die nor-

male Natur des Regentschaftsinstitutes streitet, so darf eine solche

Vorschrift nicht über ihren klaren Wortlaut hinaus ausgedehnt und

nicht analog angewendet werden. Von diesem Standpunkte aus

muss auch die Frage, ob es dem Regenten erlaubt sei, Verfas-
sungsveränderungen auf ver fas sungsmäs s igem Wege
vorzunehmen, unbedingt bej aht werden 1

. Die dagegen gemachte

Einwendung, »dass es dem Vormunde nur zustehe, das Vermögen

des Mündels zu verwalten, nicht über die Substanz zu ver-

fügen«, geht von einer verwerflichen privatrechtlichen Auffassung

aus. Es handelt sich bei der Regentschaft nicht um die Vermögens-

S. 1133, bereits das korrekte staatsrechtliche Prinzip aus: »Steht ein Landes-

herr unter Vormundschaft, so ist bekannt, dass diese das alles thun kann, was

der Regent selbst thun könnte
,
und dass es eben die Rechtskraft hat, als wenn

es von dem Regenten selbst geschehen wäre.«
1 Dieses Recht wurde in völlig frivoler Weise bestritten von dem Herzoge

Karl von Braunschweig, welcher, zur Selbstregierung gelangt, die von dem Ober-

vormund .und Landesregenten, König Georg IV. von Grossbritannien, publicirte

Landschaftsordnung vom 5. September 1823 nicht anerkennen wollte. Auf diesen

Fall bezieht sich die oben erwähnte Zöpfl’sche Schrift, welche den richtigen

Gesichtspunkt durchaus festhält. Uebereinstimmend mit dem richtigen staats-

rechtlichen Prinzip ist durch Bundesbeschluss vom 4. November 1830 die Rechts-

giltigkeit der von dem Regenten König Georg IV. in Braunschweig errichteten

neuen Landschaftsordnung ausgesprochen worden. G. v. Meyer, corp. juris

confoed. germ. III. Aufl. Th. II. S. 221.
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Verwaltung eines Unmündigen, sondern um die Leitung eines
Staates, welcher vielleicht gerade dringend in einem gegebenen

Zeitmomente eine Umgestaltung seines staatlichen Organismus er-

heischt. Es könnte sogar eine solche Yerschliessung verfassungs-

mässiger Reformen leicht zu gefährlichen revolutionären Krisen und

den Staat selbst an den Rand des Abgrundes führen. Auch bei der

Vornahme von Verfassungsänderungen darf sich der Regent, wie

jeder Staatsherrscher, nicht von persönlichen Rücksichten und Mo-
tiven, nicht von dynastischen Interessen, sondern lediglich vom
Staatswohl leiten lassen, wenn er seine Pflicht gewissenhaft erfüllen

will. Der zur Selbstregierung gelangte Monarch ist auch an alle auf

verfassungsmässigem Wege unter der Regentschaft vorgenommenen

Verfassungsänderungen ebenso gebunden
,

als wenn sie von ihm

selbst oder einem andern legitimen RegierungsVorgänger ausgegan-

gen wären.

Von diesem allein staatsrechtlich korrekten Prinzip, dass dem
Regenten die volle Ausübung der Staatsgewalt, wie dem Monarchen

selbst zustehen müsse, machen freilich manche neuere Verfassungs-

urkunden eine Ausnahme, indem sie dem Regenten bei der Aus-

übung der monarchischen Gewalt einige materielle und for-

melle Beschränkungen auferlegen. So haben neuere Verfassungs-

urkunden dem Regenten gewisse Hoheitsrechte ganz entzogen oder

nur unter gewissen Beschränkungen zugestanden. Am häufigsten

binden ihm neuere Verfassungsgesetze in Betreff von Ve r fa s s un g s-

änderungen die Hände. So bestimmt die württembergische Ver-

fassung § 15, dass eine während einer Regentschaft vorgenommene

Verfassungsänderung nur für die Dauer der Regentschaft
Giltigkeit habe, die sächsische Verfassung § 12 gestattet eine defini-

tive Verfassungsänderung nur unter vorgängiger Zustimmung des

Familienrathes
,
welcher aus allen volljährigen Prinzen des Hauses

besteht, eine Bestimmung, welche auch die oldenburgische Verfassung

A. 25 angenommen hat (ähnliche Bestimmungen des hannoverschen

Landesverfassungsgesetzes von 1840 § 23)

.

Ausserdem kommen noch

manche andere materielle Beschränkungen in den einzelnen Ver-

fassungen vor. So enthält die bayerische Verfassung II § 17 die

(höchst unzweckmässige) Bestimmung, wornach der Regent alle

Aemter mit Ausnahme der Richterstellen nur provisorisch besetzen

kann. Auch darf er keine neuen Aemter schaffen
,
keine Krongüter

veräussern, keine heimgefallenen Lehen vergeben. In Württemberg

(§ 15) darf der Regent keine Standeserhöhungen vornehmen, keine
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Ritterorden und Hofämter errichten, keine Mitglieder des Geheimen

Raths entlassen, keine heimgefallenen Lehen vergeben.

Eine allgemein wirksame formelle Beschränkung des Regen-

ten liegt nach mehreren Grundgesetzen darin, dass er bei der Aus-

übung der Hoheitsrechte vorher das Gutachten eines sog. Regen t-

schaftsrathes einzuholen verpflichtet oder bisweilen sogar an

dessen Zustimmung gebunden ist. Während früher gewöhnlich der

ständische Ausschuss den Regentschaftsrath bildete
,

ist j etzt

gewöhnlich das Gesammtministerium (bayerische YerfassungTit.il

§ 19 . Königreich Sachsen § 14 . 41
)
oder der Geheime Rath (Würt-

temberg § 15 . 41
)
dazu bestimmt. Das wahrhaft normale, staats-

rechtlich korrekte Prinzip enthält die preussische Verfassung A. 58
,

welche dem Regenten ganz einfach und ausnahmslos »die Ausübung

der dem König zustehenden Gewalt« einräumt, ohne ihn irgend einer

materiellen oder formellen Beschränkung zu unterwerfen
,
welcher

nicht auch der König selbst unterworfen wäre. Dieses in der preussi-

schen Verfassung enthaltene Prinzip ist auch ausgesprochen in der

waldeckschen Verfassungsurkunde von 1852 § 24 und dem badischen

Regentschaftsgesetzentwurfe von 1862 A. 8 : »Der Regent übt im

Namen des Grossherzogs die verfassungsmässige Regierungsgewalt

voll und unverkürzt aus«. Dies muss überall als das gemeinrecht-

liche gelten, wo nicht partikularrechtlich eine Ausnahme gemacht ist.

Ueberall müssen selbstverständlich auch dem Regenten die

Rechte eines interimistischen Familienoberhauptes ein-

geräumt werden, da die Befugnisse eines solchen nicht blos im

Familien-, sondern auch im Staatsinteresse geübt werden und des-

halb nothwendig mit der Staatsgewalt verbunden sein müssen 1
. Wo

daher dem Regenten nicht zugleich die Privatvormundschaft über

den verhinderten Monarchen zusteht, kann ihm doch die Oberauf-
sicht über dessen Erziehung nicht abgesprochen werden 2

. Selbst-

verständlich hat der verhinderte Monarch, in dessen Namen der

1 Ausdrücklich sprechen diesen Satz aus das bayerische Familiengesetz von
1819 Tit. I. § 3. Württembergisches Hausgesetz von 1828 A. VIII. Hannover-
sches Hausgesetz von 1836 Cap. 2. § 5. Königlich sächs. Hausgesetz von 1837.

§63.
2 Auch wenn wie gewöhnlich der Mutter die Erziehung eingeräumt wird.

Bayerische Verfassungsurkunde Tit. 2. § 14: »einer verwittweten Königin
gebührt unter Aufsicht des Reichsverwesers die Erziehung ihrer Kinder«

(also auch regelmässig des minderjährigen Königs). So schon der pfalzbaye-

rische Hausvertrag vom 12. Oktober 1796 §4. (H. Schulze, Hausgesetze B. I.

S. 301. Königlich Sächsische Verfassung § 15. Württembergische § 16.
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Regent die Staatsgewalt ausübt
,
während der Dauer der Regent-

schaft
,
weder selbst Regierungsakte vorzunehmen

,
noch die Ent-

schliessungen desselben irgendwie zu beeinflussen. Dem Regenten

kommen normaler Weise alle staatlich bedeutsamen Monarchen-

rechte zu; es fehlen ihm nur die persönlichen Ehrenrechte der

Majestät, weil er seine Gewalt nicht im eigenen, sondern
5

in des

verhinderten Königs Namen ausübt und diese Rechte nicht noth-

wendige Bestandtheile einer allseitig wirkenden Staatsgewalt sind 1
.

Da der Regent für die Dauer der Regentschaft Staatsoberhaupt

ist und alle monarchischen Rechte ausiibt
,
gebührt ihm auch die

Un v e r a n tw o r 1 1 i c h k e i t, als ein vom Wesen der Monarchie un-

trennbares Attribut
,
welches ihm beigelegt werden muss

,
wenn es

auch die Verfassungen nicht ausdrücklich aussprechen (dies thut

nur die Koburg-Gothaische von 1852 § 21) . Aus demselben Grunde

darf er auch nach Niederlegung seiner Regentschaft wegen Regen-

tenhandlungen juristisch nicht zur Rechenschaft gezogen wer-

den. Er nimmt als gewesenes Staatsoberhaupt ganz dieselbe

Stellung ein, wie ein Monarch, welcher die Krone niedergelegt hat

(v. MohlB. I. S. 300. v. Gerber § 34 Anm. 14). Dem Regenten

gebührt ein erhöhter Rechtsschutz, doch wird er in dieser Beziehung

vom Strafgesetzbuche des deutschen Reiches nur den Mitgliedern

der landesherrlichen Familie gleichgestellt
,
während seine staats-

oberhauptliche Stellung mit juristischer Folgerichtigkeit dazu füh-

ren sollte, ihn in Betreff des Rechtsschutzes dem regierenden Für-

sten gleichzustellen
,
sodass Handlungen gegen sein Leben

,
seine

Regierungsfähigkeit, seine Freiheit auch als Hochverrath bestraft

werden sollten.

Selbstverständlich müssen dem Regenten auch die nothwen-
digen Geldmittel zur Führung der Regentschaft gewährt wer-

den. Neuere Verfassungen und Hausgesetze treffen darüber nicht

selten ausdrückliche Bestimmungen. Wo die Verfassung darüber

1 Welche Ceremonial- und Titularverhältnisse in Betreff eines Regenten
beobachtet werden, steht entweder verfassungsmässig fest oder ist für jeden ein-

zelnen Fall besonders zu ordnen. Nach ausdrücklicher Bestimmung einzelner

Verfassungen und allgemeiner heutiger Staatspraxis werden alle Ausfertigungen

im Namen des verhinderten Monarchen und unter dessen Siegel erlassen, alle

Münzen mit seinem Brustbild, Wappen und Titel geprägt. Bayerische Ver-
fassung Tit. H. § 15. In Preussen hatten alle Gesetze, Verordnungen und Aus-
fertigungen während der Regentschaft folgenden Eingang: «Im Namen Sr. Maj.
des Königs. Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preussen, Regent,

verordnen u. s. w.
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nichts besonderes anordnet
,
müssen die Kosten der Regentschaft,

der Civilliste
,
Domainenrente

,
dem Kronfideikommissfonds

,
kurz

der Kasse
,
welche der monarchischen Ausstattung und Repräsen-

tation zu dienen bestimmt ist, zur Last geschrieben werden 1
;
doch

bleibt dabei eine besondere Vereinbarung mit den Kammern nicht

ausgeschlossen.

§ H4.
Beendigung der Regentschaft.

Zu unterscheiden ist hier zunächst das Aufhören der Regent-

schaft und das Erlöschen des persönlichen Rechtes des zeitigen

Regenten.

I. Die Regentschaft hört auf:

a) Die ordentliche, wenn der minderjährige Monarch den

Volljährigkeitstermin erreicht hat. Wo der Volljährigkeitstermin

verfassungsmässig festgestellt ist, kann der Monarch denselben

für den Thronfolger nicht einseitig verkürzen oder verlängern, son-

dern dies kann nur in der Form eines verfassungsändernden Gesetzes

geschehen, aber selbst wo dieser Termin nur hausgesetzlich be-

stimmt ist, kann der Monarch nur auf hausgesetzlichem Wege, nicht

durch einseitige Verfügung etwas an dieser Bestimmung ändern 2
.

Das schon nach römischem Rechte rein privatrechtliche Institut der

Ertheilung der venia aetatis ist überhaupt aus dem Gebiete des

öffentlichen Rechtes zu verweisen.

b) Die ausserordentliche Regentschaft
,
welche durch ein

anderes Hinderniss als die Minderjährigkeit veranlasst worden ist,

hört mit dem Hinwegfallen des Verhinderungsgrundes nur dann von

selbst auf . wenn gar kein Zweifel über die Beseitigung desselben

1 So nach dem bayerischen Gesetze vom 1. Juli 1834 A. 8, die Festsetzung

einer permanenten Civilliste betreffend, für den Fall, wenn die Regentschaft

wegen Minderjährigkeit des Königs nöthig wird; ebenso nach der königlich

sächsischen Verfassungsurkunde § 13, auch die 50 000 Thaler für haaren Re-
präsentationsaufwand sind aus der Civilliste zu gewähren ; auch die württem-

bergische Verfassung § 106 bestimmt, dass die Kosten der Hofhaltung des Reichs-

verwesers aus der Civilliste zu bestreiten sind.

2 Kr aut a. a. O. III. S. 249. v. Mo hl, Ueber die ständischen Rechte u. s. w.

B. I. S. 170. Andrer Meinung Zöpfl, B. I. S. 660. § 237. Es müsste denn aus-

drücklich ein anderer Weg der Mündigkeitserklärung in der Verfassung festge-

stellt sein, wie z. B. in den S. Altenb. Grundges. 1831. § 15 : »Der Herzog selbst

kann von dem an Jahren ältesten Herrn des sächsischen Gesammthauses aller
Linien, nach zurückgelegtem 18. Jahre, unter Zustimmung der bisherigen Vor-

mundschaft und Regentschaft, für grossjährig erklärt werden.« Damit stimmt

überein das S. Meiningische Grundgesetz von 1829. A. 4.
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stattfinden kann, z. B. wenn der Monarch nach einer langen Abwe-

senheit, etwa ans der Kriegsgefangenschaft, zuriickkehrt. In allen

übrigen Fällen muss die Beseitigung des Yerhinderungsgrundes

konstatirt werden. Hat die Verfassung nicht besonders den Weg
vorgeschrieben, der hierbei eingeschlagen werden soll

,
so ist anzu-

nehmen, dass dieselben Grundsätze des Verfahrens analog auf die

Beendigung der Regentschaft anzuwenden sind, nach welchen über

die Einsetzung der Regentschaft zu beschlossen ist. Ausdrücklich

sagen dies die Verfassungen von Koburg-Gotha 1852 § 18 und

Oldenburg A. 26.

II. Her zeitige Regent hört auf dies zu sein, während die Re-

* gentschaft als solche fortdauert

:

a) durch den Tod oder freiwilligen Verzicht, wozu der Regent

jeder Zeit ebenso berechtigt ist, wie der Monarch selbst;

b) wo die Wittwe des letztem Monarchen, die Mutter oder die

Grossmutter des regierungsunfähigen Monarchen die Regentschaft

zu führen hat, verlieren sie dieselbe durch Wiederverheirathung.

Wenn auch nur einzelne Verfassungen, wie die von Altenburg § 16,

Koburg-Gotha § 13, Oldenburg A. 22 § 2, dies ausdrücklich aus-

sprechen, so muss dieser Satz doch, auch ohne solche Bestimmung,

als ein selbstverständlicher des deutschen Staats- und Fürstenrechts

angesehen werden;

c) wenn der Regent, während der Dauer der Regentschaft, selbst;

regierungsunfähig wird.

In diesen Fällen
,
wo bei Fortdauer der Regentschaft nur der

zeitige Regent wegfällt, geht die Regentschaft auf denjenigen über,

welcher zunächst berufen sein würde, wenn der bisherige Regent

mit Tode abgegangen wäre. Tritt aber kein solches persönliches

Hinderniss in der Fortfühung der Regentschaft ein, so bleibt der-

jenige, welcher einmal die Regentschaft angetreten hat, solange

Regent, bis die Regentschaft selbst aufhört 1
.

1 Andrer Meinung Mohl, Württemberg. Staatsr. B. I. S. 296 : «Da nicht

verordnet ist, dass der einmal mit der Reichsverwesung gesetzlich beauftragte

Prinz dieselbe bis zu ihrem Ende beibehalte
,
wenn auch in der Zwischenzeit

durch näheres Erbrecht mehr Berechtigte persönlich fähig werden sollten, z. B.
durch Eintritt der Volljährigkeit, so ist allerdings kein Zweifel, dass immer der

entferntere Agnat durch einen Näherstehenden aus der Reichsverwesung ver-

drängt wird, sobald dieser in den Stand kommt, sie verwalten zu können«. Abge-
sehen von der grossen politischen Unzweckmässigkeit einer solchen Auf-
fassung

,
indem dadurch ein häufiger Regentenwechsel und ein Eintreten sehr

junger Regenten herbeigeführt würde, lässt sie sich auch j uristisch nicht recht-
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Wenn nach Beendigung der Regentschaft der Monarch seihst

die Regierung antritt
,

so ist er an alle verfassungsmässigen Hand-
lungen des Regenten ebenso gebunden, wie jeder Nachfolger an die

seines legitimen Regierungsvorgängers. Jede Analogie eines privat-

rechtlichen Vormundschaftsverhältnisses bleibt ausgeschlossen, na-

mentlich ist eine in integrum restitutio gegen angebliche Verletzun-

gen von Seiten des Regenten unstatthaft. Der einzig staatsrechtlich

korrekte Massstab für die Regierungshandlungen des Regenten

bleibt ihre Verfassungsmässigkeit.

§ 115 .

II. Vorübergehende Stellvertretung des Monarchen 1
.

Abgesehen davon, dass einzelne Zustände des Monarchen, z. B.

Minderjährigkeit, entschiedene Geisteskrankheit, immer und jeden-

falls eine Regentschaft herbeiführen müssen
,

liegt es schon in der

juristischen Natur der Regentschaft
,
dass dieselbe auf eine voraus-

sichtlich bleibende oder wenigstens länger dauernde Verhinderung

des Monarchen berechnet ist 2
. Es kommen aber überall im Staats-

fertigen ;
denn ein solcher vom Zufall abhängiger Wechsel streitet gegen die,

wenn auch interimistische staatsoberhauptliche Stellung des Regenten und seinen

wahrhaft monarchischen Beruf. Ueber die Fähigkeit zur Regentschaft entschei-

det die Zeit der Delation. Treffend sagt v. Gerber a. a. O. § 34: »Es kann im

allgemeinen keineswegs als selbstverständlich betrachtet werden
,
dass die für

den Erwerb eines Rechtes bestehenden Voraussetzungen immer auch fort-

dauernde Bedingungen seiner Innehabung sind.« Die richtige Ansicht verthei-

digt Moser, Persönl. Staatsr. B. I. S. 489, freilich aus nicht ganz zutreffenden

staatsrechtlichen Gründen. Vergl. Pözl, Bayerisches Verfassungsrecht B. I.

§ 154. Anm. 5, und in seinem oben angeführten Artikel »Regentschaft«.
1 v. Rönne, Preuss. Staatsr. (I. Aufl. 1856) B. I. S. 281. Abweichend

II. und III. Aufl. v. Mohl, Württemb. Staatsr. B. I. S. 307. §65. Der-
selbe in seinem oben genannten Aufsatze über die ständischen Rechte bei der

Reichsverwesung S. 149. n. 1. Es ist ein Verdienst des damaligen württem-

bergischen Abgeordneten, jetzigen Staatsministers v. Mittnacht, diesen bis da-

hin noch nicht monographisch behandelten Gegenstand zuerst eingehend ju-

ristisch behandelt zu haben. In der deutschen Vierteljahrschr. 27. Jahrg. 1864.

II. Heft. II. Abth. S. 222. 245. (»Ueber die Stellvertretung des vorübergehend

gehinderten Fürsten«.) Für die inPreussen soviel Aufregung hervorrufende Stell-

vertretungs- und Regentschaftsfrage in den Jahren 1857—58 vergl. den erwähnten

Aufsatz in Haym’s Jahrb. B. II. S. 438—457 und die Materialien zur Ge-

schichte der Regentschaft in Preussen.
2 Die Verfassungen von Preussen A. 56, von Oldenburg A. 20. Reuss j. L.

§ 46, Waldeck § 19 sprechen von dauernder Verhinderung; diejenigen von
Bayern § 9, Sachsen § 9, Kurhessen 1831 § 7 von einer Verhinderung auf längere
Zeit; aber auch diej enigen Verfassungen, welche nur im allgemeinen von Un-
fähigkeit oder Unmöglichkeit zu regieren sprechen, sind nicht anders zu ver-

stehen.
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1

leben auch vorübergehende Verhinderungen des Monarchen vor.

welche seine Regierungsthätigkeit nur auf kürzere Zeit unterbrechen,

wie z. B. eine akute Krankheit, eine Reise ins Ausland. Es wäre

ein mit den Thatsachen in keinem Verhältnisse stehendes Mittel,

wenn für eine derartige kurze und vorübergehende Verhinderung

ein so tiefgreifender Akt vorgenommen werden sollte
,
wie die Ein-

setzung einer Regentschaft. Bei dem Stillschweigen der Verfassun-

gen über diesen Punkt muss
,
nach allgemeinen Grundsätzen, nach

altem Herkommen h wie nach neuerer Staatspraxis angenommen

werden, dass es dem vorübergehend verhinderten Monarchen zu-

steht, allein für die Fortsetzung der Staatsgeschäfte die nöthige

Vorsorge zu treffen. Bald wird es hinreichen, das Staatsministerium

mit erweiterten Vollmachten zu versehen
,
bald wird der Monarch

etwa den Kronprinzen, einen andern Agnaten des Hauses oder

auch sonst eine andere hochgestellte Person mit seiner persönlichen

Stellvertretung beauftragen. Wo nicht besondere Gesetze entgegen-

stehen, muss die Wahl der Person des Stellvertreters dem Monar-

chen überlassen bleiben 2
. Ebenso steht es dem Monarchen frei,

diejenigen Befugnisse zu bestimmen, welche er seinem Stellvertreter

übertragen will. Der Umfang der Rechte eines Stellvertreters

hängt von dem speciellen Aufträge ab, und mag im einzelnen Falle,

1 Moser, Pers. Staatsr. B. II. S. 63, sagt: »Ein beständig oder eine Zeit-

lang abwesender Regent kann ordentlicher Weise nach freiem Ermessen dispo-

niren, wie es während der Abwesenheit mit der Landesregierung gehalten werden
soll, und zu solchem Ende entweder ganze Kollegia oder einzelne Personen zu

seinem Statthalter oder Bevollmächtigten oder wie man sie sonst nennen will,

erkiesen; zuweilen aber giebt die Statthalterschaft auch ein objectum ab,

worüber zwischen dem Landesherrn und den Landständen Recesse getroffen

werden oder worüber wohl auch Streitigkeiten entstehen.« Selbst bei der Ver-
hinderung des Monarchen an der Ausübung der Regierung auf längere Zeit

räumen die Verfassungen von Bayern § 9. 11. Sachsen § 9. Kurhessen § 7 dem
Monarchen das Recht ein, für die Verwaltung des Reiches Vorsorge zu treffen.«

2 Richtig sagt v. Rönne in der ersten Auflage B. I. S. 282: »Dass dem
Könige die freie Wahl der Person zusteht, kann nicht in Zweifel gezogen werden.

Er würde also die Stellvertretung nicht nothwendig dem nächsten Agnaten zu

übertragen brauchen, sondern den Auftrag auch einem andern Prinzen des könig-

lichen Hauses oder auch einer andern Person, desgleichen dem Staatsministerium

ertheilen dürfen.« In gleicher Weise Mohl, Württembergisches Staatsr. B. I.

S. 308. Nach Mittnacht’s Angabe wurde in Württemberg seit 1819 einmal

(1848) der Thronfolger allein mit der Stellvertretung beauftragt, in mehreren
Fällen erhielt er nur den Vorsitz des stellvertretenden Ministerrathes. In den
Jahren 1817—19 war der Geheime Rath, vom September 1819 an regelmässig der

Ministerrath, theilweise unter Zuziehung des Geheimen Rathspräsidenten mit

Sitz und Stimme, in wenigen Fällen waren auch die Minister, jeder für sich in

seinem Departement, mit der Stellvertretung des Königs beauftragt.
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je nach dem Grade des Vertrauens, nach der Dauer der beabsich-

tigten Abwesenheit, den Zeitverhältnissen sehr verschieden bemes-

sen sein 1
. Mögen einem Stellvertreter aber auch noch so viele und

wichtige Regierungsrechte übertragen sein
,
immerhin ist seine staats-

rechtliche Stellung von der eines Regenten in wichtigen Punkten

verschieden

:

1) Der Stellvertreter handelt im Aufträge des Monarchen,

als dessen Bevollmächtigter; seine Vollmacht ruht lediglich auf dem
Willen seines Gewaltgebers, welcher sie jederzeit beliebig wider-

rufen kann. Dem Regenten dagegen ist so gut wie dem Monar-

chen selbst seine Regierungsgewalt durch die Verfassung übertra-

gen. Der Stellvertreter ist daher gebunden an Instruktionen, ja er

ist sogar verpflichtet
,
nach den »ihm wohlbekannten Inten-

tionen« des Monarchen zu regieren
,
der Regent übt dagegen »die

königliche Gewalt in der alleinigen Verantwortlichkeit gegen Gott,

nach bestem Wissen und Gewissen aus«. Er hat daher, bei völlig

abweichenden Ansichten über das Staatswohl, seine Richtschnur

lediglich in seiner eigenen Ueberzeugung zu suchen. Mag er auch

mit dem Willen des verhinderten Monarchen die Regentschaft über-

nommen haben, nie ist in demselben, sondern lediglich in dem
Gesetz das Fundament seiner rechtlichen Stellung zu suchen.

2) Dem Stellvertreter sind immer nur einzelne, wenn auch noch

so weit gehende Befugnisse übertragen
;
der Umfang seines Rechtes

beurtheilt sich daher lediglich nach der ihm ertheilten Vollmacht.

Der Regent dagegen übt die volle Regierungsgewalt, wie ein Mon-
arch aus, soweit ihm nicht verfassungsmässig einzelne Beschrän-

kungen auferlegt sind. Für die Totalität der regentschaftlichen

Rechte streitet die Präsumtion, der Stellvertreter muss den Umfang
seiner Befugnisse aus der ihm ertheilten Vollmacht nachweisen.

3) Der Regent ist, freilich nur an der Stelle eines andern bis zu

1 Selbst die Publikation und Sanktion von Gesetzen und Staatsverträgen,

die Einberufung und Entlassung der Kammern und andere monarchische Prä-

rogative der wichtigsten Art sind nicht selten einem Stellvertreter übertragen

worden. So ermächtigte 1863 der König von Württemberg, wegen voraussicht-

lich langdauernder Krankheit, »den Ministerrath unter dem Vorsitze des Kron-
prinzen zur Besorgung aller vorkommenden Staatsgeschäfte in des

Königs Namen.« So wurde durch Erlasse vom 6. Januar, 3. April und 25. Juni

1858 der Prinz von Preussen vom König Friedrich Wilhelm IV. ersucht und
beauftragt, je auf drei Monate »die volle Stellvertretung des Königs
in den Regierungsgeschäften, sowie in der Verwaltung der Angelegenheiten des

königlichen Hauses zu übernehmen.«
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dessen Eintritt, immerhin Staatsoberhaupt ;
seine Person ist somit,

nach wahrhaft monarchischem Rechte, als unverantwortlich in dem

oben entwickelten Sinne zu betrachten; der Stellvertreter ist aber

nur Beauftragter des Monarchen
,
welcher durch sein, wenn auch

noch so wichtiges Mandat nicht aus dem Kreise der übrigen Unter-

thanen heraustritt und daher auch nicht an der ganz einzigartigen

Rechtsstellung des Mj narchen theilnimmt. Er bleibt daher un-

zweifelhaft persönlich / rntwortlich, und zwar nicht nur seinem

Gewaltgeher, sondern auch der Volksvertretung und den Gerichten.

Dem Monarchen steht das Recht zu, im Falle einer vorüber-

gehenden Verhinderung eine Stellvertretung nach eigenem Er-

messen einzurichten 1
,
aber dieses nur auf kürzere Unterbrechung

der eignen Thätigkeit berechnete Institut darf nicht missbraucht

werden, um dadurch in Fällen, wo verfassungsmässig die gesetzliche

Regentschaft einzutreten hat, diese willkürlich abzuwenden. Nur

hie und da hat man versucht, eine b e s t imm t e D a u e r für die Stell-

vertretung festzusetzen 2
. Es ist vielmehr Sache der zur Regentschaft

gesetzlich berufenen Persönlichkeit, also regelmässig des nächsten

Agnaten, des Staatsministeriums
,
vor allem aber der Volksvertre-

tung, darüber zu wachen
,
dass ein solcher Stellvertretungszustand

seine natürlichen Grenzen nitfht überschreite und den geordneten

Gang und die feste Haltung der Staatslenkung nicht gefährde
; wo

daher die Verhinderung einen so dauernden und intensiven
Charakter annimmt, dass die bloss widerrufliche Vollmacht für be-

stimmte Arten der Staatsgeschäfte nicht mehr ausreicht, sind die

oben genannten Faktoren sowohl berechtigt als verpflichtet, die-

jenigen Mittel zu ergreifen, welche zur Einsetzung einer gesetzlichen

Regentschaft führen
,
denn diese ist eben die für Hindernisse dau-

1 Zu weit geht daher v. Rönne in der II. und III. Aufl. seines Staats-

rechtes, wenn er aus dem blossen Schweigen der preussischen Verfassungsur-

kunde folgern will, dass auch die Einrichtung einer vorübergehenden und be-

schränkten Stellvertretung dem Könige von Preussen nicht zustehe, sondern

dass jedesmal, wenn das Staatsministerium die Geschäfte nicht ohne Stockung
fortführen könne, die Regentschaft in Gemässheit der Verfassungsurkunde ein-

zutreten habe. Die richtige Ansicht, welche auch der preussischen Staatspraxis

allein entspricht, entwickelte v. Rönne dagegen in der I. Aufl. (1856 ,. welche

hier besser unverändert geblieben wäre.
2 Mohl a. a. O. S. 149 sagt : »Am wenigsten wohl kann die von den Ver-

fassungen einzelner kleinerer Staaten versuchte gesetzliche Festsetzung einer

längsten erlaubten Zeit der vorläufigen Aushilfe angerathen werden. Die ge-

setzliche Zeit könnte ebensowohl zu kurz
,
als zu lang für die besondern Um-

stände sein; auch bestehen die Verlegenheiten keineswegs immer nur in der

Dauer der ungenügenden Zustände.«

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 18
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ernder Art bestimmte »Uebertragung der vollen Regierüngsgewalt

auf einen Vertreter des Monarchen als solchen«.

Was schliesslich die Form der Anordnung der Stellvertretung

betrifft, so ist zu verlangen, dass dieselbe als eine öffentliche Staats-

angelegenheit den Kammern
,
den Staatsbehörden und den Unter-

thanen officiell zur Kenntniss gebracht werde
,
denn nur auf eine

solche Bekanntmachung hin sind die Kammern im Stande, die

Legalität einer derartigen Verfügung zu prüfen, kann der Stell-

vertreter selbst den verfassungsmässigen Gehorsam von Staatsbe-

hörden und Unterthanen fordern. Selbstverständlich ist, dass ein

derartiger Regierungsakt der ministeriellen Gegenzeichnung bedarf.

Vierter Abschnitt.

Verlust des monarchischen Rechtes.

§ 1 15.a

I. Freiwilliger Verlust 1
.

Nach der Natur der Sache, sowie nach deutschem Staatsher-

kommen hat jeder Monarch das Recht, auf den Thron, d. h. auf den

ganzen Inbegriff seines monarchischen Rechts
,
zu verzichten. Da

aber der zeitig regierende Fürst nur über sein persönliches Recht

verfügen, nicht die auf der Verfassung beruhende Thronfolgeord-

nung einseitig abändern kann, so ergiebt sich

:

1) dass der Verzicht nichts anders bewirkt, als dass der Ver-

zichtende sein eigenes Recht aufgiebt. Ein Verzicht zu Gunsten

einer andern Person wäre wirkungslos. Ueberhaupt darf ein Thron-

verzicht nicht als eine Cession oder Uebertragung des monar-

chischen Rechtes, sondern lediglich als ein Austritt aus der Reihe

der Thronberechtigten aufgefasst werden. Es tritt eine Erledigung

des Thrones und eine anticipirte Thronfolge ein

;

2) dass der Monarch nur ganz und unbedingt auf sein mon-

archisches Recht verzichten kann. Der Verzichtende kann sich

pekuniäre Vortheile, auch Titel- und Ehrenrechte, nie aber wirk-

i Moser, Staatsr. B. XXIY. S. 363—380, dessen Pers. Staatsr. Th. I.

S. 666 ff. Klüber, § 256. H. A. Zachariä, B. I. § 84. Zöpfl I. § 278.

Held II. S. 297. v. Gerber, Grundzüge § 32.
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liehe Regierungsrechte Vorbehalten 1
,
denn der Umfang der

monarchischen Gewalt ist ein verfassungsmässig nothwendiger.

welcher nicht willkürlich getheilt werden darf. Als staatsrechtlich

unzulässig erscheint auch eine Mitregentschaft, welche das

Wesen der monarchischen Staatsordnung alteriren und eine verfas-

sungswidrige Dy archie an die Stelle der Monarchie stellen würde.

Selbstverständlich kann ein Thronverzicht der schon geborenen

Descendenz des Verzichtenden nicht schaden, dagegen muss die

nach dem Verzichte geborene thronfähige Descendenz, nach den

strengen Grundsätzen der Linealordnung
,
der Linie des nun regie-

renden Herrn weichen, nach deren Erlöschen erst ihr eventuelles

Successionsrecht wieder aufleben würde. Nur wo eine Verfassung

ausdrücklich bestimmt, dass ein gewisses Benehmen des Mon-
archen, z.B. die Annahme einer fremden Krone, als stillschweigen-

der Verzicht gelten solle, darf ein solcher angenommen werden 2
.

/

§

II. Unfreiwilliger Verlust 3
.

Die Geschichte lehrt uns, dass zu allen Zeiten Monarchen

gegen ihren Willen durch Revolution oder Eroberung ihres Thrones

beraubt sind, und gerade die neueste Zeit ist reich an solchen That-

sachen. Da aber das deutsche Staatsrecht immer nur vom Stand-

1 Verzicht des Königs Ludwig’ s I. von Bayern am 20. März 1848 im Reg.-
Blatt von 1848 S. 145. Verzichtsvertrag des Herzogs Bernhard von Sachsen-Mei-

ningen vom 30. .November 1866. Nach § 1 behält der abtretende Herzog seinen

bisherigen Rang und die damit verbundenen Vorzüge, insbesondere auch das

Recht der Unverletzlichkeit, soweit diese mit der Verfassung des Herzogthums
vereinbar ist. Auch verzichtet der regierende Herzog seinen durchlauchtigsten

Eltern gegenüber auf die Ausübung der persönlichen Befugnisse eines Familien-

chefs. Von irgend einem Vorbehalte von Regierungsrechten ist auch hier nicht

die Rede.
2 Bayerische Verfassung Tit. II. § 6. Pözl, Verfassungsr. § 144. S. 380.

Koburg-Gothaisches Grundges. § 19: »Wenn ein Herzog einen ausserdeutschen

Thron besteigt, so wird dafür angenommen, dass er darauf Verzicht ge-

leistet habe, über die Herzogthümer zu regieren.«

3 Moser, Staatsrecht B. XXIV. S. 229—380, dessen Pers. Staatsrecht

Th. I. B. II. Kap. 3. S. 609. Gönner, § 246. Leist, §46. Klüber, §255
und 256. Zöpfl, B. I. § 278. H. A. Zachariä, B. I. §84. S. 424. Fr. K.
v. Strombeck, Was ist Rechtens, wenn die oberste Staatsgewalt dem Zwecke
des Staatsverbandes entgegen handelt? Braunschweig 1830. 4. Auflage 1832.

H. Zöpfl, Die Eröffnung der Thronfolge als rechtliche Folge des Missbrauchs
der Staatsgewalt (Braunschweig 1833), welcher sich besonders »für das Recht der
Agnaten, bis zu einer förmlichen Entsetzung des regierenden Herrn vorzu-
schreiten, als ein in Deutschland fundamental-herkömmliches« ausspricht.

18 *
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punkte der jetzt bestehenden positiven Staatsordnung ausgehen

kann, so liegen solche, nach dieser immerhin widerrechtlichen

Thatsachen ausserhalb unserer Betrachtung. Wir haben hier nur

die Frage' zu beantworten, ob ein deutscher regierender Fürst auf

legitimem Wege, innerhalb der bestehenden Staatsordnung, gegen

seinen Willen, des Thrones entsetzt werden kann?

Zu Reichszeiten unterlag es keinem Zweifel, dass ein deutscher

Landesherr seiner Landeshoheit von Rechtswegen verlustig gehen

konnte durch die von der Reichsgewalt ausgesprochene Reichsacht

oder durch ein auf Entsetzung lautendes Urtheil wegen groben Miss-

brauchs seiner Regierungsrechte
;
doch waren nach der Wahlka-

pitulation Kaiser Karl’s VII. vom 1742 A. I §
3—4 weder der

Kaiser, noch die höchsten Reichsgerichte allein berechtigt, eine der-

artige Entsetzung, ja nicht einmal eine provisorische Suspension

vorzunehmen, sondern es gehörte dazu die Zustimmung des Reichs-

tages. Immerhin blieb aber wegen der fortbestehenden persönlichen

Unterordnung aller deutschen Landesherrn unter die richterliche

Gewalt des Reiches eine Entsetzung von der Landeshoheit durch

Urtheil und Recht juristisch möglich. Es fragt sich nun, ob diese

richterliche Gewalt, nach Auflösung des altern deutschen Reiches,

auf eine andere Instanz übergegangen ist.

In einem besonders eklatanten Falle des Missbrauchs der Re-

gierungsgewalt hat eine Anzahl der vornehmsten deutschen Regie-

rungen, darunter auch die Krone Preussen, sich in officiellen Erklä-

rungen dahin geäussert : »dass im Falle groben Missbrauchs der

Staatsgewalt und schwerer moralischer Verschuldung, eine Thron-

entsetzung durch die Agnaten, unter Theilnahme des deutschen Bun-

des nach deutschem Staats- und Fürstenrechte gerechtfertigt sei«.

Mochte diese Ansicht nach der damaligen Sachlage politisch zweck-

mässig erscheinen, so hatte sie doch ihre grossen juristischen Beden-

ken, welche von einer Anzahl Regierungen im Schoosse der Bundes-

versammlung auch damals geltend gemacht wurden. Eine eigentliche

richterliche Gewalt über einen deutschen Landesherrn stand we-

der den Agnaten, noch dem deutschen Bunde zu und kann auch

nach der heutigen Reichsverfassung der Reichsgewalt nicht beige-

legt werden. Aber in einem Rechtsstaate muss es im Nothfalle ein

rechtliches Mittel geben, wodurch das Volk vor tyrannischem Miss-

brauche der Staatsgewalt, der Staat selbst vor Verderben und Unter-

gang bewahrt wird.

Es liegt im Wesen der Erbmonarchie, wo lediglich der Zufall der
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Geburt auf clen Thron beruft, dass nicht auf hervorragende geistige

und sittliche Befähigung
,
noch weniger auf besondere Herrscher-

talente des Staatsoberhauptes gerechnet werden kann. Die konsti-

tutionelle Staatsordnung mit ihren verfassungsmässigen Schranken,

ihrer Betheiligung der Volksvertretung am Staatsleben, ihrer gere-

gelten und öffentlichen Regierungsweise wird selbst bedeutende

persönliche Mängel des Herrschers ertragen und ausgleichen kön-

nen. Aber immerhin ist es denkbar, dass einmal eine Persönlichkeit

auf den Thron gelangt, welche, durch schlimme Naturanlage oder

schlechte Erziehung verleitet, die Staatsgewalt in gröbster Weise

missbraucht, sich über alle verfassungsmässigen Schranken hinweg-

setzt
,
willkürlich in den Gang der Justiz eingreift und die beste-

hende Staats- und Rechtsordnung mit Füssen tritt. In einer solchen

Denkungs- und Handlungsweise kann sich ebenso eine absolute

Regierungsunfähigkeit aussprechen
,
wie in einer eigentlichen Gei-

steskrankheit
,
worüber alle deutschen Regierungen in Betreff des

Herzogs Karl von Braunschweig einig waren. Es wird also auch in

einem solchen Falle dasselbe Verfahren beobachtet werden müssen,

welches einem geisteskranken Fürsten gegenüber einzutreten hat.

Es werden somit dieselben Faktoren, welche nach Verfassung, Haus-

gesetzen und Herkommen berufen sind, die geistige Beschaffen-

heit des Fürsten in einem solchen Falle zu konstatiren, also Agna-

ten, Staatsministerium, Landstände, zusammenzuwirken haben, um
auf Einsetzung einer Regentschaft hinzuwirken 1

,
wodurch

der seine Regierungsgewalt in grober Weise missbrauchende Lan-

desherr der Ausübung derselben vollständig entkleidet wird, sodass

dadurch thatsächlich dasselbe erreicht wird
,
wie durch eine wirk-

liche Entsetzung. Ausser diesen landesverfassungsmässigen Fakto-

ren ist jetzt entschieden auch die Reichsgewalt berufen, einzuschrei-

ten, wo ein derartiger Missbrauch der Staatsgewalt in einem deut-

schen Einzelstaate vorkommt. Wie sie das Recht innerhalb des

1 Kraut, a. a. 0. B. III. S. 165: »Wenn ein Landesherr zwar nicht blöd-

sinnig, aber notorisch von einer so Übeln Sinnesart ist, dass man ihm die Re-
gierung nicht anvertrauen konnte oder sich genöthigt sah, die bereits ange-
tretene wegen Missbrauchs derselben ihm wieder zu nehmen, so wurde zur Zeit
des Reiches, wenn man ihm die Regierungsgewalt

,
wie es allerdings zulässig

war, nicht ganz entzog, eine Regierungsverwesung angeordnet, die statt seiner

das Land regierte. Gewiss lässt sich nicht verkennen, dass heutzutage noch weit
mehr Grund dazu ist, als zur Zeit des Reiches, indem damals Agnaten und
Unterthanen gegen Missbrauch der Regierungsgewalt bei Kaiser und Reichsge-
richten Hilfe finden konnten

,
während der Schutz

,
welchen die neuern Ver-

fassungen gewähren, sich meist als illusorisch erweist.«
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Bundesgebietes überhaupt zu schützen berufen ist, wie sie die Re-

gierungen bei Auflehnung und Widerstand ihrer Unterthanen ver-

theidigt, so muss sie auch die Angehörigen der Einzelstaaten gegen

willkürlichen Missbrauch der Staatsgewalt schützen. Dazu kommt,

dass eine derartige Missregierung nicht nur das Wohl des Einzel-

staates schädigt, sondern stets auch die Erfüllung der Bundespflichten

gefährdet und damit der Gesammtheit nachtheilig wird. Wenn es

daher den landesverfassungsmässigen Faktoren nicht gelingt, einen

geordneten Rechtszustand wiederherzustellen, so ist die Reichsgewalt,

d. h. Kaiser und Bundesrath, berechtigt und verpflichtet, selbst mit

Zwangsmassregeln gegen eine Regierung einzuschreiten
,
welche

ihre verfassungsmässigen Bundespflichten nicht erfüllt
,
wozu auch

die Führung einer geordneten Landesregierung gehört. Der Zwang
kann ausgedehnt werden bis zur Sequestration des betreffenden

Landes und seiner Regierungsgewalt, d. h. bis zur Besetzung des

Landes und Uebernahme der gesammten Regierungsgewalt durch

das Reich bis zur Erlangung voller Garantie für die Wiederherstel-

lung eines geordneten Rechtszustandes. Diese Garantie kann in

solchen äussersten Fällen nur erreicht werden durch Einsetzung

einer Regentschaft oder durch einen wirklichen Thronwechsel. Kraft

der Souveränetät der Reichsgewalt
,
wodurch sie als die übergeord-

nete Staatsgewalt auch den Rechtszustand in den Einzelstaaten auf-

recht zu erhalten hat, ist sie unzweifelhaft im Nothfalle zu solchen

politischen Massregeln berechtigt, welche sich freilich, bei dem
unfertigen Zustand der Reichsjustiz in staatsrechtlichen Fragen, bis

jetzt noch nicht zu einer formellen Rechtsprechung »nach Urtheil

und Recht« entwickelt haben.

Anmerkung.
Auch heutzutage noch wichtig für diese schwierige Frage ist das

Verfahren gegen den Herzog Karl von Braunschweig, besonders der

Bundesbeschluss vom 2. December 1830 und die agnatische Disposition

vom 10. März 1831 (Hausgesetze B. I. S. 395 ff.). Auch die in

den Bundesprotokollen enthaltenen staatsrechtlichen Ausführungen sind

von Interesse. Am ausführlichsten suchten die Möglichkeit einer Thron-

entsetzung darzuthun Preussen und Hannover, welchen die Mehrzahl der

Stimmen des engern Rathes beitrat. Preussen erklärte in der XIII.

Sitzung des Bundestages am 14. April 1831 : »Es waltet im Bunde kein

Zweifel darüber ob
,

dass Herzog Karl die Regierung des Herzogthums

Braunschweig nie wieder ausüben könne und dürfe, sondern immer von

derselben ausgeschlossen bleiben müsse. Der Grund dieser allseitig an-

erkannten absoluten Regierungsunfähigkeit liegt in dem Miss-
brauche, welchen der Herzog Karl von der Regierungsgewalt gemacht
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hat. In einem moralischen Uebel, nicht in einem unverschulde-

ten, körperlichen oder geistigen Hindernisse des zur Regierung berufe-

nen Fürsten liegt die Ursache, dass seine Entfernung von der

Regierung eine bedauernswürdige, aber rechtliche No th Wendig-
keit geworden ist. Weil Minderjährigkeit, unverschuldete Krankheit

oder Altersschwäche keinen Vorwurf begründen können, leidet durch

solche auch die Würde des Fürsten nicht. Unverschuldete Krankheit

und Altersschwäche
,
sowie das Erlöschen einer Dynastie

,
können eine

ausserordentliche Regentschaft zur Folge haben, es mag solche in

einer Vormundschaft oder, bei erloschener Dynastie, in einem Vicariate

bestehen. Der Fall des Erlöschens einer Dynastie oder der eines Vica-

riates steht jetzt so wenig in Rede, als der einer Bevormundung;
denn was letztere betrifft, so wird dem Herzog Karl Geistes- und Willens-

fähigkeit nicht bestritten, vielmehr beruht das Anerkenntniss der abso-
luten Regierungsunfähigkeit desselben auf der Annahme und Voraus-

setzung der völligen Zurechnungsfähigkeit seiner mehrjährigen Regie-

rungshandlungen . Damit würde aber auch eine für die Lebensdauer dieses

Fürsten zu errichtende Regentschaft einer rechtlichen Basis entbehren,

indem letztere nur in einer, ohne eigene Verschuldung herbeige-

führten Unfähigkeit zur eigenen Ausübung der Regierung, unter Fort-

dauer der Regentenwürde
,

in der Person des berechtigten Fürsten ge-

funden werden kann. Eine das Andenken der Regierung des Herzogs

Karl bewahrende, für die Lebensdauer desselben zu errichtende und als

eine blosse Fortsetzung dieser Regierung zu betrachtende Regentschaft

würde, weil sie sich nur in der Natur einer Regierungsverwaltung für den

Herzog Karl darstellen und jede einzelne Regierungshandlung nur in dessen

Namen vollziehen könnte, mit den moralischen und rechtlichen Ursachen

und Gründen, die diesem Fürsten den Verlust der Regierung zugezogen

haben, im Widerspruche stehen. Die korrekte Anwendung des nicht ge-

nugsam zu wahrenden Legitimitätsprinzips führt mithin auf die Noth-
wendigkeit des Uebergangs der Regierung auf das nächstberufene Fa-

milienglied. Wäre eine legitime Nachkommenschaft des Herzogs Karl

bereits vorhanden , so würde diese mit eignen Successionsrechten ein-

treten und von ihrer Regierungsfähigkeit abhängen, ob für sie eine Vor-
mundschaft oder Regentschaft einzurichten wäre. In Ermangelung einer

solchen Descendenz ist die Succession mit denselben Rechten für den

Herzog Wilhelm eröffnet.
Dass es zur Zeit des deutschen Reiches Fälle gab, wo der Successor

unmittelbar in Folge des Regierungsverlustes des Vorgängers nicht in

dessen, sondern in sein eigenes Regierungs r e c h t eintrat, darf als be-

kannt vorausgesetzt werden . In diesem Sinne ist, wenngleich nicht durch

ein formelles Rechtsurtheil
,
wie zur Zeit des deutschen Reiches vom

Kaiser mit Zustimmung der Kurfürsten und Fürsten geschehen konnte,

sondern als eine sich von selbst aus der richtigen Anwendung des

Staatsherkommens und der Hausverfassung ergebende Thatsache,
von den Agnaten, welchen es nach eingetretener Souve-
ränetät der deutschen b u n d e sfür stli ch e n Für s te nhäu s er

unter den vorliegenden Umständen allein zukommen
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kann, im Art. 3 der dem Bundestag übergebenen Erklärung ausge-

sprochen worden, dass die durch absolute Unfähigkeit des bisherigen

rechtmässigen Regenten als erledigt zu betrachtende Regierung des Her-
zogthums Braunschweig nunmehr definitiv auf Sr. Durchlaucht den

Herzog Wilhelm in Höchstdessen Eigenschaft als nächster Agnat mit

allen verfassungsmässigen Rechten und Pflichten eines regierenden Her-
zogs von Braunschweig übergegangen sei.« Ganz in gleicher Weise de-

ducirte Hannover in der XVIII. Sitzung vom 11. Mai 1831: »Wenn
nun auch anzunehmen ist, dass weder den Agnaten noch der Gesammt-
heit des Bundes ein eigentliches Richteramt über einen souveränen deut-

schen Bundesfürsten zusteht, dass somit weder dem Einen, noch den

Andern das Recht eingeräumt werden kann, einen souveränen deutschen

Fürsten seiner Regierung für verlustig zu erklären, so bringt es doch die

Natur der Sache mit sich, dass ungeachtet der mit dem deutschen Reiche

erloschenen oberstrichterlichen Gewalt, welche Kaiser und Reich zustand,

den Agnaten zum wenigsten dieselben Rechte geblieben sein müssen,

welche ihnen zu Zeiten des Reiches eingeräumt wurden und die ihnen

um so mehr erhalten sind, als gegenwärtig die im Kaiser und Reich ge-

legene Souveränetät auf die deutschen Fürsten und deren Familien über-

gegangen ist. Eben diese Natur der Sache bringt es ferner mit sich, dass

an der Stelle der oberstrichterlichen Gewalt eben diesen

Agnaten wenigstens eine konservatorische Einschreitung zu-
stehen muss, um den aus einer absoluten Regierungsunfähigkeit ent-

springenden verderblichen Folgen auf eine der Ehre des fürstlichen

Hauses, der bleibenden Sicherheit und Ruhe im Lande und im deutschen

Bunde
,
sowie den angestammten Rechten der Agnaten entsprechende

Weise möglichst vollkommen zu begegnen
;
daher, wenn zur Erreichung

eines solchen Zweckes die blosse Errichtung einer Regentschaft nicht zu-

reicht, die zu treffende Anordnung diejenige Ausdehnung erhalten muss,

welche die nöthige Kraft und Stabilität der Regierungsgewalt sichert, um
Volksreaktionen vorzubeugen, und wozu die nächsten Agnaten das ihnen

ipso jure zustehende Successionsrecht berechtigt . . . Sollte etwa einer ent-

gegengesetzten Ansicht die nie staatsrechtlich oder historisch begründet

gewesene Theorie eines sog. Charakter indelebilis der Souveräne-

tät zu Grunde liegen
,
so müssen die höchsten Agnaten erklären

,
dass

sie einer solchen neuen Lehre ihre Zustimmung nicht ertheilen können.«

Allerdings herrschten im Schoosse der Bundesversammlung zwei diver-

girende staatsrechtliche Ansichten, indem die Einen, bei allgemein aner-

kannter Regierungsunfähigkeit des Herzogs Karl
,
die Agnaten für be-

rechtigt hielten, den Thron für erledigt zu erklären (so Preussen und
Hannover), die Andern nur eine Regentschaft für staatsrechtlich zu-

lässig hielten, so besonders Oesterreich; doch erhielt die preussisch-

hannöversche Ansicht, wornach Herzog Wilhelm die Regierung im
eigenen Namen anzutreten habe, die Majorität von einer Stimme.
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Zweites Kapitel.

A on den Staatsämtern.

§

Im Allgemeinen.

Nach deutsch-monarchischem Staatsrechte ist die gesammte

Staatsgewalt grundsätzlich in dem Staatsoberhaupte vereinigt.

Damit dieselbe aber praktisch wirksam werde, damit der einheitliche

Staatswille vom Centrum in alle Punkte der Peripherie übertragen

werde, bedarf es noch einer besondernstaatlichenOrganisation. Diese

ist in den Staatsämtern gegeben. Nicht bloss aus dem äussern

Grunde
,

weil der Monarch wegen unzureichender menschlicher

Kraft nicht alle Staatsgeschäfte selbst besorgen kann, nimmt er

sich »Diener und Gehülfen« an, sondern weil er, aus Gründen einer

höher entwickelten staatlichen Ordnung
,

sie nicht allein besorgen

darf, sind die Staatsämter nothwendige anstaltliche Glieder im

Organismus des Staates. Da die monarchische Gewalt erst durch

ihre Verbindung mit den Staatsämtern handlungs- und regierungs-

fähig wird
,
so muss die Lehre von den Staatsämtern systematisch

unmittelbar auf die vom Staatsoberhaupte folgen, indem erst durch

das Zusammenwirken dieser beiden Elemente die Eine unge-
teilte Staatsregierung dargestellt wird.

Staatsämter sind Einrichtungen, kraft deren menschliche Kräfte,

für Zwecke und Aufgaben des staatlichen Gemeinwesens, in be-

stimmter räumlicher und geschäftlicher Abgrenzung
,
in dauernder

Weise in Dienst genommen werden. Das Staatsamt ist lediglich

eine staatliche Veranstaltung, keine vom Staate getrennte juristische

Person. Es hat kein eigenes Recht, sondern vertritt, innerhalb sei-

ner Kompetenz, den Staat selbst. Wenn man sagt, dass ein Staats-

amt berechtigt und verpflichtet sei, seine volle Kompetenz innerhalb

seines Amtsbezirkes geltend zu machen
,
so heisst dies nicht etwa,

dass ein Amt ein wohlerworbenes Recht auf seine Amtsbefugnisse

habe, vielleicht sogar der Staatsgewalt gegenüber, sondern nur, dass

der Staat aus Ordnungsgründen sich bewogen gefunden hat, die

• verschiedenen Funktionen seiner eigenen viel umfassenden Thätig-

keit
,
nach gewissen geographischen und sachlichen Beziehungen,

an verschiedene Stellen zu vertheilen und gegeneinander abzu-

grenzen. Der Staat kann daher jeder Zeit die Organisation der

Aemter ändern, ihre Kompetenz anders bestimmen wie bisher. Eine
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später zu beantwortende Frage ist dabei nur, ob eine solche Orga-

nisationsänderung durch blosse Verordnung des Monarchen, durch

einfaches Gesetz oder nur durch ein verfassungsänderndes Gesetz

erfolgen kann.

Da aber das Amt an sich ein blosses Abstraktum, der Inbegriff

einer bestimmt abgegrenzten Staatsthätigkeit ist, so bedarf es immer

erst der Menschenkräfte, welche für diese Aufgaben bleibend in

Dienst genommen werden müssen. Diese sind
,

als die subjektiven

Träger der Amtsthätigkeit, die Staatsbeamten. Jedes Amt be-

darf zu seiner Wirksamkeit eines menschlichen Trägers, und zwar

kann entweder ein einzelner Mensch dasselbe bekleiden oder eine

Mehrheit von Menschen, welche als persönliche Einheit ge-

dacht wird. Darnach unterscheidet man in der Behördenorganisa-

tion das System der Einzelbeamten (Bureausystem) von dem
Kollegials y stem. Das Wesen des ersteren besteht darin, dass

eine einzelne, dem Staate verantwortliche, physische Person sämmt-

liche Geschäfte des Amtes leitet und Beschlüsse fasst und dass einem

solchen allein entscheidenden Beamten Gehülfen mit höchstens be-

rathender, niemals entscheidender Stimme zur Seite stehen
;
bei dem

letzteren dagegen werden die dem Amte zugewiesenen Geschäfte so

besorgt, dass mehrere (wenigstens drei) Individuen, als gleichbe-

rechtigte Mitglieder, unter der bloss formellen Leitung eines Vor-

sitzenden, nach Stimmenmehrheit Beschlüsse fassen und dass nur

die so gefassten Beschlüsse als Entscheidung der Behörde oder des

Amtes gelten. Kurz beim Bureausystem ist ein einzelner Mensch,

beim Kollegialsystem eine aus mehreren Menschen bestehende Per-

soneneinheit Subjekt oder Träger der Staatsgewalt. Zu verschiede-

nen Zeiten und bei verschiedenen Völkern hat in der Behördenorga-

nisation bald dieses
,
bald jenes System vorgewaltet. Heutzutage

sucht man beide Systeme so zu verbinden
,
dass man für gewisse

staatliche Funktionen den Einzelbeamten, für andere den Kollegien

den Vorzug giebt.

Wird die Bekleidung von Staatsämtern, wie seit dem letzten

Jahrhunderte in Deutschland, zu einem ständigen Lebensberufe

einer gewissen Klasse von Menschen
,

so bildet sich für diese
,
die

Staatsämter bekleidenden Personen ein bestimmtes Standesrecht?

das Staatsdienerrecht aus. Das Staatsdienerrecht in seiner

weitern Entwickelung beruht nicht mehr auf dem individuellen Er-

messen des Monarchen, wie in seinen ersten Anfängen (»pleraque

officia in principum ditionibus non tarn a legibus
,
sed a solo nutu
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principis dependent«)
,
sondern auf festen gesetzlichen Grundlagen

des verfassungsmässigen Amtsorganismus. Aus diesen allein kann

das Recht des Staatsdienstes und der Staatsdiener juristisch begrün-

det werden. Die Darstellung dieses Kapitels zerfällt daher natur-

gemäss in zwei Abschnitte. Der erste beschäftigt sich mit dem
Amtswesen im ohjektiven Sinne

,
der Behördenorganisation.

Bei der grossen Verschiedenartigkeit derselben in den einzelnen

deutschen Staaten muss sich das deutsche Staatsrecht lediglich auf

die Darlegung der obersten leitenden Grundgedanken beschränken,

während das Detail hier ganz dem Partikularstaatsrechte der Einzel-

staaten anheimfällt. Der zweite Abschnitt entwickelt, als Konse-

quenz des ersten, das öffentliche Rechtsverhältniss der Staatsdiener,

als der persönlichen subjektiven Träger der Staatsämter.

Erster Absclmitt.

Vom Amtsorganismus.

I. Geschichtliche Entwickelung des Amtsorganismus in den deutschen Staaten.

§ US-
1) Die Territorien des Mittelalters 1

.

Obgleich seit dem XIII. Jahrhundert die Landeshoheit zu einem

erblichen Rechte der landesherrlichen Familien geworden war, so

1 Ueber die ältere Literatur vergl. Pütt er’ s Lit. des Staatsrechtes Th. III.

S. 316 ff. Klüb er’ s Forts. § 245. Hauptwerke für die ältere Zeit : Nicolaus Myler

ab Ehrenbach, Hyparchologia, s. de officialibus, magistratibus et administris über
singularis. Stuttgart 1678. Joh. Christ. Becmanni notitia dignitatum illustrium,

civilium, sacrarum, equestrium. Jenae 1677. Das anschaulichste Bild der Be-
hördenorganisation eines mittleren deutschen Fürstenthums im XVII. Jahrhun-

dert giebt der treffliche, in der Schule Ernst’ s des Frommen von Sachsen-Gotha

erwachsene Staatsmann, Veit Ludwig v. Seckendorff »in seinem deutschen

Fürstenstaate« 1655. J. J. Moser, Von der Landeshoheit in Regierungssachen.

Frankfurt und Leipzig 1772. Von neuern Schriften : Frhr. v. Malchus
,
Po-

litik der inneren Staatsverwaltung oder Darstellung des Organismus der Be-
hörden für dieselbe. 3 Thle. Heidelberg 1823. Das inhaltreiche Werk des

westfälisch-württembergischen Staatsmannes giebt eine Uebersicht der Behörden-
organisation aller europäischen Staaten. Der III. Theil enthält zahlreiche Or-
ganisationsgesetze. Fr. Bülau, Die Behörden in Staat und Gemeinde, Beiträge

zur Yerwaltungspolitik. Leipzig 1836. Stahl, Rechts- und Staatsl. (III. Aufl.;

II. Bd. 2. Abth. S. 306 ff. Pözl in Bluntschli’s Staatsw. B. I. S. 204—219.

(Art. Amt), v. Seybold, Das Institut der Staatsämter. München 1854. L. v.

Stein, Verwaltungslehre B. I. S. 247—291. Organisation der Behörden) . J. v.
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waren die Territorien doch keineswegs bereits zu Staaten geworden.

Die Landeshoheit war noch weit davon entfernt, eine Staatsgewalt

zu sein. Als Kernpunkt der landesherrlichen Gewalt erschien die

Gerichtsbarkeit, für deren Ausübung der König den Gerichtsbann

leihen musste. Da die Landesherrn, bei der Ausdehnung ihrer Ter-

ritorien und bei der Zunahme an Macht
,
nicht mehr in eigner Per-

son der hohem gräflichen Gerichtsbarkeit vorstehen wollten oder

konnten
,
so setzten sie Stellvertreter ein

,
welche die gräfliche Ge-

richtsbarkeit handhaben sollten
,

sei es
,
dass sie nur die Gerichts-

barkeit geliehen erhielten oder dass ihnen die Grafschaften mit ihren

Rechten vom Landesherm übertragen wurden (O. St ob he, Gerichts-

verfassung des Sachsensp. Zeitschrift für deutsches Recht B. XV.
S. 89 ) . Aber diese Stellvertreter waren damals noch keine landes-

herrlichen Beamten, sondern mussten sich stets an den König wen-

den, um von ihm unmittelbar den Königsbann zu erhalten. Erst als

diese, zur inhaltslosen Formalität gewordene Beleihung ganz weg-

gelassen wurde, trat ihre Eigenschaft als Vertreter der landes-

herrlichen Gerichtsbarkeit klar hervor. Die alten Landgerichte

mussten indessen meistens den landesherrlichen Hofgerichten
weichen, indem man sich gefallen liess, dass das Gericht, gegen die

Grundsätze der frühem Gerichtsverfassung, von der alten Dingstätte

an den landesherrlichen Hof gezogen wurde. Bisweilen erhielten

sich die alten Landgerichte mit konkurrirender Gerichtsbarkeit'

neben den Hofgerichten.

Held, Verfassungsrecht Th. II. S. 303—388. Bluntschli, B. II. B. VII.

Zöpfl, (V. Aufl.) Th. II. S. 777—888. Zachariä, B. II. S. 8 ff. Klüber,

§
341—352. S. 534—548. Lab and, Staatsrecht des d. R. B. I. S. 291. Für

die einzelnen deutschen Staaten sind besonders zu vergleichen für Bayern:
Pözl, Lehrb. des bayerischen Verwaltungsrechtes. IV. Aufl. München 1871.

Erstes Buch S. 9—126; für Württemberg : M o hl’ s Staatsrecht B. II. S.8ff.;

für das Königreich Sachsen: Weiss, Lehrbuch des sächsischen Staatsrechts I.

§ 81 ff. (veraltet); für Hessen-Darmstadt: Weiss, Hessisches Staatsrecht Th. I.

§ 14 ff., für Sachsen-Weimar : Schweitzer, Oeffentl. Recht Kap. IV.

§75—100; für Preussen: v. Rönne, Staatsr. B. II. Abth. 1. Die Organe der

Staatsverwaltung, H. Schulze, Preussisches Staatsrecht B. I. Zweites Kapitel

:

Von den Staatsämtern S. 231 ff. An einer tiefem, rechtsgeschichtlichen Behand-

lung des deutschen Behördenwesens fehlt es noch gänzlich. Das Beste findet sich

noch in präciser Kürze bei Eichhorn, Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte,

Th. II. § 308. Th. III. § 430. Th. IV. § 549. Einen guten Anfang zu einer Ge-

schichte des preussischen Behördenwesens und Beamtenthums hat gemacht:

S. Isaacsohn, Geschichte des preussischen Beamtenthums, vom Anfang des

15. Jahrhunderts bis auf die Gegenwart. B. I. Das Beamtenthum in der Mark
Brandenburg 1415—1604. Berlin 1874, B. II. Das Beamtenthum des 17. Jahr-

hunderts. 1878.
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Ausser diesen gerichtlichen Befugnissen hatte der Landes-

herr durch besondere Verleihung gewöhnlich andere nutzbare Rega-

lien, z. B. Zölle, Münze, Bergwerke, und besass eigene Güter mit

zahlreichen Hintersassen, Gefällen u. s. w., welche er durch seine

Kameralheamten verwaltete. Eine eigentliche Landesregierung in

unserem Sinne . ausser der Gerichtsbarkeit und der Sorge für die

eigenen Einnahmen
,
war dem frühem Mittelalter unbekannt oder

wenigstens nur in ihren ersten Anfängen vorhanden. Ueherall fehlte

es in den Territorien an dem festen Mittelpunkt einer Haupt- und

Residenzstadt, welcher für ein geordnetes Behördensystem unent-

behrlich ist. Der Landesherr des Mittelalters zog vielmehr, begleitet

von seinem Hofgesinde ,
familia

,
familiäres

,
im Lande umher

,
von

einer Stadt zur andern
,
schlug auf seinen Schlössern oder in Klö-

stern zeitweilig sein Hoflager auf und nahm dabei einzelne Regie-

rungshandlungen vor. Seine Rathgeber waren regelmässig seine

Ministerialen, welche zugleich ein höheres Hofamt verwalteten

oder auch nur als Rathgeber verwandt wurden. Daher kommt in

den Urkunden vom XIV. bis zum XVI. Jahrhundert häufig die For-

mel vor : »mit Rath der Rathgeher und getreuen Heimlichen« 1
. Diese

standen aber noch nirgends in einer kollegialischen Verbindung und

hielten sich meist nur zeitweilig am fürstlichen Hofe auf. Zur Aus-

fertigung von Urkunden und sonstigen Niederschriften wurden

Schreiber, scriptores, notarii, verwendet, an deren Spitze der oberste

Schreiber, protonotarius, stand. Name und Amt des Kanzlers
,
an

königlichen Höfen im ganzen Mittelalter vorhanden, tritt an den

landesherrlichen Höfen erst in der zweiten Hälfte des XV. Jahrhun-

derts auf.

Aus der grossen Anzahl fürstlicher Diener und Räthe, die vom
Landesherrn zur Berathung der verschiedensten Geschäfte herbei-

gezogen und zur Ausführung derselben verwandt wurden, ragen die

Träger der eigentlichen grossem Hofämter: der Hofmeister, der

Marschall, der Kämmerer, der Truchsess, der Schenk hervor. Cha-

rakteristisch für die schwankenden Zustände jener Periode ist, dass

der landesherrliche Hofdienst ganz mit dem Dienste für die öffent-

lich-rechtlichen Befugnisse zusammenfällt und dass die Funktionen

der einzelnen Hofbeamten keine festbestimmten sind
,
sondern dass

1 K. Fr. von Po sern-Klett, Zur Geschichte der Markgrafschaft Meissen
im 13. Jahrhundert. (Mittheilungen der deutschen Gesellschaft in Leipzig.)

B. II. Leipzig 1863. S. 52 ff.
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vielmehr jeder derselben zur Erledigung jeder Art von Geschäften

von seinem Herrn gebraucht wird 1
.

Seit dem XIII. und XIV. Jahrhundert sind einzelne energische

Fürsten grösserer Territorien bestrebt, auch für die Verwaltung ein-

zelner Landestheile eine geordnete Beamtenregierung durchzuführen.

So sehen wir, wie die Wittelsbacher in Bayern seit dem XIII. Jahr-

hundert planmässig auf die Umbildung des Lehenstaates in den

reinen Beamtenstaat hinarbeiten, indem sie an die Stelle der be-

lehnten Stellvertreter absetzbare Beamte setzen. Bereits unter Otto

dem Erlauchten finden wir Bayern in 34 Aemter und diese in Unter-

oder Schergenämter eingetheilt, eine Einrichtung, welche von sei-

nen Söhnen Ludwig und Heinrich weiter ausgebildet wurde 2
. Ganz

dasselbe Ziel verfolgten die österreichischen Herzoge, hei denen die

Landeshoheit, auf Grundlage ihres markgräflichen Herzogthums

und ihrer Privilegien, am frühesten zu einer fast souveränen Staats-

gewalt sich konsolidirte. Unter Herzog Rudolf IV. war man diesem

Ziele schon sehr nahe und der Hausvertrag von 1364 zeigt, dass die

Verwaltung des Landes nur durch eine abhängige Beamtenhierarchie

besorgt werden sollte 3
. In ähnlicher Weise ist in der Mark Bran-

denburg die Vogteieinrichtung eine reine Beamtenverfassung. Seit

dem 14. Jahrhundert sind die Marken etwa in 30 Vogteidistrikte

getheilt; an der Spitze jeder Vogtei steht der Voigt, als vom Mark-

grafen ernannter, stets absetzbarer Beamter. In ihm vereinigen sich

alle Zweige der Verwaltung. Er ist der Wahrer des öffentlichen

Friedens, sorgt für die Sicherheit seines Bezirkes gegen innere und

äussere Feinde und steht zu diesem Zwecke an der Spitze des Voig-

teiaufgebotes. Er leitet die FinanzVerwaltung, zieht die Erträge der

Hausgüter, Regalien und Steuern ein und liefert sie in die Kammer
seines Herrn. Ueber eine ganze Mark oder Provinz ist dann als

höherer Verwaltungsbeamter in ähnlicher Stellung ein Landeshaupt-

mann gesetzt.

Während so in den grossem Territorien für die Lokalverwal-

tung der Uebergang vom Lehensstaate zum Beamtenstaate bereits

angebahnt ist, so ist doch nirgends eine bestimmte Trennung der

Behörden nach den verschiedenen Funktionen der Staatsthätigkeit

durchgeführt. Gerichtsbarkeit, Militärgewalt, Finanzwirthschaft

sind mit der Besorgung der fürstlichen Privatangelegenheiten und

1 Isaak sohn, B. I. Kap. I. S. 5 ff.

2 Büchner, Bayerische Geschichte B. V. S. 125—128. 138. 143 ff.

3 Berchtold, Die Landeshoheit Oesterreichs S. 206 ff.
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dem Hofdienste immer in denselben Händen vereinigt. Eine festere,

kollegiale Gestaltung der Oberbehörden, eine Vertheilung der Ge-

schäfte nach gewissen sachlichen Gesichtspunkten beginnt erst mit

dem XVI. Jahrhundert, wo die Territorien mehr und mehr den

Staatscharakter annehmen, wo
,
unter dem Einflüsse des römischen

Rechtes
,
sich die Gerichtsverfassung vollständig umgestaltet und

damit das gelehrte Berufsbeamtenthum an die Stelle der ritterlichen

Lehensleute und Ministerialien tritt, aus welchen bis dahin die

Käthe hervorgegangen waren.

§ H9.

2 Die Behördenorganisation im XVI., XVII. und XVIII. Jahrhundert.

Unter dem Einflüsse des immer tiefer eindringenden römischen

Rechtes und der in Verbindung damit erwachenden Staatsidee,

konsolidirte sich im XVI. Jahrhundert in allen deutschen Territorien

eine festere Behördenorganisation. Aus den zahlreichen Käthen,

welche sich am fürstlichen Hofe befanden und welche der Landes-

herr bis dahin ganz nach Belieben zu den Geschäften herangezogen

hatte, bildete sich ein Rathskollegium mit einer festen

Kollegialverfassung. Dieses erhielt den Namen des Hofrathes,

der Kanzlei, am häufigsten den der Regierung (in Württemberg

Oberrath) . Als Vorsitzender dieses Kollegiums wurde der Landes-

herr selbst angesehen; sein Stellvertreter war der Kanzler, eine

Würde, welche seit dem XVI. Jahrhundert an allen landesherrlichen

Höfen erscheint. Er ist stets ein Rechtsgelehrter und von diesem
Punkte aus dringt das gelehrte Berufsbeamtenthum zuerst in den

deutschen Territorialstaat ein. Alles, was an den Fürsten gelangte,

ging durch seine Hände
;
die Reskripte des Landesherrn und die

Berichte der Unterbehörden waren an ihn gerichtet. Von ihm gingen

alle Ausfertigungen aus, er ertheilte im Namen des Landesherrn

Bescheide. Kurz der Kanzler erscheint im XVI. Jahrhundert ge-

wissermassen als »der dirigirende Minister«, an der Spitze des ober-

sten Landeskollegiums.

Die älteste kollegiale Behörde
,
unter dem Namen Hofrath,

gehört den niederösterreichischen Landen an und ging bereits vom
Kaiser Maximilian I. aus 1

;
sie hat andern Ländern zum massgeben-

den Vorbilde für die Neugestaltung ihrer Administrativbehörden

1 J. C. Herchenhahn, Geschichte des Reichshofraths. Mannheim 1792.

Th. I. S. 488 ff. Eichhorn III. § 430. S. 283.
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gedient. In dem Fürstenthnm Bayrenth erhielt der 1525 eingesetzte

Hofrath im Jahre 1535 eine vollständige Einrichtung mit Geschäfts-

ordnung und Eintheilung in Senate L Ein geordnetes Regierungs-

kollegium bestand schon früh in den Landen der Sachsen-ernesti-

nischen Linie, jedenfalls seit den Zeiten Johann Friedrich’s des

Grossmüthigen. Im alhertinischen Sachsen vollzog sich diese Um-
gestaltung 1547 unter Kurfürst Moritz auf Andringen der Stände,

welche hier wie anderwärts darin eine Garantie einer geordneten

Landesregierung erkannten 2
. Da die Käthe von jeher auch zur Ent-

scheidung von Rechtsstreitigkeiten benutzt worden waren
,
welche

persönlich an den Landesherrn gelangten, so erhielt das neue Kolle-

gium überall konkurrirende Gerichtsbarkeit mit den Hofgerichten,

welche nur zu bestimmten Zeiten abgehalten wurden, sog. Quartal-

gerichte; ja, es überwog bald durch seinen ständigen Charakter und

das in ihm stärker vertretene, gelehrte Element das Hofgericht.

Neben den Rechtssachen wurden hier alle Regierungssachen bear-

beitet, daher der regelmässige Name der »Regierung« für dieses

Kollegium. Es war anfangs überall das Centralregierungs-
kollegium mit ausschliesslicher Kompetenz. Bald

zweigten sich, meist noch im Laufe des XVI. Jahrhunderts, aus

diesem Kollegium neue Behörden ab, die erst nur zu besondern

Deputationen, dann zu eigenen Kollegien wurden. Dies geschah

überall zuerst mit der Verwaltung der Kammergüter und der damit

zusammenhängenden Einnahmen, welche einer besondern Hofkam-
mer, dem spätem Kam merk olle gium übertragen wurden. So

trennte z. B. der Markgraf Johann v. Küstrin (1535— 1571) die

Kammer- und Domänenverwaltung seines Landes von der Regie-
r u n g

,

mit welcher sie bis dahin vereinigt gewesen war, und über-

liess die letztere einem Kollegium von Hof- und Regierungsräthen

unter dem Vorsitze des neumärkischen Kanzlers, während die Kam-
merverwaltung einem Kollegium von Kammerräthen unter der Lei-

tung eines Kammermeisters überwiesen wurde 3
. Diese Bildung

eines eigenen Kammerkollegiums ist in allen Territorien
,
auch in

den sächsischen Landen, um diese Zeit nachzuweisen und bezeich-

net einen bedeutsamen Fortschritt, indem dadurch die eigentlichen

1 K. H. Lang, Neuere Geschichte des Fürstenthums Bayreuth. Göttingen

1798. Th. I. S. 163 ff. Th. II. S. 82 ff.

2 Weisse, Sächsisches Staatsrecht B. I. § 96. S. 157.
3 Isaacsohn, a. a. O. S. 163 ff.
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staatlichen Befugnisse mehr und mehr von den Vermögensange-

legenheiten der landesherrlichen Familie getrennt wurden.

Eine dritte kollegiale Oberbehörde entstand mit der Reforma-

tion in allen evangelischen Ländern. Während früher die geist-

lichen Angelegenheiten Sache der Hierarchie
,
besonders der Bischöfe

gewesen waren, fiel jetzt das Kirchenregiment an die Landesherrn,

welche für dessen Verwaltung, sowie für die geistliche Gerichtsbar-

keit, eine eigene, aus Theologen und Juristen zusammengesetzte

Behörde, das Konsistorium, einsetzten. Die Errichtung einer

solchen Behörde, sowie der Erlass vor* Konsistorialordnungen, fällt

in die Mitte des XVI. Jahrhunderts.

Während so dem Regierungskollegium im XVI. Jahrhundert

ausser den geistlichen und Kameralsachen der ganze Inbegriff der

Regierungsgeschäfte regelmässig überlassen wurde, behielt sich der

Landesherr doch gewisse wichtige Angelegenheiten vor, welche

er nur mit seinen vertrautesten Räthen berietli. Diese wurden als

seine »Geheimen Räthe« bezeichnet; sie bildeten anfangs kein

Kollegium, sondern waren ordentlicher Weise Mitglieder des Regie-

rungskollegiums. Es war ein neuer bedeutender Fortschritt in der

Behördenorganisation, dass diese geheimen Räthe im XVII. Jahr-

hundert zu einem Geheimen Rathskollegium verbunden

wurden, wie dies in Brandenburg unter Joachim I. durch die Ge-

heime Rathsordnung vom 13. December 1604 geschah 1
. Damit war

der erste Ansatz zu einem Ministerium gegeben. Das Geheime Ratlis-

kollegium sollte der Centralpunkt der ganzen Regierung sein
,
wo

alle wichtigen Angelegenheiten Zusammentreffen und entschieden

werden sollten. Namentlich gehörten vor den Geheimen Rath die

auswärtigen Angelegenheiten und die eigentlichen Staats- und

Haussachen. Er sollte die Revisionsstelle aller übrigen Kollegien,

der einheitliche Mittelpunkt der gesammten Staatsverwaltung aller

verschiedenartigen Landestheile sein. Besonders ist die Entwicke-

lungsgeschichte des württembergischen Geheimen Rathes interes-

sant, wie sie Spittler’s sachkundige Hand gezeichnet hat 2
. Auch

hier bildete sich dieses Kollegium allmählich aus der Regierung,

dem sog. Oberrathe, heraus, indem aus demselben die vertrautesten

1 Christ. Aug. Ludw. Klaproth und Karl Wilhelm Cosmar: Der wirk-

liche Geheime Staatsrath. Berlin 1805. Isaacsohn B. II. S. 23 ff.

2 Ludw. Timoth. Frhr. v. Spittler’s sämmtliche Werke, herausgegeben

v. K. Wächter B. XIII. Tübingen 1837. Nr. VIII. S. 278—452. Geschichte

des württembergischen Geheimen Rathskollegiums.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 19
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Räthe von dem Landesherrn zu den wichtigsten Geschäften zuge-

zogen wurden. Gegen dieses planlose Heranziehen einzelner
Rathgeher reagirten aber besonders die Landstände, welche in einer

obersten Kollegialbehörde die Garantie einer geordneten Regierung

erkannten. Wie in Württemberg überhaupt am frühsten konstitu-

tionelle Gedanken einwirkten
,
so wurde hier durch den Landtags-

abschied vom 14. Mai 1629 das Geheime Rathskollegium eine lan-

desverfassungsmässige Behörde, welche der Landesherr

nicht beliebig beseitigen konnte, welche ein nothwendiges Medium
seiner ganzen Regierungsthätigkeit für alle Zeiten bleiben und »nicht

blos auf den Nutzen der Herrschaft, sondern auch auf den der Land-

schaft mit verpflichtet werden sollte«. Etwas später erhielten diese

neu geschaffenen Geheime Rathskollegien erst ihre festere Ausbil-

dung durch Geschäftsordnungen. So ertheilte der grosse Kurfürst

am 4. December 1651 dem 1604 errichteten Geheimen Rathe eine

Geschäftsordnung, wodurch er eine Eintheilung der Geschäfte nach

1 9 Departements
,
theils nach den Gegenständen

,
theils nach den

Provinzen einführte. In Württemberg erfolgte die Verfassung
eines Kollegiums, welches schon seit 30 Jahren konstitutionsmässig

geworden war, erst durch die sog. Eberhardinische Kanzleiordnung

von 1660.

Tm Kurfürstenthum Sachsen errichtete Kurfürst August bereits

1574 »das Geheime Konsilium« für seine gesammten Lande,

welches als höchstes Kollegium über alle andern Kollegien Direk-

tion und Aufsicht führen sollte L Seihst in kleinern Ländern wurde

im Laufe des XVIII. Jahrhunderts ein besonderes Geheime Raths-

kollegium errichtet, so in Sachsen-Weimar 1702 unter Herzog Ernst

AVilhelm 2
. Nur in den kleinsten reichsgräflichen Territorien blieb

die Regierung regelmässig das höchste Landeskollegium

.

Ueberhaupt ist die Grösse des Territoriums von Einfluss auf die

Organisation der Behörden. Vor allem wurde König Friedrich AVil-

helm I. von Preussen der Schöpfer eines neuen Amtsorganismus. Er

zerlegte die gesammte Civilverwaltung in dreiHaupttheile, die aus-

wärtigen, die Finanz- und die Justizangelegenheiten. Die ersteren

fielen dem Kabinetsministerium
,
die zweiten dem Generaldirekto-

rium, die letzteren dem Justizministerium, bezüglich den Gerichten,

zu. Die Einheit dieser Centralbehörden wurde dadurch gewahrt,

1 C. H. v. Römer, Staatsrecht des Kurfürstenthums Sachsen. Halle 1788.

Th. II. S. 96 ff.

2 Schweitzer, a. a. O. S. 129.
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dass die Chefs derselben ihren Sitz im Geheimen Rathe hatten.

Einen andern bedeutsamen Fortschritt im staatlichen Sinne that

König Friedrich Wilhelm I. dadurch, dass er jenen Dualismus des

Staatshaushaltes und der Staatsverwaltung beseitigte, welcher dem
ständischen Territorialstaate angehörte. Er vereinigte die beiden

grossen Centralbehörden, das Generalkriegskommissariat, welches

die aus ursprünglich von den Ständen verwilligten Steuern fliessen-

den Einkünfte (wie Grundsteuer, Kontribution, Accise) zu verwalten

hatte, und die Generaldomänenkommission, welche die eigenen

Einkünfte des Landesherrn aus Domänen und Regalien unter sich

hatte, zu einer einheitlichen kollegialischen Behörde, dem »General-

Ober-Finanz- Kriegs- und Domänendirektorium« (1722). Dieser

Centralisation in der Spitze entsprach die Vereinigung der Kriegs-

kommissariate und Amtskammern in den Provinzen zu Kriegs- und

Domänenkammern. In den meisten übrigen deutschen Territorien

blieb dieser Dualismus des Finanzwesens und seiner Behörden bis

auf die neuere Zeit bestehen. Als Grundzüge der Behördenorgani-

sation des vorigen Jahrhunderts lassen sich folgende hinstellen

:

1) In allen deutschen Staaten überwog das sog. Provinzial-
system das Realsystem in der Organisation der Behörden, oder

war wenigstens mit demselben stark vermischt, d. h. die Geschäfte

waren in den obersten Behörden nicht lediglich nach ihrer sach-

lichen Zusammengehörigkeit
,
sondern zugleich mit Rücksicht auf

bestimmte Landestheile vertheilt. So kamen in Preussen für den-

selben Geschäftskreis mehrere Minister vor, z. B. mehrere Justiz-

minister, dagegen hatten einzelne Provinzen ihre besondern Minister

(Schlesien, Ostpreussen) . Auch fehlte es in allen deutschen Län-

dern an einer planmässigen Eintheilung des Staatsgebietes zum
Zwecke einer geregelten Behördenorganisation. Diese »Aggregat-

verwaltung« so vieler einzelner Landestheile, diese Zerreissung sach-

lich zusammengehöriger Gegenstände, wie die Zusammenfügung

fremdartiger Geschäfte, machte eine einheitliche Durchführung ge-

meinsamer Grundsätze für den ganzen Staat, eine geordnete Ver-

waltung in unserem Sinne unmöglich.

2) Nirgends war die so wichtige Trennung der Justiz von der

Verwaltung im Behördensysteme durchgeführt. Die »Regierun-
gen« waren überall zugleich mit der Entscheidung von Rechts-

sachen und Verwaltungsangelegenheiten betraut. In den untern

Instanzen waren die Aemter überall zugleich Justiz- und Verwal-

tungsstellen.

19 *
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3) Die ganze Behördenorganisation wurde wesentlich nach dem
Vorbilde der Gerichtsverfassung gestaltet; darum hielt man auch

auf dem Gebiete der Verwaltung den Grundsatz der drei Instanzen

fest und führte in dem ganzen Behördenorganismus möglichst das

Kollegialsystem durch, indem man darin, und für die damalige

Zeit nicht mit Unrecht, eine Garantie einer nach gleichen Grund-

sätzen handelnden, unparteiischen Verwaltung erkannte. Deshalb

waren besonders alle Ober- und Mittelbehörden, welche eine Auf-

sichts- und Rekursinstanz bildeten, kollegialisch organisirt, auch

der geheime Rath oder das Ministerium.

4) In den meisten Territorien, wo sich das landständische Prin-

zip erhalten hatte, gab es ein doppeltes Behörden System,
ein landesherrliches und ein landständisches

,
besonders auf dem

Gebiete des Finanzwesens, wo sich dieser Dualismus bis auf die

neueste Zeit erhielt. Ja, selbst bei den landesherrlichen Behörden

hatten die Stände ein Ernennungs- oder Repräsentationsrecht für

gewisse Stellen, besonders für die Hof- und Kammergerichte.

5) Bei weitem der grösste Theil aller Unterbehörden war

nicht landesherrlich, sondern ständisch. Die Magistrate der Städte,

die Patrimonialgerichte der Prälaten und der Ritterschaft übten Ge-

richtsbarkeit und Polizei in der untern Instanz aus eigenem Rechte,

wenn auch unter Aufsicht der landesherrlichen Behörden. Nur auf

seinen eigenen Domänen stand dem Landesherrn
,

als Gutsherrn,

gleiches Recht zu. Darnach zerfiel das Territorium überall, wie

heutzutage noch Mecklenburg, in das unmittelbare landesherr-

liche Domanium und in das mittelbare Gebiet der ständischen

Unterohrigkeiten

.

Es bedurfte noch eines gewaltigen äussern Anstosses, um das

Staatsprinzip auch im Behördensysteme folgerichtig durchzuführen.

§ 120 .

3) Vollständiger Sieg des Staatsprinzips im Behördensysteme des XIX. Jahr-

hunderts.

Das Staatsrecht der deutschen Staaten hat sich nicht nur aus

deutschen Wurzeln entwickelt
;

dieselben haben vielmehr an dem
allgemeinen europäischen Entwickelungsgang theilgenommen und

zu Zeiten haben bestimmte ausländische Vorbilder den tiefgreifend-

sten Einfluss ausgeübt
;
so wirkte Italien durch »die Kultur der Re-

naissance« im XVI. Jahrhundert nicht nur auf die Kunstformen,

sondern auch auf die Staatsformen in Deutschland ein; so hat vor
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allem Frankreich und der daselbst früh zur Reife gediehene monar-

chische Absolutismus den deutschen Landesherrn
,

bis zu den

kleinsten herab, zum massgebenden Vorbilde gedient. Auch in Be-

treff der Behördenorganisation wurde Frankreich bereits im ganzen

XVIII. Jahrhundert mehr oder weniger kopirt. Aber trotz der mon-

archischen Einheit im Centrum bestand in Frankreich bis zur

Revolution eine krause Mannigfaltigkeit der Landschaften und Pro-

vinzen in ihren Behörden- und Verwaltungseinrichtungen . Von einer

planmässigen Eintheilung des Landes, wie von einer systematischen

Behördenorganisation, war auch in Frankreich keine Rede. Beides

wurde erst durch die französische Revolution und ihren grossen

Erben geschaffen. Waren die Verfassungsformen der französischen

Revolution auch nur ephemer, ihre Behördenorganisation ist nicht

nur für Deutschland, sondern für alle kontinentalen Staaten mass-

gebend geworden und geblieben. Freilich wurde das französische

Vorbild bald in freier Weise benutzt, bald sklavisch kopirt. Das

erste geschah in Preussen durch die Behördenorganisation des Frhrn.

v. Stein (Verordnung vom 24. November 1808), wobei man nicht

verschmähte
,

die richtigen Prinzipien der französischen Einrich-

tungen zu Grunde zu legen, sonst aber den Aufbau in selbständiger

deutscher Weise unternahm, während man in manchen Rheinbunds-

staaten, mit den richtigen Grundgedanken, auch alle Gebrechen

des französischen Systems in den Kauf nahm.

Als die leitenden Grundgedanken des modernen Amtsorganis-

mus, wie sie jetzt in allen deutschen Staaten zum Durchbruche ge-

kommen sind, heben wir hervor

:

1) Was die centrale Leitung der Staatsgeschäfte betrifft, so ist

überall an die Stelle des Provinzialsystems das konsequent durch-

geführte Realsystem getreten, d. h. die oberste Leitung der ganzen

Staatsregierung ist systematisch in gewisse Iiaupttheile zerlegt,

welchen eben so viele Ministerien entsprechen. An der Spitze jedes

Ministeriums steht ein Minister, als oberster Leiter, mit voller per-

sönlicher Verantwortlichkeit für seinen ganzen Geschäftskreis.

Folgerichtiger Weise wird das im vorigen Jahrhundert überall be-

stehende Geheime Rathskollegium, als oberste Staatsbehörde, auf-

gehoben und die Centralverwaltung des Staats in Ministerialdeparte-

ments vertheilt. Damit sind mehrere Minister für denselben Ge-

schäftskreis ebenso unmöglich, wie die Beschränkung eines Ministers

auf eine Provinz oder einen einzelnen Landestheil. Der Amtsbezirk

jedes Ministers ist das ganze Staatsgebiet.
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2) Was die lokale Behördenorganisation betrifft, so wird zu
ihrer durchgreifenden und allseitigen Wirksamkeit jetzt das ganze
Staatsgebiet überall planmässig in gewisse grössere und kleinere
Abtheilungen zerlegt, an welche sich die verschiedenen Instanzen
der Staatsbehörden anschliessen. Davon war vor der französischen
Revolution weder in Frankreich noch in irgend einem andern Staate
die Rede gewesen. Ueberall bildeten die allmälig zu einem grossem
Ganzen zusammengefügten Gebiete, in ihrem historischen Bestände,
die Grundlage der Behörden- und Verwaltungsorganisation, so auch
in Frankreich. Durch ein Dekret der konstituirenden Nationalver-
sammlung vom 15. Januar 1790 wurde in Frankreich an die Stelle
der alten geschichtlich gewordenen Provinzen und Landschaften
die neue willkürliche, auf blos geographischen Gesichtspunkten be-
ruhende Departementaleintheilung gesetzt. Eine solche Eintheilung
des Staatsgebietes

,
zum Zwecke der Verwaltungs- und Behörden-

organisation hat ihre Berechtigung; sie soll aber unter möglichster
Schonung der gegebenen geschichtlichen Verhältnisse geschehen
und Zusammengehöriges aus äussern Gründen nicht willkürlich
auseinanderreissen, wie das die französische Departementaleinthei-
lung in radikalster Weise gethan hat. Auch in einzelnen Rhein-
bundsstaaten experimentirte man mit den Eintheilungen des Staats-
gebietes, während sich die preussische Provinzial- und Kreisein-
theilung von 1815 möglichst an die altgewohnten geschichtlichen
Grundlagen anschloss.

3) Nirgends in Deutschland war im vorigen Jahrhundert Justiz
und Verwaltung im Behördenorganismus von einander getrennt.
Dies geschah zum ersten Male grundsätzlich in Frankreich durch
das Gesetz vom 24. August 1790, welches zum Vorbilde für die
ganze kontinentale Gesetzgebung

,
somit auch für die deutschen

Staaten wurde. In Deutschland wurde dieser Grundsatz erst all-

mälig im Laufe dieses Jahrhunderts durchgeführt, zuerst in den
oberen Instanzen. Das Jahr 1848 macht hier in den kleinern Staaten
einen Abschnitt, indem die Aemter aus Justiz- und Verwaltungs-
stellen reine »Justizämter« wurden. Am längsten erhielt sich in
Bayern dieVereinigung gerichtlicher und administrativer Funktionen
in den Landgerichten, welchen die gesammte Polizeiverwaltung im
weitesten Sinne des Wortes übertragen war. Jetzt ist durch die
neue Reichsgerichtsverfassung die Trennung von Justiz und Ver-
waltung in allen Behörden zum gemeingiltigen Rechtssatze für
ganz Deutschland erhoben.
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4) Bis weit in unser Jahrhundert herein waren einzelne Hoheits-

rechte in den Händen von Standesherrn, Grundherrn und Gemeinden,

wenn auch in Unterordnung unter Staatsbehörden und Staatsge-

setze. Daher gab es neben den Staatsbehörden auch Behörden von

patrimonialem Charakter. Vor allem bildeten die Patrimonialge-

richte der untern Instanz in Deutschland eine gemeingiltige Insti-

tution. In Preussen und vielen andern Staaten wurden sie durch

die Gesetzgebung des Jahres 1848/49 beseitigt, anderwärts erhielten

sie sich bis auf die neueste Zeit. Jetzt ist durch die Reichsgesetz-

gebung alle Gerichtsbarkeit ausnahmslos für Staatsgerichtsbarkeit

erklärt, jede Privatgerichtsbarkeit aufgehoben. Aber auch alle an-

dern Hoheitsrechte hat der Staat zurückgefordert, wenn er auch

ihre Ausübung den Körpern der Selbstverwaltung in weitgehender

Weise überlässt. Somit ist, mit vollständiger Beseiti-

gung aller p atrimonialen Hoheitsrechte, das moderne
Behördensystem ein rein staatliches geworden, wel-
ches seinen einheitlichen Mittelpunkt im Monarchen,
seine systematische Gliederung in den Ministerien
findet.

II. Grundzüge des gegenwärtigen Amtsorganismus in den

deutschen Staaten.

A. Die Centralbehörden.

§ 121 .

Die Ministerien.

Die dem modernen Staat innewohnende Richtung auf plan-

mässige Ordnung und Vertheilung der Staatsgeschäfte hat auf eine

systematische Organisation der Ministerien hingeführt. Darnach

wird die gesammte staatliche Thätigkeit nach organischen Haupt-

funktionen geschieden und jeder solchen Hauptfunktion ein eigenes

Ministerium bestimmt. Wenn man die Hauptfunktionen der Staats-

gewalt überblickt, so ergehen sich aus der organischen Natur des

Staates und den Aufgaben der Staatsthätigkeit überall mit Noth-
wendigkeit fünf Ministerien :

1) Der Staat steht nicht vereinzelt da, sondern hat Beziehungen

zu andern Staaten und deren Genossen, welche nach den Grund-
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Sätzen des Völkerrechtes und den Erwägungen der auswärtigen

Politik beurtheilt werden. Die Sorge für diese Beziehungen fällt

dem Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten
anheim

.

2) Der Staat bedarf zu seiner Verteidigung nach aussen, und

zur Behauptung seiner Stellung im Staatensysteme einer bewaffneten

Macht, deren oberste Leitung unter dem Kriegsministerium
steht.

3) Die erste Aufgabe des Staates für seine innern Verhält-

nisse ist die Aufrechterhaltung der Rechtsordnung, insbesondere

Wiederherstellung des gebrochenen Rechts. Zu diesem Behufe

setzt er Gerichte ein
,
welche in ihrem eigentlichen Berufe, dem

Rechtsprechen, unabhängig dastehen; dennoch bedarf auch die

Rechtspflege einer einheitlichen höchsten Leitung im Justizmi-
nisterium.

4) Die ganze innere Verwaltung, welche den übrigen Staatsauf-

gaben, der Behauptung der öffentlichen Sicherheit, der Herstellung

der Grundbedingungen des Volkswohlstandes, der Förderung der

geistigen Interessen dient, koncentrirt sich anfangs in allen Staaten

im Ministerium des Innern.

5) Die bisher aufgezählten Ministerien bedürfen zur Erfüllung

ihrer Aufgaben sämmtlich umfangreicher äusserer Mittel
,
welche

nach den Grundsätzen der modernen Staatswirthschaft nur durch

Geld beschafft werden können. Die Beschaffung dieser Mittel, die

Deckung der Staatsausgaben durch entsprechende Einnahmen
,

ist

die Aufgabe des Finanzministeriums. Während die übrigen

Ministerien unmittelbar den Staatszwecken dienen, arbeitet das

Finanzministerium nur mittelbar für dieselben durch Beschaffung

der äussern Mittel für die Thätigkeit der übrigen Ministerien.

Diese fünf Ministerien können wir als die organisch noth-

wendigen bezeichnen
;
keines kann in einem Staate fehlen, wel-

cher völlig selbständig für sich dasteht und keine Funktion der

Staatsthätigkeit an eine übergeordnete Staatsgewalt abgegeben hat.

Dagegen pflegt die Zahl der Ministerien in grossem Staaten noch

oft vermehrt zu werden. So zweigt sich in Staaten mit einer grös-

seren Seemacht aus dem Kriegsministerium noch ein Marinemini-

sterium ab . Alle übrigen Ministerien dagegen , welche im Laufe

der Zeit neugebildet zu werden pflegen
,
entwickeln sich allmälig

aus dem Ministerium des Innern heraus, indem wichtige Abthei-

lungen desselben zu eigenen Ministerien erhoben werden. So ent-
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steht ein eigenes Ministerium für die geistlichen und Unterrichts-

angelegenheiten (in Bayern das Ministerium des Innern für Kir-

chen- und Schulangelegenheiten genannt)
,

ein Ministerium für

Handel
,
Gewerbe und Öffentliche Arbeiten

,
ein besonderes Mini-

sterium für Landwirthschaft.

Staaten, welche wie die deutschen Einzelstaaten einen Theil

ihrer Funktionen an eine übergeordnete Staatsgewalt abgetreten

haben, können aber auch gewisser Ministerien entbehren. So haben

die deutschen Staaten, welche keine eigene Militärverwaltung haben,

auch kein Kriegsministerium mehr
;
so ist auch das Ministerium der

auswärtigen Angelegenheiten, wo es noch besteht, zu einer gewissen

Bedeutungslosigkeit zusammengeschwunden, seitdem die Leitung

der auswärtigen Angelegenheiten für ganz Deutschland in der Person

des Kaisers koncentrirt ist und durch das auswärtige Amt des deut-

schen Reiches besorgt wird. Ausserdem findet in den deutschen

Staaten in der Zahl der Ministerien und der Vertheilung der Ge-

schäfte unter sie mancherlei Verschiedenheit statt. So sind die An-

gelegenheiten des fürstlichen Hauses gewöhnlich einem der beste-

henden Ministerien zugetheilt, gewöhnlich dem des Aeussern, aber

auch dem der Justiz, wie in Baden. In Preussen wird, korrekter

Weise, das Hausministerium gar nicht als staatliches Ministerium

angesehen; sein Chef ist, als solcher, nicht Staatsminister. Wo kein

eigenes Unterrichtsministerium besteht, ist die Leitung des Unter-

richtswesens bald mit dem Ministerium des Innern
,
bald mit dem

Justizministerium verbunden

.

In manchen Staaten ist die Zahl der Ministerien und die Ver-

theilung der Geschäfte unter sie durch die Verfassung oder durch

Gesetz festgestellt. Wo dies nicht der Fall ist, kann der Monarch
durch Verordnung neue Ministerien bilden oder die Geschäfte unter

die bestehenden anders vertheilen
,
soweit dazu nicht eine Budget-

bewilligung von Seiten der Kammern erforderlich ist 1
.

§ 122 .

Besondere staatsrechtliche Stellung der Minister im konstitutio-

nellen Staat der Gegenwart.

Auch im vorigen Jahrhundert kommt in den deutschen Terri-

torialstaaten der von Frankreich importirte Ministertitel als

1 R. Gneist, Gesetz und Budget. Konstitutionelle Streitfragen aus der
preussischen Ministerkrisis vom März 1878. Berlin 1879.
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Bezeichnung für die höchsten Civilbeamten vor; besonders werden

diejenigen Mitglieder des Geheimen Raths so genannt, welche den

Vortrag unmittelbar beim Fürsten haben, »Kabinets-, Staats-, Kon-
ferenzminister« u. s. w., aber eine scharfe Grenze zwischen ihnen und
den übrigen hohen Beamten bestand damals nicht. Erst im konsti-

tutionellen Staate der Gegenwart kommt die eigenartige, von allem

übrigen Beamtenthume verschiedene Stellung der Minister zur An-
erkennung. Auch hier sind die Minister Diener des Staatsober-

hauptes, »Räthe der Krone«, aber rechtlich gebunden durch
Verfassung und Gesetz, welche auch für den Monarchen eine

Schranke bilden sollen. Oberster Grundsatz der Staatsleitung ist

Uebereinstimmung zwischen Verfassung und Verwaltung, zwischen

Gesetz und Vollziehung. Diese zu erhalten und zu bewahren, ist die

Aufgabe der konstitutionellen Minister, deren staatsrechtliche Stel-

lung daher regelmässig in der Verfassungsurkunde selbst grundge-

setzlich geregelt ist (z. B. Preussische Verfassung Titel IV: Von den

Ministern §
60—62). Die konstitutionelle Staatsordnung, welche sie

zum nothwendigen Medium aller Regierungshandlun-
gen des Monarchen macht, verlangt von ihnen ein selbständiges

Urtheil über die Verfassungs- und Gesetzmässigkeit derselben, soll-

ten ihnen diese auch unmittelbar vom Monarchen befohlen sein.

Ihre Verantwortlichkeit besteht nicht blos dem Monarchen, sondern

der Verfassung und dem Gesetze gegenüber. Darum kann sie nicht

blos vom Monarchen, sondern auch von dem staatlichen Organ gel-

tend gemacht werden, welchem vor allem der Schutz der Verfassung

zusteht, von der Volksvertretung. Alle Befehle
,
Verfügungen

und Anordnungen bedürfen der Kontrasignatur eines Ministers,

durch welche der persönliche Wille des Monarchen erst rechtsver-

bindliche Kraft erhält. Nur kontrasignirte Akte sind vollziehbar.

Durch die Kontrasignatur wird unzweifelhaft der kontrasignirende

Minister als persönlich verantwortlich hingestellt. Ebenso sind die

Minister verantwortlich für alle Regierungshandlungen, welche nicht

vom Monarchen, sondern von ihnen selbst ausgegangen sind, ja

sogar für die Unterlassung pflichtmässiger Handlungen. Kurz,
ihre Verantwortlichkeit reicht soweit wie ihre Amts-
befugnisse. Darum kann es auch im konstitutionellen Staate

kein Gebiet der vollziehenden Gewalt geben
,
welches nicht unmit-

telbar oder mittelbar unter
1

einem Minister stände
,
weil sonst eine

Lücke in der Verantwortlichkeit entstehen würde.

Die Verantwortlichkeit der Minister isttheils eine pariamen-
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tarische, theils eine rechtliche. Auf jene beziehen sich die-

jenigen Vorschriften der Verfassungen; welche den Ministern zur

Pflicht machen, persönlich oder durch Stellvertreter auf Verlangen

der Kammern in ihrer Mitte zu erscheinen und die erforderlichen

Aufschlüsse und Erklärungen zu geben. So wichtig diese parlamen-

tarische Verantwortlichkeit in politischer Beziehung erscheint, so

kann sie doch als ein eigentliches Rechtsinstitut nicht betrachtet

werden. Dies ist nur die rechtliche Verantwortlichkeit der Minister,

welche entweder die gewöhnlich civilrechtliche oder die gewöhnlich

strafrechtliche sein kann, indem die Minister wie alle Beamten,

wegen widerrechtlicher Handlungen und Unterlassungen vor den

Civilgerichten mit privatrechtlichen Klagen belangt oder vor ein

peinliches Gericht gestellt werden können
,
wenn sie sich eines ge-

meinen oder Amtsverhrechens schuldig machen. Aber diese allge-

meine rechtliche Verantwortlichkeit reicht bei den Ministern nicht

aus. Die Minister können durch Handlungen oder Unterlassungen

die Rechtsordnung und dasWohl des Staates aufs äusserste gefähr-

den, ohne dass dieselben unter ein Strafgesetz fallen. Kein Straf-

gesetz kennt ein Verbrechen »der Verfassungs- oder Gesetzesver-

letzung« überhaupt. Noch weniger können andere Verletzungen der

Amtspflichten, wodurch die Sicherheit und das Wohl des Staates

gefährdet wird, peinlich geahndet werden. Für diese Fälle tritt, im

Gegensätze zur allgemeinen civil- und kriminalrechtlichen Verant-

wortlichkeit
,
die besondere oder konstitutionelle Ver-

antwortlichkeit der Minister vor der Volksvertretung
ein h

1 Benjamin Constant, De la responsabilite des ministres. 1814. Auch
in dessen Cours de la politique constitutionelle. III. Ed. par M. J. P. Pages.

Bruxelles 1837. p. 170— 194. Buddeus, Die Ministerverantwortlichkeit in

konstitutionellen Monarchien. R. Mohl, Die Verantwortlichkeit der Minister

in Einherrschaften mit Volksvertretung. Tübingen 1837. Derselbe, Staatsr.

des Königreichs Württemberg B. I. S. 761—821. Derselbe, Geschichte und
Literatur der Staatsw. Dr. H. Bischof, Ministerverantwortlichkeit und Staats-

gerichtshöfe in Deutschland. 1859. Dr. Adolf Sam uely, Prinzip der Minister-

verantwortlichkeit. Berlin 1869. (Verdienstlich durch klare Hervorhebung des

richtigen Prinzips.) H. Zöpfl, Grundsätze (V. Aufl.) B. II. §§402—420. (Voll-

ständige Uebersicht der Bestimmungen aller deutschen Verfassungen über diesen

Gegenstand). H. A. Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesrecht. III. Aufl.

B. I. §§ 58 und 59. S. 306 ff. Bluntschli, Allgem. Staatsr. B. II. B. 6. Kap. 13.

Derselbe, »Verantwortlichkeit der höchsten Beamten« im Staatsw. B. X.
S. 746 ff. Derselbe, Kommissionsbericht an die erste badische Kammer über

ein Ministerverantwortlichkeitsgesetz vom 19. Oktober 1867. R. E. John, Kri-

tik des preussischen Gesetzentwurfes über die Verantwortlichkeit der Minister
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Sämmtliche deutsche Yerfassuugsiirkunden 1 stimmen darin

überein, dass den Kammern das Recht der Ministeranklage zusteht.

Die altern Verfassungen bezeichnen die Verfassungsverletzung

als einzigen Gegenstand der Ministeranklage; die einen verlangen

Vorsätzlichkeit, andere stellen der bösen Absicht grobe Fahrlässig-

keit gleich. Neue Verfassungsurkunden zählen neben der Verfas-

sungsverletzung noch einzelne Handlungen auf, welche der Anklage

unterliegen sollen, so Bestechung, Verrath, Erpressung, Missbrauch

der Amtsgewalt u. s. w. Nur die Volksvertretung, als die geborene

Hüterin des Landesrechtes, ist berechtigt, die Ministeranklage zu

erheben. Wo zwei Kammern bestehen, gehört zur Erhebung der

Ministeranklage der übereinstimmende Beschluss beider Kammern,

wenn nicht die Verfassung ausdrücklich das Gegentheil bestimmt,

wie A. 61 der preussischen Verfassung jeder der beiden Kammern
für sich das Recht beilegt. Zur Entscheidung der Ministeranklage

hat man überall eine besondere richterliche Instanz als Staatsge-

nebst einem Gegenentwurf. Berlin 1863. J. H. Beschorner, Die Minister-

verantwortlichkeit und der Staatsgerichtshof im Königreiche Sachsen. Berlin

1877.
1 Bayern, Yerfassungsurkunde 1818. Tit. X. § 6. Baden, Verfassungsur-

kunde 1818. § 67. Württemberg, Verfassungsurkunde 1819. § 124. Gross-

herzogthum Hessen, Verfassungsurkunde 1820. § 109. Sachsen-Meiningen, Ver-

fassungsurkunde 1829. § 88. Königreich Sachsen, Verfassungsurkunde 1831.

§ 37. Kurhessen, Verfassungsurkunde 1831. §§61.100. Sachsen-Altenburg.

Verfassungsurkunde 1831. §37. Braunschweig, Neue Landschaftsordnung 1832.

§108. Hannover, Gesetz vom 5. September 1848. §102. Preussen, Verfassungs-

urkunde 1850. §61. Sachsen-Weimar, Landesgerichtsgesetz 1850. §49 ff. Olden-

burg, rev. Verfassungsurkunde 1852. A. 260 ff. Sachsen-Koburg-Gotha, Ver-

fassungsurkunde 1852. §§ 132. 165 ff. Reussj. L., Verfassungsurkunde 1852.

§ 108. Waldeck, Verfassungsurkunde 1852. § 66. Schwarzburg-Rudolstadt,

Verfassungsurkunde 1854. §§ 6. 7. 8 und 35. Schwarzburg-Sondershausen, Ver-

fassungsurkunde 1857. §§ 11. 12. 57. Ausserdem haben noch mehrere Staaten

zur Ausführung der betreffenden Verfassungsartikel besondere Gesetze über

Ministerverantwortlichkeit erhalten, so Baden, Gesetz vom 5. Oktober 1820,

Grossherzogthum Hessen, Gesetz vom 5. Juli 1821. Königreich Sachsen, Ge-

setz vom 3. Februar 1838. Bayern, Gesetz vom 4. Juni 1848, die Verantwortlich-

keit der Minister betreffend, und Gesetz vom 30. März 1850, den Staatsgerichts-

hof und das Verfahren bei Anklagen gegen Minister betreffend. Waldeck,
Gesetz vom 4. Juni 1850. Oldenburg Anl. III. zur Verfassungsurkunde von

1852. »Von der Einrichtung und dem Verfahren des Staatsgerichtshofes«. Die

neuesten auch für die Fortentwickelung der Theorie interessanten Gesetze sind

das österreichische Gesetz vom 25. Juni 1867 »über die Verantwortlichkeit der

Minister für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder«, und vor

allem das badische Gesetz vom 20. Februar 1868: »die Abänderung des § 67

der Verfassungsurkunde bezüglich der Verantwortlichkeit der Minister be-

treffend«.
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richtshof eingesetzt. In vielen Staaten übertrug man dessen

Funktionen dem obersten Landesgericht, so in Bayern, Verfas-

sungsurkunde 1818 T. X § 56, in Hessen-Darmstadt, Gesetz vom

5. Juli 1821 A. 3 und 4, in Sachsen-Meiningen, Verfassung 1829

§ 88, in Kurhessen Verfassungsurkunde 1831 § 100, in Preussen,

Verfassungsurkunde 1850 A. 61. In Bayern wird jetzt nach dem

Gesetze vom 30. Mai 1850 der Staatsgerichtshof bei dem obersten

Gerichte aus dem Präsidenten, sechs Rathen und zwölf Geschwore-

nen gebildet. In andern deutschen Staaten wird der Staatsgerichts-

hof nach verschiedenen Regeln von dem Landesherrn und den Kam-

mern gemeinsam besetzt, so in Württemberg, Verfassungsurkunde

1819 § 196, im Königreich Sachsen, Verfassungsurkunde 1831

§ 142, in Sachsen-Weimar, revidirtes Grundgesetz 1850 §§ 51 und

52, in Braunschweig, Neue Landesordnung 1832 § 109, in Oldenburg,

Verfassungsurkunde 1852 Art. III § 1 . Dabei findet aber der Unter-

schied statt, dass in einzelnen Ländern der Staatsgerichtshof nur in

den vorkommenden einzelnen Fällen gebildet wird, so in Württem-

berg, Braunschweig und Bayern, in andern dagegen derselbe von

einem Landtage zum andern ernannt und eingesetzt wird. Einen

neuen Weg hat das badische Gesetz vom 20. Februar 1868 beschrit-

ten, indem das Richteramt über Ministeranklagen, welche jezt nur

noch von der zweiten Kammer erhoben werden können
,
der ersten

Kammer als Staatsgerichtshof übertragen wird, jedoch so, dass die-

selbe in Verbindung tritt mit dem Präsidenten des obersten Gerichts-

hofes und acht weitern Richtern, welche aus den Kollegialgerichten

des Landes durch das Loos bezeichnet und der ersten Kammer bei-

geordnet werden.

Der Staatsgerichtshof muss vor allem aussprechen, ob der An-
geklagte sich einer Verfassungsverletzung oder einer andern die stän-

dische Anklage begründenden Handlung schuldig gemacht hat;

doch muss das Gericht auch die rechtlichen Folgen seiner Verur-

theilung feststellen. Diese sollten nach der leitenden Grundidee

der konstitutionellen Ministerverantwortlichkeit, welche mehr einen

disciplinaren , als einen peinlichen Charakter hat, nicht in einer

eigentlichen Strafe, sondern nur darin bestehen, dass der durch den

Ausspruch des Gerichtshofes verurtheilte Minister seiner Stelle ver-

lustig erklärt wird und auch in keinem andern Staatsamte wieder-

angestellt werden kann. Diese Folge der Verurtheilung kann nur

auf Antrag oder mit Zustimmung der Volksvertretung wieder auf-

gehoben werden. Die Aburtheilung der mit der staatsdienerlichen
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Pflichtverletzung konkurrirenden peinlichen Verbrechen sollte nie-

mals dem Staatsgerichtshofe
,
sondern den ordentlichen Gerichten

überwiesen werden, ebenso die civilen Entschädigungsansprüche.

Am reinsten ist das Princip der Ministerverantwortlichkeit jetzt in

dem badischen Gesetze vom 20. Februar 1869 durchgeführt worden.

Der Begriff eines Ministers hängt nicht von der Führung des

Minister tit eis ab, sondern wird bestimmt durch seine reale, eigen-

thümlich staatsrechtliche Stellung. In vielen kleinern Staaten führt

nur ein Minister den Titel eines Staatsministers
,
während die an-

dern Mitglieder des Ministeriums und selbständigen Departements-

chefs nur den Titel als Staatsräthe, Geheime Staatsräthe u. s. w.

führen. Deshalb sind letztere auch ohne Ministertitel in staatsrecht-

lichem Sinne doch Minister, während andern Personen vielleicht

der Ministertitel verliehen ist, ohne dass sie wirkliche Minister sind.

Ein Minister ist das persönliche, konstitutionell verantwortliche

Haupt eines selbständig organisirten Verwaltungszweiges
,
welcher

in ihm seine oberste Leitung und seine einheitliche Spitze findet.

Sämmtliche Minister sind vollständig gleichstehende
,
selbständige

Leiter ihrer Departements. Jede Art von Unterordnung eines Mini-

sters unter einen andern würde den Begriff selbst aufheben. Alle

Minister stehen in unmittelbarem geschäftlichem Verkehre mit dem
Staatsoberhaupte. Es ist eine nothwendige staatsrechtliche Konse-

quenz, dass das Kollegialsystem, welches in den Centralbe-

hörden des ständischen und absoluten Staates vorherrscht, mit der

Verantwortlichkeit der Minister in dem konstitutionellen Staate ver-

schwindet.

§ 123 .

Das Gesammtministerium.

Da die den einzelnen Ministerien zugetheilten Hauptzweige der

Staatsthätigkeit die Funktionen eines einheitlichen Organismus dar-

stellen, so muss dafür gesorgt sein
,
dass sie nicht von einander los-

gelöst, vielmehr nach übereinstimmenden Grundsätzen, in einem

einheitlichen Geiste behandelt werden. Diesem Bedürfnisse dient

die in allen deutschen Staaten vorkommende unentbehrliche Insti-

tution des Gesammtministeriums (in Preussen Staatsministeriums),

welches sämmtliche Departementsminister zu einem einheitlichen

Körper zusammenfasst und in gemeinsamen Sitzungen berathen und

beschliessen lässt. Während jeder Minister
,
innerhalb seines Ein-

zelministeriums, naturgemäss den Standpunkt s eine s Verwaltungs-
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zweiges festhält, kommt in diesem höchsten Organe der vollziehen-

den Gewalt die Wechselbeziehung der einzelnen Ministerien
,

die

in einander greifende gesammte Staatsthätigkeit zum lebendigen

Ausdrucke. Das Gesammtministerium beräth allerdings in Form
eines Kollegiums

;
eine bindende kollegialische Beschlussfassung

nach Stimmenmehrheit ist aber nicht denkbar, denn einerseits steht

es dem Staatsoberhaupte immer frei, die Ansicht der Minderheit zu-

der seinigen und dadurch zur entscheidenden zu erheben
,
anderer-

seits kann kein Fachminister gezwungen werden, eine seiner

Ueberzeugung widerstrebende, von der Mehrheit beschlossene Mass-

regel in seinem Departement durchzuführen. Letzteres würde mit

der Verantwortlichkeit der Ressortminister in Widerspruch stehen

und sie aus selbständigen leitenden Staatsmännern zu Vollzugs-

organen einer ihnen übergeordneten Instanz herabsetzen. Regel-

mässig wird hier, wie auch sonst im konstitutionellen Leben
,
das

Einverständniss durch Kompromisse der Minister untereinander, wie

mit der Krone erzielt werden. Bei unlösbaren Meinungsverschieden-

heiten über wichtige Principienfragen wird die selbständige Ueber-

zeugung der überstimmten Minderheit oder eines einzelnen dissen-

tirenden Ministers durch die jedem Mitgliede zu stehende Be-
fugniss eines jeder Zeit freien Rücktrittes von seinem

Amte vollständig gewahrt, ein Recht, welches zu den Grundpfeilern

der selbständigen Ministerstellungim konstitutionellen Staate gehört 1
.

§ 124 .

Oberste Centralbehörden, welche unter keinem Ministerium stehen.

Während keine Partie der vollziehenden Staatsthätigkeit ge-

dacht werden kann, welche nicht einem Minister unmittelbar oder

mittelbar untergeben wäre, kommen in deutschen und ausserdeut-

schen Staaten berathende und kontrollirende Centralbehörden vor,

welche neben dem Ministerialsysteme eine selbständige Stellung

einnehmen. Dahin gehören der Staatsrath und die Oberrech-
nung s kämm er.

1 Diesen selbstverständlichen Satz des konstitutionellen Staatsrechtes spricht

das bayerische Ministerverantwortlichkeitsgesetz vom 4. Juni 1848 § 3 besonders
klar und bestimmt aus: »Ein Staatsminister kann zu jeder Zeit um Enthebung
von seiner Stelle bitten. Dieselbe darf nicht verweigert werden, wenn sie aus

dem Grunde erbeten wurde, weil der König in wichtigen Regierungsangelegen-
heiten die Rathschläge seines Ministers nicht annehmen zu können glaubte.«

Nicht unwichtig ist aber der Zusatz : »Dem auf diese Weise in Folge seiner Bitte,

sowie dem aus eigenem Antriebe des Monarchen enthobenen'Staatsminister bleibt

sein Standesgehalt ungeschmälert.«
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1) Unter dem Namen »S t aatsrath« werden Behörden von

sehr verschiedener Zusammensetzung und Kompetenz verstanden L

Als mehr oder minder festgehaltenes Vorbild kann der französische

Staatsrath, wie ihn die Konstitution von 1799 (Const. de l’an VIII

A. 52. 53) begründete und die spätere napoleonische Gesetzgebung

durch verschiedene Senatuskonsulte (vom 16. Thermidor an X Tit.

VI, vom 28. Floreal an XII Tit. IX u. s. w.) aushildete, betrachtet

werden. Er war unter dem ersten Kaiserreiche Hauptorgan für die

Berathung aller Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsnormen

und zugleich Richter über die wichtigsten Fragen des Verwaltungs-

rechtes. Eine so hervorragende Stellung hat der Staatsrath in den

deutschen Staaten nie eingenommen. Der 1817 eingesetzte p reu ssi-

sche Staatsrath war höchste berathende Behörde für die Krone,

aber ohne allen Antheil an der Verwaltung. Obgleich derselbe

1817—1848 auf dem Gebiete der Gesetzgebung eine achtungswerthe

Thätigkeit entfaltete, so ist er doch seit dieser Zeit ausser Wirksam-

keit getreten und die nominelle Wiederherstellung durch Erlass vom
12. Januar 1852 hat ihm kein neues Leben einzuhauchen vermocht.

Eine durch die Verfassung begründete und anerkannte Stellung neh-

men der Staatsrath in Bayern und der Geheime Rath in

Württemberg ein. Beide Behörden sind den Minister nie koordinirt

und stehen unmittelbar unter der Krone
,

sie sollen in beiden Län-

dern dem Könige als berathendes Kollegium zur Seite stehen und in

bestimmten Fällen auch Entscheidungen treffen und Erkenntnisse

fällen, z. B. in einzelnen Fragen des Verwaltungsrechtes, bei Be-

schwerden gegen öffentliche Behörden
,

bei Rekursen gegen die

Departementsminister. In beiden Ländern sind neben andern Kate-

gorien auch die aktiven Staatsminister als solche
,
Mitglieder des

Staatsrathes oder Geheimen Rathes.

Ob eine solche Behörde in einem konstitutionellen Staate, neben

der Volksvertretung und dem leitenden Gesammtministerium, noch

1 Eine vergleichende Darstellung der Einrichtungdes Staatsrathes in 17 ver-

schiedenen Staaten giebt v. Malchus, Politik der Staatsverw. B, I. S. 77 ff.

vgl. auch Bülau, Die Behörden S. 153 ff., v. Stein, B. I. S. 149—197. Pözl
im Staatsw. B. IX. S. 762 ff. Bluntschli, Allgem. Staatsr. B. II. B. VII.

Kap. VI. Ueber Bayern vergl. Pözl, bayerisches Verwaltungsrecht §
53—56,

über Württemberg v. Mohl, B. II. § 151. S. 49 ff., über Preussen v. Rönne,
B. II. § 222. Ueber den französischen Staatsrath des ersten Kaiserreiches vergl.

Saalfeld, Staatsrecht von Frankreich. Göttingen 1813. S. 198 ff. Du conseil

d’etat, de sa composition, de ses attributions, de son Organisation interieure, de

sa marche et du caractere de ses actes, par Loere. Paris 4.
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eine Stelle finde, ist bestritten. Die Entscheidung über streitige

Fragen des Verwaltungsrechtes, über Rekurse gegen Administrativ-

steilen wird jetzt besser einem eigens dieser Thätigkeit gewidmeten

obersten Verwaltungsgeriehte übertragen; ebenso wird einem sol-

chen oder besser noch den ordentlichen Gerichten die Entscheidung

über sog. Kompetenzkonflikte zwischen Gerichten und Administra-

tivstellen zugewiesen. Der Staatsrath verliert damit jedenfalls seine

Bedeutung, als entscheidende und verfügende Behörde, kann aber

auf dem Gebiete der Gesetzgebung, als vorberathende Behörde,

manche Dienste leisten, indem er, bei guter Zusammensetzung aus

sachkundigen, verschiedenartiger Lebensstellung angehörigen Män-

nern, besser durchgearbeitete Gesetzentwürfe liefern kann, als

dies die mitten in der Verwaltung stehenden, anderweitig vielbe-

schäftigten Minister im Stande sind; doch darf auch hier der Staats-

rath nur als ein Hilfsorganismus der Minister angesehen werden, von

deren Initiative alle Gesetzesentwürfe ausgehend gedacht werden,

die sie vor der Volksvertretung als die ihrigen zu vertreten haben.

2) Der Gedanke, dass die gesammte FinanzVerwaltung eines

Staates durch eine besondere, von der laufenden Verwaltung un-

abhängige Behörde kontrollirt werden soll', ist alt und geht bis in

das Mittelalter zurück l
. In Deutschland gewann besonders in

Preussen das Institut der Oberrechnungskammer eine hohe

Bedeutung. Zur Prüfung aller Provincial- und Hauptrechnungen

errichtete schon König Friedrich Wilhelm I. am 2. Oktober 1714

eine besondere Behörde, »die Generalrechenkammer«. Diese später

Oberrechnungskammer genannte Behörde erfuhr im Laufe

der Zeit mannigfache Veränderung. Durch die Verfassung von 1850

A. 104 wurde sie in die konstitutionelle Staatsordnung ausdrücklich

aufgenommen

:

»Die Rechnungen über den Staatshaushaltseta,t werden von der

Oberrechnungskammer geprüft und festgestellt. Die allgemeine

Rechnung über den Staatshaushalt jedes Jahres, einschliesslich

einer Uebersicht der Staatsschulden, wird mit den Bemerkun-
gen der Oberrechnungskammer zur Entlastung der Staatsregie-

rung den Kammern vorgelegt. Ein besonderes Gesetz wird die Ein-

richtung und Befugnisse der Oberrechnungskammer bestimmen.«

Ein solches Gesetz ist endlich am 27. März 1872 zu Stande ge-

1 Ueber die Einrichtungen der Oberrechnungskammer in verschiedenen

europäischen Staaten vgl. besonders v. Malchus, a. a.O. B. I. § 22. S. 101—114.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 20
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kommen (Gesetzsammlung 1872 S. 278 ff.). Darnach ist die Ober-

rechnungskammer »eine dem Könige unmittelbar untergeordnete,

den Ministern gegenüber selbständige Behörde, welche die Kontrolle

des gesammten Staatshaushaltes durch Prüfung und Feststellung

der Rechnungen über Einnahmen und Ausgaben von Staatsgeldern,

über Zugang und Abgang von Staatseigenthum und über die Ver-

waltung von Staatsschulden zu führen hat«. Die Revision der Rech-

nungen ist ausser der Rechnungsjustifikation darauf zu richten:

a) oh bei der Erwerbung, der Benutzung und der Veräusserung von

Staatseigenthum und bei der Erhebung und Verwendung der Staats-

einkünfte, Abgaben und Steuern
,
nach den bestehenden Gesetzen

und Vorschriften, unter genauer Beobachtung der massgebenden Ver-

waltungsgrundsätze, verfahren worden ist, h) oh und wo, nach den aus

den Rechnungen zu beurtheilenden Ergebnissen der Verwaltung,

zur Beförderung des Staatszweckes, Abänderungen nöthig oder rath-

sam sind. Aehnliche Finanzkontrollbehörden bestehen in andern

deutschen Staaten
,
mit mehr oder weniger gesicherter Selbständig-

keit den Ministerien gegenüber, so der oberste Rechnungshof in

Bayern, so die Oberrechnungskammer in Sachsen, Württemberg,

Baden, Hessen-Darmstadt.

§ 126 .

B. Die Mittel- und Lokalbehörden unter den Ministerien.

Jedes Ministerium, als Einheit eines Hauptzweiges der Staats-

thätigkeit, wirkt für den ganzen Staat. Seine Aufgabe ist die Initia-

tive auf dem Gebiete der Gesetzgebung seines Ressorts, die Erthei-

lung der allgemeinen Vorschriften über die Grundsätze der Verwal-

tung und die Ueberwachung der gehörigen Befolgung der Gesetze,

Zur Ausführung seiner Verfügungen, zum unmittelbaren Eingreifen

in die Lebensverhältnisse, bedarf jedes Ministerium untergeordneter

Organe in einem eigenen Behördensysteme. Der an und für sich

richtige Grundsatz, »dass jedes Ministerium seine eigenen, von den

übrigen Ministerien unabhängigen Organe erhalten müsse«, lässt

sich nur theilweise durchführen. Das Ministerium des Auswärtigen

hat seine Organe, Gesandte und Konsuln, wesentlich im Auslande,

soweit es im Inlande zu thun hat, bedient es sich aller für die innere

Verwaltung bestehenden Behörden. Die Organe des Kriegsministe-

riums sind von allen Civilbehörden verschieden. Sobald die Tren-

nung der Rechtspflege von der Verwaltung in einem Staate durch-

geführt ist, haben die dem Justizministerium unterstellten Gerichte
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ihre eigentümliche Stellung. Dagegen haben die Ministerien des

Innern und der Finanzen, sowie die übrigen aus dem Ministerium des

Innern abgezweigten neuen Ministerien keineswegs durchweg ihr

eigenes Behördensystem, vielmehr sind die ihnen unterstellten Be-

hörden regelmässig so kombinirt, dass sie verschiedenen Ministerien

zugleich dienen, wie die Regierungen in Preussen, die Kreisregie-

rungen in Bayern.

Da man in Deutschland bei der Einrichtung der Verwaltungs-

behörden sich die Gerichtsverfassung zum Vorbilde genommen hat,

so hat man regelmässig auch das Princip der drei Instanzen ange-

nommen, sodass unter den Ministerien zunächst Mittelbehörden,

unter diesen erst die eigentlichen Lokal- und Vollzugsbehörden ste-

hen. Die Mittelbehörden, als die oberaufsehenden und in zwei-

ter Instanz entscheidenden Behörden, sind nach der ältern deutschen

Behördenorganisation regelmässig kollegialisch zusammengesetzt

;

doch finden jetzt überall Modifikationen des Kollegialprincips und

Annäherungen an das Bureausystem statt, indem den Präsidenten

weiter gehende Befugnisse beigelegt sind, als die bloss formelle

Geschäftsleitung. Nachdem die Regierungen aufgehört haben, zu-

gleich die höheren Justizstellen zu sein, erscheinen sie jetzt als

Mittelbehörden für die gesammte innere Verwaltung von univer-
salem Charakter zur Verbindung des Ministerialsystems mit der

Kreis- und Lokalverwaltung, durch welche die Impulse sämmtlicher

Centralbehörden in dasVolksleben hineingehen, und welchewiederum
den Vereinigungspunkt für alle untern Verwaltungsbehörden ihres

Bezirkes bilden. In grösseren Staaten, von weit ausgedehntemUm-
fange, mit verschiedenartigen Landestheilen und Bevölkerungen, sind

solche Mittelbehörden unentbehrlich, welche allein den Eigenthüm-

lichkeiten der einzelnen Landestheile gerecht werden und allein

eine wirksame Kontrolle über die Lokalbehörden führen können,

welche den weit entfernten Ministerien unmöglich sein würde. In

kleineren Staaten hat man mit Recht die dort bis in neuere Zeit

bestehenden Mittelbehörden aufgehoben und die Lokalverwaltung

unmittelbar den Ministerien unterstellt, wodurch ein Ueberfluss an

Behörden, unnöthige Weitläufigkeit und Vielschreiberei beseitigt

worden ist. Selbst in Baden hat die Verwaltungsorganisation vom
5. Oktober 1863 die Mittelbehörden ohne Schaden beseitigt und die

Bezirksämter direkt unter das Ministerium gestellt
,
wobei indessen

die entstandene Lücke durch die in den einzelnen Landestheilen »als

Landeskommissäre funktionirenden Ministerialräthe« ausgefüllt wird

20*
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Wahrend die Mittelbehörden in den meisten deutschen Staaten

noch mehr oder weniger kollegialisch organisirt sind, werden die Lo-

kalbehörden überall durch Einzelbeamte vertreten, Landräthe, Be-

zirksamtmänner, Bezirksdirektoren u. s. w., welche in ihrem Kreise

die Gesetze, Verordnungen und Verfügungen auszuführen, die

Staatsaufgaben unmittelbar und thatsächlich zu verwirklichen haben,

und daher schlechthin als Vollzugsbehörden bezeichnet werden

.

Da diese Lokalbehörden dem Volksleben am nächsten stehen

und nur in richtigem Einverständnisse mit demselben heilsam wir-

ken können, so hat man in neuerer Zeit überall für nöthig gehalten,

das Berufsbeamtenthum durch volksthümliche Elemente zu ergän-

zen und zu unterstützen. Es werden zu diesem Zwecke »Körper
der Selbstverwaltung« gebildet (Kap . IV)

,
welche in Verbin-

dung mit dem staatlichen Beamtenthume die wichtigsten Aufgaben

der örtlichen Verwaltung zu besorgen haben.
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Zweiter Abschnitt.

Von den Staatsdienern 1
.

§ 127 .

I. Geschichtliche Entwickelung des Staatsdienerverhältnisses

in Deutschland.

Die Entwickelung eines eigenen Staatsdiener-. oder Beamten-

standes gehört der Neuzeit, besonders den beiden letzten Jahrhun-

derten an. Dem Territorialstaate des Mittelalters war mit dem Be-

griffe des Staatsamtes auch ein berufsmässiger Staatsdiener-

stand fremd. Der Wendepunkt tritt mit der Zeit ein, wo das

Landesfürstenthum sich zu einer selbständigen Staatsgewalt zu ent-

wickeln beginnt. Die Dienste der Vasallen und Ministerialen

(S. 285) reichen nicht mehr aus; der Landesherr gebraucht statt

ihrer »fürstlicher Diener«, die er aus allen Lebenskreisen nach

Gefallen wählt und für die Ausübung seiner Hoheitsrechte ver-

1 Die oben S. 283 citirte Literatur über die Staatsämter behandelt auch regel-

mässig das subjektive Staatsdienerrecht. Vorzugsweise auf letzteres beziehen sich

folgende Werke : S. J. M. Seuffert,Von dem Verhältnisse des Staatesund der

Diener des Staates gegen einander in rechtlichem und politischem Verstände.

Würzburg 1793. Fr. Arn. von der Becke, Von den Staatsämtern und Staats-

dienern. Heilbronn 1797. Nik. Thaddäus Gönner, Der Staatsdienst aus

dem Gesichtspunkte des Rechtes und der Nationalökonomie betrachtet
,
nebst

der Hauptlandespragmatik über die Dienstverhältnisse der Staatsdiener in

Bayern. Landshut 1808. A. W. Heffter, Ueber die Rechtsverhältnisse der

Staatsdiener in den Beiträgen zum deutschen Staats- und Fürstenrechte. Berlin

1829. No. II. S. 106—167. Vergl. ferner J. St. Pütteri Instit. jur. publ.

§ 126 ff. Leist, Lehrbuch §
117—122. S. 360—367. Klüber, Oeffentl. Recht

§
341—352. Zöpfl, Grundsätze II. § 513 ff. S. 777—886. H. A. Zachariä,

§ 133—146. S. 16—85. von Gerber, § 35—38. Grotefend, S. 645—758.

Bluntschli, Allgemeines Staatsrecht B. II. B. VII. J. v. Held, System II.

S. 323 ff. Stahl, B.II. S. 306—316. D ahlmann, Politik Kap. XI. S.271—281.
R. v. Mohl, Politik, Monograph. B. II. 1869. Der Staatsdienst S. 347—470.

J. Pözl in Bluntschli’s Staatswörterb. B. IX. S. 680—720. Art. Staatsdiener,

v. Mohl, Württemb. Staatsrecht §
159—166. Milhauser, Das Staatsrecht des

Königreichs Sachsen S. 203—246. Schweitzer, Oeffentl. Recht § 76. Pözl,
Lehrbuch des bayerischen Verfassungsrechts § 175. Für Preussen, vergl. Ber-
gius, §

84—96. S. 268—313. v. Rönne, B. II. Abth. I. §
290—305. S. 296

bis 426. H. Simon, Das preussische Staatsrecht Th. I. S. 270 ff. Vor allem

CI. Perthes, Der Staatsdienst in Preussen. Hamburg 1838. Für das neueste

Reichsrecht gut und übersichtlich G. Meyer, Lehrbuch S. 353—398. Die
scharfsinnigen Erörterungen Laband’s in seinem deutschen Staatsr. §

37—46.

S. 382—499 unterziehen die ganze bisherige Theorie einer eingehenden Erörterung

und fordern zu einer Selbstkritik der eigenen Ansichten auf. Trotzdem habe ich

in allen wesentlichen Punkten auf meinem frühem Standpunkte verharren müssen.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 21
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wendet; doch war die Zahl der landesherrlichen Beamten in

der ersten Hälfte des XVII. Jahrhunderts noch gering, da die

lokalen Gewalten der Gemeinden und Gutsherrn noch lange ihr

eigenes Beamtenthum besassen. Ein dem Lande angehöriger Be-

amtenstand hatte sich noch nicht gebildet. Edelleute und Ge-

lehrte verpflichteten sich bald diesem, bald jenem Fürsten, auf

eine Jahrenreihe, unter bestimmten Bedingungen zum Dienste.

Auch in dem werdenden Grossstaate Brandenburg-Preussen stand

es nicht anders 1
. Selbst dem grossen Kurfürsten gelang die

Schöpfung eines ständigen
,

berufsmässigen Staatsbeamtenthums

noch nicht. Ein Band persönlicher Natur verknüpfte den Fürsten

als Dienstherrn mit seinem Diener, welchen er aus seinen Hof- und

Kammerintraden unterhielt, »der bei ihm im eigentlichen Sinne in

Lohn und Brot stand« und sich durch seine Bestallung dazu ver-

pflichtete, »des Herrn Nutzen zu werben und Schaden zu wenden«.

»Des Landes, der Unterthanen Interesse musste ihm so gleichsam als

etwas Drittes
,
nur durch die Person des Herrn Vermitteltes er-

scheinen.« (Isaaksohn, a. a. O. B. II. S. 245.) Diesen thatsäch-

lichen Zuständen entsprach die juristische Theorie von dem Beam-

tenthum noch am Ende des XVII. Jahrhunderts, indem sie die

Stellung des Staatsdieners lediglich als ein Precarium auffasste und

den Fürsten ein völlig freies Entsetzungsrecht einräumte, soweit

nicht ein besonderer Anstellungskontrakt entgegenstand. Von einem

specifischen Beamtenrechte, von einer Dienstpragmatik der Staats-

diener findet sich keine Spur 2
.

Eine Umgestaltung der Rechtsanschauung vollzog sich im An-

1 KarlTwesten, Der preussische Beamtenstaat. In den preuss. Jahr-

büchern B. XVIII. S. 1—38 u. S. 109—148. Gustav Schmoller, Der preuss.

Beamtenstand unter Friedrich Wilhelm I. Ebendaselbst B. XXVI. S. 148—172.

S. 253—271. S. 538—556. S. Isaaksohn, Geschichte des preussischen Beam-
tenthums vom Anfang des 15. Jahrhunderts bis auf die Gegenwart B. I. Das Be-

amtenthum in der Mark Brandenburg 1415—1604. Berlin 1874. B. II. Das Be-

amtenthum des 17. Jahrhunderts. Berlin 1878.
2 Als typisch für die Rechtsauffassung dieser Zeit erscheint das umfang-

reiche Werk Nie. Myleri ab Ehrenbach, Hyparchologia s. de officialibus,

magistratibus et administris über singularis. Stuttgart 1678. Cap. IV. p. 176:

»Quoniam ea, quae precario concessa sunt, in liberrimo principis arbitrio consi-

stunt. Is enim, qui rem precario concessit, potest illam revocare, prout libuerit,

Utitur autem princeps, revocando officium, suo jure, ideo nemini facit injuriam.«

Selbst Richter kann der Fürst jeder Zeit absetzen: »Ideo quoque princeps ad

libitum suae voluntatis jurisdictionis administrationem tollere potest.« Ebenso
sagt Ludolf Hugo de statu reg. Germ. Cap. III. §34 (a. 1661): »pleraque officia

in principum ditionibus non tarn a legibus, sed a solo nutu principis dependent.«
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fang des XVIII. Jahrhunderts unter dem Einflüsse der Theorie,

besonders der Schriftsteller des Reichskammergerichtes. Wollte

man einen fachmässig vorgebildeten, berufsmässigen Beamtenstand

schaffen und erhalten, so spitzte sich alles zu der einen Frage zu,

ob der Fürst als Dienstherr ein willkürliches Entlassungsrecht des

Beamten habe oder ob derBeamte aus seinem Anstellungsakte ein jus

quaesitum herleiten könne. In einem instinktiven Bewusstsein von

der hohen Kulturbedeutung des Beamtenstandes, wie im eigenen

Standesinteresse, stellte sich die Theorie des XVIII. Jahrhunderts

in Gegensatz zu der Jurisprudenz des XVII., welche das Beamten-

verhältniss ganz dem fürstlichen Ermessen preisgegeben hatte. An
die Stelle administrativer Willkür trat jetzt eine rein privat-

rechtliche Auffassung, welche die staatsrechtliche Seite des

Verhältnisses ganz im jus quaesitum des Beamten aufgehen liess;

sie stützte sich darauf, »dass jede Entlassung mit Schimpf für den

Beamten verbunden sei und dass der Beamte ein nicht willkürlich

zu entziehendes Recht auf das Amt selbst erworben habe«. Man
unterschied dabei nicht zwischen den privatrechtlichen Vortheilen

des Amtes und dem Amt selbst und legte dem Beamten sogar ein

Recht auf die Beibehaltung des Amtes selbst bei. Als der

einflussreichste Vertreter dieser unbedingten Inamovilitäts-
tlieorie erscheint Johann Ulrich von Gramer 1

;
sie kann,

trotz einzelner Gegenstimmen, als die herrschende communis opinio

doctorum des XVIII. Jahrhunderts betrachtet werden und ging auch

in die Praxis der höchsten Reichsgerichte über.

Dieser privatrechtlichen Theorie der Reichspublicisten gegen-

über bildete sich zuerst in Preussen
,
auf grossstaatlicher Grund-

lage, ein modernes Staatsdienerrecht aus. Was dem grossen Kur-

fürsten nicht gelungen, führte König Friedrich Wilhelm I mit

praktisch staatsmännischem Blicke glücklich hinaus. Er wurde

der Schöpfer eines berufsmässigen Beamtenstandes in Preussen.

Vor allem setzte er das oberste Grundrecht der Monarchie, das

alleinige Ernennungsrecht aller Beamten, durch. Auch gebührt

ihm das Verdienst, die Bedingungen einer wissenschaftlichen und

berufsmässigen Vorbildung für den höheren Staatsdienst festgestellt

zu haben. Durch zahlreiche Verfügungen wurde die wissenschaftliche

1 Opusc. tom. IV. No. 21. Observ. jur. T. II. P. II. p. 123. Observ.
DCXXVIII : »Simplex dimissio officialium tarn ignominiosa est quam formalis

cassatio.« Cramer’s Wetzlarische Nebenstunden B. XXXVIII. S. 81. B. LXVII.
S. 10 u. s. w.
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und praktische Ausbildung der künftigen Beamten vorgeschrieben

und dabei schon zwischen der Ausbildung der Richter und der Ver-

waltungsbeamten, der sog. Kameralisten, unterschieden. Durch
diese Vorschriften über den Bildungsgang und die Prüfung der

Aspiranten des Staatsdienstes wurde eine Höhe der Bildung, »ein

geistiger Census« für den ganzen Beamtenstand in Anspruch ge-

nommen, welcher diesen neuen Berufsstand auf ein Jahrhundert

zur geistigen Aristokratie der Nation erhob. Auf die Berufstüchtig-

keit und Integrität dieses Beamtenstandes wirkten, ausser den ge-

nannten, noch andere Massregeln dieses Königs hin: Diensteide
und genau formulirte Bestallungen, welche durch In-

struktionen von »lehrbuchartiger Breite«, aber zugleich von emi-

nent praktischem Verständnisse für jedes Kollegium, wie für jeden

einzelnen Beamten, ergänzt wurden. Kautionen und das freilich

zweideutige System der Konduitenlisten durften nicht fehlen. Dazu

kam die Verpflichtung einer regelmässigen Berichterstattung, die

fortwährende stufenweise Kontrolle durch die Oberbehörden und

schliesslich den König selbst. Thatsächlich konnte der tüchtige

Beamte darauf rechnen, dass er lebenslänglich im Amte blieb, dass

selbst seine Söhne vorzugsweise im Staatsdienste wieder berück-

sichtigt wurden. Ein fester Rechtsanspruch auf den Gehalt wurde

unter Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II. dagegen nicht aner-

kannt. Der König erhöhte und erniedrigte die Gehalte nach billigem

Ermessen, nach dem Stande des Etats, nach den Leistungen der

Beamten. Ueberflüssig gewordene Beamte wurden bisweilen ent-

lassen, ohne dass man einen Anspruch derselben auf Pension an-

erkannte. Erst das Gutachten der Gesetzgebungskommission vom
2. Mai 1 787 1 sprach sich gegen jede willkürliche Beamtenentlassung

aus
;
auch war im Entwürfe des Allgemeinen Landrechtes bereits

bestimmt, dass kein Staatsdiener ohne rechtliches Erkenntniss seines

Amtes entsetzt werden dürfe. Diese im Sinne der gemeinrechtlichen

Theorie getroffene Bestimmung gelangte aber nicht zur Annahme,

weil man meinte, dass dadurch der König in der freien Verfügung

über seine Beamten zu sehr beschränkt werden würde. Nur hin-

sichtlich der R i c h t e r wurde ausgesprochen, dass sie ausschliess-

lich von den Vorgesetzten Gerichten oder Landeskollegien zu Unter-

suchung gezogen, bestraft oder entsetzt werden könnten. In Betreff

1 Dasselbe ist abgedruckt bei Malacord, de publicis officiis absque justa

caussa non auferendis. Göttingen 1787.
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der übrigen Civilbeamten wurde bestimmt, dass sie nicht durch den

einzelnen Departementschef gegen ihren Willen verabschiedet oder

abgesetzt werden durften, sondern nur nach erfolgtem Gehör, durch

Stimmenmehrheit der Mitglieder des Staatsrathes, und dass, wo der

König selbst die Bestallung vollzogen hatte, ihm der auf Entlassung

gerichtete Beschluss zur Bestätigung vorgelegt werden musste.

Ueberhaupt hat der zehnte Titel des zweiten Theiles des Allgemeinen

Landrechtes »von den Rechten und Pflichten der Diener
des Staates« als die erste Kodifikation des Staats-
dienerrechtes in Deutschland epochemachend gewirkt. Wie in

diesem Gesetzbuche zum ersten Male in Deutschland der Staat als

öffentlichrechtliche Persönlichkeit klar erfasst wird
,
so wird daraus

auch der Begriff des Staatsdienstes und des Staats die ners

folgerecht abgeleitet. Während man in dem unentwickelten Ter-

ritorialstaate nur »landesherrliche Bediente« kannte, neben

welchen es ständische und andere Angestellte gab
,

kennt das

preussische Landrecht nur » S t a a t s d i e n e r «, welche den Aufgaben

und Zwecken des Staates, als der einheitlichen, alles beherrschenden

Persönlichkeit, zu dienen haben.

Auf Preussen folgte der zweitgrösste deutsche Staat, Bayern,
mit einer umfassenden Gesetzgebung über das Staatsdienerrecht.

Es ist dies »die Bayerische Hauptlandespragmatik über die

Dienstverhältnisse der Staatsdiener, vorzüglich in Beziehung auf

ihren Stand und Gehalt vom 1. Januar 1805«. Dieselbe ist in

Gönner’s Schrift »Der Staatsdienst aus dem Gesichtspunkt des

Rechtes und der Nationalökonomie« (Landshut 1808) erläutert und
" begründet, sowie die Anschauungen dieses Gelehrten unverkennbar

auch auf die Entstehung dieses Gesetzes selbst eingewirkt haben.

Gönner bekämpfte die mit einem wahren Staatswesen unverträg-

liche privatrechtliche Theorie der Cramer’sehen Schule, welcher

auch noch Seuffert und von der Becke gehuldigt hatten. Er

erklärte das Staatsamt für ein rein öffentlichrechtliches Verhältnis,

wobei der Staatsdiener, in Bezug auf seine Funktionen, dem Staate

gegenüber, nur Pflichten haben könne, und wies nach, dass »ein

Recht, dem Staate selbst gegen seinen Willen zu dienen«, undenkbar

sei. Dagegen sprach Gönner dem Beamten ein wohlerworbenes

Recht auf seinen sogenannten Nahrungsstand zu, wobei er an

die Dienstpragmatik anknüpft, welche beim Gesammtgehalte des

Beamten den Standes- und den Dienstgehalt unterscheidet.

»Der StandesgehaU ist derjenige Besoldungstheil
,
durch welchen
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im Allgemeinen die Kompetenz des Individuums, als Gliedes einer

gewissen Klasse des dienerschaftlichen Standes gesichert wird. Der

Dienstgehalt ist derjenige Besoldungstheil
,
durch welchen insbe-

sondere die Befriedigung jener inneren Bedürfnisse und äusseren

Formen, welche für das Individuum, als Funktionär in der Klasse

seines Standes, entstehen, gesichert ist« (Art. III). »Der Verlust des

dienerschaftlichen Standes kann nur nach vorhergegangener richter-

licher Untersuchung kraft eines Urtheilsspruches eines Justizkolle-

giums erfolgen« (Art. VIII) . »Ausser dem Falle eines richterlichen

Spruches hat der einmal verliehene Dienerstand und Standesgehalt

die unverletzliche Natur der Perpetuität« (Art. X). »Die

Funktion des Dieners und der Dienstgehalt sind precärer Natur;

sie können, ohne Rekurs an den Richter, in Folge einer admini-

strativen Erwägung oder organischen Verfügung genommen werden«

(Art. XI) . »Die für immer entlassenen oder für eine gewisse Zeit

quiescirten Staatsdiener behalten ihren Titel und verbleiben im

Genüsse des Standesgehaltes und verlieren nur das Funktions-

gehalt. Ausserdem übernimmt der Staat für die unter allen Be-

dingungen unvermeidlich zurückbleibende Insufficienz der Gehalte,

in einem Pensionssysteme für die hinterlassenen Wittwen und

Waisen seiner Staatsdiener, ein der Familiensorge der Staatsbeam-

ten und den Kräften des Staates entsprechendes Surrogat herzu-

stellen« (Art. XXIV) . So versuchte die bayerische Dienstpragmatik

von 1805 in würdiger Weise, die rechtliche Sicherheit eines

lebenslänglichen berufsmässigen Beamtenstandes mit den Anforde-

rungen der modernen Staatsordnung und der nothwendigen Beweg-

lichkeit des Dienstes zu versöhnen. Auf ihr beruht das Edikt »die

Verhältnisse der Staatsdiener, vorzüglich in Beziehung auf ihren

Stand und Gehalt betreffend« vom 26. Mai 1818, als Beilage IX zu

Tit. V §6 der bayerischen Verfassungsurkunde. Seitdem haben sich

fast sämmtliche Verfassungsurkunden der deutschen Staaten mit

dem Rechtsverhältnisse der Staatsdiener beschäftigt, ausserdem

haben die meisten Staaten besondere Staatsdiene rgesetze
erhalten. In allen zeigt sich eine, auf deutscher Rechtsanschauung

beruhende Gleichartigkeit der Grundzüge. Als besonders bedeut-

sam treten hervor die württembergische Dienstpragmatik vom
28. Juni 1821 und das königl. sächsische Gesetz vom 7. Mai 1835

betreffend die Verhältnisse der Civilstaatsdiener. Auch in den

Gesetzen über den Staatsdienst macht sich die Richtung ihrer

Entstehungszeit mannigfach geltend. Während die Gesetze vor
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dem Jahre 1848 die vorwiegende Tendenz haben, den Beamten

in der Sicherung ihres Diensteinkommens und in der Versor-

gung ihrer Hinterbliebenen möglichst gerecht zu werden, sind

die Gesetze aus der auf das Jahr 1848 folgenden Reaktionszeit

besonders darauf gerichtet, die Ausschreitungen des Beamten-

standes zu bekämpfen und die gelockerte Disciplin wiederherzu-

stellen. Dahin gehören vor allem die preussischen Gesetze be-

treffend die Dienstvergehen der Richter vom 7. Mai 1851 und be-

treffend die Dienstvergehen der nicht richterlichen Beamten vom
21. Juli 1852, welche einen massgebenden Einfluss auf die Gesetz-

gebung der kleineren Staaten ausübten. Kurz vor der Gründung

des norddeutschen Bundes erhielt das Grossherzogthum Oldenburg

sein revidirtes Civilstaatsdienergesetz vom 28. März 1867. Seitdem

im Anfänge der siebziger Jahre das Spekulationsfieber der soge-

nannten Gründungsperiode auch das Beamtenthum hie und da

angesteckt hatte, kam, als Zeichen der Zeit, in viele Beamtengesetze

ein Verbot der Betheiligung der Staatsbeamten bei der Gründung

und Verwaltung von Aktien-, Kommandit- und Bergwerksgesell-

schaften (Preussisches Gesetz vom 10. Juni 1874).

Das neue deutsche Reich übernahm so umfassende staatliche

Aufgaben, dass es nicht blos durch die Aemter und Beamten der Ein-

zelstaaten wirken konnte, sondern eines eigenen AmtsOrganismus

und eines eigenen Reichsbeamtenstandes bedurfte. Da es für dessen

Rechtsverhältnisse keine festen Normen gab, so war ein Reichsbe-

amtengesetz unbedingt nothwendig. Nach verschiedenen vergeb-

lichen parlamentarischen Anläufen kam das umfassende Gesetz

»über die Rechtsverhältnisse derReichsbeamten vom
3 1. März 1 8 7 3« zu Stande 1

. Dasselbe hat allerdings formell
Anwendung nur auf die Reichsbeamten, nicht auf die Beamten der

Einzelstaaten. Dieses wohlerwogene, unter Mitarbeit hervorragen-

der juristischer Kräfte aller Einzelstaaten im Bundesrathe und

Reichstage zu Stande gekommene Gesetz kann aber materiell
als Ausdruck und Zeugniss des allgemeinen deutschen Rechtsbe-

wusstseins der Gegenwart betrachtet werden und liegt wesentlich

der folgenden systematischen Darstellung
,
unter Berücksichtigung

1 Das hier wesentlich benutzte Hauptwerk ist Hermann Kanngiesser,
Das Recht der deutschen Reichsbeamten. Gesetz vom 31. März 1873. Aus den
Materialien und der Reichs- und Landesgesetzgebung erläutert. Berlin 1874.

Ferner Frhr. v. Zedlitz-Neukirch, Die Rechtsverhältnisse der Reichsbe-
amten. Berlin 1873. F. Thudichum, Das Reichsbeamtenrecht. Annalen des

deutschen Reichs. 1876. S. 265 ff.
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der wichtigsten Einzelgesetzgebungen, zu Grunde. Unter seinem Ein-

flüsse sind bereits mehrere Staatsdienergesetze in deutschen Einzel-

staaten zu Stande gekommen, so das königlich sächsische Gesetz

»einige Abänderungen der gesetzlichen Bestimmungen über die

Verhältnisse der Civilstaatsdiener betreffend« vom 3. Juli 1876, die

umfassende württemhergische Kodifikation in dem Gesetze »be-

treffend die Rechtsverhältnisse der Staatsbeamten« vom 28. Juni

1876 l
,
das badische Gesetz, »die dienstlichen Verhältnisse der An-

gestellten der Civilstaatsverwaltung betreffend«, vom 26. Mai 1876

u. s. w. Eine eigentlich gemeinrechtliche Normirung haben

aber die Rechtsverhältnisse der Richter durch das Reichsgerichts-

verfassungsgesetz vom 27. Januar 1877 gefunden, welches sich auf

alle richterlichen Beamten im Reiche wie in den Einzelstaaten

bezieht.

§ 128 .

II. Juristische Natur des heutigen Staatsdienstes.

Staatsdienst im wörtlichen Sinne ist jeder dem Staate

zur Verwirklichung seiner Aufgaben zu leistende oder geleistete

Dienst. Ein gesunder lebenskräftiger Staat rechnet auf die aktive

Theilnahme aller seiner Bürger an den Aufgaben des Staatslebens.

Aber von dieser wichtigen allgemeinen bürgerlichen Thätigkeit für

den Staat, mag sie eine freiwillige oder gesetzlich zu erzwingende

sein, unterscheiden wir den Staatsdienst im engeren tech-
nischen Sinne. Derselbe beruht auf dem Bedürfnisse des mo-

dernen Staates, welcher mit seinen umfassenden Aufgaben einer

ununterbrochenen berufsmässigen Thätigkeit für die

Staatszwecke nicht entbehren kann. Der Staatsdienst in diesem
Sinne kann daher keine allgemeine Pflicht aller Staatsbürger sein,

welche ja zunächst ihren privatwirthschaftlichen Interessen leben

müssen, sondern gründet sich auf eine speciell übernommene Ver-

pflichtung zu einer vom Staatsoberhaupte übertragenen
,
durch be-

sondere Treue und Gehorsam gegen dasselbe geregelten Thätigkeit

für ganz bestimmte Staatszwecke. Zum Begriffe des Staatsdienstes

im technischen Sinne gehört daher erstens
,
dass der Staatsdienst

für wahre Staatszwecke, und zwar für speciell normirte Aufgaben

des Staatslebens geleistet werde, zweitens dass er nicht in vorüber-

1 Gesetz betreffend die Rechtsverhältnisse der Staatsbeamten sowie der An-
gestellten an den Latein- und Realschulen vom 28. Juni 1876. Textausgabe mit

Erläuterungen von Heb er le. Stuttgart 1876.
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gehenden Aufträgen, sondern in Bekleidung eines vom Staate

errichteten ständigen Amtes bestehe
,

drittens
,

dass er auf einer

besonderen Anstellung beruhe, viertens, dass er mit einer besonde-

ren Pflicht der Treue und des Gehorsams gegen das Staats-

oberhaupt verbunden sei. Unter den Personen, auf welche diese

Merkmale zutreffen, sind aber solche zu unterscheiden
,
welche ihr

Amt nur auf Zeit, oder nur als Nebenbeschäftigung übernommen

haben, wie die Beamten der Selbstverwaltung oder die Wahlkon-

suln
,
und solche

,
welche im Staatsdienste ihren Lehensberuf ge-

funden haben. Nur auf letztere findet nach deutscher Auf-
fassung 1 das volle Staatsdiener- und Beamtenrecht Anwendung,

während bei jenen nur einzelne Rechte und Pflichten der Be-

amten zur Geltung kommen. Nur die Berufsbeamten müssen sich

ganz ihrem Amte widmen; jede Nebenbeschäftigung ist ihnen in

der Regel verboten. Nur sie besitzen Anspruch auf Gehalt, d. h.

auf standesgemässe Versorgung durch den Staat. Viele Staats-

dienergesetze legen einen so entscheidenden Werth auf den Em-
pfang von Gehalt, dass sie sogar nur solche Personen als Staats-

diener im eigentlichen Sinne betrachten, deren Stelle mit einem

etatsmässigen Gehalte versehen ist 2
. Wenn der Gehalt auch nicht

nothwendig zum öffentlichrechtlichen Inhalte des Staatsdienstes

gehört, so ist doch richtig, dass er ein nothwendiges Korrelat jedes

berufsmässigen Beamtenthums ist, welches ohne ihn nicht

existiren kann. Der Staat kann niemanden zumuthen, dass er sich

von Jugend auf für den Staatsdienst vorbereite
,
dass er ihm später

seine ganze Arbeitskraft widme, wenn er ihm nicht ein Aequivalent

in einer standesgemässen Rente gewährt, wodurch der Beamte jedes

1 Es ist sehr wohl möglich, dass in einem Staate bei weitem die meisten

Aemter unbesoldete Ehrenämter sind, und dass ein Zwang zu ihrer Uebernahme
besteht. Dies ist besonders in republikanischen Staaten der Fall, entspricht aber

dem geschichtlich gewordenen deutschmonarchischen Staatsrecht nicht, welches

wesentlich auf dem berufsmässigen besoldeten Beamtenthum ruht. Auf dieses

ist die ganze Dienstpragmatik der deutschen Staaten zugeschnitten, es ist der

Staatsdienst im normalen Sinne. Es ist richtig, wenn man auch die neu einge-

führten Beamten der Selbstverwaltung als Staatsbeamte bezeichnet, aber es

bleibt immer ein Verhältniss, welches nicht vollständig unter alle Regeln der

hergebrachten Dienstpragmatik fällt.

2 Königl. Sächs. Staatsdienergesetz § 1 : »Als Staatsdiener im Sinne dieses

Gesetzes sind nur diejenigen anzusehen, welche zu einem öffentlichen Amte vom
Könige oder den dazu beauftragten Staatsbehörden auf Stellen eingesetzt sind,

mit denen ein bestimmtes jährliches Einkommen aus der Staatskasse verbunden
ist«. Ebenso Sachsen-Weim. Staatsdienergesetz § 1. Sachsen-Altenb. Staatsdiener-

gesetz §1. Sachsen-Meining. Staatsdienergesetz vom 12. Mai 1859. Art. 2 u. s. w.
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privatwirthschaftlichen Erwerbes überboben wird. Nur auf die

besoldeten berufsmässigen Beamten finden alle Kon-
sequenzen des Staatsdienerrechtes volle Anwendung.

Bei ihnen hört sogar das eigenthümliche Verhältnis zum Staate

nicht ganz auf, wenn sie das von ihnen innegehabte Amt nicht

mehr bekleiden; sie können auch nach Verlust ihres speciellen

Amtes in einem gewissen Staatsdienernexus bleiben, indem sie

nicht entlassen, sondern »nur zur Disposition gestellt werden«, sie

haben die Verpflichtung, jeder Zeit auf Verlangen wieder in akti-

ven Staatsdienst zu treten, auch haben sie gewisse allgemeine

Standespflichten der Staatsdiener fortwährend zu erfüllen, (würdi-

ges Verhalten), während die speciellen Amtspflichten für sie auf-

hören. Dafür gewährt der Staat ihnen fortdauernd standesge-

mässen Unterhalt. Es giebt daher allerdings Beamte ohne
Amt, aber auf ihr ausnahmsweises Verhältniss finden keineswegs

alle Grundsätze des Beamtenrechtes Anwendung; nur der Be-
amte im Amte ist der Staatsdiener im vollen Sinne
des Wortes; bei dem zur Disposition gestellten Beamten machen

sich nur noch einzelne rechtliche Wirkungen des früher bekleideten

Amtes nachträglich geltend.

Zum Begriff des Staatsdienstes gehört vor allem, dass er dem
Staate selbst geleitet werde. Nicht Staatsdiener sind daher solche

Personen, welche nicht dem Staate, sondern einzelnen Individuen,

dem Publikum oder vom Staate verschiedenen Gemeinwesen die-

nen. Daher sind Hofdiener und Hofbeamte, welche ledig-

lich der Person des Monarchen dienen, keine Staatsdiener, Aerzte

und Rechtsanwälte, auch wenn sie staatlicher Autorisation zu Aus-

übung ihres Berufes bedürfen, sind Diener des Publikums, ' keine

Staatsdiener. Weder evangelische noch katholische Geistliche

dürfen als Staatsdiener angesehen werden, da die Kirche eine vom

Staate verschiedene Korporation des öffentlichen Rechtes ist. Das-

selbe gilt von den Gemeindebeamten. Dagegen sind Officiere und

Militärbeamte unzweifelhaft Staatsdiener
,
während die gewöhnli-

chen Soldaten, nach unserer jetzigen Heeresverfassung, nichts ande-

res sind als Bürger, die eine allgemeine Unterthanenpflicht erfüllen.

Allein die Stellung der Officiere und Militärbeamten ist durch ihr

besonderes Disciplinarrecht so eigenthümlich gestaltet, dass sie

einer durchaus gesonderten Darstellung bedarf. Hier kommen nur

die Civilbeamten in Betracht.

Die Civilbeamten werden theils zu höheren Diensten berufen,
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welche eine wissenschaftliche Vorbildung voraussetzen
,

theils wer-

den sie zu mehr mechanischen Aufgaben verwandt und entbehren

jeder Selbständigkeit der Entschliessung. Letztere werden als

Subalterne bezeichnet. Häufig sind dieselben nicht förmlich

angestellt, sondern es ist mit ihnen nur ein Miethvertrag auf Kün-
digung abgeschlossen. Dann entbehren sie des eigentlichen Be-

amtencharakters, welcher ihnen im Falle einer ordentlichen An-

stellung aber nicht abgesprochen werden kann (wie Lab and
Seite 389 richtig bemerkt).

Indem in den deutsch-monarchischen Staaten das Bekleiden

von Staatsämtern nicht als allgemeine Staatsbürgerpflicht, nicht als

ein wechselnder Beihedienst, sondern als ein langjährige Vorbe-

reitung erfordernder Lebensberuf aufgefasst wird, so spricht die

rechtliche Präsumtion überall für die Lebenslänglichkeit
des übertragenen Amtes, wie dies von Verfassungen, Staatsdiener-

gesetzen und neuerlich noch vom Reichsbeamtengesetz § 2 aner-

kannt ist : »Soweit die Anstellung der Reichsbeamten nicht unter

dem ausdrücklichen Vorbehalt des Widerrufs oder der Kündigung

erfolgt ist, gelten dieselben als auf Leb enszeit angestellt«.

Der Pflichtenkreis des Beamten ist nicht, wie man früher bis-

weilen meinte, »eine blosse Potenziirung der staatsbürgerlichen

Pflichten«, sondern der Beamte kommt durch seinen Eintritt in den

Staatsdienst in ein ganz neues organisches Verhältniss zu dem
Staate und seinem Oberhaupte. Es sind nicht einzelne Leistungen,

wie sie ein Obligirter in einem Kontraktsverhältnisse übernimmt,

sondern es ist die Hingabe seiner ganzen Arbeitskraft, welche der

Staat von seinen Beamten verlangt, und nicht blos dieses; der

Beamte soll auch mit seinem Herzen, mit seinem ganzen Interesse

bei seinem Amte sein. Er soll sich von dem Geiste seines Amtes,

von dem darin liegenden ethischen Gedanken durchdringen lassen,

er soll den blossen Dienst zu einem hohen sittlichen Berufe erhe-

ben. Dieser über das rein juristische Element hinausgehende An-
spruch ist der Grundgedanke des deutschen Beamtenthums, wie er

auch in den deutschen Gesetzgebungen sich kundgiebt. In jedem

monarchischen Staate sind die Staatsdiener auch Diener des Lan-

desherrn, als Staatsoberhauptes, aber nicht seiner Privatperson

zu Privatzwecken
,

sondern seiner öffentlichrechtlichen Persön-

lichkeit zu öffentlichen oder Staatszwecken. In diesem Sinne ist es

durchaus korrekt, die Staatsbeamten auch als königliche,
grossherzogliche u. s. w. Beamte zu bezeichnen. Der (besonders
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einst in Hannover) künstlich geschraubte Gegensatz zwischen bei-

den Ausdrücken gehört dem unfertigen Patrimonialstaate
,

nicht

dem monarchischen Verfassungsstaate der Gegenwart an.

§ 129.

III. Begründung und Beginn des Staatsdienstes.

In der Zeit, wo man das Beamtenverhältniss vom rein privat-

rechtlichen Standpunkte auffasste, nahm man auch die Begründung

desselben durch einen rein privatrechtlichen Vertrag an. Nur

darüber stritt man, ob derselbe ein Precarium, eine locatio, conduc-

tio operarum, ein Mandat oder ein Innominatkontrakt nach der

Formel »do ut facias« sei. Spater nahm man einen besonderen

Dienstvertrag an; derselbe sollte aus einem Hauptvertrage, welcher

die Uebertragung des Amtes, und einem Nehenvertrage, welcher die

Besoldung zum Gegenstände hätte, zusammengesetzt sein. Diese

rein privatrechtliche Auffassung wurde zuerst von Gönner mit

Erfolg bekämpft und der Grundsatz aufgestellt, dass das Staats-

dienerverhältniss durch einen einseitigen So u verain etäts-

akt des Staatsoberhauptes begründet wird, welcher sich in der

Form des Anstellungsdecretes darstellt. Diese Auffassung erwarb

sich in diesem Jahrhundert allgemeine Anerkennung und konnte

bisher als ein unbestrittenes Gemeingut der Theorie
,
wie der Ge-

setzgebung angesehen werden ; sie ist aber in neuester Zeit von

Lab and (a. a. O. Seite 386) bekämpft worden. Derselbe kehrt zu der

vertragsmässigen Begründung zurück, freilich in einer etwas modifi-

cirten Gestalt. Es wird von ihm anerkannt, dass der Vertrag nicht

ein blos obligatorisches Verhältniss zwischen dem Staate und seinem

Beamten hervorruft, sondern denselben in ein Gewalts- und Ab-

hängigkeitsverhältniss zum Staate versetzt. Der Dienstvertrag wird

als ein Vertrag des öffentlichen Hechtes bezeichnet, welcher seine

Analogie in dem Lehensvertrage und dem dadurch begründeten

Vasallenverhältnisse haben soll. Wir vermögen in diesem Versuch

der Wiederbelebung der Vertragstheorie keinen Fortschritt der

Wissenschaft zu erkennen.

Auch wir sind der Ansicht, dass der Eintritt in den Beamten-

stand auf dem freien Willen des Eintretenden beruht, welcher in

irgend einer Weise dargethan werden muss. Wir bestreiten auch

nicht, dass dem Eintritt in den Beamtenstand gewisse vertragsmäs-

sige Verabredungen zwischen der Staatsgewalt und dem anzustel-

lenden Beamten vorausgehen können. Dieselben beziehen sich aber
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lediglich auf die secundäre privatrechtliche Seite des Beamtenver-

hältnisses, auf Gehalt, Pension, andere vermögensrechtliche Vor-

theile, und haben für die Begründung des Beamtenverhält-
nisses nur einen präparatorischen Charakter L Dieses selbst

kann als ein in erster Linie öffentlichrechtliches Verhältniss nur

durch einen staatsrechtlichen Akt der öffentlichen Gewalt begründet

werden; durch Verabredungen mit Privaten kann an dem Inhalt und

Wesen desselben nichts geändert werden. Auf dem Gebiete des

öffentlichen Rechts können Staat und Privatmann nicht als gleich-

berechtigte Kontrahenten betrachtet werden ;
vielmehr erscheint die

Staatsgewalt als die einseitig berufende und anstellende Macht, als

die Verleiherin des Amtes, in dessen gesetzlich gegebene Rechts-

sphäre der Einzelne eintritt.

Die Anstellung eines Beamten ist ein Verwaltungsakt der

Regierung, welcher unpassend als lex specialis, als lex collationis

officii bezeichnet wird. Ueher den Anstellungsakt wird stets eine

Urkunde ausgestellt, Bestallung, Patent. Durch die in der Em-
pfangnahme der Anstellungsurkunde enthaltene Erklärung des

Beamten, von seinem Ablehnungsrecht keinen Gebrauch machen

zu wollen, wird der staatsrechtliche Charakter der Anstellung als

eines Aktes der Exekutive nicht verändert und das Beamtenverhält-

niss erhält damit keine seinen Inhalt bestimmende kontraktliche

Grundlage. (Kanngiesser, Motive a. a. O. S. 30.) »Titel und
Rang, wrelche mit einem Amte verbunden sind, werden nebst den da-

von abhängenden Vorrechten schon durch die darüber ausgefertigte

Bestallung verliehen« (Allgemeines Landrecht Th. II. Tit. 10. § 84).

Darunter müssen auch sämmtliche privatrechtliche Ansprüche des

Beamten, besonders sein Recht auf Besoldung verstanden werden.

Auch für die privatrechtliche Seite des Staatsdienerverhältnisses

bedarf es der Annahme eines Vertrags keineswegs, da sehr wohl

auch durch einen einseitigen Akt der Staatsgewalt für die Einzelnen

Privatrechte begründet werden können, wie dies z. B. bei allen

Privilegien der Fall ist.

Es besteht kein Zwang zum Eintritt in den berufsmässigen

Staatsdienst, indem niemand zur Uehernahme eines besonderen
Opfers für den Staat, noch weniger zur Ergreifung eines ganzen

1 Gerade die Analogie des Lehensverhältnisses hätte Lab and auf den rich-

tigen Sachverhalt hinweisen können. Auch der Lehensvertrag, contractus feuda-

lis, hat nur einen präparatorischen Charakter als caussa praecedens, das Lehens-
verhältniss selbst wird erst durch die vom Herrn ausgehende Investitur begründet.
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Lebensberufes genöthigt werden kann. Auch hier nehmen die

Ehrenämter der Selbstverwaltung eine vom übrigen Staatsdienst ab-

weichende Stellung ein. Da erstere nie einen ganzen Lebensberuf

bilden und für ihre Uebernahme allgemeine gesetzliche Vorschriften

getroffen werden können, so hält sich der Staat für berechtigt, zur

Uebernahme derselben selbst Zwangsmassregeln anzuwenden.

Ebensowenig besteht ein K/echt aufAnstellungim Staatsdienste.

Selbst wenn jemand alle Vorbedingungen erfüllt haben sollte, kann
doch von einem Rechtsansprüche desselben auf die Ertheilung eines

Amtes keine Rede sein. Ein bestimmter Geburtsstand ist ebenso-

wenig Bedingung für die Erlangung eines Amtes, wie eine bestimmte

Konfession. »Die öffentlichen Aemter sind unter Einhaltung der

von den Gesetzen festgestellten Bedingungen für alle dazu Befähig-

ten gleich zugänglich.«

Als solche gesetzliche Bedingungen erscheinen

:

1) Der Vollbesitz der bürgerlichen Ehre. Ausge-

schlossen ist die Anstellung solcher Personen, welche mit Zucht-

haus bestraft und denen zur Zeit die bürgerlichen Ehrenrechte ent-

zogen sind (Reichsstrafgesetzbuch §§31 und 34)

;

aber auch Unbe-
scholtenheit und guter Ruf werden von den Anzustellenden ver-

langt.

2) Nachweis specieller Befähigung durch eine

allgemeine und berufsmäs sige Vorbildung. Eine solche

wird wenigstens von allen denjenigen Beamten verlangt, deren

Thätigkeit eine höhere wissenschaftliche Vorbildung voraussetzt.

Solche Vorbedingungen sind: Abiturientenexamen, Universitätsstu-

dien, Staatsprüfungen, Vorbereitung im praktischen Dienste. Für

die richterlichen Beamten hat das Reichsgerichtsverfassungsgesetz

§
2—3 gemeinrechtliche Vorschriften erlassen, welche für alle

deutschen Staaten gelten. Ueber die Vorbildung der Verwaltungs-

beamten bestimmt die Landesgesetzgebung. Neben den allgemei-

nen Vorschriften über die Vorbereitung zum höheren Verwaltungs-

dienste bestehen überall noch besondere Prüfungsordnungen für

specielle technische Verwaltungszweige (Forst-, Berg-, Postwesen).

Beamte, welche Vermögensobjekte des Staates verwalten, sind

verpflichtet, eine Kaution zu stellen. Die Bestellung der Amts-

kaution ist vor der Einführung des Beamten in das kau-

tionspflichtige Amt zu bewirken. Dieselbe erscheint daher als eine

Vorbedingung für die Erlangung eines solchen Amtes. Der Staat
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erhält an denjenigen Gegenständen, in welchen die Kaution be-

stellt ist, ein Pfandrecht (Laband, a. a. O. §39).

Das Beamtenverhältniss mit seinen Rechten und Pflichten be-

ginnt mit dem wirklichen Amtsantritt. Auch der Anspruch des

Beamten auf Gewährung des mit dem Amte verbundenen Dienst-

einkommens beginnt, in Ermangelung besonderer Festsetzungen,

ebenfalls mit dem Tage des Amtsantrittes (Reichsbeamten-

gesetz § 4. Kanngiesser a. a. O. Seite 31. R. v. Mohl,
Württembergisches Staatsrecht Band II Seite 96). Die ältere An-

sicht, dass das Recht auf Besoldung mit dem Datum des An-

stellungsdekretes beginne, hat keineswegs Anspruch auf gemein-

rechtliche Geltung.

Nach älterem deutschen Herkommen, sowie nach allen neue-

ren Staatsdienergesetzen, auch dem Reichsbeamtengesetze § 3, ist

jeder Beamte vor dem Dienstantritte auf die Erfüllung aller Oblie-

genheiten des ihm übertragenen Amtes eidlich zu verpflichten. Die

Ableistung des Amtseides hat aber weder Einfluss auf den Anfangs-

punkt des Staatsdienstes, noch begründet sie für die Beamten neue
Pflichten; sie ist nichts als ein innerliches, das Gewissen des

Schwörenden verbindendes VerStärkungsmittel schon bestehender

Verpflichtungen, wegen deren Verletzung der Beamte strafbar ist,

»mag er den Eid geleistet haben oder nicht« (Reichsstrafgesetzbuch

§ 359). Auch hängt die Giltigkeit von Amtshandlungen nicht von

der vorausgegangenen Vereidigung des Beamten ab.

IV. Pflichten der Staatsdiener.

§ 130.

1) Allgemeine Pflichten des Gehorsams und der Treue.

Dem Beamten ist Beobachtung eines »achtungs würdigen
Verhaltens«, auch ausserhalb seiner amtlichen Thätigkeit, als

allgemeine Pflicht auferlegt (Reichsbeamtengesetz § 10). Es ist als

ein Dienstvergehen anzusehen, »wenn der Beamte sich durch sein

Verhalten in oder ausser dem Amte der Achtung, des Ansehens

oder des Vertrauens, die sein Beruf erfordert, unwürdig zeigt«.

(Preuss. Gesetz betreffend die Dienstvergehen der nichtrichterlichen

Beamten vom 21. Juli 1852 § 2).

Abgesehen von dieser allgemeinen Standes pflicht legt
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jedem Beamten sein Amt noch besondere amtsmässige Pflichten auf.

Dahin gehört vor allem die sorgsame und gewissenhafte Ausübung
aller ihm obliegenden Funktionen. Er hat bei seiner Amtsführung

» die genaueste Aufmerksamkeit anzuwenden
,
den höchsten Fleiss

zu prästiren« (Allgemeines Landrecht II. 10. § 88). Die Pflichten

der Beamten in Beziehung auf das ihnen anvertraute Amt werden

durch die darüber ergangenen besonderen Gesetze und durch ihre

Amtsinstruktionen bestimmt. Wo es an solchen fehlt oder wo
dieselben Lücken zeigen, muss der Beamte sich durch die Natur

und Aufgabe des ihm übertragenen Amtes leiten lassen. Ueberhaupt

darf der tüchtige Beamte nicht beim todten Buchstaben seiner In-

struktion stehen bleiben, er soll sich vielmehr von der in seinem

Amte liegenden staatlichen Aufgabe durchdringen lassen und dar-

nach handeln. Der Staat verlangt wenigstens von seinen höheren,

wissenschaftlich gebildeten Beamten »intelligenten Gehor-
sam«. Im Gehorsam lassen sich alle Amtspflichten des Beamten zu-

sammenfassen. Der Beamte soll gehorsam sein den Gesetzen, die sich

auf seine Amtsführung beziehen, gehorsam der Dienstinstruktion,

die ihm beim Antritt seines Amtes übergeben worden ist, gehorsam

aber auch den Anordnungen der Vorgesetzten Behörden
,
die ihm

während seiner Amtsführung zukommen. Sein Gehorsam ist aber

nur ein amtlicher. Der Beamte ist nicht verpflichtet, Geschäfte

auszuführen, welche gar keine amtlichen sein können, denn er ist

zur Erfüllung von Staatszwecken angestellt, nicht für Privatgeschäfte

seines Vorgesetzten. Schwieriger liegt die Sache, wenn ihm Ge-

schäfte aufgetragen werden, die ihrem Inhalte nach Amtsgeschäfte

sein können, ihm aber aus Rechtsgründen nicht aufgetragen werden

dürfen. Jeder Beamte ist verantwortlich für die Ge-
setzmässigkeit seiner amtlichen Handlungen; er darf

sich daher auch nicht zur Ausführung gesetzwidriger Massregeln

hergeben. Dem Beamten muss daher entschieden ein Prüfungs-

recht der Anordnungen seiner Vorgesetzten Behörden eingeräumt

werden, welches zugleich als eine Prüfungspflicht anzusehen ist.

Es kommt nur darauf an zu bestimmen, wie weit sich ein solches

Prüfungsrecht zu erstrecken hat. Nach der allgemeinen deutschen

Rechtsanschauung
,
welche in den Verhandlungen des deutschen

Reichstages wiederum ihren prägnanten Ausdruck fand, sowie nach

der Praxis der höchsten Gerichtshöfe
,
besonders des ehemaligen

preussischen Obertribunals, hat der Beamte entschieden die for-

melle Rechtmässigkeit der ihm ertheilten Vorschriften zu prüfen.
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Befehle oder Verfügungen, welche nicht in vorschriftsmässiger

oder amtlicher Form ertheilt worden sind, haben keine verbind-

liche Kraft. Zur formellen Prüfung gehört aber auch die Beantwor-

tung der Frage nach der Kompetenz und zwar in doppelter Rich-

tung, der Beamte hat zu prüfen, erstens ob die befehlende Behörde

kompetent ist, den Befehl zu erlassen, zweitens ob er selbst, der be-

auftragte Beamte, kompetent ist, die ihm aufgetragene Handlung

vorzunehmen. Hie erste Frage beantwortet das preussische Ober-

tribunal dahin: »In dem Merkmal der Rechtmässigkeit ist das

Postulat enthalten, dass der Befehl, um dessen Vollstreckung es

sich handelt, an den untergeordneten Beamten von der örtlich und

sachlich zuständigen Behörde erlassen, dass Behörde oder Beamter,

von dem er ausgegangen, bei dessen Erlasse im Allgemeinen (in

abstracto) innerhalb des Kreises ihrer Befugnisse sich

gehalten habe.« (Erkenntniss vom 19. Jan. 1872. Goldammer’s
Archiv B. XX. S. 94.) Derselbe Gerichtshof sprach sich in Betreff

der zweiten Frage dahin aus: »Der untergebene Beamte hat unbe-

denklich seiner Seits zu prüfen, ob der ihm ertheilte Auftrag sowohl

in örtlicher als in sachlicher Beziehung innerhalb der Grenzen

seiner amtlichen Befugnisse liegt. Hierüber hinausgehende
Anordnungen seiner Vorgesetzten Behörde auszufüh-
ren, ist er nicht gehalten.« (Erkenntniss vom 27. September

1871. Goldammer’s Archiv B. XIX. S. 819.) Dagegen erklärt

dieser Gerichtshof in demselben Erkenntnisse : »Dagegen steht dem
Beamten kein Recht zu, die materielle Richtigkeit seines

Auftrages zu untersuchen und aus einem derartigen Grunde die Er-

ledigung zu verweigern.« Damit wird dem Beamten die materielle

Prüfung des ihm ertheilten Befehles abgesprochen, d. h. er hat nicht

zu untersuchen, ob die Vorgesetzte Behörde die bestehenden Gesetze

richtig ausgelegt und im einzelnen Falle richtig angewendet hat.

Die moderne Amtsorganisation beruht auf der stufenweisen

Ueber- und Unterordnung der Behörden. Nur so ist die

nothwendige Einheit der Verwaltung, die planmässige Durchführung

der Staatsaufgaben in Einem Geiste zu erreichen. Wollte man
jedem Unterbeamten in jedem einzelnen Falle überlassen, das Ge-
setz in seinem Sinne, abweichend von der Oberbehörde auszulegen,

so würde man, bei der Möglichkeit verschiedenartigster Auslegung

der Gesetze, die dienstmässige Unterordnung der Behörden, ja die

ganze Disciplin des Beamtenstandes auflösen und die wirksame

Ausführung jeder noch so wichtigen Staatsmassregel von jedem
H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 22
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noch so unverständigen Zweifel untergeordneter Beamter abhängig

machen. Auf der anderen Seite hat »jeder Beamte die Verpflichtung,

das ihm übertragene Amt der Verfassung und den Gesetzen
gemäss gewissenhaft wahrzunehmen«. (Reichsbeamtengesetz § 10.)

In jedem deutschen Staate wird jeder Beamte auf gewissenhafte
Beobachtung der Verfassung vereidigt. Wie soll erhandeln,

wenn ihm ein formell durchaus korrekter Befehl zugeht, welcher

aber, nach seiner Ansicht, inhaltlich der Verfassung oder den Ge-

setzen widerspricht? Zunächst ist eine genaue, vorurtheilsfreie Prü-

fung des ertheilten Befehles ernste Gewissenspflicht, wrobei daran

festzuhalten ist, dass alle Anordnungen der Vorgesetzten Behörden

die Vermuthung der Gesetzmässigkeit für sich haben. Bleibt er

aber nach einer solchen Prüfung hei der Ansicht, dass ihm etwas

Verfassungswidriges befohlen sei, so ist es seine Pflicht, soweit ihm

dazu Zeit gelassen wird, die höhere Stelle auf den Widerspruch der

fraglichen Verfügung mit der Verfassung aufmerksam zu machen,

eventuell mit diesem Zweifel bis an die höchste Stelle zu gehen.

Diese in einzelnen Verfassungen und Gesetzen ausdrücklich ent-

haltene Vorschrift halten wir deshalb für eine in der Natur der

Sache begründete, gemeingültige, wr
eil der Beamte verpflichtet ist,

kein gesetzlich zulässiges Mittel unversucht zu lassen, um den ver-

meintlichen Konflikt zwischen dem Gesetze und dem angezweifel-

ten Befehle der Vorgesetzten Behörde zum Austrag zu bringen.

(A. M. Lab and, S. 424.) Beharrt aber die Oberbehörde, trotz

aller vielleicht gegründeten Gegenvorstellungen, doch schliesslich

auf dem Befehl, so fällt die Verantwortlichkeit lediglich nur auf die

befehlende Oberbehörde, wenn der Beamte sich trotz widersprechen-

der Ueberzeugung fügt und den ihm ertheilten Befehl ausführt.

Der in verschiedenen deutschen Verfassungen und Staatsdiener-

gesetzen ausgesprochene Satz (Hannov. Staatsdienergesetz von 1833

§ 161. Württemb. Verfassungsurkunde § 53. Sachsen Meiningen

§ 104. Altenb. § 37 u. s. w.): »dass in gehöriger Form er-

lassene Befehle Vorgesetzter Behörden den gehorchen-
den Beamten von der Verantwortlichkeit befreien und
nur den Befehlenden verantwortlich machen«, ist un-

zweifelhaft als gemeines Recht in Deutschland anzusehen. Erlaubt

es einem Beamten, obgleich er sich durch den Befehl seiner Ober-

behörde rechtlich decken kann, sein Gewissen trotzdem nicht, ver-

meintlich verfassungswidrigen Befehlen zu gehorchen, so verweigert

er denselben den Gehorsam auf die Gefahr hin, wregen Unbotmäs-
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sigkeit in eine Disciplinaruntersuchung gezogen zu werden, und

muss abwarten, wie die Disciplinarbekörde den Fall auffasst. Jeden-

falls muss dem Beamten, welcher einem vermeintlich verfassungs-

widrigen Befehle den Gehorsam verweigert, wenigstens der letzte

schwere Schritt, den Gewissenskonflikt zu lösen, jeder Zeit frei-

stehen, die Niederlegung seines Amtes, ohne dass ihn irgend

eine weitere Bestrafung wegen seines uberzeugungstreuen Ungehor-

sams treffen kann.

Weiter noch als die Pflicht des amtlichen Gehorsams reicht

die der Treue gegen den Staat und sein Oberhaupt. Gehorsam

ist ein Staatsdiener, welcher seiner Dienstinstruktion und den Be-

fehlen seiner Oberen gewissenhaft nachkommt, die Treue bindet

ihn auch in seinem übrigen Leben. Ist bei unseren genauer durch

das Gesetz regulirten Verhältnissen der mehr moralische Begriff der

Treue auch nicht mehr, wie im mittelalterlichen Lehensverband,

das oberste entscheidende Princip, so ist doch dieselbe, besonders

gegen die Person des Landesherrn, auch heut zu Tage noch ein

wichtiges Moment im Leben des Staatsdieners, sie verpflichtet den-

selben, in seinem ganzen Thun und Lassen stets das Wohl des

Staates und seines Oberhauptes vor Augen zu haben, dasselbe nach

besten Kräften zu wahren und zu vertreten, auch wo es ihm nicht

besonders befohlen ist. Um wahrhaft treu zu sein, darf der öffent-

liche Beamte sich nicht blos auf die ihm obliegenden Dienstverrich-

tungen beschränken, sondern er muss dem Staate und seinem Ober-

haupt allen Vortheil verschaffen, der von ihm abhängt, allen Nach-
theil nach Kräften abwenden

;
»vor Schaden warnen, Nutzenbefördern

helfen« hiess es in älteren Bestallungsurkunden. Dagegen darf es

nicht als Verletzung der Treue aufgefasst werden, wenn ein zum
Abgeordneten gewählter Beamter in der Volksvertretung andere

Ansichten vertheidigt, einen anderen Standpunkt einnimmt, als das

jeweilige ihm Vorgesetzte Ministerium. So lange die deutschen Ver-

fassungen aktive Staatsbeamte nicht von der Volksvertretung aus-

schliessen, darf ihnen auch die Unabhängigkeit ihrer politischen

Ueberzeugung nicht verkümmert werden.

§ 131 .

2) Specielle Verpflichtungen und Beschränkungen der Staatsdiener.

Aus der allgemeinen Pflicht des Gehorsams und der Treue

folgen noch besondere specielle Verpflichtungen und Be-
schränkungen der Staatsdiener:

22 *
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1) Da das Amt nicht blos ein Komplex einzelner Leistungen,

sondern ein Lebensberuf ist, welcher die ganze Arbeitskraft des

Beamten in Anspruch nimmt, so soll sich der Beamte demselben

ganz und ausschliesslich widmen. Daher ist den Beamten der Be-

trieb von bürgerlichen Gewerben, die Uebernahme von Nebenämtern

oder Nebenbeschäftigungen
,
namentlich solchen

,
mit denen eine

Remuneration verbunden ist, gar nicht oder nur mit Genehmigung

der Vorgesetzten Behörde gestattet. Nach neueren Gesetzen (z. B.

Preussisches Gesetz vom 10. Juni 1874), besonders auch nach dem
Reichsbeamtengesetz § 1 6 ist zu dem Eintritt eines Beamten in den

Vorstand, Verwaltungs- oder Aufsichtsrath einer jeden auf Erwerb

gerichteten Gesellschaft die gleiche Genehmigung erforderlich,

welche jeder Zeit widerruflich ist; sie darf gar nicht ertheilt wer-

den, sofern die Stelle mittelbar oder unmittelbar mit einer Remu-
neration verbunden ist. Dagegen ist der Beamte verpflichtet, ausser

seinen regelmässigen Amtsgeschäften, Nebenaufträge von Seiten

der Vorgesetzten Behörde zu übernehmen, doch dürfen die-

selben nicht ganz heterogener Natur sein und weder der sonstigen

Wirksamkeit des Beamten noch der Würde des Amtes Eintrag thun.

2) Kein Beamter darf ohne Vorwissen und Genehmigung seiner

Vorgesetzten Behörde den ihm zur Ausübung seines Amtes ange-

wiesenen Ort verlassen; doch kann der Beamte von der Erfüllung

seiner Amtsgeschäfte zeitweilig befreit, »beurlaubt« werden.

Der Urlaub wird dem Beamten auf sein Ansuchen von der Vorge-

setzten Dienstbehörde ertheilt. Ueber die Beurlaubungen der Be-

amten und die mit längerem Urlaube verbundenen Gehaltsabzüge

bestehen in jedem Staate besondere Vorschriften. Zum Eintritt in

den Reichstag und, nach den meisten Verfassungen, zum Eintritt in

den Landtag bedürfen Beamte keines Urlaubs.

3) Ueber die vermöge seines Amtes ihm bekannt gewordenen

Angelegenheiten, deren Geheimhaltung ihrer Natur nach erforder-

lich oder von seinem Vorgesetzten vorgeschrieben ist, hat der Be-

amte Verschwiegenheit zu beobachten, auch nachdem das Dienst-

verhältniss aufgelöst ist (Reichsbeamtengesetz §11).

4) Die Staatsdienergesetze schreiben zum Theil vor, dass die

Beamten zur Eingehung einer Ehe der Genehmigung ihrer Vorge-

setzten Behörden bedürfen. In einigen Staaten hat die Ertheilung

dieser Genehmigung nur den Charakter einer Formalität, so in

Preussen nach der Kabinetsordre vom 9. Juli 1839; in anderen

begnügt man sich mit einer blossen Anzeige (z. B. in Baden,
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landesherrliche Verordnung vom 12. Mai 1873). Ohne eine specielle

Vorschrift kann eine derartige Beschränkung der Beamten nicht an-

genommen werden
,
wie dieselbe auch dem Reichsbeamtengesetze

unbekannt ist.

Abgesehen von diesen besonderen Verpflichtungen und Be-

schränkungen ist es selbstverständlich, dass die Staatsdiener auch

alle allgemeinen Staatsbürgerpflichten zu erfüllen haben, soweit nicht

das Gesetz eine Ausnahme für sie feststellt.

§ 132 .

3) Verfolgung der Pflichtverletzungen der Beamten 1
.

Die Staatsdiener können die ihnen obliegenden Verpflichtungen

in verschiedenartigster Weise verletzen. Gegen solche mögliche

Verletzungen müssen dem Staate Reaktionsmittel zu Gebote stehen.

Letztere gehören drei verschiedenen Rechtsgebieten an : a. dem des

Kriminalrechtes, b. dem des Privatrechtes, c. dem des Disciplinar-

rechtes.

a. Die schwersten Pflichtverletzungen der Beamten sind durch

das Strafgesetzbuch in ihrem Thathestand bestimmt und mit pein-

lichen Strafen bedroht. Es hängt ganz von den positiven Bestim-

mungen des Strafgesetzbuches ab, welche Pflichtverletzungen der

Beamten peinlich bestraft werden sollen. Ein allgemeines Princip

lässt sich aus dem Begriff des Staatsamtes nicht herleiten. Die An-
schauungen haben hier in der Gesetzgebung sehr gewechselt. Zu
einer Zeit, wo das Dienstrecht der Beamten noch sehr unentwickelt

war, wurden Vergehen kriminell bestraft, welche jetzt nur unter

die immer mehr ausgebildete Disciplinargewalt fallen. Der That-

bestand eines Amtsverbrechens muss genau festgestellt sein : »nulla

poena sine lege«. Die peinlich strafbaren Verletzungen der Amts-

pflicht sind entweder uneigentliche oder eigentliche Amtsdelikte.

Die ersteren bestehen in Handlungen, welche an sich allgemein

strafbar sind, welche aber mit einer grösseren Strafe bedroht wer-

den, falls ein Beamter sie verübt; die letzteren bestehen in Hand-

1 A. W. Heffter, Ueber Verbrechen und Disciplinarvergehen der Staats-

und Kirchendiener. Neues Archiv des Kriminalrechtes B. XIII. S. 28 ff. Der-
selbe, Die strafrechtliche und disciplinarische Stellung der Staats- und Kir-

chendiener. Archiv des Kriminalrechtes. Neue Folge. Jahrgang 1853. S. 427 ff.

Dollmann, Art. Amtsverbrechen und Amtsvergehen. Staatswörterbuch B. I.

S. 219 ff. Hugo Meyer, Lehrbuch des deutschen Strafrechts 2. Aufl. § 204 ff.

Meves, in Holtzendorf f’s Handbuch des deutschen Strafrechtes III.

S. 941 ff. Besonders j etzt Laban d a. a. O. § 41.
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lungen, welche nur dann strafbar sind, wenn ein Beamter sie ver-

übt, oder welche thatsächlich nur von Beamten verübt werden

können, so dass es zum wesentlichen Thatbestand gehört, dass der

Thäter ein Beamter ist (Dollmann, a. a. O. S. 219. Laband,
a. a. O. S. 434). Die eigentlichen Amtsdelikte zerfallen wieder in

allgemeine, die ihrer Natur nach von jedem Beamten begangen

werden können, und in besondere, deren Subjekte nur Beamte

einer bestimmten Kategorie sein können. Die peinlich zu bestrafen-

den »Verbrechen und Vergehen im Amte« sind durch Abschnitt

XXVIII des deutschen Strafgesetzbuchs gemeinrechtlich festge-

stellt. Ihre Darstellung fällt daher jetzt der Wissenschaft des

Kriminalrechts anheim, da die Beamten hier ganz, wie andere Bür-

ger, nur im Wege eines geordneten strafprocessualischen Verfahrens

verfolgt und bestraft werden können.

b. Eine privatrechtliche Haftbarkeit des Beamten tritt

nur in solchen Fällen ein, wo durch seine pflichtwidrige Handlung

oder Unterlassung jemand einen Vermögensnachtheil erlitten hat,

mag dies der Staat oder eine Privatperson sein. Der durch den Be-

amten verletzte Private muss seine Ansprüche vor den Civilgerich-

ten anbringen. Der Staat kann dies zwar ebenfalls thun, doch stehen

ihm meistens noch schneller wirksame Mittel zu Gebote, indem er

bei Schadenersatzansprüchen einen entsprechenden Theil des Ge-
haltes zurückbehalten und so den Beamten nöthigen darf, gegen ihn

den Bechtsweg zu beschreiten. Besondere Bestimmnngen bestehen,

nach dem Vorgang der preussischen Verordnung vom 24. Jan. 1844

in verschiedenen Gesetzgebungen, besonders in dem Reichsbeam-

tengesetz, über die Ersatzpflicht der sog. Defekten, zu deren Fest-

stellung und Beitreibung ein eigenthümliches Verfahren eingeführt

worden ist. Man versteht unter einem Defekt »den Fall, dass der

thatsächliche Bestand einer Kasse oder eines Magazines geringer ist,

als der rechnungsmässige Sollbestand.« Gegen diese Feststellung

der Verwaltungsbehörde steht aber dem Beamten stets der Rechts-

weg offen (Reichsbeamtengesetz §§ 134— 148).

3) Recht eigentlich dem Gebiete des Staatsrechtes gehören die

Reaktionsmittel gegen Pflichtverletzungen der Beamten an, welche

der Staat kraft seiner Disciplinargewalt anwendet. Durch den

Anstellungsakt tritt der Staatsdiener in ein eigenthümliches Dienst-

und Pflichtverhältnis s zum Staate und unterwirft sich damit einer

besonderen Gewalt des Staates, welche dieser als sein Dienstherr

gegen ihn geltend zu machen berechtigt ist. Aus dieser folgt ein
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eigentümliches Zwangs- und Strafrecht, welches dem Staate

zusteht, um die Ordnung des Dienstverhältnisses aufrecht zu er-

halten, die Beamten zur Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten, und

um unbrauchbare, pflichtvergessene Beamten ganz aus dem Dienste

zu entfernen. Als Zwangsmittel kommen vor Arrest und Geld-

bussen, welche über einen Beamten verhängt werden, um ihn zur

Yornahme einer gewissen Amtshandlung zu nötigen. Verschieden

davon sind die eigentlichen Strafen, welche eine bereits ge-

schehene Pflichtverletzung voraussetzen. Nur die schwersten Pflicht-

verletzungen der Beamten, deren Thatbestand sich gesetzlich fixiren

lässt, fallen der Strafgewalt des Kriminalrichters anheim, alle an-

dern, wo dies nicht möglich ist, werden disciplinarisch bestraft.

Auch die Disciplinargewalt involvirt ein wirkliches Strafrecht, aber

dasselbe beruht auf einer anderen rechtlichen Grundlage, als das

System der peinlichen Strafen. Der Staat straft nicht, als der Träger

und Vertheidiger der Rechtsidee, lediglich um der Gerechtigkeit

willen, sondern nur aus äusseren Zweckmässigkeitsgründen, weil er

nur so die Ordnung und Reinheit des Dienstverhältnisses aufrecht

erhalten kann. Während das Kriminalrecht nur Vergehen mit genau

fixirtem Thatbestand bestrafen kann, trifft die Disciplinargewalt jede

schuldbare Pflichtverletzung des Beamten. Das Disci-

plinarrecht kann keine erschöpfende Aufzählung der strafbaren Ver-

gehen geben, wie ein Kriminalkodex; wo man früher dergleichen

versucht hat, ist man davon zurückgekommen und giebt jetzt dem
allgemeinsten Ausdruck den Vorzug: »Ein Beamter, welcher die

ihm obliegenden Pflichten verletzt, begeht ein Dienstvergehen und

hat die Disciplinarbestrafung verwirkt.« Während bei der peinlichen

Bestrafung nur die einzelne verpönte Handlung beurtheilt wird,

kommt bei der Disciplinarbestrafung das Verhalten des Be-
amten in seiner Totalität in Betracht. Während auf dem Ge-

biete der peinlichen Rechtspflege der Staat nicht nur das Recht,

sondern auch die Pflicht zu strafen hat, macht er von den Strafen

der Disciplinargewalt nur Gebrauch, wenn ihm dies im Interesse

des Dienstes geboten oder nützlich erscheint. Die Disciplinarstrafen

bewegen sich innerhalb des Dien stverhältnisses und sind

deshalb von dem System der peinlichen Strafen durchaus verschie-

den (»Strafen, die ausserhalb des Gebietes der Kriminalität liegen«) .

Das Disciplinarverfahren kennt grundsätzlich keine härtere Strafe

als die Dienstentlassung. Gegen den, welcher aus dem Dienstver-

bande geschieden ist, giebt es auch kein Strafrecht des Dienstherrn
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mehr. Die Disciplinarstrafen sind entweder blosse Ordnungs-
strafen oder bestehen in Entfernung aus dem Amte. Die Ord-

nungsstrafen sind : Warnung, Verweis und Geldbussen; einzelne

Gesetzgebungen kennen auch noch Arrest für Subalternbeamte.

Die Ordnungsstrafen können von den Vorgesetzten Dienstbehörden

verhängt werden
,
doch muss dem Beamten Gelegenheit gegeben

werden, sich zu verantworten und zu vertheidigen. Gegen die Ver-

hängung von Ordnungsstrafen steht dem Betroffenen nur der Be-

schwerdeweg hei der höheren Dienststelle offen. Die in schwereren

Fällen eintretende Entfernung aus dem Amte erfolgt entweder in

Form der Dienstentlassung oder ®d er Strafversetzung.
Die Suspension vom Amte wird von den neueren Gesetzgebungen

nicht mehr als Strafmittel angewandt.

Da das peinliche und das disciplinare Verfahren auf durchaus

verschiedener rechtlicher Grundlage beruhen und verschiedenen

Grundsätzen folgen, so schliessen sie sich gegenseitig nicht aus.

Das peinliche Verfahren, als das auf dem kategorischen Imperativ

der Gerechtigkeit beruhende, hat dabei den unbedingten Vorzug

vor dem Disciplinarverfahren. Im Laufe einer gerichtlichen Unter-

suchung darf daher gegen den Angeschuldigten ein Disciplinarver-

fahren wegen derselben Thatsachen nicht eingeleitet werden. Wenn
im Laufe eines Disciplinarverfahrens wegen derselben Thatsachen

eine gerichtliche Untersuchung gegen den Angeschuldigten eröffnet

wird, so muss das Disciplinarverfahren bis zur Beendigung des pein-

lichen Verfahrens ausgesetzt werden (Reichsbeamtengesetz § 77).

Wenn von den Strafgerichten auf Freisprechung erkannt ist, so

findet wegen derjenigen Thatsachen, welche in der gerichtlichen

Untersuchung zur Erörterung gekommen sind, ein Disciplinarver-

fahren nur noch insofern statt, als dieselben an sich und ohne ihre

Beziehung zu dem gesetzlichen Thatbestand der strafbaren Hand-

lung
,
welche den Gegenstand der Untersuchung bildete

,
ein

Dienstvergehen enthalten. Ist in einer gerichtlichen Unter-

suchung eine Verurtheilung ergangen, welche den Verlust des Amtes

nicht zur Folge gehabt hat, so bleibt derjenigen Behörde, welche

über die Einleitung des Disciplinarverfahrens zu verfügen hat, die

Entscheidung darüber Vorbehalten 5 ob ausserdem ein Disciplinar-

verfahren einzuleiten oder fortzusetzen sei (§ 78).
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§ 133 .

V. Von den Rechten der Beamten.

Den viel umfassenden Pflichten der Staatsdiener stehen ebenso

wichtige R e c h t e derselben gegenüber. Diese Rechte haben eine

verschiedene Natur, indem sie bald unmittelbare Konsequenzen

aus dem Wesen des Staatsamtes sind und somit einen öffentlich-

rechtlichen Charakter haben oder mittelbare Folgen sind, indem

durch Uebertragung des Amtes für den Beamten auch gewisse ver-

mögensrechtliche Befugnisse von privatrechtlichem Charakter be-

gründet werden. Wie niemand ein Recht auf Anstellung im Staats-

dienst hat, so hat auch kein Beamter ein persönliches Recht auf

Beibehaltung seines Amtes, auf Fortführung seiner Amtsverrich-

tungen. Den eigenen Rechten des Beamten stehen daher die

obrigkeitlichen Befugnisse gegenüber, welche der Beamte

ausübt; sie sind, wie Lab and richtig hervorhebt, nicht seine

Rechte, sondern Rechte des Staates; »mit ihrer Handhabung be-

thätigt er nicht ein ihm zustehendes Recht, sondern erfüllt eine ihm

obliegende Pflicht.«

1) Recht auf Schutz.

Der Staat gewährt allen seinen Angehörigen den nöthigen

Rechtsschutz und an diesem allgemeinen Schutz nimmt auch der

Beamte Theil. Da aber der Beamte durch Ausübung seines Amtes

leicht in Konflikte mit solchen Personen geräth, denen er pflicht-

gemäss entgegen treten muss, so ist der Staat verpflichtet, dem Be-

amten bei der Ausübung seines Amtes noch einen besonderen Schutz

angedeihen zu lassen. Der Staat übt diesen Schutz vermittelst der

Strafgewalt aus, indem er alle Verletzungen des Beamten bei Aus-

übung seines Amtes oder in Beziehung auf sein Amt unter beson-

dere Strafandrohungen stellt. So ist nach § 1 1 3 des Reichsstrafge-

setzbuches mit Strafe bedroht, »wer einem Beamten, welcher zur

Vollstreckung von Gesetzen, von Befehlen und Anordnungen der

Verwaltungsbehörden oder von Urtheilen und Verfügungen der

Gerichte berufen ist, in der rechtmässigen Ausübung seines Amtes

durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerstand leistet«.

Ebenso wer es unternimmt, durch Gewalt oder Drohung eine Be-

hörde oder einen Beamten zur Vornahme oder Unterlassung einer

Amtshandlung zu nöthigen (§114 des Reichsstrafgesetzbuches)

.
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2) Persönliche Ehrenrechte.

Der Beamte kann von dem Staate beanspruchen, dass ihm auch

äusserlich
,
im gesellschaftlichen Leben

,
eine seinem Berufe ent-

sprechende Stellung eingeräumt werde, welche ihm das zur wirk-

samen Ausübung seiner Dienstfunktionen nothwendige Ansehen im
Publikum gewährt. Diese äussere x\uszeichnung im Leben, welche

der Staat seinen Beamten überall zukommen lässt, offenbart sich

regelmässig in dem entsprechenden Amtstitel und sonstigen Amts-

abzeichen, welche jedem Beamten von Rechtswegen durch sein Be-

stallungsdekret mitverliehen werden. Titel, Rang und Amtstrachten

sind überall durch Verordnung festgestellt. Zu unterscheiden ist

der Rang der Behörden und der persönliche Rang der

Beamten. Ersterer bezeichnet die Ueber- und Unterordnung der

Behörden in der Hierarchie des Dienstes und ist in der Regel mass-

gebend auch für den Rang der darin angestellten Beamten, doch

wird häufig Beamten, wegen besonderer Verdienste oder früher

innegehabter amtlicher Stellungen, ein persönlich höherer
Rang (z. B. durch Titelverleihung) gewährt, als ihnen nach ihrer

sonstigen dienstlichen Stellung gebühren würde.

3) Vermögensrechtliche Rechte des Beamten,

a. Ersatz von Auslagen.
Alle Staatsdiener, besoldete wie unbesoldete, haben ein Recht

auf Ersatz positiver Auslagen, welche sie in ihren Dienstverhält-

nissen machen müssen, ebenso auf Entschädigung für Vermögens-

nachtheile, welche sie, ohne ihr Verschulden, bei ihrer Dienstaus-

übung erfahren. Für die regelmässig zu machenden Auslagen sind

meist bestimmte Aversion alsummen festgesetzt; besonders ist

dies der Fall bei der Vergütung von Kosten für Reisen, welche

Beamte in Dienstgeschäften ausserhalb ihres Wohnortes oder Amts-

bezirkes zu machen haben. Es ist hier regelmässig ein Diäten-
system für die einzelnen Beamtenklassen festgestellt. Ferner ge-

hören hierher auch Pauschsummen für Büreaubedürfnisse
,
Reprä-

sentationsgelder u. s. w. Diese Bezüge haben einen anderen

Charakter, wie die Besoldung; sie sind nicht dazu bestimmt, dem
Beamten standesgemässen Unterhalt zu gewähren, sondern sollen

als Entschädigung für Auslagen und nothwendige Verwendungen

dienen, sie gehören daher nicht zum regelmässigen Diensteinkom-

men und werden weder bei der Versetzung in ein anderes Amt,
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noch hei der Dispositionsstellung, noch hei der Pensionirung in An-

rechnung gebracht (Reichsbeamtengesetz § 42).

b. Recht auf Besoldung.
Das wichtigste eigene Recht des Beamten ist das auf Besoldung,

welches als nothwendiges Korrelat eines lebenslänglichen berufs-

mässigen Beamtenstandes anzusehen ist. Es giebt allerdings Be-

amte, welche keinen Gehalt beziehen, wie die Wahlkonsuln und

die Ehrenämter in der Selbstverwaltung ;
auf diese Beamten findet

aber auch das volle Staatsdienerrecht keine Anwendung. Mit jedem

Amte, welches von berufsmässigen Staatsdienern bekleidet wird, ist

eine bestimmte Besoldung verbunden. Der Beamte erwirbt mit

seiner definitiven Anstellung ein Recht auf den mit dem Amte ver-

bundenen »etatsmässigen Gehalt«. Der Beamte, welcher dem
Staate seine ganze Arbeitskraft widmet, auf jeden privatwirthschaft-

lichen Erwerb verzichtet und sich mancher Beschränkung seiner

sonstigen staatsbürgerlichen Unabhängigkeit unterwirft, erhält da-

mit den Anspruch auf standesgemässen Lebensunterhalt
von Seiten des Staates. Dadurch bestimmt sich der juristische Cha-

rakter der Besoldung, sie ist keine Bezahlung einzelner Dienste,

sondern eine Rente, welche den standesgemässen Lebens-
unterhalt des Beamten bezweckt; sie dauert daher fort,

wenn der Beamte zeitweilig keine Amtsgeschäfte zu erfüllen hat,

wenn er vorübergehend seines Amtes enthoben ist mit Aussicht auf

Wiederanstellung (als sog. Wartegeld), hei kürzerem Urlaub, bei

Krankheiten u. s. w. Die Raten des Gehaltes werden dem Beamten
im voraus (pränumerando) bezahlt, entweder monatlich oder viertel-

jährig. Die einzelne terminliche Forderung ist erworben, wenn der

Berechtigte den Anfang des Termins im Amte erlebt hat. Da
die Besoldung zum Lebensunterhalt gehört, so kann sie auch von

den Gläubigern nur theilweise mit Beschlag belegt werden. Dem
Beamten muss seine nothwendige Kompetenz gelassen werden

(Reichscivilprocessordnung § 715); sie kann auch nur soweit cedirt,

verpfändet oder übertragen werden, als sie der Beschlagnahme

unterliegt (Reichsheamtengesetz § 6. 1).

Die Besoldung besteht in der Regel in baarem Gelde
,
dazu

kommen oft aber auch Bezüge in Naturalien, in Getraide, Holz,

Dienstwohnung. Eine neuere Einrichtung ist die Gewährung von

Wohnungsgelderzuschüss’en (Preuss. Gesetz betreffend die

Gewährung von Wohnungsgeldzuschüssen an die unmittelbaren

Staatsdiener vom 12. Mai 1873. desgleichen Badisches Gesetz vom
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9. Januar 1874. Reichsgesetz betreffend die Bewilligung von Woh-
nungsgelderzuschüssen vom 27. Juni 1876). Der Wohnungsgelder-

zuschuss ist ein veränderlicher Bestandteil des Diensteinkom-

mens, welcher sich in, seiner Höhe theils nach dem mit dem Amte
verbundenen Range des Beamten, theils nach den Wohnungspreisen

des Ortes richtet (sog. Servisklassen) . Früher waren die Beamten

oft grösstentheils auf Gebühren angewiesen, welche sie bei Vor-

nahme einzelner Amtshandlungen erhielten. Diese sind jetzt in den

meisten Ländern sehr beschränkt oder abgeschafft. Für die Richter

sind sie durch das Reichsgerichtsverfassungsgesetz § 7 ganz ausge-

schlossen.

Bei einer Verhinderung oder Beurlaubung des Beamten bedarf

es zur Besorgung der Amtsgeschäfte eines Stellvertreters. Bei

einer notwendigen Verhinderung des Beamten, die ausserhalb

seines Willens liegt, bei Krankheit, Einberufung zum Geschwornen-

dienste u. s. w., hat die Staatskasse die Kosten der Stellvertretung

zu tragen. In Fällen, wo der Beamte eines besonderen Urlaubes

bedarf, lassen die meisten Staatsdienergesetze in dem Falle, dass

der Urlaub eine gewisse Zeit überschreitet, einen Gehaltsabzug ein-

treten. Ein Beamter, welcher sich ohne den vorschriftsmässigen

Urlaub von seinem Amte entfernt hält oder den erteilten Urlaub

überschreitet, ist, wenn ihm nicht besondere Entschuldigungsgründe

zur Seite stehen, für die Zeit der unerlaubten Entfernung seines

Diensteinkommens verlustig. Bestritten ist es, wie es mit den Stell-

vertretungskosten zu halten sei, wenn Beamte in die Volksvertretung

gewählt werden und zu diesem Behufe ihren Amtsgeschäften nicht

obliegen können. Nur für die Reichsbeamten, welche in den Reichs-

tag gewählt werden, ist ausdrücklich ausgesprochen, dass bei ihnen

ein Abzug am Gehalt nicht stattfindet. In Betreff der Beamten,

welche in die Landtage der einzelnen Staaten treten, wird gestritten.

In erster Linie entscheiden die Staatsdienergesetze. Wenn aber

solche positive Bestimmungen nicht vorliegen, so ist anzunehmen,

dass wenigstens da, wo der Beamte zum Eintritte in den Landtag

verfassungsmässig keines Urlaubes bedarf, ein Gehaltsabzug nicht

stattfinden darf und dass die Stellvertretungskosten lediglich der

Staatskasse zur Last zu schreiben sind. So ist auch die Entscheidung

für Preussen zu treffen, wro die Stellvertretungskosten lange Zeit

einen Streitpunkt bildeten (v. Rönne, preuss. Staatsrecht § 116).

c. Anspruch auf Pension.
Der Beamte hat nicht nur einen Anspruch auf Besoldung, so
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lange er im Dienste steht, sondern auch auf Versorgung, wenn er

dienstunfähig geworden ist, oder der Staat seiner Dienste nicht mehr

bedarf. Während dem strebsamen und thätigen Gewerbsmanne auf

dem Gebiete der Privatindustrie die Möglichkeit gegeben ist, sich

ein Vermögen zu sammeln, gewissermassen einen Reservefonds für

die Zeit seiner Arbeitsunfähigkeit zu bilden, ist es dem Staatsdiener

nur selten möglich, aus den meistens kaum für den standesgemäs-

sen Lebensunterhalt hinreichenden »Amtseinkünften« etwas für

seine alten Tage zurückzulegen. Darum ist überall in Deutschland

das Pensions system ein nothwendiger Theil des berufsmässigen

Staatsdienerrechtes, während es auf die Ehrenämter der Selbstver-

waltung und diejenigen Beamten, welche ihr Amt nur als Neben-

beschäftigung betreiben, keine Anwendung findet. Da mit dem

Austritte aus dem Amte für den Staatsdiener eine Reihe von Aus-

gaben aufhört, die lediglich mit seiner amtlichen Stellung Zusam-

menhängen, so liegt es in der Natur der Sache, dass die Pension

regelmässig nur eine Quote der Besoldung bildet, deren Höhe

meistens nach der Länge der Dienstzeit bemessen wird. Die Pen-

sionsberechtigung wird ausserdem auch noch von anderen gesetz-

lichen Bedingungen abhängig gemacht. Der Beamte muss bereits

eine Reihe von Jahren (gewöhnlich zehn Jahre) in Diensten gewesen

sein und der Rücktritt wegen geistiger und körperlicher Unfähigkeit

oder nach Erreichung eines bestimmten Lebensjahres (70 Jahre)

oder Dienstalters (40, 45, 50 Jahre) erfolgen.

Ist die Dienstunfähigkeit die Folge einer Krankheit, Verwun-

dung oder sonstigen Beschädigung, welche der Beamte bei Ausübung

des Dienstes oder aus Veranlassung desselben ohne eigene Ver-

schuldung sich zugezogen hat, so tritt die Pensionsberechtigung

auch bei kürzerer (als zehnjähriger) Dienstzeit ein (Reichsbeamten-

gesetz § 36)

.

d. Anspruch der Hinterbliebenen auf Unter-
stützung.

Im Wesen des berufsmässigen Beamtenthums liegt es begrün-

det, dass der Staat auch für die Hinterbliebenen eines verstorbenen

Beamten sorgt, entweder bleibend oder doch für die erste Zeit nach

dem Tode ihres Versorgers. Als Hinterbliebene werden nicht die

Erben, sondern die Wittwe und die ehelichen Kinder angesehen

;

bisweilen werden, in Ermangelung solcher Angehörigen, auch an-

dere Personen mehr oder weniger berücksichtigt, deren Ernährer

der verstorbene Beamte war, wie Eltern, Geschwister, Pflegekinder.
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Die meisten Staatsdienergesetze dieses Jahrhunderts haben, nach

dem Vorbild der bayerischen Staatsdienerpragmatik von 1805, der

Wittwe und den Waisen der Beamten einen Anspruch auf Lebens-

unterhalt in Form einer Pension zuerkannt. Die der Wittwe dauert

bis zu ihrem Ableben resp. ihrer Wiederverheirathung, die der Kin-

der bis zu einem bestimmten Alter. In Preussen ist eine gesetzliche

Verpflichtung des Staats zu einer solchen Pensionszahlung an die

Hinterbliebenen nicht anerkannt. Nur gewisse vorübergehende

Vortheile werden den Hinterbliebenen des Beamten nach dem Tode

ihres Versorgers eingeräumt, indem ihnen regelmässig die volle Be-

soldung für den sog. Sterbemonat und die darauf folgenden drei

Monate, das sog. Gnadenquartal, ausgezahlt wird. Auf dem-

selben Standpunkt steht das Reichsbeamtengesetz. Ausserdem be-

stehen gewöhnlich noch Wittwenkassen, welche gegen Zahlung von

bestimmten Beiträgen der Beamten den Hinterbliebenen jährliche

Unterstützungen gewähren. Der Beitritt zu derartigen Anstalten ist

für die Beamten meistens obligatorisch.

Da alle diese vermögensrechtlichen Ansprüche der Beamten

aus ihrem Dienstverhältnisse, insbesondere auf Besoldung, Warte-

geld und Pension, ebenso die Rechtsansprüche ihrer Hinterbliebenen

auf gewisse Bewilligungen
,
privatrechtlicher Natur sind, so

findet nach gemeinem Rechte, sowie nach dem Geist und Wortlaut

der neueren Staatsdienergesetze, insbesondere des neuesten Reichs-

beamtengesetzes (§ 149) in Betreff ihrer der Rechtsweg statt 1
;
doch

sind für die Gerichte die Entscheidungen der Verwaltungs- und

Disciplinarbehörden über Dienstentlassung, Versetzung in den

Ruhestand, über Verhängung von Ordnungsstrafen u. s. w. mass-

gebend (Reichsbeamtengesetz § 155).

§ 134 .

VI. Versetzung. Stellung zur Disposition. Suspension

der Beamten.

1) Versetzung in ein anderes Amt. Die Regierung ist

berechtigt, einen Verwaltungsbeamten jeder Zeit in ein anderes

Amt zu versetzen
,
wenn dasselbe von nicht geringerem Range und

etatsmässigem Einkommen ist. Die Umzugskosten müssen dem

1 Andere Ansichten machte die preussische Kabinetsordre vom 7 . Juli 1 830

geltend, deren undeutsche Auffassung erst durch das Gesetz vom 24. Mai 1861

§
1—8 wieder beseitigt wurde. Ueber ähnliche Behauptungen und Bestrebungen

der Württemberg. Regierung vergl. Mo hl, Württemb. Staatsr. B. II. S. 117.
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Beamten ersetzt werden, falls nicht die Versetzung auf seinen eige-

nen Antrag erfolgt ist; dagegen gilt die Versetzung in ein Amt von

niedrigerem Range und niedrigerem Gehalte als eine Strafe, welche

nur in Form eines kontradiktorischen Disciplinarverfahrens ver-

hängt werden kann. Die neueren Gesetze kennen keine Strafver-

setzung in ein Amt von niedrigerem Range mehr (Degradation)

.

Richterliche Beamte können wider ihren Willen nur kraft

richterlicher Entscheidung und nur aus den Gründen und unter den

Formen, welche die Gesetze bestimmen, auf eine andere Stelle ver-

setzt werden (Reichsgerichtsverfassungsgesetz § 8)

.

2) Die Stellung zur Disposition bewirkt, dass einem

Beamten zwar die Ausübung des bestimmten ihm übertragenen

Amtes entzogen wird, dass aber sein Beamtenverhältniss mit ge-

wissen rechtlichen Wirkungen (keineswegs mit allen) fortdauert.

Der zur Disposition gestellte Beamte unterliegt auch fernerhin der

Beamtendisciplin und muss sich jeder Zeit seine Wiedereinstellung

in den aktiven Staatsdienst, in ein Amt von gleichem Range und

Gehalte, gefallen lassen. Der Staat sorgt auch fernerhin für seinen

Lebensunterhalt, indem er ihm ein sog. Wartegeld gewährt,

welches, wie die Pension, ein aliquoter T'heil seines Gehaltes ist.

Einzelne Staatsdienergesetze geben der Regierung ganz freie Hand
in der Zurdispositionsstellung ihrer Staatsdiener, andere lassen sie

nur aus gesetzlichen Gründen
,
besonders bei der Neuorganisation

oder der Umgestaltung der Behörden zu oder bezeichnen gewisse

Klassen von Beamten, bei welchen der Regierung jeder Zeit eine

Zurdispositionsstellung nach eigenem Ermessen zusteht. Es sind

dies besonders solche Beamten, »bei denen eine fortdauernde Ueber-

einstimmung in principiellen Ansichten mit der leitenden Autorität

nothwendig ist«. Dieser zuerst in der preussischen Gesetzgebung

durchgeführte Gedanke ist in das Reichsbeamtengesetz überge-

gangen.

3) Suspension, d. h. zeitweilige Enthebung eines Beam-
ten von der Ausübung seiner Amtsfunktionen wird jetzt nur als eine

provisorische Massregel gegen einen Beamten verhängt, welcher

sich in einer gerichtlichen oder disciplinarischen Untersuchung be-

findet
;

sie tritt von Rechtswegen ein
,
wenn im gerichtlichen

Verfahren seine Verhaftung beschlossen oder gegen ihn ein noch

nicht rechtskräftig gewordenes Urtheil erlassen ist, welches den Ver-

lust des Amtes nach sich zieht
;
wenn im Disciplinarverfahren eine

noch nicht rechtskräftige Entscheidung ergangen ist, welche auf
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Dienstentlassung lautet (Reichsbeamtengesetz § 125). Ausserdem

kann die Suspension durch besonderen Beschluss ausgesprochen

werden, sobald gegen den Beamten ein gerichtliches Strafverfahren

eingeleitet oder die Einleitung eines förmlichen Disciplinarverfahrens

verfügt wird; dies kann auch im Laufe des Verfahrens geschehen.

Die Suspension wird jedenfalls zu verhängen sein, sobald mit Rück-

sicht auf die Schwere des Verbrechens, Vergehens oder Dienstver-

gehens die fortdauernde Ausübung des Amtes mit einem öffentlichen

Aergernisse verbunden ist oder voraussichtlich zur Verdunkelung

der Untersuchung gemissbraucht werden könnte. Nach § 8 des

Reichsgerichtsverfassungsgesetzes können Richter nur kraft rich-

terlicher Entscheidung und nur aus dem Grunde und unter den For-

men, welche die Gesetze bestimmen, zeitweise ihres Amtes enthoben

werden. Bei der provisorischen Massregel der Suspension wird ein

Theil des Gehaltes vorläufig zurückbehalten
,
muss aber im Falle

eines freisprechenden Erkenntnisses nachgezahlt werden. Wenn
Gefahr im Verzüge ist, kann einem Verwaltungsbeamten von der

Vorgesetzten Behörde, welche sonst nicht berechtigt ist, die Suspen-

sion zu verhängen, die Ausübung der AmtsVerrichtungen untersagt

werden; doch hat diese Untersagung niemals die Kürzung des

Dienstgehaltes zur Folge und muss sofort darüber an die oberste

Dienstbehörde berichtet werden (§ 131).

§ 135.

VII. Beendigung des Staatsdienerverhältnisses.

1) Freiwilliger Zurücktritt aus dem Staatsdienste.

Trotz mancher theoretischen Anzweifelungen
,
welche bald vom

Standpunkte der Vertragstheorie, bald von dem Gesichtspunkte

aus, dass der Staatsdienst eine allgemeine Bürgerpflicht sei, erhoben

wurden, ist in Deutschland, auf Grundlage einer allgemeinen Rechts-

überzeugung, der Satz durchgedrungen, dass der noch dienstfähige

Staatsdiener jeder Zeit seinen Abschied fordern und dass ihm dar-

auf die nachgesuchte Entlassung vom Amte nicht verweigert werden

darf. Die Entlassung muss bei derjenigen Instanz, von welcher die

Besetzung des Amtes abhängt, nachgesucht werden. Ein einseitiger

Rücktritt, ein willkürliches Verlassen des anvertrauten Postens ist

Desertion. Der Beamte muss warten, bis seine Resignation an-

genommen ist. Die Staatsgewalt kann den Abschied so lange ver-

weigern, bis der Beamte auf Verlangen seiner Vorgesetzten Dienst-

behörde aller ihm obliegenden Verbindlichkeiten sich entledigt und
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vollständige Rechenschaft abgelegt hat. Ein so freiwillig ausschei-

dender dienstfähiger Beamter verzichtet auf alle mit seinem Amte

verbundenen geldlichen Vortheile, besonders auf Besoldung und

Pension. Anders steht es, wenn ein Beamter um seine Verab-

schiedung mit Pension einkommt. Hier müssen ganz bestimmte

gesetzliche Gründe vorliegen, um ein derartiges Gesuch zu

rechtfertigen. Nur in den Ländern, wo die Zurücklegung einer be-

stimmten Dienstzeit oder die Erreichung eines bestimmten Lebens-

alters von Rechtswegen einen Pensionsanspruch begründet, kann

der Beamte in solchen Fällen ohne weiteres seine Pensionirung

verlangen. Wo dagegen, wie inPreussen und im deutschen Reiche,

nur der Beamte einen Pensionsanspruch hat, »welcher nach einer

bestimmten Dienstzeit durch physisches Unvermögen oder körper-

liche Gebrechlichkeit oder Schwächung der Geisteskräfte dienst-

unfähig geworden ist«, muss der Fall der Pensionirung, wenn er

von Seiten der Regierung bestritten wird, nach bestimmten Grund-

sätzen amtlich konstatirt werden.

Das Recht auf freiwilligen Zurücktritt haben nur die berufs-

mässigen Beamten, während für die Aemter der Selbstverwaltung

regelmässig eine gewisse Zeit vorgeschrieben ist, vor deren Ablauf

sie nicht, ohne besondere gesetzliche Excusationsgründe, nieder-

gelegt werden dürfen.

2) Beendigung des Staatsdienerverhältnisses gegen
den Willen des Beamten. Nach deutschem Staatsdienerrecht

sind alle berufsmässigen Beamten lebenslänglich angestellt, so-

weit ihre Anstellung nicht unter dem ausdrücklichen Vorbehalte

des Widerrufs oder der Kündigung erfolgt ist, oder gewisse niedere

Kategorien von Beamten
,
für deren Verrichtungen keine wissen-

schaftliche Vorbildung nöthig ist, überhaupt nach der Dienstprag-

matik der einzelnen Länder als solche gelten, welche regelmässig

nur auf Kündigung angestellt werden. Lebenslänglich angestellte

Beamten können nur aus gesetzlichen Gründen und unter gesetz-

lichen Formen gegen ihren Willen ihres Amtes enthoben wer-

den. Diese Enthebung kann in zweierlei Weise erfolgen, entweder

mit Anspruch auf Pension und Beibehaltung des Amtstitels (Pensio-

nirung), oder unter Verlust des Amtstitels und ohne Anspruch auf

Pension. Letzteres kann nur hei eigener Verschuldung des Beam-
ten, als Strafe Vorkommen.

a. Pensionirung der Beamten auf Verlangen der
R egierung. In einzelnen deutschen Staaten, wie z. B. in Bayern,

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 23
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können alle Beamte, mit Ausnahme der Richter
,
ganz nach Er-

messen der Regierung ihres Amtes enthoben werden, wenn ihnen

nur die gesetzliche Pension gewährt wird. In den meisten deutschen

Staaten gilt aber eine andere Auffassung, welche als die der deut-

schen Rechtsauffassung vom Staatsdienst entsprechendere auch in

dem Reichsbeamtengesetze ihre Sanktion gefunden hat. Darnach
kann die zwangsweise Versetzung eines Beamten in den bleibenden

Ruhestand nur aus bestimmten gesetzlichen Gründen vor sich

gehen. Solche sind nach einigen Gesetzen, besonders nach preus-

sichem Rechte, welchem auch hier das Reichsbeamtengesetz gefolgt

ist, nur physische und geistige Dienstunfähigkeit
;
in anderen Staaten

wird auch die Erreichung eines gewissen Dienst- oder Lebensalters

als gesetzlicher Pensionsgrund angesehen. Ein Beamter, welcher

durch Blindheit, Taubheit oder ein sonstiges körperliches Gebrechen

oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte zur

Erfüllung seiner Amtspflichten dauernd unfähig ist, soll in den

Ruhestand versetzt werden (Reichsbeamtengesetz § 61). Zur Fest-

stellung der Dienstunfähigkeit ist ein besonderes Verfahren ange-

ordnet, bei welchem der Beamte mit seinen Gegenausführungen

gehört werden muss. Der so gegen seinen Willen in Ruhestand

versetzte Beamte hat denselben Anspruch auf Pension und Titel,

wie derjenige, welchem auf sein Ansuchen die Pensionirung ge-

währt wird. Der schon früher in einzelnen Landesgesetzgebungen,

z. B. in Preussen geltende Grundsatz, dass der Beschluss über die

zwangsweise Versetung von Richtern in den Ruhestand nur durch

eine richterliche Behörde gefasst werden kann, ist durch das Reichs-

gerichtsverfassungsgesetz § 8 gemeines Recht für ganz Deutschland

geworden.

b. Dienstentlassung der Beamten mitVerlust des

Amtscharakters und ohne Pensionsanspruch. Dieselbe

ist bei definitiv angestellten berufsmässigen Beamten immer eine

Strafe; die Entlassung zur Strafe findet entweder kraft eines straf-

gerichtlichen Urtheils oder im Disciplinarwege statt. Von
Rechtswegen tritt jetzt nach gemeinem deutschen Strafrecht (§§ 31

bis 36) Dienstentsetzung ein durch ein rechtskräftiges Erkennt-

niss, wenn durch dasselbe der Beamte zu einer Zuchthausstrafe ver-

urtheilt wird, oder wenn ihm die bürgerlichen Ehrenrechte oder die

Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter aberkannt werden

oder wenn auf den Verlust der von dem Verurtheilten bekleideten

öffentlichen Aemter erkannt wird. Die sog. Dienstentlassung
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auf disciplinarischem Wege hat ebenfalls Verlust von Amt, Titel

und Pensionsanspruch zur Folge
, während die Wiederanstellung

dadurch nicht ausgeschlossen wird. Der Dienstentlassung geht

überall ein kontradiktorisches Verfahren voran, wobei dem ange-

schuldigten Beamten vollständiges Gehör und die Anwendung aller

gesetzlichen Vertheidigungsmittel, wie in einem geordneten .Pro-

cesse, gewährt werden muss. In Betreff der entscheidenden Be-

hörden gelten verschiedene Systeme. In einzelnen Staaten entschei-

den auch
L
hier nur die Gerichte, in anderen die Vorgesetzten Ver-

waltungsbehörden selbst. Nach dem neuesten System, welches nach

dem Vorgänge der preussischen Gesetzgebung in das Reichsbeam-

tengesetz übergegangen ist, sind besondere Disciplinarbehörden ein-

gesetzt, welche aus Richtern und höheren Verwaltungsbeamten zu-

sammengesetzt sind
j

(Disciplinarkammern und Disciplinargerichts-

hof) . Diese Behörden gehören zum Systeme der Gerichtshöfe des

öffentlichen Rechtes und bieten sowohl dem Beamten, wie der Ord-

nung des öffentlichen Dienstes genügende Garantien. Die Dienst-

entlassung der Richter kann nach gemeinem deutschen Reichs-

rechte nur durch die Gerichte ausgesprochen werden.

23 *



Drittes Kapitel.

Von den Staatsangehörigen.

Erster Abschnitt.

Von dem allgemeinen staatsrechtlichen Zustande
der Staatsangehörigen.

I. Vom Indigenate überhaupt.

§ 136 .

Staatsangehörige und Fremde L

Der Mensch ist für den Staat geschaffen, ein »Staatsgeschöpf

von Natur«; daher muss regelmässig jeder Mensch einem konkreten

Staate angehören. Staatsangehörigkeit ist der normale, Staatslosig-

keit der abnorme Zustand. Einem Staate angehören heisst ein

bleibendes Glied in seinem Organismus sein. Man kann ver-

schiedenartigen Gemeinwesen zugleich angehören; der Staat ist

aber das alles beherrschende, oberste Gemeinwesen, welches die

ganze Persönlichkeit des Menschen in Anspruch nimmt, soweit sie

überhaupt äusserlich beherrscht werden kann. Darum kann der

Mensch regelmässig nur Einem Staate angehören. Wie niemand

zweien Herren dienen kann, so kann er auch nicht zweien oder

mehreren Staaten zugleich angehören. Das Verhältniss des Staats-

angehörigen zum Staate lässt sich nicht, wie ein obligatorisches, auf

bestimmte einzelne Leistungen zurückführen, sondern umfasst, ähn-

1 J. J. M o s e r
,
Von der Landeshoheit in Ansehung der Unterthanen, Personen

und Vermögen. 1774. Klüber, Oeff. R. § 257 ff. Maurenbrecher, Lehrb.

§129 ff. Weiss, System §267 ff. Zöpf 1, Grunds. B.I. S.l. §281. H.A.Zachariä,
B. I. §. 85. S. 431. Held, System Abth. I. S. 152. § 91. Bluntschli, B. I.

Kap. XX. G. Meyer, Lehrb. § 213. S. 561. Eine ebenso gelehrte, als scharf-

sinnige Erörterung der Staatsangehörigkeit vom internationalen Standpunkte

verdanken wir jetzt F. v.Martitz: »Das Recht der Staatsangehörigkeit im in-

ternationalen Verkehre« in G. Hirth’s Annalen des deutschen Reiches. Jahrg.

1875. S. 794—835 u. S. 1114—1170. In Deutschland ist durch das Gesetz vom
1. Juni 1870 der Ausdruck Staatsangehörigkeit, Staatsangehöriger zu einem

technischen für das Reich und die Einzelstaaten geworden. Es ist dies die all-

gemeinste Bezeichnung, während die Ausdrücke »Unterthan«, wie »Staatsbürger«

immer schon bestimmte Beziehungen des Verhältnisses ins Auge fassen.
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lieh wie ein Familienverhältniss
,
die ganze Persönlichkeit. Die

Pflicht der Treue und des Gehorsams kann nicht zwischen mehreren

Staaten getheilt werden. Ein gleichzeitiges Indigenat in mehreren

unabhängigen Staaten ist eine Irregularität, welche dem ausge-

bildeten modernen Staatsbegriffe widerspricht 1
. Viele Staaten haben

dieses Postulat zu einem Satze ihres positiven Staatsrechtes erhoben

;

sie machen es ihren Staatsangehörigen rechtlich unmöglich, neben

dem angeborenen noch ein zweites Indigenat hinzu zu erwerben oder

neben dem neuerworbenen noch das ältere beizubehalten. Dies ist

besonders der französische und nordamerikanische Standpunkt,

während Deutschland noch die Möglichkeit mehrerer neben einan-

der fortbestehender Indigenate anerkennt.

Den Staatsangehörigen gegenüber stehen die Nicht Staatsan-

gehörigen, die Fremden. An und für sich haben die diesseitigen

Staatsangehörigen zu fremden Staaten und Staatsgewalten kein

rechtliches Verhältniss. Ausnahmsweise wird aber ein solches be-

gründet durch den Aufenthalt in einem fremden Staate. Ausländer,

Fremde, welche sich im Gebiete eines anderen Staates aufhalten,

werden dadurch nicht als Glieder seinem Organismus eingefügt,

dürfen aber nicht störend in denselben eingreifen. Darum sind sie

verpflichtet, die Landesgesetze, besonders die Polizei- und Straf-

gesetze, zu beobachten, den diesseitigen Behörden Gehorsam zu

leisten und vor unseren Gerichten Recht zu nehmen. Während die

Ausländer im Mittelalter fast rechtlos waren und auch in den ver-

gangenen Jahrhunderten viele rechtliche Zurücksetzungen erfuhren,

gemessen sie jetzt den vollen Schutz der Gesetze, nehmen an allen

sonstigen gesetzlichen Wohlthaten der Staatsverbindung Antheil

und sind, nach einem allgemein anerkannten Satze des modernen

Völkerrechtes, in allen privatrechtlichen Beziehungen den Inländern

gleichgestellt
,
während sie selbstverständlich von allen aktiven

Staatsbürgerrechten ausgeschlossen bleiben. Für den Rechtsschutz,

den sie gemessen, und für die Wohlthaten, die ihnen sonst durch

die diesseitige Staatsverbindung gewährt werden, können sie zu

Abgaben und Leistungen verschiedener Art herangezogen werden,

dagegen wird ihnen die Hingabe ihrer ganzen Persönlichkeit im
Kriegsdienste nicht zugemuthet. Ein gegen Ausländer ausgeübter

Zwang zum Kriegsdienste wäre völkerrechtswidrig.

1 Dies wird besonders hervorgehoben von L. Bar: »Das internationale

Privat- und Strafrecht. Hannover 1862. § 27. Ebenso von F. v. Martitz,
a. a. 0. S. 806 ff.
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Auch unterscheidet sich die Rechtsstellung der Ausländer da-

durch von der der Inländer, dass sie alle Wohlthaten der diesseitigen

StaatsVerbindung nur als Gäste gemessen; sie haben ein Recht

auf den gleichen Rechtsschutz, auf gleiche Behandlung im Gebiete

des Privatrechtes, jedoch nur so lange, als sie sich eben in dem
fremden Staate aufhalten; aber sie haben in demselben nicht, wie

die Inländer, ein unentziehbares Wohnrecht; jeder Staat

behält sich das Recht vor, Ausländer auch aus politischen Gründen

auszuweisen, während der Inländer niemals ausgewiesen werden

kann, ja sogar jeder Zeit in seinem Heimathsstaat wieder aufge-

nommen werden muss. Seinem Wohnrechte entspricht die Auf-
nahmepflicht des Staates. Alle Ausländern gewährten Rechte

haben dagegen [nur einen prekären Charakter, d. h. sie dauern

nur so lange, als man ihnen den Aufenthalt verstattet.

Abgesehen von dem persönlichen Aufenthalte im fremden

Staatsgebiete, können Ausländer auch dadurch in rechtliche Be-

ziehung zu einem [fremden Staate treten, dass sie in dessen Gebiete

Grundeigenthum oder Realgerechtigkeiten erwerben. Diese sog.

Forensen sind für ihre Person keine Staatsangehörigen, aber ihre

Realitäten sind ein Theil des Staatsgebietes und deshalb in jeder

Beziehung der Staatsgewalt des betreffenden Staates unterworfen.

Diese ausländischen Berechtigten sind daher verpflichtet, alle Folgen

dieser dinglichen Unterordnung ihrer Grundstücke anzuerkennen,

alle auf diesen Grundstücken liegenden Abgaben an Staat und Ge-

meinde zu leisten, alle auf ihr Grundeigenthum bezüglichen Gesetze

zu beobachten, insbesondere sind sie verbunden, wegen aller Klagen,

welche sich auf ihre im Inlande belegenen Immobilien beziehen,

sich vor den diesseitigen Gerichten einzulassen. Ueber dieses nor-

male Verhältniss hat man aber in Deutschland vielfach hinausge-

griffen, indem man in mehreren Staaten, z. B. Bayern, Sachsen, eine

weitergehende Unterwerfung des Forensen insoweit angenommen

hat, dass das Gericht der belegenen Sache auch zum allgemeinen

Forum für persönliche Klagen gegen Forensen erklärt wurde oder

von den Forensen sogar Unterthanenpflichten gefordert wurden,

welche nicht mit dem Besitze von Grundstücken zusammenhingen.

Diese abnorme Ueberspannung des Rechtsverhältnisses der Forensen

wird Landsassiatus plenus im Gegensätze zum normalen Landsas-

siatus minus plenus genannt 1
. Da der Landsassiatus plenus als eine

1 Vergl. über dieses Institut sämmtliche Lehrbücher des deutschen Privat-

und Staatsrechtes, besonders Eichhorn, §76. v. Gerber, §47. Beseler,
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singuläre Belästigung bei der Ausübung des Grundeigen-

thums betrachtet werden muss, so ist, schon nach der deutschen

Reichsverfassung, A. 3, kein deutscher Staat berechtigt, die Grund-

sätze desselben auf die Angehörigen anderer deutschen Staaten in

Anwendung zu bringen, indem alle Reichsangehörigen in Betreff

des Erwerbes und Besitzes von Grundeigenthum in ganz Deutsch-

land gleichgestellt worden sind. Soweit ein solcher noch bestanden

hat, ist er in Betreff einer weiter ausgedehnten Gerichtspflichtigkeit

überhaupt jetzt aufgehoben durch die Reichscivilprocessordnung

vom 30. Januar 1877, § 25—27, nach welcher die blosse Ange-

sessenheit mit Grundbesitz nur die Gerichtspflichtigkeit für solche

Klagen begründet, welche auf diesen Grundbesitz Bezug haben 1
.

§ 137 .

Staatsgenossen und Staatsbürger.

Im weitern Sinne versteht man unter Staatsbürgern alle Staats-

angehörigen, so dass Indigenat, Staatsangehörigkeit mit dem Staats-

bürgerrechte begrifflich zusammenfällt. Im engern Sinne versteht

man dagegen unter Staatsbürgern nur diejenigen Staatsangehörigen,

welche kraft der Verfassung zur aktiven Betheiligung am Staats-

leben, zur Ausübung besonderer politischer Rechte berufen sind.

Die Staatsbürger in diesem engern Sinne erscheinen dann als die

eigentlichen aktiven Vollbürger, denen alle übrigen Staats-

angehörigen als Passivbürger gegenüberstehen. Die Rechte dieser

vollberechtigten Staatsbürger auf aktive Theilnahme am Staatsleben

werden auch als die staatsbürgerlichen im engern Sinne, »droits

politiques«, bezeichnet. Mit Unrecht sieht man in der Bezeichnung

der Staatsangehörigen als »Unterthanen« eine dem modernen Staats-

begriffe widersprechende Herabsetzung derselben. Das Wort be-

zeichnet keine privatrechtliche Erbunterthänigkeit, sondern Unter-

ordnung unter die Staatsgewalt und ihren verfassungsmässigen

Inhaber. Die Worte »Unterthan« und »Staatsbürger« heben nur ver-

schiedene Seiten desselben Begriffes hervor. Beim Unterthanen

denkt man zunächst an seine Pflichten, besonders an die staat-

§ 65. Stobbe, B. I. § 43. S. 269. H. A. Zachariä, Theil I. § 92 a
. S. 486.

Klüber, § 269. S. 384. Die sehr zahlreiche ältere Literatur bei Pütter,
Th. III. S. 102. Klüber’s Forts. § 896. Ueber den vollen Landsassiat in Sachsen
vergl. v. Römer, Kursächs. Staatsr. Th. II. S. 13, in Bayern Pözl, Ver-
fassungsr. § 24. Ueber Preussen v. Rönne, B. I. Abth. II. § 87.

1 W. Endemann, Der deutsche Civilprocess. Berlin 1878. B. I. S. 267

bis 272.
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liehe Gehorsamspflicht, heim Staatsbürger zunächst an seine Rechte.

Beide Bezeichnungen sind daher in der modernen Staatsordnung

berechtigt und können unbedenklich nebeneinander gebraucht wer-

den. Die Bezeichnung »Unterthan«, welche die Bürger des freiesten

Rechtsstaates der Gegenwart mit Stolz für sich in Anspruch nehmen,

brauchte deshalb auch uns Deutschen nicht anstössig zu sein.

§ 138 .

Reichs- und Landesangehörigkeit L

Während die Verbindung mehrerer Indigenate in unabhängigen,

sich völlig fremden Staaten als eine Irregularität erscheint, folgt

gerade aus dem oben entwickelten Begriffe des Bundesstaates die

Nothwendigkeit eines doppelten Indigenats. So hat jeder Deutsche

ein Reichsbürgerrecht und ein Staatsbürgerrecht in dem Einzel-

staate, welchem er angehört. Er hat damit Pflichten der Treue und

des Gehorsams gegen die Reichsgewalt, ebenso wie gegen die Staats-

gewalt des betreffenden Einzelstaates. Ebenso kann er aber auch

in beiden Staatsorganismen bestimmte Rechte in Anspruch nehmen.

Durch die zwischen Reich und Einzelstaaten gezogenen Kompe-
tenzgrenzen wird im einzelnen Falle bestimmt, ob der Bürger

der Staatsgewalt seines Einzelstaates oder der Reichsgewalt Gehor-

sam zu leisten, ob er die aus seinem Bürgerrechte folgenden Rechts-

ansprüche gegen das Reich oder den Einzelstaat geltend zu machen

hat. Beide Verhältnisse sind daher vielfach mit einander verschlun-

gen, besonders wo das Reich nur die allgemeinen Grundsätze auf-

stellt, deren specielle Ausführung aber den Einzelstaaten überlässt.

Aber sie widersprechen sich nicht, da beide Staatsorganismen sich

in ihrem Wesen zu ergänzen haben und die oberste Entschei-

dung hei einem etwaigen Konflikte immer der souveränen Reichs-

gewalt zusteht. Dennoch wird das S taatsbürgerr echt im
Einzelstaate durch das Reichsbürgerrecht keines-
wegs absorbirt. Zwar stehen wichtige Rechte jedem Deutschen

in ganz Deutschland zu, aber die aktiven politischen Rechte, welche

1 Vergl. Thudichum, Verfassungsrecht des norddeutschen Bundes 1870.

S. 64—82. P. Laband, Staatsrecht des deutsches Reiches. B. I. 1876. S. 130 fF.

Th.Landgraff, Das Bundes- und Staatsbürgerrecht im nordd. Bunde. Leip-

zig 1870. G. M. Klettke, Das norddeutsche Bundesindigenat in seinen recht-

lichen Konsequenzen. Berlin 1871. Ueber die Verschiedenartigkeit der nord-

amerikanischen und schweizerischen Auffassung vergl. besonders Rüttimann,
Das nordamerikanische Bundesstaatsrecht verglichen mit den politischen Ein-

richtungen der Schweiz. Zürich 1867. Th. I. §§ 86—104.
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sich auf das Leben des Einzelstaates beziehen, bleiben dem Staats-

angehörigen dieses Staates allein Vorbehalten. Der deutsche Reichs-

angehörige hat daran, als solcher, keinen Antheil, der blosse Aufent-

halt in einem andern Einzelstaate berechtigt ihn keineswegs dazu.

Reichsbürgerrecht und Landesangehörigkeit sind

unzertrennlich mit einander verbunden und lassen

sich nicht gesondert denken, immerhin bilden sie

noch selbständige Verhältnisse mit eigenthümlichen
Rechten und Pflichten.

Während nach nordamerikanischem Staatsrechte das Unions-

bürgerrecht das Principale ist, welches das Staatsbürgerrecht nach

sich zieht, gilt im deutschen Reiche (wie in der Schweiz) der um-

gekehrte Grundsatz, dass das Indigenat des Einzelstaates von Rechts-

wegen das Reichsbürgerrecht einschliesst. Man ist zunächst immer

erst preussischer, sächsischer, badischer Staatsbürger und dadurch

von Rechtswegen deutscher Reichsbürger.

§ 139.

Erwerb und Verlust des Indigenats.

Bei der unfertigen Gestalt der deutschen Territorien und ihrem

patrimonialen Charakter blieb der Begriff der Staatsangehörig-
keit in Deutschland lange unausgebildet. Die gemeinrechtliche

Doktrin wandte die völlig unpassenden Grundsätze des Domicils

auf die Landesangehörigkeit an und kam damit zu der Folgerung,

dass das Indigenat, wie das Domicil, blos durch den Willen und

die entsprechende That des Individuums begründet werden könne.

Erst mit dem lebhaften Erwachen des Staatsbewusstseins in diesem
Jahrhundert begannen die deutschen Staaten auf die Eigenschaft

eines Staatsbürgers höheren Werth zu legen und die Eigenschaft

eines solchen gesetzlich zu bestimmen, entweder in den Verfassungs-

urkunden selbst oder in besonderen Gesetzen. Besonders maass-

gebend wurde das preussische Gesetz «über die Erwerbung und

den Verlust der Eigenschaft als preussischer Staatsunterthan vom
31. Dec. 1842«. Bei dem Grundsätze, dass der Erwerb des Reichs-

bürgerrechts nur durch den Erwerb des Staatsbürgerrechts in einem

Einzelstaate vor sich gehen kann, war eine einheitliche Ordnung
dieses Verhältnisses für ganz Deutschland dringend geboten. Aus
diesem Bedürfnisse ging »das Gesetz über die Erwerbung
und den Verlust der Bundes- und S taatsangehörig-
keitvom 1. Juni 1870« hervor, welches jetzt für den Umfang
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des ganzen deutschen Reiches die allein entscheidende Norm ab-

giebt.

A. Erwerb der Staats angehörigkeit.

Infolge der schärferen Ausbildung des Begriffes der Staats-

angehörigkeit stimmt jetzt das deutsche Staatsrecht mit der Auf-

fassung aller übrigen europäischen Staaten darin überein, dass die

blosse Thatsache erfolgter Niederlassung im Inlande, der blosse

Wohnsitz, wie lange er auch währen möge, an sich niemals zum
Erwerb des Staatsbürgerrechtes führt. (§12 des Reichsgesetzes

sagt: »Der Wohnsitz innerhalb eines Bundesstaates begründet für

sich allein die Staatsangehörigkeit nicht.«) Regelmässig wird das

Indigenat durch Geburt erworben. Im Mittelalter wurde dabei

das sog. Territorialprincipzu Grunde gelegt. Darnach wurde

die Unterthanenschaft lediglich durch die Geburt innerhalb der

Territorialgrenzen des Staates begründet (terra nativitatis)

undjeder »extra regnum natus« als extraneus betrachtet. Dies Princip

ist fränkischen Ursprungs. Es hat im Frankreich des ancien regime

bis zur Revolution gegolten, ist durch Vermittelung der Normannen
in das englische common law übergegangen, mit ihm in die briti-

schen Kolonien gewandert, demnach auch in denVereinigten Staaten

Rechtens geworden (v. Martitz, a. a. O. S. 1127). Dasselbeist aber

in neuerer Zeit überall wenigstens soweit durch das Nationali-
täts princip modificirt worden, dass das Indigenat durch Geburt

von nationalen Eltern, gleichviel wo diese erfolgt, erworben wird.

In anderen Staaten, vor allem im deutschen Reiche, gilt das reine

Personalitätsprincip, d.h. der Geburtstitel der Natio-

nalität wird lediglich durch die Abstammung von
nationalen Eltern bestimmt. Nach diesem Systeme erzeu-

gen nationale Eltern auch im Auslande, so lange sie dort ihre

Nationalität zu erhalten vermögen, nationale Kinder. Dagegen

bleiben Kinder fremder Eltern, auch wenn sie im Inlande geboren,

auch wenn ihre Familien hier ansässig sind, vermöge ihrer Abstam-

mung Ausländer, welche nur durch einen Naturalisationsakt Staats-

angehörige werden können. Durch die Geburt erwerben
eheliche Kinder die Staatsangehörigkeit des Vaters,

uneheliche die der Mutter; doch können uneheliche Kinder

eines? Deutschen
,
welche er mit einer Ausländerin gezeugt hat,

»durch eine den gesetzlichen Bestimmungen gemäss erfolgte Legi-
timation« die Staatsangehörigkeit des Vaters erwerben.
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Diesem regelmässigen und natürlichen Erwerbe durch Abstam-

mung steht der künstliche Erwerb des Indigenats gegenüber,

welcher nur durch einen Akt der Staatsgewalt oder auf Grund
eines Gesetzes erfolgen kann.

Der specielle Akt der Staatsgewalt hat einen verschiedenen

Charakter, wenn der Aufzunehmende ein deutscher Reichs an ge-
höriger oder wenn er ein Ausländer ist. Im erstem Falle wird

er als Aufnahme, im zweiten Falle als Naturalisation be-

zeichnet.

Der einem andern deutschen Staate Angehörige ist nirgends in

Deutschland ein Ausländer. Er hat nach der Reichsverfassung

Art. 3 ein Recht darauf, in jedem Einzelstaate das Staatsbürger-

recht zu erlangen, wenn er die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt;

§ 7 des Gesetzes vom 1. Juni 1870 sagt: »Die Aufnahmeurkunde

wird jedem Angehörigen eines anderen Bundesstaates ertheilt, wel-

cher um dieselbe nachsucht und nachweist, dass er in dem Bundes-

staate, in welchem er die Aufnahme nachsucht, sich niedergelassen

habe, sofern kein Grund vorliegt, welcher nach den §§ 2—5 des

Gesetzes über die Freizügigkeit vom 1. Nov. 1867 die Abweisung

eines Neuanziehenden oder die Versagung der Fortsetzung des

Aufenthaltes rechtfertigt.«

Nichtreichsangehörigen gegenüber ist dagegen ein

wirklicher Naturalisationsakt nothwendig
,

wenn sie das

Staatsbürgerrecht in einem deutschen Staate gewinnen wollen;

dieser ist vom freien Ermessen der betreffenden Regierung ab-

hängig, kein Ausländer hat ein Recht darauf, in einem deutschen

Staate naturalisirt zu werden. Das Gesetz vom 1. Juni 1870, § 8

beschränkt die Regierungen einzelner Bundesstaaten nur in nega-
tiver Beziehung, indem es sagt, dass Ausländern die Naturalisation

nicht ertheilt werden darf, wenn sie nicht gewisse Bedingungen

erfüllen.

Die Aufnahme eines Reichsangehörigen
,
sowie die Naturali-

sation eines Ausländers erfolgt durch eine von der höheren Verwal-

tungsbehörde ausgefertigte Urkunde. Die Naturalisations- bez. Auf-

nahmeurkunde begründet mit dem Zeitpunkte der Aushändigung

alle mit der Staatsangehörigkeit verbundenen Rechte und Pflichten.

§10. Die Verleihung des Indigenats erstreckt sich, insofern dabei

nicht eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und
die noch unter väterlicher Gewalt stehenden minderjährigen Kin-
der. § 11.
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Das Gesetz verknüpft mit gewissen Thatsachen und Rechts-

akten von selbst die Erwerbung des Indigenats

:

1) Jede Ausländerin und ebenso jede Deutsche, welche einem

anderen deutschen Staate angehört hat
,

erwirbt durch V e r h e i -

r a t h u n g das Indigenat ihres Ehemanns
. § 5

.

2) Eine von der Regierung oder von einer Central- oder höheren

\ erwaltungsbehörde eines Bundesstaates vollzogene oder bestätigte

Bestallung für einen in den unmittelbaren oder mittelbaren Staats-

dienst oder in den Kirchen-, Schul- oder Kommunaldienst aufge-

nommenen Ausländer oder Angehörigen eines anderen Bundes-

staates vertritt die Stelle der Naturalisations- beziehungsweise Auf-

nahmeurkunde, sofern nicht ein entgegengesetzter Vorbehalt in der

Bestallung ausgedrückt wird.

B. Verlust der Staatsangehörigkeit.

Derselbe erfolgt

:

1) Durch Entlassung auf Antrag des Staatsangehörigen,

welche durch eine von der höheren Verwaltungsbehörde des Hei-

mathsstaates ausgefertigte Entlassungsurkunde ertheilt wird. Diese

muss ausnahmslos jedem Staatsangehörigen ertheilt werden, wel-

cher nachweist, dass er in einem anderen deutschen Staate die

Staatsangehörigkeit erworben hat. In diesem Falle kann überhaupt

nicht mehr von einer Auswanderung (Expatriation)
,
sondern nur

von der Vertauschung des einen Bundesstaates mit dem anderen, der

sog. Ueberwanderung, die Rede sein. Bei einer beabsichtigten

Auswanderung ins Ausland kann die Entlassung nur verweigert

werden wegen noch nicht oder nicht vollständig erfüllter Militär-

pflicht (§
1 5)

1

) ,
wenigstens in Friedenszeiten. Für die Zeit eines

Krieges oder einer Kriegsgefahr bleibt dem Kaiser der Erlass be-

sonderer Anordnungen Vorbehalten. § 17. Die Entlassung bewirkt

mit der Zeit der Aushändigung den Verlust des Indigenats. Die

1 Die Entlassung darf nach § 15 nicht ertheilt werden: »1) Wehrpflich-
tigen, welche sich in dem Alter vom vollendeten siebenzehnten bis zum vollen-

deten fünfundzwanzigsten Lebensjahre befinden, bevor sie ein Zeugniss der

Kreisersatzkommission darüber beigebracht haben, dass sie die Entlassung nicht

blos nachsuchen, um sich der Dienstpflicht im stehenden Heere oder in der

Elotte zu entziehen
; 2) Militärpersonen, welche zum stehenden Heere oder zur

Flotte gehören, Officieren des Beurlaubtenstandes und Beamten, bevor sie aus

dem Dienste entlassen sind
; 3) den zur Reserve des stehenden Heeres und zur

Landwehr, sowie den zur Reserve der Flotte und zur Seewehr gehörigen und

nicht als Officiere angestellten Personen, nachdem sie zum aktiven Dienste

einberufen worden sind.«
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Entlassung wird unwirksam, wenn der Entlassene nicht binnen

sechs Monaten, vom Tage der Aushändigung der Entlassungsur-

kunde an, seinen Wohnsitz ausserhalb des Bundesgebietes verlegt

oder die Staatsangehörigkeit in einem anderen Bundesstaate erwirbt.

§ 18. Die Entlassung erstreckt sich, insofern nicht dabei eine Aus-

nahme gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und die noch unter

väterlicher Gewalt stehenden minderjährigen Kinder.

2) Durch Ausspruch der Behörde. Deutsche, welche

sich im Auslande aufhalten, können ihrer Staatsangehörigkeit durch

einen Beschluss der Centralgewalt ihres Heimathsstaates verlustig

erklärt werden, wenn sie im Falle eines Krieges oder einer Kriegs-

gefahr einer durch den Kaiser für das ganze Bundesgebiet anzu-

ordnenden ausdrücklichen Aufforderung zur Rückkehr binnen der

bestimmten Frist keine Folge leisten. § 20. Der Eintritt in einen

fremden, d. h. nichtdeutschen Staatsdienst ohne Erlaubniss der

heimischen Regierung zieht den Verlust des Indigenats nicht von
seihst nach sich, dagegen kann die Centralhehörde des Heimaths-

staates einen Staatsangehörigen, der einen solchen Schritt thut,

durch Beschluss seiner Staatsangehörigkeit verlustig erklären
,
wenn

er einer ausdrücklichen Aufforderung zum Austritte binnen der be-

stimmten Frist keine Folge leistet. § 23.

3) Durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande.
Deutsche, die das Bundesgebiet verlassen und sich zehn Jahre lang

ununterbrochen im Auslande aufhalten, verlieren dadurch ihre

Staatsangehörigkeit. Die vorbezeichnete Frist wird von dem Zeit-

punkte des Austritts aus dem Bundesgebiete oder, wenn der Aus-

tretende sich im Besitze eines Reisepapieres oder Heimathsscheines

befindet, von dem Zeitpunkt des Ablaufes dieses Papieres an ge-

rechnet
;

sie wird unterbrochen durch Eintragung in die Matrikel

eines deutschen Reichskonsulates.*

4) Bei unehelichen Kindern durch eine den gesetzlichen Be-
stimmungen gemäss erfolgte Legitimation, wenn der Vater einem

anderen Staate angehört, als die Mutter.

5) Bei einem Frauenzimmer durch Verheirathung mit einem

Angehörigen eines anderen Bundesstaates oder mit einem Aus-
länder.
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II. Von den Pflichten der Staatsangehörigen.

§ HO.

Im Allgemeinen.

Es ist ein weit verbreiteter Fehler unserer modernen gesellschaft-

lichen Anschauung, immer nur an die Rechte des Individuums

dem Staate gegenüber zu denken und darüber fast zu vergessen,

dass das Verhältnis des Bürgers zum Staate in erster Linie ein

Pflichtverhältniss ist, welches auch im System durchaus an

die Spitze gehört.

Während die im Staatsgebiete lebenden Fremden nur die

negative Pflicht haben, nicht störend in unser Staatsleben einzu-

greifen, haben die Angehörigen dagegen ihre organische Stellung

als Staatsgenossen auch positiv nach allen Richtungen hin aus-

zufüllen. Während im Einheitsstaate diese Pflicht nur gegen Einen

Staat und Eine Staatsgewalt besteht, zeigt sich im Bundesstaate

auch hier der Dualismus des ganzen staatsrechtlichen Verhält-

nisses. Die staatsbürgerlichen Pflichten werden ebenso dem Reiche,

wie dem Einzelstaate geschuldet, und zwar in der Art, dass die

Kompetenzgrenze zwischen beiden Gewalten auch für jeden Ein-

zelnen die Pflichten der Reichs- und der Staatsangehörigkeit gegen

einander abgrenzt.

§ 141 .

Die Treuverpflichtung.

Die Treue ist zunächst ein ethischer Begriff. Aber von jeher

hat die germanische Auffassung sich dahin geneigt, dieselbe zu

einem Rechtsbegriffe des Personenrechtes zu erheben, eine Rechts-

verpflichtung zur Treue anzuerkennen, die sich freilich in konkreten

Handlungen und Unterlassungen zu äussern hat, aber keineswegs

darin aufgeht. Dieselbe ist, aus der privatrechtlichen Sphäre des

mittelalterlichen Lehenrechtes, in geläuterter Gestalt auf den Staats-

verband und sein persönliches Oberhaupt übertragen. Diesem Ge-

danken tragen die deutschen Verfassungen Rechnung, wenn sie,

neben dem Gehorsam gegen das Gesetz, auch »die Treue gegen

den König«, als den persönlichen Träger der Staatsgewalt, zur

Pflicht machen. In dieser Anforderung spricht sich der allerdings

weit über das blos juristische Element hipausgehende Gedanke aus,

dass auch im konstitutionellen Staate das persönliche Treuverhältniss
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zwischen Herrscher und Unterthanen ungeschwächt fortbesteht,

dass der festgestellte Buchstabe des Rechtes dem sittlichen Bande

gegenseitiger Hingebung und Treue keinen Eintrag thun soll. Als

Rechtspilicht hat die Treue ihre negative und ihre positive

Seite. Erstere schliesst die Rechtspflicht in sich, alle Handlungen

zu unterlassen, welche auf die Beschädigung des Staates abzielen.

Die Verletzung der dem Staate schuldigen Treue wird als »Ver-
rath« gekennzeichnet und offenbart sich in den Verbrechen des

Hoch- und des Landesverrathes, deren subjektives Moment
ursprünglich in der Verletzung des Treuverhältnisses des Staatsan-

gehörigen gegen den Staat und das Vaterland besteht, wenn auch aus

politischen Gründen das Strafgesetzbuch die Handlungen, welche den

objektiven Thatbestand des Hochverrathes und gewisser Fälle des

Landesverrathes bilden, auch an Ausländern bestraft 1
. Namentlich

tritt aber die specifische Treuverpflichtung des Staatsangehörigen

in gewissen Fällen des Landesverrathes hervor, deren sich nur In-

länder schuldig machen können. In einer Reihe von Paragraphen

bezieht sich die Strafandrohung nur auf Deutsche. Gegen Aus-

länder ist wegen der in diesen Paragraphen bezeichneten Hand-
lungen «nach dem Kriegsgebrauche zu verfahren«. Besonders aber

bezeichnet § 88 einen Fall des Landesverrathes, welcher nothwendig

Reichsangehörigköit des Thäters voraussetzt : »Ein Deutscher, wel-

cher während eines gegen das deutsche Reich ausgebrochenen

Krieges in der feindlichen Kriegsmacht Dienste nimmt oder die

Waffen gegen das deutsche Reich oder dessen Bundesgenossen trägt,

wird wegen Landesverrathes mit lebenslänglichem Zuchthause oder

lebenslänglicher Festungshaft bestraft.«

In dem Bundesstaate besteht die Verpflichtung zur Treue so-

wohl gegen den Gesammtstaat, wie gegen den Einzelstaat, welchem

jemand angehört. Durch feindselige Handlungen kann sowohl gegen

jenen wie gegen diesen Hochverrath und Landesverrath begangen

werden. Da indessen das Kriegsrecht und die Kriegsherrlichkeit

jetzt ausschliesslich nur der Reichsgewalt zusteht, so kann auch der

sog. militärische Landesverrath nur noch gegen das Reich

begangen werden.

1 Laband, Staatsr. S. 140. Schütze, Lehrb. des deutschen Strafrechtes.

Leipzig 1871. S. 230. F. O. Schwarze, Komment, zum Strafgesetzb. Leip-
zig 1872. S. 65. 286. Wenigstens in Bezug auf die Strafzumessung wird es

immerhin noch ein wichtiges Moment sein, ob der Thäter als Staatsangehöriger

zugleich die Treue verletzt hat.
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Die Treuverpfliclitimg des Staatsangehörigen hat aber auch ihre

positive Seite, indem er durch persönliche Dienstleistungen für den

Bestandund die Wohlfahrt des Staates einzutreten, ja imNothfall sei-

nem Vaterlande seihst sein Lehen zum Opfer zu bringen hat. Dies

zeigt sich besonders in der Verpflichtung zum Kriegsdienste. Wäh-
rend Ausländer nach den Grundsätzen des Völkerrechts überall vom
Kriegsdienste befreit sind, ja ein Zwang des Ausländers zum Kriegs-

dienst als eine Verletzung des Völkerrechts erscheinen würde, stellt

jetzt gerade in der allgemeinen Wehrpflicht die Treuverpflichtung

ihre höchste Anforderung an alle waffenfähigen Staatsangehörigen.

§ 142 .

Gehorsamspflicht 1
.

Der mit dem Begriffe der Gesammtpersönlichkeit des Staates

gegebene Gesammtwille hat nur dann Realität, wenn sich ihm

alle Einzelwillen der Staatsgenossen, innerhalb der staatlichen

Sphäre unterordnen. Jeder Staat, mag seine Verfassungsform sein,

welche sie will
,
setzt die Rechtspflicht des Gehorsams als selbst-

verständlichen Grundsatz voraus. Dem Rechte des Staates auf Be-

herrschung entspricht die Pflicht der Unterthanen zum Gehorsam.

Gehorsam ist nicht nur »die erste Bürgerpflicht«, sondern diejenige,

in welcher alle andern speciellen Verpflichtungen-, wie in ihrerWur-
zel, enthalten sind. In einem Bundesstaate besteht die Gehorsams-

pflicht sowohl gegen die Centralgewalt, wie gegen die Staatsgewalt

des betreffenden Einzelstaates.

Nach unserer modernen christlich - germanischen Auffassung

kann aber dieser dem Staate geschuldete Gehorsam niemals ein un-

bedingter, sklavischer oder blinder sein, und zwar in keiner Staats-

form. Er ist vielmehr begrenzt durch die Sphäre des Staates

1 Die Literatur, besonders die englische, über den verfassungsmässigen

Gehorsam ist mitgetheilt und kritisch beurtheilt von R. von Mohl in der Ge-
schichte der Literatur der Staatsw. B. I. S. 320—331. Für das deutsche und all-

gemeine Staatsrecht vergl. besonders Zachariä, Deutsches Staatsr. B. I. § 91.

472. Zöpfl, Grunds. B. II. § 282. S. 3. Grotefend, S. 408. Bluntschli,
B. II. B. XII. Kap. 10. Stahl, B.II. Abth. II. §

150—155. S.514. L. v. Stein,

Verwaltungslehre I. S. 330. G. Meyer, § 224. S. 584. v. Mohl, Württemb.

Staatsrecht B. I. § 69. S. 323. Pözl, Bayr. Verfassungsrecht § 36. v. Rönne,
a. a. O. § 103. Bluntschli

,
Art. im Staatsw. B. IV. S. 81—93. H.A. Zacha-

riä, Art. imStaatslex. (IIL Aufl.) »Gehorsam u. Widerstand« B. VI. S. 209—224.

A. L. Reyscher’s public. Versuche S. 284 ff. Ueber England vergl. besonders

Gneist, Verwaltungsrecht (II. Aufl.) B. II. § 49. S. 701 ff. »Der Grundsatz des

verfassungsmässigen Gehorsams«.
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selbst, welcher mit seinen Geboten in die höhere Sphäre der Moral,

der Religion, derWissenschaft nicht eingreifen darf (§ 17 S.27. Meine
Einl. § 51 S . 1 6 3 . Stahl, B. II. Abth. II. S. 529) . Es sind immerhin ans

solchen höheren Gründen Fälle denkbar, wo es znr Gewissenspflicht

des Bürgers wird, der Staatsgewalt den Gehorsam zu verweigern, was

freilich meist aufseine eigene Gefahr hin geschehen wird. Abgesehen

von diesen allgemeinen sittlichen Grenzen des bürgerlichen Gehor-

sams zieht der konstitutionelle Staat durch Verfassung und Gesetz

auch ganz besondere positivrechtliche Schranken. Daher kann in

einem solchen Staate nur von verfassungsmässigem und ge-

setzlichem Gehorsam die Rede sein. Auch schon zu Reichszeiten

war in Deutschland nur verfassungsmässiger Gehorsam Rech-

tens. Die Reichsstände schuldeten dem Kaiser reichsverfassungs-

mässigen, die Unterthanen dem Landesherrn landesverfassungsmäs-

sigen Gehorsam. Diesen Grundsatz des älteren deutschen Staatsrechts

erkennen auch alle neueren Verfassungsurkunden als selbstverständ-

lich an. Ueber den allgemeinen Grundsatz herrscht in der

Theorie kein Streit. Die Meinungen gehen erst da auseinander,

wo es sich um Beantwortung der praktischen Frage handelt, wie

sich der Einzelne ungesetzlichen Befehlen der Obrigkeit und ihrer

Organe gegenüber zu verhalten habe ? Indem die Obrigkeit ihrer-

seits ihre Massregeln und Vorschriften aufrecht zu erhalten und den

Widerstand der Einzelnen gegen ihre Organe durch! Strafverbote

zu brechen versucht
,
greift diese Lehre in das Kriminalrecht

hinüber und muss aus dem geltenden Strafgesetzbuche die Ent-

scheidung der einschlagenden Fragen entnommen werden. Soviel

steht fest, dass der einfache Ungehorsam, die blosse Nicht-

befolgung obrigkeitlicher Befehle an sich niemals strafbar ist. Der

Nichtgehorchende setzt sich in einem solchen Falle nur der Execu-

tion, dem Civilzwang, Geldbussen aus, welche nicht als Strafmittel

gelten können. Strafbar ist dagegen bereits nach § 1 10 des deutschen

Strafgesetzbuchs: »wer öffentlich vor einer Menschenmenge oder

wer durch Verbreitung oder öffentlichen Anschlag oder öffentliche

Ausstellung von Schriften oder andern Darstellungen zum Unge-
horsam gegen Gesetze oder rechtsgiltige Verordnungen oder

gegen die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuständigkeit
getroffenen Anordnungen auffordert.« Besonders bedeutsam für vor-

liegende Frage ist aber § 113 des Strafgesetzbuchs: »Wer einem

Beamten, welcher zur Vollstreckung von Gesetzen, von Befehlen

und Anordnungen von Verwaltungsbehörden oder von Urtheilen

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 24
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und Verfügungen der Gerichte berufen ist, in der rechtmässi-
gen Ausübung seines Amts durch Gewalt oder durch Bedro-

hung mit Gewalt Widerstand leistet oder wer einen solchen Beam-
ten, während der rechtmässigen Ausübung seines Amtes

,
thätlich

angreift, wird mit Gefängniss bis zu zwei Jahren oder mit Geldbusse

bis zu 500 Thaler bestraft. Dieselbe Strafe tritt ein, wenn die Hand-
lungen gegen Personen, welche zur Unterstützung des Beamten

zugezogen waren, oder gegen Mannschaften der bewaffneten Macht

oder gegen Mannschaften einer Gemeinde - Schutz- oder Bürger-

wehr inAusübung des Dienstes begangen wird«. Durch § 1 1 3, welcher

durch den Reichstag eine sachgemässe Abänderung des im Entwürfe

beibehaltenen § 89 des preussischen Strafgesetzbuches erhielt, ist

die in der Wissenschaft längst durchgedrungene richtige gemein-

rechtliche Theorie durch die Gesetzgebung sanktionirt und ein wich-

tiger Fortschritt im Sinne des Rechtsstaates gemacht, indem der

Beamte »nur in der rechtmässigen Ausübung seines Amtes« gegen

Widerstand geschützt und ausdrücklich anerkannt wird, dass gegen

unrechtmässige Ausübung des Amtes jedem Bürger die Noth-
wehr erlaubt ist, wenn deren Bedingungen überhaupt vorliegen und

deren gesetzliche Schranken nicht überschritten werden. Fehlt es

unzweifelhaft an örtlicher oder sachlicher Zuständigkeit des voll-

streckenden Beamten oder der anordnenden Behörde
,
an Gesetz-

mässigkeit des Aktes nach Form und Inhalt oder liegt eine »Aus-

schreitung« des Beamten vor, so kann von einer strafbaren
Widerstandshandlung nach § 113 nicht die Rede sein. Der

Rechtsstaat hat kein Interesse daran, den ungesetzlich han-

delnden Beamten zu schützen, dem einzelnen Bürger aber überlässt

er es, zu beurtheilen, ob die gegen ihn gerichtete Beamtenhandlung

eine unrechtmässige ist oder ob die Bedingungen der gesetzlichen

Nothwehr vorliegen. Oh dies wirklich der Fall, hat der Richter

dann in dem eingeleiteten Strafprocess zu entscheiden. So sehr die

ausdrückliche Anerkennung dieses Grundsatzes vom nur verfas-

sungsmässigen und gesetzlichen Gehorsam dem Rechtsstaate ent-

spricht
,

so bleibt die Anwendung des thätlichen Widerstandes ge-

gen die Organe der Obrigkeit für den Einzelnen immerhin ein sehr

bedenklicher Schritt
,
da derselbe nur selten mit seinen schwachen

Kräften der Obrigkeit erfolgreich Widerstand leisten, sich auch

leicht über die Widerrechtlichkeit der betreffenden Beamtenhand-

lung täuschen oder wenigstens anderer Ansicht sein kann
,

als das

entscheidende Gericht, welches ihn alsdann zu schweren Strafen
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verurtheilen wird 1
. Wichtiger als dieses Recht des thatsächlichen

Widerstandes gegen ungesetzliche Handlungen der Beamten ist die

Organisation eines geordneten Rechtsschutzes auf dem Gebiet des

öffentlichen Rechts, wodurch dem Bürger ein unbeschränktes Klage-

recht gegen jede Widerrechtlichkeit und Ausschreitung der Beamten

gewährt wird.

Zu Zeiten des älteren deutschen Reiches wurde von sämmtlichen

Unterthanen zur Bestärkung ihrer Gehorsamspflicht dem Landes-

herrn ein Unterthanen- oder Huldigungseid geleistet

(homagium plenum). Dies geschah beim Regierungsantritt eines

neuen Landesherrn von Seiten aller männlichen Unterthanen,

sonst bei der Aufnahme neuer Unterthanen in den Unterthanenver-

band für die neu aufzunehmenden, für die eingebornen Unterthanen

bei Erreichung der Volljährigkeit.

Von neueren Verfassungen haben einige diesen Eid beibehalten

und zugleich mit auf Beobachtung der Verfassung gerichtet, Bayeri-

sche Verfassung Tit. X § 3, Sächs. Verfassung § 139, Württember-

gische Verfassung § 20 u. s. w., andere beschränken dagegen die

Beeidigung auf die Landtagsmitglieder und die Staatsdiener, so die

PreussischeVerfassung 108. Eine allgemeine Landeshuldigung heim

Regierungsantritt hat in Preussen seit Erlass der Verfassung nicht

mehr stattgefunden; der besondere Homagialeid der Ritterguts-

besitzer ist durch Gesetz vom 28. Mai 1874 aufgehoben.

Als besonders wichtige Ausflüsse der Gehorsamspflicht der

Unterthanen erscheinen die Wehrpflicht und die Steuer-

p flicht.

§ 143 .

Die Wehrpflicht 2
.

Aeussere Macht ist dem Staate unentbehrlich, für die Behaup-

tung seiner Unabhängigkeit und seiner Stellung im internationalen

1 H. A. Zachariä, Ueber die Strafbarkeit der Widersetzlichkeit gegen
öffentliche Beamte (Archiv des Kriminalrechtes. Neue Folge 1843. No. XV.
S. 344— 376). Th. R. Schütze, Lehrbuch des deutschen Strafr. §. 66. 268 ff.

Friedrich Meyer-Thoren, Strafgesetzgebung für das deutsche Reich 1871.

S. 90—102. John, in Holtze ndor ff ’s Handbuch des Strafrechtes III. S. 117

bis 123. KarlHiller, Die Rechtmässigkeit der Amtsausübung im Begriff des

Vergehens der Widersetzlichkeit. Würzburg 1873.
2 Für das ältere Staatsr. J. J. Moser, Von der Landeshoheit in Militär-

sachen 1773. S. 118 und von der Unterthanen Rechten und Pflichten S. 72.

H. A. Zachariä, B. I. § 91. S. 478. v. Held, a. a. O. B. II. S. 600. Pözl,

§ 38. S. 104. v. Rönne, Ueber Preussen. Thudichum, Ueber den nordd.

Bund, Kriegswesen S. 368 ff. G. Meyer, S. 586. Vor allem jetzt La band,
Staatsr. B. III. Abth. 1. S. 136 ff. § 88: »Die gesetzliche Wehrpflicht.«

24*



I. Das Landesstaatsrecht.360

Staatensysteme. Zur Herstellung und Behauptung derselben gehört

vor allem ein Kriegsheer. Ein solches kann, nach den heutigen

europäischen Verhältnissen, in genügender Weise weder durch ge-

worbene Söldner
,
noch durch ungeübte Milizen, sondern nur auf

Grundlage der ernstlich durchgeführten allgemeinen Wehrpflicht

geschaffen werden. Aus dem Lebensprinzip des Staates, Macht zu

sein und sich als solche zu behaupten, folgt unmittelbar die Pflicht

aller waffenfähigen Staatsbürger, diesem wichtigen Staatszwecke zu

dienen. Da jeder Staatsgenosse an der Macht und Ehre seines

Vaterlandes theil nimmt, da er als Glied den Aufgaben der Ge-

sammtluüt dienen muss
,

so ist er auch verpflichtet, nach den ge-

setzlichen Vorschriften, den Kriegsdienst im nationalen Heere zu

leisten, dessen der Staat nicht entbehren kann. Allerdings ist diese

Anforderung des modernen Staates die schwerste
,
weil hier vom

Bürger die äusserste Hingabe seiner Persönlichkeit, ja seihst die

Aufopferung seines Lebens verlangt werden kann. Für die Hingabe

von Gesundheit und Lehen ist aber kein Aequivalent denkbar.

Darum ist Stellvertretung in der Wehrpflicht mit der Gleich-

heit der Unterthanenlasten unverträglich. Zu der allgemeinen

Wehrpflicht soll auch der wirklich durchgeführte allgemeine
Waffendienst kommen, welcher das Gefühl männlicher Ehre

im Volke grosszieht, die höchste Entfaltung kriegerischer National-

kraft möglich macht und allein der Gerechtigkeit entspricht.

Dieser Gedanke war in dem altgermanischen Staate
,
sowie in

der fränkischen Monarchie, in dem Heerbanne ausgeprägt, wel-

chem alle freien waffenfähigen Männer angehörten. Als die alte

Gemeinfreiheit in dem Lehenswesen unterging, wurde der Waffen-

dienst eine aristokratische Standesauszeichnung und die Kriegs-

wie die Staatsverfassung wurde vom Geiste des Peudalismus durch-

drungen. Nachdem aber die ritterliche Lehensmiliz durch die

neuere Kriegführung unbrauchbar geworden war, behalfen sich die

deutschen Landesherrn meist mit geworbenen inländischen und

ausländischen Söldnern. Nach Reichsstaatsrecht waren die Unter-

thanen nur zur Stellung der sehr geringen Reichs- und Kreiskon-

tingente verpflichtet. Nur wenn diese durch Werbung nicht auf-

zubringen waren, konnten die Unterthanen genöthigt wrerden
,
mit

ihren eigenen Leibern zu dienen. Ausserdem konnte ein allgemeines

Aufgebot in der Zeit der Noth zum Zwecke der Landesverteidi-

gung erfolgen ( Landfolge ). Eine weitergehende Verpflichtung
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der Unterthanen bestand nicht. Der Wendepunkt unserer deutschen

Wehrverfassung vollzieht sich in dem werdenden Grossstaate Bran-

denburg-Preussen.

Auch hier wurde, nach vollständigem Verfall der Lehenskriegs-

verfassung im 17. Jahrhundert, ein stehendes Heer durch Werbung
gebildet, bis König Friedrich Wilhelm I, durch sein Kantonregle-

ment vom 15. September 1733 die waffenfähigen Männer vom 16. bis

zum 45. Jahre zum Heeresdienste verpflichtete und jedem Regiment

einen Landesbezirk für die Aushebung seiner Dienstmannschaften

anwies. Es waren aber von dieser Dienstpflicht ganze Klassen von

Personen, ja ganze Städte und Distrikte befreit. Erst in dem
grossen Aufschwung der Freiheitskriege griff Preussen zum Prinzip

der gleichen Wehrpflicht und gründete darauf seine für ganz Europa

vorbildlich gewordene Wehrverfassung. Dieselbe fand in dem Ge-

setze vom 3. September 1814 ihre Regelung und ist in Art. 34 der

preussischen Yerfassungsurkunde staatsgrundgesetzlich anerkannt:

»Alle Preussen sind wehrpflichtig.« Dieses von Preussen zuerst

aufgestellte und folgerichtig durchgeführte Princip der allgemeinen

Wehrpflicht ging im Jahre 1848 in die Grundrechte des deutschen

Volkes über (Art. II § 7: »Die Wehrpflicht ist für alle gleich, Stellver-

tretung findet bei derselben nicht statt.«), musste aber in den mitt-

leren und kleineren Staaten wieder dem Konscriptionssysteme mit

Loos und Stellvertretung weichen, bis es endlich, durch die Erfolge

des Jahres 1866 von neuem glänzend bewährt, seinen Eingang in

die norddeutsche Bundesverfassung, später deutsche Reichsver-

fassung fand, wo es im Art. 59 heisst: »Jeder wehrfähige

Deutsche gehört sieben Jahre lang, in der Regel vom vollendeten

20. bis zum beginnenden 28. Lebensjahre dem stehenden Heere,

und zwar die ersten drei Jahre bei den Fahnen, die letzten vier

Jahre in der Reserve und die folgenden fünf Jahre der Landwehr

an.« Diese Verfassungsbestimmung hat in dem Bundesgesetze

»betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienste« vom 9. November

1867 (Bundesgesetzblatt 1867. No. 22 Seite 133 ff.) ihre nähere Aus-

führung erhalten und gilt jetzt für den ganzen Umfang des deut-

schen Reiches. Mit dieser Militärpflicht im stehenden Heere und
in der Landwehr ist aber die Anforderung an die Wehrpflicht der

Unterthanen noch nicht erschöpft, indem im äussersten Nothfalle

die Wehrpflichtigen vom vollendeten 17. bis zum vollendeten

42. Jahre zum Landstürme einberufen werden können. Im
übrigen ist die Wehrpflicht eine durch das Gesetz genau bemessene
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Pflicht. Ueber das gesetzliche Mass können den Unterthanen keine

weiteren Zumuthungen angesonnen werden.

Diese vom Reiche angeordnete Wehrpflicht wird zunächst
dem Einzelstaate geleistet, da das Reichsheer aus den Kontingenten

derselben zusammengesetzt ist. Aus der Einheit des deutschen

Reichsheeres zieht das Gesetz vom 9. November 1867 § 17 die Konse-

quenz, dass jeder Deutsche nicht blos in seinem Heimathsstaate,

sondern auch in jedem anderen Bundesstaate, in welchem er zur

Zeit des Eintritts in das militärpflichtige Alter seinen Wohnsitz hat,

oder in welchen er vor erfolgter endgiltiger Entscheidung über seine

aktive Dienstpflicht verzieht, seine Militärpflicht erfüllen kann, und

dass er seinem Heimathsstaate gegenüber von der Dienstpflicht frei

wird, wenn er dieselbe in einem anderen Bundesstaate erfüllt hat

(sogenannte militärische Freizügigkeit).

§ 144 .

Die Steuerpflicht 1
.

Seitdem der Staat sich die umfassendsten Aufgaben gestellt

hat, seitdem die Geldwirthschaft fast durchweg an die Stelle der

Naturalleistungen getreten ist, bedarf derselbe der umfassendsten

Geldmittel zu seiner Existenz . Soweit er dieselben nicht aus seinem

eigenen Vermögen zu decken im Stande ist, wendet er sich um Bei-

träge an das Privatvermögen seiner Bürger. Die Verpflichtung

derselben zur Beisteuer folgt unmittelbar aus ihrer Staatsge-
nossenschaft. In der ganzen Stellung der Bürger im Staats-

organismus, in ihrer nothwendigen Mitbetheiligung an den natio-

nalen Aufgaben des Staatslebens, nicht in einer Wiedererstattungs-

pflicht einzelner vom Staate gewährter Vortheile, nicht in einem

fingirten Assekuranzverhältnisse der Vermögen durch den Staat,

wie die ältere mechanische Staatslehre annahm, liegt der wahre

Grund der staatsbürgerlichen Steuerpflicht.

In dem unentwickelten Territorialstaate war der Unterthan nur

soweit verpflichtet, Steuern zu gehen, als er durch Herkommen oder

speciellen Rechtstitel dazu verbunden war. Die allgemeine, unter-

schiedslose
,

lediglich auf die Staatsgenossenschaft gegründete

Steuerpflicht ist erst im modernen Staate zur Anerkennung ge-

kommen.

1 Leist, Lehrbuch S. 680. Bluntschli, B. II. L. X. Kap. V. v. Held,
B. II. S. 605 ff. Stahl, B. II. S. 577 ff. Für Preussen von Rönne, a. a. O.

§ 105. G. Meyer, § 226. S. 589.
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Bei dem völlig unorganischen
,
mehr privatrechtlichen Steuer-

wesen der vergangenen Jahrhunderte war die Vertheilung der

öffentlichen xAbgaben eine völlig ungleiche. Exemtionen durch-

brachen überall die Regel der Steuerpflicht und Hessen den Gedan-

ken einer gleichmässigen Vertheilung der Staatslasten gar nicht

aufkommen. Besonders hatte die Ritterschaft ihre einflussreiche

Stellung auf den Landtagen zu benutzen gewusst, um die Steuer-

freiheit ihrer Ritterhufen durchzusetzen. In ähnlicher Weise hatte

die Geistlichkeit das Privilegium der Steuerfreiheit erworben. Die

Städte zahlten gewöhnlich fixirte Abgaben. Die schwerste

Steuerlast lag auf dem gedrückten Bauernstände (misera plebs

contribuens) . Erst in unserem Jahrhundert hat die Idee eines

gleichberechtigten und gleichverpflichteten Staatsbürgerthums auch

auf diesem Gebiete ihre Anforderungen geltend gemacht und all-

mälig durchgesetzt. Es wurde gesetzlich ausgesprochen, »dass die

Staatsbürger zu den Staatslasten auf Verhältnissmässig gleiche

Weise beizutragen schuldig seien«; die Beseitigung aller Steuer-

privilegien wTurde verfassungsmässig ausgesprochen. In allen

Staaten wurde besonders die Steuerfreiheit der Rittergüter theils mit,

theils ohne Entschädigung aufgehoben; jede andere Bevorzugung

in Betreff der Besteuerung für verfassungswidrig erklärt; doch kann

kein einseitig durchgeführter Besteuerungsmodus für alle Zeiten

und Verhältnisse als der allein gerechte hingestellt werden. Der

staatsrechtliche Grundsatz der gleichen Vertheilung der
Staatslasten auf die Bürger lässt sich nicht als abstraktes

Princip durchführen, sondern kann nur, als leitende Maxime, auf

die wirtschaftlichen Zweckmässigkeitserwägungen der Finanz-

männer bei den so verwickelten Fragen der Besteuerung einwirken.

Die 'Steuerpflicht deutscher TJnterthanen besteht sowohl dem
Reiche als den Einzelstaaten gegenüber. Für das Reich kommen
bis jetzt nur indirekte und Verkehrssteuem in Betracht. Den Einzel-

staaten sind ausserdem Grund-, Gewerbe-, Kapitalrenten- und
Einkommensteuer zu entrichten. Zur Zahlung von Grundsteuer

ist jeder verpflichtet, welcher Grundeigenthum innerhalb des Staates

besitzt, zur Zahlung von Gewerbesteuer jeder, der daselbst Gewerbe
treibt. Dagegen werden, nach den Gesetzen vieler Staaten, zur Ein-

kommen-und Kapitalrentensteuer die Staatsangehörigen, auch wenn
sie ausserhalb des Staates wohnen, sowie die im Staate domicilirten

Nichtstaatsangehörigenherangezogen. Dadurch kann eineJD o p p e 1 -

besteuerung solcher Personen herbeigeführt werden, welche
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ihren Wohnsitz in einem anderen, als in ihrem Heimathsstaate

haben. Für Reichsangehörige ist dieser Uebelstand durch ein be-

sonderes Reichsgesetz vom 13. Mai 1870 beseitigt worden.

III. Von den Rechten der Staatsangehörigen.

§ H5.
Im Allgemeinen b

Den Pflichten der Staatsangehörigen stehen im konstitutionel-

len Staate ebenso bedeutsame öffentliche Rechte derselben gegen-

über. Dieselben haben einen doppelten Charakter. Es sind ent-

weder die oben erwähnten staatsbürgerlichen Rechte, droits politi-

ques, welche zu einer aktiven Betheiligung am Lebensprocesse des

Staates berufen und berechtigen; sie kommen nicht allen Staats-

angehörigen zu, sondern setzen zu ihrer Ausübung noch die Existenz

anderer Bedingungen voraus . Dahin gehören männliches Geschlecht.

Volljährigkeit, Unbescholtenheit, Selbständigkeit u. s. w. Die

Staatsbürger in diesem engern Sinne erscheinen dann als die eigent-

lichen aktiven Vollbürger, denen alle übrigen Staatsgenossen,

Frauen, Kinder u. s. w., als Passivbürger gegenüberstehen.

Die wichtigsten dieser staatsbürgerlichen Rechte sind

.

1} Theilnahme an der Volksvertretung, das Recht zu wählen und

gewählt zu werden (in Amerika bezeichnet man wegen dieses wich-

tigsten Rechtes den Aktivbürger schlechtweg als Wähler, »elector«)

.

2) Fähigkeit, bei der Ausübung der Gerichtsbarkeit als Ge-

schworener, Schöffe oder sonst als Gerichtsperson mitzuwirken;

doch tritt bei der Schwere dieser Leistungen oft mehr der Gesichts-

punkt der Pflicht, als der des Rechtes hervor;

1 Moser, Von der deutschen Unterthanen Rechten und Pflichten 1774.

Klüber, Oeffentl. Recht § 257. § 467. H. A. Zachariä, B. I. § 86 ff. S. 435.

Zöpfl, Grundsätze Th. II. § 281. S. 1. § 286 ff. S. 13. v. Held, System B. II.

§ 443. S. 557. Bluntschli, B. II. Lief. 2. Kap. 19 u. 20. Stahl, Philos. des

Rechts B. II. Abth. 2. §
142—144. S. 519. G rotefend

, § 451 ff. G. Meyer,

§ 215 ff. S. 562 ff. Art.: »Freiheitsrechte« von Ahrens in Bluntschli’s

Staatsw. B. III. S. 739. A. M. Ottow, Die Grundrechte des deutschen Volkes

nebst den Entwürfen zu den Gesetzen und Hinweisungen auf andere Verfassun-

gen. Frankfurt a. M. 1849. R. v. Mohl, Württemb. Staatsr. B. I. S. 323—432.

Pözl (Aufl. IV), S. 61—95. v. Rönne, B. I. Abth. II. § 89 ff. S. 32 ff. Ueber

englische Grundrechte Blackstone, Comm. B. I. Chapt. I of the absolute rights

of individuals. Gneist, a. a. O. Th. I. S. 304. Franz Lieber, Ueber bür-

gerliche Freiheit und Selbstverwaltung, übersetzt von Mittermaier, Heidel-

berg 1860.
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3) Fähigkeit zur Erlangung von Staatsämtern, unter Einhaltung

der vorgeschriebenen gesetzlichen Bedingungen
;

4) Mitbetheiligung an der Funktion der Selbstverwaltung,
soweit eine solche nach den Einrichtungen des Staates überhaupt

besteht.

Diesen politischen Rechten der Aktivbürger, welche nur bei

den einzelnen Instituten abgehandelt werden können, stehen die

bürgerlichen Rechte, »droits civils«, gegenüber, welche allen

Staatsangehörigen zukommen. Auch diese unterscheiden sich von

den blossen Privatrechten, welche nicht erst vom Staate geschaffen,

sondern nur vom Staate geschützt wrerden ;
sie gehören dem öffent-

lichen Rechte an und entspringen lediglich aus dem Staatsverbande,

sie beziehen sich auf das Verhältniss des Einzelnen zum Staate und

umfassen die Ansprüche, welche jeder Angehörige gegen das Staats-

ganze erheben kann; sie sind entweder affirmativ, indem der

Einzelne gewisse Leistungen für sich vom Staate verlangen kann,

oder negativ, indem der Einzelne gewisse Einwirkungen der

Staatsgewalt von sich abweisen kann.

Die bürgerlichen Rechte der ersteren Art bestehen in dem An-
sprüche aller Staatsangehörigen auf staatlichen Schutz und sonstige

Fürsorge, d. h. auf die Wohlthaten, welche der Staatsverband über-

haupt gewährt. Bei der Theilung der Staatsfunktionen zwischen

Reich und Einzelstaaten kann der deutsche Reichsangehörige der-

artige Ansprüche sowohl gegen das Reich im Ganzen, wie gegen

den Einzelstaat erheben, welchem er angehört. Diese Ansprüche

sind besonders folgende

:

1) Anspruch auf den völkerrechtlichen Schutz an-

deren Staaten und ihren Angehörigen gegenüber. Dieser wird allen

Reichsangehörigen durch das Reich gewährt und erscheint als ein

werthvolles Palladium des deutschen Reichsbürgerrechtes. Soweit

deutsche Einzelstaaten noch Gesandtschaften im Auslande halten,

können sich ihre Angehörigen auch an diese um Schutz und Ver-

tretung wenden
,
doch wird dadurch der meist wirksamere Schutz

durch die Reichsgesandtschaften nicht ausgeschlossen. Nichtreichs-

angehörige haben keinen Anspruch auf völkerrechtlichen Schutz

von Seiten des Reiches oder der Einzelstaaten.

2) Anspruch auf Schutz der privaten und öffent-
lichen Rechtssphäre durch die Gerichte. Als Aufgabe

des Reiches wird zwar ganz im Allgemeinen » Schutz des Bundes-

gebietes und des innerhalb desselben gültigen Rechtes« bezeichnet.
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Dennoch wird dieser richterliche Schutz nicht blos durch die Reichs-

gewalt, sondern in erster Linie durch die Staatsgewalten der Einzel-

staaten gewährt. Die Pflicht jeder der beiden Staatsgewalten reicht

auch in dieser Beziehung so weit als ihre Kompetenzgrenze. Es ist

aber zu eng, wenn man diesen Anspruch auf Rechtsschutz blos

auf die privatrechtliche Sphäre beschränkt (wie z. B. G. Meyer,
a. a. O. S. 565 thut), vielmehr ist gerade unsere neuere Gesetz-

gebung bestrebt
,
diesen Rechtsschutz immer weiter auch auf das

Gebiet des öffentlichen Rechtes auszudehnen, und kann insbesondere

die Verwaltungsgerichtsbarkeit als ein wichtiger Fortschritt in dieser

Beziehung betrachtet werden.

3) Anspruch a|uf die fürsorgende Thätigkeit des
Staates, welche durch die innere Verwaltung gewrährt

wird. Dahin gehört vor allem das Recht, alle die zahlreichen An-
stalten, welche das Reich, die Einzelstaaten und die Kommunal-
verbände für die Förderung von Volkswohlstand und Bildung im

Interesse ihrer Angehörigen gegründet haben, unter den gesetzlichen

Bedingungen zu benutzen. Allerdings sind von diesen wohlthätigen

Einrichtungen der inneren Verwaltung auch Ausländer regelmässig

nicht ausgeschlossen, doch stehen in dieser Beziehung den Staats-

angehörigen meist weitergehende Rechte und eine Erleichterung in

deren Benutzung zu.

Diesen affirmativen bürgerlichen Rechten stehen die negativen

Freiheitsrechte gegenüber
,
wrelche man

,
nach einem herge-

brachten Sprachgebrauchs
,
besonders als Grundrechte zu be-

zeichnen pflegt. Ihr Wesen besteht darin, dass die Staatsgewalt

verpflichtet ist, sich gewisser Eingriffe in die individuelle Rechts-

sphäre der einzelnen Bürger zu enthalten. Der Begriff ^dieser indi-

viduellen Freiheitsrechte ist seit langer Zeit in der Wissenschaft,

wie in der Gesetzgebung anerkannt gewesen, ja man hat denselben

als ein Palladium des konstitutionellen Rechtsstaates angesehen.

In neuerer Zeit ist derselbe von mehreren Schriftstellern ange-

zweifelt und bekämpft worden. Man hat behauptet, dass es sich

nicht um subjektive Rechte der Staatsbürger, sondern um ob-

jective Rechtsätze handele, wodurch die Staatsgewalt sich selbst

Grenzen gezogen habe. Was man als Grundrechte der Bürger be-

zeichne, seien nichts als »Reflexwirkungen der Staatsgewalt«. An
dieser Behauptung ist richtig, dass die Bestimmungen, auf welchen

die Grundrechte beruhen, allerdings den Charakter von objektiven

Rechtssätzen haben, welche die Ausübung der Staatsgewalt he-
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schränken. Aber aus diesen objektiven Rechtssätzen folgen für den

Einzelnen Ansprüche, welche ihm ein Recht gehen, die Einwirkun-

gen der Staatsgewalt auf dem bestimmten Gebiete zurückzuweisen

;

insofern können auch diese Befugnisse als subjektive Rechte der

Bürger bezeichnet werden, welche unmittelbar aus der Verfassung

oder dem Staatsorganismus hergeleitet werden, ein Verhältniss, wel-

ches sich noch klarer herausstellen wird, wenn auch für diese Rechte

dem verletzten Individuum auf sein Ansuchen in immer erweiter-

terem Umfange der rechtliche Schutz gewährt werden wird. Die

Frage ist wesentlich eine systematische. Allerdings können diese

Beschränkungen der Staatsgewalt, der individuellen Rechtssphäre

der Bürger gegenüber, in ihrem Detail nur bei den Funktionen der

Staatsgewalt selbst abgehandelt werden, welche eben auf diese Weise

beschränkt werden sollen, also im Strafprocesse
,
im Verwaltungs-,

besonders im Polizeirechte
;
aber in ihren Fundamentalsätzen gehören

dieselben nothwendig in die Lehre von der öffentlichen Rechtsstel-

lung der Staatsangehörigen im Staate, welche ohne sie gar nicht zu

verstehen ist. In einem absoluten Staate mag es sich rechtfertigen,

diese Sätze zu ignoriren oder blos als beiläufige Verwaltungs-

beschränkungen zu berücksichtigen; in einem konstitutionellen

Staate sind sie so wichtige Grundsäulen des verfassungsmässigen

Rechtszustandes, dass ohne sie das ganze Gebäude der Konstitution

zusammenbrechen würde. Auch setzt sich eine Theorie, welche die

Lehre von den Grundrechten einfach eliminirt, in Widerspruch mit

der Struktur aller neueren Verfassungsurkunden, welche unter dem
Kapitel »Von' den Staatsbürgern« regelmässig gerade diese Grund-
rechte abhandeln.

Den Anschauungen der alten Welt, wonach das Individuum

in der Omnipotenz des Staates unterging, war eine Anerkennung
von Grundrechten fremd. Dem Mittelalter fehlte dagegen wieder

der Begriff des Staatsbürgerthums
; daher wurden in dieser Zeit

wrohl Standesprivilegien der Ritter, Prälaten und Städte in

weitestem Umfange verbrieft, niemals aber allgemein staatsbürger-

liche Rechte gesetzlich festgestellt. Dies geschah zuerst in Eng-
land, wo mit dem modernen Staatsgedanken der Begriff eines

allgemeinen Staatsbürgerthums ins Leben trat. In der »petition

of right« vom 8. Mai 1627, vor allem aber in der »bill and declara-

tion of rights and liberties of subjects« von 1689 nahm die Erklä-
rung oder Verbriefung der Unterthanen- oder Bürgerrechte ihren

Anfang, welchem die Nordamerikaner bei ihrer Unabhängigkeits-
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erklärung folgten. Während die englisch-amerikanische Deklaration

der Bürgerrechte einen durchaus realen Charakter hatte, und nur

solche bereits bestehende und anderweitig anerkannte Rechte ins

Auge fasste, welche wirklich verletzt worden waren und gegen
künftige Verletzung geschützt werden sollten, verfielen die Franzosen

in der Revolution in ihrer »Erklärung der Rechte des Menschen und
Bürgers« vom 3. Sept. 1791 einem hohlen Doktrinarismus, welcher

die Theorien eines oberflächlichen Naturrechtes zu staatsrechtlichen

Grundsätzen, ja zu Gesetzen über allen Gesetzen zu erheben wagte.

Leider hat dieses glänzende, aber trügerische Phantom der franzö-

sischen Menschenrechte stärker auf die kontinentalen Verfassungen

eingewirkt, als das gediegene englische Vorbild. Auch die deutschen

Verfassungen, besonders die am 27. December 1848 publicirten,

am 23. August 1853 wieder aufgehobenen »Grundrechte des
deutschen Volkes« sind von diesem bedenklichen Einflüsse

nicht ganz frei geblieben. Dennoch lässt sich nicht verkennen, dass

in diesen Grundrechten des deutschen Volkes, trotz ihrer formellen

Aufhebung, nach Beseitigung ihrer radikalen Auswüchse, viele

wichtige Rechtssätze enthalten sind, welche nicht nur in die Gesetz-

gebung aller Einzelstaaten übergegangen, sondern auch als unbe-

strittenes Zeugniss unseres gemeinsamen deutschen Rechtsbewusst-

seins, ja zum Theil als modernes jus gentium aller civilisirten

Staaten anzusehen sind.

An und für sich ist die urkundliche Verbriefung gewisser indivi-

dueller Freiheitsrechte nicht nur berechtigt, sondern eine nothwendige

Konsequenz der konstitutionellen Staatsordnung, indem die Reprä-

sentativverfassung überall da ohne festen Grund bleibt, wo nicht das

Recht der freienMeinungsäusserung, dasVereins- undVersammlungs-

recht der Bürger anerkannt ist. Aber die zu gewährenden Rechte

müssen konkret und von unmittelbarer Anwendbarkeit, keine blossen

Principien, keine Verheissungen für die Zukunft sein, sie müssen nicht

desorganisiren, sondern sich dem Organismus des Staates einfügen

und vor allem durch unmittelbar zu verwirklichenden Rechtsschutz,

auch der Willkür der Behörden und Beamten gegenüber, festgestellt

sein. In diesem Sinne gilt es, den allgemeinen Sätzen unserer deut-

schen Verfassungen, welche grossentheils aus den Frankfurter

Grundrechten in dieselben übergegangen sind, durch klare specielle

Gesetze realen Inhalt zu geben, und aus den »Monologen des

Gesetzgebers« juristisch formulirte Rechtssätze zu bilden,

welche auf Anrufen des Verletzten stets auch den nothwendigen
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richterlichen Schutz finden. Mit richtigem Takte hat man daher

darauf verzichtet, in der deutschen Reichsverfassung solche Grund-

rechte festzustellen, welche sich doch über einige nichtssagende

Phrasen kaum hätten erheben können ;
dagegen sind dem Reichs-

angehörigen werthvolle Rechte dieser Art nach und nach durch be-

sondere Reichsgesetze eingeräumt worden.

Weil vielfach historisch zufällige Umstände die Verbriefung

dieses oder jenes Rechtes herbeigeführt haben, weil man da vor allem

gesetzliche Schutzwehren zu errichten für nothwendig fand, wo die

Willkür des alten Polizeistaates ihre Hauptangriffspunkte gehabt

hatte
,
so lässt sich eine allgemein gültige systematische Gliederung

der Grundrechte nicht durchführen, doch sind fast überall gewisse

Hauptpunkte gleichmässig berücksichtigt. Geschützt wird die

Person in ihrer äusseren Sicherheit gegen widerrechtliche Freiheits-

entziehung, in der Freiheit ihrer persönlichen und wirthschaftlichen

Bewegung, auch in ihrem individuellen geistigen Leben und Zu-

sammenwirken mit anderen; aber nicht nur die persönliche, son-

dern auch die sachliche Rechtssphäre der Bürger wird von Staats-

wegen gesichert (Schutz des Vermögens, Sicherheit des Eigenthums)

.

Diese individuellen Freiheitsrechte sind Schranken für die Be-

hörden, indem Gerichte und Verwaltungsbehörden sie bei ihrer

Thätigkeit unbedingt respektiren müssen, nicht für die Gesetz-

gebung, indem sie durch neue Gesetze abgeändert oder aufgehoben

werden können, freilich nur in der Form verfassungsändernder Ge-

setze, wenn sie formell in die Verfassungsurkunde aufgenommen

sind. Hier werden nur die wichtigsten Fundamentalsätze der ein-

zelnen Grundrechte vom Standpunkt der bürgerlichen
Freiheit aus dargestellt, während das technische Detail in die

Lehre vom Strafprocess und das Polizeirecht gehört.

§ 1 ^ 6 .

1) Aeussere Sicherheit der Person.

Der Staat schützt seine Bürger, soweit wie möglich, gegen jede

willkürliche Behandlung ihrer Person, mag dieselbe von Privaten

oder von den Behörden des Staates selbst ausgehen oder drohen.

In ersterer Beziehung schützt der Staat seine Bürger gegen alle An-
griffe auf ihre persönliche Freiheit durch zahlreiche Bestimmungen

des Strafgesetzbuches, indem alle derartigen Handlungen »als Ver-

brechen und Vergehen wider die persönliche Freiheit« mit Strafe

bedroht werden (Deutsches Strafgesetzb. Th. II. Abschn. XVIII).
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Viel schwieriger ist es für den Staat, die persönliche Freiheit

der Staatsangehörigen
,
auch in der zweiten Beziehung

,
nemlich

gegen die immerhin mögliche Willkür seiner eigenen Organe zu

schützen. Besonders tritt auf dem Gebiete der Kriminal-
gerichtsbarkeit und der Sicherheitspolizei leicht ein

Konflikt zwischen den Anforderungen der öffentlichen Rechtsord-

nung und den Ansprüchen der persönlichen Freiheit ein
,
indem

manche Massregeln zur Verfolgung und Verhütung von Verbrechen

tief in die Freiheit der Einzelnen eingreifen müssen. Die individuelle

Sicherheit des Bürgers ist niemals mehr gefährdet, als hei peinlichen

Anklagen. Von der richtigen Fassung und genauen Handhabung
der Strafprocessgesetze hängt vor allem die Freiheit des Bürgers ah b

Von jeher hatten die germanischen Völker mit ihrem ausgebil-

deten Rechtsgefühle auf diesen Schutz der persönlichen Freiheit

hohen Werth gelegt. Ihr öffentliches und mündliches Gerichtsver-

fahren, das Urtheilsprechen durch Männer aus dem Volke, das An-
klageprincip gaben der persönlichen Freiheit eine starke Schutzwehr.

Alle diese Garantien gingen verloren durch Einführung des ge-

heimen Inquisitionsprocesses, welcher bis auf die neueste Zeit die

Grundlage unseres tiefentarteten gemeinen deutschen Kriminalver-

fahrens bildete. Völlige Schutzlosigkeit des Individuums,
der Willkür der Gerichts- und Polizeibehörden gegenüber, war die

Signatur des büreaukratischen Polizeistaates, wie er, unter dem Ein-

flüsse einer dem Volke entfremdeten Jurisprudenz
,
in den letzten

beiden Jahrhunderten in Deutschland emporgewachsen war. Seit

der Wiederbelebung bürgerlichen Freiheitssinnes in Deutschland,

nach Abschüttelung der Fremdherrschaft richtete sich der Blick auf

das grosse Vorbild Englands, wo Freiheit und Unverletzlichkeit des

Bürgers durch die Magna Charta und die Habeas-corpus-acte von

1679 ihre festen gesetzlichen Grundlagen erhalten hatte 2
. Preussen

1 Fr. Lieber, a. a. O. Hauptstück VII. S. 51 ff. Mittermaier, Das
englische, schottische und nordamerikanische Strafverfahren. Erlangen 1851.

Montesquieu, Esprit des lois XII, 2.

2 Die Worte der Magna Charta Art. 39, welche »das alte gute Sachsenrecht«

nur wiederherstellen, lauten: »Nullus liber homo capiatur vel imprisonnetur,

nisi per legale judicium parum suorum vel per legem terrae.« Das gewöhnlich als

Habeascorpusakte bezeichnete Gesetz heisst : »An Act for better securing the

liberty of the subject and for prevention of imprisonment beyond the sea« vom
27. Mai 1679; es findet sich in Uebersetzung bei Lieber, a. a. O. S. 392 ff.

Die Habeascorpusakte führte in der That nichts Neues ein, indem sie vorschrieb,

dass aus jeder polizeilichen Verhaftung eine gerichtliche gemacht werden

solle; ihr Hauptverdienst besteht darin, dass sie jede Verletzung dieser Grund-
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forderte schon auf dem Wiener Kongress: » gesetzmässige Freiheit

nnd Sicherheit der Person, sodass keine dieselben kränkende Ver-

fügung getroffen werden kann, welche nicht genau mit den Landes-

gesetzen übereinstimmt und durch den ordentlichen Richter verfügt

wird«; doch wurde eine derartige Garantie nicht in die Bundesakte

aufgenommen. Auch blieben die allgemeinen Zusicherungen der

einzelnen Landesverfassungen ziemlich werthlos, so lange das un-

kontrollirte Verhaftungsrecht der Polizeibehörden bestand und das

geheime Inquisitionsverfahren seine Herrschaft behauptete. Darum
wurde im Jahre 1848 überall auf Beseitigung dieses rechtlosen Zu-

standes des Individuums gedrungen und in die Grundrechte des

deutschen Volkes kam eine Reihe von Bestimmungen, welche die

persönliche Freiheit gegen die Willkür der Behörden schützen

sollten. Art. III, § 8 bestimmt : »Die Freiheit der Person ist

unverletzlich. Die Verhaftung einer Person soll, ausser im Fall

der Ergreifung auf frischer That
,
nur geschehen in Kraft eines

rechtlichen, mit Gründen versehenen Befehles. Dieser Befehl muss

im Augenblicke der Verhaftung oder innerhalb der nächsten 24

Stunden dem Verhafteten zugestellt werden. Die Polizeibehörde

muss Jeden, den sie in Verwahrung genommen hat, im Laufe des

folgenden Tages entweder freilassen oder der zuständigen Behörde

übergehen. Jeder Angeschuldigte soll gegen Stellung einer vom
Gericht zu bestimmenden Kaution oder Bürgschaft der Haft ent-

lassen werden, sofern nicht dringende Anzeichen eines schweren

peinlichen Verbrechens gegen denselben vorliegen. Im Falle einer

widerrechtlich verfügten oder verlängerten Gefangenschaft ist der

Schuldige und nöthigen Falls der Staat dem Verletzten zur Genug-
tuung und Entschädigung verpflichtet.« Diese Bestimmungen der

Grundrechte gingen, mehr oder weniger abgeschwächt, in die neue-

ren Verfassungen und in die Gesetzgebung über. Vorbildlich wurde

für die übrigen Staaten besonders das preussische Gesetz
zum Schutze der persönlichen Freiheit vom 12. Febr.
1850 1

,
in welchem besonders die verschiedenen Arten der Verhaftung

Sätze gerichtlich klagbar machte und die Verfolgung dieses Rechtes dem
Verletzten selbst überliess. v. Stein, Verwaltungslehre, B. IV. S. 143. Ma-
caul ay

,
Hist. Charles II ch. II. Auf dem Kontinent übersah man diesen Haupt-

punkt völlig und glaubte eine Habeascorpusakte zu haben, wenn man einen Ter-
min für die Vorführung des Verhafteten vor Gericht feststellte.

1 Abgedruckt bei Rauch, Archiv der Gesetzgebung Th. I. S. 17 ff. Preuss.
Gesetzsammlung 1850. S. 45 ff. Eine Uebersicht der in Deutschland zum Schutze
der persönlichen Freiheit bestehenden Gesetze giebt P. Sundelin, Die
Habeascorpusakte. Berlin 1862.
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genauer unterschieden wurden. Endlich ist durch die Reichs-

strafprocessordnung die strafprocessualische Verhaftung für ganz

Deutschland gemeinrechtlich und einheitlich geregelt worden.

Nach den Bestimmungen derselben (IX. Abschnitt: Verhaftung

und vorläufige Festnahme §§ 112— 1 1 3)
1 kann die Verhaftung er-

folgen 1) auf Grund eines schriftlichen Haftbefehles
des Richters. In dem Haftbefehle ist der Angeschuldigte genau

zu bezeichnen und die ihm zur Last gelegte strafbare Handlung,

sowie der Grund der Verhaftung genau anzugeben. Der Ange-

schuldigte darf nur dann in Untersuchungshaft genommen werden,

wenn dringende Verdachtsgründe gegen ihn vorhanden sind und

er entweder der Flucht verdächtig ist oder Thatsachen vorliegen,

aus denen zu schliessen ist, dass er Spuren der That vernichten

oder dass er Zeugen oder Mitschuldige zu einer falschen Aussage

oder Zeugen dazu verleiten werde, sich der Zeugnisspflicht zu ent-

ziehen; 2) durch Polizei- und S ich erheitsbe amte bei Ge-

fahr im Verzüge unter denselben Voraussetzungen
; 3) durch jeden

Privaten bei Betreffen auf frischer That, wenn der Verbrecher der

Flucht verdächtig ist oder seine Persönlichkeit nicht sofort festge-

stellt werden kann. Die Fälle 2) und 3) bezeichnet das Gesetz

als vorläufige Festnahme. DerFestgenommene ist unverzüg-

lich, sofern er nicht wieder in Freiheit gesetzt wird, dem Amts-

richter des Bezirkes vorzuführen, welcher ihn spätestens am Tage

nach der Vorführung zu vernehmen hat und nach dem Ausfälle der

Vernehmung entweder einen Haftbefehl zu erlassen oder die Frei-

lassung zu verfügen hat. Die rein polizeiliche Verhaftung
wird durch diese Bestimmungen nicht berührt; es bleiben für sie

auch fernerhin die Landesgesetze massgebend, für Preussen also das

Gesetz vom 12. Februar 1850. Darnach können die Polizeibeamten

Personen in polizeiliche Verw ah rung nehmen, wenn der eigene

Schutz derselben oder die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sitt-

lichkeit, Sicherheit und Ruhe diese Massregel dringend erfordert.

Die in Verwahrung genommenen Personen müssen im Laufe des

folgenden Tages in Freiheit gesetzt oder es muss in dieser Zeit das

Erforderliche veranlasst werden, um sie der zuständigen richter-

lichen Behörde zu überweisen.

Das Eindringen in eine Wohnung wider den Willen des

1 Die Strafproeessordnung für das deutsche Reich. Mit Kommentar von
E. Löwe (Berlin 1878) S. 408 ff. Die Strafproeessordnung für das deutsche

Reich erläutert von E. S. Puchelt (Leipzig 1879) S. 238 ff.
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Inhabers kann geschehen 1) zum Zwecke der Durchsuchung wegen

eines begangenen Verbrechens
,
entweder um den Verbrecher zu

ergreifen oder um Beweismittel aufzufinden. Die Voraussetzungen

und das Verfahren bei derartigen Haussuchungen sind ebenfalls

durch die Reichsstrafprocessordnung § 102— 105 geregelt; 2) zur

Vornahme anderweitiger amtlicher Funktionen der

Behörden oder wegen einer Gefahr für die Bewohner;
in dieser Beziehung bleiben die Vorschriften der Landesgesetze fort-

dauernd in Gültigkeit, so besonders das preussische Gesetz vom
12. Februar 1850 §§ 7—9. Die Beschlagnahme von Gegen-
ständen aller Art, namentlich von Briefen und Papieren, ist nur

als eine processualische Massregel zum Zweck der Verfolgung eines

Verbrechens zulässig (Reichsstrafprocessordnung §§ 98—100). Das

Briefgeheimniss, d. h. das Geheimniss der der Post anver-

trauten Briefe ist unverletzlich, nur bei strafrechtlichen Unter-

suchungen und in Kriegsfällen kann die Gesetzgebung Ausnahmen

machen.

§ 147 .

2) Freiheit der persönlichen und wirthschaftlichen Bewegung.

Diese war zur Zeit des älteren deutschen Reiches sehr be-

schränkt. Ein grosser Theil des Volkes war leibeigen und an die

Scholle gefesselt, glebae adscriptus. Der Leibeigene durfte nur mit

Bewilligung seines Herrn den Ort seiner Heimath verlassen. Selbst

in Betreff freier Personen war im alten deutschen Territorialstaats-

recht die Auswanderungsfreiheit keineswegs überall anerkannt, all-

gemein aber beschränkt durch die Forderung der Nachsteuer,
gabella emigrationis

,
welche im Abzüge gewisser Procente von

dem mitzunehmenden Vermögen bestand. Seit dem 16. Jahrhun-

dert wurde das Recht auf Nachsteuer als landesherrliches Regal

aufgefasst; ausserdem wurde dasselbe Magistraten, Gutsherrschaften

und Gerichtsobrigkeiten zugestanden, wenn sie ein besonderes Pri-

vileg oder unvordenkliche Verjährung nachweisen konnten. So

war durch Nachsteuer und Leibeigenschaft auch die Bewegung der

Personen innerhalb eines Territoriums gebunden. Dazu trat die eng-

herzige Abschliessung der Gemeinden gegen solche, die neu an-

ziehen wollten, seitdem auf dieselben die Last der Armenunter-

stützung übergegangen war. Aus Rücksicht auf diese Last stand

ihnen das Recht zu, jeder Person die Niederlassung innerhalb des

Gemeindebezirkes zu untersagen, bei der irgend eine Gefahr vor-

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 25
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handen war, dass sie der Armenunterstützung verfallen könnte. Ein

festes Wohnrecht innerhalb der Gemeinde besass nur der, welcher

als Gemeindeangehöriger oder als Schutzgenosse förmlich in den Ge-

meindeverband aufgenommen war. Auch die Eingehung einer Ehe
war an das Vorhandensein der Gemeindeangehörigkeit, an die Ge-

nehmigung der Gemeinde und an sonstige obrigkeitliche Bewilligung

gebunden. Der Gewerbebetrieb war gefesselt durch Zunftzwang

und Realgewerbeberechtigungen aller Art. Auch zum Betriebe des

Gewerbes wurden meist nur Gemeindeangehörige zugelassen. Kurz
das Leben des deutschen Volkes war in die engsten
Schranken gebannt. Die Bewegung von Ort zu Ort war so er-

schwert, dass die meisten da starben, wo auch ihre Wiege gestanden;

die wirtschaftliche Freiheit so beschränkt, dass der Sohn meist das

Geschäft des Vaters an demselben Orte traditionell weiter trieb.

Alles stagnirte in schwerfälligen Formen und starrer Unbeweglich-

keit. Erst seit dem Ende des XVIII. Jahrhunderts kamen freiere

Grundsätze zum Durchbruche. Die Leibeigenschaft wurde gemil-

dert, dann ganz beseitigt. Durch Verträge der Staaten unter ein-

ander wurden die Abzugsrechte aufgehoben, gleichzeitig wurden

die hierauf gerichteten Rechte der städtischen Magistrate und Guts-

herrschaften beseitigt, sodass auch diese Beschränkungen der freien

Ortsbewegung hinwegfielen. In Art. XVIII der deutschen Bundes-

akte wurde den Unterthanen sämmtlicher deutscher Bundesstaaten

das Recht des freien Wegzuges in jeden anderen Bundesstaat zu-

gesichert, welcher sie erweislich zu Unterthanen annehmen wollte,

und zugleich die Freiheit von aller Nachsteuer ausgesprochen, sofern

das Vermögen in einen anderen Bundesstaat überging. Ein Bundes-

beschluss vom 23. Juni 1817 legte diese Bestimmung dahin aus,

dass darunter auch die an Guts- oder Gerichtsobrigkeiten oder Städte

zu zahlende Nachsteuer zu verstehen sei. Durch völkerrechtliche

Verträge mit auswärtigen Staaten wurde ebenfalls das Abzugsrecht

fast durchweg beseitigt. Dagegen blieben bis auf die neuere Zeit in

vielen deutschen Staaten die drückenden Beschränkungen der Nie-

derlassung und der Verehelichung fortbestehen, welche im Interesse

der Gemeinden eingeführt waren. Erst die Verfassung und Gesetz-

gebung des norddeutschen Bundes und des deutschen Reiches hat

in den wichtigsten Punkten die persönliche und wirthschaftliche

Freiheit der Individuen gesetzlich festgestellt. Wir rechnen dahin

besonders folgende Befugnisse

:

1) Das Recht der freien Auswanderung ist jetzt ein
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allgemein anerkannter Satz des Staatsrechts aller civilisirten Völ-

ker, ein Stück des modernen jus gentium. Auch im deutschen

Reiche ist dieser Satz vollkommen anerkannt. Jeder Reichsange-

hörige hat das Recht, seine Entlassung aus dem Reichs- und Staats-

verbande zu fordern, welche ihm von Staatswegen nur aus dem
einen Grunde

,
der noch nicht oder nicht vollständig erfüllten

Militärpflicht
,
verweigert werden kann.

2) Die Freizügigkeit im Sinne der freien Niederlassung

steht, nach dem norddeutschen Bundesgesetze über die Freizügig-

keit vom 1. November 1867 allen Reichsangehörigen im ganzen

Bundesgebiete zu. 1 Jeder Reichsangehörige hat das Recht, inner-

halb des Bundesgebietes an jedem Ort sich aufzuhalten oder nieder-

zulassen, wo er eine Wohnung oder ein Unterkommen sich zu

verschaffen im Stande ist, an jedem Orte Grundeigenthum aller

Art zu erwerben, umherziehend oder an dem Ort des Aufenthaltes,

beziehentlich der Niederlassung
,
Gewerbe aller Art zu betreiben,

unter den für Einheimische geltenden gesetzlichen Bestimmungen.

In der Ausübung dieser Befugnisse darf der Reichsangehörige,

soweit nicht das gegenwärtige Gesetz Ausnahmen zulässt, weder

durch die Obrigkeit seiner Heimath
,
noch durch die Obrigkeit des

Ortes, in welchem er sich aufhalten oder niederlassen will, gehin-

dert oder durch lästige Bedingungen beschränkt werden. Keinem
Reichsangehörigen darf um des Glaubensbekenntnisses willen oder

wegen fehlender Landes- oder Gemeindeangehörigkeit der Aufent-

halt, die Niederlassung, der Gewerbebetrieb oder der Erwerb von

Grundeigenthum verweigert werden. Nur soweit dieses Gesetz

ausdrücklich Ausnahmen zulässt, können Beschränkungen eintreten

und zwar aus zweierlei Gründen, aus polizeilichem und aus

Gründen des Gemeindeinteresses.

In ersterer Beziehung kann bestraften Personen, welche Auf-

enthaltsbeschränkungen in einem Staate unterliegen, oder welche in

einem Bundesstaate innerhalb der letzten zwölf Monate wegen wie-

derholten Betteins oder wegen wiederholter Landstreicherei bestraft

worden sind, der Aufenthalt in jedem anderen Bundesstaate von der

Landespolizeibehörde verweigert werden. § 3. In zweiter Be-

1 Bundesgesetzbl. 1867. S. 55—58. G.M.Klettke, Das norddeutsche Bun-
desindigenat S. 4—13. Thudichum, a. a. 0. IX. Unterabschnitt S. 526—546.

Th. v. Flottwell, Der Gesetzentwurf über Freizügigkeit unter Vergleichung
des bisherigen Rechtszustandes. Berlin 1867. E. Meier, Art. Freizügigkeit in

Holtzendorff’s Rechtslex. B. I. S. 438.

25 *
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ziehung ist die Gemeinde zur Abweisung eines neu Anziehenden

nur dann befugt, wenn sie nachweisen kann, dass derselbe nicht

hinreichende Kräfte hat, um sich und seinen nicht arbeitsfähigen

Angehörigen den nothdürftigen Lebensunterhalt zu verschaffen, und

wenn er solchen weder aus eigenem Vermögen bestreiten kann,

noch von einem dazu verpflichteten Verwandten erhält. Dagegen

steht dem Abgewiesenen der Gegenbeweis frei
,
dass er den Unter-

halt aus eigenem Vermögen bestreiten kann oder von 'einem dazu

verpflichteten Verwandten erhält. Die Besorgniss vor künftiger

Verarmung berechtigt den Gemeindevorstand nicht zur Zurück-

weisung. §4. Offenbart sich nach dem Anzuge die Nothwendig-

keit einer öffentlichen Unterstützung, bevor der neu Anziehende

an dem Aufenthaltsorte einen UnterStützungswohnsitz (Heimaths-

recht) erworben hat, und weist die Gemeinde nach, dass die Unter-

stützung aus anderen Gründen, als wegen einer nur vorübergehen-

den Arbeitsunfähigkeit nothwendig geworden ist, so kann die

Fortsetzung des Aufenthaltes versagt werden. § 5. Durch den

blossen Aufenthalt oder die gestattete Niederlassung werden andere

Rechtsverhältnisse
,

namentlich die Gemeindeangehörigkeit
,
das

Ortsbürgerrecht, die Theilnahme an den Gemeindenutzungen und

der Armenpflege nicht begründet (§ 11), d. h. durch diese rein

persönliche Zugfreiheit wird in den politischen und kommu-
nalen Verhältnissen des Anziehenden nichts geändert. Jeder ver-

bleibt bei seiner Uebersiedelung in seinem bisherigen Staats- und

Kommunalverbande. Die polizeiliche Ausweisung Reichs-

angehöriger aus dem Orte ihres dauernden oder vorübergehenden

Aufenthalts in anderen als durch dieses Gesetz vorgesehenen Fällen

ist unzulässig. § 12. So ist »die freie Wahl der örtlichen Sphäre des

Lebens und Wirkens« für jeden Reichsangehörigen in ganz Deutsch-

land nicht mehr wie früher abhängig von dem Ermessen von Staats-

und Gemeindebehörden oder Gutsherrschaften, sondern nur von

dem Gesetze. Mit diesem Grundrecht der Freizügigkeit ist ein

starkes Bollwerk gegen die Willkür der administrativen Polizei-

behörden aufgerichtet.

3) Verehelichungsfreiheit. Eine Ergänzung hat dieses

Grundrecht der Freizügigkeit durch das Bundesgesetz vom 4. Mai
1 868 über die »Aufhebung der polizeilichen Beschrän-
kungen der Eheschliessung« 1 erhalten, wodurch zu dem

1 Bundesgesetzblatt 1868. No. 11. S. 149 ff. Thudichum, Ueber unzuläs-

sige Beschränkungen des Rechts der Verehelichung. Tübingen 1866.



3. Von den Staatsangehörigen. 377

Rechte des freien Aufenthaltes und der Niederlassung auch das

natürliche, bis dahin vielfach verkümmerte Recht, eine Familie,

einen eigenen Hausstand zu gründen, hinzugefügt worden ist. Der

§ 1 dieses Gesetzes stellt das Princip folgendermassen fest : »Bun-

des- (Reichs-) angehörige bedürfen zur Eingehung einer Ehe oder

zu der damit verbundenen Gründung eines eigenen Hausstandes

weder des Besitzes
,
noch des Erwerbes einer Gemeindeangehörig-

keit (Gemeindemitgliedschaft) oder des Einwohnerrechtes, noch der

Genehmigung der Gemeinde (Gutsherrschaft) oder des Armenver-

bandes, noch einer obrigkeitlichen Erlaubniss. Insbesondere darf

die Befugniss zur Verehelichung nicht beschränkt werden wegen

Mangels eines bestimmten, die Grossjährigkeit übersteigenden

Alters oder des Nachweises einer Wohnung, eines hinreichenden

Vermögens oder Erwerbes, wegen erlittener Bestrafung, bösen

Rufes, vorhandener oder zu befürchtender Verarmung
,
bezogener

Unterstützung oder aus anderen polizeilichen Gründen.« In

Bayern ist das Gesetz vom 4. Mai 1868 bis jetzt noch nicht einge-

führt worden.

4) Gewerbefreiheit. Durch die Gewerbeordnung
für den norddeutschen Bund vom21.Junil86 9, welche

jetzt auf den Umfang des ganzen deutschen Reiches ausgedehnt

worden ist, ist der Grundsatz ausgesprochen: »Der Betrieb eines

Gewerbes ist jedermann gestattet, soweit nicht durch dieses Gesetz

Ausnahmen oder Beschränkungen vorgeschrieben oder zugelassen

sind.« Alle ausschliesslichen Gewerbeberechtigungen und alle

Zwangs- und Bannrechte sind aufgehoben. Der gleichzeitige Be-

trieb verschiedener Gewerbe ist gestattet. Die Beschränkung der

Handwerker auf den Verkauf selbstgefertigter Waaren ist unzu-

lässig. Wer ein selbständiges Gewerbe betreiben will, hat in der

Regel nur die Pflicht, hiervon der Behörde Anzeige zu machen.

Nur hinsichtlich einiger weniger Gewerbszweige, aus deren schran-

kenlosem Betriebe Gefahren für das Gemeinwohl erwachsen kön-

nen, ist der Beginn von einer polizeilichen Genehmigung abhängig

gemacht. Der Unterschied zwischen Stadt und Land in Bezug auf

den Gewerbebetrieb ist beseitigt. Der letztere darf in keiner Weise

und hei keinem Gewerbe von dem Besitze des Bürgerrechtes ab-

hängig gemacht werden.

Mag reifere Erfahrung an diesem Gesetze in einzelnen Punk-
ten mancherlei zu verbessern haben

,
bedarf besonders neben der

individuellen Freiheit des Einzelnen die Organisation des Gewerbe-
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betriebes, besonders des Handwerkes, einer grösseren Berücksich-

tigung, so ist doch in diesem Gesetze ein wichtiger Fortschritt,

gegenüber völlig überlebten Zuständen zu erkennen, welche bis

dahin in vielen Ländern Deutschlands bestanden und der Gewerbs-

thätigkeit unerträgliche Fesseln anlegten.

§ 148 .

3) Freiheit der Meinungsäusserung, besonders Pressfreiheit 1
.

Die innere Gedankenwelt des Menschen entzieht sich der

äusseren Rechtsordnung vollständig; in diesem Sinne ist Ge-
dankenfreiheit selbstverständlich. (Gedanken sind zollfrei, cogita-

tionis poenam nemo patitur
. )

Erst der geäusserte Gedanke wird

ein für das Recht erfassbarer Gegenstand, welcher des rechtlichen

Schutzes, wie der rechtlichen Schranken bedarf. Eine Meinungs-

äusserung kann nur dann strafbar sein, wenn in derselben die

Uebertretung eines bestimmten Gesetzes liegt
,
welches den Staat

oder die einzelnen Bürger gegen Verletzungen durch das Wort
d. h. den geäusserten Gedanken schützt. In diesem Sinne ist das

Recht der freien Meinungsäusserung zu allen Zeiten anerkannt

worden, gleichviel ob die Aeusserung durch das lebendige Wort
oder die Schrift geschah. Nur eine Art der Meinungsäusserung

glaubte man, wegen ihres weitreichenden Einflusses, anders behan-

deln zu müssen, nämlich diejenige, welche sich zu ihrer Verbrei-

tung der Vervielfältigung durch die Presse bedient. Fast gleich-

zeitig mit der Buchdruckerkunst wurde auch die C e n s u r erfunden,

deren Wesen darin besteht, dass alle durch die Presse zu veröffent-

lichenden Gedankenerzeugnisse einer dem Drucke vorausgehenden

obrigkeitlichen Prüfung unterliegen und nur dann vervielfältigt und

verbreitet werden dürfen, wenn sie die Genehmigung der Behörde,

das sogenannte Imprimatur, erhalten haben. Nach dem Vorgänge

des Papstes Alexander’s VI., des Erfinders der kirchlichen Censur,

wurde seit dem XVI. Jahrhundert in allen europäischen Staaten

auch die Censur durch die Staatsbehörden angeordnet, in Deutsch-

1 Vergl. Klüber ,§ 503. H. A. Zachariä, B. I. § 88. S. 453. Zöpfl,
B. II. S. 16. 627. 631. 632 ff. v. Held, B. II. S. 564. Bluntschli, B. II.

Kap. IY. v. Mo hl, B. I. § 72. S. 352. Pözl, § 27. Desselben Art. »Pressfrei-

heit« im Staatswörterbuch B. VIII. S. 237. Ueber das ältere deutsche Pressrecht

vor 1848 vergl. Ludwig Hoffmann, Censur und Pressfreiheit, historisch und
philosophisch begründet. Berlin 1819. Jul. Aug. Collmann, Quellen, Mate-
rialien und Kommentar des allgemeinen deutschen Pressrechtes. Berlin 1844.

H. Th. Schietter, Handbuch der deutschen Pressgesetzgebung. Leipzig 1846.
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land durch den Speyerschen Reichsabschied von 1529 § 9 und

andere Reichsgesetze (Reichsabschied von 1530 §58, Reichsabschied

von 1570 § 154— 158. Reichs-Polizeiordnung von 1577 Titel 35 § 7

u. s. w.) welche bis zum Untergange des Reiches den gemein-
rechtlichen Zustand in Deutschland bestimmten. (G erstla-

ch er, Handbuch der deutschen Reichsgesetze. Theil IX. No YI.)

Nach dem Yorbilde Englands, welches 1694 die Censur für

immer beseitigte, wurde das Recht der Pressfreiheit auch in Frank-

reich und Nordamerika verfassungsmässig anerkannt, nachdem

schon im absoluten Königreiche Dänemark die Censur durch Gesetz

vom 14. September 1770 beseitigt worden war. In die deutsche

Bundesakte Art. XVIII kam die unbestimmte Yerheissung: »Die

Bundesversammlung wird sich bei ihrer ersten Zusammenkunft

mit Abfassung gleichförmiger Verfügungen über die Pressfrei-

heit beschäftigen.« Im Widerspruch mit dieser offenbar auf

Gewähr der Pressfreiheit im Gegensatz zur Censur gerichteten Yer-

heissung wurde das aus den Karlsbader Beschlüssen hervorgegan-

gene sogenannte provisorische Bundespressgesetz vom
20. September 1819 im engeren Rathe mit Stimmenmehrheit zum
Bundesbeschlusse erhoben, welches verordnet, »dass diejenigen

Schriften, welche in Form täglicher Blätter oder heftweise erschei-

nen, sowie solche, welche nicht über 20 Bogen im Drucke stark

sind, in keinem Bundesstaate ohne Yorwissen und vorgängige

Genehmigung der Landesbehörden zum Drucke befördert werden

sollen.« (G. v. Meyer, Band II, Seite 97ff.) Dieser Bundesbe-

schluss wurde nach Ablauf der ersten 5 Jahre wieder erneuert und
durch Bundesbeschluss vom 16. August 1824 zur definitiven Be-

stimmung erhoben, welche fast dreissig Jahre lang in Deutschland

mit aller Strenge gehandhabt wurde. Erst das Jahr 1848 machte die-

sem Zustande ein Ende, indem die Bundesversammlung am 3. März

1848 beschloss : »Jedem deutschen Bundesstaate wird freigestellt, die

Censur aufzuheben und Pressfreiheit einzuführen, jedoch unter Ga-
rantien, welche die anderen Bundesstaaten und den Bund gegen den

Missbrauch der Pressfreiheit sicherstellen. « In weitgehendsterWeise

setzte dann Art. IV § 13 der Grundrechte der deutschen Nation die

Pressfreiheit fest: »Jeder Deutsche hat das Recht, durch Wort,

Schrift, Druck und bildliche Darstellung seine Gedanken frei zu

äussern. Die Pressfreiheit darf unter keinen Umständen! und in

keiner Weise, namentlich weder durch Censur
,
noch durch Kon-

zessionen und Sicherheitsstellungen, Staatsauflagen, Beschränkun-
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gen der Druckereien und des Buchhandels, noch endlich durch

Postverbote und ungleichmässigen Postsatz oder durch andere

Hemmungen des freien Verkehrs, beschränkt, suspendirt oder

aufgehoben werden.«

Diese Bestimmungen fielen indessen mit der Aufhebung der

Grundrechte vom 23. August 1851 hinweg und erhielten in den

meisten deutschen Verfassungen eine modificirte Gestalt, so in der

preussischen Verfassung Art. 27. Auf Grundlage dieses Artikels

kam dann in Preussen das Gesetz über die Presse vom
12. Mai 185 1 zu Stande 1

. Der Bundesbeschluss vom 6. Juli

1854: »zur Verhinderung des Missbrauchs der Press-
freiheit« (G. v. Meyer Band II, Seite 601) wurde in den

grösseren deutschen Staaten, Oesterreich, Preussen und Bayern,

niemals publicirt. So sehr man durch Mittel verschiedener Art die

Pressfreiheit zu beschränken suchte
,
so hat man doch seit dem

Jahre 1848 nirgends die Censur wieder einzuführen gewagt. Durch

die Gewerbeordnung des norddeutschen Bundes vom 21. Juni 1869

wurde der Betrieb eines stehenden Pressgewerbes von einer obrig-

keitlichen Genehmigung unabhängig gemacht
,
welche bis dahin in

Preussen noch nothwendig gewesen war, aber keinem Unbescholte-

nen versagt werden sollte. Endlich wurde durch die Verfassung

des deutschen Deiches auch die Pressangelegenheit der Reichsge-

setzgebung unterstellt. Gestützt auf diese bedeutsame Kompetenz-

erweiterung, erliess das deutsche Reich sein Pressgesetz vom
7. Mai 1874, welches jetzt für ganz Deutschland das allein geltende

Pressrecht bildet 2
. Die Freiheit der Presse unterliegt darnach nur

denjenigen Beschränkungen, welche durch dieses Gesetz vorge-

schrieben oder zugelassen sind. § 1. Der Betrieb der Press-
gewerbe ist frei. Eine Entziehung der Befugniss zum selb-

ständigen Betriebe irgend eines Pressgewerbes oder sonst zur

1 L. v. Rönne, Das preussische Gesetz über die Presse vom 12. Mai 1851.

Breslaul851. G. Thilo, Das preussische Gesetz vom 12. Mai 1851. Berlin 1862.

Nachtrag 1866. Schwarck, Das Gesetz über die Presse vom 12. Mai 1851.

Berlin 1862.
2 Hauptwerk mit einer umfassenden geschichtlichen Einleitung A. F. B e r -

ner, Lehrbuch des deutschen Pressrechtes. Leipzig 1876. Ausserdem folgende

Kommentare : Thilo

,

Das Pressgesetz für das deutsche Reich vom 7. Mai 1874

nebst den bezüglichen Bestimmungen der Gewerbeordnung und des Strafgesetz-

buchs. Berlin 1874. O. Schwarze, Das Reichspressgesetz erläutert. Erlangen
1874. Marquardsen, Das Reichspressgesetz vom 7. Mai 1874 mit Einleitung

und Kommentar. Berlin 1875. F. E. v. Liszt, Das deutsche Reichspressrecht.

Leipzig 1880.
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Herausgabe und zum Vertriebe von Druckschriften kann weder im

administrativen noch im rechtlichen Wege stattfinden. §. 4. Eben-

sowenig unterliegt die Herausgabe eines Presserzeugnisses
irgend welchen Beschränkungen. Es ist dazu weder eine obrigkeit-

liche Erlaubniss noch die Bestellung einer Kaution erforderlich.

Für die äussere Form der Presserzeugnisse bestehen ge-

setzliche Vorschriften. Auf denselben muss der Name und Wohn-
ort des Druckers und, wenn sie für den Buchhandel bestimmt sind,

ausserdem der Name und Wohnort des Verlegers, beim Selbstver-

triebe des Verfassers oder Herausgebers genannt sein. Periodi-
sche Druckschriften, d. h. Zeitungen und Zeitschriften, welche

in monatlichen oder kürzeren Fristen erscheinen, müssen ausserdem

aufjeder Nummer den Namen des verantwortlichen Redakteurs
enthalten, welcher für den ganzen Inhalt des von ihm redigirten

Blattes einzustehen hat. Als solcher kann nur eine Person bestellt

werden, welche verfügungsfähig ist, sich im Besitze der bürgerlichen

Ehrenrechte befindet und im deutschen Reiche ihren Wohnsitz oder

gewöhnlichen Aufenthalt hat (Reichspressgesetz §§7.8). Frei ist

auch die Verbreitung der Presserzeugnisse. Von jeder

Nummer einer periodischen Druckschrift muss jedoch der Verleger,

sobald die Austheilung oder Versendung beginnt, ein Exemplar

unentgeltlich an die Polizeibehörde des Ausgabeortes abliefern.

Ausgenommen sind nur Druckschriften, welche ausschliesslich den

Zwecken der Wissenschaft, der Kunst, des Gewerbes oder der In-

dustrie dienen, ebenso die Publikationen der Reichs-, Staats- und

Gemeindebehörden, des Reichstages uud der Landesvertretungen

mit amtlichen Mittheilungen. Reichspressgesetz §§ 9. 12. 13. Be-

sondere Vorschriften bestehen für die Verbreitung von Druckschrif-

ten an öffentlichen Orten. Zu einer gewerbsmässigen Verbreitung

dieser Art wird eine vorgängige Erlaubniss der Ortspolizeibehörde

erfordert, welche jedoch nur denjenigen Personen zu versagen ist,

welchen die Ertheilung eines Legitimationsscheines für den Ge-
werbebetrieb im Umherziehen zu versagen ist. Reichsgewerbeord-

nung § 43. Der Inhalt der Presserzeugnisse unterliegt in der Regel

keinen anderen Beschränkungen, als denen der allgemeinen Straf-

gesetze. Art. 20 sagt: »Die Verantwortlichkeit für Handlungen,

deren Strafbarkeit durch den Inhalt einer Druckschrift begründet

wird, bestimmt sich nach den allgemeinen Strafgesetzen«. Neben
diesen gemeinen rechtlichen Strafen kommen aber noch sog. Fahr-
lässigkeitsstrafen für gewisse Personen vor, welche nach
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Art. 20 nicht als Thäter oder Theilnehmer an diesen Handlungen

zu bestrafen sind. Art. 21 : »Begründet der Inhalt einer Druckschrift

den Thatbestand einer strafbaren Handlung, so sind der verantwort-

liche Redakteur, der Verleger, der Drucker, derjenige, welcher die

Druckschrift vertrieben oder sonst öffentlich verbreitet hat (Ver-

breiter), sowreit sie nicht nach § 20 als Thäter oder Theilnehmer zu

bestrafen sind, wegen Fahrlässigkeit mit Geldstrafe bis zu

1 000 Mark oder mit Festungshaft oder Gefängniss bis zu einem Jahr

zu belegen, wenn sie nicht die Anwendung der pflichtmässigen

Sorgfalt oder Umstände nachweisen, welche die Anwendung der-

selben unmöglich gemacht haben.« Bei diesen specifischen Press -

delikten hielt das Gesetz es für zulässig, die Verantwortlichkeit

einem Vormann zuzuschieben, dem Verfasser, dem Einsender, dem
Herausgeber u. s. w.

Eine nicht richterliche Beschlagnahme von Presserzeugnissen

ist nur in den gesetzlich bestimmten Fällen zulässig; sie trifft die

Exemplare lediglich da, wo sie sich zum Zwecke der Verbreitung

befinden und erstreckt sich blos auf diejenigen Theile der Druck-

schrift, welche die strafbaren Stellen enthalten.

Ueber die Bestätigung oder Aufhebung der vorläufigen Be-

schlagnahme hat das zuständige Gericht zu entscheiden. Diese

Entscheidung muss von der Staatsanwaltschaft binnen 24 Stunden

nach Anordnung der Beschlagnahme beantragt und von dem Ge-

richte binnen 24 Stunden nach Empfang des Antrags erlassen wer-

den. Erfolgt binnen 5 Tagen keine gegentheilige richterliche Ver-

fügung, so erlischt die vorläufige Beschlagnahme von selbst und die

Exemplare sind als freigegeben anzusehen.

In dieser Weise versucht das Reichspressgesetz vom 7. Mai 1874

die Freiheit der Meinungsäusserung durch die Presse, die sog.

Pressfreiheit, mit den Anforderungen der öffentlichen Ordnung

in Einklang zu bringen, indem es insbesondere jede definitive Mass-

regel gegen die Presse der Willkür der Polizeibehörden entzieht

und lediglich dem Ermessen des Richters unterstellt.

§ 149 .

4) Religiöse Bekenntnissfreiheit h

Im Widerspruche mit dem tiefinnerlichen Charakter des Chri-

stenthums war dem ganzen Mittelalter die Bekenntnissfreiheit völlig

i H. A. Zachariä, B. I. § 87. H. Zöpfl, § 293. v. Mohl, B. I. § 74.

S. 372. v. Könne
,
B. I. § 97, S. 113. Pözl, § 26. Bluntschli, Allgemeines
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fremd, überall wurde vielmehr der härteste Bekenntniss-
zwang ausgeübt. Nur der rechtgläubige römisch-katholische Christ

war rechtsfähig. Sowohl nach dem neueren römischen, als nach

dem älteren Reichsrechte galt Ketzerei für ein schweres, auch von

der weltlichen Gewalt zu ahndendes Verbrechen. Erst durch die

R eformation wurde dieses System in Deutschland durchbrochen,

keineswegs beseitigt. Der westfälische Frieden sicherte den zur

Augsburgischen Konfession.gehörigen Reichsständen völlige Rechts-

gleichheit zu. Diese reichsgrundgesetzliche Parität »exacta mutu-

aque aequalitas« bezog sich aber nur auf das Reich als solches

und kam nur den Reichsunmittelbaren zu Gute. J. P. O. Art. V,

§51. In Beziehung auf die einzelnen Territorien wurde in dem
westfälischen Frieden festgesetzt, dass alles in dem statu quo

des sog. Normaljahres 1624 bleiben sollte. Es konnte daher in

jedem deutschen Lande die eine oder die andere der beiden Reichs-

kirchen die herrschende Landeskirche sein und es brauchte da-

neben, sofern ein rechtlich begründeter Besitzstand nicht stattfand,

vermöge des sog. Reformationsrechtes ein anderes Bekennt-

niss gar nicht geduldet werden. Es konnten diejenigen, welche

einem solchen Bekenntnisse angehörten oder sich ihm zuwendeten,

zur Auswanderung genöthigt werden, nur sollten sie nicht geradezu

als Anhänger einer verbotenen Religion, d. h. als Ketzer behandelt

und bestraft und, wenn sie im Lande bleiben durften, ihnen

die Hausandacht nicht verwehrt und die bürgerlichen Rechte

nicht entzogen werden. Wie sie einerseits zur Auswanderung ge-

nöthigt werden konnten, so durfte ihnen andererseits auch die Aus-

wanderung niemals verwehrt werden, »flebile beneficium emi-

grationis«. J. P. O. Art. V, § 31—37. Diese schwachen Zuge-

ständnisse einer beschränkten Bekenntnissfreiheit kamen aber nur

den Katholiken und den Augsburgischen Konfessionsverwandten

zu Gute, denen die Reformirten ausdrücklich gleichgestellt

wurden. J. P. O. Art. VII, § 1 . Alle übrigen Bekenntnisse, so-

genannte Sekten, waren im Reiche verboten; die Gesetze gegen

Ketzer blieben gegen sie in Kraft und wurden erst allmälig durch

Staatsrecht B. IX. Kap. 2 u. 3. v. Held, B. II. § 456. S. 562 ff. G. Meyer,
S. 608. Wilda’s trefflicher Aufsatz über Gewissensfreiheit in Deutschland.

Zeitschrift für deutsches Recht B. XI. S. 160—253 und S. 266—302. Risch,
Ueber »Bekenntnissfreiheit« in Bluntschli’s Staatswörterb. B. I. S. 767.

G. A. Rudelbach, 49 Thesen über Wesen, Entwickelung und Form der Reli-

gionsfreiheit (Zeitschrift für lutherische Theologie IV. 1843. S. 89—135).
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ein milderes Reichsherkommen beseitigt. Nur die Juden, als

»kaiserliche Kammerknechte«, genossen eine, mit vielen Opfern und

drückenden Lasten erkaufte precäre Duldung. Obgleich in einzel-

nen Staaten, besonders in Preussen, die Grundsätze einer weit-

gehenden Toleranz und Bekenntnissfreiheit schon im vorigen Jahr-

hundert zur Geltung gelangten und besonders im Allgemeinen

Landrechte Th. II, Tit. 11, § 2 und 3 ihren Ausdruck fanden, so

blieb doch dieser auf dem Religionsfrieden beruhende Zustand

unverändert der gemeinrechtliche in Deutschland bis zum An-
fang dieses Jahrhunderts. Eine der Religionsfreiheit günstige

reichsgesetzliche Bestimmung enthält der R. D. H. S. von 1803,

§ 63
,
welcher den neuen Landesherrn in den Entschädigungs-

ländern die Befugniss einräumt, mit Beseitigung landesverfas-

sungsmässiger Schranken «andere Religionsverwandte zu dulden

und ihnen den vollen Genuss bürgerlicher Rechte zu gestatten «.

Die Rheinbundsakte vom 12. Juli 1806 bestimmt nichts über die

Bekenntnissfreiheit der Unterthanen, doch sorgte der Protektor des

Rheinbundes dafür, dass von den später beitretenden Fürsten dem
katholischen Kultus in den Accessionsurkunden gleiche Frei-

heit wie dem lutherischen und den katholischen Unterthanen volle

Rechtsgleichheit zugesichert wurde, was besonders für die säch-

sischen und mecklenburgischen Lande von Wichtigkeit war. End-

lich erhielt bei der Stiftung des deutschen Bundes die volle Reli-

gionsfreiheit der christlichen Religionsparteien, im Sinne einer

vollständigen Beseitigung des bisherigen Unterschiedes im Genüsse

der bürgerlichen und politischen Rechte, eine für ganz Deutschland

geltende
,
die Willkür der Einzelstaaten ausschliessende Sanktion

in Art. XVI der deutschen Bundesakte: »Die Verschiedenheit der

christlichen Religionsparteien kann in den Landen und Gebieten des

deutschen Bundes keinen Unterschied in dem Genüsse der bürger-

lichen und politischen Rechte begründen.« Unter den christlichen

Religionsparteien werden hier indessen, nach hergebrachtem Sprach-

gebrauch und nach der geschichtlichen Entstehung des Art. XVI
nur die beiden im Reiche anerkannten Kirchen verstanden (K 1 ü -

her, Akten des Wiener Kongresses B. II. S. 439). Auf Art. XVI
ruhte bis zum Jahre 1848 der gemeinrechtliche Zustand der Be-

kenntnissfreiheit in Deutschland, welchem sich die Verfassungen

und Religionsedikte der Einzelstaaten anschlossen. Darnach waren

Katholiken und Evangelische, d. h. Lutheraner und Reformirte in

allen deutschen Staaten auf dem Gebiete des öffentlichen und pri-
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vaten Rechtes völlig gleichgestellt
;

die Bekennner anderer christ-

lichen Kirchen und Sekten, sowie die Juden, genossen zwar eine

mehr oder weniger beschränkte Kultusfreiheit, waren aber in öfFent-

lichrechtlicher, ja zum Theil sogar in privatrechtlicher Beziehung

mannigfach zurückgesetzt und besonders von einer aktiven Be-

theiligung am Staatslehen fast überall ausgeschlossen.

Auf dem Standpunkte dieser Uebergangsperiode stehen

sämmtliche deutsche Verfassungen vor 1848 (Bayer. Verfassungs-

urkunde T. IV. § 9. Württemb. § 27. Hessen-Darmst. § 15. 20.

Kurhessen § 29. Hannoversches Grundges. § 30. Landesverf. von

1840 § 32, das badische Edikt, die kirchliche Staatsverfassung betr.,

vom 11. Mai 1807, das bayerische Religionsedikt vom 26. Mai 1818).

Das Jahr 1848 bildet auch auf diesem Gebiete einen Wendepunkt.

Aus der nur beschränkten Bekenntniss- und Kultusfreiheit ist

Deutschland durch die Grundrechte Art. V, § 14—21 in das Stadium

der unbedingten Bekenntniss- und Kultusfreiheit eingetreten, in-

dem für die Anhänger aller Konfessionen unbeschränkte Freiheit

der Religionsübung und Unabhängigkeit des Genusses aller bürger-

lichen und politischen Rechte vom religiösen Bekenntniss festge-

stellt wurde. Obgleich die Grundrechte formell wieder ausser Kraft

gesetzt wurden, so ging materiell doch dieser Grundsatz in die Ver-

fassungsurkunden und die Gesetzgebung der meisten deutschen

Einzelstaaten über und wurde durch ein Gesetz des norddeutschen

Bundes vom 3. Juli 1869, betreffend die Gleichberechtigung der

Konfessionen in bürgerlicher und staatsbürgerlicher Beziehung

(Bundesgesetzblatt 1869, S. 292), über jeden Zweifel erhoben. Das-

selbe lautet: »Alle noch bestehenden, aus der Verschiedenheit des

religiösen Bekenntnisses hergeleiteten Beschränkungen der bürger-

lichen und staatsbürgerlichen Rechte werden hierdurch aufgehoben

;

insbesondere soll die Befähigung zur Theilnahme an der Gemeinde-
und Landesvertretung und zur Bekleidung öffentlicher Aemter vom
religiösen Bekenntnisse unabhängig sein.«

Dieses Gesetz ist seit dem Jahre 1870 auch auf sämmtliche süd-

deutsche Staaten ausgedehnt. Ihre einzige Schranke findet diese

Bekenntnissfreiheit in den bürgerlichen Pflichten
,
welchen sich

niemand unter Berufung auf sein Glaubenshekenntniss entziehen

darf.
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§ 150.

5) Vereins- und Versammlungsrecht L

Nur durch Vereinigung mit ihres Gleichen können die Staats-

genossen auf dem Gebiet des staatlichen
,
geselligen

,
wirtschaft-

lichen Lebens umfassendere Aufgaben anstreben, höhere Ziele mit

Erfolg erreichen. Das Vereinigungsrecht erscheint daher als ein

wichtiges Grundrecht, ohne dessen Anerkennung vor allem ein poli-

tisches Lehen der Nation undenkbar ist. Das Vereinswesen und

sein Recht hat zu verschiedenen Zeiten eine sehr verschiedene Auf-

fassung erfahren. Seine höchste Blüthe erreichte dasselbe im späte-

ren Mittelalter, wo das »E i n i g u n g s w e s e n« den fast ganz nulli-

ficirten Staat ersetzen musste, während der zum Selbstbewusstsein

gelangte Polizeistaat des XVII. und XVIII. Jahrhunderts das Ver-

einswesen mit der äussersten Ungunst behandelte und dasselbe in

die engsten Schranken zurückzudrängen, vor allem ganz von der

staatlichen Erlauhniss abhängig zu machen suchte, sodass die Juri-

sten alle nicht obrigkeitlich genehmigten Vereinigungen der

Unterthanen als strafbare Eigenmacht, Verschwörungen, Konven-

tikel betrachteten (»In dubio unio sit de genere delicti.« . . »collegia

illicita, i. e. a principe non conlirmata valde odiosa sunt et hinc pro-

hibentur, quia variis excessibus occasionem dant.«) . Auf einem ähn-

lichen Standpunkte steht das Allgemeine Landrecht II. 20, §§ 184,

185. Das preussische Edikt vom 20. Oktober 1798 verbot hei stren-

ger Strafe nicht nur Vereine mit geheimen Zwecken, unbekannten

Obern oder mystischen Formen, sondern auch alle auf Aenderungen

i H. A. Zachariä, B. I. §90. S. 468. H. Zöpfl, Theil II. §§ 467—469.

Bluntschli, B. II. B. XII. Kap. 8 und 9. v. Held, Th. II. §§ 467—468.

S. 583. G. Meyer, Lehrbuch S. 600. v. Mohl, Württemb. Staatsrecht B. I.

S. 352. 377. Pözl, Bayerisches Verfassungsrecht § 29. S. 71
;
für Preussen,

v. Rönne, B. I. Abth. II. § 100. G. Thilo, Das preussische Vereins- und
Versammlungsrecht unter Berücksichtigung der Bundesgesetzgebung, dargestellt

und erläutert. Breslaul865. Reyscher, Publicistische VersucheS. 164 ff. J. H.
Z irkler

,
Das Associationsrecht der Staatsbürger in den konstitution. Staaten und

die Lehre von dem Verbrechen unerlaubter Verbindungen und Versammlungen
(Vertheidigung der engherzigsten Polizeistaatstheorie). K. Welcker imStaats-

lex. Art. Association. K. Brater, in Bluntschli’s Staatswörterb. B. X.
S. 755 unter dem Art. »Vereine und Versammlungen«. Für die Geschichte der

deutschen Association nach allen Richtungen hin, auf dem Gebiete des öffent-

lichen, wie des privaten Lebens, lehrreich ist das gründliche Werk von Otto
Gierke, »Das deutsche Genossenschaftsrecht«. B.I. Rechtsgeschichte der deut-

schen Genossenschaft. Berlin 1868. L. v. Stein, Verwaltungslehre Th. II.

£. 107 ff.
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in Verfassung und Verwaltung des Staates als Haupt- oder Neben-

zweck hinzielenden Associationen, somit alle politischen Vereine

überhaupt. Selbst die Einführung des konstitutionellen Systems

in einem Theile von Deutschland brachte keinen wesentlichen Fort-

schritt. Keine deutsche Verfassungsurkunde
,
mit Ausnahme der

sehr verklausulirtenBestimmung der Sachsen-Meiningschen Art. 28,

erwähnte auch nur des Vereinsrechtes der Bürger. Dagegen wurden

durch den Bundesbeschluss vom 5. Juli 1832 (v. Meyer II. Theil,

Seite 251) für ganz Deutschland alle Vereine mit politischer Ten-

denz unbedingt verboten und alle öffentlichen Volksversammlungen

von vorgängiger Begierungsgenehmigung abhängig gemacht, auch

in diesem Falle, bei strenger Strafe, jede politische Rede oder Dis-

kussion, jede Adresse und Beschlussfassung untersagt. Den Wende-
punkt bildet auch hier das Jahr 1848, indem die Grundrechte der

deutschen Nation Art. 7 §
29—30 festsetzten: »Die Deutschen

haben das Recht, sich friedlich und ohne Waffen zu versammeln,

einer besonderen Erlaubniss dazu bedarf es nicht. Volksversamm-

lungen unter freiem Himmel können bei dringender Gefahr für die

öffentliche Ordnung und Sicherheit verboten werden. Die Deutschen

haben das Recht, Vereine zu bilden. Dieses Recht soll durch keine

vorbeugende Massregel beschränkt werden.«

Diese Prinzipien gingen dann freilich mit mannigfachen Ein-

schränkungen in die Verfassung und Gesetzgebung aller deutschen

Staaten über, welche jetzt sämmtlich das Vereins- und Versamm-
lungsrecht der Staatsbürger anerkennen. Ein Bundesbeschluss vom
13. Juli 1854 (G. v. Meyer, II. Band, Seite 604) beabsichtigt

gleichartige Normen über die Behandlung der Vereine für alle

deutschen Staaten aufzustellen. Derselbe ist jedoch in vielen Staa-

ten gar nicht eingeführt, in anderen nach Auflösung des deutschen

Bundes wieder beseitigt worden, sodass er nur noch in einem klei-

nen Theile von Deutschland gesetzliche Geltung hat. Obgleich die

gesetzliche Regelung des Vereinswesens jetzt zur Kompetenz des

deutschen Reiches gehört, so hat doch bis jetzt die Reichsgesetz-

gebung sich mit diesem Gegenstände noch nicht beschäftigt. Nur
durch das Reichswahlgesetz ist den Wahlberechtigten das Recht

eingeräumt worden, »zum Betriebe der Wahlangelegenheiten Ver-

eine zu bilden und in geschlossenen Räumen unbewaffnet öffent-

liche Versammlungen zu veranstalten.« (Reichs-Wahlgesetz vom
31. Mai 1869 § 17). Obgleich es daher bis jetzt an einer gemein-

rechtlichen Regelung dieses Gegenstandes für ganz Deutschland
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fehlt und fast alles noch auf landesgesetzlichen Vorschriften be-

ruht, so lassen sich doch gewisse allgemeine Grundsätze für die

Gesetzgebung aller deutschen Staaten nachweisen. Wiewohl das

Vereins- und Versammlungsrecht nahe verwandt ist und gewöhnlich

in der Gesetzgebung zusammengefasst wird
,

so ist doch zwischen

beiden zu unterscheiden. Vereine sind ohne Versammlungen ihrer

Mitglieder kaum denkbar, das Versammlungsrecht ist somit eine

Konsequenz des Vereinsrechtes, aber Versammlungen können sehr

wohl stattfinden, ohne dass sie einen Verein zu ihrer Grundlage

haben. Der Verein hat seine dauernde Organisation, seine bleiben-

den Ziele, die Versammlung, sobald sie eben keine Vereinsver-

sammlung ist, hat einen ephemeren Charakter und verfolgt eine

Aufgabe, welche durch einen Beschluss erledigt zu werden pflegt.

Von der Gesetzgebung werden indessen Versammlungen, welche

nicht auf der Grundlage eines Vereines zusammentreten, regel-

mässig nach denselben Grundsätzen behandelt wie Vereinsver-

sammlungen. Dies ist auch der Standpunkt der preussischen

»Verordnung über die Verhütung eines die gesetz-

liche Freiheit und Ordnung gefährdenden Miss-
brauchs des Ver sammlungs- und Vereinigungsrechtes
vom 11. März 1850«, ein Gesetz, welches von massgebender Be-

deutung für die übrige deutsche Landesgesetzgebung geworden ist.

1) Vereine. Nach dem in Deutschland geltenden Rechte

unterliegen nichtpolitische Vereine keinen besonderen Be-

schränkungen
,
insbesondere sind die früher bestehenden Verbote

der Arheiterkoalitionen durch die Reichsgewerbeordnung vom
21. Juni 1869 § 152 aufgehoben, die sogenannte Koalitionsfreiheit

der Arbeiter und Arbeitgeber ist anerkannt. Für solche Vereine,

»welche eine Einwirkung auf öffentliche Angelegen-
heiten bezwecken oder politische Gegenstände in

Versammlungen erörtern«, bestehen regelmässig folgende

Beschränkungen: a. die Vorsteher der Vereine sind verpflichtet,

binnen einer bestimmten Zeit die Statuten des Vereines und deren

Abänderungen, meistens auch ein Verzeichniss der Vereins- oder

Vorstandsmitglieder, bei der Ortspolizeibehörde einzureichen,

b. Verboten ist die Aufnahme von Frauen, Schülern, Lehrlingen,

Minderjährigen, besonders auch von Militärpersonen, c. Sie dür-

fen sich nicht mit anderen Vereinen gleicher Art zu einer gemein-

samen Organisation verbinden (Princip der Lokalisirung der

Vereine). Nach preussischem Rechte können wegen Uebertretung
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der gesetzlichen Vorschriften die Vorsteher zu Geld- und Arrest-

strafen verurtheilt, die Vereine selbst durch die Polizei nur provi-

sorisch, definitiv nur durch Richterspruch geschlossen werden,

während die Vereinsgesetze anderer deutscher Staaten den Polizei-

behörden meist weitergehende Befugnisse einräumen. Das deutsche

Reichsstrafgesetzbuch §§ 128 und 129 stellt ausserdem solche Ver-

eine unter Strafe, »deren Dasein, Verfassung oder Zweck vor der

Staatsregierung geheim gehalten werden soll
,
in denen gegen un-

bekannte Obere Gehorsam oder gegen bekannte Obere unbedingter

Gehorsam versprochen wird oder welche Massregeln der Verwaltung

oder die Vollziehung von Gesetzen durch ungesetzliche Mittel zu

verhindern oder zu entkräften beabsichtigen.«

2) Versammlungen. Bewaffnete Versammlungen sind

überall unbedingt verboten. Ausserdem unterliegen politische

Versammlungen, d. h. solche, in denen öffentliche Angelegen-

heiten erörtert werden, folgenden Beschränkungen : a. Sie müssen

eine Zeit lang vor ihrem Beginne (meist 24 Stunden) den Orts-

polizeibehörden angezeigt werden . Nicht erforderlich ist eine solche

Anzeige bei Vereinsversammlungen, für welche Ort und Zeit statu-

tenmässig feststeht, b. Der Polizeibehörde steht das Recht zu,

Abgeordnete zu einer derartigen Versammlung zu entsenden, wel-

chen die Befugniss eingeräumt wird, eine derartige Versammlung

aufzulösen, wenn entweder formelle Vorschriften des Vereins-

gesetzes übertreten sind oder wenn in der Versammlung Anträge

oder Vorschläge erörtert werden
,
die eine Aufforderung oder An-

reizung zu strafbaren Handlungen enthalten, oder wenn in der Ver-

sammlung Bewaffnete erscheinen, die der Aufforderung des

Abgeordneten der Obrigkeit entgegen sich nicht entfernen.

Versammlungen unter freiem Himmel, denen öffent-

liche Aufzüge gleichgestellt werden, bedürfen entweder einer vor-

gängigen polizeilichen Genehmigung oder können wenigstens bei

Gefahr für die öffentliche Sicherheit von der Polizeibehörde ver-

boten werden.

§ 142 .

6) Sicherheit und Unverletzlichkeit des Vermögens 1
.

Nicht blos der Schutz der persönlichen, sondern auch der der

sachlichen Rechtssphäre der Bürger wird im konstitutionellen Staate

1 H. A. Zachariä, B. I. §89. S. 462. v. Mohl, B. I. §76. S. 392. Pözl,
§ 33. S. 86. v. Rönne, B. I. Abth. II. § 93. S. 81 ff. G. Meyer, §222. S. 582.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 26
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als sogenanntes Grundrecht aufgeführt. In Deutschland hat der Staat

von jeher den Schutz der Vermögensrechte als eine seiner wichtigsten

Aufgaben betrachtet, aber erst in neuerer Zeit ist es üblich geworden,

diese Pflicht des Staates auch ausdrücklich auszusprechen, wie dies in

Art. VIII § 32 der deutschen Grundrechte geschieht: »Das Eigen-
thum ist unverletzlich. Eine Enteignung kann nur aus Rück-
sichten des gemeinen Besten, und gegen gerechte Entschädigung

vorgenommen werden«; ein Satz, welcher in die Verfassungsur-

kunden und die Gesetzgebung aller Einzelstaaten ubergegangen

ist. Die so grundrechtlich garantirte Unverletzlichkeit des Eigen-

thums hat ihre doppelte Seite; der Staat schützt dasselbe einer-

seits gegen jeden widerrechtlichen Eingriff anderer Personen durch

seine Gesetze und Gerichte, er legt aber auch sich selbst d. h. seinen

Organen und Behörden andererseits die Pflicht auf, sich aller will-

kürlichen Eingriffe in das Eigenthum der Bürger zu enthalten.

Nur ausnahmsweise, wo das öffentliche Wohl es dringend ge-

bietet, sieht sich der Staat für berechtigt an, seinen Bürgern ein-

zelne Vermögensstücke zu entziehen, ohne deshalb ihr Vermögens-

recht in seiner Gesammtheit zu beeinträchtigen
,
indem er ?an die

Stelle des entzogenen Eigenthumsstückes ein ausreichendes Aequi-

valent treten zu lassen verpflichtet ist. So wird das dem Staate

unentbehrliche Enteignungsrecht in Einklang gesetzt mit der Un-

verletzlichkeit der vermögensrechtlichen Sphäre der Staatsgenossen.

Alles Nähere gehört in die Lehre vom Expropriationsrecht.

Zweiter Abschnitt.

Von besonders bevorrechteten Klassen der Staats-

bürger.

I. Ständewesen und Staatsbürgerthum.

§ 152.

Geschichtliche Entwickelung des Ständewesens in Deutschland b

Im früheren Mittelalter, so lange die altgermanische Volksver-

fassung bestand
,
kam wesentlich nur der Unterschied zwischen

1 K. D. Hüllmann, Geschichte des Ursprungs der Stände in Deutsch-

land. II. Aufl. Berlin 1830. G. Göhr um, Geschichtliche Darstellung von der

Ebenbürtigkeit nach gemeinem deutschen Rechte, mit besonderer Rücksicht auf

die Entwickelung der Geburtsstände. Tübingen 2 Bde. 1848. Vergl. auch die
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Freien und Unfreien in Betracht. Alle Freien waren unter sich

unzweifelhaft ebenbürtig. Die Ständebildung des späteren Mittel-

alters ging wesentlich unter dem Einflüsse des Feudalismus vor

sich. Aus den erblich gewordenen grossen Reichsbeamten
,
den

Herzogen, Markgrafen und Grafen, sowie aus den alten Dynasten,

entwickelte sich der höchste Gehurtsstand, welcher damals

allein Adel (später hoher Adel) genannt wurde. Es war der

Stand der Herrschenden. An der Herrschaft im Reiche nahm
er durch die Reichsstandschaft Theil, während ihm in den erblich

gewordenen Territorien die Landeshoheit zustand.

Dem Abschlüsse dieses ersten Geburtsstandes folgt bald die

Bildung eines zweiten, der sich als der Stand der kriegerisch

Dienenden unter den der Herrschenden stellte. Mit Verfall des

Heerbannes verloren die Gemeinfreien ihre Waffenfähigkeit. Der

Kriegsdienst wurde ein ausschliesslicher, ehrenvoller Lebens-

beruf. Mit den freien Vasallen dienten vornehmere Unfreie
,

die

M inisterialen, im Kriegsgefolge der Fürsten. Die beiden

Klassen gemeinsame kriegerische Lebensweise wurde

erblich; nur wer von Rittersart war, konnte Ritter werden. So ent-

stand aus freien und unfreien Elementen der Ritterstand, als

der Stand »der zu Schild und Helm Geborenen.« Seit dem
XIV. Jahrhundert streiften die Ministerialen die letzten Spuren der

Unfreiheit ab und verschmolzen mit den freien Vasallen zu Einem
Stande, dessen Wesen auf Lehenshesitz und Ritterdienst ruhte.

Als man diesem Stande später auch das Prädikat »edel, nobilis« bei-

zulegen pflegte, wurde er, im Gegensatz zu dem durchaus verschie-

denartigen Stande des hohen Adels, als niederer Adel be-

zeichnet.

Während es so einzelnen Unfreien gelang, in den Stand der

Ritterbürtigen emporzusteigen, sank die grosse Zahl der alten Ge-
meinfreien immer mehr in die Unfreiheit. Seit den Zeiten

Karl’s des Grossen verschwanden die freien Landbewohner von

allgemeinen Werke über Staats- und Rechtsgeschichte von Eichhorn,
Th. I. § 15. §. 47 ff. Th. II. § 337 ff. Th. III. § 445 ff. Th. IV? § 544. § 563.

H. Zöpfl
,
IV. Aufl. Th. II. Hauptst. I. Abschn. I. Walter, Th. II. § 434 ff.

v. Schulte, § 52 f. § 83 f. § 105 f. Ueber die Geschichte des Adels vergl. be-
sonders C.Maurer, Ueber das Wesen des ältesten Adels der deutschen Stämme,
München 1846. St. Pütter, Ueber den Unterschied der Stände, besonders des
hohen und niederen Adels. Göttingen 1795. A. v. Fürth, Die Ministerialen,

Köln 1836. C. F. v. Str antz
,

Geschichte des Adels. I—III Breslau 1845.

Bluntschli’s Art. im Staatsw. über Adel, Stände, Klassen u. s. w.

26 *
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Jahrhundert zu Jahrhundert mehr. Unter dem Drucke feudaler

Willkür ergaben sie sich massenhaft in Schutzverhältnisse,
welche mehr und mehr den Charakter der Hörigkeit annahmen.

So war am Ende des Mittelalters aus ursprünglich freien und un-

freien Landbewohnern ein neuer Geburtsstand
,

der Bauern-
stand, erwachsen, welcher gewöhnlich persönlich unfrei, schwer

belasteten Grundbesitz behaute und von allen öffentlichen Hechten

ausgeschlossen war.

Die Gemeinfreiheit, welche auf dem platten Lande immer

mehr verschwand, flüchtete sich in die Marnern der Städte. Aus

den verschiedenartigsten Elementen
,

Ministerialen
,

schöffenbar

Freien, Gemeinfreien und hörigen Handwerkern, schmolz hier eine

Gemeinde zusammen, deren Glieder sich allmälig als eine Einheit,

als gleichberechtigte Genossen, als Bürger einer Stadt fühlen lern-

ten, seitdem der Grundsatz : »Stadtluft macht frei« die letzten Spu-

ren der Hörigkeit hier getilgt hatte. So entstand der Bürger-
stand, als ein Stand der Gleichheit und gemeinen
Freiheit. Er entspricht am meisten den modernen Rechtsan-

schauungen und bildet den Uebergang aus dem Mittelalter in die

Neuzeit. Indem er die Grenzen des städtischen Weichbildes über-

schritt, und aus einem städtischen ein staatlicher Begriff

wurde, wuchs aus dem Städtebür gerthume des Mittel-

alters das allgemeine S taatsbürger thum der Neuzeit
hervor.

Da der hohe Adel, als Reichsstand, dem ganzen Reiche ange-

hörte, und somit als Stand regelmässig für die Territorien nicht in

Betracht kam, so unterschied man, seit dem Ende des Mittelalters,

innerhalb der einzelnen Territorien regelmässig drei Geburts-

stände: 1) den Ritter stand (niederen Adel), 2) den Bürger-
stand, 3) den Bauernstand. Diese ständische Dreitheilung

des Volkes hat sich Jahrhunderte lang in Deutschland behauptet.

Erst der absolute Staat des vorigen Jahrhunderts begann diese

ständische Scheidung allmälig zu überwänden, ohne dass freilich

dieser Process zum Abschluss gekommen wäre.

§ 153.

Ständewesen und Staatsbürgerthum im heutigen deutschen

Staatsrecht.

Nachdem die Gesetzgebung seit Anfang dieses Jahrhunderts

die Vor- und Sonderrechte dieser Geburtsstände immer mehr be-



3. Von den Staatsangehörigen. 393

seitigt und an deren Stelle ein gleichberechtigtes Staatsbürgerthum

gesetzt hatte, zogen die Grundrechte des deutschen Volkes nur das

letzte Facit dieser Entwickelung, indem sie in Art. 2 § 7 erklärten:

»Vor dem Gesetze gilt kein Unterschied der Stände.
Der Adel als Stand ist aufgehoben. Alle Standesvorrechte sind

abgeschafft. Die Deutschen sind vor dem Gesetz gleich.« Obgleich

die Grundrechte durch Bundesbeschluss vom 23. August 1851 for-

mell wieder ausser Kraft gesetzt worden sind, so ist doch auch

dieser Grundsatz derselben in die Verfassungen und die Gesetzge-

bung der Einzelstaaten ubergegangen und bezeichnet, wenn man
ihn seines phrasenhaften Radikalismus im Ausdruck entkleidet,

unseren heutigen gemeinrechtlichen Zustand in Deutschland. Mit

dem überall, besonders auch in der preussischen Verfassung Art. 4

anerkanntem Satze : »S tandes Vorrechte finden nicht statt«,

sind die alten drei Geburtsstände als solche beseitigt. Von einem

geburtsständisch geschiedenen Bürger- und Bauernstände kann

längst nicht mehr die Rede sein, da der Uebergang von einem zum
anderen gegenwärtig ganz vom Belieben des Individuums abhängt.

Es ist heutzutage unmöglich, den Bürger- oder Bauernstand

juristisch zu definiren, und alle Juristen, die es noch in den Lehr-

büchern des Privatrechts versuchen, verfallen in haltlose Allge-

meinheiten oder in Antiquitätenkram. Es giebt thatsächliche Un-

terschiede zwischen Personen, die auf dem Lande wohnen und

seihst Landwirthschaft betreiben, und Personen, die in der Stadt

städtische Gewerbe betreiben; es giebt aber keinen Geburtsstand von

Bürgern und Bauern mehr. Der Adel ist aus einem Stande eine

ehrenvolle erbliche Titularauszeichnung geworden.

Nachdem man die Vorrechte des Adels beseitigt hatte — wo in

einzelnen Staaten noch Ueberreste davon bestehen, sind sie im

Verschwinden begriffen — ging die deutsche Gesetzgebung
,

trotz

des Drängens eines ungeschichtlichen Radikalismus, nirgends weiter

und erhielt den Adel, als eine auf ehrenvollen histori-

schen Erinnerungen und auf allgemeiner europäischer

Sitte beruhende erbliche Titulaturauszeichnung, von
we sentlich ge seil s chaftlicher B e deutung, welche der
Staat anerkennt, verleiht und gegen Mi ssb rauch
schützt. Die Lehre vom Adel gehört daher systematisch jetzt zu

der Kategorie der nicht mit Vorrechten verbundenen Auszeichnun-

gen, welche der Monarch zu verleihen befugt ist (§ 85 Seite 196).

Seiner staatsrechtlichen Natur nach steht er mit anderen Titeln,
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Orden und dergleichen auf derselben Stufe und unterscheidet sich

von ihnen nur durch die regelmässige Erblichkeit der Auszeich-

nung.

Mit dieser Beseitigung der rechtlichen Unterschiede der alten

Geburtsstände haben aber die Stände des öffentlichen, wie des pri-

vaten Berufes, die sogenannten Berufs stände, ihre juristische

Bedeutung nicht verloren. Alle neueren Verfassungen und Gesetze

legen gewissen Klassen von Personen besondere Rechte bei, die

mit ihrem öffentlichen Berufe Zusammenhängen, so den Ministern,

den Abgeordneten, den Richtern u. s. w. Ebenso knüpft das Pri-

vatrecht noch heutzutage manche rechtlichen Folgen an einen be-

stimmten Berufsstand z. B. den des Kaufmanns. Die besonderen

Rechte der öffentlichen Berufsstände sind da zu erörtern, wo
sie ihre organische Stellung im Systeme einnehmen, also unter der

Lehre von den Staatsdienern, von den Abgeordneten; die jura

singularia der Privatberufsstände gehören lediglich in das Privat-

recht.

Hier kommen nur zwei Klassen von Unterthanen in Betracht,

deren auf Geburt beruhende Vorrechte auch im heutigen deut-

schen Staatsrechte noch eine Ausnahme von der sonstigen staats-

bürgerlichen Gleichberechtigung bilden; es sind dies 1) die nicht

regierenden Mitglieder der regierenden deutschen Fürstenhäuser;

2) die ehemals reichsunmittelbaren reichsständisch-landesherrlichen

Häuser, die sogenannten Media tisirten. Die e r s t

e

Ausnahme
beruht auf der hervorragenden, durchaus singulären Stellung der-

jenigen Familie
,

aus welcher das Staatsoberhaupt verfassungs-

mässig hervorgeht, sie ist eine im Wesen der Erbmonarchie be-

gründete; die zweite Ausnahme verdankt ihren Ursprung ganz

besonderen geschichtlichen Vorgängen, wie sie Deutschland eigen-

thümlich sind; sie hat mehr einen historisch-zufälligen, alseinen

organisch-nothwendigen Charakter in unserem Staatsleben.

II. Die Mitglieder der regierenden Fürstenhäuser

in Deutschland 1

.

§ 154 .

Im Allgemeinen.

Es liegt im Wesen der Erbmonarchie, dass bei einer Throner-

ledigung der Nachfolger aus einer bestimmten Familie, nach einer

1 J. J. Moser, Staatsrecht XIY. Desselben, Familienstaatsrecht Th. I.
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bestimmten Reihenfolge, genommen werden muss (Seite 209, . Diese

Familie, »die Dynastie«, wird auch als »die regierende Familie«

bezeichnet, nicht etwa weil sie, als Personengemeinschaft, irgend-

wie an der Staatsregierung theilnehme, sondern weil lediglich aus

ihr der Staatsregent hervorzugehen hat. Die staatsrechtliche Stel-

lung des regierenden Herrn, als des Staatsoberhauptes, ist im ersten

Kapitel abgehandelt; hier kommen nur die nichtregierenden
Glieder deutscher Fürstenhäuser in Betracht. Dieselben

waren zu Zeiten des älteren deutschen Reiches r ei chs unmittel-
bar und standen nur unter Kaiser und Reich, nicht unter der

Landeshoheit des regierenden Herrn, welcher über sie keine ande-

ren Rechte ausüben konnte, als diejenigen der väterlichen Gewalt,

wenn ihm solche zustanden, und gewisse, sich nach dem Herkom-

men der fürstlichen Häuser von selbst verstehende Ordnungsbe-

fugnisse des Familienhauptes. Die eigentliche Gerichtsbarkeit

über die Familienglieder stand nicht ihm, sondern dem Kaiser zu,

welcher sie durch die Reichsgerichte ausübte. Durch Auflösung

des Reiches sind die nichtregierenden Mitglieder des fürstlichen

Hauses in allen deutschen Staaten Unterthanen des regieren-

den H errn und Staatsangehörige geworden, welche an

dem allgemeinen Rechtszustande aller Bürger theilnehmen, inso-

fern nicht Verfassung, Gesetz oder rechtsgültiges Herkommen eine

Ausnahme davon begründen.

§ 155.

Inbegriff des regierenden Hauses.

Die neuen Hausgesetze umschreiben genau den Kreis derjeni-

gen Personen, welche als Mitglieder des fürstlichen Hauses zu

betrachten sind. Diese Zugehörigkeit wird entweder durch Ab-
stammung oder Verheirathung begründet. Ueberall werden, in

voller Uebereinstimmung aller Hausgesetze, zum fürstlichen Hause
gezählt : a. die Gemahlin des regierenden Herrn, sowie die Wittwe

Kap. III. S. 360 ff. H. A. Zachariä, Th. I. § 94. S. 495. Klüber, Oeffentl.

Recht § 248—256. Zöpfl, Grunds. Th. I. § 215. 216. v. Mohl, Württemb.
Staatsrecht B. I. §

80—84. S. 433 ff. Pözl, Bayerisches Verfassungsrecht § 84
u. 85. Ueber Preussen mein preussisches Staatsrecht § 121. Ueber die Stellung

der Nachgeborenen mein Recht der Erstgeburt, besond. § 47. S. 371 ff. A. W.
He f ft er, Die Sonderrechte der souveränen und der mediatisirten

,
vormals

reichsständischen Häuser Deutschlands. Berlin 1871, bes. § 27. S. 46 ff. S. 259 ff.

HermannSchulze, Das Erb- und Familienrecht der deutschen Dynastien
des Mittelalters. Halle a/S. 1871.
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desselben; b. sämmtliche Prinzen und Prinzessinnen, welche aus

ebenbürtiger Ehe durch rechtmässige Geburt in männlicher Linie

von dem ersten Erwerber der Krone abstammen; c) die ebenbürtigen

Gemahlinnen und Wittwen der Prinzen. Die Prinzessinnen treten

durch standesgemässe Vermählung mit Nichtmitgliedern des Hau-

ses, die Wittwen verstorbener Prinzen unter derselben Voraus-

setzung mit dem Aufgeben des Wittwenstandes aus dem Verbande
des betreffenden fürstlichen Hauses (»Foemina finis familiae«).

§ 156.

Die Sonderrechte der Mitglieder des regierenden Hauses.

Diese Ausnahmsrechte stellen sich zum Theile alsV o r r e c h te

,

zum Theil als Beschränkungen der allgemeinen bürgerlichen

Rechtssphäre dar. Die wichtigsten sind folgende :

1) Die Mitglieder des regierenden Hauses werden in ihren

Familienverhältnissen und den darauf gegründeten Ver-
mögensrechten nach den noch geltenden Hausgesetzen, sub-

sidiär nach deutschem, sogenanntem Privatfürstenrechte, beurtheilt,

während für ihre übrigen Privathandlungen und Rechtsgeschäfte die

allgemeinen Landesgesetze in Anwendung kommen. Ja
,
sogar die

Glieder regierender Fürstenhäuser, welche ausserhalb ihres Hei-

mathstaates in einem anderen deutschen Staate ihren Wohnsitz

nehmen, bleiben unter der Gewalt ihres Familienoberhauptes und

werden insoweit nach ihren Hausgesetzen beurtheilt
,

als dies

nach der Gesetzgebung des AufenthaltsStaates zulässig ist (Heffter

a. a. O. S. 50). Dagegen ist von einer eigentlichen Exterritorialität

derselben nicht die Rede.

2) Sie gemessen gewisse nur ihnen zukommende Ehrenvor-
züge

,
welche durch das europäische Ceremoniell

,
den Gebrauch

des Hauses und die Anordnung des Souveräns näher bestimmt sind.

3) Es wird ihnen ein ganz besonderer Rechtsschutz ge-

währt, indem Verletzungen, insbesondere Ehrenbeleidigungen,

welche gegen Glieder des regierenden Hauses begangen werden,

strenger geahndet werden, als Verletzungen anderer Personen (§ 96,

97 des deutschen Strafgesetzbuches).

4) Sie haben einen privileg irten Gerichtsstand. Nach

dem Einführungsgesetz § 5 finden »die Bestimmungen des Gerichts-

verfassungsgesetzes vom 27. Januar 1877 auf die Mitglieder der

landesherrlichen Familien, sowie der Mitglieder der fürstlichen

Familie Hohenzollern nur insoweit Anwendung, als nicht besondere
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Vorschriften der Hausverfassungen oder der Landesgesetze ab-

weichende Bestimmungen enthalten.« »Ihr Hecht auf besondere Ge-

richte, namentlich auf sog. Austräge, sowie auf Exemtion oder

Privileg bleibt, innerhalb der Gerichtsverfassung dieses Gesetzes,

erhalten, nicht nur soweit es jetzt besteht, sondern es können auch

durch Haus- und Landesgesetze neue Bestimmungen in der gedach-

ten Richtung getroffen werden 1 .« Auch in Betreff der Kriminal-

sachen macht das Einführungsgesetz zur Reichscivilprocessord-

nung § 5 ganz denselben Vorbehalt. Der Gerichtsstand der nicht-

regierenden Mitglieder des regierenden Hauses in peinlichen Sachen

wird auch jetzt noch lediglich durch die Haus- und Landesgesetz-

gebung bestimmt. Die neueren Hausgesetze (Württemb. Hausgesetz

1828. § 67. Hannöv. Hausgesetz 1836. Kap. IX. § 3. Sachs. Haus-

gesetz 1837. §77. Bayerisches Hausgesetz 1819. Tit. X. §4u.s.w.)

legen dem Familienhaupte das Hecht bei, in peinlichen Sachen der

Mitglieder des Hauses selbst zu entscheiden, nachdem die Sache

vorher in besonders vorgeschriebener Weise instruirt worden ist.

Dabei findet regelmässig die Zuziehung eines Familienrathes,
auch wohl Konstituirung eines obersten Gerichtshofes für den ein-

zelnen Fall statt, wobei aber immer die Bestätigung des Erkennt-

nisses dem regierenden Herrn, als Familienoberhaupte, Vorbehalten

wird. Den Mitgliedern der regierenden Häuser werden in dieser

Beziehung die Mitglieder der fürstlichen Familie Hohenzollern

gleichgestellt.

5) Besondere Bestimmungen finden sich auch über Ablegung

von Eiden und Zeugnissen zu Gunsten der Mitglieder der regieren-

den Häuser (Bayerisches Hausgesetz 1819. Tit. X. § 3. Kgl. Säch-

sisches Hausgesetz 1837. § 78. Preuss. Gesetz vom 3. Mai 1852.

§ 24. Gesetzsammlung S. 214) Reichsstrafprocessordnung § 71.

Reichscivilprocessordnung §§ 196. 340. 444.

6) Die Mitglieder des regierenden Hauses sind regelmässig von

allen direkten persönlichen Staatssteuern befreit, nicht aber von

indirekten und Grundsteuern.

7 )
Die Mitglieder des regierenden Hauses, als solche, haben,

ohne dass sie schuldig wären, dafür Dienste zu leisten, Ansprüche

auf bestimmte Geldleistungen, die sie entweder gegen das Familien-

oberhaupt oder die Staatskasse geltend zu machen haben. Bei der

Einführung des Rechtes der Erstgeburt erhielten die Nachgeborenen

als Entschädigung für die ihnen entgehende Succession in Land und

1 W. Endemann, Der deutsche Civilprocess. B. I. Berlin 1878. S. 202.



398 I. Das Landesstaatsrecht.

Leute
,
für ihren standesgemässen Unterhalt

,
entweder eine Aus-

stattung mit liegenden Gütern, gewöhnlich mit gewissen unterge-

ordneten Hoheitsrechten, Paragium, oder eine fixirte, im Man-
nesstamm vererbliche Geldrente

,
Apanagium. Die Errichtung

von Paragien ist durch die neueren Hausgesetze durchweg ausge-

schlossen. (Aus älterer Zeit besteht noch das Paragium Köstritz in

dem fürstlichen Hause Reuss j.L. Hausgesetze B. II. S. 260. Das

Paragium Bergheim der gräflichen Linie Waldeck.) Wo das

Domanialvermögen sich in Genuss und Verwaltung des regierenden

Herrn befindet, hat derselbe regelmässig auch aus dem Familien-

vermögen die Apanagen zu bestreiten. Auch in Preussen sind die

Mitglieder des königlichen Hauses mit ihren pekunären Ansprüchen

lediglich an den König gewiesen, welcher sie aus dem sog. Kron-

fideicommissfonds zu versorgen hat (S. 201) . Wo aber die Domänen-
einkünfte in die Staatskasse fliessen und das Staatsoberhaupt eine

fixirte Civilliste aus derselben erhält, liegen die Apanagen derNach-

gebornen der Staatskasse ob. Ihr Betrag ist gesetzlich festgestellt.

Es giebt zwei Systeme in Beziehung auf Apanagen, das System der

persönlichen Bezüge mit Heimfall der Apanage beim Tode des

Apanagirten, und das Vererbungssystem, wo die Apanage sich im

Mannesstamm des ursprünglich Apanagirten bis zu dessen Erlöschen

wreiter vererbt. Das letztere ist das ältere gemeinrechtliche, das

erstere ist neueren Datums und wird oft auch nur als Korrektur,

mit dem älteren Systeme in Verbindung gesetzt. Die weiblichen

Mitglieder des Regentenhauses haben keinen Anspruch auf Apa-

nage, wohl aber auf standesgemässen Unterhalt, so lange sie unver-

heirathet sind (Sustentationsgelder) und auf Ausstattung bei standes-

gemässer Vermählung (Mitgabe
,
Brautschatz, Heirathsgeld) . Die

Pflicht zur Tragung dieser Lasten ist haus- und landesgesetzlich

verschieden bestimmt. Eine Heranziehung der Unterthanen oder

Stände zur Aussteuer der Prinzessinnen ist nur da zulässig, wo sie

auf besonderem Rechtstitel oder rechtsverbindlichem Herkommen
beruht. Die Wittwen des regierenden Herrn, wie der Prinzen des

Hauses haben einen Anspruch auf ein haus- und landesgesetzlich

festgestelltes Witthum, welches entweder aus dem Privatver-

mögen ihres Gemahles oder aus der Staatskasse zu entrichten ist.

8) Nach den meisten Verfassungsurkunden haben die volljäh-

rigen Prinzen Sitz und Stimme in der ersten Kammer oder dem

sog. Herrenhause; in Preussen jedoch nur, wrenn sie vom König

ausdrücklich dazu berufen werden. Ausserdem steht nach heutigem
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Staatsrechte keinem Mitgliede des regierenden Hauses
,
als sol-

chem, irgend ein Hecht der Mitwirkung oder Zustimmung bei

staatlichen Angelegenheiten zu. Die ganze Staatsgewalt ist im

Staatsoberhaupte koncentrit.

9) Alle Mitglieder des regierenden Hauses sind der Familien-

gewalt des regierenden Herrn unterworfen; dieselbe ist mit der

Staatsgewalt untrennbar verbunden und besteht wesentlich in

einer Oberaufsicht des Familienhauptes über alle Glieder des

Flauses. Zweck derselben ist, dem Familienoberhaupte einen ent-

scheidenden Einfluss auf die äussere Lebensstellung und das Be-

tragen der dem Throne am nächsten stehenden Personen einzuräu-

men, damit die Würde der Krone und die so nothwendige Einheit

und Einigkeit der Familie auch in ihrem äusseren Auftreten gewahrt

werde. Nach den übereinstimmenden Vorschriften der neueren
Hausgesetze werden aus dieser Familiengewalt folgende specielle

Befugnisse abgeleitet: a. Die Nothwendigkeit der Zustimmung

des regierenden Herrn zu allen Ehen der Familienglieder (S. 216),

b. die Anordnung und Beaufsichtigung der Vormundschaften über

die nicht verfügungsfähigen Glieder des Hauses, c. eine besondere

Aufsicht über die Erziehung sämmtlicher Prinzen und Prinzessinnen

des Hauses, über die Einrichtung und das Personal der prinzlichen

Hofstaaten, d. überhaupt »die Befugniss, alle zur Erhaltung der

Buhe, Ehre, Ordnung und Wohlfahrt des regierenden Hauses dien-

lichen Massregeln zu ergreifen«, womit eine gewisse Disciplinar-
gewalt gegen alle Mitglieder des Hauses verbunden ist, welche

Vorschriften der Hausgesetze verletzen, sich Ungehorsam gegen

Anordnungen des Familienhauptes zu Schulden kommen lassen

oder ein mit der Ehre des Hauses nicht vereinbares Verhalten beob-

achten
;
doch darf dieselbe keine peinlichen Strafen verhängen und

nicht weiter in die wohlerworbenen Privat- und staatsbürgerlichen

Hechte der Familienglieder eingreifen, als dies durch Hausgesetze

und Herkommen gestaltet ist.

III. Die sog. Mediatisirten oder die deutschen Standesherrn 1
.

§ 157.

Entstehung dieses staatsrechtlichen Verhältnisses.

Zu Zeiten des ehemaligen deutschen Reiches bildeten die-

jenigen reichsunmittelbaren Familien, welche zugleich Landesherr-

1 Klüber, Oeff. Recht § 301 ff. Weiss, System § 72. Zöpfl, Grund-
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lichkeit und Reichsstandschaft besassen, die Standesgenossenschaft

des hohen Adels. Durch einen Gewaltakt wurden, bei Grün-

dung des Rheinbundes, eine grosse Anzahl (72) regierender reichs-

ständischer Fürsten und Grafen der neubegründeten Souveränetät

ihrer bisherigen Standesgenossen
,
der Rheinbundsfürsten, unter-

worfen (§ 39. S. 82). Dieselben wurden aber keineswegs zu ge-

wöhnlichen Unterthanen ihrer neuen Souveräne herabgedrückt,

sondern vielmehr, unter Anerkennung des Fortbestandes ihrer Für-

stenthümer und Grafschaften, sowie ihres Domänenbesitzes, nur

einer bestimmt begrenzten Oberhoheit der Rheinbundsfürsten unter-

geordnet oder mediatisirt. Die Rheinbundsakte definirt als die

Souveränetätsrechte, welchen die »princes ou comtes actuellement

regnans« unterworfen werden, »ceux de legislation, de jurisdiction

supreme, de haute police, de conscription militaire ou recrutement

et dümpot« (Art. 26), sie lässt dagegen den sog. Mediatisirten alle

übrigen Herrschaftsrechte, welche sie bis dahin besessen haben,

Art. 27: »Les princes ou comtes actuellement regnans conserveront

chacun, comme propriete patrimoniale et privee, tous les domaines

säns exception, qu’ils possedent maintenant, ainsi que tous les droits

seigneuriaux et feodaux non essentiellement inherens ä la souve-

rainete.« Ausserdem sicherte ihnen die Rheinbundsakte Art. 28 in

peinlichen Sachen ein Pairsgericht zu, schützte sie gegen jede Ein-

ziehung ihres Yermögens und garantirte ihnen das Recht der freien

Wahl des Aufenthaltes innerhalb der Staaten der Bundesglieder

oder der Alliirten des Rheinbundes.

Diese den ehemaligen reichsständischen Häusern zugesicherten

Sätze B. II. § 307 ff. S. 92 ff. v. Held, System II. S. 642 ff. H. A. Zachariä,

§ 96. S. 510. v. Mo hl, Württemb. Staatsrecht B. I. §§ 85 ff. S. 455 ff. Weiss,
Hessisches Staatsrecht B. I. S. 281—392. Pözl, § 79 ff. S. 200 ff. v. Rönne,
B. I. Abth. II. § 107. S. 266 ff. C. Vollgraff, Die deutschen Standesherrn,

ein historisch-publicistischer Versuch. Giessen 1824. Köhler, Handbuch des

Privatfürstenrechtes der mittelbaren Fürsten und Grafen, Sulzbach 1832. Der-
selbe, Die staatsrechtlichen Verhältnisse des mittelbar gewordenen, vormals

reichsständischen Adels in Deutschland. Sulzbach 1844. Pernice, De princi-

pum comitumque imperii germanici a. 1806 subjectorum juris privati mutata

ratione. Halae 1827. Derselbe, Quaestiones de jure publ. germ. Part. II.

Halae 1832. H. A. Zachariä, Denkschrift über den territorialen Umfang der

standesherrlichen Vorrechte in Deutschland, Donaueschingen 1867. Berch-
thold, Art. Standesherrn in Bluntsc hli ’s Staatswörterb. B. X. S. 163—205.

Die mediatisirten fürstlichen und gräflichen Häuser in Deutschland, namentlich

ihr Rechtszustand in Preussen, in Wagener’s Staats- und Gesellschaftslexikon

B. XXIII. S. 477 ff. A. W. Heffter, Die Sonderrechte der souveränen und
der mediatisirten vormals reichsständischen Häuser. Berlin 1871.
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Rechte wurden aber in der Rheinbundszeit vielfach verletzt. Da

auch nach dem Sturz der Fremdherrschaft eine Wiederherstellung der

früheren Landeshoheit der Mediatisirten aus politischen Gründen

unmöglich war, so ging man Seitens der souveränen Fürsten und

freien Städte, bei den Verhandlungen über die zu begründende

deutsche Bundesverfassung
,
allgemein von der Ansicht aus

,
dass

man ihnen einerseits nur das gewähren könne
,
was mit der neuen

staatlichen Ordnung in Deutschland verträglich sei, dass aber ande-

rerseits alles, was ihnen an Rechten und Vorzügen wirklich belassen

oder eingeräumt worden, gegen einseitige und willkürliche Abän-

derungen in den einzelnen Bundesstaaten sicher gestellt werden

müsse (Klüber, Uebersicht der Verhandlungen Seite 274.

291. 341 ff). Sämmtliche Kontrahenten der Bundesakte vereinigten

sich daher dahin, in Art. XIV die Rechte der Mediatisirten und

ihrer Familien für ganz Deutschland sicher zu stellen, in der aus-

gesprochenen Absicht: »um den im Jahre 1806 und seitdem
mittelbar gewordenen Reichsständen, in Gemässheit der gegen-

wärtigen Verhältnisse
,

in allen Bundesstaaten einen gleich-

förmig bleibenden Rechtszustand zu verschaffen.« Nach

Ausführung der ihnen von Bundeswegen zu sichernden Rechte und

Vorgänge wird für »nähere Bestimmung der angeführten Befugnisse

sowohl, wie überhaupt und in allen übrigen Punkten, zur weiteren

Begründung und Feststellung eines in allen Bundesstaaten
übereinstimmenden Rechtszustandes der mittelbar ge-

wordenen Fürsten, Grafen und Herren, die in dem Betreff er-

lassene königlich bayerische Verordnung von (19. März) 1807 als

Basis un d N orm« hingestellt (v. Meyer II. Theil Seite 8) . Der

so für ganz Deutschland gleichmässig geordnete Rechtszustand

dieser Häuser beruht somit auf Anerkennung ihres hochadligen

Standes zu Zeiten des Reiches und auf dem völkerrechtlichen Vor-

behalte gewisser Bestandtheile ihrer früheren Rechtssphäre
,

nicht

auf staatsrechtlicher Verleihung der Einzelstaaten. Unmittelbare

Kontrahenten waren allerdings nur die Bundesstaaten
,
aber auch

die mediatisirten Häuser haben aus den zu ihren Gunsten getroffe-

nen Bestimmungen des Art. XIV, welche sie ausdrücklich oder

stillschweigend angenommen haben, unzweifelhaft Vertragsan-

sprüche gewonnen. Daran ist auch durch die Auflösung des deut-

schen Bundes materiell nichts geändert, indem dadurch nur die

Bundesverfassung aufgehoben, keineswegs aber der ganze In-

halt der Bundesakte, als eines von der Existenz der Bundesverfas-
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sung unabhängigen Vertrages, beseitigt worden ist. Nur der durch

die Bundesverfassung gegebene f o rm e 11 e Rechtsschutz ist mit der-

selben hinweggefallen. Man geht daher entschieden zu weit, wenn
man jetzt den ganzen, durch die Bundesakte gewährten Rechtszu-

stand der standesherrlichen Häuser dem Belieben der Landesge-

setzgebung jedes Einzelstaates anheimstellt. Nur soviel ist zuzu-

geben, dass Rechtsverhältnisse irgend welcher Art nicht für alle

Zeiten einen unveränderlichen Bestand gegen höhere Mächte und
unwiderstehlich sich geltend machende Zeitbedürfnisse in An-
spruch nehmen können. Werden den Berechtigten aus solchen

zwingenden Gründen zugesicherte Rechte entzogen, so ist ihnen

wenigstens eine Entschädigung zu gewähren, soweit sich das ent-

zogene Recht nach Geldeswerth abschätzen lässt. Mit dieser

Massgabe haben sich auch die mediatisirten Häuser der Landes-

gesetzgebung zu unterwerfen, behalten dabei aber immer den

Anspruch auf Erhaltung des ihnen völkerrechtlich zugesicherten

Rechtsstandes, soweit dies innerhalb der staatlichen Möglichkeit

liegt; soweit dies nicht der Fall ist, wenigstens auf Gewährung

einer Entschädigung.

§ 158.

Die gegenwärtige Rechtsstellung der Mediatisirten und ihrer

Familien.

Die Mediatisirten sind Unterthanen des Landesherrn und Bür-

ger des Staates, zu dem sie gehören; sie stehen unter der allge-

meinen Landesgesetzgebung und haben alle Pflichten und Rechte

anderer Staatsbürger, soweit nicht besondere Ausnahmen für sie

und ihre Familien festgesetzt sind. Sie sind keine Regenten, auch

keine halbsouveränen oder untergeordneten Landesherrn; sie

haben keine Unterthanen und kein Staatsgebiet mehr, die deutsche

Bundesakte spricht ihnen alle »zu der Staatsgewalt und den höhe-

ren Regierungsrechten gehörenden Befugnisse« ab. Die ihnen

zustehenden Vorrechte gemessen sie indessen »auf Grund ihrer

früheren staatsrechtlichen Stellung und der von
ihnen besessenen Landeshoheit.« In dieser geschichtlichen

Basis finden dieselben allein ihre Berechtigung und Erklärung.

Ihre Vorrechte sind entweder solche, die blos mit ihrem persön-

lichen Familienstände Zusammenhängen und ihnen in allen deut-

schen Staaten (auch denjenigen, die jetzt nicht mehr zum deutschen

Reiche gehören' zustehen, ohne Unterschied, ob sie in denselben
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standesherrlich begütert sind oder nicht, oder solche
,
die durch den

Besitz einer ehemals reichsständischen Herrschaft in dem betreffen-

den Staate bedingt sind.

Zur ersten Klasse gehören folgende Rechte

:

1) »Diese fürstlichen und gräflichen Familien werden fortan

nichtsdestoweniger (d. h. obgleich ihnen eigentlich die

Grundlagen des hohen Adels
,
Landeshoheit und Reichsstandschaft

entzogen sind) zu dem hohen Adel in Deutschland gerechnet

und es verbleibt ihnen das Recht der Ebenbürtigkeit in dem bisher

damit verbundenen Sinne«, d. h. die Ebenbürtigkeit mit ihren bis-

herigen Standesgenossen, den souveränen Fürstenhäusern, wird

ihnen auch fernerhin erhalten : »le droit de naissance egale avec

les maisons souveraines« (Seite 220).

2) Zur äusseren Bezeichnung ihres hochadligen Standes ist

ihnen bundesrechtlich ein bestimmtes Ceremoniel beigelegt.

Durch Bundesbeschluss vom 18. August 1825 und vom 23. Februar

1829 wird den Häuptern der fürstlichen Familien der Titel

»Durchlaucht«, den Häuptern der reichsständischen Grafen-

familien (keineswegs allen Mitgliedern derselben) der (moderne,

dem Reichsstaatssrecht unbekannte) Titel »Erlaucht« gegeben.

3) Das Recht der Autonomie: »Es werden nach den

Grundsätzen der früheren deutschen Verfassung die noch bestehen-

den Familienvertrüge aufrecht erhalten und ihnen die Befug-

niss zugesichert, über ihre Güter und Familienverhältnisse verbind-

liche Verfügungen zu treffen, welche jedoch dem Souverain vorge-

legt und bei den höchsten Landesstellen zur allgemeinen Kenntniss

und Nachachtung gebracht werden müssen. Alle bisher dagegen

erlassenen Verordnungen sollen für künftige Fälle nicht weiter an-

wendbar sein.« Dieser letzte Satz bezieht sich, nach der richtigen

Ansicht, nicht blos auf die Errichtung neuer Familienstatuten,

sondern auch auf die Aufrechterhaltung der älteren, in der Rhein-

bundszeit widerrechtlich aufgehobenen Familienverträge (H. A.

Zachariä, Band I, § 98. Anmerk. 4 S. 523). Mit der Vorlage
der Familienverträge ist an und für sich keine eigentliche Bestäti-

gung als wesentliches Erforderniss gemeinrechtlich festgestellt;

landesgesetzlich wird dieselbe jedoch verlangt, wenigstens insoweit

als »die Familienverträge vor den Gerichten verbindliche Kraft

erhalten sollen« (Preussische Instruktion vom 30. Mai 1820 § 21).

4) Der den Mediatisirten in der Bundesakte zugesicherte pri-
vilegirte Gerichtsstand ist durch die neueste Reichsgerichts-



404 I. Das Landesstaatsrecht.

Verfassung in ganz Deutschland aufgehoben; dagegen ist das den

Standesherrn landesgesetzlich gewährte Recht auf Austräge durch

das Gerichtsverfassungsgesetz nicht berührt (E. G. z. R. G. Y.

G. §7). Diese sogenannte Austrägalinstanz bezieht
sich blos auf Strafsachen. Ein privilegirter Gerichtsstand

vor den höheren Gerichten
,
welcher ihnen nach dem bisherigen

Rechte auch für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, auf Grund des

alten Bundesrechtes, mehrfach durch besondere Landesgesetze be-

stätigt, eingeräumt war, existirt nicht mehr (Endemann, a. a. O.

Seite 202).

5) Die Freiheit vom Militärdienst ist ihnen auch

durch die Gesetzgebung des norddeutschen Bundes und des

deutschen Reiches gewahrt (Reichsgesetz betreffend die Ver-

pflichtung zum Kriegsdienste vom 9. November 1867 § 1) ;
ebenso

die Befreiung der Wohngebäude von der Einquartierungslast im

Frieden (Reichsgesetz betreffend die Quartierleistung für die be-

waffnete Macht während des Friedenszustandes vom 25. Juni

1868 § 4).

6) Die unbeschränkte Freiheit, ihren Aufenthalt in jedem zu

dem Bunde gehörenden oder mit demselben in Frieden lebenden

Staate zu nehmen, kann nicht mehr als ein Vorrecht gelten, da sie

nach neuerem Staptsrechte allen Bürgern zusteht.

Zur zweiten Klasse von Rechten, welche den Besitz einer

ehemaligen reichsständischen Herrschaft in dem betreffenden Staate

voraussetzen (dingliche Standesherrlichkeit), gehören folgende

Zusicherungen der Bundesakte

:

1) »Die Häupter dieser Familien sind die ersten

Standesherrn im Staate, zu dem sie gehören.« Dieses

»Gehören« bedeutet nicht blos ein gewöhnliches Unterthanenver-

hältniss, sondern Zugehörigkeit mit den ehemals reichs-

ständischen Besitzungen zu einem bestimmten Staate.

Die ihnen zu gewährende Landstandschaft wird als Surrogat

der ihnen verloren gegangenen Reichsstandschaft aufgefasst. In

den meisten Verfassungsurkunden (Bayern Tit. VI § 2 No. 4.

Württemberg § 129. Baden § 27. 28. Hessen-Darmstadt § 52) wird

der Besitz einer Standesherrschaft in dem betreffenden Staate

geradezu als Bedingung der Landstandschaft ausgesprochen.

2) »Die Häupter und ihre Familien bilden die pri-

vilegirteste Klasse in demselben (d. h. in dem Staate, zu

dem sie gehören), besonders in Ansehung der Besteuerung«. Nach
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dem ganzen Zusammenhänge von Lit. b. der Bundesakte Art. 14 kann

diese privilegirte Stellung in Betreff der Besteuerung nur in d em
Staate in Anspruch genommen werden

,
welchem eine derartige

Familie mit ihren reichsständischen Besitzungen angehört. Von einer

vollständigen, überall gleichmässig zu gewährenden Steuerfreiheit

ist in der Bundesakte nicht die Bede
,
sondern es hängt Mass und

Ausdehnung dieses Privilegiums von der Landesgesetzgebung ah.

InPreussen sind die Standesherrn für ihre Domanialgrundstücke

.von der Grundsteuer und für die zu ihren Standesherrschaften ge-

hörigen Gebäude von der Gehäudesteuer befreit. In Bayern sind

die Standesherm nach § 53 des Ediktes von Personalsteuern be-

freit, ebenso von der Häusersteuer für ihre Schlossgebäude. Keine

Steuerfreiheit der Standesherrn besteht in Baden (Edikt vom

16. April 1819 § 31) und Hessen (Gesetz vom 18. Juli 1858 § 36).

3) Die Mediatisirten hatten nach Art. 1 4 der Bundesakte » die

Ausübung der bürgerlichen und peinlichen Gerichtspflege in erster

und, wo die Besitzung gross genug war, in zweiter Instanz, der

Forstgerichtsbarkeit
,
Ortspolizei und Aufsicht in Kirchen - und

Schulsachen, auch über milde Stiftungen, jedoch nach Vorschrift

der Landesgesetze, welchen sie, sowie der Militärverfassung und

der Oberaufsicht der Begierungen über jene Zuständigkeiten, un-

terworfen bleiben.« Die standesherrliche Patrimonialgerichtsbar-

keit war schon zu Zeiten des Bundes in vielen deutschen Staaten

durch die Landesgesetzgebung beseitigt. Auch in Preussen wurde

die im Jahre 1849 aufgehobene standesherrliche Gerichtsbarkeit

nicht wiederhergestellt, dafür aber mehreren Häusern durch beson-

dere Verträge, als Surrogat der entzogenen Gerichtsbarkeit, ein

Präsentationsrecht für mehrere Bichterstellen bei den betreffenden

Kreisgerichteneingeräumt. Nach dem §15 des Beichsge-
richtsverfassungsgesetzes sind alle Gerichte ohne
Ausnahme Staatsgerichte. Jede Art von Privat-oder
Patrimonialgerichtsbarkeit ist aufgehoben. An ihre

Stelle tritt die Gerichtsbarkeit desjenigen Bundesstaates, in wel-

chem sie ausgeübt wurde. Präsentation für Anstellungen bei den

Gerichten findet nicht mehr statt. Die übrigen obrigkeitlichen

Befugnisse der Standesherrn auf dem Gebiete der Verwaltung und
Polizei sind in den meisten Ländern durch die neuere Verwaltungs-

organisation aufgehoben. So ist durch das preussische Gesetz vom
16. Juli 1876, welches die Kreisordnung auf die Stoibergischen

Besitzungen ausdehnt, den Grafen von Stolberg, als besonderes

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 27
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Vorrecht, nur das Recht, bei der Anstellung gewisser Beamten ge-

hört zu werden, und die Ausübung des Wahlrechtes durch Stellver-

treter eingeräumt worden. In den westlichen Provinzen der preussi-

schen Monarchie dauern noch gewisse Verwaltungsbefugnisse der

Standesherrn in ihrem Gebiete fort; so ist ihnen die niedere
Polizei »bis zur Grenze, wie solche von den Provinzialregierun-

gen durch die Landräthe verwaltet wird«, im Umfange der Standes-

herrschaft grossen Theils wieder eingeräumt worden. Auch ist

mehreren derselben ein Aufsichts recht über die Gemeinden

des standesherrlichen Bezirkes und die Mitwirkung bei Ernennung

und Bestätigung der Gemeindevorsteher beigelegt worden. Ausser-

dem gebührt ihnen im Umfange des standesherrlichen Bezirkes die

Aufsicht über Kirchen, Schulen, Erziehungsanstalten und milde

Stiftungen, besonders über gewissenhafte Verwaltung der diesem

Gegenstand gewidmeten Fonds. In anderen deutschen Staaten

sind die untergeordneten Regierungsrechte der Standesherrn inner-

halb ihrer Standesherrschaften durch die neuere Gesetzgebung noch

mehr reducirt oder ganz aufgehoben.

Uebrigens versteht sich von selbst
,
dass die besondere Garan-

tie, welche die Bundesakte Art. 14 sub c. den Standesherrn für

diejenigen Rechte gewährt, »welche aus ihrem Eigenthum und

dessen ungestörtem Genüsse herrühren«
,
keineswegs so gedeutet

werden darf, als ob dieses Eigenthum den allgemeinen Gesetzen

über Ablösung der Grundlasten, Expropriation, Pfand- und Hypo-

thekenwesen nicht unterwarfen sei. Es wird damit nichts ande-

res gesagt, als dass den Standesherrn der Besitz ihrer Domänen als

Privatgüter gesichert sei, welche aber unter den Bestimmungen

der Landesgesetzgebung
,

wie alles übrige Grundeigenthum im

Lande, stehen (Zachariä, Band I § 97).

Mit Veräusserung der Standesherrschaft gehen die dinglichen,

nicht aber die persönlichen Vorrechte der Standesherrlichkeit ver-

loren. Uebrigens gehen die ersteren nicht etwra auf jeden Neuer-

werber der Standesherrschaft über, sondern können nur von einem

Gliede derjenigen reichsständischen Familie ausgeübt werden,

welcher die betreffenden Besitzungen bei Auflösung des Reiches

gehörten.

Am Schlüsse beschäftigt sich Art. 14 der Bundesakte mit einero

Personenklasse
,
welche zwar reichsunmittelbar

,
aber nicht reichs-

ständisch war, also nicht zum hohen Adel gehörte. Es ist dies

der sog. Reichsad el

,

w-obei man besonders an die reichsun-
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mittelbare Ritterschaft (S. 69) dachte. Dieselbe wurde durch

die Rheinbundsakte mit ihren reichsunmittelbaren, ritterschaftlichen

Besitzungen den Rheinbundstaaten einverleibt, ohne dass ihr irgend-

welche Vorrechte ausdrücklich beigelegt worden wären. Art. XXV:
»Chacun des rois et princes confederes possedera, en toute souve-

rainete, les terres equestres enclavees dans ses possessions.« Da-

gegen bestimmt Art. 14 der Bundesakte in Betreff derselben: »Dem
•ehemaligen Reichsadel werden die sub 1) und 2) angeführten Rechte

(Autonomie und freie Wahl des Aufenthaltes)
,
Antheil der Begüter-

ten an der Landstandschaft, Patrimonial- und Forstgerichtsbarkeit,

Kirchenpatronat und der privilegirte Gerichtsstand zugesichert.

Diese Rechte werden jedoch nur nach der Vorschrift

der Landesgesetze ausgeübt. In den durch den Frieden von

Luneville vom 9. Februar 1801 abgetretenen und jetzt wieder mit

Deutschland vereinigten Provinzen werden bei Anwendung der

obigen Grundsätze auf den. ehemaligen unmittelbaren Reichsadel

diejenigen Beschränkungen stattfinden, welche die dort bestehen-

den besonderen Verhältnisse nothwendig machen.«

Wenn die Bundesakte hier noch die Worte beigefügt hat:

»Diese Rechte werden jedoch nur nach Vorschrift der Landesgesetze

ausgeübt«, so sollte damit aber nicht gesagt werden, dass es ganz

in das Belieben jeder Landesgesetzgebung gestellt werden solle,

diese Rechte dem ehemals unmittelbaren Reichsadel willkürlich und

ohne Entschädigung zu entziehen. So lange nach dem ganzen Zu-

stande der Landesgesetzgebung solche Privilegien, wie etwa privi-

legirter Gerichtsstand, überhaupt möglich sind, sollen sie auch den

Mitgliedern der Reichsritterschaft nicht entzogen werden. Dagegen

ist von den Bundesregierungen keineswegs die Verbindlichkeit

übernommen, niemals eine solche Veränderung mit ihrer Gerichts-

verfassung vorzunehmen, bei welcher überhaupt privilegirte Ge-
richtsstände ausgeschlossen sind. Solche Veränderungen sind durch

die neueste Reichsgerichtsverfassung vom 27. Januar 1877 einge-

treten, welche überhaupt den privilegirten Gerichtsstand und jede

Art von Patrimonialgerichtsbarkeit beseitigt hat. Soweit die von

der Bundesakte zugesicherten Vorrechte überhaupt mit den jetzigen

Rechtsverhältnissen verträglich sind, z. B. Recht auf Autonomie,

Recht der Begüterten auf Landstandschaft, müssen dieselben,

ganz wie die standesherrlichen Rechte, von der Landesgesetzgebung

auch heut zu Tage noch respektirt werden.

27 *



Viertes Kapitel.

Von den Körpern der Selbstverwaltung, beson-
ders von den Gemeinden.

§ 159 .

Im Allgemeinen.

In den beiden ersten Kapiteln ist die Organisation der Staats-

gewalt abgehandelt worden, welche sich im Staatsoberhaupte und
in den Staatsämtem verkörpert. Im dritten Kapitel haben wir die

Staatsangehörigen der Staatsgewalt gegenübergestellt. Es liesse

sich nun eine Staatsgestaltung denken und ist sogar als Staatsideal

aufgestellt worden
,
wo sich Staatsgewalt und Unterthanen unver-

mittelt gegenüberstehen
,
wo zwischen der Staatsgewalt und den

Millionen von Individuen nichts als ein vom Staate .völlig abhän-

giger Verwaltungsapparat vorhanden ist. Der absolute Polizeistaat

des vorigen Jahrhunderts, wie die französische Revolution ha-

ben einem solchen Zustande entgegengestrebt. Von jeher haben

aber die germanischen Völker eine andere Vorstellung vom Staat

gehabt, welcher ihnen nicht als ein Aggregat unverbundener Indivi-

duen, sondern als ein aus kleineren Organismen bestehender höherer

Gesammtorganismus galt. Im Mittelalter war die Staatsgewalt völlig

unentwickelt und die kleineren Gemeinschaften der Stadtgemein-

den, Landschaften, ritterschaftlichen Korporationen u. s. w. erschie-

nen als fast souveraine Körperschaften. Daher fehlte es an jeder

einheitlichen Staatsaktion und jeder planmässigen Durchführung

der Staatsaufgaben. Die Herstellung einer einheitlichen, durch-

greifenden, alles beherrschenden Staatsgewalt war ein wohl berech-

tigtes Postulat der Neuzeit. Aber man ging einen Schritt zu weit,

indem man diese geschichtlich gegebenen, kleineren Organismen zu

blossen Unterabtheilungen des Staatsgebiets
,

zu blossen Verwal-

tungsstellen der Staatsgewalt herabzudrücken suchte
,
indem man

sie höchstens noch als privatrechtliche Korporationen fortbestehen
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liess. sie aber aller öffentlichrechtlichen Befugnisse entkleidete und

das ganze öffentliche Recht von der Staatsgewalt absorbiren liess.

Erst unsere Zeit hat sich die Aufgabe gestellt, die Einheit der Staats-

gewalt mit der reichen Mannigfaltigkeit der kleineren, im Staate

vorhandenen Organismen in Einklang zu setzen. Man ist zu der

Einsicht gekommen
,

dass ein wahrer Gemeingeist im Volke nur

grossgezogen werden kann, wenn der Einzelne in den ihm nahelie-

genden kleineren Organimus seiner Gemeinde selbstthätig mit-

eingreifen kann, dass viele Aufgaben des Volkslebens umsichtiger

und zweckentsprechender in den kleineren lokalen Organismen gelöst

werden können, als in dem weiten Umfange des Staatsgebietes durch

fernstehende, rein staatliche Behörden. Die Folge dieser immer mehr

durchdringenden Einsicht ist die grössere Selbstbeschrän-
kung der Staatsgewalt; sie nimmt nur das unmittelbar selbst in

die Hand, was unbedingt nothwendig einer durchaus einheitlichen

Leitung bedarf
,
wie das Heerwesen, die auswärtigen Angelegen-

heiten
;

alles andere, was von den kleinen Organismen zweckent-

sprechender oder wenigstens ebensogut besorgt werden kann

,

überlässt sie der Verwaltung dieser lokalen Verbände und nimmt

für sich nur die Gesetzgebung und Oberaufsicht in Anspruch. Für

diese Aufgaben der Staatsverwaltung bedient sich der Staat regel-

mässig der geschichtlich bestehenden Körperschaften, besonders

der Gemeinden; nur wo solche nicht vorhanden sind, macht er

den freilich oft gewagten Versuch
,
neue Körper der Selbstverwal-

tung zu schaffen. Diese im Staate vorhandenen kleineren Organis-

men sind allerdings, wie der Staat selbst, privatrechtliche Persönlich-

keiten
;

sie haben aber auch ebensogut wie der Staat ihre eigen-

thümliche öffentliche Rechtssphäre, die ihnen nicht erst

vom Staate übertragen wird
;

sie sind keineswegs blosse Staats-

anstalten
,

sondern selbständige Korporationen des öf-

fentlichen Rechts. Der Staat überträgt ihnen aber auch um-
fassende staatliche Hoheitsrechte

,
welche er nicht mehr durch

seinen büreaukratischen Behördenapparat, sondern durch diese

in ihrer Sphäre selbständigen Körperschaften ausüben lässt. Es

muss daher bei denselben ein doppelter Wirkungskreis
,

ein

selbständiger und ein übertragener unterschieden werden.

Die wichtigsten Körper der Selbstverwaltung sind aber in Deutsch-

land von
jeher dieOrtsgemeinden gewesen, welcheman deshalb

auch »Gemeinden« schlechtweg zu nennen pflegt. Bei dem weiteren

organischen Ausbau der Selbstverwaltung pflegt man zwischen den
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Staat und die Ortsgemeinde noch höhere Glieder einzuschie-

ben, wie die Sammtgemeinden, die Kreise, die Provinzen. In die-

sem organischen Aufbau der Selbstverwaltung tritt immer der wei-

tere Kreis subsidiär da ein, wo die Kräfte des engeren nicht mehr
ausreichen. So wird die Ortsgemeinde durch den Kreis, der Kreis

durch die Provinz ergänzt. Erst wo die Kräfte aller dieser Verbände
nicht mehr ausreichen, soll der Staat eintreten.

Nach unserer heutigen Entwicklung sind aber die Orts-
gemeinden bei weitem die wichtigsten Körper der Selbstverwal-

tung, während die höheren Verbände erst in ihrem Ausbau begriffen

sind. Man unterscheidet allerdings zwischen Stadt- und Land-
gemeinden, dennoch hat sich der Begriff der Ortsgemeinde
in den neueren Gemeindeordnungen als ein einheitliches Institut ent-

wickelt, welches nur unter verschiedenen Verhältnissen in verschie-

denen Formen zur Erscheinung kommt. Wir handeln daher zuerst

von der Ortsgemeinde überhaupt
,
dann von ihren beiden verschie-

denartigen Ausprägungen in der Stadtgemeinde und der Landge-

meinde.

I. Von den Ortsgemeinden i

.

§ 160 .

A) Von den Ortsgemeinden überhaupt.

Dieselben unterscheiden sich dadurch von den grossem kommu-
nalen Verbänden, dass sie aufdem unmittelbaren nachbarschaftlichen

1 Ueber di eältere Kommunalverfassung vergl. die Schriften in Pütt er ’s Lit..

Th. III. S. 170. S. 286. S. 472, über die neuere v. Mo hl
,
Geschichte u. Lit. der

Staatsw. Th. II S. 337 ff. J. J. Moser, Von den deutschen Reichsständen

S. 925 ff. Von der deutschen Unterthanen Rechten und Pflichten B. II. Kap. 3
S. 160. H. A. Zachariä, Th. I. Kap. IV. § 105. S. 559 ff. H. Zöpfl, Grunds.
5. Aufl. B. II § 420 ff. S. 467 ff. Gr ote f e nd S. 503 ff. v. Gerber §20. 21.

S. 55 ff. v. Held, System B. II. § 497 ff. S. 653 ff. Bluntschli, Allg.

Staatsr. B. II. B. XI. Stahl, Rechtsphil. B. II. Abth. 2 § 4 ff. Dahlmann,.
Politik Th. I S. 219 ff. L. v. Stein, Verw. Th. I. Abth. II. v. Mohl,
Staatsr. des K. Württemb. Th. II. S. 143. Pözl, Bayr. Verf. § 97. S. 254. v.

Rönne, Preuss. Staatsr. B. II. Abth. I. Abschn. III. § 305 ff. G. Meyer, a.

a. O. S. 269—305. J. Weiske, Sammlung der neuern deutschen Gemeindege-
setze. Leizig 1848. Graf Giech, Ansichten über Staats- u. öffentliches Leben
(II. Aufl.) Nürnberg 1857. Aufsatz von K. Brater in Bluntschli’s Staatswörterb.

B. IV. S. 109— 161. Art. Gemeinde. Schäffle, »Vergangenheit und Zukunft
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Zusammenwohnen der Genossen beruhen und die gemeinsamen In-

teressen des engsten lokalen Verbandes versorgen. Die Gemeinde ist

kein Staat im Staate, sie wird aber mit Recht bald ein »Analogon«, bald

»ein Mikrokosmus des Staates« genannt. Wie der Staat sein Staats-

gebiet, so hat sie ihr Gemeindegebiet, wie der Staat Staatsgenossen,

so hat sie Gemeindegenossen mit bestimmten Pflichten und Rech-

ten, sie hat ihre Obrigkeit, ihre Verfassung, ihre Verwaltung, sie

ruht wie der Staat auf dem Grund und Boden, so dass der Regel

nach alle Grundstücke und alle darauf vorhandenen Menschen in-

nerhalb des Gemeindehezirkes auch der Gemeindegewalt unterwor-

fen sind.

Auch in Betreff des Zweckes gleicht die Gemeinde darin dem
Staate, dass sie wie dieser die Totalität des menschlichen Ge-

meinlehens umfasst. Wenn neue Gemeindeordnungen einzelne
Aufgaben der Gemeinden aufzählen

,
so bedeutet die Aufzählung

solcher specieller Gebiete nichts anderes, als Beispiele. Den adä-

quaten Ausdruck des deutschen Rechtsbewusstseins der Gegenwart

enthält hier das treffliche österreichische Gesetz vom 5. März 1862

Art. V : »Der selbständige Wirkungskreis
,

in welchem die Ge-
meinde, mit Beobachtung der bestehenden Reichs- und Landes-

gesetze, nach freier Selbstbestimmung anordnen und verfügen

kann, umfasst überhaupt alles, was das Interesse der Ge-
meinde zunächst berührt und innerhalb ihrer Gren-
zen durch ihre eigenen Kräfte besorgt und durch-
geführt werden kann.« Die Begrenzung der Gemeindeaufgaben

liegt, dem Staate gegenüber
,
nur in dem durchaus lokalen Cha-

rakter derselben. Die Gemeinde sorgt für die Interessen der ört-

lichen Gemeinschaft
,
soweit sie es mit eigner Kraft vermag

;
wo

diese Kraft nicht ausreicht oder wo das Interesse der Volksgemein-

schaft in den Vordergrund tritt, beginnt der Wirkungskreis höherer

Verbände, vor allem des Staates selbst. Die Gemeinde ist der Or-

ganismus der örtlichen Gemeinschaft
,
wie der Staat der Orga-

nismus der Volksgemeinschaft.

Die Gemeinden sind ihrer juristischen Natur nach öffentlich-

rechtliche Korporationen mit selbständiger Rechtssphäre, aber

der deutschen Gemeinden« in der Vierteljahrschrs. 1856 Heft2. S. 372—357. Rei-
ches Material bietet für unsern Gegenstand O. Gierke, Geschichte der deutschen

Genossenschaft. Berlin 1868. Besonders werthvoll für das heutige Recht ist

§ 57 : «Die Ortsgemeinden nach den Gemeindeordnungen des XIX. Jahrhun-
derts.«
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zugleich nothwendige Glieder im Organismus des Staates. Daher

gehören die kommunalen Institutionen in das Staatsrecht. Die Ge-

meinde hat, wie der Staat, seihst auch ihre vermögensrechtliche

Persönlichkeit und wird von diesem Standpunkte aus auch im Pri-

vatrechte besprochen. Dies ist aber nur ihre sekundäre Seite.

Die Gemeinden dürfen daher nicht wie willkürlich gebildete Ge-
sellschaften betrachtet werden

,
denen der Staat aus Zweckmässig-

keitsgründen die juristische Persönlichkeit verliehen habe. Auch
liegt der Schwerpunkt ihres Daseins nicht in ihrer vermögensrecht-

lichen Seite, wie bei einem Aktienvereine
; das finanzielle Element,

so wichtig es ist
,
der Gemeindehaushalt, ist nicht Selbstzweck, son-

dern soll lediglich den höhern Kulturaufgaben des Volkslebens die-

nen . Ebenso wenig sind die Gemeinden blosse Staatsanstalten,
welche der Staat nach Belieben schaffen und wieder abschaffen

kann
,

deren Wirken er lediglich nach seinen Interessen regulirt,

welche ohne ihn gar keine selbständige Existenz haben. Die

Gemeinden sind öffentlichrechtliche Korporationen mit einer eige-

nen
,
nicht erst vom Staate übertragenen Persönlichkeit, welche aber

zugleich dem Staate als Grundlage und Stütze dienen
,
ohne deren

Mitwirkung er seine Aufgabe nicht erfüllen kann. Haben die Ge-

meinden somit auch dem Staate gegenüber ihre eigene unantast-

baren Rechtssphäre, in welche die Verwaltung nicht willkür-

lich hineingreifen darf, so müssen sie sich doch, wie alles im

Bereiche des Staats Vorhandene, der staatlichen Gesetz-
gebung fügen und unterordnen. Ja, gerade weil der Staat zu

seiner Ergänzung der örtlichen Thätigkeit der Gemeinden nicht

entbehren kann, weil sie seine Aufgaben mitzuerfüllen berufen sind,

kann er das Gemeindewesen nicht blos der regellosen Willkür, der

historischen Zufälligkeit der Einzelentwickelung überlassen. Eine

organische Gemeindegesetzgebung ist eine unbedingte Nothwendig-

keit für den modernen Staat, welche sich aus dem Aggregatzustande

des Mittelalters herauszuarbeiten begonnen hat. Ist es somit un-

zweifelhaft, dass auch das Gemeindewesen im Staate der Gegenwart

ein Gegenstand der staatlichen Gesetzgebung ist, so gebietet doch

eine richtige Erkenntniss des Gemeindelebens dem Staate
,

die

Schranken des Nothwendigen aufs strengste inne zu halten. Wäh-
rend die Gesetzgebung des Staates auch hier formell unbegrenzt

ist, findet sie ihre materiellen Schranken in der selbständigen

Rechtssphäre der Gemeinden
,
welche nicht ohne Schaden für das

Gemeindeleben verletzt werden darf. Nachdem die Gesetzgebung
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im vorigen und auch in diesem Jahrhundert sich vielfach an der Selb-

ständigkeit der Gemeinden versündigt hatte
,
hat dieselbe in dem

letzten Menschenalter in gesundere Hahnen eingelenkt, obgleich

es auch jetzt noch mannigfach an einer richtigen Würdigung der

selbständigen RechtsSphäre der Gemeinden fehlt.

Die Grundrechte der deutschen Gemeinden, wie

sie in der deutschen Reichsverfassung von 1849 A. XI §184, den

Verfassungsurkunden und den neuem Gemeindeordnungen der ein-

zelnen Staaten gewissermassen als gemeines deutsches Gemeinde-

recht anerkannt sind
,
lassen sich in folgenden Sätzen zusammen-

fassen, welche meistens schon praktisch geltendes Recht, überall

wenigstens ein nicht länger zurückzuweisendes Postulat unserer

modernen Rechtsentwicklung geworden sind

:

1) Die Gemeinden haben ihre selbständige Rechtssphäre auf

dem Gebiete des öffentlichen
,
wie des privaten Rechtes. Auf dem

privatrechtlichen Gebiete ist die Gemeinde, auch der Staatsgewalt

gegenüber, hinreichend geschützt und ihr der Rechtsweg zur Ver-

theidigung ihrer Rechte eingeräumt, wie jeder Privatperson; dage-

gen ist der Rechtsschutz auf dem Gebiet des öffentlichen Rechtes

noch sehr unvollkommen. So lange die nothwendige Aufsicht des

Staates sich als eine fortwährende Bevormundung geltend macht,

so lange die Staatsregierung jeder Zeit sich befugt ansieht, ihren

Willen an die Stelle des Gemeindewillens zu setzen
,
so lange alle

Kollisionen zwischen der öffentlichen Rechtssphäre der Gemeinde
und der des Staates nicht nach Rechtsgrundsätzen gerichtlich ent-

schieden, sondern den Zweckmässigkeitserwägungen der Verwal-

tungsbehörden anheimgestellt werden, ist die gerühmte Selbständig-

keit der Gemeinden mehr ein precarium, als ein gesichertes Grund-

recht. Erst wenn die Staatsaufsicht darauf beschränkt wird, »dass

die Gemeinde ihren Wirkungskreis nicht überschreite und nicht

gegen die bestehenden Gesetze vorgehe«, erst wenn jene Kollisionen

nicht nach Belieben von Verwaltungsbehörden erledigt, sondern

nach Rechtsgrundsätzen von Gerichtshöfen des öffentlichen Rechts

entschieden werden, ist die Gemeinde auch in ihrer öffentlichen

rechtlichen Sphäre als ein selbständiges Gemeinwesen hinreichend

geschützt.

2) Die Gemeinden haben ein, freilich sehr beschränktes Auto-
nomierecht. Während früher ihr jus statuendi die verschieden-

sten Gebiete, besonders auch des Privatrechts, umfasste, ist jetzt selbst

das Verfassungsrecht der Gemeinden in allen wesentlichen Punkten
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ihrem Willen entzogen und durch staatliche Normen geregelt. Nur
in untergeordneten Beziehungen ihrer Verfassung können sie sich

Statuten setzen über »solche Angelegenheiten der Gemeinden, sowie

über solche Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder, hinsichtlich deren

das Gesetz ausdrücklich Verschiedenheiten gestattet oder keine aus-

drücklichen Bestimmungen enthält«. Die so engbeschränkte Auto-

nomie der Gemeinde hat sich somit in den Grenzen der staatlichen

Gesetzgebung zu bewegen; innerhalb derselben erzeugt sie

aber noch wirkliche Rechtssätze
,
welchen sich der einzelne Bürger

als einer obrigkeitlichen Anordnung zu fügen hat. Durch die Noth-

wendigkeit der Bestätigung von Seiten der Regierung wird der

autonome Charakter des Statuts nicht aufgehoben. Die Gemeinde,

nicht der Staat ist das Organ des Statutarrechtes.

3) Die Gemeinde hat das Recht, die Gemeindeämter zu be-

setzen und ihre Vertreter zu wählen. Nur wo Gemeindebeamte

zugleich staatliche Funktionen auszuüben haben, behält sich der

Staat überall die Bestätigung vor. Dagegen bedürfen die blossen

Vertreter, Bürgerrepräsentanten
,
Stadtverordnete, niemals einer

staatlichen Bestätigung.

4) Die Gemeinde hat die selbständige Verwaltung ihrer Ge-

meindeangelegenheiten unter gesetzlich geordneter Oberaufsicht des

Staates.

Dahin gehört: a) vor allem die freie Verwaltung ihres

Vermögens, welches heut zu Tage nirgends mehr als unmittel-

bares oder mittelbares Staatsgut betrachtet wird. Hier soll die

Aufsicht des Staates nur soweit eingreifen, als es sich um Mass-

regeln handelt, welche die Substanz des Gemeindevermögens

verringern. Die Veräusserung von Grundstücken, die Aufnahme

von Darlehen, durch welche die Schuldenlast vermehrt wird, die

Einführung von neuen Abgaben und Lasten bedürfen daher re-

gelmässig der Genehmigung der Regierung, während eine weiter-

gehende Bevormundung der Gemeinden auf diesem Gebiete,

Genehmigung aller erheblichen Ausgaben, Veräusserungen, Zah-

lungen u. s. w. lediglich dem überwundenen System des Polizei-

staates angehört.

b) Ausser dieser eignen Vermögensverwaltung, welche nie als

Zweck
,
sondern nur als Mittel der Gemeindethätigkeit betrachtet

werden darf, gehört nach echt deutscher Rechtsauffassung zum
Wirkungskreise der Gemeinden die Besorgung aller derje-

nigen Angelegenheiten, welche die Sicherung gegen
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örtliche Gefahren und die Förderung lokaler Wohl-
fahrtsinteressen zum Gegenstände haben. Lassen sich

diese Aufgaben in ihrer Allseitigkeit auch nicht erschöpfend auf-

zählen
,
so können doch folgende Angelegenheiten als die am häu-

figsten vorkommenden genannt werden : Sorge für die Erhaltung

der Gemeindestrassen, Wege, Plätze, Brücken, sowie für die Sicher-

heit und Leichtigkeit des Verkehres auf Strassen und Gewässern,

die Erhaltung der Flur- und Feldordnung, die Ueberwachung des

Marktverkehres, besonders mit Lebensrnitteln, die Aufsicht über

Mass und Gewicht, das Armenwesen und die Sorge für dieGemein-

dewohlthätigkeitsanstalten, Handhabung der Bauordnung, Einrich-

tung der Feuerlöschanstalten, gesetzlich geregelter Einfluss auf das

Schulwesen u. s. w. Die Besorgung aller dieser Angelegenheiten,

insofern sie mit Ausübung eines gewissen Zwanges gegen die

Individuen verbunden ist, bildet recht eigentlich den Inhalt der

Lokalpolizei, * ohne welche überhaupt eine selb-

ständige Gemeindeverwaltung nicht gedacht werden
kann. Wenn daher die Grundrechte der deutschen Reichsverfas-

sung, sowie einzelne Gemeindegesetze den Ortsgemeinden die Orts-

polizei als eigenes Recht einräumen (wie zJ B. das würt-

tembergische Verwaltungsedikt von 1822 § 14, die braunschwei-

gische Stadt- und Landgemeindeordnung von 1850, die sachsen-

weimarische von 1854
,
vor allem aber das treffliche österreichische

Gesetz zur Regelung des Gemeindewesens vom 5. März 1862), so

entspricht dies nicht nur der richtigen staatsrechtlichen Theorie,

sondern auch den geschichtlich begründeten deutschen Verhältnis-

sen. Die Ortspolizei war in Deutschland von jeher
ein Recht der Gemeinden. »Wenn hier die Gemeinde nicht

berufen ist, für sich seihst zu sorgen, so kommt ihr überhaupt kein

selbständiger Wirkungskreis zu.«

5) Da die Ortsgemeinde ein nothwendiges Glied im Organis-

mus des Staates ist, so stellen die neueren Gemeindeordnungen den

Satz auf, dass jeder Staatsbürger einem Gemeindeverbande, jedes

Grundstück einem Gemeindebezirk angehören muss, ein an sich

richtiger Satz, welcher nur nicht soweit getrieben werden darf, dass

jeder Grossgrundbesitz in die Enge einer bäuerlichen Gemeinde

eingeschnürt werden muss. Neben der Dorfgemeinde hat der selb-

ständige Gutsbezirk seine Berechtigung.

6) Dagegen ist die Beseitigung des naturgemässen, geschichtlich

gewordenen Unterschiedes zwischen Stadt- und Landgemeinden
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kein berechtigtes Postulat des deutschen Gemeinderechtes, sondern

eine knechtische Nachahmung der französischen Schablone. Solche

geschichtlich begründeten, wirthschaftlich und gesellschaftlich noch

vorhandenen Unterschiede kann das Gesetz nicht hinweg dekretiren.

ohne das in der Gemeinde pulsirende Volksleben in seinem tiefsten

Innern zu schädigen. Im grossen Ganzen hat daher die deutsche, be-

sonders die norddeutsche und preussische Gesetzgebung mit vollem

Rechte Stadt- und Landgemeinden nach verschiedenen Grundsätzen

behandelt
,
während man in Süddeutschland mehrfach dem franzö-

sischen Vorbilde gefolgt ist. Beide Arten der Ortsgemeinden be-

dürfen daher im positiven Staatsrechte der Gegenwart einer beson-

dern Behandlung.

B. Die Stadtgemeinden 1
.

§ 161 .

1) Geschichtliche Entwickelung derselben.

Obgleich die alten Germanen keine Städte kannten, so ist doch

die Städteverfassung des Mittelalters durchaus einErzeugniss des deut-

schen Volksgeistes. Noch in der karolingischen Zeit waren die Städte

1 Geschichtliches: K. F. Eichhorn, St. u. R. G. §§ 224a. 224b.

310 ff. Desselben Abhandlung über den Ursprung der städtischen Verfassung

in Deutschland in S a v i g n y’ s Zeitschr . für geschichtliche Rechtsw. B. I S. 220 ff.

B. II S. 165ff. O. Gierke, Geschichte der Genossenschaft §§ 28. 29. 30. 33.

34. 56. 57. C. D. Hüllmann, Städtewesen des Mittelalters 4 Bde. Bonn 1826—30.

E. Th. Gau pp, Ueber deutsche Stadtgründung, Stadtverfassung u. Weichbild.

Jena 1824. Derselbe, Deutsche Stadtrechte des Mittelalters B. I u. II.

Breslau 1851—1852 (besonders die Einleitung). v F. W. Barthold, Geschichte

des deutschen Städtewesens. 3 Theile. Leipzig 1850—51. K. W. Nitzsch,
Ministerialität u. Bürgerthum. Leipzig 1859. Karl Hegel, Geschichte der

Städteverfassung von Italien. B. I u. II. Leipzig 1847. v. Bethmann-Holl-
weg, Ursprung der lombardischen Städtefreiheit. Bonn 1846. W. Arnold,
Die Verfassungsgeschichte der deutschen Freistädte im Anschluss an die Ver-

fassungsgeschichte der Stadt Worms. B. I und II. Hamburg 1852. G. L. v.

Maurer, Geschichte der Städteverfassung in Deutschland. 4 Bde. Erlangen
1867—1871. A. Heusler, Der Ursprung der deutschen Stadtverfassung. Wei-
mar 1872. C. W. v. Lancizolle, Grundzüge des deutschen Städtewesens mit

besonderer Rücksicht auf Preussen. A. Zimmermann, Versuch einer hist.

Entwicklung der märkischen Städteverfassungen, 3. Thle. Berlin 1837—40.

G. A. Tzschoppe und G. A. Stenzei, Urkundensammlung zur Ge-

schichte des Ursprungs der Städte in Schlesien und der Oberlausitz. Ham-
burg 1832. Bluntschli, Staats- und Rechtsgeschichte der Stadt und
Landschaft Zürich, 2 Thle. 1836. K. F. Klöden, Ueber Entstehung, Al-

ter und früheste Geschichte von Berlin u. Köln 1839. Fi di ein, Historisch-

diplomatische Beiträge zur Geschichte von Berlin. 3 Thle. 1837. F. Frens-
aorff, Stadt u. Gerichtsverfassung Lübecks. Lübeck 1861. G. Schmoller,
Das Städtewesen unter Friedrich Wilhelml. Zeitschr. für preussische Geschichte
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nichts als ummauerte volkreiche Orte
,
welche aber rechtlich von

dem Gauverbande nicht getrennt waren. Der Unterschied zwischen

Stadt und plattem Lande war nur ein thatsächlicher, kein juristi-

scher. Die ältesten Entwicklungspunkte einer eigenthümlichen Stadt-

verfassung sind die alten königlichen Bischofsstädte am Rhein und

an der Donau. Hier hatten die Bischöfe weitgehende Herrschafts-

rechte über ihre Hintersassen, aber die Freien blieben anfangs noch

unter der Grafengerichtsbarkeit. Grundherrliche und öffentlich-

rechtliche Befugnisse durchkreuzten sich aufs mannigfachste. Erst

im X. Jahrhundert verliehen die Könige den Bischöfen häufig auch

die Grafengerichtsbarkeit über ihre Städte. Durch diese sogenannten

ottonischen Privilegien wurde das bloss negative Immuni-

tätsrecht des Bischofs (»immunis ab introitu judicis«) in eine positive

Gerichtsherrlichkeit umgewandelt. Dadurch trat zuerst eine volle

Exemtion der Stadt von der gewöhnlichen Gerichtsbarkeit des plat-

ten Landes ein. Die Stadt wurde ein befreiter Bezirk. Es soll nur

lediglich der vom Bischof ernannte Voigt über die Leute auf kirch-

lichem Gebiete die richterliche Gewalt ausüben. Derselbe war aber

zugleich ein öffentlicher Beamter, indem ihm vom Könige der Bann
geliehen werden musste. Ueberall bestand in den Bischofsstädten

eine sogenannte altfreie Gemeinde, welche den Mittelpunkt der städ-

tischen Entwicklung bildete. Anfangs waren die Immunitätsprivi-

legien für Stadt und Land gleich
,
aber die weitere Entwicklung

ging verschiedene Bahnen. Auf dem Lande überwog das Hofrecht

das öffentliche Recht und die ganze Bevölkerung kam allmälig un-

ter die Grundherrlichkeit. In den Städten siegte das öffentliche

Recht und beseitigte die privatrechtliche Grundherrlichkeit. Stadt-

verfassung und freies Bürgerthum des Mittelalters ist nicht aus dem
Hofrechte, sondern, in diametralem Gegensatz zu diesem, aus der alt-

germanischen Freiheit und aus der Wiederbelebung der altfränki-

schen Volksgerichtsverfassung erwachsen, während auf dem Lande

das Hofrecht zu einer immer festeren Konsolidation der herrschaft-

lichen Privatrechte führte.

Schon in der Blüthezeit der bischöflichen Herrschaft bestand

in den Städten überall ein Rath. Wie das ganze Mittelalter hin-

durch die Betheiligung des Volks am öffentlichen Leben wesentlich

und Landeskunde VIII. S. 521 ff. X. S. 257 ff. 523 ff. XI. S. 513 ff. XII. S. 353 ff.

425 ff. v. Rönne u. Simon, Die preussisehen Städteordnungen vom 19 Nov.
1808 u. vom 17. März 1831. Breslaul834. E.v. Möller, Preussisches Stadtrecht

Breslau 1864.
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in den Gerichten zur Erscheinung kommt, so ist der Rath, die

städtische Obrigkeit, aus dem städtischen Schöffenkollegium her-

vorgegangen. Erst später ist derselbe durch Hinzutritt anderer

Elemente verstärkt worden. Immer mehr überlässt der bischöfliche

Stadtherr dem Rathe eine gewisse Selbstverwaltung der städtischen

Angelegenheiten. Dabei blieben aber die Städte nicht stehen ;
sie

fühlten sich am Anfänge des 13. Jahrhunderts stark genug, die

bischöfliche Voigtei durch Kauf oder Gewalt an sich zu bringen.

Leberall schwingen sich die Rathmannen, der Bürgermeister an

ihrer Spitze
,
zur eigentlichen Stadtobrigkeit auf. Zuerst das

Besteuerungsrecht, dann die Gerichtsbarkeit, Zoll und Münze und
die übrigen Gerechtsame des Stadtherrn kamen an die Stadt selbst.

Die von jenem eingesetzten Magistrate wurden durch Organe der

Bürgerschaft ersetzt. Der Rath erscheint nun nicht mehr blos in

der Stellung einer Kommunalbehörde, sondern in der Machtvollkom-

menheit einer landesherrlichen Obrigkeit, welche schliesslich sogar

Reichsstandschaft erwirbt.

Diese alten königlichen Bischofsstädte haben das Vorbild ab-

gegeben für alle übrigen Städte, besonders die königlichen Pfalz-

städte und die von Landesherrn gegründeten Städte. Als solche

städtegründenden Geschlechter erscheinen besonders die Zäh-

ringer im Breisgau und Burgund, die Welfen in Niedersachsen.

So wurde im Norden Lübeck in der Mitte des XII. Jahrhunderts

gegründet, dessen Recht und Verfassung Vorbild aller Städtegrün-

dungen an der Küste der Ostsee wurde, während in der Mark Bran-

denburg, wo als erste Städte Stendal und Brandenburg entstanden,

und in Schlesien Recht und Verfassung der alten Bischofsstadt

Magdeburg die weiteste Verbreitung fand. Ueberall, auch auf

dem ehemals slavischen Boden, sind die Stadtgemeinden rein deut-

sche Rechtsbildungen, welche in der altgermanischen Freiheit,

nicht in dem Hofrechte ihre geschichtlichen Wurzeln haben. Die

landesherrlichen Städte bleiben zum Theil unter einer gewissen

Oberhoheit ihrer Fürsten
;
aber auch bei ihnen fand ein wenigstens

theilweiser Erwerb öffentlichrechtlicher Befugnisse statt. Die

Rechte des Landesherrn waren im Mittelalter eng genug begrenzt,

sie bezogen sich regelmässig nur auf die allgemeine Bestätigung des

Stadtrechtes und sonstiger autonomischer Normen, auf Huldigung

und Entrichtung gewisser vertragsmässig übernommener oder her-

kömmlicher Abgaben. So bestand in dieser Zeit in der innern Ver-

fassung der Reichsstädte und der landsässigen Städte kein wesent-
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licher Unterschied. Seit dem Anfänge des 13. Jahrhunderts war

die Stadt, ihrem juristischen Begriffe nach, »eine äusserlich und

innerlich vom platten Lande getrennte Gemeinde
,
mit einer Reihe

wichtiger politischer und kommercieller Vorrechte, einem geschlos-

senen Gebiete, einer besonderen städtischen Gerichtsbarkeit, Selbst-

verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten und Autonomie«.

Anfangs sassen in den Städten wie auf dem Lande rechtlich

verschiedene Menschenklassen nur räumlich nebeneinander, Schöf-

fenbare und Gemeinfreie
,
bischöfliche Ministerialen

,
Hörige des

Fiskus und der Kirche. Durch die Vereinigung der grundherrlichen

und öffentlichen Rechte in der Hand des Immunitätsherrn wuchsen

aber nach und nach die getrennten Menschenklassen zu einer recht-

lichen Einheit, zu einer grossen Immunitätsgemeinde zusammen,

welche in ihren unfreien Elementen das Hof- und Dienstrecht ab-

streiften und zu einer Genossenschaft gleichberechtigter Freier

wurden. Mit dem Grundsatz : »Stadtluft macht frei« entstand ein

gleichheitlich freies Bürgerthum, der Keim unseres modernen

Staatsbürgerthums (S. 392). Damit hängt eine Umgestaltung der

inneren Stadtverfassung zusammen, welche sich überall im 14. und

15. Jahrhundert vollzieht. Nachdem die Städte sich im 13. Jahr-

hundert von der Herrschaft der Stadtherrn emanzipirt hatten, war

an die Stelle der monarchischen Verfassung eine aristokra-
tische der rathsfähigen Geschlechter getreten, welche das Stadt-

regiment inne hatten und davon die unteren Klassen, besonders

die Handwerker, völlig ausschlossen. Diese gewannen in ihren

Zünften
,
Gaffeln oder Aemtern immer mehr an Kraft und Selbst-

bewusstsein; so ist das ganze 14. und 15. Jahrhundert mit den

Kämpfen zwischen Zünften und Geschlechtern ausgefüllt. Wo der

Sieg der Zünfte ein vollständiger war, wurde die Zunftverfassung

zur Stadtverfassung, indem von allen Bürgern Eintritt in eine Zunft

verlangt wurde. Anderwärts wurde dem alten Rathe ein weiterer

von den Zünften gebildeter Rath an die Seite gesetzt, oder es wur-

den Zünftige nach bestimmten Zahlenverhältnissen in den bisheri-

gen Rath aufgenommen. Ueberall aber wurde die Stadtverfassung,

in diesem dritten Stadium ihres Bestandes, mehr oder weniger de-
mokratisirt. Damit hatte sich der Kreislauf der mittelaltrigen

Stadtentwickelung vollzogen.

Auf die Blüthe des deutschen Städtewesens folgte bald sein

Verfall. Der dreissigjährige Krieg zerstörte mit dem Wohlstand
auch die Selbständigkeit der Städte. Die Landesherren began-
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nen seit dem 16. und 17. Jahrhundert den Kampf gegen die Auto-

nomie und Selbstverwaltung der Städte, welche sie der sich zu einer

wahren Staatsgewalt erhebenden Landeshoheit straffer unterzuord-

nen suchten. Seihst viele kleine Reichsstädte wurden zu Land-
städten herabgedrückt. Dabei kam den Landesherm die mehr und
mehr hervortretende innere Verknöcherung der Stadtverfassun-

gen zu Hülfe
,
welche bald auf den kurzen demokratischen Auf-

schwung folgte. Eine engherzige Rathsoligarchie drängte die

Bürgerschaft mehr und mehr von der Theilnahme am Gemeinde-

leben zurück, an die Stelle der Wahl trat die Kooptation, an die

Stelle kurzer Amtsperioden die Lebenslänglichkeit der Magistratur,

das Stadtregiment gewöhnte sich mehr und mehr, die Bürger wie

seine »Unterthanen« zu behandeln. Den so vom Gemeingeist und

Bürgersinne verlassenen Städten gegenüber hatten die Landesherren

meistens leichtes Spiel. An die Stelle der mittelaltrigen Städtefrei-

heit trat ein ausgebildetes staatliches Bevormundungssystem.
Die Stadträthe wurden in die strengste Unterordnung unter die

landesherrlichen Behörden gesetzt. Ihre Ernennung, wie jeder wich-

tige Beschluss derselben bedurfte einer höheren Bestätigung
,
der

städtische Haushalt wurde der strengsten Kontrolle unterworfen,

das Stadtvermögen vielfach als »mittelbares Staatsgut« angesehen.

Besonders konsequent wurde dieses System in den Ländern des bran-

denburgisch-preussischen Hauses durchgeführt, wo die völlig schran-

kenlose Unterordnung unter das Staatsbeamtenthum das selbstän-

dige Leben der Stadt auf ein Jahrhundert erstickte. Den Höhepunkt
erreichte dies büreaukratische Bevormundungssystem unter König

Friedrich Wilhelm I. Auf diesem Standpunkte steht im wesentlichen

noch die Städteordnung des allgemeinen preussischen Landrechtes

(Th. II Tit. 8), welche für die Auffassung des vorigen Jahrhunderts

geradezu als typisch erscheint. Nach diesem Gesetzbuche ist

die Stadt nichts als eine Staatsanstalt, welcher der Staat zur

bessern Erreichung des Staatszweckes die Eigenschaft eine! »pri-

vilegirten Korporation beigelegt hat.« Alle Rechte der Städte wer-

den auf staatliche Verleihung zurückgeführt . Die innere

Gemeindeverfassung wird einer gewöhnlichen Gesellschaftsverfas-

sung gleichgestellt. Die Magistrate werden lediglich als Organe

der Staatsgewalt behandelt, welche vom Landesherrn ernannt

oder wenigstens bestätigt werden. Der Rath ergänzt sich

durch Kooptation. Die Verwaltung des Stadtvermögens wird der

strengsten Staatskontrolle unterstellt, jede irgend erhebliche Ver-
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fügimg über das Stadtvermögen bedarf höherer Genehmigung. Die

Bürger sind dabei von jeder aktiven Theilnahme am Gemeindeleben

so gut wie ganz ausgeschlossen. Am Ende des vorigen und am
Anfänge dieses Jahrhunderts war überall in Deutschland das städti-

sche Gemeindeleben am Punkte seines tiefsten Verfalles angekom-

men. In der Zeit des schwersten Druckes der Fremdherrschaft

geschah in Preussen durch die berühmte Städteordnung
vom 19. Nov. 1808 der entscheidende Schritt zur Wiederbele-

bung des städtischen Gemeinwesens auf freiheitlicher und deut-

scher Grundlage. »Der Freiherr vom Stein ist, indem er hier

den Grund zu Preussens Rettung legte, in tieferem Sinne als König

Heinrich I
,
der blos Festungen bauen konnte

,
der Städteerbauer

von Deutschland geworden.« Während man in den Rheinbundsstaa-

ten zu gleicher Zeit die letzten Reste der städtischen Gemeinde-

freiheit der französischen Theorie des Staatsabsolutismus opferte,

erkannte die preussische Städteordnung vom 19. Nov. 1808 die

Städte zum ersten Male wieder als selbständige Gemeinwesen
an, räumte ihnen die Verwaltung ihrer Angelegenheiten ein, gab

der Bürgerschaft in der Stadtverordnetenversammlung eine einfluss-

reiche Vertretung, betheiligte Stadtverordnete und Bürger in Kom-
missionen und Deputationen an den wichtigsten Aufgaben der städti-

schen Verwaltung und beschränkte die Staatsaufsicht auf das Noth-

wendigste. Die preussische Städteordnung vom 19. Nov.
1808 ist das Vorb il d. aller neuern Städteo rdnunge n in

Deutschland geworden, doch hat man sich selten auf der

Höhe der Anschauungen zu behaupten gewusst, welche diesem

bahnbrechenden Gesetze eigenthümlich ist. Selbst in Preussen be-

zeichnet die revidirte Städteordnung vom 17. März 1831 eher einen

Rückschritt, als einen Fortschritt in der freiheitlichen Entwicklung

der städtischenVerfassung. In Bayern erfolgte am 1 7 . Mai 1818 eine

Gemeindeordnung, in Sachsen eine Städteordnungvom 2. Febr. 1832,

in Württemberg ein Edikt über die Verwaltung der Gemeinden vom
l.März 1822, in Baden eine Gemeindeordnung vom 31.Dec. 1831,

in Kurhessen eine solche vom 23. Okt. 1834. In mehreren dieser

Gesetze hat man nach französischem Vorbilde den naturgemässen

Unterschied zwischen Stadt- und Landgemeinden aufgehoben und
beide ganz gleichen Bestimmungen unterworfen. In Preussen, wie

überhaupt in Norddeutschland, hat man bis jetzt in deutscher Weise

die Verfassung der Städte und der Landgemeinden verschieden be-

stimmt . Bis auf den heutigen Tag gelten in den verschiedenen

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 28



422 I. Das Landesstaatsrecht.

Landestheilen Preussens noch verschiedene Städteordnungen. Die

Städteordnung vom 30. Mai 1853 gilt in allen denjenigen Städten

der Provinzen Preussen
,
Posen, Schlesien, Brandenburg, Sachsen

und Pommern (mit Ausnahme von Neuvorpommern), welche bisher

im Provinciallandtage im Stande der Städte vertreten waren. Die

Städteordnung vom 19. Mai 1856 gilt in denjenigen Städten von

Westfalen, in welchen vorher die revidirte Städteordnung von 1831

in Kraft war. Die Städteordnung vom 15. Mai 1856 gilt für alle

auf dem Provinciallandtage im Stande der Städte vertretenen Ge-
meinden der Rheinprovinz, welche entweder mehr als 10 000 Ein-

wohner haben, oder in welchen die Städteordnung von 1831 einge-

führt war. Die neuerworbenen Länder Hessen -Kassel, Nassau,

Hannover haben ihre alten Städteordnungen bewahrt. Schleswig-

Holstein hat am 14. April 1869 eine neue Städteordnung erhalten,

ebenso Frankfurt a. M. am 25. März 1867. In Neuvorpommern

und Rügen sind die alten Stadtrechte, wie sie auf einzelnen Reces-

sen beruhen, bis auf den heutigen Tag in Kraft geblieben. Seit

Gründung des norddeutschen Bundes sind in mehreren Staaten re-

vidirte Stadt- und Gemeindeordnungen erschienen, welche die

Grundsätze des Gemeinderechtes den neuentstandenen Verhältnissen

anzupassen suchen, z. B. revidirte sächsische Städteordnung vom
24. April 1873, Städteordnung für mittlere und kleinere Städte vom
24. April 1873, für Baden besondere Bestimmungen über die Ver-

fassung und Verwaltung der Stadtgemeinden vom 24. Juni 1874

u. s. w.

§ 162 .

2. Die Stadtverfassung der Gegenwart.

Als nothwendige Grundlagen jeder Ortsgemeinde kommen auch

bei der Stadt in Betracht, in dinglicher Beziehung, ein Territorium,

in persönlicher, ein Inbegriff von Gemeindegenossen.

a) Der Stadtbezirk, das Gemeindegebiet einer Stadt, stellt

das Territorium dar
,
innerhalb dessen die städtische Gemeinde-

gewalt ihre öffentlichrechtlichen Befugnisse ausübt. Wenn derselbe

auch zugleich einen »örtlichen Verwaltungsbezirk« des Staates aus-

macht, so darf doch darüber nie vergessen werden, dass er zugleich

das Territorium eines vom Staate verschiedenen Gemeinwesens bil-

det. Es sollte daher derselbe grundsätzlich nie anders als mit Zu-

stimmung der Stadtgemeinde verändert werden dürfen, doch begnü-

gen sich die neueren Gemeindeordnungen meist mit »der Befragung«
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derselben. Zum Stadtbezirke gehören alle Grundstücke innerhalb

der Stadt, der Vorstädte und der städtischen Feldmark.

b) Alle Einwohner des Stadtbezirkes (mit Ausnahme der

servisberechtigten Militärpersonen des aktiven Dienststandes) gehö-

ren zur Stadtgemeinde. Als Einwohner werden diejenigen betrach-

tet, welche in dem Stadtbezirke
,
nach den Bestimmungen der

Gesetze, ihren Wohnsitz haben. Die Mitgliedschaft der Stadt-

gemeinde berechtigt zur Mitbenutzung der öffentlichen Gemeinde-

anstalten und verpflichtet zur Theilnahme an den Gemeindelasten.

Aus der Zahl der blossen Einwohner ragen die »Bürger« als

die aktiven Mitglieder der Stadtgemeinde hervor, welche

das Recht zur Theilnahme an den städtischen Wahlen und die Be-

fähigungbesitzen, städtische Aemter zu übernehmen und in die städ-

tische Vertretung gewählt zu werden. Damit ist die Verpflich-
tung verbunden

,
Stellen in der städtischen Verwaltung oder eine

Stelle in der Stadtverordnetenversammlung anzunehmen und eine

Zeit lang zu versehen
,
soweit nicht gesetzliche Entschuldigungs-

gründe vorliegen. Für dieses aktive Gemeindebürgerrecht stellen

die Gemeindeordnungen verschiedene Erfordernisse auf, gewöhn-

lich männliches Geschlecht, ein bestimmtes Alter, Selbständig-

keit, Zahlung eines bestimmten Steuersatzes u. s. w. Erworben

wird dieses Aktivbürgerrecht, nach einzelnen Gemeindeordnungen,

durch Verleihung der Gemeinde, wobei die Ertheilung eines

Bürgerbriefes üblich ist, jedoch so, dass die Staatsangehörigen unter

bestimmten Voraussetzungen einen Anspruch aufErwerb dieses Bür-

gerrechtes haben. Anderwärts tritt der Erwerb des Bürgerrechtes

in der Regel von selbst ein
,

sobald alle gesetzlichen Erfordernisse

desselben vorhanden sind. Wer in Folge rechtskräftigen Erkennt-

nisses der bürgerlichen Ehre verlustig gegangen ist, verliert dadurch

auch sein städtisches Bürgerrecht und die Befähigung, dasselbe zu

erwerben, auch geht dasselbe verloren, sobald eines der zur Er-

langung desselben vorgeschriebenen Erfordernisse bei dem bis

dahin Berechtigten nicht mehr zutrifft. Wem durch rechtskräf-

tiges Erkenntniss die Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte zeit-

weilig untersagt ist, der ist, während der dafür im Erkenntniss festge-

setzten Zeit, von der Ausübung des Bürgerrechtes ausgeschlossen.

Nach den meisten Gemeindeordnungen war der Anspruch auf

Armenunterstützung von der ausdrücklichen Verleihung des H ei-

mathsrechtes oder der Gemeindeangehörigkeit abhän-

gig. Nach dem neuesten Reichsgesetze über den Unterstützungs-

2S*
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wohnsitz vom 6. Juni 1870 hat das Heimathsrecht seine wichtigste

Bedeutung verloren, indem der Anspruch auf Armenunterstützung
?

B n te r st ützungs wohnsitz, erworben wird durch zweijährigen

ununterbrochenen Aufenthalt in einem Ortsarmenverbande nach

zurückgelegtem 24sten Lebensjahre, und ebenso verloren geht

durch Erwerbung eines anderweitigen Unterstützungswohnsitzes

und zweijährige ununterbrochene Abwesenheit nach zurückgelegtem

24sten Lebensjahre. Auch andere Rechte sind durch die Reichs-

gesetzgebung unabhängig vom Erwerb des Heimatlisrechtes gestellt,

so das Recht zum Aufenthalte und zur Verehlichung in einer Ge-
meinde, die Befugniss zum Grundstückserwerbe und zum Gewerbe-
betriebe. Dagegen hat das Gemeindebürgerrecht seine

Bedeutung bewahrt, indem aktives und passives Wahlrecht und die

Verpflichtung zur Uebernahme von Gemeindeämtern nach wie vor

damit verknüpft sind.

Für die Frage, ob eine Gemeinde im rechtlichen Sinne Stadt

oder Dorf sei, ist in der Regel ihr historischer Charakter ent-

scheidend. In der städtischen Verfassung treten zwei Organe zu

Tage: 1) ein kollegialischer Stadtrath, Magistrat, be-

stehend aus einem Bürgermeister, dessen Stellvertreter oder einem

zweiten Bürgermeister und einer Anzahl von Stadträthen; 2) das
Kollegium der Stadtverordneten. Nur ausnahmsweise

kommt noch eine Berufung der gesammten Bürgerschaft vor. Sonst

ist in allen neueren Städteverfassungen das Repräsentativ-
system angenommen. »Die Bürgerschaft wird in allen Angele-

genheiten des Gemeinwesens durch Stadtverordnete oder Depu-

tate vertreten, sie ist befugt, dieselben aus ihrer Mitte zu wählen..

Von allen der Stadtgemeinde beigelegten oder derselben sonst zu-

stehenden Rechten wird einzig und allein die Stadtverordnetenwahl

von der Stadtgemeinde in ihrer Gesammtheit ausgeübt.« An die

Stelle der alten Bürgerversammlung ist jetzt überall ein gewählter

kollegialischer Ausschuss getreten
,
welcher sich als ein im Namen

der Gesammtheit die Gemeinde vertretendes Organ darstellt.

Der Magistrat ist die Stadtobrigkeit; alle Einwoh-

ner sind ihm Gehorsam schuldig
,

soweit er sich innerhalb seiner

gesetzlichen Befugnisse bewegt. Im Gegensätze zur Stadtverord-

netenversammlung
,
deren Thätigkeit wesentlich eine berathende,

beschliessende und kontrollirende ist, ist er vorzugsweise eine Voll-

zugsbehörde. Der Magistrat hat als Ortsobrigkeit und Gemein-

deverwaltungsbehörde regelmässig folgende Geschäfte : a) die
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Gesetze und Verordnungen
,
sowie die Verfügungen der Vorgesetz-

ten Behörden auszuführen, b) die Beschlüsse der Stadtverordneten-

versammlung vorzubereiten und, sofern er sich mit denselben ein-

verstanden erklärt, zur Ausführung zu bringen
,

c) die städtischen

Gemeindeanstalten zu verwalten, beziehungsweise zu beaufsichtigen,

g) die Urkunden und Akten der Stadtgemeinde aufzubewahren (Ar-

chivrecht), h) die Stadtgemeinde nach aussen zu vertreten und Na-

mens derselben mit Behörden und Privatpersonen zu verhandeln,

i) die städtischen Gemeindeabgaben und Dienste nach den Gesetzen

und Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung auf die Ver-

pflichteten zu vertheilen und die Beitreibung derselben zu be-

wirken, k) in jedem Jahre der Stadtverordnetenversammlung den

Etat des Stadthaushaltes zur Genehmigung vorzulegen und nach

Ablauf des Etatsjahrs derselben über die Verwaltung und den Stand

der städtischen Gemeindeangelegenheiten vollständigen Bericht zu

erstatten.

Die Beschlüsse des Magistrates werden nach Stimmenmehrheit

gefasst, bei Stimmengleichheit ist die Stimme des Vorsitzenden

regelmässig entscheidend. Von dieser kollegialen Organisation des

Magistrats macht die Städteordnung der preussischen Eheinprovinz

eine Ausnahme, wo die gesammte Gewalt der Stadtobrigkeit in den

Händen eines Bürgermeisters büreaukratisch zusammengefasst ist,

welcher zugleich stimmberechtigter Vorsitzender der Stadtverord-

netenversammlung ist.

Die Stadtverordnetenversammlung ist eine beschlies-

sende und kontrollirende
,
keine exekutive Behörde, sie darf daher

ihre Beschlüsse nie selbst zur Ausführung bringen, sie hat über alle

Angelegenheiten der Stadtgemeinde zu beschliessen, soweit

dieselben nicht ausschliesslich dem Magistrat oder dem Bürgermei-

ster überwiesen sind; ihre Zustimmung ist zur Aufstellung des

Haushaltsetats
,
zu wichtigen Akten der Vermögensverwaltung und

zum Erlasse von Ortsstatuten erforderlich
;

sie hat die gesammte

Verwaltung der Stadt und der städtischen Stiftungen zu kontrolli-

ren, sie ist in Folge dessen befugt, von der Ausführung ihrer Be-

schlüsse und derVerwendung aller städtischen Gemeindeeinnahmen
Kenntniss zu nehmen, sie kann zu diesem Behufe Einsicht der

Akten verlangen
,
und Ausschüsse aus ihrer Mitte ernennen, auch

steht ihr die Betheiligung bei Revision der städtischen Kassen zu.

Zur Beseitigung von Streitigkeiten zwischen beiden Kollegien

sind bisweilen gemeinsame Sitzungen angeordnet. Abgesehen
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von einzelnen Ausnahmen werden alle städtischen Gemeindeämter

durch Wahl besetzt. Die Wahl der Stadtverordneten erfolgt

überall durch die Bürgerschaft, die der Magistratsmitglieder entwe-

der auch durch die Bürgerschaft oder durch die Stadtverordneten

;

für die Wahl des Bürgermeisters wird hie und da aus Magistrat und

Stadtverordneten ein besonderes Wahlkollegium gebildet. Die

Wahl der Stadtverordneten erfolgt regelmässig auf 3— 6, die der

Magistratsmitglieder auf 6— 12 Jahre. In grösseren Städten pflegt

wenigstens der erste Bürgermeister— bisweilen auch der zweite und
eine Anzahl von Stadträthen— besoldet zu sein. Solche besoldete

Berufsheamten können auch auf Lebenszeit, mit Pensionsanspruch,

angestellt werden.

Grössere Städte sind gewöhnlich in Distrikte oder Quar-
tiere eingetheilt, an deren Spitze Bezirksvorsteher stehen, welche

den [Magistrat in der Ausübung seiner Funktionen zu unterstützen

haben.

C. Die Landgemeinden 1
.

§ 163.

1) Geschichtliche Entwicklung derselben.

Zur Zeit der Karolinger war in Deutschland noch die freie

Bauern- und Dorfgemeinde vorherrschend. Aber seit Karl dem
Grossen, welcher durch seine Gesetze vergeblich die kleinen Freien

gegen die Willkür der Grossen zu schützen versucht hatte
,

siegte

die Grundherrlichkeit immer mehr über den kleinen freien Grund-

besitz. Die Rechtlosigkeit unter den späteren Karolingern, welche

1 G. L. v. Maurer, Einleitung zur Geschichte der Staats-, Hof-, Dorf-

und Stadtverfassung und der öffentlichen Gewalt. München 1854. Derselbe,
Geschichte der Markenverfassung in Deutschland. Erlangen 1856. Der-
selbe, Geschichte der Fronhöfe, der Bauernhöfe und der Hofverfassung in

Deutschland. 4 Bde. Erlangen 1862— 63. Derselbe, Geschichte der Dorf-

verfassung in Deutschland. 2 Bde. Erlangen 1865— 66. (B. II berücksichtigt

auch die neueren Dorfverfassungen). G. Landau, Die Territorien in Bezug

auf ihre Bildung und Entwicklung. Hamburg 1854. F. Thudichum, Die

Gau- und Markverfassung in Deutschland. Giessen 1860. C. Stüve, Wesen
und Verfassung der Landgemeinden und des ländlichen Grundbesitzes in Nie-

dersachsen und Westfalen. Jena 1851. v. Haxthausen, Die ländliche Ver-

fassung in den einzelnen Provinzen der preussischen Monarchie. Königsb. 1839.

Lette

,

Die ländliche Gemeinde- u. Polizeiverfassung in Preussens östlichen u.

mittleren Provinzen nebst einem Entwurf zu derselben. Berlin 1848. Der-
selbe, Die Landgemeindeordnung für die sechs östlichen Provinzen. Berlin

1867. E. v. Möller, Landgemeinden u. Gutsherrschaften nach preussischem

Recht. Breslau 1865.
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die kleineren Gemeinfreien antrieb
,

ihr Eigenthum dahinzngehen

und sich in den Schutz eines Grossen zu flüchten, erweiterte

die Grund he rrschaften immer mehr. Ueherall schieden die

Grundherrn mit ihren Besitzungen aus dem Verbände der Dorf-

genossenschaft aus
,
welche sich nur auf die Besitzer bäuerlicher

Güter beschränkte. Die deutsche Landgemeinde wurde
von nun an zur reinen Bauerngemeinde, welche überall

von wesentlich gleicher Organisation war. Die Dorfgemeinde war

eine Genossenschaft, welche auf Markgemeinschaft beruhte, wo das

wirthschaftlich-privatrechtliche Element der Flurgemeinschaft mit

dem öffentlich-rechtlichen einer Rechts- und Friedensgenossenschaft

verbunden war. Immer mehr trat indessen das persönliche
Element der Genossenschaft gegen das dingliche des Grund-

besitzes zurück. Ohne Hufenbesitz war ein Vollbauernrecht im
Dorfe nicht denkbar. Die Landgemeinde wurde, besonders in den

östlichen Theilen Deutschlands, immer mehr zur Realgemeinde,
wo die Gemeindemitgliedschaft auf dem Besitze eines geschlosse-

nen Bauerngutes beruhte. Als durch Theilung entstandene klei-

nere Besitzungen unter das Maass der altenBauernhufe herabsanken,

gab es neben den Vollbauern (Huber, Vollspänner) minder-
berechtigte Genossen (Halbbauern, Halbspänner, Antheils-

bauern)
,

deren Rechte und Pflichten in der Gemeinde sich nach

der Grösse ihres Grundbesitzes richteten. Nur selten entwickelte

sich in den Landgemeinden im Mittelalter ein repräsentatives Or-

gan, ein Gemeinderath, wie in den Städten. Gewöhnlich erschien

die Versammlung aller vollberechtigten Genossen als Gemeinde-

versammlung
,

in welcher regelmässig das Princip der Stimmen-

mehrheit zur Anwendung kam. (Sachsensp. II, 55, Schwabensp.

Lassb. c. 214). Hier wurden, wie in der alten Volksgemeinde, alle

wichtigeren Angelegenheiten abgemacht; es wurde Urtheil gefun-

den und Recht gewiesen, Beamten gewählt, autonomische Satzun-

gen aufgestellt, über Annahme neuer Genossen entschieden. Ueber-

all wurden die laufenden Geschäfte durch einen Gemeinde-
vorstand besorgt, welcher unter dem Namen Bauermeister,

Ortsrichter, judex loci
,
Schultheiss, Schulze vorkommt. Als Be-

vollmächtigter und Stellvertreter der Gemeinde, als Richter der

Dorfgenossen, Vollstrecker der Gemeindebeschlüsse wurde er in

allen freien Bauergemeinden im Mittelalter erwählt; in den

grundherrlichen Dörfern dagegen, namentlich in den auf slavischem

Kolonialboden entstandenen deutschen Gemeinden, von der Herr-
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schaft gesetzt oder sein Amt an ein Gut, die Erbschultisei, das Schul-

zenlehen, geknüpft.

Seit dem 16. Jahrhundert wurden durch herrschaftliche oder

obrigkeitliche Beamten die alten genossenschaftlichen Gemeinde-

vorstände in Deutschland verdrängt oder wenigstens neben den

herrschaftlichen Beamten in eine untergeordnete Stellung gebracht.

Mit wenigen Ausnahmen wurde der Bauernstand überall in

Deutschland in eine mehr oder minder strenge Leibeigenschaft hin-

abgedrückt. Seit seinem furchtbaren Unterliegen im Bauernkriege

biisste er auch seine letzten, unter der Grundherrlichkeit noch viel-

fach gewahrten Rechte, Autonomie, Selbstverwaltung und Selbst-

gerichtsbarkeit innerhalb der ländlichen Gemeinden ein. Noch
weiter brachte ihn dann die Verwüstung des dreissigjährigen Krie-

ges politisch und wirthschafdich herab. In dieser Zeit wurden die

Allmenden, die alten genossenschaftlichen Gemeindegüter, viel-

fach von den Landesherrn als Eigenthum in Anspruch genommen
und den Gemeindegliedern höchstens noch Nutzungsrechte daran

gelassen. Die genossenschaftlichen Elemente der Recht-

sprechung, welche früher auch in den hofrechtlichen Gemeinden

vorhanden gewesen waren, wurden beseitigt ; an ihre Stelle traten

landesherrliche Untergerichte oder gutsherrliche Patrimonialge-

richte
,
welche die alten Dorf- und Bauerngerichte vollständig ver-

schlangen. An die Stelle der Gemeindeautonomie trat die Oktroyi-

rung alles Rechtes durch die Staatsgewalt. Seit dem 17. und 18.

Jahrhundert wurden von den Landesherrn Dorf- und Markordnun-

gen der eingreifendsten Art erlassen, ohne die Gemeinden über deren

Inhalt irgendwie zu befragen. Die Schulzen und Dorfrichter, welche

vom Landesherrn oder von der Gutsherrschaft gesetzt wurden,

galten jetzt als »Unterbediente« des Staates. Jeder erhebliche Ge-

meindebeschluss wurde von der obrigkeitlichen Genehmigung ab-

hängig gemacht, der Gemeindehaushalt der strengsten Kontrolle

unterworfen
;
die Gemeindeversammlungen durften nur noch von der

Obrigkeit einberufen werden. Aufnahme und Niederlassung neuer

Gemeindemitglieder wurde Sache der Obrigkeit, das Ortsbürger-

recht wurde von oben herab geordnet. Damit vollzog sich vielfach

die Trennung der sich abschliessenden Realgemeinde der alten

vollberechtigten Hufenbesitzer von der neuentstehenden politischen

Gemeinde. Jene bestand daneben als eine privatrechtliche Korpo-

ration der Nutzungsberechtigten fort
,
während die politische Ge-

meinde wesentlich nur als Staatsanstalt, »als Unterabtheilung des
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Staates« aufgefasst wurde. In viel höherem Grade als die Stadt-

gemeinde, welche sich aus sich selbst heraus zu einer öffentlich-

rechtlichen Korporation entwickelt hatte, ist die heutige poli-

tische Landgemeinde Produkt der S taat sgese tzgebung
des 18. und 19. Jahrhunderts; sie ist von obenher zu administra-

tiven Zwecken geschaffen worden. (Gierke a.a.O.§ 57.) Die Kodifi-

kation der Dorfverfassung in der II.Abth. des VII.Titels des II.Theiles

des allgemeinen preussischen Landrechtes ist als der typische Aus-

druck der allgemeingültigen Auffassung des ländlichen Gemeinde-

rechts im vorigen Jahrhundert anzusehen. Dieselbe gilt noch bis

auf den heutigen Tag als subsidiäres Recht für die sechs östlichen

Provinzen der preussischen Monarchie
;
denn nachdem die für Stadt

und Land zugleich gegebene preussische Gemeindeordnung vom
11. März 1850 im Beginn ihrer Ausführung sistirt worden war, sind

nur für die Rheinprovinz und Westfalen Landgemeindeordnungen

erschienen, beziehentlich reaktivirt
;
während in den östlichen Pro-

vinzen nur das unvollständige und in den Verfassungsbestimmungen

subsidiäre Gesetz vom 14. April 1856 publicirt worden ist. In

den neuerworbenen Landestheilen sind die Landgemeinden theils

nach älteren Gesetzen (Nassau, Kurhessen, Hannover), theils durch

die Gesetze des Jahres 1867 (Schleswig -Holstein) erheblich bes-

ser gestellt, als in den alten Provinzen. Ebenso ist in den meisten

andern deutschen Staaten theils schon in den dreissiger Jahren,

theils seit 1848 der Anfang zu einer Regeneration der Landgemein-

den im Sinne freierer Selbstbewegung gemacht
,
ohne dass sie die

Spuren des frühem Bevormundungssystems bereits vollständig ab-

gestreift hätten.

§ 164 .

2) Gegenwärtige Verfassung der Landgemeinden.

Diejenige Ortsgemeinde, welche nach den Grundsätzen der

Landgemeindeordnung organisirt ist, ist eine Landgemeinde. Die

dingliche Grundlage jeder Landgemeinde ist der Gemeinde-
bezirk. In verschiedenen Theilen Deutschlands, besonders den
östlichen Provinzen Preussens, stehen den Gemeindebezirken die

selbständigen Gutsbezirke gegenüber. Für den Bereich

eines solchen ist der Gutsbesitzer zu allen Pflichten und Leistungen
verbunden

,
welche den Landgemeinden für ihren Gemeindebezirk

obliegen, und hat die obrigkeitlichen Befugnisse und Pflichten des
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Gemeindevorstandes in Person oder durch einen stellvertretenden

Gutsvorsteher auszuüben.

Einwohner des Gemeindebezirkes sind diejenigen Perso-

nen, welche innerhalb desselben ihren Wohnsitz haben. Das

Gemeinde recht im eigentlichen Sinne besteht dagegen in der

Befugniss, an den öffentlichen Angelegenheiten der Landgemeinde,

in der durch die Gemeindeverfassung geordneten Weise, theilzu-

nehmen, also in der Fähigkeit, in den Gemeindeangelegenheiten zu

stimmen, zu Gemeindeämtern zu wählen und eine Stelle in der Ge-
meindeverwaltung anzunehmen. Diejenigen Gemeindemitglieder,

welchen das Gemeinderecht zusteht, heissen Gemeindeberech-
tigte-, Stimmberechtigte, Meistbeerbte u. s. w. Wo
noch die alten Grundsätze sich erhalten haben, sind nur dieje-

nigen aktive Mitglieder der Gemeinde, welche Grundstücke in der-

selben besitzen. Hier sind die Gemeindemitglieder, hinsichtlich

ihrer Theilnahme am Stimmrecht, nicht selten in verschiedene Klas-

sen mit verschiedener Abstufung der Stimmen getheilt (Vollbauern,

Halbbauern u. s. w.). Hier entscheidet meist die besondere
Ortsverfassung, welche auf Statut oder Gewohnheit beruht

.

So in den östlichen Provinzen der preussischen Monarchie.

Nach den neueren Gemeindeordnungen ist, wie in den Stadt-

gemeinden, das Gemeinderecht gesetzlich festgestellt, wobei ein ge-

wisser, meist niedriger Census die ganz Vermögenslosen auszu-

schliessen pflegt. Das allgemeine, unterschiedslose Stimmrecht zeigt

sich im Gebiet des Gemeindewesens besonders bedenklich, da es

sich hier meist um wirthschaftliche Angelegenheiten handelt, de-

ren Kosten wesentlich von den Vermögenden zu tragen sind.

Die Verfassung der Landgemeinden ist viel einfacher, als die

der Städte. Hier steht kein kollegialischer Magistrat, sondern ein

einzelner Gemeindevorsteher (Schultheiss, Schulze) an der Spitze,

welchem man unpassender Weise in neueren Gemeindeordnungen den

Namen Bürgermeister beigelegt hat. Derselbe besitzt alle Verwal-

tungsbefugnisse innerhalb der Gemeinde und wird in Ausübung

seiner Funktionen von einem oder einigen Gehülfen (Schöffen) un-

terstützt, welche ihn auch im Falle der Verhinderung zu vertreten

haben. Die Verrichtungen, welche in den Städten den Stadtver-

ordneten zukommen
,

liegen in den Landgemeinden entweder in

den Händen eines gewählten Gemeinderathes oder Gemeindeaus-

schusses oder in denen der Gemeind evers am mlung, d. h. der

Zusammenkunft aller Gemeindeberechtigten. Auch da, wo ein
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Gemeindeausschuss besteht
,
wird für wichtigere Angelegenheiten

häufig noch ein Beschluss der ganzen Gemeindeversammlung ge-

fordert. Nach den neueren Gemeindeordnungen haben auch die

Landgemeinden das Recht, die Gemeindeämter durch Wahl zu

besetzen, meistens jedoch unter Bestätigung der Behörde. Die Er-

nennung des Schulzen und der Schöffen durch die Staatsbehörde

oder den Gutsherrn ist jetzt überall, auch in den östlichen Provin-

zen Preussens beseitigt. (Kreisordnung vom 13. December 1872

§ 36.) Ebenso ist die Verknüpfung des Schulzenamtes mit gewis-

sen Gütern aufgehoben.

So lässt sich allerdings in dem letzten Menschenalter ein be-

deutsamer Fortschritt in der Befreiung der Landgemeinden erken-

nen. Aber der Verfassung der Landgemeinden droht eine an-

dere Gefahr in der Anwendung schablonenhafter Theorien, welche

die realen Grundlagen der geschichtlich gegebenen deutschen Dorf-

verfassung ganz verkennen. Ueberhaupt lässt sich die Dorfge-

meinde mit ihren einfachen, meist aufLandwirthschaft gegründeten

Besitzverhältnissen nie zu einem so abgeschlossenen Körper der

Selbstverwaltung gestalten
,
wie die Stadt mit ihren mannigfachen

wirtschaftlichen Elementen und ihrem geistig bewegteren Leben.

Es war ein Irrthum des Jahres 1848, dass man jedem Dorfe eine

künstlich schablonenhafte Verfassung mit einem Dorfparlamente

geben, dass man im Grunde ein hinterpommersches Kathendorf

nach denselben Grundsätzen konstruiren wollte wie die Stadt Ber-

lin. Eine vernünftige Landgemeindeordnung darf nur die allge-

meinsten Grundzüge enthalten und muss dem Ortsstatut eine weit-

gehende Freiheit der Bewegung gestatten. Vor allem darf aber der

Gesetzgeber nie aus den Augen lassen
,
dass unser deutsches Dorf

nur selten zur Entwicklung eines in sich abgeschlossenen, sich

selbst genügenden Gemeindelebens die ausreichenden Elemente bie-

tet, sondern dass die ländliche Gemeinde in höherem Maasse, wie

die städtische
,
ihre Ergänzung in höheren Körpern der Selbstver-

waltung finden muss.
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II. Von clen Kommunalverbänden höherer Ordnung 1

.

§ 165.

Im Allgemeinen.

Schon in den vergangenen Jahrhunderten gab es über den Orts-

gemeinden Verbände höherer Ordnung, Landschaften, Kreise, in wel-

chen mehrereOrtsgemeinden zu einer Einheit zusammengefasstwaren.

Besonders behaupteten auch frühere Fürstentümer
,
Herrschaften,

welche einem grösseren Staatsganzen einverleibt waren, oft noch lange

die Selbständigkeit eines eigenen kommunalen Verbandes. Im 18.

Jahrhundert wurden aber diese Verbände immermehr ihrer selbstän-

digen Befugnisse entkleidet und zu blossen staatlichen Verwaltungs-

bezirken herabgedrückt. Erst in diesem Jahrhundert begann man die

hohe Bedeutung einer selbständigen kommunalen Organisation wie-

der zu würdigen, und vor allem war es der schöpferische staatsmän-

nische Genius des Freiherrn vom Stein, welcher eine Wieder-

belebung der altgermanischen Grundlagen des Gemeindelebens ins

Auge fasste. Seine oben erwähnte Städteordnung vom 19. Nov.

1808 sollte nur ein Glied in dem gross gedachten Aufbau des verjüng-

ten Staatswesens sein . Der Stadtgemeindeordnung sollte eine Landge-

meindeordnung. dieser eine vollständige Reorganisation der Kreis-

und Provincialverfassung folgen
,

in welcher, neben und mit dem
Berufsbeamtenthum, auch die Organe der Selbstverwaltung in weit-

gehenderWeise an der Ausübung obrigkeitlicher Funktionen bethei-

ligt werden sollten. Aber die Gesetzgebung Stein
1

s blieb ein Torso.

Keiner seiner Nachfolger konnte sich zur Gedankenhöhe dieses

Staatsmannes erheben.

Die Einrichtungen aus der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts

in verschiedenen deutschen Staaten schlossen sich mehr an die

französische Schablone, als an das Stein
1

sehe Vorbild an. Die Ver-

tretungen der neugeschaffenengrösseren Kommunalverbände nahmen
mehr die Stellung eines französischen berathenden Conseil ein; eine

1 Vergl. darüber besonders mein preussisches Staatsr. B. II. § 1 46 ff.

S. 63. O. Gierke, a. a. O. § 59. G. Meyer, a. a. O. S. 292 § 115. Für
Preussen: M. v. Br auchits ch

,
Die Organisationsgesetze der innern Verwal-

tung. Berlin 1876. II (Supplementband) 1877. Marcinowski, Die Kom-
munalverwaltung in den östlichen Provinzen des preussischen Staates. Zeitschr.

für Gesetzgebung und Praxis des öffentlichen Rechtes III. Jahrg. 1877. S. 337ff.

S. 453 f. S. 565 ff.
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Entscheidung hatten sie höchstens bei der Verwaltung des Kommu-
nalvermögens und gewisser Anstalten, dagegen war die ganze obrig-

keitliche Verwaltung in den Händen des besoldeten Berufsbeamten-

thums konzentrirt. In dieser Richtung erfolgte auch die Provincial-

und Kreisgesetzgebung in Preussen in den zwanziger Jahren, in

welcher sich die Allgewalt der Bureaukratie mit einer völlig anti-

quirten feudalständischen Zusammensetzung machtloser Vertre-

tungskörperwunderlich verquickte. Zu dem Grundgedanken Stein’s,

die kommunalen Organe bei der Ausübung obrigkeitlicher Befug-

nisse soweit wie möglich zu betheiligen, ist erst die Reformgesetz-

gebung der letzten Jahrzehnte zurückgekehrt. Das Jahr 1848 hat

zwar in dieser Beziehung manche durchaus richtige Postulate auf-

gestellt
,
aber es war viel zu sehr von der schablonenhaften Theorie

des französischen Radikalismus und undeutscher Nivellirungssucht

durchdrungen, um bleibende Schöpfungen auf diesem Gebiete her-

vorzubringen. Von diesem Vorwurfe ist auch die preussische Kreis-,

Bezirks- und Provincialordnung von 11. März 1850 nicht freizuspre-

chen, welche schon vor ihrer Ausführung wieder ausser Kraft gesetzt

wurde. Es bedurfte erst einer längeren Gedankenarbeit und grös-

seren politischen Reife, wissenschaftlicher Vertiefung und prakti-

scher Erfahrung, um auf diesem Gebiete lebensfähige Einrichtungen

zu schaffen. Bahnbrechend ging hier Baden durch sein Gesetz

vom 5. Oktober 1863, die Organisation der inneren Verwaltung be-

treffend, voran. Vor allem aber nahm Preussen seit Gründung des

norddeutschen Bundes die Reorganisation der Kommunalverbände
höherer Ordnung in grossem Style in die Hand. Als das gelungen-

ste Werk kann in dieser Beziehung die Kreisordnung vom 13. Dec.

1872 betrachtet werden, welche den Kreisverband zu einem bedeut-

samen Körper der Selbstverwaltung erhebt. Den preussischen Re-

formgesetzen dieser Zeit sind die Einrichtungen nachgebildet, welche

seitdem im Königreich Sachsen, Grossherzogthum Hessen und Her-

zogthum Braunschweig geschaffen worden sind.

Als Kommunalverbände höherer Ordnung bauen sich über den

Ortsgemeinden und übereinander auf : Sammt- und Amtsgemeinden,

Kreisverbände, Provinzen.

§ 166.

1) Die Sammtgemeinden und Amtsgemeinden.

Die grösste Mannigfaltigkeit besteht hinsichtlich der zwischen

der Ortsgemeinde und dem Kreise in der Mitte stehenden Kommu-
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naiverbände. In verschiedenen Theilen Deutschlands giebt es

sogenannte Sammtgemeinden, zu welchen mehrere Gemein-

den. deren jede zur Erreichung des Gemeindezweckes für sich un-

zureichend ist, für alle oder einzelne Zwecke, ohne Aufhebung der

Gemeindeeigenschaft der engern Gemeinde
,
verbunden sind

;
sie

haben durchaus dieselbe rechtliche Natur wie die Ortsgemeinde.

Dahin gehören die in Schleswig-Holstein fortbestehenden Sammt-
kommunen, die oldenburgischen Kirchspiele, welche sich inBauer-

schaften gliedern. Als solche erweiterte Ortsgemeinden können

auch die Amtsgemeinden von Westfalen und die Bürger-
meistereien der preussischen Rheinprovinz betrachtet werden . Amt
und Bürgermeisterei sind zunächst staatliche Verwaltungsbezirke

;

daneben bilden sie aber zugleich »in Ansehung solcher Angelegen-

heiten, welche für alle zu demAmte oder der Bürgermeisterei gehö-

rigen Gemeinden ein gemeinsames Interesse haben, einen Kommu-
nalverband mit den Rechten einer Gemeinde«. In der Provinz

Hannover haben sich die Aemter erhalten
,
welche nicht bloss

Landgemeinden, sondern auch die sogenannten amtssässigen Städte

umfassen, an der Spitze steht ein besoldeter Berufsbeamter, der

Amtshauptmann
,

als Vertretung der Bevölkerung besteht in jedem

Amte eine Amtsversammlung; auch im Regierungsbezirk Wies-

baden ist die nassauische Amtsverfassung erhalten. In den östlichen

Provinzen Preussens, wo bis zum Jahre 1872 zwischen den Orts-

gemeinden und dem Kreise jedes Mittelglied fehlte, zerfallen jetzt

die Kreise in Amtsbezirke, welche aus einer oder mehreren

Landgemeinden, beziehungsweise Gutsbezirken bestehen. Der

Amtsvorsteher wird auf Grund einer vom Kreistage aufzustellenden

Liste der dazu befähigten Personen durch den Oberpräsidenten er-

nannt. Ihm steht die Verwaltung der Polizei und anderer staat-

licher Angelegenheiten zu. Der Amtsausschuss, welcher sich

aus den Gemeindevorstehern, den Besitzern der selbständigen Guts-

bezirke und, wenn nothwendig, aus besonders gewählten Mitgliedern

zusammensetzt
,

hat die Ausgaben des Amtsbezirkes zu bewilligen

und zu kontrolliren, sowie beim Erlasse von Polizeiverordnungen

mitzuwirken. Die weitere Ausfüllung der Amtsbezirke mit kom-

munalem Inhalte ist jedoch lediglich der freien Entschliessung der

zugehörigen Gemeinden und Gutsbezirke Vorbehalten.

Eine sehr eigenthümliche Stellung nehmen die Oberämter
in Württemberg ein, welche hier

,
als seltene Ausnahme von den

allgemeinen deutschen Zuständen, einen Stadt und Land verbinden-
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den Kommnnalverband seit Jahrhunderten ausgebildet und erhalten

haben. Nach der im Jahre 1822 ihnen gegebenen neuen Einrich-

tung sind sie Korporationen, welche lediglich von den Gemeinden

des Amtsbezirkes gebildet werden. Die Amtskörperschaft wird

vertreten durch die aus Abgeordneten der Amtsgemeinden, und zwar

theils aus ihren ersten Vorstehern, theils besonderen Deputirten der

Gemeinderäthe zusammengesetzte
,
vom Oberamtmann geleitete

Amtsversammlung. Das Oberamt ist ein staatlicher Verwal-

tungsbezirk
,
verbindet aber damit die Stellung einer kommunalen

Körperschaft. In manchen kleineren Staaten kommen solche Amts-

gemeinden noch in verschiedenartiger Gestalt und Kompetenz mit

mehr oder weniger entwickeltem kommunalen Charakter vor
;
so in

Sachsen-Meiningen, Verfassungurkunde 1829 §24 : »Die Ge-

meinden eines Amtes bilden eine Amtsgemeinde zu gemeinschaft-

licher Besorgung der dazu bestimmten Angelegenheiten«
;

so in

Oldenburg, revidirte Verfassungsurkunde 1852 A . 73 : »Die Ge-

meinden eines bestimmten Bezirkes sollen zu einem grösseren Ver-

bände zusammentreten
,
dessen Verfassung möglichst nach densel-

ben Grundsätzen und Grundlagen, wie die Verfassung jener geord-

net wird.« Eine besonders freie Stellung nehmen die Amtsgemeinden

Braunschweigs ein (Braunschweigische Landgemeindeordnung vom
19. März 1850 § 129—160), welche durch die für jedes Amt von den

Gemeinderäthen gewählten Amtsräthe vertreten werden. Als ein

»selbständiges Organ der dem Amte angehörigen Gemeinden für alle

Angelegenheiten
,
welche sich über die Grenzen der einzelnen Ge-

meinden erstrecken, aber nicht als allgemeine Angelegenheiten be-

trachtet werden können , « bringen diese Amtsräthe die Rechtsper-

sönlichkeit der Amtsgemeinde, im privaten, wie im öffentlichen

Rechte, zur Erscheinung; sie können im Namen des Amtsverbandes

gültige Beschlüsse fassen
,
Umlagen und Lasten auferlegen, Anlei-

hen aufnehmen und sonstige Rechtsgeschäfte abschliessen, sie .haben

bei der Aufsicht des Staates über die Ortsgemeinden mitzuwirken

und in gesetzlich bestimmten Fällen die Entscheidung zu geben und

Zustimmung zu ertheilen
,

sie verwalten das Amtsarmenwesen und

nehmen an der Landespolizei Theil. (Gierke, a. a. O. S. 800.)

In dieser Organisation der nächst höheren Verbände über den Orts-

gemeinden, so unvollkommen sie hie und da noch sind, zeigen sich

zukunftsreiche Keime eines erweiterten selbständigen Kommunal-
lebens

,
in welchem besonders unsere kleinen, in ihrer Isolirung
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lebens- und leistungsunfähigen Landgemeinden immer mehr ihre

Ergänzung finden werden.

§ 167.

2) Die Kreisverbände.

Im preussischen Staate sind hei weitem die wichtigsten Mittel-

glieder zwischen der Ortsgemeinde und der Staatsgesammtheit die

Kreisverbände. Die Wiege des preussischen Staates, die Mark
Brandenburg, ist auch die der Kreisverbände. Dieselben sind

aus den alten Kreiskonventen der adligen Rittergutsbesitzer her-

vorgegangen und nach und nach auf alle übrigen Gebietstheile der

Monarchie übertragen worden. Die Rittergutsbesitzer eines Krei-

ses bildeten seit uralter Zeit eine ständische Körperschaft, an deren

Spitze, als Vorsteher und Verwalter ihrer kommunalen Angelegen-

heiten, der von ihnen erwählte Landrath stand. Seit dem
dreissigjährigen Kriege übertrug der Landesherr den Landräthen auch

seine Staatsgeschäfte
,

sie wurden zugleich zu landesherrlichen Be-

amten für das platte Land gemacht; dagegen traten den so in

die Doppelstellung vonKreisvertretern und Staatsbeamten gebrach-

ten Landräthen gewählte Kreisdeputirte zur Seite, theils als Gehül-

fen, theils als Vertreter der ständischen Kreiskörperschaft. Bei der

Neuorganisation im Jahre 1815 wurden die Kreise als staatliche

Verwaltungsbezirke beibehalten, ihnen aber auch die Städte einver-

leibt
,
zugleich wurden dieselben als besondere, durch den Kreistag

zu vertretende Korporationen anerkannt, in welchen neben der

Ritterschaft auch die Städte und Landgemeinden
,
wenn auch in

ungenügender Weise, vertreten waren. Die allgemeine Durchfüh-

rung dieser Kreisverfassung erfolgte in den Jahren 1825—28 durch

acht provincielle Kreisordnungen in den acht damaligen Provinzen

.

Nachdem die oben erwähnte »Kreis-, Bezirks- und Provincialordnung

vom 11. März 1850« wieder beseitigt war, wurde die ältere Kreis-

verfassung wieder hergestellt und stand bis zur Durchführung der

neuesten Kreisordnung vom 13. Dec. 1872 in Kraft, welche jedoch

nur in den fünf östlichen Provinzen (mitAusnahme von Posen) ein-

geführt wurde. Diese bezeichnet einen bedeutsamen Fortschritt

auf der Bahn der Selbstverwaltung. Während nach den älteren

Kreisordnungen alle obrigkeitlichen Befugnisse in den Händen der

Staatsbeamten und Staatsbehörden lagen und die kommunalen Or-

gane auf die Verwaltung des kommunalen Vermögens und der kom-

munalen Anstalten
,

die Abgabe von Gutachten
,

die Anbringung
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von Petitionen und Beschwerden beschränkt waren
,

huldigt die

neue Kreisordnung dem Gedanken der Selbstverwaltung dadurch in

ausgiebiger Weise, dass sie die kommunalen Elemente nicht blos

bei der Vermögensverwaltung
,
sondern auch bei der Ausübung der

wuchtigsten obrigkeitlichen Befugnisse betheiligt. Wenn die Kreise

bisher Korporationen zur Erfüllung einzelner, innerhalb be-

stimmter Grenzen eingeschränkter öffentlicher Zwecke waren, über-

all mehr mit passiver Leistungspflicht, als aktiver Selbstbestimmung,

so sind sie jetzt fortgebildet »zu vollen Kommunalverbän-
den aller Kreisgemeinden behufs Selbstverwaltung ihrer eigenen

Angelegenheiten, wie zur Erfüllung staatlicher Aufgaben
,
welche

über das Gebiet der Kommunalinteressen im engeren Sinne weit

binausragen.« Als Organe der Kreisverwaltung erscheinen a. der

Landrath als staatlicher Beamter innerhalb des Kreises, b. die

Kreisversammlung od er der Kreistag. Die Mitglieder des-

selben werden von den Wahlverbänden der Grossgrundbesitzer,

zu denen höchstbesteuerte Gewerbtreibende und Bergwerkbesit-

zer hinzutreten können, der Städte und der Landgemeinden ge-

wählt. Der Kreistag fasst Beschlüsse über wichtigere Akte der

Vermögensverwaltung, ordnet den Kreishaushalt, hat das Kreis-

statut festzustellen
,
Kreisämter zu errichten und Gutachten abzu-

geben, c. der Kreisausschuss besteht aus dem Landrathe

und sechs Mitgliedern, welche vom Kreistage aus der Mitte aller

Kreisangehörigen gewählt werden. Der Kreisausschuss bereitet

die Vorlagen für den Kreistag vor, verwaltet das Kreisvermögen

und die Kreisinstitute nach Massgabe des Kreishaushaltsetats und
übt eine Reihe obrigkeitlicher Befugnisse so wichtiger Art auf dem
Gebiete der reinen Verwaltung, wie der Verwaltungsrechtspflege

aus, dass er als das Regierungskollegium und das Ver-
waltungsgericht des Kreises erscheint. In denjenigen Städten,

welche einen eigenen Stadtkreis bilden, tritt an die Stelle des Kreis-

ausschusses ein Stadtausschuss, bestehend aus dem Bürger-

meister und vier Mitgliedern, welche der Magistrat aus seiner Mitte,

wo kein Magistrat besteht, die Stadtverordneten aus denGemeinde-

bürgem wählen.

Auch auf die im Jahre 1866 neuerworbenen Gebietstheile ist

die preussische Kreiseintheilung übertragen. Die Kreisverfassung

ist in Hannover ohne Aufhebung der Aemterverfassung, in Schles-

wig-Holstein ohne Aufhebung derbestehenden Kommunalverbände,

in Hessen-Kassel unter Aufhebung der bisherigen Bezirksräthe, im
H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 29
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Regierungsbezirk Wiesbaden unterAnerkennung der in Nassau, Hes-
sen-Homburg und den ehemals grossherzoglich hessischen Gebiets-

theilen bestehenden Aemter eingeführt. Es wird die nächste le-

gislatorische Aufgabe des preussischen Staates sein
,
die schöpferi-

schen Gedanken der Kreisordnung vom 13. Dec. 1872 in ihren

Grundzügen zum Eigenthum aller Gebietstheile des preussischen

Staates zu machen.

Den preussischen Kreisen entsprechende Kommunalverbände
finden sich auch in andern deutschen Staaten. Im Königreich

Bayern sind durch zwei Gesetze vom 28. Mai 1852 in den so-

genannten Distrikten und den über diesen stehenden Kreisen
Distrikts- und Kreisgemeinden geschaffen, welche die

Rechte einer Korporation, das Selbstbesteuerungsrecht für gewisse

gemeinsame Zwecke des Distriktes oder Kreises, die Verwaltung

ihres Haushaltes und Vermögens, sowie endlich eine politische Ver-

tretung der Bezirks- oder Kreisangehörigen
,
gegenüber der Staats-

verwaltung, und eine Kontrolle der letzteren haben. Organe der

Distriktsgemeinde sind ein jährlich zusammenkommender, von dem
Vorstande des Verwaltungsbezirkes geleiteter, aus den Vertretern

der Ortsgemeinden und des grossen und grossem Grundbesitzes zu-

sammengesetzter Distrikts rath und ein von diesem gewählter

Distriktsausschuss. Organe der Kreisgemeinde sind ein vor-

nehmlich von den Distriktsräthen gewählter, daneben aus Vertretern

der keinem Distrikt zugehörigen sogenannten unmittelbaren Städte,

des grossen Grundbesitzes
,
der Pfarreien und einer etwaigen Uni-

versität gebildeter Landrath und Landrathsausschuss, (v.

Pözl, Bayerisches Verfassungsrecht. 5. Aufl. 1877. § 123

—

138.)

Die württembergischen Kreise sind keine Kommunalverbände, son-

dern lediglich Verwaltungsbezirke. Dagegen hat die neueste Gesetz-

gebung im Königreich Sachsen (Gesetz die Organisation der Behör-

den für die innereVerwaltung betreffend vom 2 1 . April 1873. Gesetz

die Bildung der Bezirksverbände und deren Vertretung betreffendvom
21 . April 1873) sich den neuesten preussischen Reformbestrebungen

aufs engste angeschlossen. Jede Amtshauptmannschaft bildet einen

Bezirksverband, vertreten durch die Bezirksversammlung, welche

sich aus Vertretern der Höchstbesteuerten, der Städte und Land-

gemeinden zusammensetzt 1
. Die Bezirksversammlung wählt einen

Bezirksausschuss. Für jeden Kreis besteht ein Kreisausschuss,

1 v. Bosse, Die neue Verwaltungsorganisation im K. Sachsen, Zeitschr.

für Gesetzgebung und Praxis des öffentlichen Rechts. Jahrg. 1876. S. 1.
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dessen Mitglieder von den einzelnen Bezirksversammlungen und

den unmittelbaren Städten des Kreises abgeordnet werden, doch

giebt es in Sachsen keine über den Bezirksversammlungen ste-

hende höhere Vertretungskörper. Bezirks- und Kreisausschuss

üben unter Vorsitz des Amts- und beziehungsweise Kreishaupt-

manns wichtige obrigkeitliche Funktionen sowohl auf dem

Gebiete der eigentlichen Verwaltung, als der Verwaltungs-

rechtspflege aus. Besonders bedeutsam ist die Organisation des

Grossherzogthums Baden auf diesem Gebiete. (Gesetz die Orga-

nisation der inneren Verwaltung betreffend vom 5. Okt. 1863.

W e i z e 1 ,
das Badische Gesetz über die Organisation der innern

Verwaltung. 1864). Die Bezirke bilden die Grundlage der

staatlichen Verwaltung. Mehrere Bezirke werden zu einem Kom-
munalverbande unter dem Namen »Kreis« vereinigt. Diesem

gegenüber vertritt der Beamte desjenigen Kreises, in welchem die

Kreisverwaltung ihren Sitz hat, die Staatsregierung. Der Kreis

wird durch die Kreisversammlung vertreten
,
welche zusam-

mengesetzt ist 1) aus Personen, die von den Kreisangehörigen in

indirekter Wahl gewählt werden, 2) aus Abgeordneten der Ge-

meinden, die in den Bezirken von Deputirten der Gemeinderäthe

gewählt werden, 3) aus Vertretern der grossem Städte, 4) aus

den Mitgliedern des Kreisausschusses, 5) aus den grössten Grund-

besitzern des Kreises. Die Kreisversammlung wählt den Kreis-
ausschuss, dessen Thätigkeit wesentlich kommunaler Natur ist

;

sie bezieht sich auf die Verwaltung des Kreisvermögens und der

Kreisanstalten, auf die Abgabe von Gutachten, auf die Anbrin-

gung von Petitionen und Beschwerden. Die eigentliche staatliche

Verwaltung pulsirt in den Bezirken; an ihrer Spitze steht ein

Staatsbeamter, der Bezirksamtmann
;

an ihr wesentlich betheiligt

ist aber der Bezirks rath, als ein auf dem Ehrenamte beru-

hendes Kollegium. Dieses besteht aus 6— 9 Mitgliedern, welche

der Minister des Innern aus einer von der Kreisversammlung fest-

gestellten Vorschlagsliste ernennt. Den Bezirken steht es frei, auch

eine Bezirksversammlung zu bilden
,
welche nach Analogie der

Kreisversammlung zusammengesetzt ist.

Einfacher gestalten sich die Verhältnisse in den Kleinstaaten,

welche über der Ortsgemeinde regelmässig nur eine einmalige

höhere Gliederung in Amts- oder Kreisgemeinden kennen, doch ist

hier die Verschiedenheit so gross, dass wir auf Einzelheiten nicht

näher eingehen können.

29 *
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§ 168.

3) Die Provinzen.

Nur ein wirklicher Grossstaat, welcher in sich Landschaften

von eigentümlichen geschichtlichen und stammlichen Verhältnis-

sen umschliesst, bedarf der Provincialeintheilung, theils um die-

sen Rechnung zu tragen
,

theils um die Kreise und Bezirke noch

einer höheren, zusammenfassenden und beaufsichtigenden Instanz

zu unterwerfen. Daher kommen in Deutschland eigentliche Pro-

vinzen nur in Preussen vor 1
. Der altpreussische Staat,

aus zahlreichen verschiedenartigen Ländern zusammengewachsen,

hatte keine systematische
,

durchgreifende Provincialeintheilung,

sondern hielt sich ganz an die historisch gegebenen Unter-

schiede der einzelnen Landestheile. Die heutige Provincialein-

theilung ruht auf der Verordnung vom 30. April 1815 »wegen

verbesserter Einrichtung der Provincialbehörden.« Zu den acht

alten Provinzen kamen im Jahre 1866 drei neue Provinzen : Han-
nover, Schleswig-Holstein und Hessen-Nassau. Seit der Theilung

der Provinz Preussen in Ost- und Westpreussen zählt der preussi-

sche Staat zwölf Provinzen. Dieselben bilden die höchste Gliede-

rung des Staates und erscheinen zunächst und hauptsächlich als

staatliche Verwaltungsbezirke, bilden aber zugleich als provincial-

ständische Verbände eine Kommune. Die korporative Verfassung

der acht alten Provinzen ruhte auf dem allgemeinen Gesetze vom
25. Juni 1823 und den darauf ergangenen besonderen Provincial-

ordnungen. Aber sowohl in ihrer völlig veralteten ständischen

Zusammensetzung
,
wie in ihrer geringfügigen Kompetenz, waren

diese Provincialverfassungen weit davon entfernt, Träger einer le-

bendigen Provincialgemeinde zu sein. Die älteren preussischen

Provincialstände waren lediglich das Organ einer höchst abhän-

gigen, alles eigenen Lebens entbehrenden Ständekorporation, welcher

vornehmlich die Verwaltung der meist unbedeutenden Vermögens-

rechte und provinciellen Anstalten, unter Aufsicht des Staates ge-

bührte, und welche die Regierung zu Aeusserungen und Gut-

achten über provincielle Angelegenheiten benutzte
,
wenn es ihr

beliebte. Die provincialständische Einrichtung wurde im Jahre

1 Wenn man im Grossherzogthum Hessen von Provinzen redet, so ist dies

ein nicht entsprechender Ausdruck für die Eintheilung eines Staates, der selbst

in seiner Gesammtheit noch nicht die Grösse einer wirklichen Provinz er-

reicht.
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1867 auf die neuerworbenen Landestheile übertragen, Hannover

und Schleswig-Holstein zu besonderen Provinzen gemacht, die Re-

gierungsbezirke Kassel und Wiesbaden in dieser Beziehung den

Provinzen gleichgestellt. Die einschlagenden Gesetze des Jahres

1867 zeigen aber einen bedeutsamen Fortschritt. In ihrer Zusam-

mensetzung nähern sich diese neugebildeten StändeVersammlungen

bereits weit mehr einer wirklichen Repräsentation aller Provincial-

angehörigen, indem das Princip der Alleinberechtigung des Grund-

besitzes aufgegeben ist. Auch ist ihnen
,
ausser den Rechten und

Pflichten der alten Provincialstände
,
ganz allgemein »unter Mit-

wirkung und Aufsicht der Staatsregierung
,

die Beschlussnahme

über die Kommunalangelegenheiten des Verbandes, die Verwaltung

und Vertretung der provincialständischen Institute und Vermögens-

rechte unddieBefugniss, im Interesse der Provinz Ausgaben undLei-

stungen zu übernehmen und die Aufbringung derselben zu beschlos-

sen«, eingeräumt, auch unter Aufsicht des Oberpräsidenten die Wahl
geeigneter Personen für die laufende Verwaltung des ständischen

Vermögens und der ständischen Anstalten, sowie die Feststellung

ihres Finanzetats und ihrer Geschäftsordnung überlassen. Nach-

dem man so die neuen Provinzen wesentlich besser gestellt hatte

als die alten, erfolgte die Pr ovincial Ordnung vom 29. Juni
1875 für die Provinzen Preussen, Brandenburg, Pom-
mern, Schlesien und Sachsen

,

welche mit dem 1. Jan. 1876

in Kraft getreten ist. Darnach bildet jede Provinz »einen mit den

Rechten einer Korporation ausgestatteten Kommunalverband zur

Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten«. Provincialangehörige

sind alle Angehörigen der zu der Provinz gehörigen Kreise. Der

Kommunalverband ist eine Zusammenfassung dieser Kreise
zu einer höheren kommunalen Einheit zur Erfüllung
derjenigen kommunalen Aufgaben, welche über die

Leistungsfähigkeit beziehungsweise das Interesse
der einzelnen Kreise hinausgehen. Durchaus grundsätzlich

richtig und politisch zweckmässig baut sich die Provincialgemeinde

auf der kleineren Kreisgemeinde auf. Daraus ergab sich in Be-

treff der Provincialbesteuerung der Grundsatz, dass dieselbe

nicht, wie in den Kreisen, in derForm der Individualsteuer erfolgt,

sondern auf die einzelnen Kreise kontingentirt wird
,
in Betreff

der Zusammensetzung der Grundsatz, das die Wahl der Ab-
geordneten zu denselben, statt wie bisher durch die einzelnen Stände,

durch die Kreistage zu erfolgen hat, wobei jeder Kreis als Wahl-
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kreis erscheint. Der so zusammengesetzte Provinciallandtag
vertritt den Provincialverband und hat über die Angelegenheiten

desselben, sowie über diejenigen Gegenstände zu beratben und zu

beschliessen, welche ihm durch die bisherigen Gesetze und könig-

lichen Verordnungen überwiesen sind oder in Zukunft durch Ge-
setz überwiesen werden. Der Provinciallandtag übt das dem Ver-

bände verliehene wichtige Recht zum Erlasse von Statuten und
Reglements aus, er stellt dmGrundsätze, nach denen die Verwaltung

der Angelegenheiten des Provinzialverbandes zu erfolgen hat, und

den Provincialhaushaltsetat fest, er beschliesst über die Einrichtung

der Provincialämter und vollzieht die Wahl zu den obern Aemtern,

er ist berufen, über diejenigen die Provinz betreffenden Gesetzent-

würfe, sowie die sonstigen Gegenstände sein Gutachten abzugeben,

welche ihm von der Staatsregierung überwiesen werden. Der kom-
munale Inhalt der Provincialverbände ist hauptsächlich durch das

Dotationsgesetz vom 8. Juli 1875 bestimmt, wodurch der Selbstver-

waltung erst die genügende materielle Unterlage gegeben worden

ist. Die Verwaltungsorgane des Provincialverbandes sind der

Provincialauss chuss und der Landeshauptmann oder
Lande s direkt or. Der Provincialausschuss besteht aus einem

Vorsitzenden und 7— 13 Mitgliedern, welche von dem Provincialland-

tag gewählt werden
;
der gleichfalls vom Provinciallandtag zu wäh-

lende Landeshauptmann
,

welcher der Bestätigung des Königs

bedarf, ist von Amtswegen Mitglied des Ausschusses, kann aber

nicht zum Vorsitzenden desselben gewählt werden. Der Provincial-

ausschuss ist beschliessendes
,

der Landesdirektor ausführendes

Organ für die Verwaltung der Angelegenheiten des ProvincialVer-

bandes. Darin aber zeigt sich eine grosse Verschiedenheit von der

Kreisverfassung, dass im Kreisausschusse die Verwaltung der Kom-
munalangelegenheiten mit der der staatlichen Verwaltung organisch

verbunden ist, während der Provincialausschuss mit eigentlichen

Staatsverwaltungssachen nichts zu thun hat. Dafür bestehen der

Pr o vincialrath und der Bezirksrath, welche, aus berufs-

mässigen Beamten und erwählten Ehrenbeamten zusammengesetzt,

als reine Staatsbehörden, nicht als kommunale Organe zu betrach-

ten sind, weshalb sie hier nicht weiter zur Besprechung kommen.

Oh dieser in die Verwaltung hineingetragene Dualismus, welcher

zu einem Uebermasse verschiedener Behörden und zu einer kaum
zu übersehenden Verwickelung der Kompetenzverhältnisse führt, für

die Dauer lebensfähig sein wird, ist eine andere Frage.
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Je mehr sich der preussische Staat zu einem wahren Grossstaate

ausgestaltet, welchervom Niemen bis zum Rhein die grössten wirt-

schaftlichen, gesellschaftlichen und volksthümlichen Verschieden-

heiten in sich schliesstund Länder der eigenartigsten geschichtlichen

Entwicklung zu einem grossen Ganzen verknüpft, um so dringender

ist er darauf hingewiesen, allen Provinzen die Wohlthaten der

Selbstverwaltung und Autonomie soweit einzuräumen, als die Ein-

heit der obersten Staatslenkung gestattet. In der Pflege und Aus-

bildung eines gesunden Provincialgeistes liegt eine eigenthümlich

bedeutsame Aufgabe der preussischen Gesetzgebung, deren glück-

liche Durchführung Preussen allein vor den Gefahren einer zu weit-

gehenden büreaukratischen Centralisation schützen kann. In dem
konstitutionellen Zwischenbau, welchen die Körper der Selbstverwal-

tung zwischen der einheittlichen Staatsgewalt und dem Individuum

bilden, baut sich dann über Ortsgemeinde, Sammtgemeinde, Kreis-

verband, als oberstes Glied in diesem Organismus, die verjüngte,

selbständige Provincialgemeinde auf.



Fünftes Kapitel.

Von der Volksvertretung oder dem Landtage 1
.

§ 169.

Im Allgemeinen.

Das Wesen des konstitutionellen Staates besteht einerseits da-

rin, dass den einzelnen Bürgern, auch der Staatsgewalt gegenüber,

eine gesicherte öffentliche Rechtssphäre abgesteckt (sog. Grund-

rechte), andererseits darin, dass dem Volke in seiner Gesammtexi-

stenz eine aktive Theilnahme an der Ausübung der Staatsgewalt,

durch das Medium eines volksvertretenden Organs verfas-

sungsmässig eingeräumt ist (§22. S. 37). Ein solches Organ gehört

1 R. v. Mo hl in seinem Werke Staatsr., Völkerrecht u. Politik. B. 1. Der
Gedanke der Repräsentation im Verhältnisse zu der gesammten Staatenwelt

S. 1—32. Ueber die verschiedenen Auffassungen des Repräsentativsystems in

England, Frankreich und Deutschland S. 33—65. Konstitutionelle Erfahrungen

S. 324—367. Das Repräsentativsystem, seine Mängel u. Heilmittel S. 367—461.

Derselbe, Literat, der Staatswissenschaft. B. I. Liter, des allgemeinen kon-

stitutionellen Staatsr. S. 267—337. K. v. Rotteck, Ideen über Landstände,

Karlsruhe 1819. C. Vollgraff, Täuschungen des Repräsentativsystems,

Marb. 1829. K. E. Jarcke, Die ständische Verfassung und die deutsche Kon-
stitution. Leipzig 1834. O. D. v. Witzleben, Die Grenzen der Volksreprä-

sentation in der konstitut. Monarchie. Leipzig 1847. F. A. v. Campe, Die

Lehre von den Landständen nach gemeinem Staatsrechte. II. Aufl. Lemgo 1864.

C. Levita, Die Volksvertretung im repräsentativen Staate der Gegenwart.

Leipzig 1856. Das konstitut. Princip, seine geschichtliche Bedeutung u. s. w.

herausgegeben von A. Frhr. v. Haxthausen. Th. I. Die Repräsentativver-

fassung mit Volkswahl von K. Biedermann. Th. II. Vier Abhandlungen über

das konstitutionelle Princip von J. H e 1 d
,
R. Gneist, G. Waitz, W. Kose-

garten. Leipzig 1864. Den Unterschied zwischen den alten Landständen und

der modernen Volksvertretung charakterisiren am besten Dahlmann, Politik

S. 115— 131, und Bluntschli, Allgem. Staatsr. B. I. B. IV., auch in seinem

Art. Repräsentativverfassung im Staatsw. B. VIII. S. 580—596. Ferner sind zu

vergleichen : J. Ch. v. Aretin, Staatsrecht der konstitut. Monarchie (1828) B. II.

Abth.II. S. 154—267. K. S. Zachariä, Vierzig Bücher vom Staate. BuchXIX.
Th. III. J. Stahl, Philosophie des Rechts Th. II. K. 8: Die reichsständische

Verfassung Kap. 9 : Das ältere und neuere Ständewesen. Kap. 10 : Die Kon-
stitutionen der französischen Revolution, v. Kaltenborn, Einleitung in das
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wesentlich dem Gedankenkreise der germanischen Staatseinrichtun-

gen an, deren Grundprincip von jeher die organische Verbindung

der Einherrschaft mit der Volksfreiheit, »das Königthum inner-

halb der verfassungsmässigen Ordnung«, gewesen ist.

(S. 35).

Allerdings ist die Volksvertretung, wie sie in allen monarchi-

schen Staaten Deutschlands besteht, in ihrer gegenwärtigen Gestalt

eine Neuschöpfung, welche unter dem mit bestimmenden Ein-

flüsse allgemeinstaatsrechtlicher Ideen und ausserdeutscher Vorbil-

der zu Stande gekommen ist. Dennoch wäre es unwissenschaftlich,

den tieferen inneren Zusammenhang unserer heutigen Volksvertre-

tung mit altgermanischen Rechtsgedanken und darauf beruhenden,

mehr als tausendjährigen Staatseinrichtungen verkennen zu wollen.

Eorm und Inhalt der Institution hat mannigfach gewechselt, aber

der Grundgedanke, verfassungsmässige Beschränkung und volks-

tümliche Bestimmung der Herrschergewalt durch Theilnahme der

Beherrschten an der Ausübung der Staatsgewalt, ist zu allen Zeiten

derselbe geblieben.

I. Geschichtliche Entwickelung der Volksvertretung 1
.

§ 170 .

1) Die landständische Institution in aufsteigender Linie.

Wir übergehen hier die ältesten Formen der Volksvertretung

bei den Deutschen, das concilium der Taciteischen Zeit, die Reichs-

verSammlungen der Franken, die Provinciallandtage der Herzoge

konstitut. Verfassungsrecht. Kl üb er, Oeffentl. Recht des deutschen Bundes

§§ 279 ff. Zöpfl, Grundsätze (5. Aufl.) B. II. §§ 325 ff. S. 161 ff. H. A.Zacha-
riä, D. St. B. I. §§ 23 ff. S. 579 ff. G. A. Grotefend, Das deutsche Staatsr.

S. 547—627. v. Gerber, (III. Aufl.) S. 125—143. G. Meyer, Lehrb. § 96 ff.

S. 216 ff. R. v. Mohl, Württemb. Staatsr. B. I. § 97 S. 531 ff. Pözl, Bayeri-

sches Verfassungsrecht V. Buch S. 526 ff. v. Rönne, B. I. Abth. 2. §§109 ff.

S. 319—477.
1 F. W. Unger, Geschichte der deutschen Landstände. 2 Bde. Hannover

1844. G. D. Strube, Observ. de statuum provincialium origine et praecipuis

juribus, in dessen Observ. jur. et hist. Hildesh. 1735. Obs. IV. p. 157 ff. Des-
selben, NebenstundenTh.il. S. 424 ff. B. G. Struv, Diskurs vom Ursprung,

Unterschied und Gerechtsame der Landstände in Deutschland, insonderheit in

Mecklenburg. Hamburg 1741. Pütters, Beiträge zum deutschen Staats- und
Fürstenrecht. B. I. Nr-VI. Häberlin, Grundlinien einer Geschichte der deut-

schen Landstände in S ch 1 ö z e r’ s Staatsanz. Heft 67. S. 265 ff. Derselbe, Hand-
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und Sendboten der karolingischen Zeit, welche in den Landdingen,

Landtaidingen bis
t

ins XIII. Jahrhundert fortdauerten. Obgleich

demselben Grundgedanken entsprossen, haben diese altern Formen
doch gar keinen unmittelbaren Zusammenhang mit der gegenwär-

tigen Gestaltung der Yolksvertretung, dagegen lässt sich ein solcher

zwischen der landständischen Institution und den heutigen Land-
tagen nicht verkennen, wenn auch die alte Form einen ganz neuen

staatsrechtlichen Inhalt in sich aufgenommen hat.

Die Entwickelung der deutschen Land stände geht
mit der der Landeshoheit Hand inHand. Seit der Mitte

des XIII., noch bestimmter seit dem Anfänge des XIY. Jahrhun-

derts, suchten die deutschen Landesherrn, domini terrae, das Aggre-

gat ihrer ungleichartigen Befugnisse, welche sie über Land und

Leute ihrer Territorien ausübten, in den einheitlichen Begriff der

Landeshoheit umzugestalten (§32. S. 66 ff.). In paralleler Be-

wegung mit dem Entwickelungsgange der Landeshoheit schlossen

sich nun diejenigen Klassen des Territoriums ständisch zusammen,

welche hergebrachte oder verbriefte Rechte, dem Landesherrn

gegenüber, zu vertreten hatten. So entstehen schon seit dem
XIII. Jahrhundert Ritter- und Städtebündnisse in den einzelnen

Territorien, deren Ziel Bewahrung und Vermehrung ihrer ständi-

buch des deutschen Staatsrechts Th. II. S. 29 ff. J. J. Moser, Von der deut-

schen Reichsstände Landen. 1769. (B. II. S. 313—903. B. IV. S. 940—1529).

Derselbe, Von der deutschen Unterthanen Rechten und Pflichten. B. II.

Kap. I. S. 85—147. Lünig, Collectio nova, worin der mittelbaren oder land-

sässigen Ritterschaft in Deutschland sonderbare Prärogative und Gerechtsame,

auch Privilegien und Freiheiten enthalten sind. 2 Bde. Frankfurt u. Leipzig

1730. Wilda, Landstände in Weiske’s Rechtlex. B. VI, S. 791 ff. K. Maurer,
Art. »Landstände« im Staatsw. B. VI. S. 251—272. Eichhorn, D. St. u.

RG. B. III. §§ 423—428. Zöpfl, St. u. RG. § 54 u. 78. Walter § 366.

v. Schulte, § 77. O. Gierke
,
a. a. O. § 51 u. 60. R. v. Mo hl, Die geschicht-

lichen Phasen des Repräsentativsystems in Deutschland (Zeitschr. für die ge-

sammten Staatsw. B. XXVII. 1871). Für einzelne deutsche Staaten nennen wir

beispielsweise: K. Hegel, Geschichte der mecklenburgischen Landstände bis

zum Jahre 1555. Rostock 1856. J. Rudhart, Geschichte der Landstände in

Bayern bis 1808. 2 Bde. Heidelberg 1876. G. v. Lerchenfeld, Die altbaye-

rischen landständischen Freibriefe mit den Landesfreiheitserklärungen. München
1853. (Mit einer geschichtl. Einleitung von L. Rock in ge r). C. V. Fr icke r

und Th. v. Gessler, Geschichte der Verfassung Württembergs. 1869. O. W.
v. Lancizolle, Ueber Königthum und Landstände in Preussen. Berlin 1846.

W. Lüders, Art. Preussisches Staatsrecht im Staatslex. B. XIII. S. 1—103.

H. v. Treitschke, »Der erste Verfassungskonflikt in Preussen 1815—1823.«

(Preuss. Jahrb. 1872. Märzheft S. 409—474, Aprilheft S. 313—360). Weitere

die einzelnen Staaten betreffende Literaturangaben finden sich im vorbereiten-

den Theile dieses Werkes S. 111—123.
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sehen Rechte ist. Bei irgend einem äusseren Anlasse, z. B. einer

Steuerforderung, einer FreiheitsVerletzung von Seiten des Landes-

herrn, einer beabsichtigten Landestheilung, treten dann die in sich

geschlossenen Stände zu einer Einigung zusammen, welche,

oft zunächst nur temporär eingegangen, allmälig zu einer »dauern-

den erblichen Vereinigung« wird. In der Regel ging diese erste

Einigung von Rittern und Städten aus, zu welcher die Prälaten

meist erst später hinzutraten. Im Einzelnen fand dieser allmälige

Einigungsprocess in mannigfach verschiedener Weise statt; überall

aber war das Resultat dieser Entwickelung ein wesentlich gleiches,

nemlich die Begründung einer Körperschaft, welche, dem Landes-

herrn gegenüber, das Land, »die gemeine Landschaft« dar-

stellte, welche, als Gesammtpersönlichkeit
,

Trägerin wichtiger

öffentlicher und privatrechtlicher Befugnisse war. Regelmässig be-

stand die so vereinigte Landschaft aus drei Ständen
,
den Prälaten,

der Ritterschaft und den Städten. Nur ausnahmsweise erschien der

Bauernstand auf dem Landtage, wo er, wie an den Küsten der

Nordsee bei Friesen und Dithmarsen und in den Thälern der Alpen,

seine alte Freiheit bewahrt hatte. Bereits im Mittelalter legte man
den grössten Werth auf die urkundliche Verbriefung der

Rechte. Die Urkunden, welche den Landständen ihr Recht ver-

sichern, lauten oft wie landesherrliche Privilegien, sind es aber ihrem

Inhalte nach nicht
,
sondern enthalten regelmässig blos die Aner-

kennung längst bestehender und erworbener ständischer Rechte, sie

heissen: Freiheitsbriefe, Landesfreiheiten, Landes-
und Erb vergleiche

,
Schadlosbriefe u. s.w. Die den Land-

ständen kraft dieser Urkunden oder rechtsgültigen Herkommens
zustehenden Befugnisse sind folgende :

1) Das Steuerbewilligungsrecht ist dasjenige Recht

der Stände, aus welchem alle andern Befugnisse derselben, wie aus

ihrem Stamme, hervorgewachsen sind. Nach der Anschauung des

Mittelalters hatte der Landesherr alle Hof- und Regierungsbedürf-

nisse aus seinem Kammergut zu bestreiten fS. 199). Von Rechts-

wegen war es guter Wille, Geschenk des Landes, wenn es dem Lan-

desherrn einen Zuschuss zur Regierung gab. Erst später wurden

gewisse Ausnahmefälle anerkannt, wo eine Pflicht der Steuerbewil-

ligung vorlag. Anfangs wurde eine solche Steuerverwilligung ganz

nach privatrechtlichen Grundsätzen beurtheilt. Die Städte verwil-

ligten die Steuern für ihre Eingesessenen in Form einer Gesammt-
summe

,
die Prälaten und Ritter für ihre Hintersassen

,
sowie die
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von ihnen selbstbewirthschafteten Güter
,
soweit die letzteren nicht

völlig steuerfrei gelassen wurden. Auch galt bei der Steuerver-

willigung folgerichtiger Weise anfangs das Princip der Stimmen-

mehrheit als unanwendbar. Nach und nach gewann aber die öffent-

lich-rechtliche Anschauung die Oberhand
,
wornach nicht der Ein-

zelne, sondern die Gesammtheit eines Standes oder aller Stände,

als solche, die Steuer zu verwilligen hat. Aber nicht blos die

Verwilligung der Steuern, sondern auch ihre Erhebung und Ver-

wendung wurde von den Landständen entweder ganz in Anspruch

genommen oder wenigstens unter ihre Kontrolle gestellt (land-

schaftliche Truhe
,
Schatzkollegium) . Auch übernahmen sie regel-

mässig das landesherrliche Schuldenwesen 1 nur unter der Be-

dingung, dass sowohl die Entwerfung eines Schuldentilgungsplanes,

als dessen Ausführung von ihnen selbst in die Hand genommen
und eine Garantie gegen ferneres leichtfertiges Schuldenmachen

gegeben würde (landschaftlicher Kreditwerk)

.

2) Eine Theilnahme an der Gesetzgebung stand den

Landständen von jeher zu. Die ursprünglich gar nicht in der lan-

desherrlichen Gewalt gelegene Gesetzgebung wurde seit dem XV.
und XVI. Jahrhundert von den Landesherrn in Verbindung mit

ihren Landständen in sehr umfassender Weise ausgeübt; sie be-

wegte sich besonders auf dem Gebiet der Polizei, sog. Landesord-

1 Dass gerade in der Uebernahme der landesherrlichen Schulden auf das

Land nicht blos die regelmässige Form der Beihilfe der Landstände, sondern das

punctum saliens ihrer ganzen Machtentwickelung gelegen habe, bezeugen die

Geschichtsschreiber der verschiedensten Territorien. So sagt R u d 1 o f f (Mecklen-

burgische Geschichte Th. III, Abth. 2. S. 153): «Dass die Geschichte der mecklen-

burgischen Landstände von einer fürstlichen Schuldentilgung zur andern nur die

Geschichte der einzelnen Thaler in sich begreife
,
welche aus den Händen der

Landstände durch Kapitulation in die der fürstlichen Gläubiger übergingen.«

Vergl. auch Hegel a. a. 0. S. 148. Dasselbe bezeugt Fricker, Geschichte der

Verfassung Württembergs für die altwürttembergischen Stände S. 128: »Der
finanzielle Theil der Verfassung repräsentirte deren Eigenthümlichkeit am
reinsten, er war der eigentliche Kern und Mittelpunkt derselben. Der Satz,

dass die württembergischen Regenten mit ihrem Kammergute auskommen
müssen, wurde mit Recht als die ganze württembergische Verfassung bezeichnet.

Von Rechtswegen war es lediglich guter Wille, freies Geschenk des Landes,

wenn es dem Regenten einen Zuschuss gab. rDie Steuerverwilligung ent-

hielt keine Ausgabenverwilligung, keine Regulirung der herzoglichen Finanz-

wirthschaft, sondern schloss sich, als Ablösungshilfe, lediglich an die zufällig

vollendete Thatsache an. Die ständische Hilfe gegenüber dem Regenten
hatte die Form der Uebernahme der Kammerschulden auf die Landeskasse, so

dass diese nun aufhörten, Kammerschulden zu sein, und Landesschulden wurden,
oder der Verwilligung von Beiträgen aus dieser Kasse.«
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nungen, des Privatrechts, sog. Landrechte, der Gerichtsverfassung,

sog. Gerichtsordnungen. Da indessen die Landstände in ihrer eng-

herzigen privatrechtlichen Auffassung auf diese öffentlich-recht-

lichen Befugnisse weniger Werth legten, so verkümmerte dieses

Recht bereits seit dem XVII. Jahrhundert und die Landesherrn

nahmen sich heraus, wichtige Gesetze auf eigene Faust zu erlassen.

Selbst die im vorigen Jahrhundert so energisch festgehaltenen Ver-

fassungen Mecklenburgs und Württembergs behandeln die Theil-

nahme der Landstände an der Gesetzgebung in sehr vager und un-

bestimmter Weise.

3) In Betreff der Rechtspflege hatten sich die Landstände des

spätem Mittelalters nur selten die Bedeutung eines ordentlichen

Gerichtshofes, nach Art der alten placita provincialia, bewahrt, z. B.

im Erzstift Bremen; dagegen hatten sie überall einen verfassungs-

mässigen Einfluss auf die Ordnung und Besetzung der landesherr-

lichen Hof- und Landesgerichte.

4) Auf die innere Lande s Verwaltung übten die Land-

stände einen bedeutenden Einfluss aus
,
indem sie vielfach die für

den landesherrlichen Rath zu ernennenden Personen bezeichneten

(z. B. die vier Regiments- oder Oberräthe im Herzogthum Preussen)

.

Auch wurden häufig die landesherrlichen Beamten, ja selbst »die

Officiere und Soldaten«, auf die Landesverfassung und die Privi-

legien der Stände vereidigt.

5) Auch in der auswärtigen Politik des Landes hatten die Land-

stände meistens ein gewichtiges Wort mitzureden. In vielen Terri-

torien erhielten dieselben die förmliche Zusicherung, dass ohne ihre

Zustimmung weder ein Krieg begonnen, noch Blindniss oder Frie-

den geschlossen werden dürfe.

6) Vielfach griffen die Landstände auch in die fürstenrecht-

lichen Verhältnisse des landesherrlichen Hauses ein, besonders bei

Su^cessionsfällen und Vormundschaft. In erster Beziehung suchten

sie meist die für sie so wichtige Einheit des Landes zu erhalten, wo
das nicht möglich war, wenigstens die nachtheiligen Folgen der

Landestheilung möglichst zu vermeiden. Für den Fall der Unmün-
digkeit oder Abwesenheit des Landesherrn stand ihnen überall

wenigstens eine Mitwirkung bei Einsetzung der vormundschaft-

lichen Regierung zu, bisweilen war ihnen sogar die Führung der

Vormundschaft selbst ein für allemal verfassungsmässig übertragen.

(S. 259.)

7) Die Landstände waren nirgends blos auf die ihnen urkund-
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lieh zugesicherten Gerechtsame beschränkt
,
sondern sie galten als

befugt, aufzutreten und mitzuhandeln, »wo des Landes Bestes zu er-

fordern schien, dass das Land selbst handle«. Da ihnen allent-

halben ein unbeschränktes Beschwerderecht in allen Landes-

angelegenheiten zustand
,
waren sie stets in der Lage

,
auch solche

Gegenstände
,
deren ihre Privilegien nicht ausdrücklich gedachten,

in den Bereich ihrer Verhandlungen zu ziehen, wie auch der Lan-

desherr selbst viele wichtige Gegenstände
,
bei welchen die Korpo-

ration sich das Recht mitzusprechen keineswegs ausbedungen hatte,

freiwillig vor die landständische Versammlung brachte. Kurz,

»mochte die Landschaft nun mit dem Landesherrn, statt des Lan-

desherrn oder gegen den Landesherrn handelnd auftreten, immer

spielte sie in der Geschichte der einzelnen Territorien eine vielfach

entscheidende Rolle«.

Für die ungehinderte Ausübung dieser weitgehenden Befug-

nisse war es wichtig, dass den Landständen des Mittelalters überall

das Selbstversammlungsrecht und das Recht des be-
waffneten Widerstandes gegen jedermann

,
welcher sie in

ihren Rechten zu vergewaltigen suchte
,

selbst gegen den eigenen

Landesherrn zuerkannt wurde.

Es ist ein blosser Wortstreit, wenn man den Landständen des

Mittelalters den Repräsentativcharakter bald abspricht, bald

beilegt. Gewählte Volksvertreter im modernen Sinne waren sie

allerdings nicht. Die meisten Glieder des Landtages erschienen

kraft eigenen persönlichen Rechts, andere im Aufträge einer beson-

deren Korporation, deren specielle Bevollmächtigte sie waren. Ein

Theil der Einwohner, z. B. die landesherrlichen Hintersassen, stan-

den in gar keiner Beziehung zu den privilegirten Ständen, während

die Unterthanen der Prälaten und Ritter höchstens indirekt durch

ihre Herrschaft mit vertreten wurden. Auch war der Grundsatz

nirgends anerkannt, das alle einzelnen Landtagsmitglieder
,
als

solche, Repräsentanten des ganzen Volkes oder Landes seien.

Dennoch kann, bei richtiger Würdigung der damaligen staatsrecht-

lichen Verhältnisse, nicht in Abrede gestellt werden, dass die Land-

stände, als Gesammtheit, »das ganze Land«, »die Landesge-
meinde« dem Landesherrn gegenüber vertraten, dass sie, wie

Moser sagt, »das corpus repraesentativum des ganzen lieben Vater-

landes in corpore et membris« seien. Aber freilich ist diese nie ganz

verkannte öffentlich-rechtliche Auffas sung nur in ihrem

Keime vorhanden. In erster Linie fühlten sich die Landstände
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immer als Vertreter ihrer speciellen Standesinteressen. Nirgends

war der Grundsatz ausgesprochen oder anerkannt, dass bei allen

Berathungen und Abstimmungen das allgemeine Landeswohl
,
mit

Zurücksetzung aller Sonderinteressen
,

allein zu entscheiden habe.

Es war daher erklärlich
,
wenn die Landstände vor allem für ihre

»theuer erkauften Freiheiten« eintraten und mit dem Landesherrn,

ganz in privatrechtlicher Weise, möglichst günstige Geschäfte für

sich und ihre Kommittenten zu machen suchten. Es ist in neuerer

Zeit mit Recht hervorgehoben, dass auch die landständische Insti-

tution viel dazu beigetragen habe, die Territorien staatlich zu kon-

solidiren, aber nirgends in Deutschland ist es dem Territorialstaats-

rechte gelungen, den Dualismus zwischen Landesherrn und

Landschaft zu überwinden. Gerade hier war der Punkt, wo die

organische Weiterentwickelung der mittelalterlichen Landstände zu

einer wahrhaft staatlichen Volksvertretung scheiterte.

§ 171 .

2) Die landständische Institution in absteigender Linie.

Nachdem so der feste Abschluss der Territorien mit Hilfe der

Landstände durchgeführt war, richtete sich nun der planmässige

Angriff der sich ihrer selbst bewusst gewordenen Landesherrlichkeit

gegen die Schranken, welche ihr durch die landständische Ver-

fassung gezogen waren. Seit dem XVII. Jahrhundert, besonders seit

dem dreissigjährigen Kriege, koncentrirte sich die moderne Staats-

entwickelung lediglich in der fürstlichen Gewalt, während die land-

ständische Institution entweder ganz verschwand oder doch, immer

mehr ihrer politischen Bedeutung beraubt, zu einer privilegirten

Korporation von wesentlich privatrechtlicher Bedeutung mit ein-

zelnen administrativen Befugnissen, herabsank. Bei diesem grossen

Processe, der sich übrigens gleichzeitig auf dem ganzen europäischen

Kontinente vollzog, arbeiteten alle geschichtlichen Mächte der Zeit

auf den Sieg der absoluten Fürstengewalt und den Untergang der

landständischen Institution in merkwürdiger Uebereinstimmung hin.

Es sind hier besonders folgende Momente hervorzuheben

:

1) Der ewige Landfriede von 1495 entzog durch seine

allgemeine Beseitigung des Fehderechtes den Landständen das kräf-

tige Mittel der bewaffneten Selbsthilfe, welches der Landesherr, als

Inhaber der Staatsgewalt
,
ihnen gegenüber, behielt. Besonders

bedeutsam wurde dies
,
seitdem an die Stelle des Lehensaufgebotes
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der »miles perpetuus« getreten war. Gestützt auf sein stellendes

Heer konnte der Landesherr jeden landständischen Widerspruch

zum Schweigen bringen. Her Schutz der Reichsgerichte, welcher

grundsätzlich die Stelle der Selbsthilfe vertreten sollte, war den

mächtigeren Fürsten gegenüber wirkungslos.

2) Hie Landesherrn
,
gestützt auf die Auslegung verschiedener

Reichsgesetze
,
bestritten den Landständen ihr Einigungsrecht ,

in-

dem sie in den Unionen derselben »unziemliche, hässige Bündnisse,

Verstrickung und Zusammenthun der Unterthanen« erblickten, wo-

gegen schon die Wahlkapitulation Karl’sV. Verbote enthalten sollte.

Mit diesem Einigungsrechte fiel auch das freie Selbstversamm-
lungsrecht der Stände hinweg

,
indem die Fürsten meistens die

Berufung der Landstände, als ausschliessliches Recht, in Anspruch

nahmen. Ha es nur selten verfassungsmässig bestimmte Termine

der Einberufung gab
,
so lag es in der Hand der Fürsten, die land-

ständischen Versammlungen ganz einschlafen zu lassen. Eine be-

denkliche Rolle spielten dabei die permanenten Landtags

-

ausschüsse mit ihrem Selbstergänzungsrechte
,
welche in vielen

Ländern die allgemeine Ständeversammlung ganz verdrängten.

3) Zwar gab im XVII. Jahrhundert das Steuerbewilli-
gungsrecht den Landständen immer noch einen bedeutenden

Einfluss auf die Landesangelegenheiten
,
aber gerade in den gros-

sem Territorien, vor allem in den österreichischen und branden-

burgischen Landen, setzten sich die Landesherm, welche vor allem

eine stehende Heeresmacht auf gesicherter finanzieller Grundlage

zu schaffen suchten, auch in dieser Beziehung immer mehr über die

Zustimmung der Landstände hinweg und betrachteten dieselben

lediglich als eine Behörde, welche zur Vertheilung und Erhebung

der Steuern benutzt werden konnte. Ebenso nahmen die Landes-

herrn meistens das alleinige Gesetzgebungsrecht in Anspruch
,
wo-

neben höchstens ein ständischer Beirath zulässig erschien. Vor

allem wurde die Theilnahme der Stände auf dem Gebiete der aus-

wärtigen Politik und der innern Landesverwaltung (sog. Polizei) aufs

entschiedenste zurückgewiesen. Hamit war eigentlich ihre Theil-

nahme auf allen Gebieten des öffentlichen Rechts so gut wie

beseitigt.

4) Hiesen absolutistischen Bestrebungen der Landesherrn

kam die Hoktrin der romanisirenden Juristen zu Hülfe
,
welche in

jedem deutschen Landesherrn einen »princeps legibus solutus« er-

kannten, das »quod principi placuit, legis habet vigorem« als hoch-
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sten Rechtssatz verkündeten und die Landesverträge und Landes-

freiheiten als Privilegien charakterisirten
,
welche der Landesherr

jeder Zeit widerrufen könne, wenn sie mit der sog. Landeswohl-
fahrt unvereinbar seien.

5) Bei weitem das Schlimmste aber war, dass die Landstände

sich selbst aufgaben, indem sie die höhere öffentlich-rechtliche Be-

deutung, welche sie einst gehabt, völlig vergassen und sich nicht

mehr als »die Landesgemeinde«, sondern als eine Körperschaft der

Privilegirten betrachteten, denen ihre privatrechtlichen Vorrechte,

pekuniären Vortheile und Exemtionen über alles gingen
;
sie verzich-

teten auf die Theilnähme an der Gesetzgebung und selbst auf das

Steuerbewilligungsrecht, wenn sie nur die eigene Steuerfrei-

heit behaupten und immer mehr erweitern konnten. Immer eng-

herziger schlossen sie sich als die »Privilegirten« gegen die übrigen

Einwohner des Landes ab. Die Standschaft wurde als Pertinenz

von Grund und Boden
,

als Immobiliarrecht, aufgefasst, die

ritterschaftliche Korporation aber durch Ahnenprobe oder wenig-

stens Adelsnachweis immer strenger geschlossen. Ueberall stellte

sich daher die öffentliche Meinung auf Seiten der Fürsten, welche,

den kastenartigen Privilegien der Stände gegenüber, das allgemeine

Staatsbürgerthum zur Geltung zu bringen suchten. Unbetrauert

und kaum bemerkt, vollzog sich schliesslich der Untergang der einst

so kraftvollen, jetzt so tief entarteten Institution. Hie und da hörte

sie schon zu Reichszeiten ganz auf zu existiren, anderwärts, wie

in den Gebieten der preussischen und österreichischen Monarchie,

vegetirte sie
,
ohne

j ede politische Bedeutung
,
als privilegirte Kor-

poration fort. Etwas mehr Einfluss behauptete sie in Sachsen und

Bayern. Nur in zwei Ländern wurden im vorigen Jahrhundert ihre

alten Befugnisse von neuem anerkannt und bestätigt, in Meck-
lenburg durch den Erbvergleich von 1755 und in Württem-
berg durch den Erbvergleich von 1770; in beiden Ländern blieb

die alte landständische Verfassung in voller Kraft, aber freilich in

sehr abweichender Gestalt. In Mecklenburg kam das feudale Ele-

ment in dem Uebergewicht der Ritterschaft zur Geltung
,
in Würt-

temberg, dem einzigen grossem Lande, welchem eine Ritterschaft

ganz fehlte, war neben der evangelischen Prälatur das korporative

Element der Aemter allein vertreten, in welchem Städte und Land-

gemeinden zu einer Einheit verbunden waren (S. 434). Da hier

neben dem Bürgerthum auch der Bauernstand vertreten war, so kam
die landständische Verfassung Altwürttembergs der modernen Re-

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 30
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präsentativverfassung am nächsten und zeigte den Weg. auf welchem
sich die ständische Verfassung organisch in eine Volksvertretung

hätte umsetzen können. Aber auch diese Verfassung wurde am An-
fänge dieses Jahrhunderts im Jahre 1805 durch einen Gewaltakt
beseitigt. Als das alte Reich deutscher Nation im Jahre 1806 völlig

zur Neige ging, war die landständische Institution auf deutschem
Boden so gut wie verschwunden. Eine unmittelbare Rechtskonti-

nuität zwischen den alten Landständen und der modernen Volks-

vertretung ist daher nicht anzunehmen, aber ebensowenig kann ge-

läugnet werden, dass derselbe Rechtsgedanke, welcher in der land-

ständischen Institution einst so mächtig sich verwirklicht hatte —
aktive Theilnahme der Beherrschten an den wichtigsten Angelegen-

heiten der Gesammtheit durch ein verfassungsmässiges Organ —
auch in der Volksvertretung der Gegenwart in verjüngter Gestalt

zur Geltung kommt. Immerhin fand die durch allgemeine staats-

rechtliche Ideen, sowie durch ausländische Vorbilder beeinflusste

Zeitrichtung in dem geschichtlichen Bestand der landständischen

Institution einen wichtigen Anknüpfungspunkt selbst für die äussere

Form ihrer staatlichen Neuschöpfungen.

§ 172 .

3) Die moderne Volksvertretung seit den Freiheitskriegen.

Als mit den siegreich beendeten Freiheitskriegen in Deutsch-

land im Volke auch das politische Selbstbewusstsein wieder er-

wachte, zweifelte damals wenigstens niemand daran, dass man an

die alten landständischen Institutionen anzuknüpfen, dass man die-

selben in zeitgemässer Form wieder zu beleben habe. War auch

die Gliederung des Volkes in die alten Stände schon damals ein

wesentlich überwundener Standpunkt
,
so war man doch einmal an

diese Vertretungsform gewöhnt und glaubte sie durch Heranziehung

des bisher unvertretenen Bauernstandes zeitgemäss vervollständigen

zu können. Die schon seit der Reformation vielfach verschwun-

denen oder wenigstens abgeschwächten Prälatenkurien fielen jetzt

meist hinweg. Rittergutsbesitzer, bei denen jetzt übrigens meist

der Adelsnachweis hinwegfiel, Bürger und Bauern waren in den

meisten kleinern Staaten die Wählerklassen zum Landtag. In den

grossem Staaten, wo zahlreiche Standesherrn und sonstige aristo-

kratische Elemente vorhanden waren, adoptirte man meist das

Zweikammersystem. Obgleich man sich so in Betreff der Zu-



5. Von der Volksvertretung oder dem Landtage. 455

sammensetzung der Landtage den altem deutschen Lan-

desverfassungen anschloss und deshalb auch die Bezeichnung

»Landstände« allgemein beibehielt, so suchte man doch in diese

alte, nur wenig veränderte Form einen neuen staatsrechtlichen In-

halt zu giessen. War den alten Landständen wenigstens in ihrer

Gesammtheit ein gewisser Repräsentativcharakter des ganzen

Landes nicht abzusprechen
,
so war doch dieses Princip ein unent-

wickeltes, sekundäres. Alle neuern Verfassungen seit 1815 stellen

es dagegen als einzig entscheidenden Gesichtspunkt auf, dass die

Landstände in erster Linie das Wohl der Gesammtheit, das wahre

Interesse des Staates, zu vertreten hätten. Ja, auch alle einzelnen

Mitglieder derselben sollten, trotz ihrer beibehaltenen ständischen

Ernennung, als Vertreter des ganzen Volkes betrachtet werden, wie

die bayerische Verfassung von 1818 die Abgeordneten schwören

lässt: »nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und Bestes ohne

Rücksicht auf besondere Stände und Klassen
,
nach Ueberzeugung

zu berathen«. Die Vertretung soll, auch wenn sie nach Ständen

gegliedert ist, eine nationale sein und die Einheit des Volkes und

Staates, nicht das Auseinandergehen in ständische Sonderinteressen

darstellen. Ein Blick in die geschichtliche Entwickelung des letzten

Jahrhundertes lehrt uns freilich
,
dass sich auch in der Zusammen-

setzung der neuern Vertretungskörper das ständische Princip immer

mehr verliert. An seine Stelle trat hie und da eine Vertretung nach

Interessengruppen, ein Vermögenscensus
,
seit dem Jahre 1848 so-

gar vielfach das allgemeine unbeschränkte Wahlrecht aller Staats-

bürger, welches, trotz schwerer politischen Bedenken und seines

atomistischen Charaktersj, immer tiefer in die Verfassungen der

deutschen Staaten einzudringen im Begriffe steht. Ob sich auf

dieses mechanische Kopfzahlsystem dauernde staatliche Institutionen

gründen lassen, ist freilich eine andere Frage.

§ 173 .

II. Grundgedanke und juristischer Charakter der heutigen Volks-

vertretung.

Um die staatsrechtliche Stellung der Volksvertretung in den

deutschen Einzelstaaten festzustellen, sind drei Beziehungen der-

selben ins Auge zu fassen, und zwar die zum vertretenen Volke,
die zum Monarchen oder Staatsoberhaupte, die zum Staate in

seinem Gesammtorganismus.

30 *
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1) Am schwierigsten ist die erste Beziehung juristisch zu kon-

struiren, weil das Wort »Vertretung« hier in einem ganz andern,

als dem gewöhnlichen privatrechtlichen Sinne gebraucht wird. Ver-

tretung oder Repräsentation bedeutet im Civilrechte eine erweiterte

Handlungsfähigkeit von Personen; sie dient theils als Ersatz für

die mangelnde eigene Handlungsfähigkeit
,

z. B. bei Unmündigen,

Wahnsinnigen, juristischen Personen, theils erweitert sie für Hand-
lungsfähige den rechtlichen Verkehr durch Vervielfältigung der

juristischen Organe (v. Savigny, System B. III, S. 91). Immer-
hin setzt sie aber eine physische oder juristische Person voraus,

welche vertreten wird. Aber das Volk, als der Inbegriff der Be-

herrschten
,
bildet

,
abgesehen vom Staate

,
keine Person

,
noch hat

es juristisch irgendwie einen Willen. Es ist daher eine völlig un-

haltbare Auffassung, wenn man die sog. Volksvertretung als eine

Vertretung der Millionen Individuen, welche im Staate leben, kon-

struiren will. Man geht dabei von der Ansicht aus, dass die Ge-
sammtsumme der Wähler einen einheitlichen Willen habe; nur aus

dem äussern Grunde, weil eine solche Masse nicht füglich in pleno

Zusammenkommen könne, habe sie ihre Rechte auf erwählte Man-
datare übertragen, welche den eigentlichen ursprünglichen Volks-

willen auszuführen berufen wären. Die aus diesen angeblichen

Mandataren gebildete Versammlung wird dabei als die Vollstreckerin

eines im Hintergrund stehenden höheren Willens, des sog.

Volkswillens, angesehen. Diese noch in weiten Kreisen ver-

breitete vulgäre Auffassung ist das gerade Gegentheil des wahren

staatsrechtlichen Verhältnisses

.

Im rechtlichen Sinne haben nur Personen einen Willen. Im
Volke ist daher jeder zurechnungsfähige Mensch willensfähig; er

hat aber nur seinen individuellen Willen. Das Volk, als der Inbe-

griff der nebeneinander lebenden Millionen, ist aber in keiner Weise

neben dem Staate, noch als ein besonderes Rechtssubjekt zu kon-

struiren und hat deshalb auch keinen Willen. Der Begriff der

Volksvertretung darf daher niemals auf die Darstellung eines frem-

den, eigentlich gar nicht existenten Willens gegründet, sondern

kann nur auf Grund einer höheren organischen Auffassung des

Volkslebens richtig gewürdigt werden.

Das Volk ist allerdings neben dem Staate kein RechtsSubjekt,

aber es ist auch nicht eine blos atomistische Masse von Millionen

Individuen, es ist vielmehr eine lebendige Gesammtexistenz
mit einer geschichtlich gewordenen Volksthiimlich-
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keit. Jedes Volk hat seine eigenen Lebensanschauungen . seine

eigene Kulturaufgabe
,

sein besonderes Volksethos. Das Volk

in diesem Sinne ist nicht nur die Summe der Lebenden, sondern

das durch alle Zeiten hindurch sich bewegende, sich umgestaltende

und doch ewig sich gleich bleibende Wesen
,
welches die Gegen-

wart an die Vergangenheit anknüpft und aus der Gegenwart die

Zukunft entwickelt. Dieser von der deutschen Wissenschaft zuerst

tiefer erfasste Begriff des Volkes und der Volkstümlichkeit ist

allerdings kein juristischer, sondern lediglich ein ethisch-

politischer. In das Rechtsgebiet tritt derselbe erst dadurch,

dass das Staatsrecht ein Organ erschafft, welches die Aufgabe

hat, diesem Volksethos, diesem lebendig wirkenden Volksgeiste

einen juristisch fassbaren Ausdruck zu geben. Durch dieses

Organ wird etwas thatsächlich Bedeutsames
,
aber juristisch nicht

Vorhandenes zu einer juristischen Existenz erhoben. Die Volks-

vertretung repräsentirt nicht das atomistische Aggregat der zeit-

weilig lebenden Individuen, sondern die volksthümliche Gesammt-
existenz. Das Wählen von Abgeordneten ist überhaupt nicht

etwas, was dem individuellen Willen irgendwie Geltung verschaffen

soll, sondern nur einer der Wege, um der Nation, als einem geistigen

Ganzen
,
Ausdruck gehen zu helfen. Aus dieser geläuterten Auf-

fassung der Volksvertretung folgt

:

erstens für dieselbe in ihrer Gesammtheit, dass sie nicht

einen sog. Volkswillen auszuführen hat, sondern dass ihr Wille
von Rechtswegen Volks wille ist. Ausserhalb dersel-
ben gieht es überhaupt keinen Volks willen. Was die

Volksvertretung innerhalb des Kreises ihrer Befug-
nisse in verfassungsmässiger Form beschliesst. gilt

als Willensausdruck der Nation;
zweitens ergiebt sich daraus die allein richtige Beurtheilung

der staatsrechtlichen Stellung der einzelnen Mitglieder der Volks-

vertretung. Das Wahlrecht der Wähler bedeutet nirgends im neuern

Staatsrechte, dass dieselben sich einen Bevollmächtigten ernennen,

welcher die Interessen und Wünsche ihres Standes oder Bezirkes

zu vertreten habe oder an ihre Aufträge und Instruktionen gebun-

den sei, sondern lediglich dass die Wähler berechtigt und verpflichtet

sind, durch ihre Wahl zur Bildung eines staatlichen Organes beizu-

tragen, in welchem das nationale Ethos
,
sowie die Gesammtintelli-

genz des Volkes ihren möglichst adäquaten Ausdruck finden soll.

Das Recht und die Pflicht des erwählten Abgeordneten ist daher in
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keiner Weise als Mandat seiner Wähler zn betrachten. Sobald

diese den Wahlakt vollzogen haben, hört juristisch jedes beson-

dere Band zwischen ihnen und ihrem Erwählten auf
;

er steht zu

seinem Wahlkreise in keinem andern Verhältnisse, als zu jedem

andern Theile des Volkes oder Staates.

Wie er an keine Instruktionen und Aufträge seiner Wähler ge-

bunden ist, so ist er ihnen auch in keiner Weise verantwortlich.

An die Stelle der völlig verwerflichen Mandatstheorie ist die

allein staatsrechtlich korrekte Auffassung zu stellen
,
nach welcher

der Beruf der VolksVertreter als ein öffentliches Amt, munus
publicum, zu betrachten ist. Allerdings ist die Wahl die regel-

mässige Form der Ernennung der Volksvertreter, ja eine wahrhaft

bedeutsame Volksvertretung lässt sich nicht denken, wo nicht ein

Theil und zwar der grösste Theil der Volksvertreter durch den Ver-

trauensakt der Volkswähl ernannt wird; aber keineswegs braucht

diese Berufungsart die einzige zu sein ; die Verfassung kann auch

einzelne Glieder des Landtages erblich berufen oder dem Staats-

oberhaupte die Berufung auf Lebenszeit einräumen. Trotz dieser

möglichen Verschiedenheit der Berufungsart sind alle Berufenen

gleichmässig Volksvertreter, welche ein öffentliches Amt aus-

üben. Der Inhalt dieses Amtes besteht lediglich darin, dass der

Volksvertreter nach seinem besten Wissen und Gewissen mitwirken

soll, durch seine Betheiligung an der Berathung und Beschluss-

nahme der volksvertretenden Versammlung, der richtig verstandenen

volkstümlichen Ueberzeugung über das Beste des Staates und das

Wohl der Gesammtheit Ausdruck zu geben und bei Leitung der

öffentlichen Angelegenheiten, der Regierung gegenüber, möglichst

praktische Geltung zu verschaffen.

2) Nach deutschem Staatsrechte ist die gesammte Staatsgewalt

im Staatsoberhaupte vereinigt, sein Wille ist der Staatswille (S. 190)

.

Derselbe soll aber kein willkürlicher, subjektiver, sondern ein ob-

jektiv bestimmter sein, d. h. bei den wichtigsten Funktionen der

Staatsgewalt soll er gebunden sein an die Mitwirkung selbständiger

Organe, von denen die Volksvertretung bei weitem das wichtigste

ist. Nach deutschem Staatsrechte haben die Kammern keinen An-
theil an der Souveränetät ;

sie üben keine Mitregierung, kein coim-

perium, wie die Reichsstände im weiland deutschen Reiche. Ihre

einzelnen Glieder, wie ihre Gesammtheit, sind Unterthanen des

Staatsoberhauptes . Aber innerhalb ihrer verfassungsmässigen Sphäre

sind sie völlig unabhängig von seinen Befehlen und haben nur nach



5. Von der Volksvertretung oder dem Landtage. 459

ihrer Ueberzeugung für das Wohl des Staates und Volkes zu wirken.

Vielmehr ist das Staatsoberhaupt selbst bei der Ausübung der wich-

tigsten staatlichen Funktionen an ihre Zustimmung gebunden.

Sein Wille gilt, in diesen verfassungsmässig bestimmten Fällen,

erst dann als der volle Staatswille
,
wenn er die Zustimmung der

Volksvertretung vorher in sich aufgenommen hat. Aber unmittel-

bare Regierungsakte können nur von ihm, nicht von der Volks-

vertretung ausgehen. Kein Gesetz kann zu Stande kommen ohne

Zustimmung der Volksvertretung, aber die zum Gehorsam verbin-

dende Kraft liegt doch nur in der Sanktion des Staatsoberhauptes.

Trotz ihrer wichtigen massgebenden Befugnisse kann die Volksver-

tretung in der Regel keinem Beamten
,
keinem Unterthanen etwas

befehlen, keine bindende Vorschrift ertheilen, keinen Rechtsfall

entscheiden, keine Gesandte an auswärtige Mächte schicken. Kurz,

die rechtliche Bedeutung der heutigen Volksvertretung im deutsch-

monarchischen Staate ist nicht die einer mitregierenden obrigkeit-

lichen Macht
;

sie übt vielmehr eine die Regierung volksthümlich

beeinflussende, positiv anregende, negativ abhaltende, Volksrechte

beschützende, kontrollirende Thätigkeit und wirkt
4
so mitbesti m-

mend bei den wichtigsten Funktionen der Staatsgewalt.

3) In dem konstitutionellen Staate der Gegenwart giebt es so-

mit zwei unmittelbar e,Organe, durch deren Zusammenwirken
der Staatswille in seiner objektiven Bestimmtheit zn Stande ge-

bracht wird ; aber sie sind nicht mehr, wie im Dualismus des Stände-

staates Landesherr und Landschaft, zwei sich gegenüberstehende,

mit einander verhandelnde, vertragschliessende Rechtssubjekte, son-

dern Organe derselben einheitlichen Gesammtpersön-
lichkeit, verschiedenartige Glieder im Organismus des Staates.

Während die Landstände des Mittelalters ein dem Landesherrn

gegenüberstehendes Rechtssubjekt, die Korporation der Land-
schaft bildeten, welche alle Rechte einer moralischen Person, ein

gesondertes Eigenthum
,

besondere Beamte, eine private Rechts-

sphäre besass, muss die moderne Volksvertretung lediglich als

ein int egrir ende s Glied im Verfassungsbau des Staates
betrachtet werden. Es handelt sich hier nicht mehr um Sonder-
rechte einer Korporation, welche ohne Mitwirkung des Fürsten aus-

geübt werden können, sondern um ein geordnetes In ein ander-
greifen beider staatlicher Organe, um eine harmonische
Mitwirkung derselben bei allen wichtigen Funktionen der Staats-

thätigkeit, um eine Mitbestimmung der gesammten
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öffentlichen Zustän de
,
durch Landesherrn und Land-

tag.

Die heutige Volksvertretung ist daher keine Korporation (wo

ihr die Rechte einer solchen etwa beigelegt sein sollten, ist dies nur

eine nebensächliche Eigenschaft), sondern lediglich ein Staatsor-
gan in Gestalt eines Kollegiums, welchem sogar die Permanenz
abgeht, da es nach Auflösung oder Schluss der Kammern an jedem

erkennbaren Organe der Volksvertretung fehlt. Die politischen

Befugnisse der Volksvertretung haben sich aus gesonderten
Rechten des Landtages in ein geordnetes Mitwirkungsrecht der-

selben an den Staatsangelegenheiten umgesetzt. So ist aus ihrem

einseitigen und willkürlichen Steuerverwilligungs- hez. Verweige-

rungsrecht eine gesetzliche Theilnahme an der Feststellung des ge-

sammten Staatshaushaltes, aus ihren einzelnen Verwaltungsbe-

fugnissen eine geordnete Kontrolle der gesammten Staatsverwaltung,

aus ihrem Beirathe und ihrer Zustimmung zu gewissen Gesetzen

eine allgemeine Mitwirkung bei allen Akten der gesetzgebenden

Gewalt geworden; aber alle diese Befugnisse werden in engster

Verbindung mit dem Staatsoberhaupte ausgeübt und zwar nicht

1 etwa so
,

als ob zwei verschiedene
,
fremd sich gegenüberstehende

Rechtssubjekte sich vertragsmässig zu einigen hätten, um ein

Gesetz zu Stande zu bringen, sondern so, dass zwei staatliche Or-

gane berufen sind, durch ihr Zusammenwirken den Staatswillen zu

erzeugen. Das Gesetz im konstitutionellen Staate, wenn auch im

Stadium seiner Entstehung durch Vereinbarung zu Stande gebracht,

ist doch in keiner Beziehung als Vertrag, sondern als der Aus-
druck des einheitlichen Staats willens aufzufassen. (S. 9.)

Der Staat ist die alles umfassende und beherrschende Gesammt-
persönlichkeit, die im Grundgesetze desselben festgestellte

Verfassung bestimmt die Ordnung, in welcher Krone und Volksver-

tretung in ihren Rechten gegeneinander abgegrenzt
,
aber auch auf

ihren untrennbaren Zusammenhang hingewiesen sind. So ist an

die Stelle des Dualismus die Einheit, an die Stelle patrimonialer

Eürstenrechte und gesonderter ständischer Privilegien die einheit-

liche Staatspersönlichkeit getreten, in welcher Staatsoberhaupt und

Volksvertretung, als staatliche Organe, ihre verschiedenartige, aber

zugleich einheitliche und harmonische Stellung finden.
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III. Zusammensetzung der Volksvertretung.

§ 174 .

Das Zweikammersystem 1
.

In den altern laudständischen Körperschaften bestanden mei-

stens mehrere für sich berathende und beschliessende Kurien neben-

einander, welche in ihrer Einheit den Landtag ausmachten. Die

Zahl der Kurien war verschieden
,
gewöhnlich waren es ihrer drei

:

Prälaten, Ritter, Städte. In den grossem Territorien kam

noch eine Herrenkurie hinzu, hie und da war auch der Bauern-
stand vertreten. In der altwürttemhergischen Verfassung, wo es

an einer Ritterkurie fehlte
,

sassen Prälaten und Abgeordnete der

Aemter auf verschiedenen Bänken, bildeten aber einen einzigen

Abstimmungskörper, welcher nach Majorität beschloss.

Durch eine besondere geschichtliche Entwickelung hatte sich

sehr früh in England die Eintheilung des Parlaments in zwei Häuser

herausgebildet, indem zum concilium magnum der Lords seit König

Eduard I. das Haus der Gemeinen hinzutrat
,
in welchem sich die

Ritter der Grafschaft mit den Vertretern der Städte vereinigten.

Seitdem die englische Verfassung das Vorbild aller gesitteten Völker

der alten und neuen Welt geworden ist, hat diese Eintheilung der

Volksvertretung in zwei Häuser überall Eingang gefunden. Gegen-

wärtig besitzen sie nicht nur alle grossem konstitutionellen Monar-

chien, sondern dieselbe ist auch in das republikanische Staatsrecht

übergegangen . In Deutschland fand diese Form derVolksvertretung

leicht Eingang, weil sie sich an das Kuriensystem der alten Landtage

anknüpfen liess und durch das massgebende Vorbild Englands, so-

wie der französischen charte constitutionelle vom 4. Juni 1814 em-

pfohlen wurde. Sämmtliche grossem und mittlern Staaten haben

das Zweikammersystem angenommen, so Preussen, Bayern, Sach-

1 Epochemachend für das Zweikammersystem auf dem Kontinente wurde
Montesquieu, L’esprit des lois, Kap. VI. B. XI. Für das Zweikammersystem
sprechen sich fast alle bedeutenden politischen Denker aus : de Lo lme, Const.

of England. B. I. ch. 3. Benjamin Constant, Cours de politique const. T. I.

ch. 4. Dahlmann, Politik S. 131 ff. Frhr. v. Stein, (Pertz, Leben B. V.
S. 35.) Franz Lieber, Ueber bürgerliche Freiheit S. 163—169. (Vom republi-

kanisch-amerikanischen Standpunkte.) Staatsrechtlich zu vergleichen : Stahl,
a. a. O. B. II. Abth. 2. S. 119 ff. Bluntschli, Allg. Staatsr. B. V. Kap. 6.

Zöpfl, Grundsätze B. II. § 360. S. 290. v. Held, B. II. S. 464— 472!

H. A. Zachariä, D. St. u. BR. B. I. § 113. S. 629.
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sen, Württemberg, Baden, Hessen-Darmstadt. Von den im Jahre

1866 erloschenen Staaten besass es das Königreich Hannover, wäh-
rend es der knrhessischen Verfassung fremd geblieben war. Den
kleinern deutschmonarchischen Staaten fehlte es durchweg an dem
politischen Material für die Bildung einer ersten Kammer

,
sodass

sie sich mit Einer Kammer begnügen mussten. Ohne uns mit den

politischen Vorzügen dieses oder jenes Systems zu beschäftigen,

heben wir hier nur die eigenthümlichen staatsrechtlichen Grund-
sätze des Zweikammersystems hervor.

Beide Abtheilungen der Volksvertretung bestehen als zwei

Kollegien nebeneinander, welche nach ihrer eigenen Kollegialver-

fassung selbständig berathen und beschliessen
,
aber doch insofern

wieder eine Einheit bilden , dass sie nur gleichzeitig berufen
,
er-

öffnet
,
vertagt und geschlossen werden können. Fundamentalsatz

des Zweikammersystems ist, dass beide Kammern in allen

zu ihrem Wirkungskreise gehörigen Angelegenheiten
vollständig übereinstimmen müssen, wenn ihre Be-
schlüsse, der Regierung wie dem Volke gegenüber, als

verfassungsmässiger Ausdruck des Willens der Volks-
vertretung, als Volkswille in staatsrechtlichem Sinne

gelten sollen. In negativer Beziehung genügt da-

gegen schon der Wider Spruch eines Hauses, um eine

der Zustimmung der Volksvertretung bedürftige
Massregel zurückzuweisen. Wenn beide Kammern sich

über eine Vorlage nicht einigen können, so ist kein Beschluss zu

Stande gekommen, doch giebt es in einzelnen Verfassungen Vor-

schriften, welche den Zweck haben, eine Einigung beider Kammern
herbeizuführen . So werden in Württemberg und Baden, wenn
das von der zweiten Kammer angenommene Budget von der ersten

Kammer abgelehnt ist, die Stimmen in beiden Kammern zusammen-

gezählt und nach der Mehrzahl sämmtlicher Stimmen wird alsdann

der Ständebeschluss gefasst. Auch wird in Württemberg, wenn die

eine Kammer nicht vollständig zusammenkommt
,
dieselbe als ein-

willigend in die Beschlüsse der andern angesehen. Strenger wird

der Fundamentalsatz des Zweikammersystems in Preussen gewahrt,

wo eine Durchzählung der Stimmen beider Kammern unbekannt

ist. Nur in zwei ausserordentlichen Fällen findet in Preussen eine

wirkliche Vereinigung beider Häuser der Volksvertretung statt,

um einen gemeinsamen Beschluss zu fassen, nemlich wenn über die

Frage der Nothwendigkeit einer Regentschaft zu entscheiden ist
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(S.259) und wenn der Volksvertretung die Befugniss zustellt, einen

Regenten zu wählen (S. 262). Das Zusammentreten beider Häuser

zu blos formellen Geschäften ohne Beschlussfassung, wie hei der

Eröffnung und der Schliessung des Landtages
,
bei der Ableistung

des Verfassungseides von Seiten des Königs oder Regenten, kann

als Ausnahme von der Regel nicht angesehen werden.

In der Regel steht es der Staatsregierung frei
,
welchem von

beiden Häusern sie ihre Vorlagen zuerst zugehen lassen will. Nur

Finanzgesetzentwürfe und Staatshaushaltsetats müssen dem Abge-

ordnetenhause zuerst vorgelegt werden. Bei dem Staatshaushalts-

etat beschränkt sich die Befugniss der ersten Kammer in der Regel

darauf, denselben im Ganzen anzunehmen oder abzulehnen, Abän-

derungsvorschläge in Betreff der einzelnen Positionen zu machen,

ist ihr nicht gestattet. Sonst sind in der Regel die Rechte beider

Kammern völlig gleich.

§ 175 .

Zusammensetzung der ersten Kammer oder des Herrenhauses.

Bei der Neubildung erster Kammern in Deutschland hielt man
sich wenigstens äusserlich an das Vorbild Englands und wollte darin

vorzugsweise den hohen grundbesitzenden Adel vertreten sehen. In

den süddeutschen Staaten, wo zahlreiche mediatisirte Häuser den

neugeschaffenen Staatskörpern einverleibt worden waren, bildeten

diese den Hauptbestandtheil der sog. »Kammer der Standes-
herrn«, so in Bayern, Württemberg, Baden, Eiessen-Darmstadt.

Hier war ein wirklich hoher Adel oder Herrenstand vorhanden.

Der ritterschaftliche Adel wurde daher, seiner eigentlichen Stellung

gemäss, zumeist in die zweite Kammer verwiesen (»der Ritterstand

ist der Mittelstand«), so in Bayern, Württemberg, Hessen-Darm-

stadt. In Baden zog man dagegen die sog. grundherrlichen Ele-

mente mit den Standesherrn in die erste Kammer. In Norddeutsch-

land, wo es fast ganz an einem hohen Adel fehlte, wurde der

Ritterschaft eine vorwiegende Bedeutung überall in der ersten Kam-
mer eingeräumt, so in Hannover, im Königreich Sachsen, obgleich

sie in letzterem auch zugleich in der zweitenKammer vertreten war.

Neben den Elementen, welche der englischen erblichen Pairie

nachgebildet waren, fehlte es aber nirgends an Mitgliedern, welche

durch königliche Ernennung oder ihr Amt auf Lebenszeit berufen

waren. Sowohl in Nachahmung Englands
,
wie in Erinnerung an



464 I. Das Landesstaatsrecht.

die Prälatenkurien der alten Landstände, wurden hohe Würden-
träger der Kirche in die erste Kammer gezogen, so in Bayern.

Baden, Hessen-Darmstadt, Sachsen. Zu den katholischen Bischöfen

kamen höhere evangelische Geistliche, Generalsuperintendenten,

Prälaten. Eine Anomalie ist es, dass in der württembergischen Ver-

fassung der Landesbischof in die zweite Kammer verwiesen ist.

Den Universitäten wurde bald in der ersten, bald in der zwei-

ten Kammer eine Vertretung gegeben. Ausserdem wurde dem
Staatsoherhaupte regelmässig das Recht eingeräumt

,
einzelne her-

vorragende Männer ohne jede Rücksicht auf Beruf und Stand, auf

Lebenszeit (»aus Allerhöchstem Vertrauen«) in die Kammer zu be-

rufen
,
doch wurde regelmässig diese Zahl beschränkt oder sollte

wenigstens einen bestimmten Procentsatz der erblichen Mitglieder

nicht übersteigen. In mehreren Staaten wurden auch die Vertreter

der grossen Städte in die erste Kammer gezogen. In Preussen

giebt es nur erbliche oder auf Lebenszeit berufene Mitglieder des

Herrenhauses. Die mit einem Präsentationsrechte versehenen Ver-

bände haben kein Wahlrecht, sondern nur das Recht, der Krone

einen Vorschlag zu machen. Auch für die präsentirten Mitglieder

ist in Preussen die königliche Ernennung der einzige Rechtsgrund

ihrer Mitgliedschaft.

Zur Ausübung des Stimmrechtes in der ersten Kammer ist das

Vorhandensein gewisser Eigenschaften nothwendig, welche ebenso

von den Mitgliedern der zweiten Kammer erfordert werden : Staats-

angehörigkeit
,

ein bestimmtes Alter (gewöhnlich das vollendete

30 . Jahr, bei den Prinzen des Hauses genügt die Volljährigkeit .

Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte, Abwesenheit gewisser Hinder-

nisse, wie das Stehen unter Kuratel, Konkurs, Staatsdienst bei einem

ausserdeutschen Staate, Wohnsitz innerhalb des betref-

fenden Staates 1
. Wo nicht besondereVerfassungsbestimmungen

1 Dies wird z. B. von den Mitgliedern des preussischen Herrenhauses aus-

drücklich verlangt. Durch Verlegung des Wohnsitzes ausserhalb Preussens

geht die Mitgliedschaft nicht verloren, aber das Stimmrecht ist so lange s u s -

pendirt, bis das betreffende Mitglied seinen Wohnsitz wieder in Preussen ein-

nimmt. Daher kann es nicht gebilligt werden, wenn G. Meyer, a. a. O. S. 227

sagt : »Wo die Einzelverfassungen Wohnsitz innerhalb des betreffenden Staates

vorschreiben, genügt jetzt ein Wohnsitz im deutschen Reiche». Pür die

Ausübung der aktiven staatsbürgerlichen Rechte in einem Einzelstaate ist jede

Landesverfassung berechtigt
,
Wohnsitz innerhalb ihres Staatsgebietes zu for-

dern, ohne dadurch mit dem Freizügigkeitsgesetze in Widerspruch zu treten.

Dagegen wäre es allerdings der engern Verbindung der deutschen Staate unter-

einander entsprechend, wenn man sich auch zur Ausübung des Stimmrechtes

mit dem Wohnsitze innerhalb des deutschen Reiches begnügte.



5. Von der Volksvertretung oder dem Landtage. 465

entgegenstehen
,

ist anzunehmen, dass auch ein lebenslängliches

Mitglied der ersten Kammer berechtigt ist, auf seine Stelle jeder

Zeit zu verzichten. Die Lebenslänglichkeit bildet nur den Ge-

gensatz zu einer periodischen, begrenzten Zeitdauer des Amtes. Wie
der lebenslänglich angestellte Staatsdiener sein Amt, ja wie das

Staatsoberhaupt selbst die erhabenste Stelle im Staate jeder Zeit

aufgeben kann, so kann eine solche Befugniss auch einem Mitgliede

der ersten Kammer nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen nicht ab-

gesprochen werden.

§ 176 .

Zusammensetzung der zweiten Kammer oder des Abgeordneten-

hauses.

Während bei der Zusammensetzung der ersten Kammer die

königliche Ernennung
,
die Erblichkeit

,
die Lebenslänglichkeit der

Mitglieder vorwiegt, ist die zweite Kammer überall vorherrschend

eine Wahlkammer. Dasselbe ist auch da der Fall, wo überhaupt

nur Eine Kammer besteht, doch pflegt hier das vorherrschende Ele-

ment der allgemeinen Volkswahlen durch einen Zusatz von beson-

ders qualificirten Abgeordneten ermässigt zu sein; so werden den

Grossgrundbesitzern, welche jetzt meistens an die Stelle der Ritter-

gutsbesitzer getreten sind, den Höchstbesteuerten
,
den Geistlichen

u. s. w. eine bestimmte Anzahl von Abgeordneten eingeräumt, um
diesen bedeutsamen, aber numerisch in der Minderzahl befindlichen

Elementen den ihnen entsprechenden Einfluss zu sichern. In vielen

Verfassungen sind die Städte und die Landgemeinden als Wahl-

körper getrennt. Hie und da wird auch grösseren Städten eine be-

sondere Vertretung in den zweiten Kammern eingeräumt. Bisweilen

wird der gemeinsame Landtag aus Sonderlandtagen zusammenge-

setzt, so in Koburg und Gotha, so in Waldeck und Pyrmont. Wo
das allgemeine Wahlrecht in eine Landesverfassung eingedrungen

ist, ist dasselbe regelmässig durch das sog. Dreiklassen System
(vergl. darüber Anmerkung am Ende des §) ermässigt, so in Preussen

und Oldenburg. Im ganzen besteht eine solche Mannigfaltigkeit in

der Zusammensetzung beider Kammern, dass auf eine in der Schluss-

anmerkung versuchte kurze statistische Uebersicht verwiesen wer-

den muss, während hier nur die allgemeinen juristischen Princi-

pien über Wahl und Wahlrecht erörtert werden können.

Die Vorschriften über die Wahlen sind theils in der Verfas-

sungsurkunde, theils in besonderen Wahlgesetzen enthalten.
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Das aktive Wahlrecht kann nur unter bestimmten gesetz-

lichen Voraussetzungen ausgeiibt werden. Dahin gehören : a. Staats-

angehörigkeit. Selbst Angehörige anderer deutscher Staaten

sind vom Wahlrechte ausgeschlossen, Aufenthalt und Wohnsitz in

einem Staate reichen nicht aus; b. männliches Geschlecht; c. ein

bestimmtes Alter, gewöhnlich 25 Jahre, in Preussen schon das voll-

endete 24. Jahr, anderwärts genügt schon Volljährigkeit; d. Besitz

der bürgerlichen Ehrenrechte
,
welche nach dem Reichsstrafgesetz-

buch § 32—37 nur durch ein ausdrücklich auf den Verlust derselben

gerichtetes richterliches Erkenntniss entzogen werden können.

Durch Begnadigung können auch die bürgerlichen Ehrenrechte

wieder hergestellt werden; e. das aktive Wahlrecht wird überall

solchen Personen abgesprochen, welche unter Vormundschaft stehen,

sich im Konkurse befinden oder eine öffentliche Armenunterstützung

erhalten. Ausser diesen überall vorkommenden Voraussetzungen

haben einzelne Verfassungen noch weitergehende Erfordernisse für

das aktive Wahlrecht aufgestellt, so das Vorhandensein eines ei-

genen Hausstandes, wonach alle die ausgeschlossen sind,

welche »ohne eigenen Herd hei andern in Kost und Lohn stehen«,

wie Dienstboten, Handwerksgesellen (Oldenb. Verf. § 115. Sach-

sen-Koburg- Gotha § 27 c.)

,

die in Preussen erforderte »Selb-
ständigkeit« hat nicht diese Bedeutung, sondern bezeichnet nur

die Dispositionsfähigkeit (H. Schulze § 160, S. 158), ferner Zahlung

einer direkten Steuer an den Staat überhaupt oder sogar einer Steuer

von einer gewissen Höhe. Nach dem Reichsmilitärgesetz vom 2 . Mai

1874 § 49 ruht das Wahlrecht für die im aktiven Dienste befind-

lichen Militärpersonen.

Das Recht, gewählt zu werden, sog. passives Wahlrecht,
ist regelmässig an dieselben Voraussetzungen gebunden, wie das

aktive
;
doch werden hie und da höhere Anforderungen gestellt,

z. B. ein höheres Alter, gewöhnlich 30 Jahre, Unbescholtenheit,

Zahlung eines hohem Steuerbetrags, Besitz der Staatsangehörigkeit

während eines bestimmten Zeitraums (1— 3 Jahre), bisweilen ge-
ringere, indem für das passive Wahlrecht die Zahlung einer

direkten Steuer nicht verlangt wird. Ueberall sind die Mitglieder

der erstenKammer von der Wahlfähigkeit ausgeschlossen, da selbst-

verständlich niemand zugleich Mitglied beider Kammern sein kann.

Zum Zwecke der Wahlen ist das Staatsgebiet in Wahlkreise
eingetheilt. Die Feststellung derselben erfolgt regelmässig durch

das Gesetz (z. B. preussisches Gesetz betr. die Feststellung der
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Wahlbezirke für das Haus der Abgeordneten vom 27. Juni 1860) ;

in anderen Staaten ist die Bildung derselben dem Ermessen der

Regierung überlassen, z. B. in Bayern. Die Wahlkreise zerfallen

zum Zwecke der Stimmabgabe in Stimmbezirke. Zur Ausübung

des Wahlrechtes gehört Wohnsitz in dem betreffenden Stimmbe-

zirke. Die Bestimmungen über das Wahlverfahren sind in den ein-

zelnen deutschen Staaten sehr verschieden. Vor allem wichtig ist

die Unterscheidung zwischen dem direkten und indirekten
Wahlverfahren, bei ersterem bezeichnen die Wähler die Abgeord-

neten unmittelbar, bei letzterem findet eine doppelte Wahlhandlung

statt
,
indem die Wähler als sog. Urwähler nur Wahlmänner

ernennen } welche dann die Abgeordneten zu wählen haben. In

manchen Verfassungen sind beide Verfahren verbunden, indem ein-

zelne Klassen direkt wählen, wie die Grossgrundbesitzer, die Höchst-

besteuerten, die Geistlichen (z. B. Braunschweig, Meiningen), wäh-

rend die übrigen Bürger indirekt wählen. Die Abstimmung ist ent-

weder öffentlich oder geheim durch Stimmzettel, welche keine

Unterschrift tragen dürfen. Die Ausübung des Stimmrechtes muss

in Person geschehen. Die Wahlen erfolgen regelmässig nach abso-

luter Stimmenmehrheit, doch hie und da auch nach relativer Mehr-

heit, besonders bei der Wahl von Wahlmännern. Die sonst übliche

Wahl von Stellvertretern kommt jetzt nur noch vereinzelt vor.

Es steht im Belieben des Erwählten, ob er die auf ihn gefallene

Wahl annehmen will oder nicht, doch ist ihm eine bestimmte Frist

zur Erklärung gesteckt.

Während die Eigenschaft eines Mitgliedes des Abgeordneten-

hauses durch eine gültige Wahl und deren Annahme erworben
wird, geht dieselbe für die einzelnen Mitglieder verloren: a.

durch freiwillige Niederlegung der Mitgliedschaft
,
welche stets er-

laubt ist, aber nur eine unbedingte sein kann; b. durch Verlust

der zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenschaften; c. nach vielen

Verfassungen, wenn ein Abgeordneter ein besoldetes Staatsamt an-

nimmt oder im Staatsdienste in ein Amt eintritt
,
mit welchem ein

höherer Rang oder ein höheres Gehalt verbunden ist
;

d) wenn ein

Mitglied der zweiten Kammer in die erste berufen wird und dieser

Berufung Folge leistet; e. durch Ausschluss zur Strafe, wenn es

durch ausdrückliches Erkenntniss der bürgerlichen Ehrenrechte

verlustig erklärt wird. Nach manchen Verfassungen steht auch der

Versammlung aus bestimmten Gründen ein Recht des Ausschlusses

zu (in Braunschweig, in Oldenburg). Für sämmtliche Mit-
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glieder des Abgeordnetenhauses geht ihre Eigenschaft verloren mit

dem Tage des Ablaufes der Legislaturperiode
,
sowie mit der Auf-

lösung des Hauses.

Anmerkung.

Gegenwärtige Zusammensetzung der Landtage in den monarchi-
schen Einzelstaaten Deutschlands.

A. Staaten mit Zweikammersystem.

1) Preussen. Erste Kammer
,
jetzt Herrenhaus

,
beruht auf dem

Gesetze vom 7. Mai 1853 und der Verordnung vom 12. Oktober 1854.

Das Herrenhaus ist gesetzlich aus erblichen und lebensläng-
lichen Mitgliedern zusammengesetzt. Die erblichen bestehen : a. aus

den volljährigen Prinzen des königlichen Hauses
,
wenn der König sie

beruft; b. aus dem Haupte des fürstlichen Hauses Hohenzollern
;

c. aus

den nach der Bundesakte vom 1 0 . Juni 1815 zur Standschaft be-

rechtigten Häuptern der vormals reichsständischen Häuser in Preussen

;

d. aus den übrigen nach der Verordnung vom 3. Februar 1847 zur

Herrenkurie des Vereinigten Landtages berufenen Fürsten
,
Grafen und

Herren; e. aus denjenigen Personen, welchen das erbliche Recht auf Sitz

und Stimme vom Könige durch besondere Verordnung verliehen wird.

Zu diesen erblichen Mitgliedern kommen diejenigen, welche der König auf

Lebenszeit beruft. Dahin gehören : die Inhaber der vier grossen

Landesämter im Königreiche Preussen (Oberburggraf, Obermarschall,

Landhofmeister und Kanzler)
,
einzelne Personen, welche der König »aus

besonderem Allerhöchstem Vertrauen« beruft
,
aus Personen, welche ihm

von gewissen Verbänden präsentirt werden. Das Präsentations-
recht steht infolge vom § 4 Nr. 1 der Verordnung vom 12. Oktober 1854

zu: a. den evangelischen Stiftern Brandenburg, Merseburg und Naum-
burg

;
b. dem für jede Provinz zu bildenden Verbände der darin mit

Rittergütern angesessenen Grafen für je einen zu Präsentirenden; c. den

Verbänden der durch ausgebreiteten Familienbesitz ausgezeichneten Ge-
schlechter, welche der König mit diesem Rechte begnadigt; d. den Ver-

bänden des alten und befestigten Grundbesitzes. Die Anordnungen über

die Wahl der für den alten und befestigten Grundbesitz zu präsentiren-

den Mitglieder, sowie über die Wahl der gräflichen Provinzialverbände,

sind durch das vom Könige vollzogene Reglement vom 12. Oktober 1854

ertheilt worden. Schliesslich ist dann die Verordnung »betreffend die defi-

nitive Erledigung der Vorbehalte wegen Bildung der Verbände des alten

und befestigten Grundbesitzes, der Landschaftsbezirke und wegen Wahl
der Seitens dieser Verbände und der Provinzialverbände der Grafen zu

präsentirenden Mitglieder des Herrenhauses« am 10. November 1865 er-

gangen. Darnach werden die Landschaftsbezirke des alten und befestigten

.Grundbesitzes so gebildet, dass auf Preussen 18, auf Brandenburg 15,

auf Pommern 13
,
auf Schlesien 18 ,

auf Posen 7 ,
auf Sachsen 10 ,

auf

"\yestfalen 4, auf die Rheinprovinz 5 Mitglieder kommen (im ganzen 90)

.

Zum alten Grundbesitze sind nur solche Rittergüter zu zählen, welche
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zur Zeit der Präsentation seit mindestens 50 Jahren im Besitze einer und
derselben Familie sich befinden; zum befestigten Grundbesitze ge-

hören solche Rittergüter, deren Vererbung in der männlichen Linie durch

eine besondere Erb Ordnung, Lehen, Majorat, Minorat, Fidei-

commiss, fideicommissarische Substitution gesichert ist; e. einer jeden

Landesuniversität; die von den Universitäten zu Präsentirenden

wählt der Senat aus der Reihe der ordentlichen Professoren
;

f. denjenigen

Städten, welchen der König das Recht der Präsentation beigelegt hat.

Die von den Städten zu präsentirenden Vertreter werden von dem Magi-
strate oder in Ermangelung eines kollegialischen Vorstandes von den

übrigen kommunalverfassungsmässigen Vertretern der Städte aus der
Zahl der Magistratsmitglieder gewählt. Die Gesammtzahl der

Herrenhausmitglieder ist an keine Beschränkung gebunden, vielmehr ist

der König befugt, ohne Beschränkung der Zahl, erbliche Mitglieder, so-

wie lebenslängliche Mitglieder jeder Zeit zu ernennen
;
auch steht dem

Könige das Recht zu, die Anzahl der zur Präsentation berechtigten Fami-
lienverbände und Städte nach Gefallen zu vermehren. Das Haus der
Abgeordneten ist in Preussen eine reine Wahlkammer.
Die Zahl der Mitglieder betrug nach A. 69 der Verfassungsurkunde 350,

dazu kamen 1851 zwei Abgeordnete für die Fürstenthümer Hohen-
zollern

,
1857 für die neuen Provinzen 80, sodass gegenwärtig das Ab-

geordnetenhaus 432 Mitglieder zählt. Das in A. 72 der Verfassung ver-

heissene Wahlgesetz ist bis auf den heutigen Tag noch nicht ergangen.

Dagegen bestimmt A. 115, dass bis zum Erlasse eines definitiven Wahl-
gesetzes die Verordnung vom 30. Mai 1849, »die Wahl der Abgeordneten
zur zweiten Kammer betreffend«, in Kraft bleiben soll. Darnach sind die

Wahlen zum Hause der Abgeordneten indirekte, d. h. die Abgeord-
neten werden von Wahlmännern in Wahlbezirken, die Wahlmänner von
den Urwählern in Urwahlbezirken gewählt. Das allgemeine Wahl-
recht aller selbständigen Preussen, welche das 25. Lebensjahr vollendet

haben, ist durch das eigenthümliche Dreiklassensystem so modi-
ficirt, dass das Gewicht der einzelnen Stimmen ein wesentlich verschie-

denes ist. Die Urwähler werden nach Massgabe der von ihnen zu ent-

richtenden direkten Staatssteuer in drei Abtheilungen getheilt und zwar
in der Art, dass auf jede Abtheilung ein Drittheil der Gesammtsumme
der Steuerbeträge aller Urwähler fällt. Diese Gesammtsumme wird ge-
meindeweise berechnet

,
falls die Gemeinde einen Urwahlbezirk für

sich bildet oder in mehrere Urwahlbezirke getheilt ist, bezirksweise,
falls der Urwahlbezirk aus mehreren Gemeinden besteht. Die erste Ab-
theilung besteht aus denjenigen Urwählern, auf welche die höchsten

Steuerbeträge bis zum Belaufe eines Drittheils der Gesammtsumme fallen.

Die zweite Abtheilung besteht aus denjenigen Urwählern, auf welche die

nächst niedrigeren Steuerbeträge bis zur Grenze des zweiten Drittheils fallen

.

Die dritte Abtheilung besteht aus den am niedrigsten besteuerten Urwäh-
lern, auf welche das dritte Drittheil fällt. In diese Abtheilung gehören
auch diejenigen Urwähler, welche gar keine Steuern bezahlen. Als Wahl-
mann ist jeder stimmberechtigte Urwähler wählbar. Zum Abgeordneten
ist jeder Preusse wählbar, welcher das 30. Jahr vollendet hat, den Voll-

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 31
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genuss der bürgerlichen Rechte nicht verloren und 3 Jahre dem preussi-

schen Staatsverbande angehört hat. Die Wahlen erfolgen durch Stimm-
gebung zu Protokoll auf 3 Jahre. Alles Nähere in meinem preussischen

Staatsrechte B. II §§ 159 u. 160.

2) In Bayern heisst die erste Kammer die der Reichsräthe,
sie besteht nach der Yerfassungsurkunde Tit. VI, §§ 2— 5 und dem Ge-
setz, die Bildung der Kammer der Reichsräthe betreffend, vom 9. März
1828: a. aus den volljährigen Prinzen des königlichen Hauses

;
b. den

Kronbeamten des Reichs
;

c. den beiden Erzbischöfen
;
d. den Häuptern

der ehemals reichsständischen Familien, so lange sie im Besitze ihrer

vormaligen reichsständischen, im Königreich belegenen Besitzungen sind;

e. einem vom Könige ernannten Bischof und dem Präsidenten des prote-

stantischen Generalkonsistoriums
;

f. denjenigen Personen, welche der

König entweder erblich oder lebenslänglich zu Mitgliedern ernennt. Das
Recht dazu wird der König nur adligen Gutsbesitzern verleihen, welche

im Königreiche das volle Staatsbürgerrecht und ein mit dem Lehen- oder

fideicommissarischen Verbände belegtes Grundvermögen besitzen, von

welchem sie an Grund- und Dominicalsteuer in simplo dreihundert Gul-

den entrichten und wobei eine agnatisch-linealische Erbfolge nach dem
Recht der Erstgeburt eingeführt ist. Die Zahl der lebenslänglichen

Reichsräthe darf dabei den dritten Theil der erblichen nicht übersteigen.

Die zweite Kammer war nach der Verfassungsurkunde von

1818 nach sehr künstlich gebildeten Interessengruppen zusammenge-
setzt (Grundherren, Geistliche, Universitäten, Städte und Märkte u. s. w.)

.

Durch das Gesetz, die Wahl der Landtagsabgeordneten betreffend, vom
4. Juni 1848 ist die Wahl zur zweiten Kammer nach rein numerischen

Verhältnissen geordnet, indem auf 31 500 Seelen immer ein Abgeord-

neter gewählt wird. Die Zahl der Abgeordneten wird auf die einzelnen

Kreise durch die Regierung vertheilt. Es werden 4— 6 Wahlbezirke in

jedem Kreise durch das Ministerium des Innern bestimmt. Wähler ist

jeder Staatsangehörige, welcher dem Staate eine direkte Steuer entrichtet

und im Vollbesitze der bürgerlichen Ehrenrechte ist. Auf je 500 Seelen

wird ein Wahlmann ernannt. Als Wahlmann kann jeder bayerische

Staatsbürger (von über 25 Jahren)
,

der die Eigenschaften des Wählers

hat, gewählt werden. Als Abgeordneter ist wählbar, wer die Eigen-

schaften als Wähler besitzt und über 30 Jahre alt ist. Die Wahlperiode

ist 6 Jahre. Die Wahl wird bei beiden Handlungen schriftlich mit Unter-

zeichneten Wahlzetteln vorgenommen. Die Gewählten müssen abso-

lute Stimmenmehrheit für sich haben. (Pözl, Verfassungsrecht & 191

und 192.)

3) Königreich Sachsen. Nach der Verfassungsurkunde von

1831 § 63 gehören zu der ersten Kammer folgende Mitglieder: a. die

volljährigen Prinzen des königlichen Hauses; b. das Hochstift Meissen

durch einen Deputirten seines Mittels; c. der Besitzer der Herrschaft

Wildenfels; d. die Besitzer der fünf schönburgischen Recessherrschaften

Glauchau, Waldenburg, Lichtenstein, Hartenstein und Stein durch einen

ihres Mittels
;

e. ein Abgeordneter der Universität Leipzig, welcher von

selbiger aus dem Mittel ihrer ordentlichen Professoren gewählt wird

;



5. Von der Volksvertretung oder dem Landtage. 471

f . der Besitzer der Standesherrschaft Königsbrück und der der Standesherr-

schaft Reibersdorf; g. der evangelische Oberhofprediger; h. der Dekan
des Domstiftes St. Petri zu Bautzen

,
zugleich in seiner Eigenschaft als

höherer katholischer Geistlicher und, im Falle der Behinderung oder der

Erledigung der Stelle, einer der drei Kapitularen des Stifts
;

i. der Super-

intendent zu Leipzig
;
k. ein Abgeordneter des Kollegiatstiftes zu Wurzen

aus dem Mittel des Kapitels; 1. die Besitzer der vier schönburgischen

Lehensherrschaften Rochsburg, Wechselburg, Penig und Remissen durch

einen ihres Mittels; m. zwölf auf Lebenszeit gewählte Abgeordnete der

Besitzer von Rittergütern und anderen grösseren ländlichen Gütern
;
n.

zehn vom Könige nach freier Wahl auf Lebenszeit ernannte Ritterguts-

besitzer; o. die erste Magistratsperson der Städte Dresden und Leipzig;

p. die erste Magistratsperson in sechs vom Könige unter möglichster Be-

rücksichtigung aller Theile des Landes, nach Gefallen zu bestimmenden

Städten; q. fünf vom Könige nach freier Wahl auf Lebenszeit ernannte

Mitglieder (Gesetz vom 3. December 1868 III.).

Die zweite Kammer bestand nach der Verfassungsurkunde von 1831

aus 25 Abgeordneten der Rittergutsbesitzer, 25 Abgeordneten der Städte,

25 Abgeordneten des Bauernstandes, fünf Vertretern des Handels- und
Fabrikwesens. Durch das Gesetz, die Wahl für den Landtag betreffend

vom 3. December 1868, ist auch in Sachsen das ständische Prinzip voll-

ständig beseitigt und besteht jetzt die zweite Kammer aus 35 Abgeord-

neten der Städte und 45 der ländlichen Wahlbezirke. Zur Stimmberech-

tigung ist die Erfüllung des 25. Lebensjahres erforderlich; die Wähler
müssen Grundeigenthum besitzen oder wenigstens einen Thaler an direk-

ten Steuern bezahlen. Wählbar ist, wer das 30. Jahr vollendet hat und
an Grund- oder an direkter Personalsteuer wenigstens 10 Thaler bezahlt.

Singulär ist die Bestimmung
,

dass dienstthuende Staatsminister nicht

wählbar sind. Das Wahlverfahren ist direkt.

4) Württemberg. Die württembergische Kammer der Standes-
herrn besteht nach derVerfassungsurkunde vom 25. September 1 8 1 9 : a. aus

den Prinzen des königlichen Hauses; b. aus den Häuptern der fürstlichen

und gräflichen Familien und den Vertretern der standesherrlichen Gemein-
schaften, auf deren Besitzungen vormals eine Reichs- oder Kreistagsstimme

geruht hat; c. aus den vom König erblich oder auf Lebenszeit ernannten

Mitgliedern. Zu erblichen Mitgliedern kann der König nur solche Guts-
besitzer aus dem standesherrlichen oder ritterschaftlichen Adel ernennen,

welche von einem mit Fideicommiss belegten, nach dem Recht der Erst-

geburt sich vererbenden Grundvermögen im Königreiche
,
nach Abzug

der Zinsen aus den darauf haftenden Schulden, eine Revenue von wenig-
stens 6000 Gulden beziehen. Die Zahl sämmtlicher von dem Könige erb-

lich oder auf Lebenslang ernannten Mitglieder darf den dritten Theil der

übrigen Mitglieder der ersten Kammer nicht übersteigen. Die zweite
Kammer besteht: a. aus 13 Mitgliedern des ritterschaftlichen Adels,

welche von diesem aus seiner Mitte gewählt werden; b. aus den sechs

protestantischen Generalsuperintendenten; c. aus dem Landesbischofe,
einem von dem Domkapitel aus dessen Mitte gewählten Mitgliede und
dem der Amtszeit nach ältesten Dekan katholischer Konfession; d. aus

31 *
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dem Kanzler der Landesuniversität; e. aus einem gewählten Abgeord-
neten von jeder der sieben Städte Stuttgart, Tübingen, Ludwigsburg,
Ellwangen

,
Ulm

,
Heilbronn und Reutlingen

;
f . aus einem gewählten

Abgeordneten von jedem Oberamtsbezirke (63). Bei den Wahlen der

Städte und Oberamtsbezirke sind alle württembergischen Staats-
bürger wahlberechtigt, welche im Wahlbezirke ihren Wohnsitz

oder nicht vorübergehenden Aufenthalt haben und nicht (wegen Gant,

Vormundschaft, Verbrechen, Empfang von Armenunterstützung, gerin-

gerenAlters als 25 Jahre) vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. Die Wähl-
barkeit zum Abgeordneten setzt im allgemeinen die gleichen Eigen-

schaften
,
wie die Wahlberechtigung voraus, weiter ist noch Vollendung

des 30. Lebensjahres erforderlich. Wahlperiode 6 Jahre. Sämmtliche

Wahlen erfolgen durch geheime Stimmgebung nach absoluter Stimmen-
mehrheit und direkt. Eine gütige Wahl kommt nur durch Abstimmung
von mehr als der Hälfte der Wahlberechtigten zu Stande (Prof. Hack,
Zeitschr. für die gesammte Staatsw. B. 27. 1871. S. 530).

5) Baden. Die erste Kammer setzt sich zusammen : a. aus den Prinzen

des grossherzoglichen Hauses
;
b . aus den Häuptern der standesherrlichen

Familien; c. aus dem Landesbischofe und einem vom Grossherzog lebens-

länglich ernannten protestantischen Geistlichen mit dem Range eines Prä-

laten
;
d. aus acht Abgeordneten des grundherrlichen Adels

;
e. aus zwei

Abgeordneten der Landesuniversitäten (auf 4 Jahre von den ordentlichen

Professoren gewählt aus Professoren
,
Gelehrten und Staatsdienern)

;
f

.

aus den vom Grossherzog ohne Rücksicht auf Stand und Geburt ernann-

ten Personen, deren Zahl aber acht nicht übersteigen darf. Die zweite
Kammer besteht aus 22 Abgeordneten bestimmter Städte und 41 der

Aemter (zusammen 63)

.

Das Wahlverfahren ist indirekt. Alle Staats-

bürger, welche das 25. Lebensjahr zurückgelegt und in dem Wahlbezirke
ihren Wohnsitz haben, sind, vorbehaltlich der besonderen gesetzlichen

Ausnahmen
,
bei der Wahl der Wahlmänner stimmfähig und wählbar.

Zum Abgeordneten kann ohne Rücksicht auf Wohnort ernannt werden

jeder Staatsbürger
,
der das 30. Lebensjahr vollendet hat und die Wähl-

barkeit zum Wahlmann besitzt. Die früher bestandene Beschränkung der

Wählbarkeit auf Angehörige der christlichen Konfession, sowie der Wähl-
barkeitscensus ist beseitigt. Die Abgeordneten der Städte und Aemter wer-

den auf 4 Jahre gewählt
,
sie werden alle zwei Jahre zur Hälfte erneuert.

6. Grossherzogthum Hessen. Die erste Kammer besteht:

a. aus den volljährigen Prinzen des grossherzoglichen Hauses; b. aus den

Häuptern standesherrlicher Familien, welche sich in dem Besitz einer

oder mehrerer Standesherrschaften im Grossherzogthum befinden; c. aus

dem Senior der Familie der Freiherrn von Riedesel; d. aus dem katho-

lischen Landesbischof oder einem andern katholischen Geistlichen
,

als

dessen Stellvertreter; e. aus einem protestantischen Geistlichen, welchen

der Grossherzog dazu auf Lebenszeit mit der Würde eines Prälaten er-

nennt, oder einem andern protestantischen Geistlichen als Stellvertreter

;

f. aus dem Kanzler der Landesuniversität oder dessen Stellvertreter
; g.

aus zwei Mitgliedern
,
welche der im Grossherzogthum genügend mit

Grundeigenthum angesessene Adel aus seiner Mitte wählt; h. aus hoch- -
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stens 12 ausgezeichneten Staatsbürgern, welche der Grossherzog auf Le-

benszeit dazu beruft. Zur zweiten Kammer wählen die acht grösseren

Städte 10, die kleineren Städte und Landgemeinden 40 Abgeordnete.

Gesetz
,

die Zusammensetzung der beiden Kammern der Stände und die

Wahl der Abgeordneten betreffend, vom 8. November 1872, wodurch die

Bestimmungen der Yerfassungsurkunde vom 17.December 1820 mannig-
fach abgeändert sind.

B. Staaten mit Einer Kammer.
7) Sachsen-Weimar. Nach dem Gesetze über die Wählender

Landtagsabgeordneten vom 6. April 1852 besteht der Landtag aus 31 Ab-
geordneten. Dieselben gehen aus folgenden Wahlen hervor: a. einer aus

der Wahl der begüterten ehemaligen Reichsritterschaft, welcher nach der

Bundesakte Landstandschaft zugesichert ist; b. vier aus der Wahl der

Besitzer eines inländischen Grundeigenthums von wenigstens 1000 Thaler

jährlicher Rente
;

c. fünf aus der Wahl derjenigen Staatsunterthanen,

welche aus andern Quellen, als dem Grundbesitze, ein jährliches Ein-

kommen von wenigstens 1000 Thaler beziehen; d. 21 aus allgemeinen

Wahlen im ganzen Grossherzogthum. Das Wahlverfahren ist indirekt.

Zur Theilnahme an der Wahl von Wahlmännern, wie an der eines Ab-
geordneten, ist berechtigt jeder volljährige männliche Staatsangehörige,

welcher das Bürgerrecht in einer Gemeinde des Grossherzogthums be-

sitzt. Wählbar als Abgeordneter ist jeder männliche Staatsunterthan,

welcher mindestens 30 Jahre alt, unbescholten und s e lb stän dig ist.

Als selbständig wird erachtet, »wer nicht unter Zustandsvormundschaft

steht und ein Einkommen hat, welches ihn und seine Familie ernährt«.

8) Für das Grossherzogthum Oldenburg besteht ein in einer

Kammer vereinigter Landtag, dessen Mitglieder in gesetzlich bestimmten

Wahlkreisen durch Wahlmänner, behufs deren Wahl das Grossherzog-

thum in Wahlbezirke eingetheilt ist, gewählt werden. Die stimmberech-

tigten Urwähler eines Wahlbezirkes wählen auf je 300 Einwohner einen

Wahlmann, sämmtliche Wahlmännereines Wahlkreises auf je 6000 Ein-

wohner einen Abgeordneten. Stimmberechtigt als Urwähler, wählbar

zum Wahlmann und Abgeordneten ist jeder selbständige Staatsbürger,

welcher das 25. Lebensjahr vollendet hat. Die Urwähler wählen in drei
Klassen und zwar jede Klasse in besonderer Wahlversammlung ein

Drittheil der Wahlmänner des Bezirkes. Für die Eintheilung in die drei

Klassen ist, wie in Preussen, der gezahlte Steuerbetrag massgebend. Ge-
heime Abstimmung. Wahlperiode 3 Jahre.

9) Braunschweig. Nach dem Gesetze über die Zusammensetzung
der Landesversammlung vom 22. November 1851 besteht dieselbe aus

46 Abgeordneten, von diesen senden 10 die Stadtgemeinden, 12 die Land-
gemeinden, 21 die Höchstbesteuerten, 3 die evangelische Geistlichkeit. Die

Höchstbesteuerten zerfallen in drei Abtheilungen nach der Grundsteuer,

nach der Gewerbesteuer, nach den den vorstehenden Steuern nicht un-
terworfenen Berufsständen. Das Nähere über die Art der Wahlen

,
die

Stimmberechtigung und das Verfahren bei denselben bestimmt das Wahl-
gesetz vom 23. November 1851. Oeffentliche Wahl durch Abstimmung



474 I. Das Landesstaatsrecht.

zu Protokoll. Wahlperiode 6 Jahre
;

alle 3 Jahre tritt die Hälfte der

Abgeordneten aus.

10) In Sachsen-Meiningen besteht der Landtag aus 24 Abge-
ordneten, von welchen 4 von den höchstbesteuerten Grundbesitzern, 4 von
denen, welche die höchsten Personalsteuern zahlen, 16 von den übrigen

Angehörigen des Herzogthums gewählt werden. (Gesetze vom 20. Juli

1871 und 24. April 1873.)

11) Sachsen- Altenburg. Der Landtag besteht nach, dem Ge-
setze vom 31. Mai 1870 aus 30 Abgeordneten, 9 der Städte, 12 des

platten Landes und 9 der Höchstbesteuerten.

12) Sachsen-Koburgund Gotha. Für jedes der beiden Her-
zogthümer Koburg und Gotha besteht ein besonderer Landtag. In Bezug
auf diejenigen Verhältnisse, Angelegenheiten und Einrichtungen, welche

als gemeinsame für beide Herzogthümer erklärt sind
,
übt ein gemein-

schaftlicher Landtag die der Landesvertretung zustehenden Rechte aus.

Der Landtag für Koburg besteht aus 1 1 ,
der für Gotha aus 1 9 aus allge-

meinen indirekten Wahlen hervorgehenden Mitgliedern. Diese 30 Abge-
ordneten bilden jetzt zugleich den gemeinsamen Landtag für beide Her-
zogthümer.

13) Anhalt. Die Landstände des Herzogthums bestehen, nach dem
Gesetze vom 19. Februar 1872

,
aus 2 vom Herzog für die Dauer der

Landtagsperiode zu ernennenden
,
8 von den meistbesteuerten Grundbe-

sitzern, 2 von den meistbesteuerten Handel- und Gewerbetreibenden, 14

von den übrigen Wahlberechtigten der Städte und 10 von den übrigen

Wahlberechtigten des platten Landes in indirekten Wahlen ohne Census

zu wählenden Mitgliedern.

14) S ch war zburg- S o n d e rsh aus en. Der Landtag besteht aus

5 vom Fürsten ernannten, 5 von den Höchstbesteuerten und 5 durch all-

gemeine Wahlen gewählten Abgeordneten.

15) S c h warzb ur g - Ru dols ta dt. Nach der Verfassung vom
21. Mai 1854 und dem Gesetze vom 16. November 1870, die Abände-

rung des Grundgesetzes betreffend, besteht der Landtag aus 4 von den

Höchstbesteuerten gewählten und 12 aus allgemeinen Wahlen hervor-

gehenden Abgeordneten.

16) W aldeck. Der Landtag besteht aus 12 Abgeordneten aus dem
Fürstenthum Waldeck und 3 Abgeordneten aus dem Fürstenthum Pyr-

mont
,
welche von den kreisweise in Wahlverbände zusammengelegten

Ortsgemeinden durch allgemeine indirekte Wahlen ernannt werden.

Ausserdem hat noch jedes Fürstenthum seinen Speciallandtag.

17) Reuss ä. L. Nach dem Verfassungsgesetze vom 28. März

1867 besteht der Landtag aus 12 Abgeordneten, von denen 3 vom Für-

sten ernannt, 2 von den Rittergutsbesitzern, 2 von der Stadt Greiz, 1 von

Zeulenroda, 4 von den Landgemeinden auf 6 Jahre gewählt werden.

18) Reuss j. L. Nach dem revidirten Staatsgrundgesetz vom
14. April 1852 und dem Gesetz vom 20. Juni 1866, die Aenderung

einiger Theile des Verfassungsgesetzes betreffend, besteht die Landesver-

tretung aus 1 6 Abgeordneten, nämlich dem Besitzer des Paragiums Köst-
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ritz, 3 Abgeordneten der Höchstbesteuerten und 12 aus allgemeinen

direkten Wahlen hervorgehenden Abgeordneten.

19) Schaumburg-Lippe. Nach dem Landesverfassungsgesetze

vom 17. November 1868 besteht die Landesvertretung aus 15 Mitglie-

dern
;
davon werden durch die Ritterschaft 1, die Städte 3, die Bauern 7

gewählt, dazu kommen 2 vom Fürsten ernannte Abgeordnete, 1 Ver-

treter der Geistlichkeit, 1 aus der Mitte der übrigen Studirten erwählt.

20) Lippe. Das in der Verfassung vom 6. Juli 1836 enthaltene

Wahlgesetz ist durch ein neues Wahlgesetz vom 3. Juli 1876 ersetzt,

demnach besteht der Landtag aus 21 Abgeordneten, 7 der Höchstbesteu-

erten und 14 von den übrigen in 2 Klassen der Wahlberechtigten durch

direkte Wahlen gewählten Abgeordneten.

C. Mecklenburgs altständischer Landtag.
Die einzigen deutschen Staaten, welchen es bis jetzt an einer neuen

Verfassungsurkunde und einer eigentlichen Volksvertretung fehlt, sind

die beiden Grossherzogthümer Me cklenb urg- Schwerin und Strelitz.

Hier ist noch die ganze al tlan d s tändi sch e Verfassung
des vorigen Jahrhunderts unverändert erhalten auf

Grundlage des ErbVergleichs von 1755. Die Landstände bilden eine

Korporation, »das Korps der Ritter- und Landschaft«, welches der Lan-
desherrschaft, als ein die ständischen Rechte ausübendes Rechtssubjekt,

gegenübersteht. Das Korps der Ritter- und Landschaft zerfällt wieder in

das Korps der Ritterschaft und das Korps- der Landschaft. Das ritter-

schaftliche Landstandschaftsrecht haftet auf gewissen Gütern ; wer mit

einem solchen Gute angesessen ist, ist Mitglied der Ritterschaft, er sei

adelig oder nicht. Sämmtliche Rittergutsbesitzer (etwa 700) haben Viril-

stimmen. Die Landschaft bilden die Deputirten aus den Magistraten

von 38 Schwerinischen und 7 Strelitzischen Städten. Der Bauernstand

ist bis auf den heutigen Tag in Mecklenburg vollständig unvertreten.

Eine hochprivilegirte Stellung innerhalb der Landschaft nimmt Rostock
als sog. Seestadt ein. Ganz ausserhalb des landständischen Verbandes

steht Wismar; ebenso bildet das dem Grossherzog von Mecklenburg-

Strelitz gehörige Fürstenthum Ratzeburg ein Land für sich, welches

im staatsrechtlichen Sinne nicht zu Mecklenburg gehört. Trotz der Thei-

lung Mecklenburgs in zwei Staaten unter zwei verschiedenen Landes-
herrn bilden die Landstände Mecklenburgs ein einheitliches ständisches

Korpus in einer unzertrennlichen Union. Es besteht für beide Länder
ein gemeinsamer Landtag

,
ohne dass dadurch der Landeshoheit eines

der beiden Regenten Abbruch geschehen soll. Noch heutzutage grossen-

theils praktisches Staatsrecht giebt E. F. Hagemeister, Versuch
einer Einleitung in das Mecklenburgische Staatsrecht. Rostock und Leip-

zig 1793. Vergl. bes. Kap. II, S. 44 ff.
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IV. Befugnisse der Volksvertretung.

§ 177 .

Im Allgemeinen.

Die ans dem staatlichen Berufe der Volksvertretung abzulei-

tenden Befugnisse bilden die eigentlichen politischen oder or-

ganischen Rechte derselben, kraft deren diesem Staatsorgane

eine verfassungsmässige Mitwirkung an der Ausübung der Staats-

gewalt zusteht. Die Eintheilung dieser Rechte in ordentliche
und ausserordentliche, je nachdem sie zum regelmässigen

Lebensprocesse des Staates gehören oder nur unter besonderen

ausserordentlichen Verhältnissen ausgeübt werden können
,

ist von

keiner juristischen Erheblichkeit; dagegen sind die materiellen
von den formellen Befugnissen zu unterscheiden, indem die

ersteren unmittelbar auf die Mitwirkung bei der Ausübung der

Staatsgewalt gerichtet sind, die letzteren dagegen nur die Mittel an

die Hand geben, um jene Mitwirkung zu bewerkstelligen.

Diesen politischen oder organischen Befugnissen der Volks-

vertretung, welche aus der. staatlichen Aufgabe dieses Organs ent-

springen
,

stellen wir die kollegialen Rechte derselben gegen-

über
,
welche sich nicht auf die Mitwirkung am Lebensprocesse des

ganzen Staates, sondern auf die eigenen inneren Ange-
legenheiten, auf das Hausrecht der volksvertretenden Versamm-

lung beziehen. Da der modernen Volksvertretung der Charakter

einer Korporation abgesprochen werden muss, so müssen diese

Rechte als kollegiale, nicht als korporative, aufgefasst und be-

zeichnet werden. Bei bestehendem Zweikammersysteme bildet

aber jede Abtheilung der Volksvertretung ein Kollegium; daher

stehen die Rechte dieser Art jedem Hause für sich zu.

Schliesslich müssen hier auch die besonderen Rechtsverhält-

nisse der einzelnen Mitglieder der Volksvertretung besprochen wer-

den, welche in deren eigenthümlicher öffentlicher Berufsstellung

ihren bestimmenden Grund haben.

§ 178 .

A. Die politischen Befugnisse der Volksvertretung.

Da die Volksvertretung ihre wichtigsten Befugnisse nur im Zu-

sammenwirken mit anderen Organen, besonders dem Staatsober-
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haupte, ausübt, da sie bei dieser Ausübung sich verfassungsmässig

an dem gesammten Lebensprocesse des Staates betheiligt, so können

diese Befugnisse nur da erschöpfend dargestellt werden, wo die

Funktionen der Staatsgewalt überhaupt abgehandelt werden.

(Vergl. Abth. II, Yon den Funktionen der Staatsgewalt.) Hier
kommt es nur darauf an, dieselben soweit zu charakterisiren, als es

zum Verständnisse der eigentümlichen Berufsstellung dieses Or-

ganes im Gesammtorganisinus des Staates nöthig ist.

Mehrere Verfassungsurkunden (Bayern Tit. VII, § 1 . Baden

§50. Hessen-Darmstadt § 66. Königreich Sachsen § 79) stellen den

Satz auf, dass die Kammern sich nur mit den ihnen im Grundge-

setze ausdrücklich zugewiesenen Gegenständen beschäftigen dürfen,

d. h. die Präsumtion soll stets für die Unbeschränktheit der landes-

herrlichen Gewalt und gegen die Mitwirkung der Volksvertretung

sprechen. Dieser Satz entspricht wederder ältern ständischen Ver-

fassung 1

,
noch dem Wesen der neuern Volksvertretung und ist

nichts als eine willkürliche theoretische Folgerung aus dem miss-

verstandenen monarchischen Princip der Bundestagsanschauungen,

vielleicht sogar ein Ausfluss einer romanistisch-privatrechtlichen

Auffassung, welche das Recht des Landesherrn mit dem Eigen-

thume, die Befugnisse der Stände mit Servituten parallelisirte. Den
neuern Verfassungen, welche nicht unter dem Drucke der Bundes-

tagstheorien zu Stande gekommen sind
,
wie der preussischen

,
ist

eine solche Beschränkung fern geblieben, indem nirgends mehr eine

namentliche Zusammenstellung der Rechte der Kammern versucht

wird
,
wie dies auch die Reichsverfassung in Betreff der Befugnisse

des Reichstages nicht thut. Ebensowenig, wie die Befugnisse der

Krone, lassen sich die der Volksvertretung in einem erschöpfenden

Kataloge zusammenstellen; jeder solcher Versuch giebt ein unge-

nügendes Bild dieser beiden staatsrechtlichen Faktoren, welche auf

ein organisches Zusammenwirken, auf ein harmonisches sich Durch-

dringen und Ergänzen auf allen Gebieten des Staatslebens ange-

wiesen sind, wenn auch die Form ihrer Mitbethätigung eine ver-

1 Den richtigen Gesichtspunkt stellt schon Moser auf, Von der Reichs-

stände Landen B. IV. Kap. 7. § 6: »Welches ist die Regel: die Landeshoheit
oder die Landesfreiheiten ? Antwort : Keines ohne das andere, sondern
beide zusammen. Die Landeshoheit, wie selbige durch die Landesfreiheiten

und Verträge ermässigt ist, bleibt die Regel und nach deren Analogie haben in

denen durch die Verträge und das Herkommen nicht bestimmten Fällen bald die

Herrschaft, bald die Unterthanen die rechtliche Vermuthung für oder wider

sich«.
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schiedenartige ist. Nur zum Zweck einer übersichtlichen Charak-

teristik heben wir die wichtigsten politischen Befugnisse der heutigen

deutschen Volksvertretung hervor, wie sie nach allen neueren Ver-

fassungsurkunden feststehen

:

1) In Bezug auf die Gesetzgebung wird derselben das

Recht des Beirathes und der Zustimmung eingeräumt. Diese Mit-

wirkung bei der Gesetzgebung hat ihren verschiedenen Umfang.

Nach den altern Verfassungen (Bayern Tit. VII § 2. Baden § 65.

Sachsen-Weimar § 4. Sachsen-Altenburg § 201.) haben sie dieses

Recht nur bei solchen Gesetzen, »welche die Freiheit der

Person oder das Eigenthum der Staatsangehörigen
betreffen« 1

. Nach den neuern Verfassungen, besonders nach

der preussischen
,
bezieht sich diese Mitwirkung auf alle Gesetze

ohne Ausnahme : »Die Uebereinstimmung des Königs und beider

Kammern ist zu jedem Gesetze erforderlich.« Dieses Recht der

Mitwirkung und der Zustimmung bei der Gesetzgebung bezieht sich

auf den Erlass neuer und die Abänderung bestehender Gesetze,

ebenso auf die authentische Interpretation früherer Gesetze. Ueber-

all haben und hatten die Kammern das Recht, der Krone Wünsche
in Bezug auf die Verbesserung der Gesetzgebung vorzutragen

(ständisches Petitionsrecht). Die neuern Verfassungsge-

setze legen ihnen jetzt auch das Recht der eigentlichen Initiative

bei, d. h. jede Kammer kann durch Beschluss der Majorität ihrer

Mitglieder förmlich redigirte Gesetzentwürfe in Vorschlag

bringen.

2) V erfassungsmässi ge Theilnahme bei der Aus-
übung der Finanzgewalt. Diese tritt besonders in folgenden

Befugnissen hervor: a. das Recht der Mitwirkung bei Feststellung

des Budgets für die betreffende Finanzperiode. Alle Ein-

nahmen und Ausgaben müssen für eine solche im Voraus veran-

schlagt und auf den Staatshaushaltsetat gebracht werden
,
welcher

nur unter Zustimmung der Volksvertretung festgestellt werden

kann. Zu Etatsüberschreitungen ist die nachträgliche Genehmi-

gung der Kammern erforderlich
;

b. das Recht der Kontrolle
der gesammten Finanzverwaltung. Die allgemeine Rech-

nung über den Staatshaushalt jeder Finanzperiode wird nach Ab-

1 Bei der so allgemein gehaltenen Formulirung dieser Beschränkung ist in

der Staatspraxis wohl die Theilnahme der Kammern an der Gesetzgebung ziem-

lich die gleiche, mag dieselbe sich in einer Verfassung finden oder nicht.



5. Von der Volksvertretung oder dem Landtage. 479

lauf derselben den Kammern zur Prüfung, eventuell zur Entlastung

der Staatsregierung vorgelegt; c. das Steuerbewilligungs-
recht der Landstände. Ohne Zustimmung des Landtages

können Steuern und Abgaben weder ausgeschrieben noch erhoben

werden, doch kann dieses Fundamentalrecht der Stände
,
bei völlig

entwickelter Staatsidee, nie mit einer willkürlich zu handhabenden

Steuerverweigerung verbunden sein
,
weil darin die Auflösung des

Staates selbst liegen würde. Dieser gemeinrechtliche Satz wird in

einzelnen Verfassungen korrekt so formulirt : »Der Landtag darf

seine Zustimmung zur Forterhebung der bestehenden Steuern und

Abgaben nicht verweigern, insoweit dieselben zur Führung einer

den Reichspflichten und der Landesverfassung entsprechenden Re-

gierung und insbesondere zur Deckung von Ausgaben erforderlich

sind, welche auf reichs- oder landesgesetzlichen oder auch privat-

rechtlichen Verpflichtungen beruhen« (z. B. Oldenburgische Verfas-

sungsurkunde A. 187 § 2.); d. die Aufnahme von Anleihen
für die Staatskasse findet nur unter Zustimmung der Kammern
statt

,
dasselbe gilt von der Uebernahme von Garantieen zu Lasten

des Staates. Auch steht die Staatsschuldenkasse regelmässig unter

der Mitverwaltung des Landtages. (Alles Nähere im Finanzrechte.)

3) Die Repräsentation des Staates nach aussen gebührt dem
Staatsoberhaupte. Dieses allein ist zu Verhandlungen mit anderen

Staaten und zum Abschlüsse von Verträgen legitimirt. Nur wenn

ein Staatsvertrag den Unterthanen gegenüber wie ein Gesetz wirken

soll oder wenn die Ausführung desselben dem Lande Lasten aufer-

legt, bedarf derselbe der Zustimmung der Kammern. Uebrigens ist

durch das neue Reichsstaatsrecht die völkerrechtliche Vertretung

in den wichtigsten Beziehungen von der Staatsgewalt der Einzel-

staaten auf die Reichsgewalt übergegangen und das Recht, Verträge

mit andern deutschen und ausserdeutschen Staaten abzuschliessen,

für die Einzelstaaten sehr beschränkt worden. Nur in diesen engen

Grenzen besteht das Zustimmungsrecht der Einzellandtage noch

fort, während dasselbe für die wichtigsten Fälle, z. B. für alle Han-
delsverträge, auf den deutschen Reichstag übergegangen ist.

4) Ueberall steht der Volksvertretung das alles umfas-
sende Recht der Ueb erwachung und Kontrolle der ge-
summten Staatsverwaltung zu; die alten, wie die neuen

Landstände haben die Befugniss, auf alle Mängel und Missbräuche

hei der Staatsverwaltung aufmerksam zu machen, sowie wegen
Kränkung der verfassungsmässigen Rechte des Landes und der
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staatsbürgerlichen Rechte der Einzelnen die entsprechenden Schritte

zu thun. »Custodia legum et jurium patriae«.

Ausser diesen regelmässig auszuübenden Befugnissen haben

die Kammern noch Rechte, welche nur in ausserordentlichen
Fällen zur Anwendung kommen; so haben sie das Gelöbniss des

neuen Landesherrn im Falle eines Thronwechsels entgegenzu-

nehmen, bei der Einsetzung einer Regentschaft mitzuwirken. Auch
können die Grenzen des Staatsgebietes nur unter ihrer Zustimmung

abgeändert werden.

Um alle diese der Volksvertretung zustehenden materiellen
Befugnisse, vor allem ihre Vertheidigung des verfassungsmässigen

Landesrechts, überall und zu jederZeit wirksam geltend zu machen,

stehen der Volksvertretung folgende formelle Rechte zu:

1) Das Beschwerde- und Petitionsrecht, welches theils

zur Ausübung der Kontrolle über die gesammte Landesverwaltung,

theils als Mittel dient, um die Regierung zur Vorlage von Gesetz-

entwürfen zu veranlassen. Solche Bitten und Beschwerden können

sowohl an das Ministerium
,
wie an das Staatsoberhaupt selbst ge-

richtet werden. Das letztere geschieht in der Form einer sog.

Adresse; dieselbe kann sich auf einen einzelnen Punkt, wie auf

die gesammte Lage des Landes beziehen. Es können in einer sol-

chen Adresse Wünsche ausgesprochen, Vorstellungen ge-

macht, Beschwerden erhoben werden. Letztere können sowohl

gegen einzelne Missbräuche in der Verwaltung
,

als auch gegen die

gesammte Amtsführung und politische Haltung des Staatsministe-

riums gerichtet sein. Die Veranlassung zur Ausübung dieses Be-

schwerde- und Petitionsrechtes kann durch Anträge aus der Mitte

der Versammlung oder durch Petitionen gegeben sein, welche von

Privatpersonen oder Korporationen an den Landtag gebracht wer-

den. Derselbe ist befugt, solche Petitionen anzunehmen und sie,

falls die darin vorgebrachten Beschwerden begründet erscheinen,

der Regierung zur Abhülfe zu empfehlen. Petitionen von Privaten

und Korporationen dürfen nur schriftlich übergeben, nie persönlich

oder durch Deputationen überreicht werden.

2) Die Kammern haben in allen Fällen, wo ihnen zur Aus-

übung ihrer verfassungsmässigen Wirksamkeit die Ermittelung und

Aufklärung thatsächlicher Verhältnisse wünschenswerth und noth-

wendig erscheint, diese von der Staatsregierung zu verlangen. Da-

zu ist ihnen in vielen Verfassungen ausdrücklich das Recht einge-

räumt
,

die Minister zu interpelliren; findet die Inter pellation
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die nöthige Unterstützung
,
so hat der betreffende Minister dieselbe

entweder -sogleich zu beantworten oder den Tag zu bestimmen,

wann dieses geschehen solle, oder die Gründe anzugeben, aus wel-

chen eine Beantwortung nicht erfolgen könne. Nach der preussi-

schen Verfassungsurkunde A. 82 hat jede Kammer die Befugniss,

behufs ihrer Information Kommission enzur Untersuch-
ung von Th at Sachen niederzusetzen, doch ist dieses Selbst-

untersuchungsrecht bis jetzt in der deutschen Staatspraxis noch

wenig zur Wirksamkeit gelangt. (Ueber die Bedeutung desselben

mein preussisches Staatsr. § 163, S. 179.)

3) Als äusserstes Mittel, das verfassungsmässige Landesrecht

zu vertheidigen, erscheint das Recht der M i n i s t e ra n k 1 a g e

,

welches bald jedem Hause für sich, bald beiden Häusern gemein-

sam zusteht. (S. 300.)

§ 179 .

B. Die Kollegialrechte der Volksvertretung.

1) Der Landtag und, wo Zweikammersystem besteht, jedes

Haus für sich prüft die Legitimation seiner Mitglieder und ent-

scheidet darüber endgültig. Eine vom Hause anerkannte Wahl kann

von niemandem angefochten
,
eine von ihm für ungültig erklärte

Wahl von niemandem für gültig erklärt werden. Dem Hause steht

ein selbständiges Untersuchungsrecht aller bei der Wahl der Abge-

ordneten, wie der Wahlmänner vorgenommenen Handlungen zu,

wobei auch die Frage nicht ausgeschlossen ist, ob von Seiten der

Behörden eine ungesetzliche Beeinflussung der Wahlen statt-

gefunden hat. (R. v. Mo hl, Ueber die Untersuchung bestrittener

ständischer Wahl in seinem Staatsr., Verfassungsrecht und Politik

B. I. S. 207—221.)

2) Nach mehreren neueren Verfassungen haben die Kammern
das Recht

,
ihren Präsidenten und Vicepräsidenten zu wählen

(Preuss. Verfassungsurkunde A. 80). Mitunter ernennt aber auch

der Monarch denselben aus drei ihm zu diesem Zweck von der

Kammer präsentirten Kandidaten (so z. B. hei der ersten badischen

Kammer)
,
oder der Gewählte muss wenigstens noch durch den Mo-

narchen bestätigt werden. Die Präsidenten der ersten Kammern
werden hie und da vom Könige ernannt (so in Bayern und Württem-

berg) . Auch die Schriftführer werden, nach den neueren Verfassun-

gen, aus den Mitgliedern des Hauses erwählt.
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3) Die Kammern üben während der Dauer der Sitzungsperiode

die Polizei in ihrem Sitzungsgehäude durch ihren Präsidenten

aus.

4) Die Hauptgrundsätze über den Geschäftsgang des Land-

tages finden sich schon in den Verfassungsurkunden. Die specielle

Ausführung wird besondern Geschäftsordnungen überwiesen.

Die Abfassung derselben wird, nach neuerer staatsrechtlicher Auf-

fassung, als ein Akt der kollegialen Autonomie jedes Hauses

angesehen
,
sodass eine solche weder der Zustimmung der Krone

noch des andern Hauses bedarf. (So z. B. inPreussen). Natürlich

bezieht sich dieses Recht der Autonomie nur auf die innern Ver-

hältnisse jedes Hauses, während alle Bestimmungen, welche den

Verkehr mit dem andern Hause oder mit der Staatsregierung be-

treffen, nur durch Uebereinkunft mit diesen Faktoren geregelt

werden können. Anderwärts wird der Geschäftsordnung überhaupt

der Charakter von Gesetzen beigelegt, sodass sie nur unter Zu-

stimmung aller gesetzgebenden Faktoren abgeändert werden kann.

(So in Bayern, Sachsen, Hessen.) Die durch die Geschäftsord-

nungen festgestellten Formen der Geschäftsbehandlung werden

unter Nr. V. kurz erörtert werden.

§ 180.

C. Besondere Rechtsverhältnisse der einzelnen Landtags-

mitglieder.

Aus der oben entwickelten staatsrechtlichen Natur der deut-

schen Volksvertretung in ihrer Gesammtheit folgen auch die be-

sonderen Rechte und Pflichten, welche das konstitutionelle Staats-

recht den einzelnen Mitgliedern der Volksvertretung heilegt.

1) Seinen Wählern gegenüber erscheint jeder erwählte Ab-

geordnete
,
wie oben näher dargelegt, nicht als Mandatar, welcher

ihre Aufträge zu erfüllen hat, sondern als durch sie ernannter

Vertreter des ganzen Volkes. Dies gilt aber nicht nur von

den erwählten Abgeordneten, sondern auch von den auf andere

Weise ernannten Mitgliedern der ersten Kammer. Wo Korpora-

tionen ein Wahl- oder Präsentationsrecht für dieselbe haben, sind

doch diese von ihnen präsentirten oder erwählten Mitglieder nie Ver-

treter dieser speciellen Verbände. Es ist z. B. staatsrechtlich in-

korrekt, von Vertretern der Städte, der Universitäten im preussischen

Herrenhause zu reden. Von Rechtswegen sind alle Mit-
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glieder der ersten Kammer oder des Herrenhauses
ebensogut Volksvertreter wie die des Abgeordneten-
hauses; die Berufungsart macht dabei keinen Unterschied zwi-

schen den einzelnen Mitgliedern. Diese Auffassung, welche nicht

nur gemeinen deutschen, sondern geradezu allgemein europäischen

Rechtes ist, formuliren die Verfassungen folgendermassen : »die

Mitglieder beider Kammern sind Vertreter des gan-
zen Volkes, sie stimmen nach ihrer freien U eher Zeu-

gung und sind an Aufträge und Instruktionen nicht

gebunden.«

2) Jedes Mitglied eines Hauses ist ebenso berechtigt als ver-

pflichtet, an der Ausübung derjenigen Befugnisse theilzunehmen,

welche den verfassungsmässigen Wirkungskreis desselben bilden.

In welcher Weise diese Betheiligung zu erfolgen hat, ist durch die

Geschäftsordnung jedes Hauses näher bestimmt. Die Mitglieder

des Landtages haben die Pflicht, die Sitzungen zu besuchen. Für

den Fall der Verhinderung bedürfen sie eines Urlaubes, der auf

kürzere Zeit vom Präsidenten, auf längere von dem Hause ertheilt

wird. Vor allem ist jedes Mitglied berufen, sich persönlich an

der Berathung und Abstimmung über alle Gegenstände zu bethei-

ligen, welche an das Haus zur geschäftlichen Behandlung und ver-

fassungsmässigen Erledigung gebracht werden. Dieses Recht ist

ein rein persönliches und kann niemals, auch nicht bei blossen Ab-

stimmungen, durch Stellvertreter ausgeübt werden. (Eine Aus-

nahme in der Kammer der Standesherrn kennt nur die württember-

gische Verfassungsurkunde § 156.) Alle Mitglieder einer Kammer
stehen in Bezug auf ihr Benehmen im Hause und auf die hesondern

Regeln, welche die Geschäftsordnung für die Wahrnehmung der

Funktionen des Hauses und die Berufsthätigkeit seiner Glieder vor-

schreibt, unter der Disciplin desselben, kraft welcher auch ge-

wisse Ordnungsstrafen, Entziehung des Wortes, Ordnungsruf u. s.w.,

über sie verhängt werden können.

3) Die Mitglie der des Landtages sind als Einzelne
den Gesetzen und Gerichten des Staates unterworfen
wie andere Unterthanen

L

Das ältere deutsche Staatsrecht,

1 Vergl. hierüber die gründliche Abhandlung von E. Herr mann: »Ueber
die strafrechtliche Verantwortlichkeit der Mitglieder der Ständeversammlung.«
(Archiv für Kriminalrecht. Neue Folge. Jahrgang 1853. S. 341—394), welche
für die ganze neuere wissenschaftliche Behandlung dieses Gegenstandes, durch
ihren echt juristischen Geist, massgebend geworden ist.
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welches den Landständen in corpore eine so hervorragende Stellung

gewährte, hat deren einzelnen Mitgliedern niemals irgendwelche

Ausnahmerechte, der Strafrechtspflege gegenüber, eingeräumt.

Man verlangte nur Enthaltung jeder Rechtswidrigkeit von Seiten

des Landesherrn, welche sowohl in offener Gewalt, als in Nieder-

setzung von Ausnahmegerichten bestehen konnte, und begnügte sich

lediglich mit der, in dem processualischen Verfahren ordentlicher

Gerichte liegenden Schutzwehr. Alle den Landtagsmitgliedern in

den neueren Verfassungsurkunden gewährten Ausnahmerechte
der Justiz gegenüber sind neueren Ursprungs und knüpfen an die

Vorbilder Englands, Nordamerikas, Frankreichs und Belgiens an.

a. Redefreiheit 1
.

Nach ihrer ganzen staatsrechtlichen Stellung sind die Volks-

vertreter innerhalb ihrer Sphäre unabhängig von der Regie-

rung; ja sie haben die Pflicht, als Wächter der Verfassung, jede

verfassungswidrige und ungesetzliche Massregel der Regierung auf-

zudecken, zu rügen und auf Abstellung derselben zu dringen. Aber

aus dieser allgemein anerkannten Berufspflicht der Volksvertretung

folgt keineswegs von selbst, dass alle Aeusserungen derselben,

die sie in
,
ihrer Eigenschaft als Abgeordnete thun, auch straflos

sind, wenn sie die gesetzlichen Schranken überschreiten und den

Thatbestand eines durch das Wort zu begehenden Verbrechens

(Hochverrath
,
Majestätsbeleidigung

,
Verläumdung, Injurie) ent-

halten. Nach allgemeinen juristischen Grundsätzen sind

die Volksvertreter in solchen Fällen, wie jeder andere Bürger, dem

Staate, sowie den verletzten Privatpersonen verantwortlich und

können vor die Gerichte gezogen werden. Alle entgegengesetzten

Argumentationen aus der Natur des volksvertretenden Körpers be-

ruhen auf falschen Voraussetzungen oder Trugschlüssen. Allein da

der Volksvertreter in seinem Berufe möglichst unabhängig gestellt

werden muss, da rücksichtslose Aufdeckung der Wahrheit und

strenge Kritik der Behörden für ihn oft eine unabweisbare Pflicht

1 L. v. Bar, Die Redefreiheit der Mitglieder der gesetzgebenden Versamm-

lungen mit besonderer Rücksicht auf Preussen. Leipzig 1868. 0. Bähr, Die

Redefreiheit der Volksvertretung und der Process Twesten (Preuss. Jahrbücher

B. XXI. S. 313—325). H. A. Zachariä, Abhandlung über Art. 84 der

preussischen Verfassung. Leipzig 1866. Dr. Rudolf H e i n z

e

,
Die Straflosig-

keit parlamentarischer Rechtsverletzung und die Aufgabe der Reichsgesetzge-

bung. Stuttgart 1879. Dr. R. Schleiden, Die Disciplinar- und Strafgewalt

parlamentarischer Versammlungen über ihre Mitglieder. Berlin 1879.
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ist, wobei in gerechtem Eifer leicht die Grenzen des gesetzlich Er-

laubten überschritten werden können, so haben die neuern Verfas-

sungen kraft positiver Bestimmungen ein Ausnahmerecht ge-

schaffen
,
wodurch die Volksvertreter um ihres Berufes willen in

Betreff der Redefreiheit günstiger gestellt werden, als gewöhnliche

Privatpersonen. Vorbild aller neueren Verfassungen war hierbei die

nur altenglisches Recht bestätigende! »Bill of right« von 1689 a. 9:

»that the freedom of speech and debates or proceedings in parliament

ought not be impeached or questioned in any court or place out of

parliament.« Gleiche Bestimmungen nahmen die nordamerikani-

sche Verfassung von 1787, die französische von 1791, die Charte

von 1814 und 1830, die norwegische Verfassung von 1814, die bel-

gische von 1831 und viele andere Verfassungen auf. Die meisten

deutschen Verfassungen, besonders die altern vor 1848 entstan-

denen, fügten indessen dieser Gewähr solche Einschränkungen bei,

dass dieselbe in ihrer Wirkung so gut wie aufgehoben wurde. So

sind z. B. nach der württembergischen Verfassung § 185 »Beleidi-

gungen oder Verläumdungen der Regierung, der StändeverSamm-
lung oder einzelner Personen der Bestrafung nach den bestehenden

Gesetzen in dem ordentlichen Wege Rechtens unterworfen«. Nach
der königl. sächsischen Verfassung von 1831 § 83 kann ein Mitglied

der Kammer vor seinem ordentlichen Richter belangt werden,

»wenn die gerügte Aeusserung ein besonderes Verbrechen oder eine

persönliche Beleidigung in sich begreift.« Bald ist es »die verletzte

Privatehre«, bald »die Majestätsbeleidigung«, bald »eine Aeusserung

hochverrätherischen Inhalts«, welche die Verantwortlichkeit eines

Ständemitgliedes vor den ordentlichen Gerichten begründet. Erst

die preussische Verfassung stellt sich ganz auf den Boden des mo-
dernen konstitutionellen Staatsrechtes, indem sie im A. 84 be-

stimmt : »Sie (die Mitglieder beider Kammern) können für ihre Ab-

stimmungen in der Kammer niemals, für ihre darin ausgespro-

chenen Meinungen nur innerhalb der Kammer auf Grund der

Geschäftsordnung zur Rechenschaft gezogen werden.« Ein Be-

schluss des Obertribunals vom 29. Januar 1866, welcher mit der gan-

zen frühem Praxis dieses hohen Gerichtshofes in Widerspruch trat,

führte aus: »dass der A. 84 nicht ausschliesse, dass Mitglieder eines

der beiden Häuser des Landtages wegen der in dieser Eigenschaft

in Ausübung ihrer Funktion in der Kammer ausgesprochenen Ver-
läumdungen strafrechtlich verfolgt werden könnten

,
während

dies bei blossen Beleidigungen ohne verläumderischen Charakter

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 32



486 I. Das Landesstaatsrecht.

nicht stattfinde. Unter Meinungen seien lediglich die Resultate

des Denkvermögens im Gegensätze zur Behauptung und Verbrei-

tung von Thatsachen zu verstehen.« Diese Auslegung ist weder

mit dem Wortlaute
,
noch mit der Entstehungsgeschichte des Ar-

tikels 84 in Einklang und ein offenbarer Einbruch in das verfassungs-

mässige Recht der Volksvertretung 1
. Der Versuch, diese Angelegen-

heit auf dem Wege einer Verfassungsdeklaration zu erledigen,

scheiterte, dagegen wurde in das Strafgesetzbuch des deutschen

Reichs § 1 1 eine Bestimmung aufgenommen, welche die ganze Frage

für alle deutsche Volksvertretungen gemeinrechtlich entscheidet

:

»Kein Mitglied eines Landtages oder einer Kammer eines zum deut-

schen Reiche gehörigen Staates darf ausserhalb der Versam m-
lung, zu welcher das Mitglied gehört, wegen seiner Abstimmung

oder wegen der in Ausübung seines Berufes gethanen Aeusserungen

zur Verantwortung gezogen werden.« Diese Bestimmung schliesst

die Möglichkeit einer restriktiven Auslegung, wie sie dem Beschluss

des Obertribunals vom 29. Januar 1866 zu Grunde lag, unbedingt

aus. Durch dieselbe sind aber auch alle Vorschriften der übrigen

deutschen Verfassungen, welche in gewissen Fällen eine gericht-

liche Verfolgung von Kammermitgliedern wegen gewisser in ihrem

Berufe gethaner Aeusserungen zuliessen, aufgehoben. Diese jetzt

für alle deutschen Landtagsmitglieder gemeinrechtlich anerkannte

Freiheit der Meinungsäusserung umfasst alle Aeusserungen, welche

vom Volksvertreter in dieser Eigenschaft bei Ausübung seiner

Funktionen gemacht worden sind. Dahin gehört alles, »was ein

Volksvertreter in der Kammer mündlich oder schriftlich, also nicht

blos in den vollen Versammlungen, sondern auch in seinen schrift-

lichen Berichterstattungen, in seinen Anträgen und zu Protokoll ge-

gebenen Erklärungen vorbringt, aber alles nur insoweit, als es

der Abgeordnete in seiner Funktion, d. h. wo er nach der formalen

Ordnung des Hauses als Volksvertreter auftrat oder thätig

war, vorgebracht hat.« So ist in allen deutschen Staaten die Frei-

heit der Meinungsäusserung für alle Volksvertreter genügend ge-

wahrt. Die in dieser unbeschränkten parlamentarischen Redefrei-

1 Vergl. mein preuss. Staatsr. B. II. S. 167 ff., wo die jetzt abgethane Frage

eingehend erörtert ist. Neue interressante Mittheilungen über den so verhäng-

nissvollen Obertribunalsbeschluss vom 29. Jan. 1866 giebt jetzt Karl Braun-
Wiesbaden, Von Berlin nach Leipzig 1880, und ein Aufsatz in der (Augs-

burger) Allgemeinen Zeitung. 1880. Beil. Nr. 284. vom 10. Oktober: »Das Ber-

liner Obertribunal und die parlamentarische Redefreiheit«

.
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heit unzweifelhaft liegenden Gefahren können nur dadurch be-

seitigt werden, dass den parlamentarischen Körperschaften selbst

kräftigere Reaktionsmittel gegen alle durch den Missbrauch der

Redefreiheit begangenen Rechtsverletzungen in die Hand gegeben

werden, dass jedem Hause eine genügende Strafgewalt über seine

Mitglieder eingeräumt wird. Alle Yorschläge, welche darauf ge-

richtet sind, die Selbstgerichtsbarkeit der Kammern zu verstärken,

sind einer ernsten Erwägung werth, verwerflich ist dagegen alles,

was einer ausserhalb des Hauses stehenden Behörde eine Ein-

mischung in die innern Angelegenheiten der parlamentarischen

Körperschaften einräumen will. Der geringste Einbruch in das

mühsam errungene Princip der parlamentarischen Redefreiheit

könnte das ganze Gebäude untergraben.

b. Die sog. Unverletzlichkeit. Den Landtagsmitgliedern

stehen auch besondere Privilegien in Betreff der Verhaftung
zu. Auch diese waren den ältern landständischen Verfassungen

Deutschlands unbekannt und sind dem französisch -belgischen

Vorbilde entnommen, während das englisch -nordamerikanische

Recht so weitgehende Privilegien nicht anerkennt. Nach den

neuern deutschen Verfassungen (z. B. preussische Verfassungs-

urkunde Art. 89), welche zum Theil die Artikel der belgischen

wörtlich wiedergeben, kann »kein Mitglied einer Kammer ohne

deren Genehmigung während der Sitzungsperiode wegen einer

mit Strafe bedrohten Handlung zur Untersuchung gezogen oder ver-

haftet werden, ausser wenn es bei Ausübung der That oder im

Laufe des folgenden Tages ergriffen wird. Jedes Strafverfahren

gegen ein Mitglied der Kammern und eine jede Untersuchungs- oder

Civilhaft wird für die Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben, wenn
es die betreffende Kammer verlangt.« Zweck dieser Anordnung
ist, die Landtagsmitglieder gegen tendenziöse Verfolgungen zu

sichern, welche gegen sie möglicher Weise, nicht aus Gründen
der objektiven Gerechtigkeit, sondern um sie ihrer parlamenta-

rischen Thätigkeit zu entziehen, verhängt werden könnten. Die

ratio legis ist nicht etwa eine persönliche Begünstigung der Land-
tagsmitglieder, um ihnen gewissermassen einen Freibrief gegen die

Gerechtigkeit zu gewähren, sondern die möglichste Sicherstellung

der parlamentarischen Unabhängigkeit gegen Eingriffe der von der

Staatsgewalt etwa ungerechtfertigter Weise beeinflussten Behörden.

Deshalb sind diese Ausnahmegesetze nicht auf Verhaftungen anzu-

wenden, welche erfolgen, damit ein Landtagsmitglied eine von den

32 *
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Gerichten rechtskräftig verhängte Strafe verbüsse L Ebensowenig

kann der Landtag verlangen, dass die bereits begonnene Vollstreck-

ung einer rechtskräftig erkannten Strafe unterbrochen werde,

weil diese erst nach Beendigung des Strafverfahrens eintritt und
nicht mehr zu diesem selbst gehört. Die Unterbrechung jedes Straf-

verfahrens bis zum Ende der Sitzungsperiode tritt dagegen immer
ein

,
wenn die betreffende Kammer sie ausdrücklich verlangt und

dies den Gerichten gegenüber geltend macht. Diese in den ein-

zelnen Verfassungsurkunden enthaltenen Ausnahmebestimmungen

sind durch das Einführungsgesetz zur Reichsstrafprocessordnung

§ 6, Nr. 1 aufrecht erhalten. Aehnliche Bestimmungen, wie wegen

der Untersuchungshaft, enthielten einzelne Verfassungen auch wegen

der Schuldhaft. Durch die Reichscivilprocessordnung §§ 785

und 786 ist diese Angelegenheit für ganz Deutschland gemein-
rechtlich geregelt, indem: a. jede Haft gegen Mitglieder einer deut-

schen gesetzgebenden Versammlung während der Sitzungsperiode

unstatthaft ist, sofern nicht die Versammlung die Vollstreckung ge-

nehmigt; b. indem die Haft unterbrochen wird gegen Mitglieder

einer deutschen gesetzgebenden Versammlung für die Dauer der

Sitzungsperiode, wenn die Versammlung die Freilassung verlangt.

(Endemann, a. a. O. B. III. S. 337).

4) Nach den Bestimmungen der Reichscivilprocessordnung

§§ 347 und 367 und der Reichsstrafprocessordnung §§ 49 und 72

sind die Mitglieder einer deutschen gesetzgebenden Versammlung

als Zeugen oder Sachverständige, während der Sitzungsperiode und

ihres Aufenthaltes am Orte der Versammlung, nur an diesem Orte

zu vernehmen. Zu einer Abweichung von dieser Bestimmung be-

darf es der Genehmigung der gesetzgebenden Versammlung.

5) Die Mitglieder der Volksvertretung erhalten in allen deut-

schen Einzelstaaten Tagegelder und Ersatz von Reisekosten.

Eine Ausnahme findet überall statt bei den erblichen Mitgliedern

1 Diese Frage ist im Reichstage im Jahre 1874 ausführlich verhandelt

worden, als es sich um die Vollstreckung einer rechtskräftig verhängten

Gefängnissstrafe gegen ein Reichstagsmitglied, Namens Maj unk e
,
handelte.

Die in dem gründlichen Bericht von Harnier (Stenogr. Bericht des Reichstages

1874. S. 725 ff.) und der lichtvollen Auseinandersetzung Gneist ’s (Stenogr.

Bericht a. a. O. S. 750 ff.) enthaltenen Rechtsgründe können auch auf die Land-
tagsmitglieder derj enigen Staaten angewendet werden, wo, wie in Preussen,

dieselben Bestimmungen in Betreff dieser durch die Verfassung getroffen sind.

Vergl. besonders Laband, Staatsr. des deutschen Reichs B. I. § 52. S. 572 ff.

G. Meyer, Lehrbuch § 133.
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der ersten Kammer, nach einzelnen Verfassungen bei allen Mit-

gliedern derselben, z. B. in Preussen. Selbst ein Verzicht auf Diäten

ist nach mehreren Verfassungen unzulässig.

6) Den Landtagsmitgliedern ist durch das deutsche Strafgesetz-

buch § 105 und 106 gewissen strafbaren Handlungen gegenüber ein

besonderer Rechtsschutz eingeräumt worden

.

7) Den Landtagsmitgliedern wird überall eine besondere Rang-
distinktion am Hofe beigelegt, besonders rangiren die Präsidenten

beider Häuser mit den höchsten Spitzen des Hof-, Militär- und
Civilstaats (Ceremonialbuch für den preussischen Hof X. Hofrang-

reglement. Berlin 1871 bei Decker).

V. Von der Versammlung beider Häuser oder dem Land-
tage im engeren Sinne.

§ 181.

A. Berufung und Eröffnung des Landtages.

Im Mittelalter stand den Landständen überall das Selb st ver-

sammlungsrecht zu. Seit dem XVII. Jahrhundert wurde es

ihnen aber von den Landesherrn bestritten und vielfach beschränkt

oder beseitigt. Heutzutage erkennen es nur wenige Verfassungen

für Ausnahmefälle an. Besonders darf sich in Braunschweig »kraft

althergebrachten Rechtes die Ständeversammlung in den

durch das Gesetz ausdrücklich bestimmten Fällen auch ohne lan-

desfürstliche Berufung versammeln, berathen und Beschlüsse fassen«

(z. B. bei einer plötzlichen allgemeinen Landesgefahr, bei Verletz-

ung des Landesgrundgesetzes. Neue Landesordnung von 1832,

§ 113). Andere Verfassungen kennen das Selbstversammlungsrecht

nur in ganz vereinzelten Fällen, so Sachsen-Koburg-Gotha beim

Regierungsantritte (A. 158 und 160), so Oldenburg bei nicht recht-

zeitiger Berufung im Falle einer Auflösung (A. 150, § 2) . Den Ver-

fassungsurkunden der grossem Staaten ist dasselbe unbekannt;

vielmehr gilt hier die Berufung des Landtages als ein

ausschliessliches Recht des Staatsoberhauptes. Die

Berufung ist aber nicht in das Belieben des Monarchen gestellt, son-
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(lern er ist dazu verfassungsmässig verpflichtet und zwar nach genau

festgesetzten Zeitpunkten, welche entweder durch den Ablauf der

Finanzperiode von selbst gegeben oder an bestimmte Termine ge-

bunden sind. (Art. 76 der preussischen Yerfassungsurkunde, abge-

ändert durch das Gesetz vom 18. Mai 1857 : »Die beiden Häuser des

Landtages werden durch den König regelmässig in dem Zeitraum

von dem Anfänge des November jedes Jahres bis zur Mitte des

folgenden Januar und ausserdem, so oft die Umstände es erfordern,

einberufen.«) Wenn eine Auflösung des Landtages erfolgt, so

müssen innerhalb eines bestimmten Zeitraumes (z. B. gewöhnlich

von 90 Tagen) die neugewählten Kammern wieder berufen werden.

Ob und zu welcher Zeit das Staatsoberhaupt die Volksvertretung

ausserordentlicher Weise einberufen will, hängt regelmässig

von seinem Ermessen ab; doch knüpfen die Verfassungen meist

an den Eintritt gewisser Ereignisse die Pflicht der Einberufung, so

an den Fall eines eintretenden Regierungswechsels. (Preussen A. 56

und 57. K. Sachsen § 115. Württemberg § 127). Jede von der

Krone nicht einberufene Versammlung der Mitglieder des Land-

tages zu staatsgeschäftlichen Zwecken wäre verfassungswidrig, alles,

was sie beschlösse, nichtig. Dagegen würde eine Unterlassung der

Einberufung zu den gesetzlich feststehenden! Fristen eine Ver-
fassungsverletzung in sich schliessen, für welche zwar nicht

das Staatsoberhaupt selbst, wohl aber das Ministerium zur Verant-

wortung gezogen werden könnte. Nach den Grundsätzen des Zwei-

kammersystems müssen beide Häuser stets gleichzeitig einbe-

rufen werden. Der Versammlungsort ist regelmässig die Hauptstadt

des Landes. Wo aber die Verfassung über denselben nichts fest-

setzt, muss man annehmen, dass der Landesherr das Recht hat, in

Ausnahmefällen einen andern Versammlungsort zu bestimmen. Die

Einberufung erfolgt durch eine landesherrliche Verordnung, welche

im Gesetzes- oder Regierungsblatte amtlich bekannt gemacht wird.

An dem festgesetzten Tage erfolgt die Eröffnung des Landtages,

regelmässig in einer vereinigten Sitzung beider Häuser, entweder

durch den Monarchen selbst oder einen dazu beauftragten Minister.

Nach dieser mit einem vorausgehenden kirchlichen Akte verbun-

denen Eröffnungsfeierlichkeit schreitet der Landtag, bei bestehen-

dem Zweikammersystem jedes Haus für sich, zu seiner Konst i-

tuirung, d. h. zur Vornahme derjenigen Geschäfte, wodurch es

berathungs- und beschlussfähig wird. Es ist festgestellt, welche

Anzahl der Mitglieder vorhanden sein muss, wenn die Versammlung
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als vollzählig, d. h. als beschlussfähig gelten soll (gewöhnlich die

Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder)

.

§ 182 .

B. Formen der Geschäftsbehandlung L

Die Geschäftsbehandlung der alten deutschen Landtage hing

so eng mit ihrem ständischen, vorherrschend privatrechtlichen Cha-

rakter zusammen, dass die neuere Volksvertretung in dieser Rich-

tung nur wenig an die ältere einheimische Ueberlieferung anknüpfen

konnte. Bei der Begründung der neuern Verfassungen hielt man
sich daher an ausländische Muster, besonders massgebend wurde

das »Reglement pour la chamhre des deputes des departements de-

finitivement adopte dans la seance du 25 Juin 1814.« Erst in neuerer

Zeit hat man sich in einzelnen Punkten mehr dem englischen Muster

genähert.

Ueber die verschiedene Auffassung der rechtlichen Natur der

Geschäftsordnungen in den deutschen Verfassungen war oben die

Rede (S. 482). Ihr Inhalt ist so verschieden, dass hier nur einige all-

gemeine Grundzüge angedeutet werden können. Nach der Eröffnung

des Landtages tritt in der Regel jedes Haus unter Vorsitz des Alters-

präsidenten zusammen, darauf folgt die Wahl des Präsidiums, so-

weit eine solche dem Hause zusteht. Meistens wird dasselbe für die

ganze Sitzungsperiode erwählt. Dem Präsidenten des Hauses liegt

die Leitung der Verhandlungen, die Handhabung der Ordnung und

die Vertretung des Hauses nach aussen ob; die Vicepräsidenten

1 J. Bentham, Tactique des assemblees politiques deliberantes. II. Vol.

Ed. 2. Paris 1822, englisch in dessen Works T. II. p. 299 unter dem Titel:

»Essay on political tactics.« Thomas Erskine May, Das englische Parla-

ment und sein Verfahren. Ein praktisches Handbuch. Aus der IV. Auflage

übersetzt und bearbeitet von O. G. Oppenheim, Leipzig 1860. L. S. Cush-
ing, Handbuch der parlamentarischen Praxis oder Regeln über die Verfah-

rungsweise und Debatte in berathenden Versammlungen. Aus dem Englischen

übersetzt von C. Rölker. Hamburg 1852. W. G. Hamilton, Parlamenta-

rische Logik, Taktik und Rhetorik. Aus dem Englischen übersetzt. II. Auflage.

Tübingen 1872. Für deutsche Verfassungen besonders wichtig: R. v. Mohl
Die Geschäftsordnungen der Ständeversammlungen (Staatsr., Verfassungsr., Pol’.

B. I. S. 280—321). »Parlamentarische Studien« in den preussischen Jahrbüchern

B. III. (1859). S. 153—176. H. Zöpfl, Grunds, d. D. St. R. (Aufl. V). B. II.

§ 374 ff. H. A. Zachariä, B. I. §120. S. 674 ff. R. v. Mohl, Württemb.
Staatsr. B. I. S. 695. Pözl, Bayer. Verfassungsr. Aufl. V. Buch V. Kap. VII.

Von der Geschäftsordnung der Kammern S. 557—567. v. Rönne, B. I. Ab-
theilung II. §§ 132 ff. S. 416 ff.
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vertreten den Präsidenten im Falle der Verhinderung, gewählte

Schriftführer haben für die Aufnahme des Protokolls zu sorgen,

die Revision der stenographischen Berichte zu überwachen, Schrift-

stücke zu verlesen, die Rednerliste zu führen und den Präsidenten

in der Besorgung der äussern Angelegenheiten des Hauses zu unter-

stützen. Die Landtage der kleineren Staaten haben oft noch einen

besoldeten Landschaftssyndikus, welcher die Protokollfüh-

rung besorgt, ständische Schriften abfasst und Rechtskonsulent der

Stände ist, aber als solcher dem Landtage nicht anzugehören braucht.

Hie und da kommen Quästoren vor, welche für die Besorgung des

Kassen- und Rechnungswesens aus der Zahl der Kammermitglieder

genommen werden, so wie ständige Beamte für das Archiv, die

Bibliothek u. s. w.

Eine dem französischen Vorbilde entlehnte Einrichtung ist die

Eintheilung der Kammern in eine Anzahl von Abtheilungen oder

Sektionen, welche gewöhnlich durch das Loos gebildet werden

;

sie sind besonders bestimmt zur Vornahme von Wahlen für die

Kommissionen, Vorprüfung der Wahlen u. s. w.

Die Gesetzesvorlagen der Regierung oder des andern Hauses,

sowie die Anträge der Mitglieder, werden regelmässig für die Schluss-

berathung in Kommissionen vorbereitet. Das Haus kann aber

auch beschliessen, die Vorberathung anstatt in einer Kommission

im ganzen Hause vorzunehmen (»the house resolves itself into

general committee«) oder ohne jede Vorberathung sogleich in die

Schlussberathung einzutreten. Die Kommissionen werden entweder

im allgemeinen (fachweise) oder für einzelne Gegenstände oder An-

träge, nach einem vom Hause besonders gefassten Beschlüsse ge-

bildet. So wird regelmässig, gleich nach dem Zusammentritt des

Landtages, eine Anzahl von Fachkommissionen gewählt, so für die

Geschäftsordnung, für Petitionen, für den Staatshaushaltsetat (Bud-

getkommission)
,
für Justiz-, Handels-, Gewerbeangelegenheiten

u. s. w. Sind die Gegenstände der Verhandlungen durch die Kom-
mission vorbereitet, so erfolgt die Berichterstattung an das Haus

selbst. Die Tagesordnung für das Plenum wird von dem Präsidenten

festgestellt. Kein Mitglied darf sprechen, ohne vorher um das Wort

gebeten und dasselbe vom Präsidenten erhalten zu haben. Ueber

die Anmeldung und Reihenfolge der Redner enthalten die Ge-

schäftsordnungen verschiedene Bestimmungen. Verbesserungs- oder

Abänderungsanträge, sog. Amendements, können jeder Zeit bis zum
Schlüsse der Verhandlung gestellt werden, bedürfen aber der Unter-
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Stützung durch eine Anzahl von Mitgliedern. Bei Gesetzesvorlagen

und selbständigen Anträgen findet zuerst eine allgemeine Verhand-

lung über den Grundgedanken der Vorlage (Generaldiskussion

statt, hierauf folgt die Verhandlung über die einzelnen Artikel und
Verbesserungsanträge. Die Form der Abstimmung ist nach den Ge-

schäftsordnungen verschieden bestimmt. Die Beschlussfassung er-

folgt regelmässig mit absoluter Mehrheit. Mitunter genügt

jedoch zur Beschlussfassung weniger als diese, z. B. bei gewissen

Wahlen schon relative Mehrheit. Eine stärkere Mehrheit wird da-

gegen mehrfach bei beabsichtigten Verfassungsänderungen verlangt

(Zweidrittelmehrheit in Bayern, Grossherzogthum Hessen, Würt-

temberg, Baden u. s. w.). Wo die absolute Mehrheit zu einem Be-

schlüsse erfordert wird, gilt bei Stimmengleichheit der Antrag ge-

wöhnlich als abgelehnt. In den Kammern Württembergs entschei-

det die Stimme des Präsidenten.

Die O effentlichkeit der Landtagsverhandlungen
st gegenwärtig in allen deutschen Staaten! aner-
kannt. Die Oeffentlichkeit der Sitzungen bringt es mit sich, dass

zu denselben Zuhörer zugelassen werden, soweit die dazu bestimmten

Räume ausreichen, und dass über dieselben Berichte veröffentlicht

werden dürfen, welche sich schon nach mehreren Verfassungen,

jetzt gemeinrechtlich (Reichsstrafgesetzbuch § 12) einerbesondern

Ausnahmebegünstigung erfreuen : »Wahrheitsgetreue Berichte über

Verhandlungen des Landtages oder einer Kammer eines zum Reiche

gehörigen Staates bleiben von jeder Verantwortlichkeit frei«, ein

Grundsatz, welcher nicht als ein Privilegium der Kammermitglie-

der, sondern als eine Konsequenz der unbedingten Oeffentlichkeit

der Sitzungen aufgefasst werden muss. Ausnahmsweise können je-

doch auch geheime Sitzungen anberaumt werden. Zum Ausschlüsse

der Oeffentlichkeit genügt entweder schon das Verlangen der Re-
gierung oder einer bestimmten Anzahl von Mitgliedern oder es ist

dazu ein förmlicher Beschluss der Kammer erforderlich, welcher

ebenfalls in geheimer Sitzung gefasst wird.

§ 183 .

C. Vertagung, Schliessung und Auflösung des Landtages.

Wie die neuere Volksvertretung nicht mehr das Recht der

Selbstversammlung hat, so kann dieselbe auch ihre geschäftliche

Wirksamkeit nicht durch eigenen Beschluss einstellen (Rex est
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caput, principium et finis parliamenti) . Abgesehen von dem einen
Falle, wo durch Ablauf [der Legislaturperiode die Eigenschaft der

gewählten Landtagsmitglieder von Rechtswegen erlischt, ist zu

jeder Einstellung der Thätigkeit des Landtages ein Akt des Staats-

oberhauptes erforderlich. Es wird hier zwischen Vertagung,
Schliessung und Auflösung unterschieden.

a. Vertagung.

Der Monarch kann den Landtag vertagen, d. h. eine Unter-

brechung der Sitzungen anordnen, ist aber dabei an gewisse

Schranken gebunden
;
er darf ohne Zustimmung der Kammern nur

auf eine gewisse Zeit vertagen (höchstens 30 Tage in Preussen,

60 Tage in Schaumburg-Lippe, 2 Monate in Waldeck, 6 Monate im

Königreich Sachsen) . Mehrere Verfassungen schliessen auch eine

Wiederholung der Vertagung in derselben Session aus. Auch
müssen nach den Grundsätzen des Zweikammersystems stets beide

Kammern gleichzeitig vertagt werden. Das Wesen der Vertagung

besteht darin
,
dass eine Unterbrechung der Thätigkeit des Land-

tages auf eine bestimmte Zeit stattfindet. Sobald die Vertagungs-

zeit abgelaufen ist
,
beginnt der Landtag von selbst seine Arbeiten

wieder aufzunehmen.

Eine neue Einberufung findet nicht statt. Die Geschäfte wer-

den ganz wieder so aufgenommen und fortgesetzt, wie sie vor der

Vertagung liegen geblieben sind. Präsidenten und Schriftführer

bleiben in ihren Aemtern,|die Kommissionen in ihrer Zusammen-

setzung, die|Sitzungen werden als fortlaufend bezeichnet. Kurz es

kommt in jeder Beziehung das Princip der Kontinuität zur

Anwendung.

b. Schliessung oder Entlassung.

Der Monarch hat allein das Recht, den Landtag zu schliessen.

Wo zweitKammern bestehen, müssen beide gleichzeitig ge-

schlossen werden. Für die Schliessung des Landtages bestehen

regelmässig keine ausdrücklichen Beschränkungen, doch ist es durch

die Natur der Sache gegeben
,
dass eine Schliessung erst erfolgen

kann, wenn die nothwendigsten Geschäfte erledigt sind, besonders

das Budget, vor Ablauf der Finanzperiode, festgestellt ist. Mit
der S chliessung ist die Sitzungsperiode des Landtags
beendet. Die Kammern hören mit diesem Momente auf, als Kol-
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legien zu bestehen. Durch die Schliessung, im Gegensätze zur

blossen Vertagung, werden alle begonnenen Geschäfte des Land-

tages abgebrochen und können nicht ohne eine besondere Veran-

lassung in der neuen Sitzungsperiode wieder aufgenommen werden.

Alle Gesetzesvorschläge, Anträge und Petitionen sind mit dem Ab-

laufe der Sitzungsperiode, in welcher sie eingebracht und noch nicht

zur Beschlussnahme gediehen sind
,
mit dem Landtagsschlusse für

erledigt zu achten. Nach diesem Princip der Diskontinui-
tät bildet jede Sitzungsperiode ein abgeschlossenes
Ganze für sich.

c. Auflösung.

Während die Schliessung den Kammern in ihrer Gesammt-
heit den kollegialen Charakter entzieht, den einzelnen Mitglie-

dern, als solchen, aber ihre Eigenschaft belässt, geht die Auflösung

einen Schritt weiter, indem sie allen gewählten Mitglie-

dern der Volksvertretung ihren Abgeordnetencha-
rakter entzieht und sie wieder zu einfachen Staats-

bürgern macht. Das der altständischen Verfassung unbekannte

Auflösungsrecht gehört ganz dem Gedankenkreise des modernen

konstitutionellen Staatsrechtes an, welches das organische Zusam-

menwirken der Staatsregierung und der Volksvertretung bei den

wichtigsten Funktionen der Staatsgewalt verlangt. Voraussetzung

hierfür ist die Uebereinstimmung zwischen diesen beiden Organen

wenigstens in den wichtigsten, unmittelbar praktischen Staatsfragen.

Fehlt eine solche vollständig und ist an ihre Stelle ein dauerndes

Missverständnis oder eine unbesiegliche persönliche Verbitterung

getreten
,
so ist das Staatswohl ernstlich gefährdet. In einem sol-

chen Falle ist der Monarch, welcher im konstitutionellen Staate

über den Parteien stehen und auch seinem eigenen Ministerium

gegenüber eine vorurtheilsfreie Stellung bewahren soll, recht eigent-

lich zu einem persönlichen Eingreifen berufen
,
um den staatsver-

derblichen Konflikt zu lösen. Zu diesem Zwecke stehen ihm zwei

Mittel zu Gebote, Ministerwechsel und Auflösung des
Landtages. Das erste Mittel stellt die Einigkeit dadurch her,

dass das mit der Volksvertretung in Zwiespalt gerathene Ministe-

rium entlassen und ein aus der Mehrheit hervorgegangenes oder

wenigstens mit ihr in Einklang stehendes Ministerium gebildet wird.

Ein solches Verfahren setzt aber voraus, dass wirklich eine einheit-
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liehe geschlossene und regierungsfähige Mehrheit vorhanden ist,

kurz dass die Bedingungen des sog. parlamentarischen Re-
gimentes vorhanden sind, welche auf dem Kontinente so vielfach

fehlen. Auch kann der Monarch einen Ministerwechsel vermeiden

wollen, weil er persönlich mit seinem Ministerium einverstanden

ist und in der Haltung der Kammern nicht den Ausdruck einer ge-

sunden öffentlichen Meinung, sondern der Verblendung und der

persönlichen Leidenschaft zu erblicken glaubt. In solchen Fällen

ist das zweite Mittel
,
die Auflösung der oppositionellen

Kammer, an seinem Platze. Indem der Monarch allen gewähl-
ten Volksvertretern ihre Eigenschaft entzieht und neue Wahlen
anordnet

,
wendet er sich an die Gesammtheit der Bürger und for-

dert dieselbe auf, sich darüber auszusprechen, ob die vom Landtage

eingenommene Haltung wirklich der öffentlichen Meinung des

Volkes entspricht oder nur das Erzeugniss des Parteigeistes ist.

Gewöhnlich ist es eine grosse, unmittelbar praktische Frage, zu wel-

cher sich der Zwiespalt zwischen Ministerium und Volksvertretung

zuspitzt. Dennoch darf die Auflösung nicht als eine »appellatio

principis ad populum « betrachtet und bezeichnet werden ;
das wäre

sie nur dann, wenn die endgültige Entscheidung dadurch in die

Hand der Wähler gelegt und diese somit zu einer hohem Instanz

über die Staatsregierung erhoben würden. Die Auflösung ist nichts

als ein Versuch, die gestörte Einigkeit zwischen Regierung und

Volksvertretung wieder herzustellen, dessen Erfolg ebenso von dem

Ausfälle der Wahlen, wie von dem Willen der Krone abhängig ist,

denn, auch neuen oppositionellen und gleichen Beschlüssen der neu-

gewählten Kammer gegenüber, liegt staatsrechtlich kein zwin-

gendes Moment für die Krone vor, das missliebige Ministerium zu

entlassen und dessen Regierungssystem aufzugeben. Daher kann die

Auflösung auch erfolglos bleiben, ja zur Lahmlegung des ganzen

konstitutionellen Princips gemissbraucht werden. Ein solcher mög-

licher Missbrauch nimmt aber diesem Mittel seinen Werth nicht,

welches, im unparteiischen, ächt konstitutionellen Sinne gehand-

habt, unter Umständen dazu beitragen kann, den gestörten inneren

Frieden zwischen den staatlichen Organen wieder herzustellen.

Aus diesem Grunde gewähren alle deutschen Ver-

fassungen dem Monarchen das Recht, die Kammern
aufzulösen. Von der Auflösung werden aber selbstverständlich

nur die gewählten Mitglieder getroffen. Eine Auflösung der

ersten Kammer ist da unmöglich, wo diese aus lauter erblichen oder
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lebenslänglichen Mitgliedern besteht, wie z. B. in Preussen 1
. Die

Auflösung zieht stets den Schluss der Sitzungsperiode nach sich,

was sich auch auf die von der Auflösung nicht getroffene erste

Kammer bezieht
,
weil es nach den Grundsätzen des Zweikammer-

systems nur Sessionen des ganzen Landtages, nicht der einzelnen

Kammern geben, weil eine Kammer ohne die andere überhaupt als

Kollegium nicht existiren kann.

Damit die Auflösung des Abgeordnetenhauses nicht zu einer

Beeinträchtigung seiner konstitutionellen Wirksamkeit überhaupt

gemissbraucht werden kann, enthalten die Verfassungen in der

Regel die Bestimmung, dass, im Falle einer Auflösung, binnen

einer bestimmten Frist die Neuwahlen (z. B. in Preussen 60 Tage)

stattfinden sollen und binnen einer weitern Frist (in Preussen

90 Tage) die neue Kammer einberufen werden muss. Die Mitglie-

der der aufgelösten Kammer
,
welche durch den staatsrechtlichen

Akt der Auflösung ihre Eigenschaften als solche verloren haben,

können sofort wieder neugewählt werden.

In manchen mittleren und kleineren Staaten besteht in An-

schluss an die ältere landständische Verfassung ein ständischer
Ausschuss, welcher sich aus dem Präsidium und einer Anzahl

vom Landtag erwählter Mitglieder zusammensetzt, so in Württem-

berg, Baden, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg
,
Sachsen-

Koburg-Gotha, Braunschweig u. s. w. Solange die Stände nicht

versammelt sind, erscheint derselbe »als Stellvertreter derselben für

diejenigen Geschäfte, deren Besorgung von einem Landtage zum
andern zur ununterbrochenen Wirksamkeit der Repräsentation des

Landes nöthig ist«. Die Funktionen desselben sind in den verschie-

denen Verfassungen verschieden bestimmt; doch bestehen sie mei-

stens in Wahrung der verfassungsmässigen Landesrechte, Kontrolle

der Finanzverwaltung und Vorbereitung von Vorlagen für den künf-

tigen Landtag. Seine Verrichtungen hören auf mit Eröffnung eines

neuen Landtages. Bei einer Auflösung muss dafür gesorgt sein,

dass die Stände noch ihren Ausschuss wählen können oder dass die

schon gewählten Glieder ihre Vollmacht nicht verlieren. (Würt-

temb. Verfassungsurkunde § 192.) Den Verfassungen von Preussen,

Bayern und Sachsen ist ein ständischer Ausschuss unbekannt.

1 Wo dagegen wie in Baden die erste Kammer zum Theil auch aus erwählten
Mitgliedern (den Grundherrn, der Universitäten) besteht, verlieren auch diese

durch Auflösung ihre Eigenschaft. Verfassungsurkunde § 43.
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Anhang.

Verfassung der drei freien Städte .
1

Die bisher befolgte Systematik des Verfassungsrechtes der deut-

schen Einzelstaaten (Buch I. Abth. I.) schloss sich durchweg dem
Organismus . der in Deutschland vorherrschenden konstitutionell-

monarchischen Staatsordnung an. Aber in dem staatsrechtlichen

Gesammtbilde Deutschlands würde eine erhebliche Lücke vorhan-

den sein, wenn die Verfassung der drei freien Städte Lübeck, Bre-

men und Hamburg unberücksichtigt bliebe. Diese staatlichen Ge-
meinwesen, die ehrwürdigen Reste reichsstädtischer Freiheit und
hanseatischer Macht, sind auch für die Gegenwart noch bedeutsam,

weit über die Zahl ihrer Quadratmeilen hinaus
,
als die Emporien

des Welthandels und des grossartigsten Seeverkehrs; aber auch vom
staatsrechtlichen Gesichtspunkte bieten ihre Verfassungen der Be-

trachtung ein ebenso eigenartiges als würdiges Problem.

I. Geschichtliches.

Der Unterschied zwischen Reichs- und Landständen war im

Mittelalter vielfach schwankend . Manche ehemals landsässige Städte

stiegen zur Reichsunmittelbarkeit empor
,
viele, besonders kleinere

1 Moser’s Staatsr. Th. 39. S. 296 ff. Th. 40—44. Derselbe, Von der

reichsstädtischen Regimentsverfassung. 1772. Desselben, reichsstädtisches

Handbuch. Tübingen 1733. 2 Bde. v. Sartori, Auserlesene Beiträge in reichs-

städtischen Sachen. 2 Thle. Frankfurt 1777. Ueber die ältere Geschichte vergl.

die Lit. zu § 161. S. 416, über die Aufhebung der meisten deutschen Reichs-

städte vergl. besonders G. W. Hugo, Die Mediatisirung der deutschen Reichs-

städte. Karlsruhe 1838. (Mit genauen Nachweisungen über alle einzelnen

Städte.) Klüber, Oeff. R. § 240 f. H. A. Zacchariä, D. Staats- und Bun-
desrecht Th. I. Kap. VI. S. 690 ff. Eine gute, auf officiellen Mittheilungen be-

ruhende Darstellung des Staatsrechts der drei Hansestädte gibt Ch. deVil-
1 e r s

,
Constitutions des trois villes libres anseatiques, Lübeck, Bremen, Ham-

bourg avec memoire. Leips. 1814. Wu rm, Verfassungsskizzen der freien und
Hansestädte, Lübeck, Bremen und Hamburg. Hamburg 1841. Kurze Darstel-

lungen der Geschichte und der Verfassungen der Hansestädte finden sich auch
in Bluntschli’s Staatsw. B.IV. S. 731—787. Lübeck von Mantels, Bremen
von Böhme rt, Hamburg von Buek. Lappenberg, Art. Hamburg im
Staatslexikon III. Aufl. B. VII. S. 306 ff. Eine treffliche staatsrechtliche Ar-
beit besitzt Hamburg in N. A. Westphalen, Verfassung und Verwaltung
Hamburgs in ihrer allmäligen Entwickelung bis auf die neueste Zeit. Ham-
burg 1841. 2. Aufl. 1846. Dieses Buch liegt unserer (Darstellung der ältern

hamburgischen Verfassung wesentlich zu Grunde.
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Reichsstädte kamen durch Verpfändung, Gewalt, Selbstunter-

werfung unter die Herrschaft von Landesherm. Ein genaues Ver-

zeichniss der Reichsstädte lässt sich für diese Zeit nicht aufstellen,

die Matrikeln sind völlig unzuverlässig. (Hugo a. a. O. zählt ihrer

etwa 133.) Als besonders privilegirt erschienen die Freistädte,

welche, von der Landeshoheit emancipirt
,
auch dem Reiche gegen-

über nur sehr beschränkte Verpflichtungen übernommen hatten und

von den regelmässigen Reichssteuern und Reichsdiensten frei ge-

blieben waren 1
. Erst im Anfang des XVI. Jahrhunderts verlor sich

der Unterschied zwischen Freistädten und Reichsstädten; die

ersteren wurden auch zu des Reiches Lasten, namentlich zu Reichs-

steuern herangezogen, der Name Freistadt hörte auf und an dessen

Stelle trat die allgemeine Bezeichnung, Reichsstadt, auch freie

Reichsstadt. Zum Begriffe einer solchen gehörten seit dieser

Zeit zwei Merkmale
,
Landeshoheit und Reichsstandschaft. Eine

Reichsstadt im Sinne des neuern Staatsrechtes ist eine unmittelbar

unter Kaiser und Reich stehende Stadt, welcher die Landeshoheit

und Sitz und Stimme auf dem Reichstage zukommt. In Betreff

beider Punkte standen sie den übrigen Reichsständen vollständig

gleich
;

sie wurden in ihren Rechten durch die Reichsgesetze, be-

sonders durch den westphälischen Frieden J. P. O. VII, § 4 und

die Wahlkapitulation A. I, § 8 ausdrücklich anerkannt. Die Zahl

der anerkannten Reichsstädte betrug bis zum Frieden von Lune-

ville 51; 4 wurden durch denselben an Frankreich abgetreten:

Speier, Worms, Köln und Aachen. Durch den Reichsdeputations-

hauptschluss wurden die noch übrig bleibenden bis auf 6 den welt-

lichen Landesherrn als Entschädigung überlassen (S. 79)

.

Die sechs

noch fortbestehenden : Augsburg, Lübeck, Nürnberg, Frankfurt

a. M., Bremen und Hamburg wurden aber in ihrer vollen Landes-
hoheit anerkannt. (Reichsdeputationshauptschluss § 27.) Durch
den Pressburger Frieden vom 26. December 1805 wurde Augsburg

Bayern zugesprochen. Durch die Rheinbundsakte vom 12. Juli

1806 kam Nürnberg an Bayern, Frankfurt an den Fürsten Primas.

Die allein noch übrig bleibenden Hansestädte Lübeck, Bremen und
Hamburg wurden durch einen Gewaltakt im Jahre 1810 dem fran-

zösischen Kaiserreiche einverleibt (S. 90). Nach dem Sturze der

Fremdherrschaft traten sie von selbst wieder in den Besitz ihrer

1 Vergl. darüber die neueste Untersuchung von A. Heus ler
,
Ursprung der

deutschen Staatsverfassung. 1872. S. 239 ff. Hugo a. a. O. S. 6. § 4.
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Unabhängigkeit
;
Frankfurt a. M. wurde durch die Wiener Kon-

gressakte § 46 wieder zur freien Stadt erklärt: »La ville de Franc-

fort, avec son territoire, tel qu’il se trouvait en 1803, est declaree

lihre et fera partie de la ligue Germanique.« Die so wieder zur

staatlichen Selbständigkeit gelangten vier freien Städte traten

als Mitglieder in den deutschen Bund, an dessen Stiftung sie be-

reits theilgenommen hatten. Durch das Gesetz vom 10. September

1866 wurde die freie Stadt Frankfurt dem preussischen Staate ein-

verleibt (S. 152). Dagegen behielten Lübeck, Bremen und FIam-
burg ihre staatliche Unabhängigkeit

,
traten dem norddeutschen

Bunde bei und sind jetzt Glieder des deutschen Reichs 1
.

II. Quellen des Staatsrechtes der freien Städte .
2

Es kommen hier nur die noch bestehenden freier^ Städte Lübeck,

Bremen und Hamburg in Betracht.

1) Lübeck. Die Hauptgrundgesetze der ältern Verfassung

Lübecks bilden, nächst kaiserlichen Privilegien, die Konkordate

zwischen Rath und Bürgerschaft von 1416, 1534, 1535, der Recess

von 1665 und der Hauptrecess vom 9. Juli 1669. Die alte Verfas-

sung Lübecks wurde nach Befreiung von der Fremdherrschaft wieder

hergestellt. Die längst beabsichtigte Reform wurde 1844 ernstlich

in Angriff genommen. Nachdem bereits 1846 eine Vereinbarung

zwischen dem Rathe und den bürgerlichen Kollegien erzielt worden

war, trat am 8. April 1 84 8 »die Verfassungsurkunde für

die freie und Hansestadt« Lübeck in Kraft. Allein diese

Verfassung befriedigte die Ansprüche des Jahres 1848 nicht und

1 Seit der Auflösung des Reiches vom Jahre 1806 nannten sich die übrig

bleibenden freien Reichsstädte nur noch freie Städte. Der dreissigj ährige

Krieg hatte auch die Macht der alten Hanse gebrochen, 1630 war der letzte

Hansetag zu Lübeck gehalten worden. Aber als der grosse Bund seitdem

zerfiel, traten die drei eng zusammengehörigen Städte Lübeck, Bremen und Ham-
burg in eine neue Einigung, welche den Sturm der Zeiten überdauert hat und
die Pflanzstätte hanseatischen Geistes bis auf die Gegenwart geblieben ist. Da-
her verbinden sie mit Recht die ehrenvollen T ^eichungen einer freien und
Hansestadt. Auch in juristischer Beziehung werden dieselben als Rechts-
nachfolger der alten Hanse angesehen, wo es sich um wirklichen Besitz

derselben handelt (Verkauf des Stahlhofes in London, Oesterches Haus in Ant-

werpen), da die Hanse nie a u f g e h o b e n ist und in ihnen fortgedauert hat.

2 Die ältern Grundgesetze finden sich in J. J. Moser’s Reichsstädtischem

Handbuch. Tübingen 1732. 2 starke Bände, und in Lünig’s Reichsarchiv Part,

spec. Cont. IV. Ueber die Quellenliteratur der einzelnen Städte vergl. H. A. Z a-

chariä, D. Staats- und Bundesrecht Th. I. § 123.



Anhang. Verfassung der drei freien Städte. 501

erfuhr in Betreff der Zusammensetzung der Bürgerschaft (Besei-

tigung jedes ständischen Princips), des Bürgerausschusses u. s. w.

eine so weitgehende Revision, dass daraus »die Verfass ungs-
urkunde für die freie und Hansestadt Lübeck« vom
29. December 1851 hervorging (H. A. Zachariä, Sammlung der

deutschen Verfassungsgesetze S. 1120), welche abermals am 7. April

1875 revidirt worden ist. Dieses revidirte Grundgesetz liegt unserer

Darstellung zu Grunde. *

2) Bremen. Die Hauptgrundlage der altern Verfassung bil-

dete die sog. Tafel von 1433, die neue Eintracht von 1534

und die kündige Rolle von 14 89 (Polizeigesetz, neueste Re-

daktion von 1756). Nach der Wiederbefreiung erfolgte 1814 auch

die Wiederherstellung der früherenVerfassung. In den Jahren 1816

und 1818 wurde durch neue Statuten über die Rathswahlen und

über die Bürgerkonvente eine theilweise Reform bewirkt. Eine ra-

dikale Veränderung brachte die zwischen Rath und Bürgerschaft

vereinbarte »Verfassung des Bremischen Staates« vom
5/8. März 1849 nebst den in Beziehung auf einzelne Bestimmungen

derselben erlassenen Gesetzen vom 2. April 1849. (Rauch, Parla-

mentarisches Taschenbuch 4. Heft, S. 78). Ueber die nothwendig*

erachtete Revision dieser Verfassung entspann sich ein Streit zwi-

schen Rath und Bürgerschaft, welcher auf Grund eines Bundesbe-

schlusses vom 6. März 1852 zur Auflösung der Bürgerschaft

und zur Oktroyirung provisorischer Verfassungsbestimmungen,

die Bürgerschaft betreffend, vom 29. März 1852 führte. Hierauf

folgte die SenatsVerordnung vom 3. Mai 1852, durch welche eine

Reihe von Bestimmungen der Verfassung von 1849 »bis auf Wei-

teres ausser Kraft gesetzt« und provisorische Bestimmungen über

mehrere Gegenstände der Verfassung zur Geltung gebracht wurden

(H.A. Zachariä, Sammlung S . 1185). Mit der hierauf gewählten

neuen Bürgerschaft wurde die Revision der Verfassung zum Ab-

schlüsse gebracht und die neue Verfassung nebst den zur Ausfüh-

rung einzelner Bestimmungen derselben vereinbarten sieben Ge-
setzen am 21. Februar 1 8 54 publicirt. Dieselbe hat am 17. No-
vember 1875 eine Revision erfahren, welche unserer Darstellung zu

Grunde liegt.

3) Hamburg. Dessen ältere Verfassung erhielt die erste

schriftliche Grundlage durch den Recess von 1410, revidirt und
erweitert 1458 und 1483, von Bedeutung sind dann die Recesse von

1529, 1603, 1633 und 1663, der Unionsrecess des Rathes von 1574
?

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 33
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erneuert 1674. Nach schweren bürgerlichen Kämpfen im Anfänge

des XVIII. Jahrhunderts kam es dann zur Revision des Unionsre-

cesses des Rathes vom 17. Nov. 1710 und unter Vermittelung einer

kaiserlichen Kommission zur Errichtung und Vollziehung des von

E. E. Rath und erbgesessener Bürgerschaft angenommenen H au p t-

recesses der Stadt Hamburg vom 15. Oktober 1712,
welchem als Anlagen beigefügt wurden : Das Reglement der Ham-
burgischen Rath- und Bürgerkonvente vom 8. August 1710, appro-

birt den 22. September 1712, und der Unionsrecess der bürgerlichen

Kollegien vom 5. Oktober 1712. Nach Befreiung von der Fremd-

herrschaft wurde auch in Hamburg die ältere Verfassung wieder

hergestellt. Erst im Jahre 1848 wurde an diesen alten, zum Theil

in der That veralteten Formen gerüttelt. Im Jahre 1848 trat eine

konstituirende Versammlung zusammen, welche im Juli 1849 einen

ganz demokratischen Verfassungsentwurf vorlegte (Rauch, a. a. O.

H. 5. S. 209). Die konstituirende Versammlung wurde aufgelöst

und an ihre Stelle trat am 27. September 1849 die von Senat und
Bürgerschaft eingesetzte sog. Neunerkommission, welche einen

neuen Verfassungsentwurf ausarbeitete, welcher am 23. Mai 1850

sammt dem transitorischen Wahlgesetze und den Uebergangsge-

setzen angenommen wurde. Allein die Opposition des Kollegiums

der Oberalten, die Intervention Oesterreichs und Preussens und das

Eingreifen des sog. politischen Ausschusses der Bundesversamm-

lung verhinderte noch ein Jahrzehnt die Einführung einer neuen

Verfassung. Erst durch Beschlüsse vom 9. und 1 1. Juli 1860 sanktio-

nirte die Bürgerschaft die neuen V er fas sungsge setze,

welche am 28. Sept. 1860 zur Publikation gelangt sind. (H. A. Z a-

chariä, S. 1218 ff. Erste Forts. S. 230. Zweite Forts. S. 168 ff.).

Diese Verfassung hat am 13. Oktober 1879 eine neue Revision er-

fahren, welche unserer Darstellung zu Grunde liegt.

III. Grundzüge der Verfassung der drei freien und Hansestädte,

Lübeck, Bremen und Hamburg.

Diese drei Staaten haben, sowohl dem Reiche gegenüber, wie

im Innern ihres Staatsgebietes
,
dieselben Befugnisse, wie die mon-

archischen Einzelstaaten, wie sie selbstverständlich auch denselben

Beschränkungen durch die Reichsgewalt unterliegen. Ihrer Staats-

gewalt kommen dieselben Attribute und Eigenschaften zu, wie der

der monarchischen Staaten. Nicht die Staatsgewalt ist verschieden,

sondern nur ihre Organe und Träger.
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Unzweifelhaft sind diese drei Staaten Republiken, d. h.

Organ der Staatsgewalt ist nirgends eine physische Person, son-

dern durchweg eine Kollektivpersönlichkeit (S. 32). Nachdem

Frankfurt a. M., dessen Verfassung auf einer andern Grund-

lage ruhte, seit 1866 aus der Reihe dieser Staaten ausgeschieden

ist, zeigt sich in der Organisation der Staatsgewalt in den drei

freien Städten eine Uebereinstimmung
,
welche auf uralte hansea-

tische Staatsanschauungen und Einrichtungen zurückgeführt werden

kann. In den ältesten Recessen, wie in den neuesten Grundgesetzen

der freien Städte erscheinen als selbstherechtigte Inhaber der Staats-

gewalt der Senat und die Bürgerschaft, sodass hier eine aus De-

mokratie und Aristokratie gemischte Verfassung anzunehmen ist 1
).

Diese beiden Träger der Staatsgewalt werden aber als eine Einheit

gedacht, wie dies der Hamburger Hauptrecess von 1712, in wel-

chem das alte Hamburger Verfassungsrecht, mit ausdrücklicher Ab-

weisung aller entgegenstehenden Theorien, energisch zusammenge-

fasst wird, mit klassischer Bestimmtheit ausspricht : »Hiermit wird

als ewiges, unveränderliches und unwiderrufliches Fundamentalge-

setz festgestellt und bekräftigt, dass solch xo xöpiov oder das höchste

Recht und Gewalt bei E. E. Rath und der erbgesessenen Bürgerschaft

inseparabili nexu, conjunctim und zusammen, nicht aber bei einem

oder dem andern Theile privative bestehe und dass dahero, solange

Rath und Bürgerschaft nicht zu einem einmütliigen Beschlüsse kom-
men, des einen Theiles Resolution und Entschliessung für keinen gül-

tigen, weder E. E. Rath noch die Erbgesessene Bürgerschaft verbin-

denden Schluss geachtet werden solle«. Derselbe Grundsatz gilt

in den alten Verfassungen von Lübeck und Bremen
;
ihm sind auch die

neuern Verfassungsurkunden treu geblieben. In der neuesten Re-
daktion der Hamburger Verfassung vom 13. Oktober 1879 heisst

es : »Die höchste Staatsgewalt steht dem Senat und der Bürgerschaft

gemeinschaftlich zu«, ebenso auch in der Verfassung von

Bremen vom 17. November 1875: »Zur Ausübung der Staatsge-

walt bestehen, nachMassgabe ihrer durch die Verfassung bestimmten

Organisation und Wirksamkeit: A. Der Senat. B. Die Bürger-

schaft«. Die Lübecker Verfassung vom 7. April 1875 sagt gleich-

lautend A. 4 : »Die Staatsgewalt steht dem Senate und der Bürger-

1 Villers a. a. O. S. 87 : »Les constitutions, que l’on vient d’ exposer, sont

toutes trois mixtes et composees d’un melange de democratie et d’ aristocratie,

qui se temperent mutuellement .... Le pouvoir supreme reside en commun et

egalement dans le Senat et la bourgeoisie.«

33*
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schaft gemeinschaftlich zu.« In dieser Weise unterscheiden sich die

Verfassungen der deutschen Hansestädte wesentlich von denen der

rein demokratischen Republiken
,
welche überall die Souveränetät

lediglich in die Gesammtheit des Volkes verlegen, die Regierung da-

gegen als blos beauftragte Behörde desselben behandeln und sie

ganz von der Theilnahme an der Gesetzgebung ausschliessen 1
.

Dem Senate steht die Bürgerschaft gegenüber, welche jetzt

in allen drei Hansestädten ein repräsentatives Organ ist. Da
dem Rathe die vollziehende Gewalt, die gesetzgebende dem
Rathe und der Bürgerschaft gemeinsam zusteht, so stellt sich das

Verhältniss zwischen diesen beiden Organen mannigfach ähnlich,

wie zwischen dem Landesherrn und den Landständen in den mon-
archischen Staaten Deutschlands. Auch ist es anerkannt, dass

manche Bestimmungen, welche sich auf die Volksvertretungen der

monarchischen Staaten beziehen, analog auf die Vertretungskörper

der freien Städte angewendet werden können (Wiener Schlussakte

A.62) . Aber immerhin bleibt dochzwischen beiden Verhältnissen ein

tiefer staatsrechtlicher Unterschied, indem die Bürgerschaften neben

dem Senate als Mitinhaber der Staatsgewalt anerkannt sind,

während die Landstände zwar in ihrer Sphäre selbständig sind, aber

dabei Unterthanen des Landesherrn bleiben. Dies äussert seine

Konsequenz darin, dass den Bürgerschaften grundsätzlich überall

das Selbstversammlungsrecht zustehen muss und auch wirklich zu-

steht. Wenn der Senat auch regelmässig das Konvokationsrecht

hat, so kann doch die Bürgerschaft überall, wenn der Senat ihre

Zusammenberufung unterlässt, auch auf Beschluss ihres Ausschusses

oder ihren eigenen Beschluss zusammentreten. Ebensowenig stehen

dem Senate, der Bürgerschaft gegenüber, die sog. konstitutionellen

Prärogative zu, welche der Monarch den Kammern gegenüber aus-

übt; der Senat kann die Versammlung der Bürgerschaft weder ver-

tagen, schliessen noch auflösen.

Eine andere, dem hanseatischen Staatsrechte eigenthümliche

Einrichtung ist der Bestand einer aus der Bürgerschaft hervorgehen-

den ständigen Behörde, welche verpflichtet ist, dem Rathe gegen-

über, »die Einhaltung der Verfassung und der auf das öffentliche

Recht bezüglichen Gesetze zu überwachen.« Diese an das Ephorat

antiker Staaten erinnernde Einsetzung eines permanenten Wächters

1 Sammlung der Bundesverfassung und der am 1. Januar 1880 in Kraft be-

stehenden Kantonalverfassungen. Amtliche Ausgabe. Bern 1880.
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der Verfassung war schon in den altern Verfassungen vorhanden,

besonders ausgebildet in »den bürgerlichen Kollegien« Hamburgs
In den neuern Verfassungen nimmt der Bürgerausschuss in

Lübeck und Hamburg, in Bremen das Bürgeramt diese Stelle

ein, wenn diesen Behörden daneben auch noch andere Funktionen

zukommen. Bei der Gleichstellung der beiden staatlichen Organe,

des Senats und der Bürgerschaft, welchen »conjunctim und pro in-

diviso« die höchste Staatsgewalt zukommt, muss ein verfassungs-

mässiges Mittel gegeben sein, um im Falle einer unüberwindlichen

Meinungsverschiedenheit in wichtigen Staatsfragen doch zu einem

endgültigen Beschlüsse zu gelangen. Dieses Mittel muss aber von der

Art sein, dass es der Gleichberechtigung dieser Organe nicht zu

nahe tritt und keines dem andern unterordnet. Mit richtigem Takte

haben die Verfassungen dabei die Fälle der Meinungsverschieden-

heit unterschieden. Betrifft dieselbe »die Ausübung der Verfassung

oder von Gesetzen oder ein von dem Senate oder der Bürgerschaft

auf Grund der Verfassung oder eines Gesetzes behauptetes Hecht

oder die Frage, ob ein Mitglied des Senates oder der Behörden

wegen Verletzung der Verfassung oder eines in anerkannter Gültig-

keit stehenden Gesetzes zur gerichtlichen Verantwortung zu ziehen

sei«, so ist die Streitfrage nach der Verfassung aller drei Städte,

auf dem Rechtswege (früher durch das Oberappellationsgericht zu

Lübeck, jetzt durch das Reichsgericht) zu entscheiden. Weichen

dagegen die Meinungen des Senates und der Bürgerschaft darüber

von einander ab, was das Staatswohl erfordere, und sind in einem

solchen Falle der Senat und die Bürgerschaft der übereinstimmen-

den Ansicht, dass eine Beschlussnahme ohne wesentlichen Nach-

theil für das Gemeinwesen keinen Aufschub erleide, so ist natürlich

für diese rein politische Frage eine gerichtliche Entscheidung un-

möglich. Für diesen Fall haben die Verfassungen von Lübeck und

Hamburg eine eigenthiimliche, auch schon in der ältern Verfassung

Hamburgs ausgebildete Institution, die sog. Entscheidungsde-
putation, angenommen. (Verf. von Lübeck A. 73—85. Verf. von

Hamburg A. 72—76). Dieselbe besteht aus einer gleichen Anzahl

von Mitgliedern des Senates und der Bürgerschaft, über deren Er-

nennung und Wahl sehr genaue Vorschriften gegeben sind. Die so

erwählte und beeidigte Entscheidungsdeputation hat innerhalb einer

bestimmten kurzen Frist (von 14 Tagen) in geheimer Sitzung durch

einen mit absoluter Stimmenmehrheit zu fassenden Beschluss die

Sache endgültig zu entscheiden. Der von ihr Behufs solcher
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Entscheidung gefasste Beschluss hat ohne weiteres

mit einem gemeinsamen Senats- und Bürgerschlusse
völlig gleiche Kraft und Gültigkeit.

IV. Der Senat oder Rath.

Nach althanseatischem Staatsrechte stand dem Senate überall

das Recht der S elbs tergänzung zu. Dies ist in allen drei neuern

Verfassungen weggefallen
;
man hat aber auch nirgends an dessen

Stelle blosse Wahl durch die Bürgerschaft oder gar allgemeine

Volkswahl gesetzt, sondern hat, ganz im Geiste der Verfassung, den

beiden obersten Organen eine Betheiligung an den Senatsergän-

zungswahlen eingeräumt, indem ein aus dem Senat und der Bürger-

schaft zusammengesetztes Wahlkollegium gebildet wird . Der

Sache nach ist das auch in Hamburg der Fall. Das Wahl ver-

fahren ist in allen drei freien Städten ein verschiedenes, zumTheil

sehr umständliches. Ueherall werden die Senatoren lebensläng-
lich gewählt. In Hamburg besteht der Senat aus 18 Mitgliedern,

ebenso in Bremen, in Lübeck aus 14. Ausser andern allgemeinen

Eigenschaften der passivenWahlfähigkeit (volles Bürgerrecht, Wohn-
sitz in der Stadt, bestimmtes Alter, keine zu nahe Verwandtschaft

mit Mitgliedern des Senats) werden hei der Wahl der Senatoren

überall gewisse Berufsstände berücksichtigt. Als die beiden

Hauptelemente erscheinen Rechtsgelehrte und Kaufleute.
So müssen in Hamburg von 1 8 Senatoren 9 die Rechts- oder Kame-
ralwissenschaften studirt haben, von den übrigen 9 müssen 7 Kauf-

leute sein, nur die zwei übrigen werden ohne Rücksicht auf Aus-

bildung und Beruf erwählt. (In Lübeck 8 Gelehrte, darunter

wenigstens 6 Juristen, 6 Nichtgelehrte, darunter wenigstens 5 Kauf-

leute, in Bremen 10 Juristen, 5 Kaufleute). Die Bürgermeister,

deren Zahl und Amtsdauer verschieden ist, werden vom Senate aus

seiner eigenen Mitte gewählt, sie führen den Vorsitz im Senat.

Die staatsrechtlichen Befugnisse des Senates anlangend, so ver-

einigt er in sich zwei Eigenschaften, »er ist Mitinhaber der

höchsten Staatsgewalt, zugleich aber, als oberste Re-
gierungsbehörde, Repr äs ent ant derselben«. Als Inhaber der

vollziehenden Gewralt und oberste Verwaltungsbehörde übt er die

Aufsicht über sämmtliche Zweige der Verwaltung. Dagegen ist

ihm, seit grundsätzlicher Trennung der Justiz von der Verwaltung,

die ihm sonst allgemein zustehende Gerichtsbarkeit völlig ent-
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zogen; wohl aber steht ihm die Oberaufsicht über sämmtliche Ge-

richte
,

die sog. Justizhoheit zu
,
woraus auch sein Begnadigungs-

recht fliesst. Er übt nach der Reichsverfassung die Rechte des

Kontingentsherrn über das Kontingent der betreffenden Stadt aus,

soweit nicht besondere Konventionen ihn darin beschränken, ebenso

die Aufsicht über die bürgerlichen und religiösen Gemeinden, ver-

tritt den Staat in seinem Verhältnisse zum deutschen Reiche und

zum Auslande und leitet die auswärtigen Angelegenheiten, ernennt

die höheren Beamten, soweit nicht andern Behörden Wahlrechte

beigelegt sind. Kurz, ihm steht »die Leitung sämmtlicher
Staatsangelegenheiten zu, soweit nicht die Verfassung eine

Mitwirkung oder Zustimmung der Bürgerschaft oder des Bürger-

ausschusses vorschreibt« (Lübeck 1875, A. 18).

V. Die Bürgerschaft.

Den älteren hanseatischen Verfassungen war eine eigentliche

Repräsentation der Bürger fremd; vielmehr trat die Ge-
sammtheit der überhaupt stimmfähigen Bürger als Bürgerschaft

auf. Erst die neuern Verfassungen haben eine Vertretung der Bür-

ger geschaffen, welche aus Wahlen hervorgeht und in ähnlicher

Weise gebildet wird, wie die Volksvertretung in den monarchischen

Staaten.

A. In Lübeck war die ganze stimmführende Bürgerschaft, bis

zum Jahre 1848, in zwölf Kollegien eingetheilt. Diese waren:

lj die Junker- oder Zirkelkompagnie, das Patriciat, 1379 gestiftet,

1485 vom Kaiser bestätigt, 1809 als bürgerliches Kollegium einge-

gangen; 2) die Kaufleutekompagnie, 1450 als patricische Innung

gestiftet, erst nach 1669 handeltreibend; 3) die Schonenfahrer, das

erste »kommercirende Kolleg«, leitete die Angelegenheiten der Bür-

gerschaft; 4—7) die Nowgorodfahrer, Bergenfahrer
,
Rigafahrer,

die Stockholmfahrer; 8) die Gewandschneider (Tuchhändler)
; 9) die

Krämer; 10) die Brauerzunft
; 11) die Schiffergesellschaft

; 12) die

vier grossen Aemter: Schmiede, Schneider, Bäcker, Schuster, wel-

chen die übrigen zugeordnet waren. Jedes Kollegium berathschlagte

und beschloss für sich und hatte eine Stimme in den zur Mitbe-

rathung der Bürgerschaften gehörenden öffentlichen Angelegen-

heiten. Die Mehrzahl der Kurialstimmen ergab das Votum der Bür-

gerschaft. Die Verfassung von 1848 führte eine Vertretung der

Bürgerschaft ein, theilte aber die zur Wahl berechtigten Bürger zum
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Behuf der Wahl noch in fünf Stände (Gelehrte, Kaufleute, Krämer,

Gewerbetreibende, Landleute). Die Verfassung von 1851 hat das

ständische Princip beseitigt. Die Bürgerschaft besteht darnach aus

120 Mitgliedern (Vertretern). Wähler und wählbar sind alle Bür-

ger; alle zwei Jahre werden die Wahlen in 10 städtischen und länd-

lichen Wahlbezirken vorgenommen. Die Gewählten bleiben sechs

Jahre. Annahme der Wahl ist Bürgerpflicht. In der neuem Ver-

fassung von Lübeck ist das allgemeine Wahlrecht, ohne jede

Berücksichtigung von Berufsständen, Interessengruppen und der-

gleichen, durchgeführt.

B. Am unvollkommensten war die Bürgerschaft nach der alten

bremischen Verfassung organisirt. Dem Käthe war die Zeit der

Anstellung von »Bürgerkonventen«, wie die Wahl der einzuladenden

Bürger fast ganz in die Hand gegeben. »Wenn der Kath es nöthig

und erforderlich halte
,
mit mehreren Leuten Rücksprache zu neh-

men — heisst es im 18. Art. der Neuen Eintracht von 1534 — so

könne er aus der Gemeinheit, den Kaufleuten und den Zünften da-

zu einladen lassen
,
welche ihm die verständigsten und tüchtigsten

dünkten und die sonst nach dem Wohlstände dieser guten Stadt,

nach Liebe und nach Frieden trachteten und solche gern fortgesetzt

und befördert sähen. « Diese dem Rath statutarisch zustehende

»Vollmächtigkeit« fand indessen bald, und zum Theil durch

Anschliessen an frühere Gewohnheiten, ihre Schranken in einer

festen Observanz, welche sich dahin ausbildete, dass ausser den

weltlich graduirten Gelehrten und den Aeltermännern
,
die Bürger

der Alt- und Neustadt, welche die Hauptabgabe, den »Schoss« be-

zahlten, ferner einige Vertreter der Zünfte und namentlich die von

den Bürgern zur Besorgung des Armenwesens gewählten Diakonen

zu den Bürgerkonventen eingeladen zu werden pflegten. Die Bürger

der Vorstädte und die Bewohner des Landgebietes waren völlig un-

vertreten. Das Jahr 1848 versuchte einen Aufbau der Bürgerschaft

auf der damals beliebten » breitesten demokratischen Grundlage
«

,

scheiterte aber mit diesem Versuche vollständig und erst die Ver-

fassung vom 21. Februar 1854 brachte eine definitive Organisation

der Bürgerschaft zu Stande, welche gegenwärtig aus 150 Mitgliedern

besteht. Die Wähler zerfallen in acht Klassen, die erste Klasse,

welche aus den Gelehrten mit Universitätsbildung besteht
,
wählt

14 Vertreter, die zwreite, welche aus sämmtlichen Mitgliedern des

Kaufmannskonventes besteht, 42, die dritte, welche aus sämmtlichen

Theilnehmern des Gewrerbekonventes besteht, 22, die vierte, welche
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aus den zu keiner der vorstehenden Klassen gehörenden, in der

Stadt Bremen wohnenden Bürgern besteht, 44
,

die fünfte Klasse

(Bürger von Vegesack) 8 ,
die sechste Klasse (Bremerhaven) 8 ,

die

siebente Klasse, welche aus denjenigen im Landgebiete wohnenden

Staatsbürgern besteht, welche wahlberechtigt für die Kammer der

Landwirthe sind
, 8 ,

die achte Klasse, die übrigen im Landgebiete

wohnenden Staatsbürger, ebenfalls 8. Wähler und wählbar sind

alle bremischen Staatsbürger, welche das 25. Jahr vollendet haben

und nicht Mitglieder des Senats sind. Die Wahl geschieht auf drei

Jahre, alle drei Jahre scheidet die Hälfte aus.

C. Nach der ältern Hamburger Verfassung verstand man unter

der »Erbgesessenen Bürgerschaft« den Inbegriff derjenigen

Bürger, welche in den Bürgerkonventen zu erscheinen berechtigt

waren. Ursprünglich bezeichnete »Erbgesessen« soviel als mit un-

beweglichem Gute überhaupt angesessen. Das Reglement von 1712

erklärte für »E r b g e s e s s e n« nur diejenigen Bürger, welche wenig-

stens 1000 Rthlr. freien Geldes in Stadtgrundstücken oder 2000

Rthlr. in Grundstücken ausserhalb der Stadt Hamburg auf ham-

burgischem Gebiete besitzen. Ausserdem waren zum Erscheinen in

den Bürgerkonventen berechtigt: die Werckmeister der Aemter,

Verordnete der Kämmerei, die Bürgerkapitäns, die Börsenalten, die

Glieder der bürgerlichen Kollegien u. s. w. Die erbgesessene Bür-

gerschaft versammelte sich in den fünf Kirchspielen und stimmte

in diesen abgesondert ab. Zu einem Beschlüsse gehörte die An-
nahme durch die Mehrheit der Kirchspiele. Erst durch die Verfas-

sung von 1860 ist an die Stelle dieser veralteten Zusammensetzung

eine Repräsentation der Bürgerschaft getreten. Dieselbe besteht

aus 168 Mitgliedern. Von diesen werden 80 durch allgemeine direkte

Wahlen mit geheimer Stimmabgabe erwählt. Zu der Theilnahme

an diesen Wahlen sind alle Bürger berufen. Die übrigen 80 Mit-

glieder bestehen 1) aus 40 Abgeordneten, welche in geheimer Abstim-

mung von denjenigen Bürgern, welche Eigenthümer von innerhalb

der Stadt, Vorstadt und der Vororte belegenen Grundstücken sind,

gewählt werden; 2) aus 40 Abgeordneten, welche durch direkte

Wahlen mit geheimer Stimmabgabe von denjenigen Bürgern er-

wählt werden, welche Richter, Handelsrichter, Mitglieder der Vor-

mundschaftsbehörde, bürgerliche Mitglieder der Verwaltungsbehör-

den, der Handels- oder Gewerbekammer sind oder gewesen sind.

In Betreff der übrigen Erfordernisse der Abgeordneten kommen
in den freien Städten dieselben Grundsätze zur Anwendung, wie in
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den monarchischen Staaten für die Volksvertreter; auch sind die-

selben von keinerlei Instruktion abhängig und haben lediglich nach

ihrer Ueberzeugung von dem, was das Wohl des Staates erfordert,

zu stimmen. Kein Mitglied der Bürgerschaft kann für seine Aeusse-

rungen oder Abstimmungen in der Bürgerschaft oder den Aus-

schüssen zur Verantwortung gezogen werden, dagegen kann die

Bürgerschaft wegen Ordnungswidrigkeiten oder Pflichtverletzungen

gegen ihre Mitglieder auf disciplinarischem Wege verfahren. Die

Sitzungen der Bürgerschaft sind regelmässig öffentlich.

Nach der Verfassimg der freien Städte wirken Senat und Bür-

gerschaft in Ausübung der Staatsgewalt zusammen. Als Gegen-

stände der gemeinschaftlichen Wirksamkeit des Senats und der

Bürgerschaft stellen die neuern Verfassungen namentlich folgende

Fälle auf: a. Erlassung, authentische Auslegung, Abänderung und

Aufhebung von Gesetzen; b. die Genehmigung von Verträgen mit

auswärtigen Regierungen
,
deren Inhalt Gegenstände betrifft, über

welche dem Senate keine einseitige Verfügung zusteht; c. allge-

meine Bestimmungen über das Gewerbewesen, sowie die Erthei-

lung, Abänderung, Verlängerung oder Aufhebung gewerblicher

Privilegien, Monopole oder die Gewerbefreiheit beschränkender Pa-

tente; d. Feststellung, Abänderung und Aufhebung öffentlicher

Abgaben jeder Art, ihre Vertheilungs- und Erhebungsweise, sowie

Erlass oder Milderung derselben; e. Errichtung, Abänderung und

Aufhebung aller aus Staatsmitteln zu unterhaltenden Anstalten;

f. Errichtung neuer und Aufhebung bestehender Beamtenstellen.

VI. Die Bürgerausschüsse und Deputationen.

Bereits in den ältern Verfassungen der freien Städte bestanden

Kollegien oder Ausschüsse der Bürgerschaft, welche deren Theil-

nahme an gewissen Staatsangelegenheiten vertraten, sodass dieselbe

in ihrer Gesammtheit nicht zusammengerufen zu werden brauchte.

Besonders ausgebildet war dieses System in der ältern Hamburger

Verfassung, wo die sog. bürgerlichen Kollegien, ähnlich wie

in Bremen, an die Verfassung der Kirchspiele anknüpften. Die

Hamburger Bürgerschaft bildete fünf Kirchspiele ;
die drei Aeltesten

eines jeden Kirchspiels vereinigten sich und bildeten das Kolle-
gium der 15 Oberalten, das zweite Kollegium, das der Sech-
ziger, entstand durch die Vereinigung der 45 Diakonen mit den

15 Oberalten, das sog. Hundertundachtziger Kollegium
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bildete die Vereinigung der 120 Unterdiakonen mit den Sechzigern ;

dazu kommen noch in jeder Pfarre sechs Stellvertreter, Adjunkten,

welche bestimmt waren, an die Stelle der Unterdiakonen zu treten.

Die Oberalten ergänzten sich selbst aus den Diakonen, wählten die

Diakonen aus den Unterdiakonen, während diese von den Diakonen

aus den Bürgern erwählt wurden. Diese bürgerlichen Kollegien

hatten (nach Westphalen a. a. O. S. 221 ff.) dreierlei Funk-

tionen: sie waren erstens die dem Käthe behufs Aufrechterhal-

tung und Ausführung der bestehenden Gesetze Seitens der Bürger-

schaft zur Seite gestellten Rekurs-undKontrollbehörden,
Wächter der Verfassung und der Gesetze, zweitens vorberathende

Behörden für alle an die Bürgerschaft erwachsenden Gegenstände

(»Welche Sachen nicht durch die Kollegien passirt, sollen keines-

wegs in der Bürgerschaft angenommen, noch da angesprochen wer-

den«); drittens waren sie selbständig dastehende Repräsentanten

der Bürgerschaft, » deren perpetui mandatarii zu dem Ende
,
damit

sie nicht allemal selbst zusammen kommen dürffe bei Sachen, die

nicht von der Importanz
,
dass der gesammten Bürgerschaft Appro-

bation dazu nöthig.« Abgesehen von neuen Gesetzen und Steuer-

bewilligungen, wozu stets die Zustimmung der ganzen Bürgerschaft

gehörte, hing es vom Ermessen des Käthes und dem Verlangen der

bürgerlichen Kollegien ab
,
ob eine Sache der ganzen Bürgerschaft

zur Approbation vorzulegen sei. Diese künstlich gegliederte Orga-

nisation der bürgerlichen Kollegien bestand in Hamburg bis zur

Verfassung von 1860, welche an deren Stelle den Bürgeraus-
schuss setzte, von dessen 20 Mitgliedern die Bürgerschaft 19 aus

ihrer Mitte wählt, während der Präsident der Bürgerschaft gebornes

Mitglied des Bürgerausschusses ist. Der Bürgerausschuss wird

durch seinen Vorsitzenden oder den Senat zusammen berufen und

ist befugt: a. auf Antrag des Senates ausserordentliche, im

Budget nicht aufgeführte Ausgaben
,
bis zu dem bei Behebung des

Budgets für unvorhergesehene Ausgaben festgestellten Totalbelauf,

sowie Veräusserungen von Staatsgut von geringerem Betrage mit zu

genehmigen; b. auf Antrag des Senates in dringlichen Fällen ge-

setzliche Verfügungen von geringer Bedeutung bis zur künftigen

Zustimmung der Bürgerschaft mitzugenehmigen; c. die Zusammen-
herufung der Bürgerschaft zu veranlassen; d. der Bürgeraus-
schuss ist verpflichtet, die Einhaltung der Verfassung
und der auf das öffentliche Kecht bezüglichen Ge-
setze zu überwachen.
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Eine analoge Stellung nimmt in der heutigen Verfassung Bre-

mens das Bürger amt. als Ausschuss der Bürgerschaft, ein; das-

selbe ist gebildet aus dem Geschäftsvorstande und aus 18 andern

Mitgliedern, welche von der Bürgerschaft gewählt werden. Das

Bürgeramt hat die Verpflichtung, a. auf die Aufrechthaltung der

Verfassung, der Gesetze und Staatseinrichtungen fortwährend zu

achten und, wenn es Mängel oder Beeinträchtigungen wahrnimmt,

der Bürgerschaft deshalb zu berichten; b) alle Mittheilungen des

Senates für diese entgegenzunehmen und alle für den Senat be-

stimmten Mittheilungen der Bürgerschaft an den Senat gelangen zu

lassen; c. die Versammlungen der Bürgerschaft zu veranstalten, die

Tagesordnung festzustellen und dem Senate von der Veranstaltung

einer Versammlung, unter Mittheilung der Tagesordnung, Anzeige

zu machen.

In Lübeck besteht der Bürgerau sschuss aus 30 Per-

sonen
,
welche von der Bürgerschaft aus ihrer Mitte auf zwei Jahre

gewählt werden. Derselbe ist theils eine vorberathende Behörde

für alle an die Bürgerschaft gelangenden Gegenstände . wobei ihm

das Hecht zusteht, Anträge und Vorschläge zu machen, theils übt

er, innerhalb der verfassungsmässig bestimmten Grenzen, die der

Bürgerschaft zustehendenBefugnisse im Namen derBürgerschaft aus

.

Während so der Bürgerausschuss (Bürgeramt) als ein wichtiges

Glied im Organismus der Verfassung der freien Städte erscheint,

nehmen die Deputationen eine ähnliche Stellung in der Ver-
waltung derselben ein. Die oberste Leitung derselben ist den

Händen des Rathes, die einzelnen Verwaltungszweige sind den De-

putationen übertragen, die fast durchgängig aus Mitgliedern des

Käthes und der Bürgerschaft zusammengesetzt sind.

Die Gesetzgebung verfügt, für welche Zweige der Verwaltung

solche Deputationen bestehen sollen. Die letzteren werden aus den

dazu ernannten Senatsmitgliedern und einer Anzahl von Bürgern

zusammengesetzt. Die Wahl der Mitglieder der verschiedenen De-

putationen ist gesetzlich sehr verschiedenartig bestimmt. In diesem

permanenten Zusammenwirken von Senat und Bürgerschaft, auch

auf dem Gebiet der Verwaltung, liegt das eigentümliche Moment
dieses republikanischen Verwaltungsrechts, welchem auch die hierar-

chische Unterordnung der Behörden, wie sie in monarchischen

Staaten besteht, unbekannt ist. Alle diese Verwaltungsdeputationen

stehen ohne alle Rangordnung in gegenseitiger Unabhängigkeit

nebeneinander, nur dem Senat als der obersten Regierungsbehörde
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untergeordnet und durch Deputirte ineinandergreifend
,
welche zu-

gleich verschiedenen Deputationen angehören, »wodurch sich von

selbst ein geschwisterliches Band unter ihnen knüpft, das der Zer-

stückelung des Ganzen wehrt.«

VII. Das Landgebiet der freien Städte und seine Bewohner.

Nach dem altern Staatsrecht der freien Städte war die Stadtge-

meinde die herrschende Korporation, die Bewohner des Ge-

bietes, welches nicht zur Stadt gehörte, waren Unterthanen der-

selben, welche mehr oder weniger Rechte besitzen konnten, am
Stadtregiment aber nicht den geringsten Antheil nahmen. »Ordent-

licher Weise seynd alle zu einer Reichsstadt Gebiet gehörigen Ort-

schaften nebst deren Einwohnern der Stadt Unterthanen« (Moser

a. a. O. S. 124). Selbst die Bewohner der Vorstädte gehörten regel-

mässig nicht zur Bürgerschaft.

Ein solches Verhältniss widersprach der modernen staatlichen

Rechtsordnung, ebenso wie den Grundsätzen des positiven deut-

schen Staatsrechtes (Wiener Schlussakte A. 62)

,

bestand aber in

den drei Hansestädten bis zum Erlasse der neuern Verfassungsge-

setze. Erst nach diesen sind die Bewohner des Gebietes den Be-

wohnern der Stadt politisch gleichgestellt und nehmen besonders

erstere jetzt überall an der Wahl zur Bürgerschaft Antheil. An die

Stelle des Stadtbürgers ist, auch in diesen republikanischen Ge-
meinwesen, der Begriff des Staatsbürgers getreten.

Damit war auch die Anerkennung eines selbständigen Ge-
meinderechts verbunden; die neuern Verfassungen räumen den

Gemeinden bestimmte Grundrechte ein, dahin gehören : freie tVahl

der Gemeindevorsteher und Vertreter, selbständige Verwaltung der

Gemeindeangelegenheiten, SelhstheSteuerung zu Gemeindezwecken

u. s. w. Die strenge Konsequenz dieses Standpunkts musste dazu

führen
,
nun auch die Stadtgemeinde

,
welche jetzt nicht mehr wie

einst die allein herrschende Korporation war, zu einer Gemeinde im

Staate zu erklären. War ja die Stadt Hamburg nicht mehr der

Staat Hamburg, die Stadt Bremen nicht mehr der Staat Bremen.

Aber hei der so unendlich überwiegenden Bedeutung der Stadt,

welche dem Gemeinwesen ihren Namen giebt, wäre es eine ab-

strakte Konsequenzmacherei gewesen, wenn man derselben, als

Ortsgemeinde, eine besondere Vertretung hätte einräumen wollen.

Darum bestimmt die hamhurgische Verfassung A. 97: »Die Ge-
meinde angelegenheiten der Stadt Hamburg werden in derselben
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Weise wie die Angelegenheiten des Staates von dem Senat und der

Bürgerschaft geleitet, insoweit das Gesetz nichts anderes bestimmen

wird.«

Etwas weiter in der Konsequenz geht die bremische Verfas-

sung, welche erklärt (§
84—87) : »Die Stadt Bremen, bestehend aus

der Altstadt, der Neustadt und den Vorstädten, bildet für sich eine

Gemeinde des bremischen Staates. Die gesetzlichen Organe dieser

Gemeinde sind der Senat und die Stadt bürgerschaft. Die Stadt-
bürgerschaft besteht aus sämmtlichen, von den städtischen Wäh-
lern in die Bürgerschaft gewählten Vertretern, welche Angehörige

dieser Gemeinde sind. Sobald der Senat und die Stadtbürgerschaft

es verlangt, soll die Verwaltung der städtischen Gemeindeange-

legenheiten von der Staatsverwaltung getrennt werden.«

Ueberall hat sich in der Stellung des Gebietes der freien Städte

staatsrechtlich eine Wandlung vollzogen.

Die Stadt im engern Sinne ist nicht mehr eine privilegirte Kor-

poration, welche über Unterthanen herrscht, das Gebiet nicht mehr

eine abhängige Dependenz, »ein Unterthanenland« der Stadt
; beide,

Stadt und Land, sind jetzt vielmehr integrirende Bestandtheile eines

einheitlichen und gleichartigen Staatsgebietes. Kurz
,

aus den

Freistädten sind jetzt Freistaaten geworden.



Zweite Abtheilung.

Von den Funktionen des Staatsorganismus.
(Regierungsrecht.)

Erstes Kapitel.

Von der Gesetzgebung 1
.

§ 184 .

I. Begriff des Gesetzes.

Zunächst muss der Begriff des Gesetzes unabhängig von der

Staatsform festgestellt werden, denn derselbe gehört keineswegs

der konstitutionellen Staatsordnung ausschliesslich an (S. 28).

Zum Begriffe eines Gesetzes gehören in jeder Staatsform folgende

Merkmale

:

1) Das Gesetz ist eine Vorschrift, welche durch
einen Willensakt der Staatsgewalt entsteht. Seine

rechtsverbindliche Kraft beruht auf der Autorität der Obrigkeit,

1 J. J. Moser, Von der Landeshoheit in Regierungssachen. Kap. IV.

S. 189—336. (Die eingehendste Darstellung der deutschen Territorialgesetz-

gebungsgewalt.) Pütt er
,
instit. jur. publici Lib. 6. cap. 3. § 221. Häberlin,

Handbuch des deutschen Staatsrechts B. II. § 221. Leist, Staatsrecht § 105 ff.

Gönner, Staatsrecht § 287 ff. Kl über, Oeffentliches Recht § 361. H. A.

Z achar iä, Th. II. § 155 ff. Z ö p fl, Grundsätze B. II. § 430. S t a hT s Rechts-

philosophie Th. II. Abth. 2. v. Gerber, Grundzüge § 45. v. Mohl, Staats-

recht des K. Württemb. B. I § 31. Pözl, Bayerisches Verfassungsrecht (5. Aufl.)

§153. S. 403. y. Rönne
,
Preuss. Staatsrecht B. I. §45. Jetzt vor allem Lab and,

Staatsrecht B. II. S. 1—120. Auch die Lehrbücher des Privatrechts kommen
hier in Betracht: O. Stobbe, Handb. B. I. § 18. S. 109. Unger, Oesterr.

Privatrecht B. I. S. 25 ff. v. W ächter, Württemb. Privatrecht B. II. S. 18 ff.

Fr. Förster, Theorie und Praxis I. § 9. Beseler, System (3. Aufl.) §18.

P u c h t a ,
Pandekten §14. Derselbe, Vorlesungen über das heutige römische

Recht § 14.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 34
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von welcher es ausgeht. Das Gesetz ist aber nicht die einzige Art

der Rechtserzeugung. Ihm gegenüber steht das Gewohnh ei ts-

recht
,

welches auf keinem rellektirten Willensakte, sondern auf

dem Bewusstsein von der Rechtsverbindlichkeit einer thatsächlich

bestehenden Uebung beruht (S. 8). Nur von einer übergeordneten,

obrigkeitlichen Gewalt können Gesetze ausgehen. Darum bestehen

ausserhalb der Staatsverbindung keine Gesetze. Das Völkerrecht

kennt keine gesetzlichen Normen. Dagegen haben die kleineren,

im Staate bestehenden Organismen eine dem Gesetze verwandte

Rechtsquelle in der Autonomie, welche ebenfalls absichtlich

Rechtssätze feststellt von bindender Kraft für alle Glieder des

engeren Verbandes (S. 9). Ihre Rechtsverbindlichkeit beruht in

dem organischen Charakter des Verbandes, welcher innerhalb seiner

Sphäre alle seine Glieder beherrscht. Während der unentwickelte

Staatsbegriff des Mittelalters ein Gesetzgebungsrecht, jus statuendi,

auch der kleineren Kreise, der Gemeinden, Landschaften und son-

stiger Korporationen in weitgehender Weise zuliess, nimmt der

seiner selbst bewusst gewordene Staat der Gegenwart das Recht der

Gesetzgebung ausschliesslich für sich in Anspruch. Im modernen

Staate ist zwar die Autonomie dieser kleinen Kreise nicht beseitigt;

sie erhält in neuerer Zeit sogar wieder mehr die ihr gebührende

Anerkennung, aber sie darf sich nur auf die inneren Verfassungs-

verhältnisse des Verbandes erstrecken, sich nur innerhalb des Rah-

mens der Gesetze bewegen und bedarf regelmässig der staatlichen

Genehmigung. Diese Erzeugnisse der Autonomie sind aber nach

der heutigen Staatsauffassung keine Gesetze im staatsrechtlichen

Sinne. Dagegen haben die deutschen Einzelstaaten noch heut zu

Tage eine eigentliche gesetzgebende Gewalt, nicht bloss die Befug-

niss der Autonomie. Wenn die Landesgesetzgebung auch in der

Reichsgesetzgebung ihre Schranken findet, so ist sie doch innerhalb

der ihr belassenen Sphäre selbständig, und ihre legislativen Erzeug-

nisse sind nicht an die Genehmigung der Reichsgewalt gebunden.

Gerade in dieser fortdauernden gesetzgeberischen Befugniss zeigt

sich der staatliche Charakter der deutschen Einzel-
staaten, durch welchen sie sich von blossen Körpern der Selbst-

verwaltung unterscheiden.

2) Aber nicht jede Vorschrift der Staatsgewalt ist ein Gesetz.

Ein Befehl, eine Anordnung der Regierung für den einzelnen Fall

ist niemals ein Gesetz, weil sie ihre Kraft mit dem einzelnen Falle

erschöpft, weil sie nicht auf andere, wenn auch noch so gleichartige
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Vorkommnisse erstreckt werden kann. Znm Begriffe des Gesetzes

gehört die Allgemeinheit der Regel. Es verwirrt den begriff-

lichen Unterschied, wenn man die sog. constitutiones personales

oder die Privilegienertheilungen als Specialgesetze bezeichnet

und unter der Lehre von der Gesetzgebung abhandelt. Es ist mög-

lich, dass ein Gesetz thatsächlich nur einmal, vielleicht niemals zur

Anwendung kommt
;

dies schadet dem Begriffe des Gesetzes eben

so wenig, als wenn es sich nur auf einzelne Klassen der Staatsbürger,

Soldaten, Frauen, Minderjährige, Kaufleute erstreckt (jus singulare)

oder wenn es nur für einzelne Theile des Staatsgebietes erlassen ist

(lokale Gesetze) . Dem Begriffe der Allgemeinheit ist genügt,

wenn sich der Regel eine Anzahl von Fällen unterzuordnen hat,

welche ihren Merkmalen nach logisch darunter fallen. In der

Gesetzgebung offenbart der Staat seine obrigkeit-

liche Autorität in der Form abstrakter Normen, in der

Verfügung regelt er individuell bestimmte That-
bestände h

3) Die allgemeine Vorschrift, welche das Gesetz ausspricht,

muss eine wirkliche Rechtsregel sein, nicht bloss ein logischer

Satz, ein wissenschaftliches Axiom. Allgemeine Empfehlungen ge-

wisser landwirtschaftlicher Kulturarten, gewisser Gesundheitsmass-

regeln, wie sie besonders früher von den Regierungen häufig aus-

zugehen pflegten, sind eben so wenig Gesetze, als Ansprachen und

Proklamationen der Herrscher, wenn darin auch noch so wichtige

Grundsätze verkündigt werden. Das Gesetz muss sich mit seinem

Befehle an die Untertanen wenden, ihnen kraft obrigkeitlicher

Autorität etwas anhefehlen, was sie kraft ihrer Unterthanen-
eigenschaftzu befolgen haben. Ihrem Inhalte nach beziehen

sich die Gesetze auf den Organismus des Staates in seiner Gesammt-

heit, auf das Verhältniss der Staatsgewalt zu den Staatsbürgern oder

auf die Verhältnisse der letzteren unter einander. Zum Wesen einer

Rechtsregel gehört aber auch die staatliche Erzwingbarkeit der

Norm. Wenn es neben dem absoluten Rechte, besonders auf dem

1 Trotz der Polemik Laband’s B. II. S. 3 bleibe ich meinen früheren

Ausführungen treu und halte an dem Merkmale der Allgemeinheit für den
Begriff des Gesetzes fest. Ich freue mich, darin mit G. Meyer überein-

zustimmen, welcher in einem Aufsatze: «Der Begriff des Gesetzes und die

rechtliche Natur des Staatshaushaltes« (Grünhut, Zeitschr. B. VIII. S. 15 ff.)

darthut, dass nicht nur alle Civilisten, sondern auch die bedeutendsten Staats-

rechtslehrer, von Pütter bis auf Gerber, die Allgemeinheit der Regel als ein

wesentliches Merkmal des Gesetzes im eigentlichen Sinne aufstellen.

34*
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Gebiete des Privatrechts, viele Gesetze giebt, welche, als »Aus-

legungen des unvollständig gebliebenen Privatwillens«, nur soge-

nanntes vermittelndes Recht enthalten, so findet auch hier ein

eventueller Zwang statt, indem die Parteien, welche von der Frei-

heit der Privatdisposition keinen Gebrauch gemacht haben, ge-

zwungen werden, die nicht abgeänderten gesetzlichen Vorschriften

gegenseitig als bindend anzuerkennen und zu beobachten.

4) Zum Wesen des Gesetzes gehört schliesslich auch die von

der Staatsgewalt ausgehende Veröffentlichung derselben, d . h

.

die officielle Mittheilung an die Bürger, welche der erlassenen Vor-

schrift künftig gehorchen sollen. Niemand ist verbunden, einer

Vorschrift Folge zu leisten, welche er kennen zu lernen ausser

Stande war.

Somit ist das Gesetz eine von der Staatsgewalt
ausgehen da veröffentlichte allgemeine Rechtsvor-
schrift.

In diesem Sinne hatte die deutsche Wissenschaft den Begriff

des Gesetzes längst festgestellt, ehe die konstitutionelle Staatsform

zum Durchbruche gekommen war. Derselbe enthält eine allgemein

gültige Begriffsbestimmung des Gesetzes, die für jede Staatsform

passt. Als leitender Grundsatz des neubegründeten konstitutionellen

Staatsrechtes kam nun in diesem Jahrhundert überall zur Geltung,

dass der Monarch kein Gesetz erlassen kann, ohne Zustimmung
der Volksvertretung. Somit tritt zu dem materiellen Be-

griffe des Gesetzes noch ein neues formelles Erforderniss hinzu.

Gesetze sind im konstitutionellen Staate nur die vom
Herrscher unter Zustimmung der Volksvertretung er-

lassenen veröffentlichten allgemeinen Rechtsvor-
schriften.

Da man aber bei der Abfassung der neuen Verfassungsurkunden,

besonders seit dem Jahre 1848, vielfach von der Theorie derTheilung

der Gewalten ausging, sich wenigstens unbewusst von derselben be-

einflussen liess, so verlegte man die ganze Theilnalime der Kammern
an der Ausübung der Staatsgewalt lediglich in das Gebiet der Ge-

setzgebung und suchte alle ihre Befugnisse auf Akte der gesetz-

gebenden Gewalt zurückzuführen. So entstand der Sprachgebrauch,

alles »Gesetz« zu nennen, was zu seiner rechtsgültigen Entstehung

der Zustimmung der Kammern bedarf, mag es materiell, d. h. seinem

Inhalte nach, noch so wenig unter den Begriff des Gesetzes fallen.

Dieser Sprachgebrauch hat besonders in der unter dem Vorbilde der
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belgischen Verfassung entstandenen preussischen Verfassung (S. 139)

Fuss gefasst und ist von da wieder in die deutsche Reichsverfassung

übergegangen. So wird in der preussischen Verfassung auch da vom
»Gesetz« gesprochen, wo es sich sachlich um Genehmigung von

blossen Verwaltungsakten und Rechtsgeschäften, um Ertheilung von

Ermächtigungen an die Regierung durch die Volksvertretung han-

delt; so in Art. 103 der preussischen Verfassungsurkunde, nach

welchem die Aufnahme von Anleihen und die Uebernahme von

Garantien »nur auf Grund eines Gesetzes« stattfinden kann;

so in Art. 49, wornach der König eine bereits eingeleitete Unter-

suchung »nur auf Grund eines besonderen Gesetzes« niederschlagen

kann, während es in Art. 48 und 55 richtig heisst: »Verträge mit

fremden Regierungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zustimmung

der Kammern, sofern es Handelsverträge sind«, und »Ohne Ein-
willigung beider Kammern kann der König nicht Herrscher

fremder Reiche sein.« Besondere Verwirrung hat dieser moderne

Sprachgebrauch in Art. 99 angerichtet, wo es heisst, dass der Staats-

haushaltjährlich durch ein »Ge setz« festgestellt werden soll. (Vergl.

das Finanzrecht § 208.) Trotz der grossen Bedenken, welche sich

diesem Sprachgebrauche entgegenstellen, sind wir nicht im Stande,

denselben auszumerzen, da er in den wichtigsten Verfassungen

Deutschlands, der Reichsverfassung und der preussischen, Aner-

kennung gefunden hat. Wir sind es aber der wissenschaftlichen

Klarheit schuldig, genau den Fall zu unterscheiden, wo eine Norm
auch inhaltlich unter den Begriff des Gesetzes fällt, von den

Fällen, wo einem andern Staatsakte nur deshalb der Name eines

Gesetzes beigelegt wird, weil ihn der Herrscher nur mit Geneh-
migung der Kammern vornehmen kann. Es ist daher ein unab-

weisbares wissenschaftliches Bedürfniss zwischen Gesetz im ma-
teriellen und formellen Sinne zu unterscheiden 1

. Es ist

1 Die Unterscheidung zwischen Gesetzen im materiellen und formellen Sinne

war natürlich der älteren Theorie fremd
;

sie ist erst ein Erzeugniss der modernen
konstitutionellen Staatsordnung. In Deutschland ist die Frage zuerst in Betreff

des sogenannten Etatsgesetzes aufgeworfen worden. Als bahnbrechend erscheint

hier die Schrift von R. Gneist, Budget und Gesetz nach dem konstitutionellen

Staatsrechte Englands mit Rücksicht auf die deutsche Reichsverfassung, 1867.

Theoretisch weiter geführt wurde die Frage durch L a b a n d
,
Das Budgetrecht

nach den Bestimmungen der preussischen Verfassungsurkunde, 1871. Von ihm
wurde zuerst der Unterschied zwischen Gesetz im materiellen und formellen Sinne

wissenschaftlich formulirt und damit ein Fortschritt in der Wissenschaft be-

gründet. Die meisten Staatsrechtslehrer sind Lab and beigetreten, auch der

Verfasser hat sich in seinem preussischen Staatsrecht §
169 demselben ange-
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richtig, dass das Gesetz im formellen Sinne darin dem Gesetze im

materiellen Sinne gleichsteht, dass es auch den Willen des Herrschers

bindet, dass es nur mit Zustimmung der Volksvertretung wieder

aufgehoben werden kann, dass es, wie Martitz sagt, »unverbrüch-

lichesLandesrecht« geworden ist oder, mit L ah an d zu reden, »formelle

Gesetzeskraft« hat; aber seinem Inhalte nach wirkt das Gesetz im

materiellen und formellen Sinne verschieden, indem das erstere stets

eine allgemeine bindende Rechtsvorschrift, das letztere eine Ver-

fügung oder Ermächtigung für den einzelnen Fall enthält 2
. Be-

sonders wichtig bleibt diese Unterscheidung für die Abgrenzung

der Befugnisse der verschiedenen staatlichen Organe. Nur kraft

derselben lässt sich bestimmen, an welchen Staatsakten die Kammern
regelmässig theilzunehmen haben, an welchen nicht 3

.

schlossen. Selbst die scharfsinnigen Ausführungen von F. v. Martitz: »Ueber

den konstitutionellen Begriff des Gesetzes nach deutschem Staatsrechte« (Zeit-

schrift für die Staatsverfassung, 36. Jahrg., Heft II, 1880) haben mich nicht be-

stimmen können, diese Unterscheidung zwischen Gesetzen im materiellen und
formellen Sinne aufzugeben, welche ich heut zu Tage noch für praktisch und
theoretisch unentbehrlich halte.

2 Lab and, Staatsr. B. II. S. 62 sagt: »Gesetze, welche Rechtsregeln über-

haupt nicht enthalten, können nicht diejenigen Wirkungen haben, welche dem
Befehle, einen Rechtssatz zu befolgen, zukommen, sondern sie haben die ihrem

Inhalte entsprechenden Wirkungen. Gesetze, welche Ermächtigungen ertheilen,

haben die Wirkungen von Vollmachten, Gesetze, welche einen Rechtsstreit ent-

scheiden, haben die Wirkungen von Urtheilen, Gesetze, welche den Haushalt

regeln, haben die Wirkungen von Wirthschaftsplänen, also von Verwaltungs-

vorschriften.«
3 Dies wird treffend von G. Meyer in dem erwähnten Aufsatze S. 25 hervor-

gehoben : »Die Hauptbedeutung finde ich darin, dass die Unterscheidung einen

Massstab an die Hand giebt, um die Befugnisse der einzelnen Staatsorgane zu

regeln. Jeder staatliche Willensakt kann in der Form eines Gesetzes auftreten,

jede Verfügung darf auch als Gesetz erlassen werden. Aber der Begriff des

Gesetzes im materiellen Sinne ist wichtig für die Bestimmung derjenigen Gegen-
stände, welche in den Formen der Gesetzgebung behandelt werden müssen.
In den Bestimmungen unserer Verfassungen, nach welchen kein Gesetz ohne

Zustimmung der Stände erlassen werden darf, ist der Begriff »Gesetz« im
materiellen Sinne genommen. Demnach muss jede allgemeine, den Rechts-

zustand der Unterthanen betreffende Vorschrift auch formell als Gesetz

erlassen werden. Dagegen ist das Recht zum Erlasse von Verfügungen ein

Ausfluss der Verwaltungsbefugnisse
;
die Verfügungen gehen daher regelmässig

von den Regierungsorganen aus. Die Anwendung der Gesetzesform ist bei den-

selben nur dann erforderlich, wenn sie entweder durch die Verfassung vorge-

schrieben wird, oder wenn die betreffende Verfügung eine Abweichung von einem

gesetzlich festgestellten Grundsätze enthält.«
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§ 185.

II. Entstehung der Gesetze nach konstitutionellem Staatsrechte.

1) Mitwirkung der Volksvertretung bei der Gesetz-
gebung.

Bei dem unentwickelten Charakter der deutschen Territorien

im Mittelalter war die Gewalt der Landesherren wesentlich exekutiver

Natur, von einer Gesetzgebung anfangs kaum noch die Rede. Erst

durch Verbindung der landesherrlichen Amtsgewalt mit der Auto-

nomie derLandesgemeinde oderLandschaft wurde seit dem XV. Jahr-

hundert etwas Gesetzesähnliches zu Wege gebracht, welches aber

mehr den Charakter einer Vereinbarung zwischen zwei Faktoren,

als eines Ausdruckes des einheitlichen Staatswillens an sich trug.

Als aber in den grösseren Territorien seit dem XVII. Jahrhundert

der Staatsbegriif mehr und mehr zum Durchbruch kam, geschah

dies in der Form des fürstlichen Absolutismus, welcher die

Stände immer mehr von dem politischen Gebiete zurückzudrängen

und sie zu privatrechtlichen Korporationen herabzudrücken suchte

(S. 453). Im Staate des XVIII. Jahrhunderts lag die gesetzgebende

Gewalt ausschliesslich in der Hand des Monarchen
;

so besonders

im Staate Brandenburg-Preussen, dessen umfassende legislatorische

Thätigkeit lediglich von seinen Herrschern ausging. Aber selbst

in den Ländern, wo (wie in Württemberg, Mecklenburg) die stän-

dische Verfassung sonst in Kraft geblieben war, ist gerade auf dem
Gebiete der Gesetzgebung die Theilnahme der Stände mehr oder

weniger verkümmert (S. 449).

Die ersten konstitutionellen Verfassungsurkunden Deutsch-

lands schliessen sich eng an die älteren landständischen Verhältnisse

an, indem sie, von dem allgemeinen landesherrlichen Gesetz-

gebungsrechte ausgehend, diejenigen Gegenstände zu bezeichnen

suchen, wo die Mitwirkung der Landstände einzutreten hat. Die

älteste konstitutionelle Verfassung, das Sachsen - weimarische

Grundgesetz vom 5. Mai 1816, legt den Ständen das Recht bei:

»an der Gesetzgebung in der Art theilzunehmen, dass neue Ge-

setze, welche die Landesverfassung betrelfen oder die persönliche

Freiheit, die Sicherheit oder das Eigenthum der Staatsbürger im

ganzen Lande oder in einer ganzen Provinz zum Gegenstände

haben und eben deshalb das Allgemeine angehen, ohne ihren, der
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Landstände, vorgängigen Beirath und ihre Einwilligung nicht er-

lassen werden dürfen«. Kürzer, jedoch wesentlich gleichbedeutend

ist die Bestimmung der bayerischen Verfassung vom 26 . Mai 1818
,

Tit. VII. § 2 : »Ohne Beirath und Zustimmung der Stände kann

kein allgemeines neues Gesetz, welches die Freiheit der Person

oder das Eigenthum der Staatsangehörigen betrifft, erlassen, noch

ein schon bestehendes abgeändert, authentisch erläutert oder auf-

gehoben werden«. Dasselbe bestimmt fast wörtlich die badische

Verfassung vom 22. August 1818
, § 65 . Einen weiteren Schritt that

zuerst die württembergische Verfassungsurkunde vom 25 . September

1819 . Kap. VII. § 88
,
indem sie ausspricht: »Ohne Beistimmung

der Stände kann kein Gesetz gegeben, aufgehoben, ahgeändert

oder authentisch erläutert werden«. Hier wird zum ersten Male der

Versuch aufgegehen, das ständische Zustimmungsrecht auf ge-
wisse Gegenstände der Gesetzgebung zu beschränken und den

Ständen ein Zustimmungsrecht bei allen Gesetzen ohne Unter-

schied des Gegenstandes zugestanden. Die württembergische For-

mel findet sich in vielen Verfassungen vor dem Jahre 1848 wieder,

so z. B. in der kurhessischen vom 5 . Januar 1831
, § 95

,
in der

grossherzoglich hessischen vom 17 . December 1820
, § 72

,
während

in anderen Verfassungen dieser Zeit, z. B. in der sachsen-altenbur-

gischen vom 29 . April 1831
, § 201

,
und der sachsen-meiningischen

vom 23 . August 1829
,

Art. 88
,

die ältere weimarisch-bayerische

Formel zu Grunde liegt. Erst seit dem Jahre 1848 drang die Formel

der französischen Charte vom 4 . Juni 1814
, § 15 in Deutschland,

und zwar zuerst in die preussische Verfassung, Art. 62
,
ein: »Die

ge s e tzgeb en d e Gewalt wird gemeinschaftlich durch
den König und beide Kammern ausgeüht, die Ueber-

einstimmung des Königs und beider Kammern ist zu jedem Ge-

setze erforderlich«, welche indessen, richtig verstanden, nichts

Anderes besagt, als die bis dahin übliche Formel der württem-

hergischen und ähnlicher Verfassungen. Jedenfalls steht bei dieser

Formulirung, welche auch in die deutsche Reichsverfassung über-

gegangen ist, fest, dass man nicht, wie in den älteren Verfas-

sungen, den Kammern nur ein Mitwirkungsrecht bei gewissen

Arten der Gesetze einräumen, sondern dass man ihr Zustimmungs-

recht auf alle Gesetze ohne Ausnahme erstrecken wollte. Selbst-

verständlich braucht die Verfassungsurkunde das Wort »Gesetz«
hier im materiellen Sinne des Wortes. Während die älteren Ver-

fassungen (Bayern, Baden, Weimar u. s. w.) immer nur bestimmte
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Arten von Gesetzen an die Zustimmung der Volksvertretung

knüpfen und daneben noch einen der Krone allein zustehenden

Bereich kennen, kann in Preussen und den Staaten mit gleich-

lautender Verfassungshestimmung jedes Gesetz nur durch die

Uebereinstimmung des Königs und beider Häuser zu Stande kom-

men. Auch ist bereits dargethan, dass das Merkmal der Allgemein-

heit auch solchen Vorschriften zukommt, welche sich nur auf eine

bestimmte Klasse von Staatsbürgern oder auf einen Theil des

Staatsgebietes beziehen; sie bedürfen unzweifelhaft der Zustim-

mung der Volksvertretung.

Die erste Anregung zum Erlasse von neuen Gesetzen, zur

Abänderung oder Aufhebung von alten Gesetzen kann sowohl von

der Krone, wie von den Kammern ausgehen ;
doch hat die staats-

rechtliche Auffassung über das Recht der sogenannten Initiative

in den Verfassungen gewechselt. Nach den vor dem Jahre 1848

entstandenen Verfassungen waren die Stände allerdings überall be-

rechtigt, Gesuche oder Anträge auf Erlassung, Aufhebung oder

Abänderung der Gesetze an die Regierung gelangen zu lassen

(sogenanntes ständisches Petitionsrecht); die eigentliche

Initiative im engeren Sinne, d. h. die Vorlage eines Ge-
setzentwurfes, stand dagegen lediglich der Regierung zu. Seit

dem Jahre 1848 änderte sich indessen die staatsrechtliche Auffas-

sung dahin, dass die seitdem entstandenen Verfassungen auch den

Kammern ein Recht der Initiative beilegen, d. h. das Recht jeder

Kammer, selbst Gesetzesentwürfe auszuarbeiten und dieselben der

anderen Kammer zur Berathung und Zustimmung, sowie der Krone

zur Bestätigung vorzulegen. Unbeschränkt in Betreff des Gegen-

standes ist das Recht der Initiative nach Art. 64 der preussischen

Verfassung: »Dem Könige, sowie jeder Kammer steht das Recht

zu, Gesetze vorzuschlagen«. Die in den älteren, vor dem Jahre

1848 entstandenen Verfassungen enthaltenen entgegengesetzten Be-

stimmungen sind meistens seit dem Jahre 1848 aufgehoben worden,

so dass jetzt die Initiative der Volksvertretung, neben
der des Monarchen, die Regel bildet (z. B. bayerisches Gesetz,

die ständische Initiative betreffend, vom 4. Juni 1848. Sächsisches

Gesetz, die Abänderung der §§85 und 120 der Verfassung betreffend,

vom 31. März 1849. Gesetz über das Recht der Kammern zu Ge-
setzesvorschlägen vom 31. März 1849. Württembergisches Gesetz

vom 23. Juni 1874, Art. 6. Badisches Gesetz vom 21. December

1869, Art. 5). Nur ausnahmsweise ist dieselbe noch ausschliess-
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lieh dem Monarchen Vorbehalten (hessische Verfassungsurkunde,

Art. 76, sachsen-altenburgisches Gesetz, die Aufhebung der land-

schaftlichen Initiative hei Gesetzesvorschlägen betreffend, vom
11. Februar 1854. Schwarzburg -Rudolstädtisches Grundgesetz

§§ 35 und 65. Reuss ältere Linie Verfassung, § 66). In einigen

Staaten, in welchen den Kammern grundsätzlich die Initiative zu-

steht, sind wenigstens gewisse Gegenstände davon ausgenommen,

so in Bayern bestimmte Artikel der Verfassung, so in Württemberg

Gesetze über Auflegung von Steuern, Aufnahme von Anleihen,

Feststellung des Staatshaushaltsetats und ausserordentliche, im Etat

nicht vorausgesehene Ausgaben (Verfassungsgesetz vom 23. Juni

1874). Wo 'solche specielle Ausnahmen nicht aus-

drücklich gemacht sind, streitet die Regel für die

Unbeschränktheit der Initiative. Wo zwei Kammern
bestehen, besitzt jede für sich das Recht der Initia-

tive. Geht die Initiative zu einem Gesetze von der Regierung aus,

so steht es ihr in der Regel frei, zu bestimmen, welchem der beiden

Häuser sie einen Gesetzentwurf vorlegen will. Staatsrechtlich er-

scheint es sogar zulässig, dass die Regierung beiden Kammern zu

gleicher Zeit einen Gesetzentwurf zugehen lässt. Nur beschränken

sie die meisten Verfassungen in dem einen Punkte, »dass Finanz-

gesetzentwürfe und Staatshaushaltsetats stets zuerst der zweiten

Kammer vorgelegt werden müssen«.

Die geschäftliche Behandlung der Gesetzesvorlagen

richtet sich nach der Geschäftsordnung jedes Hauses, doch stehen

folgende staatsrechtliche Grundsätze allgemein fest

:

1) Jedes Haus ist verpflichtet, sich über die Annahme, Verän-

derung oder Ablehnung eines Gesetzentwurfs zu erklären, welcher

ihm von der Krone oder dem anderen Hause zugegangen ist.

Ueber einen solchen zur Tagesordnung überzugehen, ist unzu-

lässig
;
dagegen ist kein Haus verpflichtet, die Gründe anzugehen,

aus welchen es einen Entwurf ablehnt.

2) Jedem Hause steht nicht bloss die Annahme oder Abände-

rung eines Entwurfes, sondern auch das Recht zu, zu demselben

Abänderungen oder Zusätze zu beschliessen, von deren Genehmi-

gung es seine Zustimmung abhängig macht.

3) Die Theilnahme der Volksvertretung an dem Zustande-

kommen der Gesetze bezieht sich nicht nur auf den wesentlichen

Inhalt derselben, sondern auch auf deren redaktionelle Abfassung

und alle Bestandtheile derselben, wozu auch die Ueberschrift, der
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Eingang und einleitende Bemerkungen; verba enuntiativa, zu

rechnen sind.

4) In der Regel ist das Recht beider Häuser in Betreff der Ge-

setzgebung ein gleiches, doch mit der oben (S. 463) erwähnten

Ausnahme.

5) In der Regel genügt zu den Beschlüssen des Landtages oder

einer Kammer die einfache Mehrheit der zur Beschlussfähig-

keit erforderlichen Anzahl der Mitglieder des Hauses. Nur für

verfassungsabändernde Gesetze bestehen fast überall erschwe-
rende Formen. So verlangt die bayerische Verfassung, Tit. X.

§ 7, »die Gegenwart von drei Viertheilen der bei der Versammlung

anwesenden Mitglieder in jeder Kammer und eine Mehrheit von

zwei Drittheilen der Stimmen«; der bayerischen Verfassung sind die

sächsische, § 152, die weimarische, Rev. Grundgesetz § 64 u. s. w.

gefolgt. Die Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Mit-

glieder fordern die württembergische Verfassungsurkunde § 176, die

badischeVerfassungsurkunde § 64 . In Oldenburg (Staatsgrundgesetz,

Art. 212) wird verlangt: a) ein Beschluss auf zwei Landtagen,

zwischen denen eine neue Wahl vorgenommen ist, b) die Ver-

kündigung der Abstimmung acht Tage vorher, c) die Theilnahme

von zwei Dritteln der Abgeordneten an der Abstimmung. Nach der

preussischen Verfassung, Art. 107, genügt zu Verfassungsänderun-

gen eine zweimalige Abstimmung in beiden Häusern des Landtages,

zwischen welchen je ein Zeitraum von 21 Tagen liegt. Nur in

einigen der kleinsten Staaten bestehen für Verfassungsänderungen

gar keine erschwerende Formen (Meiningen, Altenburg, Anhalt,

Reuss jüngere Linie)

.

§ 186.

2) Sanktion und Publikation der Gesetze.

Nachdem ein Gesetzentwurf die Zustimmung beider Häuser

unbedingt oder mit vorgeschlagenen Veränderungen erhalten hat,

wird derselbe dem Monarchen zur endgültigen Beschlussnahme vor-

gelegt. In dem nun erfolgenden annehmenden oder ablehnenden

Beschlüsse liegt der eigentlich entscheidende Akt. Nur die

Sanktion des Monarchen erhebt den Entwurf zum
Staatsgesetze. Allerdings hat die Volksvertretung an der Aus-

übung der gesetzgebenden Gewalt ihren wohlbemessenen, verfas-

sungsmässigen Antheil. Keine irgendwie in das Gebiet der Gesetz-

gebung fallende Vorschrift kann ohne die Zustimmung derselben
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zu Stande gebracht werden. Aber Alles, was von ihr angenommen
und beschlossen ist, selbst wenn es ganz so angenommen sein

sollte, wie es von der Staatsregierung vorgelegt worden ist, hat

durchaus noch keine gesetzlich bindende Kraft. Für Behörden und

Staatsbürger ist ein Gesetz erst vorhanden, wenn der Monarch eine

verfassungsmässig entstandene Vorschrift durch seine Sanktion
zum Gesetze erhoben hat.

Obgleich die Genehmigung oder Sanktion des Monarchen

das eigentlich entscheidende Moment in der Gesetzgebung ist,

so bleibt dieselbe doch ein rein innerer Vorgang, bis sie

durch die Publikation oder Verkündigung die nöthige Aeusser-

lichkeit gewonnen hat. Ein Gesetz ist nicht etwa durch die Sank-

tion fertig und wird dann erst publicirt, sondern durch die Publi-

kation wird es erst fertig und dadurch Gesetz. Die Publikation ist

ein nothwendiger Bestandtheil der Entstehung eines Gesetzes. Wie
der Monarch staatsrechtlich nie zur Sanktion eines Gesetzes ge-

nöthigt werden kann, so kann er auch die bereits ertheilte Geneh-

migung bis zur Publikation zurücknehmen. Erst durch die Publi-

kation wird das Gesetz der höchste Staatswille, welcher von nun an

auch den Monarchen bindet, an welchem ohne Zustimmung der

Kammern nichts mehr geändert werden kann. Schon nach älterem

deutschen Staatsrecht geschah »die Publikation der Gesetze allein

in des Landesherrn Namen, auf seinen Befehl und seine Autorität«

(Moser a. a. O. S. 314), ebenso »befiehlt derselbe, nach
allen neueren Verfassungen, die Verkündigung der

Gesetze«. In der Publikationsformel wird regelmässig die Zu-

stimmung des Landtages erwähnt; mehrere Verfassungsurkunden

schreiben dies sogar ausdrücklich vor. (Bayerische Verfassung

Tit. VII. § 30. Sächsische Verfassung § 81. Württembergische

Verfassung § 172. Sachsen-Coburg-Gothaisches Staatsgrundgesetz

§ 108 u. s. w.)

Die Form der Publikation hat vielfach gewechselt, je

nach den Mitteln, welche zu verschiedenen Zeiten dafür zu Ge-

bote standen: Ausrufen durch Herolde, Vorlesung von der Kanzel,

Anschlägen an öffentlichen Orten. Nach dem Vorbilde des »Bul-

letin des lois« aus dem Jahre II der französischen Republik haben

nach und nach alle deutschen Staaten Gesetzes- oder Regie-
rungsblätter angelegt und den Abdruck in der officiellen Ge-

setzessammlung für das einzige zulässige Mittel der Bekannt-

machung jedes Gesetzes erklärt. Das Gesetz tritt in Ermangelung
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anderweiter Bestimmung im Augenblick seiner Publikation in Kraft.

In vielen deutschen Staaten besteht jedoch die Vorschrift, dass die

Gesetze erst nach Ablauf eines bestimmten Tages nach der Ausgabe

des Gesetzesblattes in Kraft treten sollen. (InPreussen war früher

nach dem Gesetze vom 3. April 1846 der Anfang der Verpflichtungs-

kraft für die einzelnen Regierungsbezirke mit Rücksicht auf die Ent-

fernung vom Sitze der Centralregierung nach verschiedenen Zeit-

räumen festgestellt. In dem Gesetz vom 16. Februar 1874 ist von

solchen Unterscheidungen abgesehen und tritt jetzt jedes Gesetz

nach Ablauf des vierzehnten Tages in Kraft, an welchem das Ge-

setzesblatt in Berlin ausgegeben worden ist
;
in Coburg-Gotha nach

Ablauf des vierten Tages, Staatsgrundgesetz § 110, in Schwarz-

burg-Rudolstadt nach Ablauf des achten Tages u. s. w.) Häufig

bestimmen die Gesetze selbst den Termin, wo sie in Kraft treten

sollen.

Anmerkung. Ueber das Zustandekommen der Gesetze hat neuer-

dings Lab and, Staatsrecht Bd. II. § 56 und 57, eine Theorie aufge-

stellt, die wir, trotz ihrer blendenden Ausführung, für nicht zutreffend

erachten können, sofern dieselbe auf Allgemeingültigkeit An-
spruch machen will. Derselbe nimmt beim Zustandekommen jedes Ge-
setzes vier Stadien als nothwendig an : 1 )

die Feststellung des Rechts-

satzes oder Gesetzesinhaltes
; 2) Sanktion oder Befehl, dem Gesetze zu

gehorchen
; 3) Promulgation, d. h. Konstatirung des verfassungsmässigen

Zustandekommens des Gesetzes in authentischer und feierlicher Form

;

4) Verkündigung oder Publikation. Schon die beiden ersten Stadien

lassen sich in dieser formalistischen Weise nicht trennen. Feststellung

eines Rechts Satzes bedeutet nicht bloss Aufstellung eines theore-

tischen Satzes oder eines wissenschaftlichen Axioms, sondern einer

rechtsverbindlichen Norm, welche den Befehl, ihr zu folgen, nothwendig
in sich trägt. In der konstitutionellen Monarchie geht allerdings der

Gesetzesbefehl, d. h. die Sanktion, vom Monarchen aus, weil die Theil-

nahme an der Ausübung der gesetzgebenden Gewalt von Seiten des Mo-
narchen und der Kammern einen verschiedenartigen Charakter hat und
die ganze obrigkeitlich befehlende Gewalt in der Hand des Monarchen
vereinigt ist. Anders ist es, wo sich zwei in der Gesetzgebung ganz

gleichstehende Faktoren gegenüberstehen, wie z. B. in den Hansestädten

der Senat und die Bürgerschaft
;

ein vom Senat der Bürgerschaft vorge-

legter Gesetzentwurf wird durch Annahme Seitens der letzteren ohne
Weiteres Gesetz, von einer besonderen Sanktion ist hier nicht die Rede,

dieselbe fällt mit der Feststellung des Rechtssatzes vollständig zusammen.
Ebensowenig lässt sich die sogenannte Promulgation als ein von der

Sanktion und Publikation nothwendig zu unterscheidendes Stadium der Ge-
setzgebung nachweisen. Selbst im französischen Recht ist der Begriff ein

durchaus schwankender, wie die von Lab and selbst mitgetheilten Stellen

beweisen. Wo dem konstitutionellen Monarchen die Sanktion und Pu-
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blikation der Gesetze verfassungsmässig zusteht, ist es unmöglich, einen

noch dazwischen liegenden eigenthümlichen Akt zu unterscheiden. Wo
aber ein staatsrechtlicher Faktor die Verkündigung der Gesetze zu be-
sorgen hat, welcher als solcher keinen Antheil an der gesetzgebenden
Gewalt hat, wie im deutschen Reiche der Kaiser, in der französischen

Republik der Präsident, ist es selbstverständlich, dass dieser Faktor
nicht kritiklos Alles zu publiciren hat, was sich Gesetz nennt, sondern
dass er zu prüfen und zu konstatiren hat, ob eine Norm alle nothwen-
digen Merkmale eines Gesetzes an sich trägt, vor Allem, ob sie auf ver-

fassungsmässigem Wege zu Stande gekommen ist. Nur solche Normen
ist er verpflichtet und berechtigt, als Gesetz zu verkündigen. Diese Prü-
fung und Konstatirung des verfassungsmässigen Zustandekommens ist

eine der Verkündigungspflicht immanente Bedingung und Voraussetzung.

Bei der grossen Verschiedenheit im Gebrauche des Wortes : »Promul-
gation« würde es am besten sein, auf den Gebrauch desselben ganz zu
verzichten

;
wenigstens haben wir keinen Grund, einen selbst in Frank-

reich höchst schwankenden Sprachgebrauch in das deutsche Staatsrecht

zu importiren.

§ 187 .

III. Die Verordnungen.

Es giebt eine Reihe von deutschen Verfassungen, welche die

Theilnahme der Volksvertretung an der Gesetzgebung nur auf ge-

wisse Kategorien der Gesetze beschränken, dahin gehören die

oben genannten älteren Verfassungen, welche die Zustimmung der

Stände nur für solche »allgemeine Gesetze verlangen, die die Lan-

desverfassung betreffen oder die persönliche Freiheit, die Sicherheit

oder das Eigenthum der Staatsbürger«. Nach diesen Verfassungen

brauchen keineswegs alle Gesetze im materiellen Sinne auch Ge-

setze im formellen Sinne zu sein
;
die nicht unter diese Kategorie

fallenden allgemeinen Rechtsvorschriften können, ohne Zustim-

mung der Stände, von der Regierung allein erlassen werden. An-

ders liegt die Sache nach den neueren Verfassungen, welche den

Satz aussprechen, dass die Uebereinstimmung des Monarchen mit

der Volksvertretung zu jedem Gesetze erforderlich ist. Damit ist

erklärt, dass jedes Gesetz im materiellen Sinne auch Gesetz im for-

mellen Sinne sein müsse, d. h. nur unter Zustimmung der Volks-

vertretung zu Stande kommen könne. Dies ist auch der Stand-

punkt der preussischen Verfassung. Wo der Verfassungssatz in

Bezug auf die Theilnahme der Volksvertretung an der Gesetz-

gebung so allgemein lautet, da steht fest, dass jede allgemein ver-

bindliche, von der obersten Staatsgewalt ausgehende Rechtsvor-
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schrift nur im Wege der Gesetzgebung, d. h. unter Zustimmung

der Volksvertretung, zu Stande kommen kann. Trotz dieser all-

gemeinen, alle selbständigen Rechtsvorschriften umfassenden Aus-

dehnung der landständischen Mitwirkung, erkennen doch auch

diese Verfassungen die Befugniss der Krone an, gewisse allgemeine

Vorschriften ohne Mitwirkung der Volksvertretung zu erlassen.

Typisch ist hierfür Art. 45 der preussischen Verfassungsurkunde :

»Der König befiehlt die Verkündigung der Gesetze und erlässt

die zu deren Ausführung nöthigen Verordnungen«.
Darauf beruht das in allen deutsch-monarchischen Staaten beste-

hende Verordnungsrecht der Krone. Ueber das Wesen
dieser Verordnungen bestehen nun in der staatsrechtlichen Lite-

ratur zwei verschiedene Ansichten
;
nach der einen Ansicht ist die

Verordnung ein Ausfluss der Verwaltungsthätigkeit des Staates,

der sogenannten Exekutive, nach der anderen Ansicht ist sie

dem Gesetze gleichartig, enthält allgemein verbindliche Rechtsvor-

schriften. Lab and hat neuerdings überzeugend ausgeführt, dass

beide Ansichten für einen Theil der Verordnungen richtig sind.

Es giebt Verordnungen, welche VerwaltungsVorschriften enthalten

oder Verwaltungseinrichtungen betreffen, andere dagegen, welche

in der That allgemeine Rechtsvorschriften enthalten. Beide Arten

gilt es genau auseinander zu halten.

1) Die Verordnung als VerwaltungsVorschrift ist ein Ausfluss

der Regierungsthätigkeit. »Ihr Anwendungsgebiet ist das von den

Gesetzen der Verwaltungsbehörden freigelassene Feld staatlicher

Fürsorge« (Lab an d a. a. O. S. 68)

.

Dahin gehört die Errichtung von

Anstalten und Einrichtungen, welche zur Ausführung der Gesetze

dienen, vor allem die Organisation der entsprechenden Behörden,

ferner der Erlass von Anweisungen und Instruktionen an die be-

treffenden Behörden, die Regelung ihres Geschäftsganges u. s. w.

Eine Ausnahme hiervon macht nach allgemeinen Grundsätzen, wie

nach dem Wortlaute mehrerer Verfassungen, die Organisation der

Gerichte, sowie das von den Gerichten zu beobachtende Verfahren,

weil dies immer unmittelbar oder mittelbar in die Rechtssphäre der

Unterthanen eingreift. Die Vorschriften, welche lediglich an die

Verwaltungsbehörde gerichtet sind, ohne die Rechtspflege und den

Rechtszustand der Unterthanen zu berühren, werden in mehreren

Verfassungsurkunden ausdrücklich aufgeführt als »die aus dem
Verwaltungs- und Oheraufsichtsrechte fliessenden
Verordnungen.« Dieselben bewegen sich innerhalb des Orga-
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nismus der Verwaltung und beruhen auf der Ueber- und Unter-

ordnung der Behörden; ihre Schranke bilden die Gesetze, gegen

welche sie nicht verstossen dürfen. Die Behörden und Beamten
haben ihnen zu gehorchen, kraft ihrer dienstlichen Unterordnung,

während sie für die Unterthanen keine unmittelbar verbindlichen

Rechtssätze aufstellen können. Eine solche Verwaltungsvorschrift

ist durchaus verbindlich für die Behörden, an die sie gerichtet ist,

kann aber stets von der Regierung nach eigenem Ermessen zurück-

genommen werden, wenn sie nicht durch die Zustimmung der

Volksvertretung in ein Gesetz verwandelt ist. Ist eine Behörden-

organisation und ihr Geschäftsgang durch ein Gesetz festgestellt,

so kann selbstverständlich im Verordnungswege nichts mehr daran

geändert werden.

2) Verordnungen, welche allgemeine Rechtsvorschriften für die

Unterthanen enthalten, kann der Monarch im konstitutionellen

Staate nicht ohne Zustimmung der Volksvertretung erlassen,

wenigstens da, wo sich die Theilnahme der Volksvertretung auf das

ganze Gebiet der Gesetzgebung bezieht; denn solche Verordnungen

sind ihrem Inhalte nach nichts anderes als Gesetze. Auch die dem
Monarchen verfassungsmässig eingeräumte Befugniss, sogenannte

Ausführungsverordnungen zu erlassen, bezieht sich nur auf

die oben charakterisirten Verwaltungsvorschriften. Soll durch eine

Verordnung in den Rechtszustand der Unterthanen irgendwie ein-

gegriffen werden, so ist zu deren Erlasse eine gesetzliche Ermäch-

tigung nöthig. Diese zu ertheilen, ist die Volksver-
tretung jeder Zeit berechtigt. Die Gesetze beschränken

sich häufig bloss auf allgemein leitende Grundsätze, während sie

die DetailVorschriften, die ins Einzelne gehenden Massregeln, der

Verordnung überweisen. Es ist ein durchaus rationeller Grundzug

unserer heutigen Legislation, dass sie durch specielle gesetzliche

Ermächtigung für einen bestimmten Gegenstand die näheren An-

ordnungen, welche zur Ausführung der allgemeinen gesetzlichen

Grundsätze dienen, der Regierung durch Verordnung zu regeln

überlässt. Der von Lab and für das deutsche Reichsstaatsrecht

erbrachte Beweis, dass es für den einseitigen Erlass sogenannter

Rechtsverordnungen durch die Regierung stets einer Ermächtigung

von Seiten der Volksvertretung bedarf, ist auch für das deutsche

Landesstaatsrecht entscheidend, wo nicht ausdrückliche Verfassungs-

bestimmungen der Regierung eine weitergehende Befugniss ein-

räumen.
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§ 188 .

IV. Die Verordnungen mit provisorischer Gesetzeskraft 1
.

Von dem Fundamentalsatze der konstitutionellen Staatsordnung,

wonach der Monarch eine allgemein verbindliche Rechtsvorschrift

nur mit vorgängiger Zustimmung der Volksvertretung erlassen kann,

machen zahlreiche deutsche Verfassungen eine Ausnahme. Es

können nämlich im Staatsleben Fälle Vorkommen, wo ein ausser-

gewöhnlicher Nothstand nur durch schleunigen Erlass eines Ge-

setzes beseitigt werden kann. Da nun aber der Weg der Gesetz-

gebung immer ein langsamer ist, besonders wenn der Landtag augen-

blicklich nicht versammelt ist, so wird für solche Fälle dem Mo-
narchen die verfassungsmässige Vollmacht beigelegt, durch eine

Verordnung in den Bereich der Gesetzgebung einzugreifen, d. h.

formell auf dem Wege der Verordnung eine Vorschrift zu erlassen,

welche materiell ein Gesetz ist. Da diese Befugniss aber leicht

dazu gemissbraucht werden könnte, um die verfassungsmässige Mit-

wirkung der Volksvertretung bei der Gesetzgebung lahm zu legen,

so haben sämmtliche Verfassungen, welche eine solche einräumen,

versucht, dieselbe mit allen nur denkbaren Kautelen zu umgehen.

Dies bezieht sich auf die Bestimmung des Bedürfnissfalles,

des Inhaltes und der Formalitäten einer solchen Ver-

ordnung.

Die erste Voraussetzung für den Erlass einer solchen »Ver-

ordnung mit Gesetzeskraft« ist, dass die Kammernnichtver-
sammelt sind. Während dieselben versammelt sind, würde sich

der normale Weg der Gesetzgebung ohne Schwierigkeiten be-

schreiten lassen; sie ad hoc zu versammeln, ist bisweilen unmöglich

i Zöpfl a. a. O. B. II. § 394. S. 604 ff. und §441. S. 611 ff. H. A.
Zachariä, Th. II. § 160. S. 171 ff. v. Gerber, § 47. S. 146. v. Mohl,
Staatsr., Verfassungsrecht und Polit. B. II. S. 624 ff. v. Kaltenborn, Einl.

in das konstit. Staatsrecht § 594. Grotefend, Deutsches Staatsrecht S. 637.

v. Rönne, B. I. Abth. I. § 47. S. 185 ff. G. Meyer a. a. O. S. 411. § 161.

Besonders eingehend auf die Entstehungsgeschichte des Art. 63 der preuss. Ver-
fassungsurkunde ein Aufsatz von E. A. Chr. No. III. : «Die Verordnungen mit
Gesetzeskraft« in Aegidi’s Zeitschr. B. I. S. 221—243. Art. 63 der preuss. Ver-
fassungsurkunde lautet : »Nur in dem Falle, wenn die Aufrechterhaltung der

öffentlichen Sicherheit oder die Beseitigung eines ungewöhnlichen Nothstandes

es dringend erfordert, können, insofern die Kammern nicht versammelt sind,

unter Verantwortlichkeit des gesammten Staatsministeriums, Verordnungen,
die der Verfassung nicht zuwiderlaufen, mit Gesetzeskraft erlassen werden, die-

selben sind aber den Kammern bei ihrem nächsten Zusammentritt zur Genehmi-
gung sofort vorzulegen.«

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 35
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oder wenigstens mit solchen Umständen und Kosten verbunden,

dass der zu erreichende Zweck der Verordnung damit ausser allem

Verhältnisse stehen würde.

Was zunächst die Bedürfnissfälle einer solchen Verord-

nung mit Gesetzeskraft betrifft, so ist das Bedürfniss allerdings

nicht bloss da anzunehmen, wo es sich um die Rettung des ganzen

Staates handelt, aber auch eine gewöhnliche Nützlichkeitsrücksicht

kann einen solchen aussergewöhnlichen Schritt nicht rechtfertigen.

Es muss in der That die öffentliche Sicherheit nicht anders aufrecht

erhalten oder ein ungewöhnlicher Nothstand nicht anders beseitigt

werden können, als durch unverzüglichen Erlass einer solchen Ver-

ordnung. (Ausdruck der preuss. Verfassungsurkunde Art. 63. Die

badische Verfassungsurkunde § 66, die sächsische § 88 sprechen von

den durch das »Staatswohl dringend gebotenen Verordnungen, deren

vorübergehender Zweck durch Verzögerung vereitelt werden würde.«

Die württemb. Verfassungsurkunde Art. 89 spricht von der »Vor-

kehrung des Nöthigen zur Sicherheit des Staates in dringenden

Fällen.«) Darum werden solche Verordnungen auch als Noth-
v er Ordnungen bezeichnet. Was den Inhalt einer solchen Ver-

ordnung betrifft, so ist es allgemein anerkannt, »dass sie nie der

Verfassung zuwiderlaufen darf«. Aber auch solche Gegen-

stände, von denen es in der Verfassung heisst, dass sie nur «auf

dem Wege der Gesetzgebung« geregelt werden sollen oder

für deren zukünftige Feststellung »ein besonderes Gesetz« verheissen

wird, sind vom Bereiche der Nothverordnung ausgeschlossen; denn

gerade durch eine derartige Bestimmung wollte man den Staats-

bürgern die Garantie geben, dass gewisse, sie meist persönlich nahe

angehende Angelegenheiten niemals anders als unter Mit-
wirkung ihrer Vertreter geregelt werden können 1

. Ab-

gesehen von diesen ausdrücklich der Gesetzgebung überwiesenen

Gegenständen kann aber eine solche Verordnung mit Gesetzeskraft

jedes Gesetz abändern. Auch eigentliche Rechts- oder Justiz-

gesetze privatrechtlichen oder processualischen Inhalts machen hier-

von keine Ausnahme.

Was die Form einer solchen Nothverordnung betrifft, so kann

sie regelmässig nur unter Verantwortlichkeit des gesammten

1 Yergl. die nähere Ausführung in meinem preussischen Staatsrechte B. II.

S. 235. v. Held a. a. O. B. II. S. 61. Nr. 1. Zwei Rechtsgutachten der

Juristenfakultäten zu Kiel und Göttingen über die preussische Pressverordnung

vom 1. Juni 1863.
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Staatsministeriums erlasseil werden; auch muss sich die

Regierung beim Erlasse einer solchen auf den jene Ermächtigung

enthaltenden Artikel des Grundgesetzes ausdrücklich berufen.

Nach allgemeinen Grundsätzen, wie nach dem klaren Wort-

laute aller Verfassungen, ist es die Pflicht der Staatsregierung, den

Kammern bei ihrem nächsten Zusammentritt eine derartige Ver-

ordnung sofort zur Genehmigung vorzulegen, und zwar muss die

Vorlage in den Staaten, wo das Zweikammersystem besteht,

zugleich an beide Häuser erfolgen, da beide ein gleichmässiges

Recht auf Genehmigung oder Verwerfung einer solchen Verordnung

haben und der Widerspruch eines Hauses schon genügt, um die

Staatsregierung zur Zurücknahme einer solchen Verordnung zu

nöthigen. Es fragt sich, welche Folgen die versagte Genehmigung

einer solchenVerordnung hat. Es giebtVerfassungen, welche sagen,

dass, wenn diese Zustimmung nicht erfolgt, die Ver-
ordnung sofort ausser Kraft tritt (z. B. Sachsen-Koburg-

Gotha 1852 § 130). Hier tritt natürlich dieser Erfolg ipso iure ein.

Wo aber ein solches von seih st ausser Kraft treten derartiger

Verordnungen nicht ausgesprochen ist, wird man nur die Pflicht

der Regierung behaupten können, eine solche Verordnung sofort

ausser Kraft zu setzen; besonders wo, wie in Preussen, der

Grundsatz besteht, dass die Publikation durch die Staats-
regierung für Unterthanen und Behörden, auch für den Richter,

die einzig massgebende Autorität ist. Unterlässt die Regierung

diese Pflicht, so ist die Volksvertretung befugt, alle gesetzlichen

Massregeln zu ergreifen, um ihr verfassungsmässiges Recht zu

wahren. (Vergl. das Nähere in meinem preussischen Staatsrecht

B. II. S. 237.) Uebrigens hat die Beseitigung einer solchen Ver-

ordnung keine rückwirkende Kraft, dieselbe ist vielmehr bis zu dem
Augenblicke, in welchem ihre Verbindlichkeit aufhört, als gültiges

Gesetz zu behandeln; dagegen treten alle durch sie ausser Kraft

gesetzten Gesetze mit ihrem Aufhören wieder in Geltung.

§ 189 .

V. Schranken der Gesetzgebung h

Die Schranken der Gesetzgebung überhaupt sind durch die

Grenzen der Staatsgewalt gezogen. Zu diesen sittlich-naturrecht-

1 Vergl. meine Einleitung in das deutsche Staatsrecht § 51. S. 163 ff.

35*
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liehen Schranken (S. 27) kommen aber noch positiv -rechtliche,

welche entweder durch die Verfassung des eigenen Staates gezogen

oder durch die Unterordnung unter ein höheres Gemeinwesen mit

einer übergeordneten Staatsgewalt gegeben sind. Die ersteren

haben aber nur eine relative Bedeutung, indem auch jeder Artikel

der Verfassungsurkunde durch ein neues Gesetz ahgeändert werden

kann, wenn dabei nur die für Verfassungsänderungen vorgeschrie-

benen Formen eingehalten werden. Dagegen werden durch die

Verfassung eines Ober Staates, welchem ein Staat als Gliederstaat

organisch eingefügt ist, der partikularen gesetzgebenden Gewalt

absolute Schranken gezogen, welche sie zu durchbrechen ver-

hindertist. Solche Schranken sind heutzutage durch die

Verfassung des deutschen Reiches für alle deutschen
Einzelstaaten gezogen. Wichtige Gebiete sind der Gesetz-

gebung der Einzelstaaten ganz enthoben und lediglich Sache der

Reichsgesetzgebung geworden; dahin gehören Gesetze und Ver-

ordnungen über das Militär- und Marinewesen, Zollwesen, gewisse

Verbrauchssteuern, Regelung des Handelsverkehrs, Post- und

Telegraphenwesen u. s. w. In Betreff einer grossen Anzahl von

anderen Gegenständen hat das Reich zwar nicht das ausschliess-

liche, wohl aber ein mit dem Gesetzgebungsrecht der Einzel-

staaten konkurrirendes und der Landesgesetzgehung vor-
gehendes Recht der Gesetzgebung. Sobald das Reich von dieser

Befugniss der Gesetzgebung über eine solche Angelegenheit Ge-

brauch gemacht hat, ist hierdurch das Gesetzgebungsrecht der

Einzelstaaten beseitigt, indem alsdann nicht nur die Reichsgesetze

den Landesgesetzen Vorgehen, sondern auch durch die Landesgesetz-

gebung nicht mehr ahgeändert werden können. So erscheint die

Gesetzgebung der deutschen Einzelstaaten als eine reichsver-

fassungsmässig eng begrenzte. Das Nähere über das staats-

rechtliche Verhältniss der Reichsgesetzgebung zur Landesgesetz-

gebung kann erst im zweiten Buche, dem Reichsstaatsrechte, ent-

wickelt werden 1
.

Stahl a. a. O. II. §41. S. 154 ff. v. Mohl, Staatsrecht, Verfassungsrecht

und Politik B. I. S. 67—95.

1 Vergl. Lab and a.a. O. B.II. §61 Reichsgesetzgebung und Landesgesetz-

gebung
;
besonders aber auch R. H e i n z e

,
das Verhältniss des Reichsstrafrechtes

zu dem Landesstrafrechte. Leipzig. 1871.
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§ 190 .

VI. Aufhebung der Gesetze. Dispensation von denselben. Zeit-

und distriktsweise Suspension einzelner Gesetze 1
.

1) Aufhebung.

Gesetze bleiben so lange in Kraft, bis sie durch eine neue

Rechtsnorm aufgehoben oder abgeändert werden. Wo dem Ge-

wohnheitsrechte nicht ausdrücklich seine derogatorische Kraft ent-

zogen ist, können, auch auf dem Gebiete des Staatsrechtes, Gesetze

aller Art durch ein neu sich bildendes Gewohnheitsrecht beseitigt

werden. Die Aufhebung eines älteren Gesetzes durch ein neues

Gesetz kann eine ausdrückliche sein, indem das bisherige Ge-

setz geradezu für aufgehoben erklärt wird, oder eine still-

schweigende, wenn das spätere Gesetz über denselben Gegen-

stand eine neue Bestimmung enthält, welche der im älteren Gesetze

enthaltenen widerspricht. Jedes Gesetz kann durch ein späteres

Gesetz wieder aufgehoben werden. Die Gegenwart ist weder be-

rechtigt, noch im Stande, die Zukunft unbedingt durch ihre Gesetze

zu binden. Eine sogenannte lex in perpetuum valitura ist ebenso

sinnlos, wie die »clausula ut non possit abrogari.«

2) Dispensation.

Unter Dispensation verstehen wir die Befugniss der Staats-

gewalt, für einen einzelnen Fall, welcher seinem Thatbestande nach

unter die Regel des Gesetzes fallen würde, die Anwendung dieses

Gesetzes zu hemmen. Es wird damit eine an sich strafbare oder

nichtige Handlung zu einer erlaubten oder gültigen gemacht. Die

Dispensation unterscheidet sich dadurch vom Privilegium im

eigentlichen Sinne, dass durch dieses ein subjektives Recht für

eine physische oder juristische Person durch einen Akt der Staats-

gewalt unmittelbar begründet wird, während durch die Dispensation

1 H. A. Zachariä, Th. II. § 163. S. 183 ff. Fr. Förster a. a. 0. § 9.

J. Unger, Oesterr. Privatr. § 15 u. 16. Ueber das Dispensationsrecht in geist-

lichen Sachen besonders J. H. Böhmer, diss. de sublimi principum ac statuum
evangelicorum dispensandi jure in caussis tum sacris quam profanis. Halae 1722.

Das Neueste und Beste über Dispensationsrecht giebt C. F. v. Gerber, Ueber
Privilegienhoheit und Dispensationsgewalt im modernen Staate, in seinen

juristischen Abhandlungen (1872) Nr. XIII. S. 470. Ueber die englischen Ver-
hältnisse vergl. Gneist, Englisches Verwaltungsrecht S. 609. 611. 614. 733.

(»dispensing power«). Die englische declaration of rights von 1689 sagt aus-

drücklich : »That the pretended power of dispensing with laws or the execution
of laws by regal authority, as it hath been assumed and exercised of late, is illegal.«
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die Nichtanwendung eines objektiven Rechtssatzes
für einen einzelnen Fall bewirkt wird.

Im absoluten Staate, wo der Monarch allein das Gesetz giebt,

ändert und aufhebt, steht ihm natürlich auch ein unbeschränktes

Dispensationsrecht zu. Wie er das Gesetz im Ganzen durch einen

einseitigen Willensakt jeder Zeit beliebig aufheben kann, so kann

er das Geringere, seine Nichtanwendung für den einzelnen Fall,

befehlen. Sobald aber als höchster Satz des konstitutionellen Staats-

rechts festgestellt ist, dass das Gesetz nur durch organisches Zu-

sammenwirken von Krone und Volksvertretung zu Stande kommen
kann, so ist die nothwendige Konsequenz, dass die Krone dasselbe

auch nicht einseitig aufheben kann. Von der Anwendung eines

Gesetzes dispensiren, heisst aber soviel als das Gesetz theilweise

aufheben, wie ja durch fortwährendes Dispensiren jedes Gesetz in

seiner Wirkung illusorisch gemacht werden könnte. Die wenigen

Verfassungen kleinerer Staaten, welche das Dispensationsrecht über-

haupt erwähnen, thun es in sehr unbestimmter Weise. Die braun-

schweigische Landschaftsordnung von 1832 I. § 6 lässt es in

einzelnen Fällen zu, »jedoch insofern dritte Personen dabei betheiligt

sind, nur mit deren Zustimmung«; die schwarzburg - sonders-

hausenscheVerf. § 65, »soweit als es nach den Gesetzen noch zulässig

ist«, die koburg-gothaische § 128, »soweit es nicht durch besondere

gesetzliche Bestimmungen beschränkt ist.« Wo die Verfassungen,

wie in den meisten und besonders allen grösseren Staaten, darüber

schweigen und demMonarchen nicht ausdrücklich weitergehende Be-

fugnisse einräumen, muss unzweifelhaft angenommen werden, dass

»nach der staatsrechtlichen Natur des Gesetzes im
modernen Verfassungsstaate« nur no ch in denj eiligen

Fällen dispensirt werden darf, wo das Gesetz oder
überhaupt das^geltende Recht dies ausdrücklich ge-

stattet. Solche Fälle sind auch in der bestehenden Gesetzgebung

der meisten Staaten anerkannt, z. B. auf dem Gebiete des Eherechtes,

in Steuersachen. Auch die Gesetzgebung der Zukunft wird das

Dispensationsrecht nicht ganz entbehren können. Ueberall aber

werden die Voraussetzungen und Grenzen desselben in den Gesetzen

ausdrücklich ausgesprochen werden müssen, wenn ein Gesetz eine

solche »Selbstkorrektur seiner Anwendung im Lehen» aus Billig-

keitsrücksichten für nothwendig oder wünschenswerth hält. Nur

innerhalb dieser gesetzlich gezogenen Schranken ist das Dispen-

sationsrecht im Verfassungsstaate der Gegenwart zu rechtfertigen.
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3. Suspension.

Während die Dispensation die Anwendung eines Gesetzes nur

für den einzelnen Fall ausschliesst, setzt die Suspension ein Ge-

setz oder mehrere Gesetze, für eine bestimmte Zeitdauer und einen

bestimmten Gebietsteil, ausser Kraft. Regelmässig erfordert eine

solche Maassregel die Zustimmung der Volksvertretung, wo nicht das

Gesetz der Krone ausdrücklich eine solche Befugniss einräumt. Die

deutschen Verfassungen sagen zwar nichts direkt über das Suspen-

sionsrecht von Gesetzen, indirekt aber gewähren sie dasselbe

den Regierungen in weitgehenderWeise durch das ihnen beigelegte

Recht, unter Umständen »Verordnungen mit Gesetzeskraft« zu er-

lassen, indem sie nur die Suspension von Bestimmungen der Verfas-

sungsurkunde selbst oder auch von einzelnen bestimmt bezeichneten

Gesetzen diesem ausserordentlichen Verordnungsrechte entziehen

(§ 188), während jedes andere Gesetz, bei Vorhandensein der ver-

fassungsmässigen Bedingungen, auf diesem Wege suspendirt wer-

den kann. Aber sogar einzelne Verfassungsbestimmungen
können von der Staatsregierung suspendirt werden für die Dauer

eines von ihr verkündigten Belagerungszustandes. Die

preussische Verfassungsurkunde, Art. 111, bestimmt: »Für den

Fall eines Krieges oder Aufruhrs können bei dringender Gefahr für

die öffentliche Sicherheit die Artikel 5, 6, 7, 27, 28, 29, 30 und 36

der Verfassungsurkunde zeit- und distriktsweise ausser Kraft ge-

setzt werden. Das Nähere bestimmt das Gesetz«. Dieses ist das

Gesetz vom 4. Juni 1851 über den Belagerungszustand, welches

durch Art. 68 der deutschen Reichsverfassung auch als reichsrecht-

liche,Norm anerkannt ist, wenn der Kaiser irgend einen Theil des

deutschen Reichsgebietes in Belagerungszustand erklärt hat. Das
Nähere hierüber gehört in das Reichsstaatsrecht.

Zweites Kapitel.

Von der J ustiz.

I. Unterschied zwischen Justiz und Verwaltung b

§ 191 .

1) Standpunkt der Erörterung.

Keine Partie des Staatsrechtes hat eine so umfangreiche Lite-

ratur, aber auch so viel Zweifel ins Leben gerufen, wie die Unter-

1 D. G. Struben, Gründlicher Unterricht von Regierungs- und Justiz-
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Scheidung von Justiz und Verwaltung. Die Unklarheit in der bis-

herigen Behandlung hing damit zusammen, dass man zwei Fragen

vermischte, welche ganz von einander zu trennen sind. Die erste

lautet: »worin besteht der Unterschied zwischen einer Rechts-
sache und einer Verwaltungssache an und für sich?«

Die zweite geht dahin : »welche Angelegenheiten gehören zur Kom-
petenz der Gerichte, welche zur Wirksamkeit der Verwaltungs-

behörden?

Beide Fragen suchen ihre Antwort auf einem verschiedenen

Gebiete.

Die e r s t

e

wendet sich an das allgemeine Staatsrecht. Die

Antwort darauf muss für alle Staaten eine gleiche sein, mag die

Verfassungsform und die Behördenorganisation sein, welche sie will.

Wenn einmal ein objektiver Unterschied zwischen Rechtssachen

und Verwaltungsangelegenheiten besteht, so muss derselbe sich

überall geltend machen, ohne jede Rücksicht auf die Vertheilung

der Geschäfte.

Die zweite Frage ist rein positiv-rechtlicher Natur und

kann nicht allgemeingültig, sondern nur mit Beziehung auf einen

konkreten Staat beantwortet werden. Man kann wohl mit Rück-

sicht auf die heutigen europäischen Staatsverhältnisse gewisse lei-

sachen. Hildesheiml733. Derselbe, Nebenstunden Th. III. Abth. 13. Nr. 2. 3.

Mittermaier, Beitrag zur Lehre von den Gegenständen des bürgerlichen Pro-

cesses im Arch. für civil. Praxis B. IV. S. 350—370. Derselbe, im Archiv

B. XII S. 393 bis 408. Derselbe, Ueber das Verhältniss der Justiz zu den

Verwaltungssachen, im Arch. B. XXI. S. 254 ff. B. XXII. S. 47 ff. Derselbe,
Ueber Verhältnisse der Verwaltung und Justiz in Bezug auf Streitigkeiten in

Betreff der Regalität. Arch. XXIII. B. W. Pfeiffer, Praktische Ausführungen

B. I. S. 237. Derselbe, Ueber das Verhältniss der Justiz und Administration

zum Zwecke einer genaueren Sonderung des amtlichen Wirkungskreises der Ge-
richts- und Verwaltungsbehörden, in den praktischen Ausführungen B.III (1831)

S. 182—632. Derselbe, Ueber die Grenzen der richterlichen Kompetenz rück-

sichtlich des gegen Verfügungen der Staatsverwaltungsbehörde ergriffenen Rechts-

wegs, in den praktischen Ausführungen B. V. S. 201. v. Weiler, Ueber Ver-

waltung und Justiz und über die Grenzlinie zwischen beiden. Mannheim 1828.

v. Minningerode, Beitrag zur Beantwortung der Frage, was ist Justiz- und
was ist Administrationssache? Darmstadt 1835. G. L. Funke, die Verwaltung
in ihrem Verhältnisse zur Justiz. Zwickau 1835. v. P ö z 1 ,

der Begriff der Justiz

und Verwaltungssachen, Krit. Ueberschau B. II. S. 441. Regelsberger,
Justiz und Verwaltung . Mit Rücksicht auf Stahl’s undBluntschli’s Staats-

lehre. Krit. Vierteljahrsschr. B. IV, S. 52—76. H. A. Zachariä, Ueber das

Verhältniss der Justiz zur Administration. Mag. für hannöv. Recht B. I. (1851)

S. 6 1
. 42. Derselbe, in seinem Staatsrechte B. II. § 147. S. 87 ff. Stahl.

Th. II. Abth. 2. S. 446 ff. Bluntschli, Allgem. Staatsr. B. VIII. Kap. V.

v. Gerber a. a. O. §§ 53 und 56.
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tende Maximen aufstellen, aber man kann nicht als ein vernunft-

rechtliches Postulat erklären, diese Sache gehören vor die Gerichte,

jene vor die Verwaltungsbehörden. Auch diese zweite Frage

nach solchen allgemeinen Gesichtspunkten a priori entscheiden zu

wollen, ist ein Fehler der bisherigen Theorie, welchen wir schon

anderwärts bekämpft haben. Nichts fördert die Sache mehr, als

die Einsicht, dass die Abgrenzung zwischen Gerichten und Ver-

waltungsbehörden rein positiven Rechtes und zu verschie-

denen Zeiten und in verschiedenen Staaten sehr verschieden ge-

zogen worden ist.

§ 192 .

2) Objektiver Unterschied zwischen Rechtssachen
und Verwaltungsangelegenheiten.

Ueberall, wo der Staat handelt, um ein Recht gegen
eine geschehene Rechtsverletzung zu vertheidigen,

liegt eine Rechtssache vor, zu deren Begriffe somit folgende

Merkmale gehören

:

a) ein Recht im subjektiven Sinne, d. h. welches zur

Rechtssphäre einer bestimmten Person gehört, mag diese ein Indi-

viduum, eine Korporation oder der Staat selbst sein. Auf den Ge-

genstand des Rechtes kommt es dabei nicht an
;

es kann sich hier

ebensogut um Vermögensrechte rein privatrechtlicher Art, als um
öffentliche Rechte der Bürger handeln. Auch kann ein Recht im

subjektiven Sinne ebensowohl auf einem speziellen Titel, als auf

einem Gesetze beruhen;

b) ein solches Recht muss thatsächlich verletzt oder we-

nigstens bestritten sein. Wer der Verletzende oder Bestrei-

tende ist, erscheint dabei eben so gleichgültig, als der Gegen-
stand des Rechtes. Wenn der Nachbar in meinen Hof unbe-

fugter Weise seinen Tropfenfall verlegt, oder wenn der Magistrat

einen Wahlberechtigten von der Wahlurne zurückweist, oder wenn

die Aushebungsbehörde einen gesetzlich Befreiten, z. B. einen

Mediatisirten, zum Rekruten aushebt, so liegt in diesen Fällen

gleichmässig eine Rechtsverletzung vor, welche zur Rechtssache
wird, sobald der Verletzte die Hülfe des Staates anruft;

c) es müssen bestimmte gesetzliche Normen oder über-

haupt Rechtsvorschriften vorhanden sein, unter welche die Ver-

letzung gebracht und nach welchen die Beseitigung derselben von

Staatswegen ausgesprochen werden kann.
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Mit dieser rechtsschützenden Thätigkeit begnügt sich

aber kein Staat. Selbst der unvollkommenste sorgt für seine Fi-

nanzen, übt militärischen Befehl und gewisse Verrichtungen der

Sicherheitspolizei. Den sich weiter entwickelnden Staat nehmen
die Kulturinteressen, die Sorge für Bildung und Wohlstand des

Volkes immer mehr in Anspruch. Hier sind es ganz andere Mo-
tive und Erwägungen, welche den Staat leiten, als bei jener ersten

Richtung seiner Thätigkeit. Recht und Gesetz sollen das Staats-

leben in allen seinen Funktionen beherrschen, die ganze Staats-

thätigkeit soll eine gesetzliche sein. Dennoch nimmt der Staat

eine andere Stellung zum Gesetze ein, wenn er Recht spricht und

Recht schützt, als wenn er Kulturinteressen fördert, für das Heer

sorgt, auswärtige Angelegenheiten leitet. Im ersteren Falle bilden

Recht und Gesetz das ausschliessliche positive Princip seiner

Thätigkeit, im zweiten Falle nur die negative Umgrenzung, in-

nerhalb deren er sich von Erwägungen der Nothwendigkeit, der

Zweckmässigkeit, des Staatswohles leiten lässt. Ueber diese Mo-
mente kann nie ein Rechtsspruch gefällt werden, weil hier nicht

Thatsachen unter ein Gesetz zu subsumiren sind, sondern freie

Erwägungen entscheiden, welche nach ganz anderen Rücksichten

getroffen werden und bald so, bald anders ausfallen können. In-

sofern ist der oben (S. 30) erwähnte Satz, dass für den Rechts-

spruch das Gesetz Zweck, für die Verwaltung Schranke sei,

richtig; nur ist damit nichts für die Kompetenzgrenze zwischen

Gerichten und Verwaltungsbehörden gewonnen. Diese richtet sich

nach anderen, zum Theil historisch zufälligen Momenten.

Dieser objektive Unterschied zwischen Rechtsprechen
und Verwalten besteht in jedem Staate, selbst da, wo es

durchaus keine Behördentrennung giebt, wo derselbe Beamte,

welcher den Bau einer Brücke anordnet und Steuern erhebt, auch

einen Erbschaftsprocess zu entscheiden hat. Wenn der so ver-
schiedenen Aufgaben dienende Beamte gewissenhaft und ein-

sichtig ist, vergisst er aber dennoch nie, dass er in dem einen

Augenblick rechtspricht, während er in dem anderen verwaltet,

und sich somit von ganz anderen Prinzipien muss bestimmen lassen.

Hat somit die bisherige Theorie den objektiven Unterschied

zwischen Rechtsprechen und Verwalten richtig aufgefasst, so hat

sie darin fast durchweg fehlgegriffen, dass sie nach diesem objek-

tiven Unterschiede die subjektive Scheidung zwischen Gerichten

und Verwaltungsbehörden feststellen wollte, wenigstens die For-
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derung, gewissermaassen als ein Postulat des Vernunftrechtes, er-

hob, dass die Entscheidung aller Rechtssachen in dem
oben erörterten allgemeinen Sinne den Gerichten
übertragen werden müsste. Diese Forderung ist bis jetzt

in keinem Staate der Welt verwirklicht worden. Im alten deut-

schen Reiche, wie in England und Nordamerika, welche Staaten

man als Ideale für die Verwirklichung dieses Postulates hingestellt

hat, wurden und werden die wichtigsten Rechtssachen durch Kör-

perschaften, welche zugleich politische Funktionen üben, entschie-

den, so durch den Reichstag, das Parlament, den Senat, das privy

council, die quarter sessions der Friedensrichter u. s. w.

Um für unsere Auffassung eine feste Terminologie zu gewin-

nen, bezeichnen wir als Rechtssachen alle solche Fälle, wo es sich

darum handelt, über ein verletztes oder bestrittenes Recht nach

festen Rechtsgrundsätzen zu entscheiden, ganz ohne Rücksicht

darauf, ob Gerichte, Verwaltungsbehörden oder politische Körper-

schaften darüber zu sprechen haben, oder ob es für dieselben

an jedem Richter fehlt 1
;

Justizsachen nennen wir dagegen nur

diejenigen Rechtssachen, welche nach der bestimmten Gesetz-

gebung eines bestimmten Staates den ordentlichen Gerichten über-

tragen sind.

§ 193.

3) Geschichtlicher Scheidungsprocesö zwischen den
Gerichten und Verwaltungsbehörden in Betreff ihrer

Kompetenz.

In der altdeutschen Zeit, wie im Mittelalter, bestand keine

äusserliche Scheidung zwischen Gerichten und Verwaltungsbehör-

den. Alle obrigkeitlichen Beamten, der Herzog, der Graf, der Cen-

tenar verbanden mit der rechtlichen Gewalt militärischen Befehl,

finanzielle und polizeiliche Befugnisse. Jurisdictio bezeichnet den

1 Es giebt zahlreiche wahre Rechtssachen, für welche gar kein Forum be-

steht. Dahin gehören völkerrechtliche Streitigkeiten zwischen unabhängigen
Staaten; in den meisten Staaten giebt es auch kein Gericht, welches über

Thronstreitigkeiten mehrerer Prätendenten, über staatsrechtliche Streitigkeiten

zwischen der Krone und den Kammern entscheiden könnte. Nicht das gehört

nothwendig zum Begriffe der Rechtssache, dass wirklich ein Richter für ihre

Entscheidung vorhanden ist, sondern nur dass die Sache innerlich so geartet ist,

dass, wenn ein Richter vorhanden wäre, derselbe juristisch, d. h. nach festen

Rechtsgrundsätzen über sie entscheiden könnte.
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Inbegriff der gesammten obrigkeitlichen Gewalt. Jeder Beamte

war ein judex. Obgleich kein Staat, wenn er noch so unentwickelt

ist, sich bloss auf das Rechtsprechen beschränken kann, so über-

wiegt doch, in den Anfängen des Staatslebens, das richterliche
Element dermaassen, dass eine solche Bezeichnung sich sehr wohl

erklären lässt.

Der mittelalterliche Staat beschränkte sich wesentlich auf krie-

gerische Vertheidigung, Rechtspflege und Friedensbewahrung; der

moderne Staat macht es sich zur Aufgabe, nicht bloss Rechtsschutz

zu gewähren, sondern auch die positiven Voraussetzungen und Be-

dingungen für eine allseitige menschenwürdige Entwickelung seiner

Angehörigen zu beschaffen. Sobald die Staatsgewalt sich den An-
forderungen der Kultur dienstbar gemacht hat, beginnt eine reiche,

bis dahin völlig unbekannte Thätigkeit der inneren Verwal-
tung. Zu der mehr negativen Richtung der Sicherheitspolizei

tritt die Pflege der geistigen und materiellen Inter-

essen, die Sorge für Bildung und Wohlstand des Volkes. Dazu

kommt eine rege finanzielle Thätigkeit, welche für alle diese Zweige

die geldlichen Mittel beschaffen muss. Diesen umfassenden Aufgaben

sind die vorherrschend juristischen Behörden, die Obrigkeiten des

Mittelalters, nicht mehr gewachsen. So entwickelt sich seit demXVII.
und XVIII. Jahrhundert ein zweiter weitverzweigter Behördenorga-

nismus für die neugesteckten Aufgaben der innern Verwaltung und

Finanzen. Erst seit dieser Zeit konnte überhaupt von einerScheidung

der Behörden nach dem Gesichtspunkte die Rede sein, dass die einen

vorzugsweise dem Rechtsprechen, die anderen der Verwaltungs-

thätigkeit dienen sollten. Erst jetzt entstanden Konflikte und

Ressortstreitigkeiten, welche dem einfachen Behörden-

systeme des Mittelalters unbekannt geblieben waren. Die Stellung

von Gerichten und Verwaltungsbehörden zueinander, sowie die Ab-

grenzung ihrer Kompetenz, war in den verschiedenen deutschen Staa-

ten sehr verschieden bestimmt. Eine gemeinschaftliche gesetzliche

Regel bestand dafür ebensowenig, wie eine übereinstimmende Auf-

fassung in der Wissenschaft. Nicht bloss in Deutschland, sondern in

allen europäischen Staaten, fehlte es an allgemein durchgreifenden

Grundsätzen in der Begrenzung der Kompetenz zwischen Gerichten

und Verwaltungsbehörden. Zum ersten Male in der Weltgeschichte

wurde eine grundsätzliche Scheidung zwischen Justiz und Verwal-

tung in Frankreich durch das Gesetz vom 24. August 1790 versucht

und eine darauf gegründete Trennung der Behörden bis in die un-
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terste Instanz durchgeführt. Dies Gesetz vom 24. August
1790 ist zum Vorbilde für die ganze kontinentale Ge-
setzgebung geworden. Unzweifelhaft auch für die

deutschen Staaten.

Diese zuerst in Frankreich vollzogene moderne Grenzregu-

lirung zwischen Gerichten und Verwaltungsbehörden ging aber

keineswegs von dem Gedanken aus, dass man alle Rechtssachen

in jenem oben erörterten allgemeinen Sinne den Gerichten zur

Entscheidung übergeben müsse. Der Verwaltung wird untersagt,

in das Gerichtswesen überzugreifen: »les administrateurs ne peu-

vent ni s’immiscer dans l’exercice du pouvoir judiciaire — ni rien

entreprendre sur 1’ordre judiciaire«, den Gerichten wird aber ebenso

verboten, die Thätigkeit der Verwaltung irgendwie zu stören : »Les

juges ne peuvent pas troubler de quelque maniere, que ce soit, les

operations des corps administratifs ni citer devant eux les ad-

ministrateurs pour raison de leurs fonctions«. Indem diese soge-

nannte Selbständigkeit der Verwaltung so aufgefasst wurde,

dass alle Akte der Verwaltungsbehörden jeder gerichtlichen Kon-
trolle entzogen wurden, bedeutete dieselbe in Frankreich nichts

Anderes, als die vollständige Verdrängung der Gerichte vom Ge-

biet des öffentlichen Rechtes, besonders des Verwaltungsrechtes.

Es wurden die ordentlichen Gerichte auf den Schutz der indivi-

duellen Privatrechte beschränkt, während die gesammte Recht-

sprechung des öffentlichen Rechtes, soweit dabei die Handlungen

von Verwaltungsbehörden in Betracht kamen, ihnen entzogen

wurde. Zwar hat sich in Deutschland diese Scheidung nicht so

grundsätzlich scharf vollzogen, wie in Frankreich, doch steht auch

hier fest, dass die Thätigkeit der ordentlichen Gerichte wesentlich

auf zwei Gebiete beschränkt ist, auf die des Privat rechtes und

des Strafrechtes.

1) Indem sich im Privatrechte eine vom Staate geschiedene

selbständige Rechtssphäre darstellt, welche der Staat nur unter

seinen Schutz nimmt, so ist es naturgemäss, dass der Staat, um
ein möglichst objektives Urtheil zu gewähren, alle derartigen Strei-

tigkeiten solchen Behörden anvertraut, welche, wie die ordent-

lichen Gerichte, in ihrer eigentlichen Funktion von dem jeweiligen

Machthaber völlig unabhängig, nur nach dem bestehenden Recht,

den einzelnen Fall zu entscheiden haben. So ist jetzt in Deutsch-

land, wie in allen civilisirten Ländern europäischer Gesittung, der

Grundsatz angenommen, dass alle auf dem Gebiete des
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Privatrechtes entstandenen Streitigkeiten den or-

dentlichen Gerichten, als das eigentlich specifische

Feld ihrer Thätigkeit, überwiesen sind.

2) Schwieriger hat sich die Durchführung dieses Satzes auf

dem zweiten Gebiete der Justiz, dem des Strafrechtes, vollzogen,

welches dem öffentlichen Recht im weiteren Sinne angehört. Lange

zögerte der landesherrliche Absolutismus, wie er seit dem XVII.

und XVIII. Jahrhundert in Deutschland emporgewachsen war,

den Fällen des Strafrechtes jene unabhängige, völlig isolirte Be-

handlungsweise zu Theil werden zu lassen, wie er sie früher schon

den Privatrechtsstreitigkeiten zugestanden hatte. Bis in dieses

Jahrhundert herein dauerte das persönliche Eingreifen des Re-

genten in die Strafrechtspflege fort, welches man aus einem höch-

sten Strafrichteramte des Landesherrn zu rechtfertigen suchte.

Aber zu gewichtige Gründe sprachen dafür, dass auch hier das

Staatsoberhaupt und die von ihm abhängigen Regierungsbehörden

ihr persönliches Ermessen bei Entscheidung des einzelnen Falles

aufgeben und jene objektive Behandlung eintreten lassen, wie sie

sich im gerichtlichen Urtheile über Privatrechtsstreitigkeiten dar-

stellt. Das Strafrecht soll eine objektive Ordnung bilden, dazu be-

rufen, unabhängig von allen übrigen wechselnden Interessen, im

Staate bestimmten widerrechtlichen Handlungen durch die Andro-

hung und Vollziehung von Strafen wirksam entgegenzutreten. Der

Staat und die Persönlichkeit des angeblichen Rechtsverletzers

stehen sich mit ihren Rechten gegenüber. Ja, es handelt sich für

den Einzelnen um wichtigere Güter, um Leben, Ehre, Freiheit, als

auf dem Gebiete des Privatrechtes mit seinen ersetzlichen Vermö-

gensrechten. Nicht, weil es sich um »privatrechtsähnliche Verhält-

nisse« handelt, sondern einfach um der Gerechtigkeit willen,

um der persönlichen Freiheit seiner Bürger die möglichste Garantie

zu geben, verzichtet der civilisirte Staat auf jedes willkürliche,

d. h. nach anderen Rücksichten, als den Vorschriften des Gesetzes

zu bemessende Strafrecht, und erkennt den Grundsatz an, dass

eine peinliche Strafe, nur nach vorausgegangenem
Processe, auf Grundlage eines b estimmten Gesetzes,
in Folge rechtskräftigen Erkenntnisses eines unab-
hängigen Gerichtshofes, verhängt werden kann,

Wir können es heutzutage als einen in allen Ländern euro-

päischer Gesittung anerkannten Satz betrachten, welcher auch in

allen deutschen Staaten seine positiv-rechtliche Sanktion gefunden
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hat, dass alle Privatrechtsstreitigkeiten und alle pein-

lichen Strafsachen ohne Ausnahme als Justizsachen be-

handeltwerden, d. h. unabhängigen, von den Verwaltungsbehörden

getrennten Gerichten überwiesen sind, welche, ohne Rücksicht-

nahme auf Gründe des Gemeinwohles oder des politischen Vor-

theils, lediglich nach den Vorschriften des bestehenden Rechtes,

endgültig zu entscheiden haben. Die Justiz, d. h. die den or-

dentlichen Gerichten übertragene Rechtspflege, theilt sich dem-

nach in zwei Hauptzweige, in die Civil- und Kriminalrechts-
pflege.

Abgesehen von den Privatrechtsstreitigkeiten, wo
sich Private oder der Staat, als privatrechtliches Subjekt (Fiskus),

gegenüberstehen, und den p einlichen Straffällen
,
kommen

indessen überall noch andere, sehr wichtige Rechtssachen vor,

wo sich die Bürger durch Handlungen, welche die Verwaltungs-

behörden bei Ausübung der staatlichen Hoheitsrechte vornehmen,

in ihren Rechten gekränkt fühlen und deshalb Klage erheben. Es

können diese angeblich verletzten individuellen Rechte dem Pri-

vatrechte angehören, wenn es sich z. B. um den Eingriff einer

Polizeibehörde in das Vermögen handelt, oder können öffentlich-

rechtlicher Natur sein, wie Indigenat, Staats- und Gemeinde-

bürgerrecht, aktives und passives Wahlrecht; ebenso können es

öffentlich-rechtliche Verpflichtungen sein, welche die Behörde

gegen den Einzelnen geltend macht, dieser aber bestreitet z. B.

Militär- und Steuerpflicht. Ueberall kommt hier in erster Linie

die öffentlich-rechtliche Frage zur Beantwortung, ob die Staats-

behörde bei Ausübung ihrer H oheitsrechte die Rechtsgrenzen
überschritten und somit eine zur Wiederherstellung oder Ent-

schädigung verpflichtende Rechtsverletzung begangen hat. In kei-

nem deutschen Staate sind alle derartigen Streitigkeiten den or-

dentlichen Gerichten überwiesen . Für die Kompetenzgrenze
der Gerichte in dieser Beziehung giebt es keine ge-
meinrechtlicheRegel. Auch die neuesten Reichsjustizgesetze

überlassen diese Abgrenzung der Landesgesetzgebung, welche in

jedem deutschen Staate verschieden gezogen ist; doch ist regel-

mässig die Beschreitung des Rechtsweges gegenüber Verfügungen

der Verwaltungsbehörden gestattet, um individuelle Ansprüche auf

Entschädigung bei ungerechtfertigtem Eingreifen der Behörden
in das Vermögen geltend zu machen. Auch lassen die Gesetz-

gebungen öfter den Rechtsweg zu, wenn sich jemand bei Strei-
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tigkeiten über öffentliche Rechte, namentlich bei der Befreiung von

einer öffentlichen Pflicht, auf ein besonderes Gesetz oder einen spe-

ziellen Rechtstitel beruft (z. B. auf eine Steuerbefreiung). Mag
aber in dem einen deutschen Lande die Kompetenz der Civil-

gerichte, gegenüber den durch Verwaltungsbehörden begangenen

Rechtsverletzungen der Bürger, weiter, in dem anderen enger ge-

steckt sein, so kann doch die Kontrolle der Verwaltung durch die

ordentlichen Gerichte stets nur eine indirekte und formelle
sein. Aus dem Rechtsbewusstsein unserer Zeit ist daher eine hoch-

bedeutsame Institution hervorgewachsen, welche den grössten Fort-

schritt zum Rechtsstaate bezeichnet. Dies ist die Errichtung von

Gerichtshöfen des öffentlichen Rechtes, welche den

Bürger in seinen subjektiven Rechten gegen Gesetzesverletzungen der

verwaltenden Behörden, vor allem gegen parteimässigen Missbrauch

der Staatsgewalt, schützen sollen. In dieser Institution sind die

wichtigsten Rechtskontrollen der gesammten Verwaltung enthalten.

Es liegen hier unzweifelhaft wahre Rechtssachen vor, die aber

aus schwerwiegenden Gründen nicht den ordentlichen Gerichten,

aber auch nicht den verwaltenden Behörden, sondern Gerichtshöfen

des öffentlichen Rechtes, sogenannten Verwaltungsgerichten,
zur Entscheidung überwiesen sind. Obgleich es sich dabei um
eine wahre Rechtspflege handelt, so halten wir es doch für

methodisch geboten, diese Gerichtsbarkeit des öffentlichen Rechtes

nicht unter der Justiz im engeren Sinne, d. h. der durch die or-

dentlichen Gerichte geübten Rechtspflege, zu besprechen, sondern

erst nach der Lehre von der eigentlichen Verwaltung, da es sich

hier um Rechtskontrollen der Verwaltung handelt, welche

erst gewürdigt werden können, wenn man die Thätigkeit der Ver-

waltung selbst kennen gelernt hat. (Kap. III. Absch. III.)

§ 194 .

II. Formelle Entscheidung der sogenannten Kompetenzkonflikte

zwischen Gerichten und Verwaltungsbehörden.

Bei den zahlreichen Behörden, welche im modernen Staate be-

stehen, bei den sich oft nahe berührenden Aufgaben und Wir-

kungskreisen derselben, können leicht Zweifel entstehen, ob die

geschäftliche Erledigung einer bestimmten Angelegenheit zum Be-

reiche dieser oder jener Behörde gehört. Entstehen solche Res-
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sortstreitigkeiten zwischen Verwaltungsbehörden unter ein-

ander oder zwischen Gerichten unter einander, so werden sie im

Instanzenzuge der Gerichte oder Verwaltungsbehörden erledigt. Die

Schwierigkeit tritt erst da ein, wo Gerichte und Verwaltungsbehör-

den in einem konkreten Falle über die Grenzen ihrer Kompetenz

verschiedener Ansicht sind und darüber mit einander streiten. Bei

der Selbständigkeit der beiderseitigen Behördenorganismen fehlt

es an einer gemeinsamen entscheidenden Oberbehörde, deren Aus-

sprüche Gericht und Verwaltungsbehörde gleichmässig anerkennen

müssten. Die Ressortstreitigkeiten werden in solchen Fällen zu

Kompetenzkonflikten im technischen Sinne . In älterer Z eit

war es in Deutschland gemeinen Rechtens, dass die Gerichte
selbständig über ihre Kompetenz zu entscheiden
hatten, wie dies auch heutzutage noch in England und Nord-

amerika anerkannt ist. Bei der schärferen Trennung von Justiz und

Verwaltung kam man in einzelnen deutschen Staaten zu der An-
sicht, dass der Landesherr in solchen Konfliktsfällen zu entscheiden

habe. In Preussen wurde schon unter Friedrich dem Grossen eine

gemischte Kommission zur Erledigung der Kompetenzkonflikte ein-

gesetzt, welche aus Mitgliedern des Generaldirektoriums und des

höchsten Gerichtshofes bestand. (Mein Preuss. Staatsr. Bd. II.

S. 382. Instruktion vom 10. Febr. 1756.) Eine besondere Ausbil-

dung hat die Behandlung der Kompetenzkonflikte in Frankreich

erfahren, welche vom Staatsoberhaupt auf Grund eines Gutachtens

des Staatsrathes entschieden wurden, der darüber in den Formen des

sogenannten contentieux berieth. In D eutschland wurde diese

Entscheidung durch das Staatsoberhaupt nur ausnahmsweise nach-

geahmt, so in der württembergischen Verfassungsurkunde § 59,

wonach die Kompetenzkonflikte vom Könige auf Gutachten des

Geheimen Rathes entschieden werden; auch eine Zeit lang in

Preussen nach der Kabinets-Ordre vom 30. Juni 1828, und in

einigen kleineren Ländern. In der Regel blieb man entweder dem
gemeinrechtlichen Grundsätze treu, dass die Gerichte selbst über

die Grenzen ihrer Kompetenz zu entscheiden haben, oder errichtete

besondere Gerichtshöfe zur Entscheidung der Kom-
petenzkonflikte, welche zum Theil aus richterlichen, zum Theil

aus Verwaltungsbeamten bestehen. So geschah es besonders in

Preussen durch das Gesetz über das Verfahren in Kompetenzkon-

flikten zwischen Gerichten und Verwaltungsbehörden vom 8. April

1S47, so durch das bayerische Gesetz, die Kompetenzkonflikte be-

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 36
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treffend, vom 28 . Mai 1850
,
so in Sachsen durch das Gesetz, die

Behörden für Entscheidung in letzter Instanz über Kompetenz-

zweifel zwischen Justiz- und Yerwaltungsbehörden betreffend, vom
1

3

. Juni 1840 . In Baden erfolgte die Entscheidung der Kompetenz-

konflikte durch das Staatsministerium unter Zuziehung von drei

Mitgliedern der Gerichtshöfe und mit Ausschluss des betheiligten

Fachministers (Verordnung vom 20 . Oktober 1849 ), in Hessen
durch den Verwaltungsgerichtshof (Gesetz, betreffend das oberste

Verwaltungsgericht, vom 11 . Januar 1875
,
Art. 5 ).

Man unterscheidet positiven und n egative

n

Kompetenz-

konflikt, ersterer findet statt, wo sowohl Gerichte als Verwaltungs-

behörden die Kompetenz für sich in Anspruch nehmen, letzterer,

wo beide dieselbe ablehnen. Ein positiver Kompetenzkonflikt

entsteht, wenn jemand eine Klage bei Gericht erhebt, die Verwal-

tungsbehörde aber der Ansicht ist, dass die Sache in das Ressort

der Verwaltung gehört; sie macht dieselbe geltend durch »Erhe-
bung des Kompetenzkonfliktes«, wozu regelmässig nur die

höheren Verwaltungsbehörden berechtigt sind. Beim negativen
Kompetenzkonflikt erfolgt die Entscheidung des Gerichtshofes

durch Anrufen der betheiligten Partei. In rechtskräftig von den

Gerichten entschiedenen Sachen ist die Erhebung des Kompetenz-

konfliktes nicht mehr zulässig.

Durch das Reichsgerichtsverfassungsgesetz vom 27 . Januar

1877
, § 17

,
ist das deutsche gemeinrechtliche Princip, dass die

Gerichte über die Zuläs sigkeit des Rechtsweges ent-

scheiden, als Regel anerkannt. Doch kann die Landes-

gesetzgebung die Entscheidung von Streitigkeiten zwischen den

Gerichten und den Verwaltungsbehörden über die Zulässigkeit des

Rechtsweges besonderen Behörden übertragen, wenn dabei folgende

Bestimmungen eingehalten werden : »1) Die Mitglieder wrerden für

die Dauer des zur Zeit ihrer Ernennung von ihnen bekleideten

Amtes oder, falls sie zu dieser Zeit ein Amt nicht bekleiden, auf

Lebenszeit ernannt. Eine Enthebung vom Amte kann nur unter

denselben Voraussetzungen, wie bei den Mitgliedern des Reichs-

gerichtes, stattfinden. 2) Mindestens die Hälfte der Mitglieder

muss dem Reichsgerichte oder dem obersten Landesgerichte ange-

hören. Bei Entscheidungen dürfen Mitglieder nur in der gesetzlich

bestimmten Anzahl mitwirken. Diese Anzahl muss eine ungerade

sein und mindestens fünf betragen. Das Verfahren ist gesetzlich zu

regeln. Die Entscheidung erfolgt in öffentlicher Sitzung nach La-



Von der Justiz. 549

düng der Parteien. 4) Sofern die Zulässigkeit des Rechtsweges

durch rechtskräftiges Urtheil des Gerichtes feststeht, ohne dass

zuvor auf die Entscheidung der besonderen Behörde angetragen

war, bleibt die Entscheidung des Gerichtes maassgehend. a »Auf

Antrag eines Bundesstaates und mit Zustimmung des Bundesrathes

kann durch Kaiserliche Verordnung die Verhandlung und Ent-

scheidung der im § 1 7 des Gerichtsverfassungsgesetzes bezeichneten

Streitigkeiten dem Reichsgerichte zugewiesen werden. Für die-

jenigen Bundesstaaten, in denen die in § 17 des Gerichtsverfas-

sungsgesetzes bezeichneten Behörden bestehen und nach Maassgabe

der Vorschriften im § 17. Nr. 1—4 einer Veränderung ihrer Einrich-

tung bedürfen, kann die Veränderung, sofern sie nicht bis zum In-

krafttreten dieses Gesetzes landesgesetzlich getroffen ist, durch

landesherrliche Verordnung eingeführt werden« (Einfüh-

rungsgesetz vom 27. Januar 1877, § 17). So hat auch auf diesem

Gebiete das Reichsrecht umgestaltend auf das Landesstaatsrecht

eingewirkt.

§ 195.

III. Verschiedene im Geschäftskreise der ordentlichen Gerichte

liegende Funktionen.

In der Gerichtsbarkeit im weiteren Sinne liegen zwei ver-

schiedene Funktionen: die Gerichtsherrlichkeit, juris-

dictio, und die eigentlich rechtsprechende Thätigkeit, die Er-

kenntniss des Rechtes, das Finden des Urtheils, j udicium.
Die Gerichtsherrlichkeit besteht in dem Rechte und der Pflicht der

Obrigkeit, dafür zu sorgen, dass alle zur richterlichen Entscheidung

geeigneten Rechtssachen auch durch die Gerichte erledigt werden,

»dass der Justiz ihr strikter Lauf gelassen werde« ;
sie ist eine emi-

nent obrigkeitliche Funktion. Die Urtheilsfindung besteht lediglich

in der logischen Funktion, den einzelnen vorliegenden Rechtsfall

der gesetzlichen Regel unterzuordnen und aus diesen Prämissen

den Schlusssatz, das Urtheil, zu ziehen. Die Urtheilsfindung ist

streng genommen gar keine obrigkeitliche Funktion; sie kann daher

durch Privatleute, welche hier gewissermaassen als Sachverständige

des Gerichtes auftreten, geübt werden. Eine Trennung dieser

beiden Funktionen ist sehr wohl möglich ; sie bestand früher in

Rom, wo für jene der Prätor, für diese der judex bestimmt war.

Besonders ausgebildet war aber diese Scheidung in der altgerma-

nischen Schöffenverfassung. Bei den Deutschen war das Recht-

36*
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finden nicht Sache der Obrigkeit, sondern des Volkes, anfangs der

gesammten Volksgemeinde, dann einzelner dazu ernannter Männer
aus dem Volke, der sogenannten Schöffen, in welchen sich das

volksthümliche Rechtsbewusstsein darstellte 1
). Die grösste Verän-

derung der deutschen Gerichtsverfassung vollzieht sich mit dem
Untergange der Schöffenverfassung 2

. Seit dem XVI. Jahrhundert

wächst die Urtheilsfindung, als ein Erbtheil der ehemaligen Schöffen,

der gerichtsherrlichen Gewalt zu. Auf diese Weise bildete sich die

neuere deutsche Gerichtsverfassung aus, nach welcher die beiden

Funktionen der Rechtspflege, die obrigkeitliche Gewalt und die Ur-

theilsfindung, in demselben Organe vereinigt sind. Nach heutigem
deutschen Recht sind die Gerichte Träger der Ge-
richtsherrlichkeit und zugleich Urtheilsfinder. Dem
deutschen Rechtsbewusstsein widerspricht die französische Einrich-

tung, neben und über die Gerichte ein zweites, von der Verwal-

tung abhängiges Organ einzuschieben, welches als ministere public

»W ächter des Gesetzes, Vertreter des öffentlichen Interesses« sein

soll. Es wird dadurch getrennt, was organisch zusammengehört,

um die Gerichte zu dem zu machen, was sie sein sollen — die

specifischen Träger und Vertreter der Gerechtigkeit
im Staate, die von allen wechselnden Verwaltungsrück-
sichten unabhängigen Wächter des Gesetzes.

Ausserdem hat die deutsche Gerichtsverfassung den Gerichten

verschiedene Funktionen übertragen, welche nicht richterlicher, son-

dern rechtspolizeilicher Natur sind, welche es nicht mit der Ent-

scheidung begangener Rechtsverletzungen, sondern mit der

Verhütung und Vorbeugung möglicher Rechtsverletzungen in der

Zukunft, sowie mit dem Schutz und der Ergänzung solcher Persön-

1 Sachsenspiegel B. III. Art. 30. § 2 : »De richtere sal gelik richter sin allen

luden; ordele ne sal he nicht vinden noch scelden.« Schwabenspiegel

172. Kaiserrecht (Ausg. von En de mann, S. 8) Kap. 7: »Ein jeglich richter

hat zu bescheidenheit alles das zu rechtfertigen, daz unter seiner pflege ist
;
er

sol es aber tun mit der rate, die der kaiser zu dem gerichte gesellet hat;

das sint die gesworn oder die scheffen. Was die scheffen ur-
teilen, das sal der richter richten und anders nit« Sohm, die frän-

kische Reichs- und Gerichtsverfassung S. 6 : »Der Spruch der Gerichtsgemeinde

ist das Urtheil, welches für den Vorsitzenden Richter nicht bloss berathende,

sondern verbindende Kraft hat. Keine vermeintliche Gerichtshoheit der Ge-
meinde, lediglich die Trennung der processualischen Kognition und des proces-

sualischen Zwanges, durch welche die deutsche Gerichtsverfassung in Gegensatz

zur antiken tritt, wird schon von Tacitus für die älteste Zeit bezeugt.«
2 Vergl. besonders Adolf Stölzel, Die Entwicklung des gelehrten Richter-

thums in den deutschen Territorien. Stuttgart 1872. 2 Bde.
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liclikeiten zu thun haben, denen die Möglichkeit der Selbstbestim-

mung fehlt. Man bezeichnet die erstere nicht richterliche Funktion

der Gerichte mit dem unpassenden, aber einmal üblichen Namen
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, jurisdictio volun-
taria und stellt sie der streitigen Gerichtsbarkeit, jurisdictio con-

tentiosa, gegenüber; die zweite, nicht richterliche Funktion um-
fasst das Vormundschafts- oder Pflegschaftswesen,
welches darin besteht, solche Personen zu schützen und zu leiten,

welche nicht im Stande sind, sich selbst zu bestimmen, oder solche

Vermögen zu verwalten und zu erhalten, welche augenblicklich

keinen berechtigten Inhaber haben (Verlassenschaftsregulirung,

hereditas jacens) oder deren Inhaber rechtlich zu verfügen verhin-

dert ist (Massenverwaltung im Konkurse)

.

Es ist unzweifelhaft, dass die Gerichte, wenn sie derartige

obrigkeitliche Akte vornehmen, nicht als richterliche, sondern als

Verwaltungsbehörden handeln. Es ist aber auch hier eine

unpraktische Konsequenzmacherei, wenn man gefordert hat, den

Gerichten alle diese Angelegenheiten zu entziehen und auf Ver-

waltungsbehörden zu übertragen; für viele dieser Geschäfte sind

die Gerichte besonders geeignet, weil sie mit der Gerichtsbarkeit

eng Zusammenhängen, mannigfache juristische Kenntnisse voraus-

setzen und die Gerichte in ihrem streng geordneten Geschäfts-

gänge. wie in ihrer Unparteilichkeit, die höchsten Garantien der

Rechtssicherheit bieten.

§ 196 .

IV. Das Verhältnis der Landesjustiz zu der Reichsgewalt.

Das Verhältniss der Landesjustiz zu der übergeordneten Cen-

tralgewalt hat in Deutschland im Laufe der Zeiten mannigfach ge-

wechselt. Im früheren Mittelalter galt der König als die Quelle

aller Gerichtsbarkeit, jeder Richter als sein Stellvertreter, wel-

cher den Gerichtsbann nur von ihm erhalten konnte. Seit dem
XIV. Jahrhundert kam die Verleihung des Bannes ausser Ge-
brauch, die Gerichtsbarkeit innerhalb der einzelnen
Territorien war zu einem rein landesherrlichen Rechte,
zu einem Be standtheile der Landeshoheit geworden.

Aber der Reichsgewalt blieb nicht nur die Gerichtsbarkeit über alle

Reichsunmittelbaren, sondern auch die Ausübung der Justiz über

die Mittelbaren, obgleich sie als Bestandtheil der Landeshoheit
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galt, war doch jederZeit der Reichsgewalt untergeordnet. Nir-
gends in Deutschland war, wenigstens de jure, die

oberstrichterliche Gewalt von Kaiser und Reich ganz
ausgeschlossen (S. 58).

Dies Verhältnis fiel mit der Aufhebung des älteren deutschen

Reiches hinweg, die höhere Instanz der Reichsgerichte hörte auf,

die ganze Justiz kam in die Hände der Einzelstaaten. Der Bund
als solcher hatte keine Gerichtsbarkeit. Die Bundesverträge trafen

nur einige Bestimmungen über die Bildung der obersten Gerichts-

höfe und gewährten eine gewisse Abhülfe bei Justizverweigerung

durch die Landesgerichte.

Mit der Gründung des norddeutschen Bundes und des neuen

deutschen Reiches kehrte man zu den normalen Grundsätzen des

älteren deutschen Reiches, Unterordn un g derLandesjustiz
unter die Reich sjustiz und die Reichsgesetze, wieder

zurück, nur dass man dieselben folgerichtiger durchführte. Mit

der Einführung der neuen Reichsjustizgesetze ist der Reichsgewalt

eine umfassende Betheiligung an der Ausübung der Gerichtsbarkeit

eingeräumt. Die Einzelstaaten behalten nur die Gerichtsbarkeit

der unteren und mittleren Instanz, während die Jurisdiktion in

oberster Instanz wiederum Reichssache geworden ist und durch

ein höchstes Reichsgericht ausgeübt wird. Diese höchstinstanz-

liche Rechtsprechung des Reichsgerichtes wird nur dadurch durch-

brochen, dass den Landesgesetzgebungen derjenigen Bundesstaaten,

in welchen mehrere Oberlandesgerichte bestehen, nachgelassen

worden ist, einen obersten Landesgerichtshof zu errichten.

Die Kompetenz desselben umfasst die Verhandlung und Entschei-

dung der regelmässig zur Zuständigkeit des Reichsgerichtes ge-

hörenden Revisionen und Beschwerden in bürgerlichen Rechts-

streitigkeiten, mit Ausnahme derjenigen Sachen, welche bisher zur

Zuständigkeit des Oberhandelsgerichtes gehörten oder durch beson-

dere Reichsgesetze dem Reichsgerichte zugewiesen werden. Von

diesem modernen privilegium de non appellando hat nur Bayern

Gebrauch gemacht, sonst stehen alle deutschen Gerichte unter dem

Reichsgerichte in oberster Instanz
;
dagegen sind alle die-

jenigen Befugnisse der Justiz, welche nicht aus-

drücklich den Organen des Reiches überwiesen sind,

den Einzelstaaten verblieben. Unzweifelhaft ist wieder,

wie im älteren deutschen Reiche, die Gerichtsbarkeit zwischen der

Reichsgewalt und der Territorialgewalt vertheilt. Derjenige Theil
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der Justizhoheit, welcher in der Justizgesetzgebung besteht,

gehört auch, was die Gerichtsorganisation betrifft, nach Art. 4

Nr. 13 der Reichsverfassung, zur Zuständigkeit der Reichsgewalt.

Dieselbe hat von dieser Befugniss durch Erlass des Reichsgerichts-

verfassungsgesetzes vom 27. Januar 1877 in ausgiebiger Weise Ge-
brauch gemacht. Darnach sind alle deutschen Gerichte, sammt
den Staatsanwaltschaften, Hülfsbeamten, Gerichtsschreibern und
Gerichtsvollziehern, wenn sie auch noch als Behörden oder Beamte

der Einzelstaaten betrachtet werden müssen, doch durch die

Einheit der Processordnung und die Gleichmässigkeit ihrer Ein-

richtung, zu einem Gesammtorganismus der Rechtspflege im deut-

schen Reiche verbunden. Aber nur die Grundzüge der zur Durch-

führung der einheitlichen Processordnungen erforderlichen Organi-

sation der Justizbehörden sind durch die Reichsgesetzgebung

festgestellt. Diese hat sich aber damit begnügt, die Arten der

Gerichte, welche die Rechtspflege in bürgerlichen Streitigkeiten

und Strafsachen nach Maassgabe der Processordnungen auszuüben

haben, bindend für die Einzelstaaten des Reiches festzustellen,

deren Zusammensetzung und Eintheilung im Ganzen, sowie deren

sachliche Zuständigkeit zu regeln. Dagegen wurde die Durchfüh-

rung der Gerichtseinrichtungen im Einzelnen, die Abgrenzung der

Bezirke und die Auswahl des Personals, die Bestimmung der Dota-

tionen. der Geschäftsordnungen, Dienstaufsicht und Verwaltung

den Regierungen der Einzelstaaten Vorbehalten.

Die Gerichtsherrlichkeit, d. h. die Befugniss und die

Pflicht, für die Einsetzung und Besetzung der Gerichte, sowie für

die ungehinderte Ausübung der Rechtspflege zu sorgen, ist zwi-

schen dem Reiche und den Einzelstaaten getheilt. Soweit das

Reichsgesetz verfügt, ist die Gerichtsherrlichkeit der Einzelstaaten

beschränkt. Soweit es nicht verfügt oder ausdrücklich den Lan-

desregierungen freie Bewegung verstattet, besteht die Gerichtsherr-

lichkeit der Einzelstaaten unzweifelhaft fort. Mit Ausnahme des

Reichsgerichtes, welches ausschliesslich der Reichsgewalt unter-

steht, sind alle deutschen Gerichte, wenn auch auf Grund der

Reichsgesetze geschaffen, doch als Gerichte der Einzel-
staaten anzusehen 1

.

Nach dem Reichsgerichtsverfassungsgesetz vom 27. Januar

1 Vergl. hierüber besonders W. Endemann, Der deutsche Civilprocess,

1878. B. I. S. 43 ff.
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1877 baut sich in allen deutschen Staaten jetzt der gerichtliche Be-

hördenorganismus folgendermaassen auf

:

1) Die Gerichtsbarkeit erster Instanz in Civil-
sachen steht den Amtsgerichten, Landgerichten und Kammern
für Handelssachen zu. Die Kompetenz der Amtsgerichte um-
fasst alle Streitigkeiten über vermögensrechtliche Ansprüche, deren

Werth nicht 300 Mark übersteigt, und ausserdem eine Reihe von

Streitigkeiten, welche ihnen, ohne Rücksicht auf den Werth des

Gegenstandes, überwiesen sind (§ 23). Dagegen entscheiden die

Civilkammern der Landgerichte über alle den Amtsgerichten

nicht ausdrücklich zugewiesenen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten

(§ 70). Die Kammern für Handelssachen, wo solche bestehen,

haben die Gerichtsbarkeit in handelsrechtlichen Streitigkeiten,

welche sonst zur Kompetenz der Landgerichte gehören würden.

Welche Streitigkeiten als handelsrechtliche zu betrachten sind,

bezeichnet das Gesetz in § 101. Die Berufungs- und Be-
schwerdeinstanz für die Amtsgerichte sind die Landgerichte,

für die Landgerichte, einschliesslich der Kammern für Handels-

sachen, die Oberlandesgerichte
(§ 123), die Revisions- und Be-

schwerdeinstanz für die Oberlandesgerichte bildet das Reichs-

gericht.

2) In Strafsachen urtheilen die Schöffengerichte über leich-

tere, die Strafkammern der Landgerichte über mittlere, die Schwur-

gerichte über schwerere Straffälle. Eine Berufung ist nur

gegen die Urtheile der Schöffengerichte zulässig und geht an die

Strafkammer der Landgerichte (§ 76). Revisionen gegen die Ur-

theile der Strafkammern in erster Instanz sind von den Oberlandes-

gerichten zu entscheiden, sofern die Revision ausschliesslich auf

die Verletzung einer in den Landesgesetzen enthaltenen Rechts-

norm gestützt wird (§ 123), sonst vom Reichsgerichte (§ 136). Re-

visionen gegen Urtheile der Strafkammern in der Berufungsinstanz

gehören regelmässig vor die Oberlandesgerichte (§ 123). Revisionen

gegen die Urtheile der Schwurgerichte gehen an das Reichsgericht

(§ 136). Beschwerden über die Verfügungen der Amtsrichter und

Untersuchungsrichter, sowie über die Entscheidung der Schöffen-

gerichte sind an die Strafkammern der Landgerichte, Beschwerden

über andere erstinstanzliche Entscheidungen, sowie über Entschei-

dungen der Strafkammern in der Beschwerde- und Berufungs-

instanz an die Oberlandesgerichte zu richten (§§ 72 und 123).

So sind denn jetzt alle deutschen Gerichte, wenn sie auch mit
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Ausnahme des Reichsgerichtes als Behörden der Einzelstaaten
betrachtet werden müssen, doch durch die Gleichmässigkeit ihrer

Einrichtung und Zuständigkeit zu einem grossartigen einheitlichen

Gesammtorganismus der Rechtspflege verbunden. Aber

auch die wichtigsten Fundamentalsätze der deutschen Justiz,

welche sonst nur in den Verfassungen der Einzelstaaten verbrieft

waren, haben jetzt eine einheitliche reichsgesetzliche Sanktion er-

halten.

§ 197 .

V. Die Fundamentalsätze der deutschen Justiz.

Im Allgemeinen.

Der ausgeprägte Rechtssinn der Deutschen hat schon zu

Reichszeiten gewisse gemeinrechtliche Fundamentalsätze der

Justiz zur Anerkennung gebracht, welche dann in diesem Jahrhun-

dert in den Verfassungsurkunden und der Gesetzgebung ihre wei-

tere Entwickelung gefunden haben. Während das ganze technische

Detail des gerichtlichen Verfahrens in die Lehre vom Processe ge-

hört, sind diese Grundsätze im Staatsrechte zu erörtern; denn

ihre Bedeutung liegt wesentlich darin, dass einerseits der Staat

selbst, als Träger der Rechtsordnung, die Pflicht hat, dafür zu

sorgen, dass eine der materiellen Gerechtigkeit möglichst ent-

sprechende Rechtspflege geübt werde, dass andererseits den Staats-

bürgern möglichst sichere Garantien dafür geboten werden, dass

die Gerichte in ihrer völlig unabhängigen Beurtheilungsweise des

einzelnen Falles nicht durch andere fremdartige Einflüsse gestört

werden. Dieser zwiefache Standpunkt zeigt sich darin, dass die

modernen Verfassungen diese allgemeinen Grundsätze von der

Justiz bald unter den Grundrechten der Staatsbürger, bald in einem

besonderen Abschnitte von der richterlichen Gewalt behandeln.

Jedenfalls zeigt die Aufnahme derselben in die Verfassungsurkun-

den, dass man sie nicht bloss als processualische Bestimmungen,

sondern als staatsrechtliche Fundamentalsätze ansieht. Eine neue

gemeinrechtliche Sanktion für ganz Deutschland haben dieselben

dadurch erhalten, dass das Reichsgerichtsverfassungsgesetz diese

Hauptgrundsätze der Rechtspflege in sich aufgenommen hat. Wenn
dieselben auch formell nicht integrirende Bestandtheile der Reichs-

verfassung geworden sind, so sind sie doch ihrer materiellen Be-
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deutung nach eine wesentliche Vervollständigung der Verfassung

des Reiches und sämmtlicher Einzelstaaten. (W. En de mann
a. a. O. S. 45.)

§ 198.

1) Staatlicher Charakter aller Justiz.

In den meisten Staaten Deutschlands bestand bis zum Jahre

1848 eine mehr oder minder ausgedehnte Patrimonialgerichtsbar-

keit der Standesherren, der Rittergutsbesitzer, der Städte, wenn die-

selbe auch nur unter der Oberaufsicht des Staates nach gesetzlichen

Vorschriften ausgeübt werden durfte. Dagegen erklärte die Reichs-

verfassung vom 29. März 1849: »Alle Gerichtsbarkeit geht
vom Staate aus«. Dies gab die Veranlassung zur Aufhebung

der Patrimonialgerichtsbarkeit in vielen Einzelstaaten, wie z. B. in

Preussen durch Art. 42 der Verfassungsurkunde vom 31. Januar

1850, sowie durch die Verordnung vom 2. Januar 1849, jede Art

der standesherrlichen, grundherrlichen und städtischen Gerichts-

barkeit, sowie die geistliche Gerichtsbarkeit in weltlichen Sachen,

beseitigt wurde. In anderen Staaten erhielt sich dieselbe bis auf

die neueste Zeit, wo das Reichsgerichtsverfassungsgesetz § 15 den

Satz aussprach: »Die Gerichte sind Staatsgerichte. Die
Privatgerichtsbarkeit ist aufgehoben; an ihre Stelle tritt

die Gerichtsbarkeit desjenigen Bundesstaates, in welchem sie aus-

geübt wurde. Präsentationen für Anstellungen bei den Gerichten

finden nicht statt. Die Ausübung einer geistlichen Gerichtsbarkeit

in weltlichen Angelegenheiten ist ohne bürgerliche Wirkung. Dies

gilt besonders bei Ehe- und Verlobnisssachen«. In ganz Deutsch-

land gieht es somit keine Privatgerichtsharkeit mehr, weder der

Standesherren, noch der Rittergutsbesitzer und Städte. Alle Ge-
richte sind entweder S taatsgericht e des Reiches oder

der Einzelstaaten. Auch die in Preussen einzelnen Standes-

herren gewährten Präsentationsrechte von Richtern sind ab-

geschafft; es findet nur ein direktes Ernennungsrecht durch die

Reichs- oder die Landesregierungen statt. Die geistliche Gerichts-

barkeit wird nicht aufgehoben, aber es wird ihr, soweit sie sich auf

weltliche Angelegenheiten, d. h. auf solche Sachen bezieht, die zur

Kompetenz der Staatsgerichte gehören, jede bürgerliche Wirkung

versagt, d. h. jede Anerkennung und Hülfe von Seiten der Staats-

gewalt und ihrer Organe, namentlich der Staatsgerichte. (Ende-

mann a. a. O. S. 68.)
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§ 199.

2) Y erfassungsmässige Unabhängigkeit der Gerichte
und der Richter 1

.

Wenn somit jetzt überall die Gerichtsbarkeit, als ein staatliches

Recht, vom Staatsoberhaupt abgeleitet und in seinem Namen aus-

geübt wird, so soll der Herrscher sich doch, gerade um der Ge-

rechtigkeit willen, jeder persönlichen Ausübung derselben ent-

halten, dieselbe vielmehr an Gerichtsbehörden überlassen, welche

in ihrer eigentlichen Funktion, dem Rechtsprechen, von seinem

und seiner Verwaltungsbehörden persönlichen Belieben durchaus

unabhängig dastehen (S. 190) . Dies war schon zu Zeiten des älteren

deutschen Reiches anerkannt. Obgleich nach der späteren Entwicke-

lung die Landeshoheit die Quelle aller Territorialgerichtsbarkeit

war, so durften doch die deutschen Landesherren die Gerichts-

barkeit nicht in eigener Person üben, sondern waren vielmehr

reichsgesetzlich verpflichtet, ihre Ausübung ordentlichen Gerichten,

die »mit rechtschaffenen, geschickten und auf die Justiz vereidigten

Beamten« besetzt sein sollten, zu übertragen. Handelte ein Landes-

herr oder eines seiner Regierungskollegien dagegen und masste

sich einen Eingriff in den Gang der Justiz an, so galt dies als wi-

derrechtliche Kabinetsjustiz, welche ein Gegenstand gerechter

Ahndung durch die Reichsgerichte war (Leist, Staatsrecht, § 156.

Moser, von der Landeshoheit in Justizsachen, Kap. I. § 17).

Nach Untergang des deutschen Reiches ging dieser Grundsatz in

die Verfassungen der deutschen Einzelstaaten über, welche schon

vor 1848 sämmtlich derartige ausdrückliche Bestimmungen ent-

hielten, z. B. Bayern 1818, Tit. VIII. § 3 . Baden 1818, § 14.

Württemberg 1819, § 93. Königreich Sachsen 1831, § 47. Kur-
hessen 1831, § 123.

In den Grundrechten der deutschen Nation wurde in Art. IX.

§42 ausgesprochen : »Die richterliche Gewalt wird selbständig von

den Gerichten ausgeübt. Kabinets- und Ministerialjustiz ist unstatt-

haft.« Dieser Satz fand dann in der preussischen Verfassungs-

1 J. L. Kl üb er, Die Selbständigkeit des Richteramtes und die Unab-
hängigkeit seines Urtheils im Rechtsprechen. Frankfurt 1832. Heinrich
Simon, Die preussischen Richter und die Gesetze vom 29. März 1844. (2. Aufl.

Mit einem Nachworte an Herrn v. Kamptz.) Frankfurt a. M. 1845. B. W.
Pfeiffer, Die Selbständigkeit undUnabhängigkeit des Richteramtes. Göt-
tingen 1851.
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urkunde vom 31. Januar 1850, Art. 86 folgende Formulirung: »Die

richterliche Gewalt wird durch unabhängige, keiner andern Autorität

als der des Gesetzes unterworfene Gerichte ausgeübt«, welche fast

wörtlich in das Reichsgerichtsverfassungsgesetz vom 27. Januar 1877

übergegangen ist und daselbst § 1 lautet: »Die richterliche

Gewalt wird durch unabhängige, nur dem Gesetze
unterworfene Gerichte ausgeübt.« Damit hat der in dem
deutschen Rechtsbewusstsein längst begründete, in allen Ver-

fassungen anerkannte Grundsatz von der Unabhängigkeit der Ge-

richte seine ausdrückliche gemeinrechtliche Sanktion für ganz

Deutschland erhalten. Danach kann die Gerichtsbarkeit in allen

bürgerlichen und peinlichen Sachen nur durch die ordentlichen,

verfassungsmässig bestellten Gerichte ausgeüht werden, welche

innerhalb der Grenzen ihres Berufes, d. h. in ihrer eigentlichen

richterlichen Wirksamkeit, selbständig und unabhängig und keiner

anderen Autorität, als der des Gesetzes unterworfen sind. Selbst

der Monarch und sein Justizminister sind nicht befugt, einem Ge-

richte Weisungen zu ertheilen, wie es im einzelnen Falle Recht

sprechen soll, dahin zielende Reskripte und Kabinetsschreiben hat

das Gericht unbeachtet bei Seite liegen zu lassen. Durch ihre Be-

folgung würde ein Richter sogar seinen Amtseid brechen und eine

schwere Verantwortung auf sich laden. Auch bedürfen richterliche

Entscheidungen niemals der Bestätigung einer anderen Person

oder Behörde zu ihrer Gültigkeit.

Aber der abstrakte Satz, dass der Fürst und sein Ministerium

keinen Einfluss üben dürfen auf die Entscheidungen der Gerichte

als Behörden, das Verbot der sogenannten Kahinetsjustiz, genügt

nicht. Damit thatsächlich doch ein solcher nicht geübt werde,

muss auch die persönliche Stellung der einzelnen Rich-

ter eine möglichst unabhängige sein, sie müssen in ihrem

Amte so sicher gestellt sein, dass sie, ohne jede Menschenfurcht, nur

ihrem Gewissen und ihrer juristischen Ueberzeugung zu folgen und

aufGunst von oben oder unten keineRücksicht zu nehmen brauchen.

In diesem Sinne gewährten schon die Verfassungsurkunden der

Einzelstaaten den Richtern weitgehende Garantien und stellten sie

sicherer als die Beamten der Verwaltung. Die darauf zielenden

Sätze der Verfassungen der Einzelstaaten, besonders Preussens, sind

in das Reichsgerichtsverfassungsgesetz übergegangen und so ge-

meines Recht für ganz Deutschland geworden. »Die Ernennung
der Richter erfolgt auf Lebenszeit« (§ 6). Somit ist der
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ihnen ertheilte Auftrag ein unwiderruflicher. »Die Richter können

wider ihren Willen nur kraft richterlicher Entscheidung und nur

aus den Gründen und unter den Formen, welche die Gesetze be-

stimmen, dauernd oder zeitweise ihres Amtes enthoben oder an eine

andere Stelle oder in Ruhestand versetzt werden« (§ 8)

.

Eben so wichtig als diese persönlich gesicherte Stellung der

Richter ist auch die Zurückweisung jedes ungerechtfertigten Ein-

flusses des Staatsoberhauptes und der Verwaltungsbehörden auf

die Bildung der Abtheilungen und Senate bei den
Kollegialgerichten. Nach dem Reichsgerichtsverfassungs-

gesetz (§§ 62 und 63) werden »vor Beginn des Geschäftsjahres auf

die Dauer derselben die Geschäfte unter die Kammern derselben Art

vertheilt und die ständigen Mitglieder der einzelnen Kammer, sowie

für den Fall ihrer Verhinderung die regelmässigen Vertreter bestimmt.

Die getroffene Anordnung kann im Laufe des Geschäftsjahres nur

geändert werden, wenn dies wegen eingetretener Ueberlastung einer

Kammer oder in Folge Wechsels oder dauernder Verhinderung

einzelner Mitglieder des Gerichts erforderlich wird. Alle diese An-

ordnungen erfolgen durch das Präsidium. Dieses wird gebildet

durch den Präsidenten, die Direktoren und das dem Dienstalter

nach älteste Mitglied. Das Präsidium entscheidet nach Stimmen-

mehrheit, bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Präsidenten

den Ausschlag.« Aehnliche sichernde Bestimmungen giebt das

Reichsgerichtsverfassungsgesetz über die Vertretung der Rich-
ter und die Zuziehung von Hülfsrichtern. Bei den Land-
gerichten erfolgt die Anordnung einer Vertretung, soweit sie nicht

durch ein Mitglied desselben Gerichts möglich ist, auf den Antrag

des Präsidiums durch die Landesjustizverwaltung. Die Beiordnung

eines nicht ständigen Richters darfjedoch, wenn sie auf unbestimmte

Zeit erfolgt, so lange das Bedürfniss, durch welches sie veranlasst

wurde, fortdauert, nicht widerrufen werden. Ist mit der Vertretung

eine Entschädigung verbunden, so ist diese für die ganze Dauer im
voraus festzustellen

(§ 69). Bei den Oberlandesgerichten dürfen zu

Hülfsrichtern nur ständig angestellte Richter berufen werden (§122)

.

Bei dem Reichsgerichte ist diese Zulassung von Hülfsrichtern un-
zulässig

(§ 134). Alle diese Bestimmungen des Reichsgerichtsver-

fassungsgesetzes haben nicht nur einen technisch-processualischen

Charakter, sondern eine staatsrechtliche Bedeutung, weil sie be-

stimmt sind, die Unabhängigkeit der Gerichte gegen willkürliche

Zusammensetzung der Senate und Abtheilungen, sowie gegen



560 II. Von den Funktionen des Staatsorganismus.

die Heranziehung unselbständiger Elemente möglichst zu sichern

.

Schlimme Erfahrungen hatten auch hier auf die Nothwendigkeit

einer gesetzlichen Abwehr von Uebelständen hingewiesen, welche

die Selbständigkeit der Gerichte in ihrem Grundsystem erschütterten.

Aus dem Grundsätze der Unabhängigkeit der Rechtspflege

werden noch folgende Regeln abgeleitet

:

a) Niemand darf, wenn er sich in seinem Rechte
verletzt fühlt, an der Betretung und weiteren Ver-
folgung des Rechtswege

s
gehindert werden, soweit die

angebliche Rechtsverletzung, nach der Gesetzgebung des Landes,

zur Kompetenz der Gerichte gehört . V e rw e i g e r u n g oder V e r-

zögerung der Justiz durch den Landesherrn und seine Be-

hörden war schon zu Reichszeiten verboten. Landtagsabschiede,

Reversalien und Landesprivilegien erklären es überall einstimmig

für einen Grundsatz des Landesstaatsrechtes : »dass die liebe Justiz

einem jeden ohne Respekt schleunig mitgetheilt, keinem zur Un-
gebühr aufgehalten, niemand mit Extrajudicialdekreten, Mandaten,

Rescripten oder wie es sonsten Namen haben möchte, beschwert,

sondern der Justiz ihr strakterLauf gelassen werde.«

Diesem allgemein anerkannten Satze der territorialen Gerichts-

verfassungen gewährte die Reichsgewalt durch die Reichsgerichte

ihren Schutz. Weder ein privilegium de non appellando irgend

welcher Art, noch der Mangel einer gesetzlichen Appellationssumme

stand einer bei den höchsten Reichsgerichten anzubringenden Be-

schwerde über eine von den Landesgerichten begangene Verzögerung

oder Verweigerung der Justiz entgegen 1
.

Die deutsche Bundesverfassung konnte ihrer ganzen

Natur nach keine oberstrichterliche Instanz zur formellen und

materiellen Prüfung der von den Landesgerichten gefällten Er-

kenntnisse gewähren, doch wollte auch sie nicht den Rechtsschutz

deutscher Unterthanen ganz von dem Belieben der einzelnen Staats-

gewalten, ihrer Träger und Behörden abhängig machen. Wenn in

einem einzelnen Bundesstaate der gerichtlichen Verfolgung der ge-

setzmässigen Behandlung von Justizsachen rechtswidrige Hinder-

1 Aurea bella cap. XI. § 3 : »Quamdiu querulantibus non fuerit denegata

justitia.
§ 4 : In defectu vero justitiae ad imperialem curiam et tribunal — his,

quibus fuerit denegata justitia, liceat appellare.« Reichstagsabschied von 1512.

Tit. IV. § 13. Kreisgerichtsordnung von 1555. Th. II. Tit. I. § 2. J. H. Böh-
mer, diss. de origine, progressu atque indole querelae denegatae vel protractae

justitiae. Halae 1 738 in exerc. adP. T. VI. exerc. 103. Moser, von der deutschen

Justizverfassung Th. I. S. 913. L eist a. a. O. § 161. S. 515.
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nisse in den Weg gelegt werden sollten, so war die Bundesversamm-

lung verpflichtet, auf die deshalb bei ihr erhobenen Beschwerden

die erforderliche Abhülfe zu bewirken. (H. A. Zachariäa.a.O.
B. II. § 281. S. 784.) Der hier einschlagende Artikel 29 der Wiener

Schlussakte ist in die gegenwärtige deutsche Reichsverfassung über-

gegangen und bildet deren Art. 77 : »Wenn in einem Bundesstaate

der Fall einer Justizverweigerung eintritt und auf gesetzlichem

Wege ausreichende Hülfe nicht erlangt werden kann, so liegt dem
Bundesrathe ob, erwiesene, nach der Verfassung und den bestehen-

den Gesetzen des betreffenden Bundesstaates zu beurtheilende Be-

schwerden über verweigerte oder gehemmte Rechtspflege anzu-

nehmen und darauf die gerichtliche Hülfe bei der Bundesregierung,

die zu der Beschwerde Anlass gegeben hat, zu bewirken.« (Zachariä

II. §281. Zöpfll. §156. Laband B. I. § 29. S. 268.)

b) Niemand darf seinem gesetzlichen Richter ent-

zogen werden. Dieser den Grundrechten der deutschen Nation

entnommene, in den Verfassungsurkunden der Einzelstaaten wieder-

holte Satz ist in das Reichsgerichtsverfassungsgesetz § 16 über-

gegangen und stellt die Unabhängigkeit der Rechtspflege dadurch

sicher, dass er verbietet, irgend eine Sache oder eine Person dem
Gerichte zu entziehen, welches durch die Bestimmungen des Ge-

setzes für sie kompetent ist. Diese Bestimmung ist gegen will-

kürlich e Verfügungen gerichtet, welche für den einzelnen Fall

dem gesetzlichen Richter einen andern substituiren wollen. Wo
die Nothwendigkeit eintritt, Ausnahmen von dem Grundsätze zu

machen, dass nur der ein für allemal vom Gesetze für zuständig er-

klärte Richter erkennen dürfe, müssen diese Ausnahmen und das

Verfahren bei der Substitution im voraus normirt werden. Der

vermöge einer solchen gesetzlich geordneten Substitution eintretende

Richter ist dann eben »der gesetzliche Richter«, welchen das

Gesetz für den einzelnen Fall bezeichnet.

»Ausnahmegerichte sind unstatthaft.« Dadurch ist

ausgesprochen, dass neben den Gerichten, welche nach der durch

das Reichsgerichtsverfassungsgesetz angeordneten Gerichtsorgani-

sation bestehen, andere Gerichte weder durch das Reich, noch durch

die Landesregierungen eingesetzt werden dürfen. Es giebt in

Deutschland keine andere als die durch das Reichs-
gesetz angeordnete Organisation der Gerichte. Noch
weniger ist es zulässig, dass für einzelne Fälle durch eine Ver-

waltungsmassregel an Stelle der durch das Gesetz bestimmten Ge-



562 II. Von den Funktionen des Staatsorganismus.

richte andere Gerichte oder ausserordentliche Kommissionen gesetzt

werden. Dies bezieht sich nicht nur auf die Entscheidung, sondern

auch auf die Untersuchung von Rechtsfällen. Eine Ausnahme,

welche auch in den Verfassungsurkunden der Einzelstaaten anerkannt

war, macht auch das Reichsgesetz: »Die gesetzlichen Be-
stimmungen über Kriegsgerichte und Standrechte
werden nicht hiervon berührt.« Nicht als Ausnahmegerichte

sind die reichsgesetzlich bestellten oder zugelassenen besonderen
Gerichte, wie z. B. Gemeindegerichte, Gewerbegerichte, anzu-

sehen, wenn sie auch den ordentlichen Gerichten gegenübergestellt

werden; doch sind die Einzelstaaten nicht befugt, besondere Ge-
richte irgend welcher Art zu bestellen oder zuzulassen, welche das

Reichsrecht nicht anerkennt. Die einzigen, welche das Reichsrecht

zulässt, sind die in § 14 des Reichsgerichtsverfassungsgesetzes auf-

gezählten (W. Endemann, a. a. O. S. 6S).

§ 200 .

3) Richterliches Prüfungsrecht von Gesetzen und
Verordnungen 1

.

Aus dem allgemein anerkannten Grundsätze, dass die Gerichte

im Rechtsprechen unabhängig und lediglich der Autorität des Ge-

setzes unterworfen sind, folgt mit logischer Nothwendigkeit, dass

sie auch selbständig zu prüfen haben, ob eine vom Monarchen oder

seinem Ministerium ausgegangene allgemeine Anordnung ver-

fassungs- und gesetzmässig ist.

1 Aus der fast unübersehbaren Literatur über das Prüfungsrecht des Richters

heben wir folgende Schriften hervor, welche sich für dasselbe aussprechen:

K. S. Zachariä, im Archiv für civilistische Praxis (1833) B. XVI. S. 145 ff.

v. Wächter, Archiv für civil. Praxis (1841) B. XXIV. S. 238. Nr. 28 und im
württemb. Privatrecht B. II (1842) S. 26. v. Vangerow, Pandekten, 7. Aufl.

(1863) B. I. § 12. Anm. 1. G. F. Puchta, Vorlesungen über das heutige röm.

Recht B. I. S. 33 ff. v. Mohl, Staatsrecht, Verfassungsrecht und Politik B. I.

(1860) S. 81 ff. B. W. Pfeiffer, die Selbständigkeit des Richteramts. Göt-

tingen 1851. Fr. Förster, Theorie und Praxis B. I. S. 34. Gutachten des

Prof. Dr. R. Gneist, über die Frage, soll ein Richter auch darüber zu befinden

haben, ob ein Gesetz verfassungsmässig zu Stande gekommen ist. Desgleichen

Gutachten des Dr. Jacques aus Wien über dieselbe Frage. In den Verhand-

lungen des IV. deutschen Juristentages B. I. S. 212—257 (1863). G. Planck,
Die verbindliche Kraft der auf nicht verfassungsmässigem Wege entstandenen

Gesetze und Verordnungen, Jahrb. für die Dogmatik des heutigen römischen

und deutschen Privatrechts. B. IX. S. 288 ff. Gegen dieses Prüfungsrecht

sprechen sich aus : H. Zöpfl, B. II. §451. S. 576 ff. v. Linde, Archiv für civil.
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Nach älterem deutschem Reichsstaatsrechte waren die Reichs-

gerichte unzweifelhaft berechtigt und verpflichtet, Landesgesetze

und kaiserliche Verordnungen daraufhin zu prüfen, ob sie mit den

Reichsgesetzen in Einklang seien. In Bezug auf kaiserliche Verord-

nungen war dies Recht sogar reichsgrundgesetzlich anerkannt (Wahl-

kapitulation Art. 16. § 11) und die Reichsgerichte waren angewiesen,

kaiserliche Verordnungen »als kraftlos, todt und nichtig« anzusehen,

welche den mit dem Reichstage vereinbarten Gesetzen wider-

sprachen. Ein gleiches Verhältniss würde sich auch in den einzelnen

Territorien herausgebildet haben, wenn die ursprüngliche Theil-

nahme der Landstände an der Gesetzgebung sich organisch weiter

entwickelt hätte (S. 449). Nur ausnahmsweise aber war im XVIII.

Jahrhundert in Deutschland ein allgemeines verfassungsmässiges

Zustimmungsrecht der Landstände zu Gesetzen anerkannt. Selbst

Moser gesteht zu : »Der Landesherr kann seinen Gerichten die

Normen vorschreiben, nach welchen sie Recht sprechen sollen«

(Landeshoheit in Justizsachen S. 178). Erst mit den neuen kon-

stitutionellen Verfassungsurkunden dieses Jahrhunderts erhielt die

im älteren Territorialstaatsrechte kaum zur Sprache gekommene
Frage ihre Bedeutung. Durch diese Verfassungen wurde in allen

konstitutionellen Staaten Deutschlands festgestellt, dass von nun an

ein Gesetz nur durch Uebereinstimmung der Krone und der Volks-

vertretung zu Stande kommen könne. Dieser Satz hat offenbar den

Zweck, dem Willen der Volksvertretung seine organische Bedeutung

im Staatsleben zu sichern, um das oberste Princip des konstitutio-

nellen Rechtsstaates zur Geltung zu bringen, dass das Gesetz der

Ausdruck des verfassungsmässig zu Stande gebrachten, objektiven

Staatswillens sein soll. Wenn die Staatsgewalt solche Sätze über

das verfassungsmässige Zustandekommen ihrer eigenen Willens-

erklärungen aufstellt, so ist nach der Bestimmung solcher Vor-

schriften anzunehmen, dass eine Nichtbeobachtung der-
selben Nichtigkeit alles dessen hervorruft, was im
Widerspruche mit denselben geschehen ist. Der Richter

hat nur existentes, gültiges Recht anzuwenden und über dessen

Praxis B. XVI. S. 363. H. Bischof, in der Zeitschr. für Civilrecht u. Proc.

N. F. B. XVI, S. 235. 385. B. XVII. S. 104. 253. 448. B. XVIII. S. 129. 302.

393. Derselbe, Das Nothrecht der Staatsgewalt in Gesetzgebung und Regie-
rung erörtert (1860), in Lin de’

s

Archiv für das öffentliche Recht des deutschen
Bundes B. III. Heft 3. Lab and, Staatsrecht des deutschen Reichs B. II. § 57.

Eine Kritik der älteren Literatur giebt E. v. Stockmar in der Zeitschr. für

Civilrecht und Proc. N. F. B. X. (1853) S. 18—78 und S. 213—243.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 37
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Existenz und Gültigkeit nach gewissenhafter Prüfung selbst zu

entscheiden. Wie er diese Prüfung gegenüber den Erzeugnissen

des Gewohnheitsrechtes anzustellen hat, so auch gegenüber dem,

was sich für Gesetz ausgiebt. Nach der nothwendigen Konsequenz

der konstitutionellen Staatsordnung, wie nach den Grundsätzen

der deutschen Gerichtsverfassung und der Praxis der höchsten

deutschen Gerichtshöfe 1
,

hat der Richter ein Prüfungsrecht
aller von ihm zur Anwendung zu bringenden Normen; er hat sich

nicht bloss mit den äusseren Requisiten der Publikation zu be-

gnügen, sondern auch zu untersuchen, oh eine solche Norm auf

verfassungsmässigem Wege zu Stande gekommen ist. Freilich kann

sich dasselbe nie auf eine Beurtheilung der Zweckmässigkeit, Ver-

nünftigkeit, Nothwendigkeit eines Gesetzes beziehen. Der Richter

ist der Diener, nicht der Herr des Gesetzes, aber nur des wahren

Gesetzes, nicht des Scheingesetzes. Indem er ein solches anzu-

wenden verweigert, vertheidigt er nur den objektiven Willen des

Gesetzgebers, der sich im Zusammenwirken der verschiedenen

Organe darstellt, gegen die subjektive Willkür eines Organs,

welches die ihm gesteckten staatsrechtlichen Schranken über-

schreiten will. Daher hat »der Richter das Recht und die Pflicht,

bei Anwendung der Gesetze vorher zu prüfen, ob das, was sich

als Gesetz ankündigt, nach dem bestehenden Verfassungsrecht

wirklich Gesetz ist, ob es namentlich, wo dies die Verfassung vor-

schreibt, mit ständischer Zustimmung erlassen ist. Auch haben

Verordnungen und Erlasse des Staatsoberhauptes oder der Staats-

regierung, deren Inhalt nur in Form des Gesetzes, mit Zustimmung

der Stände hätte aufgestellt werden können, für den Richter keine

verbindliche Kraft«. (Formulirung des Grundsatzes durch den

deutschen Juristentag.)

Man hat nun behauptet, dass der Richter ausser Stande sei, zu

prüfen, ob ein Gesetz verfassungsmässig zu Stande gekommen sei.

Er müsste, sagt man, dann auch prüfen, ob die Wahlen der Wahl-

männer und der Abgeordneten gehörig vor sich gegangen seien, ob

die Geschäftsordnung, Abstimmung, Stimmenzählung u. s. w. ge-

1 Fr. Förster B. I. § 9. S. 34 bezeugt: »Gemeinrechtlich und nach der

Verfassung anderer deutscher Staaten ist es nicht zweifelhaft, dass es zum

Richteramt gehört, zu prüfen, ob eine Verordnung verfassungsmässig Gesetz ist.

Die Praxis der sächsischen, württembergischen, bayerischen, kurhessischen Ge-

richte und des Oberappellationsgerichts zu Lübeck bestätigt, dass die Gerichte

diese Befugniss haben.«
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hörig erfolgt sei. Dieser Einwand ist aber nicht stichhaltig. Die

Verfassungsurkunden bestimmen vielmehr durchweg, dass jede

Kammer über ihre Konstituirung
,

die Legitimation ihrer Mit-

glieder, ihre Geschäftsordnung endgültig zu entscheiden hat.

Das Zustandekommen ihrer Beschlüsse ist ein Internum ihrer

Kollegialverfassung, in welches sich kein Gericht einzu-

mischen hat . In diesem Sinne haben
,
wie Gneist gründlich

ausgeführt hat, auch in England die Gerichte stets solche Formen

als innere Angelegenheit der Häuser angesehen und sich

damit begnügt, dass der zustimmende Beschluss der beiden Häuser

und die Sanktion der Krone feststand.

Wenn die hier entwickelten Grundsätze auf der juristischen

Natur der Sache, wie auf der deutschen Gerichtsverfassung beruhen

und somit gemeinen Hechtes sind, so ist doch die Anwendung der-

selben durch die positiv-rechtlichen Bestimmungen einzelner Ver-

fassungen ausgeschlossen. So bestimmt namentlich die preussische

Verfassungsurkunde Art. 106, welcher das Oldenburgische Staats-

grundgesetz Art. 141, das Schwarzburg -Rudolstädtische Grund-

gesetz § 26, das Schwarzburg - Sondershausensche Landesgrund-

gesetz § 41 u. s. w. gefolgt sind, »dass Gesetze und Verord-
nungen verbindlich sein sollen, wenn sie in der vom
Gesetze vorgeschriebenen Form bekannt gemacht
sind, und dass die Prüfung der Recht sgültigkeit ge-
hörig verkündigter königlicher Verordnungen nicht
den Behörden, sondern nur den Kammern zusteht 1

.

Danach beschränkt sich hier das Prüfungsrecht aller Behörden,

auch der Gerichte, lediglich auf die Frage, ob die formellen Er-

fordernisse der Publikation in der Gesetzsammlung und der Kontra-

signatur eines verantwortlichen Ministers vorliegen 1
.

Die deutsche Heichsverfassung hat über das Prüfungsrecht des

Richters hinsichtlich der Reichsgesetze und Reichsverordnungen

nicht ausdrücklich gesprochen. Es bleibt daher bei den oben ent-

1 Fr. Förster a. a. O. S. 33 sagt: »Der preussische Richter muss jede

königliche Verordnung befolgen, wenn sie nur gehörig bekannt gemacht worden
ist. Die gehörige Bekanntmachung hat er unbedingt zu prüfen. Sein juristisches

Dasein enthält hiernach das Gesetz durch die königliche Verordnung, welcher

die Gegenzeichnung eines Ministers hinzutreten muss, zweitens durch die Ver-
öffentlichung.« Das Nähere über die Geschichte des Art. 106 in meinem preussi-

schen Staatsr. § 175. S. 245 ff. Merkwürdig ist, dass die sonst vorbildliche

belgische Verfassung Art. 107 die entgegengesetzte Vorschrift enthält: »Les

cours et tribunaux n’appliqueront les arretes et reglements generaux, provinciaux

et locaux, qu’autant, qu’ils seront conformes aux lois«.

37*
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wickelten gemeinrechtlichen Grundsätzen des deutschen Staats-

rechtes. Der Richter hat demnach selbständig zu prüfen: 1) ob

ein Reichsgesetz verfassungsmässig zu Stande gekommen ist, 2) ob

eine Reichsverordnung gesetzmässig ist. Auch das Verhält-
niss von Reichsrecht und Landesrecht unterliegt
seiner Prüfung. Da nach der Reichsverfassung die Reichs-

gesetze im Konfliktsfalle, als absolut gemeines Recht, den Landes-

gesetzen vorgehen, so ist auch derRichter verpflichtet und berechtigt,

zu prüfen, ob ein von ihm zur Anwendung zu bringendes Landes-

gesetz in Einklang mit den Reichsgesetzen steht; findet er, dass

dies bei einer landesgesetzlichen Vorschrift nicht der Fall ist, so hat

er dieselbe als ungültig nicht zur Anwendung zu bringen L

§ 201 .

VI. Gerichtsherrliche Rechte der Krone.

In allen deutschmonarchischen Staaten ist der Landesherr auch

Inhaber der richterlichen Gewalt
;
aber nach den Grundsätzen der

deutschen Justiz übt er dieselbe durch die Gerichte aus, welche

innerhalb ihrer eigentlichen richterlichen Thätigkeit unabhängig

sind von den Weisungen des Staatsoberhauptes und seiner Ver-

waltungsbehörden. Diese Unabhängigkeit der Gerichte bezieht sich

nur auf die eigentliche richterliche Funktion derselben, nicht auf

ihre sonstige Geschäftsführung, die sogenannte Justizver-
waltung im Gegensatz zur eigentlichen Rechtsprechung. In Be-

treff ersterer steht der Krone ein verfassungsmässiger Einfluss auf

die Geschäftsführung der Gerichte zu, welchen sie durch das Justiz-

ministerium ausübt. Dies ist im konstitutionellen Staate das

höchste Centralorgan der Justizverwaltung, welchem in dieser

Beziehung alle Landesgerichte untergeordnet sind. Die Befugnisse

dieser Art sind

:

1) Die Besetzung aller Gerichte durch den Landes-
herrn; Wahlrecht und Präsentation findet nirgends mehr statt.

Abgesehen von den durch den Kaiser zu ernennenden Mitgliedern

des Reichsgerichts, haben jetzt die Landesregierungen allein die

Richter zu ernennen, doch sind sie dabei an die reichsgerichtlichen

1 v. Holtzendorff
,
Reichsstrafrecht und Landesstrafrecht in Deutsch-

land. Leipzig 1871. S. 16 ff. R. Heinz e, Das Verhältnis des Reichsstraf-
rechts zum Landesstrafrecht. Leipzig 1871. S. 25 ff. Fr. Förster, Theorie
und Praxis B. I. § 9. S. 34. Anm. 2.
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Vorschriften über die Qualifikation und Anstellung richterlicher

Beamten gebunden.

2) Das Oberaufsichtsrecht über alle Gerichte wird

von der Krone ebenfalls durch das Justizministerium ausgeübt. Dies

schliesst dieBefugniss in sich, Visitationen und Geschäftsrevisionen

aller Civil- und Kriminalgerichte
,
sowie der damit verbundenen

Anstalten, z. B. der Gefängnisse, vorzunehmen, sich Bericht er-

statten, sich statistische Uebersichten und Tabellen über die Ge-

schäftsthätigkeit der Gerichte einsenden zu lassen, wodurch dem
Ministerium Gelegenheit gegeben wird, die vorhandenen Mängel

kennen zu lernen und ihnen wo möglich Abhülfe zu verschaffen.

Damit hängt auch das Recht zusammen, auf Grund eingegangener

Beschwerden über verweigerte oder verzögerte Justiz Bericht zu er-

fordern und, sofern die Beschwerden begründet gefunden werden,

sogenannte mandata de administranda justitia an die Gerichte zu

erlassen, doch dürfen sich derartige Befehle nie auf den materiellen

Inhalt von Richtersprüchen beziehen. Beschwerden letzterer Art

können nur im geordneten Instanzenzuge der Gerichte erledigt

werden, während Beschwerden, welche sich auf die Disciplin und

den Geschäftsbetrieb der Gerichte, z. B. auf angebliche Verzögerung

und Verschleppung der Justiz beziehen, bei der Vorgesetzten Auf-

sichtsbehörde angebracht werden können.

3) Nach unserer heutigen Gerichtsverfassung steht der Justiz-

verwaltung ein weitgehender Einfluss auf die Einleitung eines

Strafverfahrens zu. Mit dem Anklageprocess hat man in

Deutschland auch das Institut des Staatsanwalts aufgenommen,

welcher nach richtigen Grundsätzen nur der öffentliche An-
kläger sein soll; derselbe hat nicht die Unabhängigkeit eines

richterlichen Beamten, sondern ist von den Weisungen des Justiz-

ministers abhängig. Dagegen sind die weitergehenden Befugnisse,

welche den Staatsanwälten nach dem Vorbild des französischen

ministere public in einzelnen Staaten zustanden, durch die Reichs-

gesetzgebung beseitigt 1
;

besonders darf ihnen eine Dienst-
aufsicht über die Richter nie übertragen werden
(Reichsgerichtsverfassungsgesetz § 152), noch dürfen sie jemals
richterliche Funktion wahrnehmen. Im Civilprocess tritt

1 Eine scharfe, aber gerechte Kritik dieses französischen ministere public

giebt F. v. Holtzendorff in seiner Reform der Staatsanwaltschaft in

Deutschland. Berlin 1864. In gleichem Sinne sprechen sich Autoritäten wie
Planck, Gneist, v. Bar u. s. w. aus.
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der Staatsanwalt nur bei Ehescheidungsprocessen auf. Auch ist

die Befugniss der Staatsanwaltschaft zur ausschliesslichen Erhebung

von peinlichen Anklagen, das sogenannte Anklagemonopol,
durch die Reichsgesetzgebung wesentlich gemildert, indem dem
Verletzten, gegen den ablehnenden Beschluss derselben, der Antrag

auf gerichtliche Entscheidung zusteht. (Reichsstrafprocessordnung

§§ 17 0— 1 73.) Mit Ausnahme des Oberreichsanwaltes und der Reichs-

anwälte sind alle Staatsamvälte Beamte der Einzelstaaten und der

Aufsicht und Leitung der Justizverwaltung des betreffenden Bundes-

staates unterworfen.

Eine materielle Einwirkung auf die Ergebnisse der Kriminal-

justiz besitzt das Staatsoberhaupt durch sein Begnadigungs-
recht 1

. Begnadigung im weitesten Sinne heisst Erlass oder Mil-

derung einer Strafe. Durch die Begnadigung wird keineswegs ein

gerichtliches Urtheil aufgehoben oder verändert, sondern nur eine

dem Strafgesetze verfallene Person, ohne dass sie darauf einen recht-

lichen Anspruch hätte, von den gesetzlichen Folgen ihrer That ganz

oder theilweise entbunden. Durch die Begnadigung wird die Un-

abhängigkeit der Gerichte in ihren Urtheilen nicht beeinträchtigt,

wohl aber findet ein materieller Eingriff in den Gang der Strafrechts-

pflege statt. Daher haben Kant und andere hervorragende Natur-

rechtslehrer im vorigen Jahrhundert das Begnadigungsrecht als einen

Ausfluss persönlicher Willkür bekämpft. Aber die heutige Wissen-

schaft hat diese Auffassung ebenso entschieden verworfen, wie die

heutige Staatspraxis. Obgleich man die Möglichkeit eines Miss-

brauchs dieses Rechtes nicht verkennt, so hat man doch dessen Be-

deutung vom Standpunkt einer höheren Gerechtigkeit aus würdigen

gelernt. Pflicht des Strafrichters ist es, den Artikel des Gesetz-

buches auf jeden Fall, welcher logisch unter die Regel fällt, un-

1 J. J. Mo ser, Von der Landeshoheit in Gnadensachen, Kap. XllbisXIV.
J. Plochmann, Das Begnadigungsrecht. Erlangen 1845. Fr. G. v. Arnold,
Umfang und Anwendung des Begnadigungsrechtes. Leipzig 1860. J. C. F. L.

Lüder, Das Souveränetätsrecht der Begnadigung. Leipzig 1860. R. v. Mohl,
Begnadigung, Abolition und Amnestie, in dessen Staatsrecht, Verfassungsrecht

und Politik B. II. S. 631 ff. Zachariä, Deutsches Staatsrecht B. II. S. 237.

§ 173. Zöpfl, Grunds. B. II. § 456. S. 602. Stahl, B. II. § 145. S. 706.

Dahlmann
,
Politik S. 98. W. Brauer, in Bl unt sch 1 i ’s Staatsrecht B. I.

Begnadigung S. 762. Amnestie S. 197 ff. »Das Begnadigungsrecht, sagt Ber-
ner, ist ein Ausfluss der Souveränetät. Es bildet so naturgemäss ein Recht
des Staatsoberhauptes, dass man sich ein monarchisches Staatsoberhaupt ohne

Begnadigungsrecht gar nicht zu denken vermag.«
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nachsichtlich anzuwenden, wenn das Gesetz materiell auch dem

einzelnen Falle keineswegs gerecht wird. Sein Urtheil ist hier zwar

Rechtens, kann aber vom Standpunkte eines höheren Rechtes dem

Verurtheilten schweres Unrecht thun. In einem solchen Falle kann

der Richter keine Abhülfe gewähren. Hier ist recht eigentlich

Platz für die Gnade, welche ein höheres menschliches Recht an die

Stelle des positiven Gesetzeshuchstahens zu setzen hat. Das Staats-

oberhaupt, als Spender der Gnade, handelt hier nicht als höhere

richterliche Instanz, sondern als Vertreter einer höheren Rechts-

ordnung, als persönlich ausgleichender Vermittler zwischen dem
Buchstaben des positiven Gesetzes und den Forderungen einer

ewigen Gerechtigkeit. »Der Herrscher stellt, indem er in

das Recht eingreift, das Recht wieder her.« Daher

kommt das Begnadigungsrecht erst dann zur Anerkennung, nach-

dem mit der Staatsidee auch das monarchische Recht zur vollen

Durchbildung gelangt ist.

Dem einheimischen Rechte des Mittelalters war das Begnadi-

gungsrecht als staatlicher Begriff fremd 1
. Erschien doch das Ver-

brechen vorzugsweise als Verletzung einer privaten Berechtigung,

die Strafe als eine der verletzten Person schuldige Genugthuung.

Dagegen war »das Recht der Ablösung, Ledigung der öffentlichen

Strafe« hei Ungerichten mit Einwilligung des Richters und des Ver-

letzten zulässig und im Gebrauche. Es war dies ein Verzicht des

Verletzten und des Richters auf Busse und Gewedde gegen Erlegung

einer Geldsumme von Seiten des Verurtheilten. Aus diesem Straf-

ablösungsrechte entstand aber, indem man die Lösungssumme und

die Zustimmung des Verletzten fallen liess, ein richterliches Be-

gnadigungsrecht, welches man zuliess, »wenn der Schuldige sich

mit freiwilligem Geständnisse in die Gnade des Richters hegah.«

Seit dem XVII. Jahrhundert wurde das Begnadigungsrecht zu den

landesherrlichen Regalien gezählt, doch wurde dasselbe

noch mit mannigfachen Beschränkungen umgeben. Ausgeschlossen

wurde es bei Verbrechen gegen Gott und göttliche Gebote, oder wo
das Interesse von Privatpersonen vorzugsweise in Betracht kam.

Erst das XVIII. Jahrhundert befreite das Begnadigungsrecht von

diesen mittelalterlichen Reminiscenzen und den ihm durch die ältere

1 Die geschichtliche Entwicklung des Begnadigungsrechts ist besonders
gründlich ausgeführt von Hälschner, Geschichte des brandenburgisch-
preussischen Strafrechts (Bonn 1855) und in seinem preussischen Strafrecht

B. I. S. 44 ff.
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Doktrin auferlegten Beschränkungen. Es stellt sich bereits im Staats-

rechte des vorigen Jahrhunderts, als ein allein und unbeschränkt

dem Landesherrn, in Betreff aller innerhalb seines Territoriums

begangenen Verbrechen auszuübendes Recht dar, welches folgende

Befugnisse in sich begreift : #
a) Das Recht der Abolition, Niederschlagung der Unter-

suchung, wodurch der gegen jemand angestellte peinliche Process,

bevor noch das Endurtheil vom Richter gesprochen ist, gänzlich

aufgehoben wird
;

b) das Begnadigungsrecht im engern Sinn,

jus aggratiandi, wodurch ein Verbrecher von der ihm durch das

richterliche Urtheil zuerkannten Strafe völlig befreit wird; c) das

M il d e ru n g s r e ch t

,

jus mitigandi ex capite gratiae, wodurch die

zuerkannte Straferzürn Theil erlassen oder in eine mildere verwandelt

wird; d) das Recht der Restitution, wodurch die gesetz-

lichen Folgen der erkannten Strafe ganz oder theilweise auf-

gehoben werden. Dabei ist es einerlei, ob diese Folgen vor, bei

oder nach der Erduldung der erkannten Strafe aufgehoben werden;

e) die Amnestie bezieht sich auf eine ganze Kategorie von straf-

baren Handlungen; dieselbe ist eine Verbindung von Begnadigung

und Abolition in einer grösseren Ausdehnung und ohne weiteres

Eingehen auf einzelne Fälle und begreift im Zweifel nicht nur die

Erlassung der Strafe, sondern auch sämmtlicher rechtlicher Folgen

der Anschuldigung und Verurtheilung in sich, sie bezeichnet ein

vollständiges Vergessen des Geschehenen, lex oblivionis.

Nach der Auflösung des deutschen Reiches blieb selbstverständ-

lich dem deutschen Landesherrn das Begnadigungsrecht, welches

auch in den neuen Verfassungsurkunden seine ausdrückliche An-

erkennung gefunden hat 1
. Auch nach den neuesten Reichsjustiz-

gesetzen steht dem Landesherrn oder Senate das Recht der Be-

gnadigung hinsichtlich der von den Gerichten seines

Landes erkannten Strafen zu. Todesurtheile dürfen erst voll-

streckt werden, wenn die Entschliessung des Monarchen ergangen

ist. von dem Begnadigungsrechte keinen Gebrauch machen zu

wollen. Dagegen ist die bis dahin in mehreren Staaten zur Voll-

streckung des Todesurtheils nothwendige Bestätigung des Monarchen

1 Preuss. Verfassungsurkunde Art. 49. Bayern Tit. VIII. § 4. K. Sachsen

§ 52. Württemberg § 97. Braunschweig Neue Landesordnung § 208. Olden-

burg Art. 10. Sachsen-Meiningen § 106. Für die Freien Städte wird es dem

Senate beigelegt. Lübeck Art. 18. Bremen §
57. Hamburg Art. 24.
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durch die Reichsstrafprocessordnung § 485 reichsgesetzlich auf-

gehoben.

Dem überall anerkannten Begnadigungsrechte sind aber durch

die neueren Verfassungen gewisse Schranken gezogen. Ueberall ist

dasselbe bei Verurtheilungen von Ministern wegen Amtshandlungen

entweder ganz ausgeschlossen oder die Ausübung nur auf Antrag

der anklagenden Kammer zulässig. (Preuss. Verfassungsurkunde

Art. 49. Bayerisches Gesetz, betreffend die Verantwortlichkeit der

Minister, vom 4. Juni 1848, Art. 12. Sächsische Verfassungsurkunde

§150. Württembergische Verfassung § 265. Sachsen-Weimarisches

Staatsgrundgesetz § 59. Sachsen-Meiningen § 106. Sachsen-Coburg-

Gotha §176. Oldenburg Art. 10.) Das Recht der Niederschlagung

haben einige Verfassungen völlig aufgehoben (BayerischeVerfassung

VIII, § 4), andere wenigstens bei gewissen Arten von Verbrechen

ausgeschlossen. (Hessische Verfassung Art. 50. Braunschweigische

Neue Landesordnung § 208.) Wo es noch beibehalten worden ist,

wird die Ausübung desselben an das Gutachten des obersten Ge-

richtshofes (Braunschweigische Neue Landesordnung § 208) oder an

die Zustimmung der Kammern geknüpft. (Preussische Verfassungs-

urkunde Art. 49 : »Der König kann bereits eingeleitete Unter-

suchungen nur auf Grund eines besonderen Gesetzes nieder-

schlagen.«)

Nirgends ist die Gewährung der Gnade von einem Gesuche

des Verurtheilten abhängig, sie kann vielmehr als ein wesentlich im

öffentlichen Interesse vorzunehmender Akt auch aus der eigenen

Initiative der Krone, selbst gegen den Willen des rechtskräftig

Verurtheilten erfolgen. Selbstverständlich ist es, dass der Straf-

erlass Privatrechte Dritter nicht beeinträchtigen darf, dass nament-

lich Ansprüche eines durch die strafbare Handlung Verletzten auf

Schadenersatz durch einen Begnadigungsakt in keiner Weise be-

seitigt werden können.

Das von den früheren römischen Kaisern aufdie deutschen Kaiser

und Landesherren übertragene Recht der Ertheilung von
Moratorien, d. h. die Befugniss, einem Schuldner eine Frist zur

Bezahlung einer fälligen Schuld zu gewähren, war bereits durch

viele Verfassungen und Gesetze der Einzelstaaten aufgehoben, ist

aber gemeinrechtlich für ganz Deutschland durch die Reichsjustiz-

gesetzgebung beseitigt. (Einführungsgesetz zur Reichscivilprocess-

ordnung § 14.)
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Drittes Kapitel.

Die Verwaltung.

§ 202 .

Anordnung des Stoffes.

Kein Staat kann sich darauf beschränken, Gesetze zu geben,

d. h. allgemeine abstrakte Rechtssätze aufzustellen, er muss viel-

mehr mit seiner Thätigkeit in den einzelnen Fall eingreifen und

denselben beherrschen, soweit dies nöthig ist, um die staatlichen

Aufgaben zu erfüllen. Es gilt dies zunächst von der Hauptaufgabe

des Staates, der Aufrechterhaltung der Rechtsordnung
;
auch hier

genügt es nicht, Rechtssätze aufzustellen, sondern es kommt darauf

an, den Rechtsschutz im einzelnen Falle praktisch zu handhaben.

Dies ist die Aufgabe der richterlichen Gewalt, welche im zweiten

Kapitel ihre Darstellung gefunden hat. Damit erschöpft sich aber

die Aufgabe des Staates nicht. Ausser dem Rechtsschutze liegen

dem Staate noch andere, sehr umfassende Aufgaben ob
;

so der

Schutz seines Gebietes und seiner Angehörigen gegen Angriffe an-

derer Staaten, so die Pflege der Wohlfahrt des Volkes nach allen

Richtungen, so die Beschaffung der materiellen Mittel für alle

diese Zwecke. Die Erfüllung dieser Aufgaben kann durch Auf-

stellen abstrakter Regeln nicht erreicht werden, sondern es bedarf

hier einer ununterbrochenen, allumfassenden Thätigkeit, welche

sich zwar innerhalb der gesetzlichen Schranken zu be-

wegen hat, sich aber im einzelnen Falle durch Erwägungen der

Zweckmässigkeit und der Wohlfahrt bestimmen lässt. Die positiven

Motive ihres Handelns entnimmt sie nicht dem Gesetze, sondern

ihrer Auffassung von der möglichst vollkommenen Erreichung der

Staatszwecke. Die Gesammtheit dieser Thätigkeit, welche neben

der Gesetzgebung und Justiz den Aufgaben des Staates gerecht zu

werden sucht, nennen wir Staatsverwaltung; sie ist die Lei-

tung der öffentlichen Thätigkeit für das Gemeinwohl, positiv be-

stimmt durch Erwägungen der Zweckmässigkeit, negativ begrenzt

durch das Gesetz (S. 30). In den Bereich der Rechtswissenschaft

gehören nur die Rechtsregeln, welche die Staatsverwaltung

normiren, Verwaltungs recht, während die Zweckmässigkeits-

erwägungen, die die einzelnen Zweige der Verwaltung bestimmen,

die Verwaltungslehre ausmachen

.
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Was nun die weitere Gliederung der gesummten Verwaltungs-

thätigkeit betrifft, so sind zunächst die inneren und äusseren

Verhältnisse des Staates zu unterscheiden, indem bei jenen die

Staatsgewalt lediglich ihren Unterthanen gegenübertritt, bei diesen

ihre Beziehungen zu anderen selbständigen Staaten in Betracht

kommen.
Im Bereiche des Innern ist als erster Gegenstand der Verwal-

tung das eigene wirthschaftliche Leben des Staates zu besprechen,

dessen juristische Seite sich als das Recht der Finanzverwal-
tung darstellt. Dieselbe hat die Aufgabe, für alle Staatsverrich-

tungen ohne Ausnahme die materiellen Grundlagen zu beschaffen,

ihre Zwecke zu fördern, ohne jemals sich selbst als Zweck zu

setzen (Erster Abschnitt. Recht der Finanz verw altung).

Das zweite Gebiet ist das der sogenannten inneren Ver-

waltung. Zu den Forderungen des Rechtsstaates treten die

des Kultur Staat e s

,

welche durch die innere Verwaltung ins

Leben geführt werden sollen. Während diese Thätigkeit an-

fangs vorherrschend nur einen negativen Charakter hat, steckt sie

sich später immer mehr positive Aufgaben, indem sie als

Volks wirthschaftspflege den Wohlstand, als Bildungs-
pflege die Bildung der Staatsangehörigen zu fördern sucht,

indem sie ihnen in allen ihren vernünftigen Bestrebungen die

Hand reicht und ihnen besonders diejenigen Bedingungen der Ent-

wickelung darbietet, welche sich die Privatkraft zu verschaffen

nicht im Stande ist. Die rechtliche Seite der inneren Verwaltung

wird im zweiten Abschnitt »Recht der inneren Verwaltung«
dargestellt.

Jeder selbständige Staat hat aber auch Beziehungen zu an-

deren selbständigen Staaten, aus wärtige Verhältnisse. Die

friedlichen Beziehungen zu anderen Staaten werden durch das

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten gepflegt, welchem

die Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten zu-

steht. Um seine staatliche Selbständigkeit mit Erfolg gegen wider-

rechtliche Angriffe zu vertheidigen, um seine Stellung im Staaten-

system zu behaupten, um seinen Ansprüchen Nachdruck zu geben

und in letzter Instanz sich durch Selbsthülfe Recht zu schaffen,

bedarf ein selbständiger Staat eines Heeres, dessen Enichtung,

Unterhaltung, Befehligung und Verwendung für Kriegszwecke ein

wichtiges Attribut jeder souveränen Staatsgewalt ist. Durch die

Gründung des norddeutschen Bundes, jetzt durch die deutsche
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Reichsverfassung, ist die völkerrechtliche Vertretung und die

Kriegsherrlichkeit in ihren wesentlichen Punkten auf das deutsche

Reich übergegangen. Obgleich den Gliederstaaten noch einzelne

Reste dieser Befugnisse, in einem partikularen Gesandtschafts-

recht, in einer Kontingentsherrlichkeit verblieben sind, so fällt

doch unzweifelhaft jetzt der Schwerpunkt der Verwaltung der

auswärtigen Angelegenheiten und des Heeres in das Reichsstaats-

recht. Es ist daher methodisch geboten, diese beiden Lehren

im zweiten Buch, dem Reichsstaatsrecht, im Zusammenhänge zu

behandeln, wobei auch dann die untergeordneten Rechte der Ein-

zelstaaten auf diesen Gebieten die nöthige Berücksichtigung finden

werden. Dagegen sind im Landesstaatsrecht eingehend zu be-

handeln :

Abschnitt I: Das Recht der Einanz Verwaltung.
Abschnitt II : Das Recht der inneren Verwaltung.
Abschnitt III: Die Rechtskontrollen der Verwal-
tung.

Obgleich es sich bei diesem dritten Abschnitt eigentlich um
eine Rechtsprechung handelt, so hängt dieselbe doch mit der Ver-

waltung so eng zusammen, dass sie nur in Verbindung mit dieser

wissenschaftlich verstanden und dargestellt werden kann.

Erster Abschnitt.

Das Recht der FinanzVerwaltung h

§ 203 .

Im Allgemeinen.

Alle grossen umfassenden Aufgaben, mögen sie noch so gei-

stiger Natur sein, bedürfen zu ihrer Verwirklichung im Leben ma-

terieller Mittel, nämlich menschlicher Kräfte und sachlicher Güter.

So vor Allem die Aufgaben des Staates. Der Umfang und die Be-

1 Die Finanzwissenschaft wurde früher in Deutschland in Verbindung mit

den sogenannten Kameralwissenschaften dargestellt und beschäftigte sich, als

fiskalische Jurisprudenz, besonders mit den landesherrlichen Regalien. In dieser

Richtung verfasste Kaspar Klock sein Werk »de aerario«, Nürnberg 1651.

2. Ausg. 1671. Derselbe, tractatus nomico-politicus de contributionibus.

Francof. 1656. Zu dieser juristischen Seite trat dann inV. L. v. Seckendorff’s

»Deutschen Fürstenstaate« eine eingehende Behandlung der eigentlichen Finanz-
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deutung dieser Mittel erweitert sich mit den Aufgaben, welche sich

der Staat steckt. Mit den Aufgaben wachsen aber auch die

Ausgaben des Staates. Es macht sich mit steigender Kultur

überall »das Gesetz des wachsenden Staatsbedürfnisses«

geltend. Der moderne Staat nimmt daher die Kräfte seiner Unter-

thanen ganz anders in Anspruch, als der wenig leistende und wenig

ausgebende Staat des Mittelalters. Aber der Staat der Gegenwart

erhöht nicht nur die Ansprüche an seine Unterthanen, er macht

sie auch in anderer Weise geltend, als der des Mittelalters.

Während letzterer sich wesentlich auf die Naturaldienste

seiner Unterthanen stützte, wendet ersterer sich in umfassender

Weise an ihr V er mögen. Die mittelalterliche Naturalwirt-
schaft verwandelt sich beim Privatmann, wie beim Staate, nach

gleichen Gesetzen, in die moderne Geldwirthschaft, d. h. der

Staat beschafft sich, soweit als möglich, alle zur Verwirklichung

seiner umfassenden Aufgaben dienenden Mittel, sowohl Menschen-

kräfte. als Sachgüter, durch das Medium des Geldes. DieWirth-

verwaltung eines deutschen Territoriums, mitRegeln für Buchführung, Domänen-
verwaltung, Steuererhebung u. s. w. Die erste selbständige Behandlung der

Finanzwissenschaft verdankt Deutschland G. H. v. Justi, dessen Staatswirth-

schaft 1752, dessen System der Finanzwissenschaft 1766 erschien. Seitdem ist

die Wissenschaft in Deutschland weiter gepflegt worden. Die Hauptwerke sind

:

Graf J. v. Soden, Nationalökonomie B. VI. (1811), hat auch den besonderen

Titel: »Staatsfinanzwissenschaft«, v. Jakob, Die StaatsfinanzWissenschaft.

Halle 1821. 2. Ausg. von Eiselen 1837. Frhr. v. Malchus, Handbuch der

Finanzwissenschaft und Finanzverwaltung. Stuttgart 1830. Durch Gründlich-

keit und reiches Material zeichnet sich aus K. H. Rau
,
Grundsätze der Finanz-

wissenschaft, völlig neu bearbeitet und auf die Höhe der gegenwärtigen Wissen-
schaft erhoben durch A. Wagner, 7.Aufl. Leipzig. I. 1879. II. 1880. Vergl.auch

den letzteren Artikel »Staatshaushalt« in Rentzsch, Handw. der Volkswirth-

schaftslehre (1866). E. Laspeyres, Art. Staatswirthschaft in Bluntschli’s
Staatsw. B. X. S. 71—182. L. v. Stein, Lehrbuch der Finanzwissenschaft.

4. Aufl. 2 Bde. Leipzig 1878. In allen diesen Werken über Finanzwissenschaft

ist die juristische Seite nur nebensächlich behandelt. Eine besondere Darstellung

des deutschen Finanz rechtes, mit Hervorhebung der staatsrechtlichen Mo-
mente giebt es nicht; dagegen behandeln alle Staatsrechtslehrer dasselbe in

ihren Systemen, so Klüb er § 393 ff., Gönner § 432 ff. Leist §221. Zöpfl,
Grunds. Th. II. S. 482 ff. H. A. Zachariä B. II. § 261 ff. S. 394 ff. v. Mohl,
Württemb. Staatsrecht Th. II. § 274ff. v. Rönne

,
Preuss. Staatsr. B. I. Abth. I.

§ 63 ff. Von der Finanzgewalt S. 377—457. B. II. Abth. II. Von der Finanz-
verwaltung § 512 ff. S. 574—733. Vom allgemein staatsrechtlichen Standpunkt
behandeln das Finanzwesen : v. Ar et in, Staatsrecht der konstitutionellen Mo-
narchie, fortgesetzt von Rotteck II. S. 295 (1827). . Schmitthenner

,

Grundriss der polit. Wissenschaften B. I. S. 215. (1830). Schön, Die Staats-

wissenschaft S. 311—360. (1830). Stahl, Philos. des Rechts II. 2. § 120 ff.

Bluntschli, Allg. Staatsr. B. II. B. X. Kap. I—VI.
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schaft des Staates gleicht darin der Wirthschaft der Privaten, dass

sie die Aufgabe hat, die durch die wirtschaftlichen Bedürfnisse

erzeugten Ausgaben, den Bedarf, durch entsprechende Ein-
nahmen zu decken und das Gleichgewicht zwischen Ausgaben

und Einnahmen herzustellen und zu erhalten. Beide Wirtschaften

stehen somit unter den gleichen Regeln, welche aus dem Wesen
der Wirthschaft überhaupt entspringen; dennoch sind sie

auch wieder sehr verschieden und folgen anderen Gesetzen,

indem die Staatswirthschaft sich nicht nur durch ihre Gross-

artigkeit und Mannigfaltigkeit, sondern auch durch ihr inneres

Wesen, besonders durch ihre Zwecke und die Art der Ein-

künfte, welche sie aus der ganzen Fülle des Yolksvermögens

schöpft, von der Privatwirtschaft unterscheidet. Die systema-

tische Entwickelung der Regeln, welche sich auf die Führung des

Staatshaushaltes, auf die Besorgung der Staatsausgaben, die Be-

schaffung der Staatseinnahmen und die Herstellung des wirt-

schaftlichen Gleichgewichts zwischen beiden beziehen, bilden den

Inhalt der Finanz wissen schaft. Aber nur soweit es sich darum

handelt, die Ausübung der Staatsgewalt auf dem Gebiete des Fi-

nanzwesens rechtlich zu bestimmen, die Befugnisse der ver-

schiedenen zusammenwirkenden Organe auf diesem Gebiete gegen

einander abzugrenzen, haben wir es hier mit den Finanzen zu

thun. Nicht die Finanzwissenschaft, nur das Fin anzrecht, ist

unsere Aufgabe. Dies aber steht im engsten Zusammenhänge mit

der staatsrechtlichen Gesammtentwickelung, besonders mit der

Ausbildung des Begriffes der Staatspersönlichkeit. Erst mit

der Anerkennung dieser arbeitete sich aus der fürstlichen Patri-

monialherrschaft des Mittelalters eine wahre Staatswirthschaft

heraus, wurde der Staat als das Subject vermögensrechtlicher Be-

ziehungen anerkannt, kam der Begriff eines wahren Staats ver-

möge ns zum Durchbruche.

§ 204.

I. Vom Staatsvermögen.

Die Persönlichkeit des Staates in ihren vermögensrechtlichen

Beziehungen wird als Fiskus bezeichnet. Man darf sich die Sache

nicht so denken, als ob der Staat mehrere Persönlichkeiten

bilde
*,

eine staatlich herrschende und eine private, vermögens-

i Dies war die bedenkliche Tendenz der unter Kamptz’schem Einflüsse
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rechtliche, welche sich einander nichts angehen. Der Staat ist nur

eine Persönlichkeit mit verschiedenen Seiten, die principale ist die

staatlich beherrschende, publicistische
;

hier ist der Staat recht

eigentlich in seiner Lebenssphäre; aber damit er seiner Aufgabe

genügen kann, bedarf er materieller Mittel und muss in den privat-

rechtlichen Verkehr eintreten können. Zu diesem Zwecke wird er

als Subjekt von Vermögensrechten gedacht und erscheint hier in

einer Nebeneigenschaft, welche nur vorhanden ist; um seiner

Hauptaufgabe, der staatlichen Beherrschung, zu dienen. Auch
hat jeder Staat nur Einen Fiskus. Wenn man von Militär-,

Zoll-, Steuer-, Domänenfiskus spricht, so bezeichnet man damit nicht

mehrere Persönlichkeiten, sondern nur verschiedene Behörden

und Kassen derselben Person, welche aus Gründen der Verwal-

tungsordnung äusserlich getrennt sind, weshalb z. B. Kompensa-

tionen unter ihnen nicht zulässig sind und jeder gerade an die

Kasse zahlen muss, welcher er verpflichtet ist (v. Rönne, Bd. II.

Abth. II. S. 586. Unger, Oesterr. Privatrecht, Bd. I. S. 337.

Nr. 27). Anders steht jetzt die Sache im deutschen Reiche. Ne-
ben dem Landesfiskus steht jetzt als selbständige,
getrennte Persönlichkeit der Fiskus des deutschen
Reiches. Wie in unserem ganzen bundesstaatlich gegliederten

Staatsleben ein Dualismus vorhanden ist, indem gewisse Staats-

aufgaben durch das Reich, andere durch die Einzelstaaten besorgt

werden, so ist auch eine Duplicität des Fiskus unvermeidlich.

Während der deutsche Bund sich nie zum Begriffe eines Bundes-

fiskus erhoben hatte und mit einem blossen Gesellschaftsvermögen

auskam, war mit der Schöpfung des norddeutschen Bundes, jetzt

des deutschen Reiches, ein Fiskus von selbst gegeben, da mit

jedem wirklichen Staate die Existenz eines Fiskus nothwendig ver-

bunden ist, wie ein solcher auch durch die Bundes- und Reichs-

gesetzgebung ausdrücklich anerkannt ist. Der Staat in vermögens-

rechtlicher Beziehung hat in der Regel nur diejenigen Rechte,

welche Privatpersonen zustehen; Ausnahmen müssen ausdrücklich

bestimmt sein, doch giebt es in allen deutschen Staaten noch solche

Ausnahmerechte, privilegia fisci. Da das Reich für verschiedene

Staatsaufgaben ganz an die Stelle des Einzelstaates getreten ist, so

muss der jetzt theilweise an die Stelle des Landesfiskus gerückte

entstandenen »Staatsministerialbelehrung für die Landgerichte« in Preussen von
1831. Vergl. mein preuss. Staatsr. B. II. S. 366.
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Reichsfiskus alle diejenigen Privilegien und Rechte haben, welche

das Landesrecht dem Landesfiskus zuweist. In Bezug auf die Be-

freiung von Steuern und anderen dinglichen Lasten, sowie in Bezug

auf den Gerichtsstand, hat dieser Grundsatz eine ausdrückliche

reichsgesetzliche Anerkennung gefunden (Reichsgesetz über die

Rechtsverhältnisse der zum dienstlichen Gebrauche einer Reichs-

verwaltung bestimmten Gegenstände vom 25. Mai 1873, § 1); er

muss aber auch hinsichtlich der privatrechtlichen Bevorzugungen

gelten h Der allgemeine Gerichtsstand des Fiskus wird durch den

Sitz der Behörde bestimmt, welche berufen ist, den Fiskus in einem

Rechtsstreite zu vertreten (Reichscivilprocessordnung § 20).

Das Staatsvermögen zerfällt nach seiner Zweckbestimmung in

zwei Hauptbestandtheile, in Gebrauchsvermögen und wer-
bendes Vermögen, wofür auch Verwaltungs vermögen
und Finanzvermögen gesagt wird. Unter Gehrauchsvermögen
des Staates versteht man den Inbegriff derjenigen Gegenstände,

welche nicht dazu bestimmt sind, dem Staate einen Ertrag zu geben

und eine Quelle von Einnahmen zu sein, sondern welche in ihrer

Benutzung nur als Mittel für öffentliche Zwecke zu dienen haben

(z. B. Kasernen, Festungswerke, Gerichtsgehäude, Strassen, Wege,

Museen, Bibliotheken)
; sie erscheinen als Gebrauchsgegenstände,

welche als Inventar zu den einzelnen Zweigen der Verwal-

tung gehören, sie stehen daher regelmässig nicht unter dem Finanz-

ministerium, sondern unter den Chefs der betreffenden Verwal-

tungszweige. Die Gegenstände des werbenden Vermö-
gens dienen nicht unmittelbar den Staatszwecken,
sondern liefern nur dem Staate Erträge, durch welche

er einen grösseren oder kleineren Theil seiner Ausgaben decken

kann. Während die Gegenstände des GebrauchsVermögens durch

die selbständigen Zwecke der einzelnen Verwaltungszweige be-

stimmt werden, erscheint Erwerb, Besitz, Verwaltung und Ver-

äusserung der Gegenstände des werbenden Vermögens nur ab-

hängig von finanziellen Rücksichten. Als Inhaber des Gehrauchs-

vermögens kommt zwar der Staat auch in seiner privatrechtlichen

Stellung, als Fiskus, in Betracht, wird aber in der Behandlung

dieser Gegenstände wesentlich durch die öffentlichen Rücksichten

der einzelnen Verwaltungszweige bestimmt.

1 L ab a n d
,
Das Finanzrecht des deutschen Reichs. Annalen des deutschen

Reiches. Jahrg. 1873. S. 411. G. Meyer § 208. S. 542. Dernburg, Preuss.

Privatr. § 57.
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§ 205.

II. Geschichtliche Entwicklung des deutschen Finanzrechtes 1
.

Im ständischen Territorialstaate hatte der Landesherr nicht

bloss alle Kosten seiner Hofhaltung, sondern auch die der Landes-

verwaltung aus seinen eigenen Einkünften zu decken. Als

solche galten die Einnahmen aus den sogenannten Kammer-
gütern (S. 199), den Grundzinsen der landesherrlichen Hinter-

sassen und den nutzbaren Regalien. Die Steuern der Unter-
thanen erschienen, soweit sie nicht herkömmlich für gewisse

Fälle feststanden, als freiwillige Beiträge derselben, zu

deren Leistung sie nur in Folge der Bewilligung der Land-

stände verbunden waren (Beden). In allen deutschen Territorien

bestanden zwei getrennte Vermögensmassen : das Kammergut

,

als dessen Eigenthümer die landesherrliche Familie erschien, und

das Landesvermögen, d. h. die landschaftliche Steuerkasse und

die aus ihren Mitteln erworbenen Güter, welche der Landschaft,

d. h. der Korporation der Landstände, gehörten. Da jedoch dies

Kammergut nach wie vor die Grundlage der territorialen Finanz-

wirthschaft bildete, so war die Yeräusserung von Kammervermögen
und die Aufnahme von Kammerschulden überall an die Zustim-

mung der Landstände gebunden. Das Kammergut war nach der

allgemein geltenden Rechtsauffassung Stammgut der landes-
herrlichen Familie, welches die spätere Doktrin in das Gewand
des Familienfideikommisses kleidete. Nie aber war das Kam-
mergut Privateigenthum derselben oder des Landesherrn,

sondern ein in erster Linie zu öffentlichen Zwecken
bestimmtes Vermögen, an welchem das ganze Land ein Inter-

1 K. D. Hüllmann, Deutsche Einanzgeschichte des Mittelalters. Berlin

1805. K. H. Lang, Historische Entwicklung der deutschen Steuerverfassung

seit den Karolingern bis auf unsere Zeiten. Berlin 1793. K.W. v. Ulmenstein,
Versuch einer kurzen System, und histor. Einleitung in die Lehre des deutschen

Staatsrechtes von Steuern und Abgaben reichsständischer Unterthanen und dem
Steuerrechte der Reichsstände. Erlangen 1794. Eür das Finanzrecht der

deutschen Territorien wichtig sind die Schriften von Kaspar Klock, de
aerario (Nürnberg 1651) und de contributionibus (Frankfurt 1655). G. D. S trübe,
de collectarum et aerariorum provincialium origine in seinen observ. jur. et hist,

germ. Nr. 3. p. 89—164(1740) 4. Desselben Abhandlung IX., von dem Steuer-

wesen und des Adels Steuerfreiheit in den mittleren Zeiten, in seinen Neben-
stunden Th. II. S. 278—351. J. J. Moser, Landeshoheit in Steuersachen, 1773.

Seckend orff ’s deutscher Fürstenstaat.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 38
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esse hatte 1
. Es war ein »Annexum der Landeshoheit«.

Die »Insufficienz des Kammergutes« bildete die erste Voraus-

setzung jeder Steuerforderung. Die Steuern hatten einen
durchaus subsidiären Charakter. Die Verwaltung der

Kammergüter, Gefälle und sonstigen eigenen landesherrlichen Ein-

nahmen waren einem fürstlichen Kammerkollegium übertragen,

dessen Hauptverrichtung darin bestand: »Erstlich, dass die herr-

schaftlichen Intraden und Gefälle richtig und nützlich eingebracht

und zur fürstlichen Kammer oder Dero Disposition geliefert und

bereit gehalten werden. Zum andern, dass der ganze Ertrag zu

aller fürstlichen Nothdurft und Erforderung gebührlich und ver-

nünftig dispensirt, ausgetheilt und verwendet werde« (S ecken

-

dorff a. a. O.). Der landesherrliehen Kammerkasse stand die

landschaftliche Steuerkasse gegenüber, in welche die von

den Landständen bewilligten Steuern flössen. Ueberall stand

den Landständen nicht nur die Bewilligung der

Steuern, sondern auch eine weitgehende Theilnahme
an ihrer Erhebung und Verwaltung zu, besonders zu

dem Zwecke, um ihnen eine Kontrolle zu gewähren, dass die

Steuern nur zu dem vereinbarten, nicht zu fremdartigen Zwecken

verausgabt würden 2
. Eine Beschränkung erfuhr das Steuer-

bewilligungsrecht der Landstände dadurch, dass den Landesherren

1 Gewissen jetzt hier und da hervortretenden Tendenzen, das Kammergut
zum reinen Privateigenthum umstempeln zu wollen, gegenüber ist es amPlatze, an

dessen allgemein anerkannten Rechtszustand zu Reichszeiten zu erinnern. So be-

zeugt der Kanzler St ruhe in seinem Unterricht von Regierungssachen für den

Anfang des vorigen Jahrhunderts : »dass in Deutschland gemeiniglich die landes-

herrlichen Kammergüter alle Regierungsbeschwerden tragen, die Landstände

hingegen nur dann dazu beitragen müssen 1) wenn sie aus den Domanialgefällen

nicht bestritten werden können, 2) die Reichsgesetze solche den Unterthanen

auflegen, 3) oder selbige sich zu deren Abführung verbindlich gemacht haben.«

2 Darüber sind alle Reichspublicisten einig, so sagt M. v. Ludolf (Cons.

et dec. Tom. I. Cons. 6. p. 149 ff.)-. »Si quis imperantium contributiones pro

libitu indicere velit, etiam sub praetextu utilitatis et necessitatis publicae vel

circa modum colligendi arbitrio suo uti, contra pacta antiqua, audientur subditi

merito in judiciis imperii. Ex ipsis enim legibus imperii optimo argumento

dicitur, non esse imperantium potestatem eam, ut collectas subditis imponere

queant pro arbitrio sine eorum consensu. Imperium in subditos unicuique prin-

cipum et statuum imperii tanta cum libertate esse permissum, ut contra imposi-

tiones imperantium nullam eis detur refugium, thesis est heterodoxa neque

toleranda.« Casp. Klock (de contrib. cap. 7. n. 22. p. 182) sagt: »In plerisque

Germaniae provinciis nonnisi ex ordine et consensu et pacto ac re publice et

mature prius deliberata ad ejusmodi onera perveniri tarn evidens est, ut nulla

probatione egeat.«
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reiclisgesetzlich die Befugniss beigelegt wurde, ihre Unterthanen

für die Leistung der ihnen obliegenden Reichs- und Kreisbeiträge

heranzuziehen (Reichstagsabschied 1530
, § 118

,
von 1542

, § 24 ,
1548

,

§ 102 . Wahlkap., Art. XY. § 3). Später dehnte man diesen

Grundsatz auch auf diejenigen Steuern aus, welche zur Erhaltung

der Landesfestungen und Garnisonen, sowie zur Bestreitung der

Legationskosten für Reichs- und Kreistage nothwendig waren

(Reichstagsabschied von 1654
, § 180 . Wahlkap., Art. XY. § 3 ).

Das Attentat, welches die Reichsstände gegen das Steuerbewilli-

gungsrecht der Landstände beabsichtigten, wurde durch das Yeto

Kaiser Leopold’s I. 1670 zurückgewiesen; dagegen suchten nun die

Landesherren auf eigene Faust sich Einnahmequellen zu ver-

schaffen, welche von der Bewilligung der Landstände unabhängig

waren; sie benutzten dazu die Regalien, welche sie jeder stän-

dischen Einwirkung zu entziehen und immer weiter auszudehnen

wussten, auch suchten sie den Landtagen die Bewilligung perma-

nenter Steuern für bestimmte Zwecke abzunöthigen, welche keiner

periodischen Erneuerung bedurften. Dazu gehörte vor allem die

Kontribution, eine Abgabe vom Grundeigenthum, zur Erhal-

tung des Militärs
;
auch die A c c i s e wurde in diesem Sinne aus-

gebildet, jene für das platte Land, diese für die Städte. Mit

Hülfe dieser beiden Steuern gelang es hie und da den Landes-

herren, besonders in den verschiedenen Gebieten des Staates Bran-

denburg-Preussen seit dem Grossen Kurfürsten, das Steuerbewil-

ligungsrecht der Landstände so gut wie ganz zu beseitigen. Auf
der Grundlage der absoluten Fürst engewalt wurde hier

zuerst ein einheitlicher Staatshaushalt hergestellt.

Aber auch in den Ländern, in welchen sich dies landständische

Steuerbewilligungsrecht erhalten hatte, unterschied man im vorigen

Jahrhundert zwischen nothwendigen Steuern, die durch Reichs-

oder Landesgesetz oder Herkommen begründet waren, und frei-

willigen, deren Bewilligung ganz im freien Ermessen der Land-

stände stand, während sie bei den nothwendigen Steuern nicht über

das Ob? und Wieviel?, sondern nur über das Wie? der Aufbrin-

gung zu befinden hatten.

Erst durch die konstitutionellen Verfassungen kam in diesem

Jahrhundert in den meisten Staaten eine Neugestaltung der Finanz-

Verwaltung im einheitlichen und staatlichen Sinne zu Stande, wie

sie in Preussen schon durch den absoluten Staat im XVIII. Jahr-

hundert durchgeführt war. Vor allem erfuhr das schwankende,

38*
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dem Patrimonialstaate angehörige Verhältniss des Kammergutes
eine gesetzliche Regelung (S. 200). Unter dem Einflüsse der Wis-
senschaft kam eine durchgreifende Reform des Steuerwesens zu

Stande, indem auf dem Gebiete der direkten Steuern die Ertrags-

und Einkommensteuer eingeführt wurde, indem an die Stelle der

Accise ein rationelleres System der indirecten Steuern trat. Ueberall

wurden die Exemtionen der privilegirten Stände und des ritter-

schaftlichen Grundbesitzes aufgehoben und als Yerfassungssatz

ausgesprochen, »dass die Staatsbürger zu den Staatslasten auf Ver-

hältnissmässig gleiche Weise heizutragen haben« (S. 363). An die

Stelle des einseitigen Steuerb e willigungsrechtes der
alten Landstände trat das allumfassende Budgetrecht
der neueren Volksvertretung, welches in den Verfassungs-

urkunden seine Regelung fand und als Grundlage des ganzen kon-

stitutionellen Finanzrechtes einer eingehenden Erörterung bedarf.

l

III. Das Budgetrecht der Volksvertretung 1
.

§ 206.

1) Der Etat als wir thschaftlicher Voranschlag 2
.

Jede irgendwie umfangreichere, ausgedehntere Wirthschaft

eines Privatmannes, einer Gesellschaft oder Korporation bedarf

eines periodischen Voranschlages ihrer Ausgaben und Ein-

1 Die staatsrechtlichen Befugnisse der Volksvertretung auf dem Gebiete

des Finanzrechtes werden in allen oben erwähnten Werken über allgemeines,

deutsches und partikulares Staatsrecht erörtert
;
speciell beschäftigt sich mit der

Frage: Fricker, Die Natur des Steuerverwilligungsrechtes und des Finanz-

gesetzes. (Tübinger Zeitschr. für die gesammte Staatsw. B. XVII. Jahrg. 1861.

S. 636—702.) R. Gneist hat das Verdienst, in seiner Schrift »Budget und Gesetz

nach dem konstit. Staatsrechte Englands mit Rücksicht auf die deutsche Reichs-

verfassung« (Berlin 1867) zuerst die wahre Bedeutung des englischen Budget-

rechtes dargelegt und die Irrthümer des kontinentalen Liberalismus vulgaris ent-

hüllt zu haben. Die schärfste j uristische Erörterung aller einschlagenden Fragen

findet sich in den beiden Schriften P. Laband’s, Das Budgetrecht nach den

Bestimmungen der preussischen Verfassungsurkunde unter Berücksichtigung der

Verfassung des norddeutschen Bundes (Berlin 1871), und das Finanzrecht des

deutschen Reiches. Leipzig 1873. Vergl. über diese Schriften meinen Aufsatz

in der Zeitschr. für das Privat- und öffentliche Recht der Gegenwart »über das

Finanzrecht der Reichs- und Landtage«. B. I. 1874. Trotz mancher Anfech-

tungen, die der in diesem Aufsatz eingenommene Standpunkt erfahren hat, bin

ich nach reiflicher Erwägung demselben treu geblieben und halte ebenso an

allen im preussischen Staatsrechte entwickelten Grundsätzen unentwegt fest.

2 L. v. Stein, Finanzwissensch. B. II. 36 ff. Rau-Wagner Abth. I.

§§ 82—83. S. 198 ff. C. v. Czörnig: System. Darstellung des Budgets von
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nahmen, um darauf einen Wirthschaftsplan für einen bestimmten

zukünftigen Zeitabschnitt zu bauen. Yor allem bedarf einer sol-

chen Einrichtung der Staat, dessen Wirthschaft alle Privatwirth-

schaften an Umfang und Mannigfaltigkeit übertrifft. Eine geord-

nete Staatswirthschaft ohne Staatshaushaltsplan ist undenkbar.

Derselbe ist nicht bloss eine rechnungsmässige Zusammenstellung

von Ausgaben und Einnahmen, sondern »eine Zusammenfassung

des ganzen Staatslebens in allen seinen Aufgaben und Zweigen,

soweit es durch wirthschaftliche Mittel bedingt wird«. Jedes

Budget besteht aus zwei Hauptabtheilungen, aus der für das Er-
forderniss und aus der für die Deckung oder die Einnah-
men. Auf den beiden Grundlagen, der NachWeisung des ge-

sammten Staatsbedarfes und der wahrscheinlichen Berechnung

aller zu erwartenden Einnahmen, wird der Etat gebildet. Die Fest-

stellung der Ausgaben, sowie die Berechnung der Einnahmen für

eine gesetzlich fixirte Finanz per io de ist ein Hauptproblem der

durch Wissenschaft geleiteten Praxis des Finanzministers und

seiner Organe. Grundlage bilden die Erfahrungen, welche sich aus

den Durchschnittsberechnungen früherer Finanzperioden ergeben.

So hat die Feststellung des Etats zunächst einen rein wirt-
schaftlichen Charakter; sie hängt mit keiner bestimmten Staats-

form zusammen und muss in einer wohlgeordneten absoluten Mon-
archie ebenso gefordert werden, wie in einem konstitutionellen

Staate 1
,
mag dieselbe veröffentlicht oder geheim gehalten werden

;

sie ist die überall unentbehrliche wirthschaftliche Ver-
waltungsnorm, welche die Staatsgewalt sich selb st

vor schreibt.

Grossbritannien, Frankreich, Preussen und Oesterreich 1862, und dessen Dar-
stellung der Einrichtungen über Budget, Staatsrechnung und Kontrolle in

Oesterreich, Preussen, Sachsen, Bayern, Württemberg, Baden, Frankreich und
Belgien. Wien 1866.

1 So fand unter Friedrich dem Gr. die genaueste Feststellung des Etats

statt : Mirabeau, Monarchie prussienne T. IV. p. 151: »Pour entendre ceci, il

faut se Souvenir, que sous Frederic au commencement de l’annee, chaque departe-

ment presentait l’etat des revenus, s’il y en avait et celui des depenses. Le roi

les signait et ils servaient de regle pour guider toute la manutention economique
de cette annee. . . C’etaient autant d’objets couverts du plus profond mystere

sous 1’administration de Frederic II.« Noch in der Zeit des absoluten Staates,

am 16. Juni 1820 wurde in Preussen »der allgemeine Etat der Einnahmen und
Ausgaben« auf Befehl des Königs zuerst veröffentlicht und damit von drei zu

drei Jahren fortgefahren.
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§ 207.

2) Mitwirkung der Volksvertretung bei der Fest-
stellung des Etats.

Die ersten Ansätze zu jenem umfassenden Mitwirkungsrechte

der Volksvertretung im modernen Staate, welches wir kurzweg als

Budgetrecht bezeichnen, sind bereits in dem Steuerbewil-

ligungsrechte der alten Landstände zu suchen, indem vor jeder

Steuerbewilligung der Nachweis gefordert wurde, dass die eigenen

Einnahmen der Kammer für die öffentlichen Bedürfnisse nicht aus-

reichend seien und dass deshalb die Deckung in anderen Hülfs-

mitteln, nämlich in Steuern, zu suchen sei. Dieser »Insuffi-

cienznachweis« konnte aber nur durch die Vorlage aller Aus-

gaben und Einnahmen erbracht werden, woraus dann die Noth-

wendigkeit von Steuern, als subsidiärer Deckungsmittel, hervorging.

Dennoch kann das Budgetrecht der heutigen deutschen Volksver-

tretung nur im Zusammenhänge mit der europäischen Gesammt-
entwickelung richtig verstanden werden.

Obgleich in England bereits im XIII. Jahrhundert der

Grundsatz des Steuerbewilligungsrechtes feststand, so lag darin

doch noch keine geregelte Theilnahme der Stände an der Feststel-

lung des Staatshaushaltsetats. Erst seit 1666 wurde es Kegel, dass

das Unterhaus seinen Geldbewilligungen stehende Klauseln über

deren Verwendung anhing. Erst im Laufe des XVIII. Jahrhun-

derts bildete sich die heutige Praxis der sogenannten Consolidated

fund act aus, d. h. die verschiedenen, in einer Parlamentssession

gemachten Geldbewilligungen wurden darin zusammengefasst und

durch eine sogenannte Generalappropriationsklausel ihre Verwen-

dung nur bis zum bewilligten Gesammtbetrage, zu den bestimmten

Zwecken, nach speciellen Titeln genehmigt. (Gneist, englisches

Verwaltungsrecht. B.II. S. 832 ff. Derselbe, »Budget und Gesetz«.)

Das Budgetrecht des englischen Parlaments schwebte allerdings bei

Gründung aller neueren Verfassungen vor, wurde aber auf dem Kon-

tinent vielfach missverstanden. Nicht das ungetrübte Originalbild

Englands, sondern die gefälschte Kopie französischer Staats-

künstler bestimmte vielfach die Anschauungen der kontinentalen

Politiker. Während in England feststeht, dass alle Einnahmen,

welche der Krone kraft des Gesetzes, also unwiderrruflieh,

zustehen, überhaupt nicht Gegenstand einer budgetmässigen Be-

willigung und darnach fünf Sechstel aller Staatseinnahmen per-
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man ent sind, während ebensowenig die Ausgaben, welche dem
Betrage nach gesetzlich feststehen, einer budgetmässigen Bewil-

ligung bedürfen, erfand man, im revolutionären Frankreich, den

unerhörten Satz, dass die Volksvertretung von Jahr zu Jahr alle

Einnahmen und Ausgaben des Staates nach freiem Ermessen
bewilligen oder versagen könne. Bei folgerichtiger Durchführung

dieses Gedankens würde jede Rechtskontinuität im Staate auf-

hören. Da die Durchführung fast aller Gesetze mit Ausgaben ver-

bunden ist, so hätten dieselben nach dieser Theorie nur vorläufige

Gültigkeit auf ein Jahr. Da alle dafür nöthigen Gelder von der

Kammer nach Belieben gestrichen werden könnten, so hingen

selbst die Rechte der Staatsgläubiger auf jährliche Zinszahlung von

dem Belieben der Volksvertretung bei der Feststellung des Budgets

ab
;
das ganze Staatswesen wäre auf ein »kündbares Jahresabonne-

ment« gestellt. Neben einem so aufgefassten Budgetrecht des

Volkshauses wäre die staatsrechtliche Bedeutung der Krone und

des Oberhauses vernichtet, da jeder noch so weit gehende Beschluss

des Volkshauses einfach durch Verweigerung des Budgets durch-

gesetzt werden könnte. Dennoch ging diese Auffassung in die

französische Charte vom 4. Juni 1814, § 9, über und fand ihren

typischen Ausdruck in der belgischen Verfassung Titre IV. §110:
»Les impöts au profit de l’etat sont votes annuellement. Les lois,

qui les etablissent, n’ont de force que pour un an, si elles ne sont

renouvelees. Art. 115: Chaque annee les chambres arretent la

loi de comptes et votent le budget. Toutes les recettes et depenses

de l’etat doivent etre portees au budget et dans les comptes«.

Obgleich diese belgisch-französische Theorie in der Schule der

konstitutionellen Doktrinärs auch in Deutschland lebhaften An-
klang und zahlreiche Vertheidiger fand, so knüpften doch die

älteren konstitutionellen Verfassungen derjenigen Länder, in wel-

chen die Ueberlieferungen der altständischen Verfassungen noch

mächtig waren, an das Steuerbewilligungsrecht der alten Land-

stände an und legten dieses Recht auch der neugeschaffenen Volks-

vertretung bei. Aber der für Staatszwecke erforderliche Steuer-

betrag konnte nur durch eine eingehende Kenntnissnahme aller

übrigen Staatseinnahmen . und der Staatsausgaben festgestellt wer-

den. So wuchs aus dem S teuerb e willigungsrechte d er

Landtage nothwendig ein allgemeines Budgetrecht
hervor. Dies zeigt sich besonders charakteristisch in der württem-

bergischen Verfassung von 1819, welche das moderne Staatsrecht
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überhaupt möglichst eng mit der dort noch im vorigen Jahrhundert

so kräftigen Landesverfassung in Verbindung zu setzen suchte

(§ 109: Soweit der Ertrag des Kammergutes nicht ausreicht, wird

der Staatsbedarf durch Steuern bestritten. §111: Zu dem Ende
hat der Finanzminister den Hauptetat den Ständen zur Prüfung

vorzulegen u. s. w.) . Auf demselben Standpunkt stehen auch die

bayerische Verfassung, Tit. VII. §§ 3, 4, 5, 8, die badische Verfas-

sung, §§ 53—55, die königlich sächsische, §§ 96—110, die hes-

sische, § 67, das sachsen-weimarische Staatsgrundgesetz, §4. Mei-

ningen, §§ 80 und 81. Altenburg, §§ 202 und 203 u. s. w. Den
späteren Verfassungen der Staaten, in welchen der Absolutismus

jeden Zusammenhang mit den altständischen Institutionen zerrissen

hatte, fehlte die Hinweisung auf das Steuerbewilligungsrecht, als

die eigentliche Quelle des Budgetrechtes; sie legen den Kammern
einfach das Recht der Mitwirkung bei der Feststellung des Budgets

bei und bezeichnen dessenZustandekommen als ein Gesetz. DieEin-

wirkung der belgischen Verfassung ist dabei unverkennbar. An der

Spitze steht hier die preussische Verfassungsurkunde, Art. 99 : »Alle

Einnahmen und Ausgaben des Staates müssen für jedes Jahr im

voraus veranschlagt und auf den Staatshaushaltsetat gebracht werden.

Letzterer wird jährlich durch ein Gesetz festgestellt«.

Diese Eormulirung ist dann in mehrere kleinstaatliche Verfassun-

sungen neueren Datums übergegangen. (Sachsen-Coburg-Gotha,

Staatsgrundgesetz, §§118 und 119. Oldenburg, Staatsgrundgesetz,

Art. 189 nnd 190. Schwarzburg-Sondershausen, Landesgrund-

gesetz, § 44.) Die Budgetperiode ist bald auf ein, bald auf

zwei, bald auf drei und vier Jahre festgestellt, ein Jahr inPreüssen,

Sachsen-Meiningen, Schaumburg-Lippe, zwei in Bayern, Sachsen,

Baden, drei in Württemberg, Hessen, Sachsen-Weimar, Braun-

schweig, Oldenburg, Anhalt u. s. w., vier in Sachsen-Coburg-

Gotha und Schwarzburg-Sondershausen.

Viele deutsche Verfassungen suchen das Steuerbewilligungs-

recht der Stände durch ausdrückliche Vorschriften zu beschränken,

sie sprechen in verschiedenartiger Formulirung den Satz aus : »dass

die Stände verpflichtet sind, für die Deckung der für den öffent-

lichen Dienst nothwendigen Ausgaben soweit zu sorgen, als sie aus

den eigenen Mitteln des Staates nicht bestritten werden können,

dass sie zwar das Recht haben, das Budget zu prüfen und zu be-

willigen, dass sie aber Ausgaben, welche auf bestimmten bundes-

oder landesgesetzlichen oder privatrechtlichen Verpflichtungen be-
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ruhen, nicht verweigern dürfen (S. 479)«, sie erkennen daher kein

Steuerbewilligungsrecht in dem Sinne an, dass die für den Staatsbedarf

nothwendigen Steuern auch willkürlich verweigert werden könnten,

und sprechen dies indirekt dadurch aus, dass sie den Ständen ver-

bieten, die »Bewilligung der Steuern an Bedingungen zu knüpfen,

welche den Zweck und die Verwendung derselben nicht betreffen«.

(Bayern, Tit. VII, § 9. Baden, § 56. Württemberg, § 113. Hessen,

§68. Bundesbeschluss vom 28. Juni 1832.) Andere Verfassun-

gen, wie die preussische, gewähren dagegen den Kammern ein

scheinbar unbeschränktes Einnahme- und Ausgabebewilligungs-

recht; doch müssen auch hier die oben entwickelten Schranken,

welche sich aus der Natur des Budgetrechtes von selbst ergeben,

eben so gut innegehalten werden, als ob sie durch ausdrückliche

Verfassungsbestimmungen sanktionirt wären, wie dies auch die

gewichtigsten Autoritäten unter den deutschen Staatsrechtslehrern

jeder Zeit festgehalten haben. Eine willkürlich gehandhabte

Verweigerung gesetzlicher Ausgaben oder eine Versagung der zur

Fortführung einer geordneten Regierung nothwendigen Einnahmen

wäre ein unstaatliches, widersinniges Beginnen, welches in keinem

Staate Rechtens sein kann, weil es die Auflösung des Staates selbst

bedeuten würde.

§ 208.

Staatsrechtlicher Charakter des sogenannten
Etatsgesetzes.

Im absoluten Staate erscheint der Etat als eine Vorschrift,

welche sich die Staatsgewalt selbst in Betreff ihrer zu machenden

Ausgaben und zu erhebenden Einnahmen für eine gewisse Zeit-

periode setzt; er hat daher entschieden den Charakter einer Ver-
waltungsnorm. Wenn nun im konstitutionellen Staate zur

Feststellung derselben die Mitwirkung und Zustimmung der Volks-

vertretung verfassungsmässig verlangt wird, so fragt sich, ob da-

durch der Etat seinen staatsrechtlichen Charakter verändert? In-

dem alles, was nur durch die Uebereinstimmung der Krone und
beider Häuser zu Stande gebracht werden kann, als Gesetz be-

zeichnet wird, ist natürlich auch der Etat ein Gesetz im formellen

Sinne, nicht aber seinem Inhalte nach (S . 5 1 9) . Eine blosse Verwal-

tungsnorm kann dadurch niemals materiell Gesetz werden, dass dazu

die Zustimmung eines anderen Factors verlangt wird. Das Feststellen
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von Einnahmen und Ausgaben in einer zukünftigen Periode beruht

auf einer Berechnung, die sogar grossentheils nur eine Wahr-
scheinlichkeitsberechnung ist. Wenn die einzelnen Mi-
nister ihre voraussichtlichen Ausgaben mit der Kammer feststellen,

wenn der Finanzminister berechnet, wie viel Domänen, Steuern,

Zölle etwa eintragen werden, und das Resultat dieser Zusammen-
stellung und Berechnung von der Volksvertretung genehmigt wird,

so ist dies nichts weniger als eine Rechtsnorm, welche allein den

Inhalt eines Gesetzes ausmachen kann. Kurz, auch im konstitu-

tionellen Staate bleibt die Festsetzung des Etats ein Verwaltungs-

akt, nur mit dem Unterschiede, dass dazu die Zustimmung der

Volksvertretung nothwendig ist. Dieses richtige Verständniss des

staatsrechtlichen Charakters des sogenannten Etatsgesetzes ist auch

von grossen praktischen Konsequenzen. So lange man die Fest-

stellung des Etats für einen Akt der Gesetzgebung ansah,

glaubte man, dass hier ganz mit derselben Freiheit verfahren wer-

den könnte, wie bei der Annahme, Veränderung oder Ablehnung

jedes anderen Gesetzentwurfes. Wenn man dagegen in der Fest-

stellung des Etats lediglich einen Verwaltungsakt erkennt, so folgt,

dass derselbe, wie alle Verwaltungsakte, nur nach den beste-
henden Gesetzen stattzufinden hat. Soweit gültige Gesetze

bestehen, durch welche Einnahmen oder Ausgaben mittelbar oder

unmittelbar bestimmt sind, ist weder von einem freien Ermessen

der Regierung noch der Kammern die Rede. Beide stehen
unter den bestehenden Landesgesetzen, bis sie durch
Uebereinstimmung aller Faktoren abgeändert oder
aufgehoben sind. So wenig die Kammern das bestehende

Recht und gesetzliche Einrichtungen direkt durch einseitige Be-

schlüsse aufheben können, ebensowenig können sie es indirekt

durch Verweigerung der zu ihrer Durchführung erforderlichen Aus-

gaben. In Betreff der bei weitem meisten Ausgaben und Einnah-

men ist das völlig freie Bewilligungs- und Verweigerungsrecht des

Landtages ausgeschlossen, dasselbe steht ihm nur in Betreff solcher

Ausgaben zu, welche nicht auf gesetzlichen Einrichtungen beruhen

und nur zu nützlichen Zwecken bestimmt sind, ebenso in Betreff

solcher Einnahmen, welche nur auf die betreffende Finanzperiode

verwilligt sind. Aber auch bei den an sich notwendigen Ausgabe-

posten ist den Kammern nicht jedes freie Ermessen genommen.

Nur, wo auch der Betrag einer solchen Ausgabe ziffernmässig

feststeht, wie bei den Zinsen der Staatsschulden, dem Betrag der
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Civilliste, den Matrikularbeiträgen an die Reichskasse, haben sie

nichts weiter zu thun, als dieselben, als feststehende Rechnungs-

posten, in den Etat aufzunehmen. Ihr Verfahren ist hier ein rein

»kalkulatorisches«. Bei den meisten anderen, gesetzlich noth-

wendigen Ausgaheposten steht zwar die Existenz derselben fest,

nicht aber die Höhe ihres jährlichen Betrages. Vieles kann hier

vielleicht mit weniger Kosten erzielt werden, als die Regierung in

Ansatz gebracht hat. Wenn daher die Kammern der Ansicht sind,

dass die Regierung für gewisse, an sich nothwendige Zwecke z u

viel ausgeworfen hat, so können sie mindern und streichen, wenn nur

durch diese Abstriche die gesetzliche Einrichtung nicht unmöglich

gemacht, der als nothwendig erkannte Zweck nicht vereitelt wird.

Es lässt sich nicht leugnen, dass gerade hier eine verschiedenartige

Auffassung zwischen Regierung und Volksvertretung obwalten,

und dass aus deren hartnäckiger Festhaltung ein Konflikt hervor-

gehen kann. Ebenso steht es mit der oben erwähnten Unterschei-

dung nothwendiger und nützlicher Ausgaben, denn in vielen

Fällen wird die Volksvertretung eine Ausgabe nur für eine nütz-

liche oder gar für eine unnütze erklären, welche die Regierung für

eine nothwendige und deshalb nicht zu verweigernde hält. Bloss

materielle Rechtssätze über die Verwilligungspflicht der Stände

können freilich nie genügen, wo sich zwei selbständige Willens-

subjekte gegenüberstehen, die nicht genöthigt sind, ihre verschie-

denartigen Auffassungen einer höheren formellen Entscheidung in

Form eines Rechtsspruches unterzuordnen. Dennoch sind solche

materielle Rechtssätze nicht ganz werthlos, indem sie der Volks-

vertretung nicht nur ihr Recht, sondern auch ihre Pflicht der Bud-
getverwilligung ins Gewissen rufen und der unstaatlichen Vorstei"

lung entgegentreten, als ob die Bewilligung oder Verweigerung der

Steuern bezw. des gesammten Budgets ein nach subjektivem
Ermessen auszuübendes Recht sei, welches als parlamentarisches

Machtmittel zur Durchsetzung jedes beliebigen sogenannten Volks-

wunsches, besonders zum Sturze eines Ministeriums, gebraucht

werden dürfe. Auch hier geht die weitere Entwickelung des

Rechtsstaates dahin, dass für solche Konflikte eine richterliche In-

stanz geschaffen werde, deren definitivem Rechtspruche sich beide

streitende Theile zu unterwerfen haben.
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§ 209.

4) Rechtliche Folgen des zu Stande gekommenen
oder nicht zu Stande gekommenen Etats.

a) Fall des zu Staude gekommenen Etats.

Da es sich bei der Feststellung des Etats um zukünftige, meist

nur auf Wahrscheinlichkeitsannahmen beruhende Thatsachen han-

delt, so wird derselbe vielfach durch das Nichteintreten derselben

von selbst rectificirt. Im Wesen des Etats liegt keine absolut bin-

dende Vorschrift; es kann von demselben abgewichen werden, aber

dies soll nie ohne nachweisbaren Grund geschehen. So ist die Re-

gierung nicht verpflichtet, alle in den Etat aufgenommenen Aus-

gaben, in der ganzen Höhe des Betrages, zu machen, sie kann

thatsächlich gar nicht in der Lage sein, eine solche Ausgabe zu

machen, weil ihre Veranlassung hinweggefallen ist; sie kann auch

zu der Einsicht gekommen sein, dass sich die Aufgabe mit gerin-

geren Kosten erreichen lässt, als mit den im Etat ausgesetzten. Die

Regierung kann sich für die Unterlassung einer bewilligten Aus-

gabe oder für die nicht volle Verwendung der bewilligten Mittel dem
Tadel der Kammern aussetzen; staatsrechtlich verpflichtet ist

sie nur, für Mehrausgaben die nachträgliche Genehmigung der

Kammern einzuholen. Als Mehrausgaben erscheinen sowohl die

Ausgaben, für welche der Etat gar keine Deckungsmittel ange-

wiesen hat (ausseretatmässige Ausgaben, qualitative Etatsüber-

schreitungen), als diejenigen, wo die im Etat festgestellte Summe
überschritten worden ist (eigentliche oder quantitative Etatsüber-

schreitungen)
;
beide werden nach gleichen Grundsätzen behandelt.

Es ist eine falsche Auffassung, wenn man jede Leistung einer

Ausgabe, welche im Etat gar nicht vorgesehen war, sowie jede

Mehrausgabe für einen Posten, der im Etat niedriger fixirt war,

für eine Verletzung des Etatsgesetzes
,

für eine ungesetzliche

H andlung, ansieht. In vielen Fällen konnten weder Kammern
noch Regierung die plötzlich eintretenden Staatsbedürfnisse vor-

aussehen; in anderen Fällen wurden die Ausgaben durch die Ver-

änderung der Konjunkturen wesentlich erhöht. Die Staatsregie-

rung würde in solchen Fällen sogar pflichtwidrig handeln, wenn

sie, in buchstäblicher Einhaltung des Etats, eine solche Mehraus-

gabe unterlassen und dadurch das Staatswohl gefährden wollte.

Der Unterschied für sie liegt nur darin, dass sie bei Leistung der
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im Etat bewilligten Ausgaben von jeder Verantwortlichkeit frei ist,

während sie bei jeder Etatsüberschreitung auf die Verantwortlich-

keit hin handelt, dem Landtage die Ueberzeugung von der Noth-

wendigkeit oder Nützlichkeit der gemachten Ausgaben beizu-

bringen. Aber auch hier steht es nicht im willkürlichen Ermessen

des Landtages, seine Genehmigung zu ertheilen oder zu versagen.

Wenn nachgewiesen werden kann, dass die nicht bewilligte Aus-

gabe zur Durchführung der Gesetze, zur Erhaltung bleibender

Einrichtungen und überhaupt im Interesse des Gemeinwohles

dringend geboten und zugleich unaufschiebbar war, so ist der

Landtag verpflichtet, einem solchen Nachtrags e tat ebenso seine

Genehmigung zu ertheilen, als wenn der Posten gleich in den ur-

sprünglichen Etat mit aufgenommen wäre. »Die nachträgliche Er-

theilung der Genehmigung ist eine Rectificirung des ursprünglichen

Etats, eine das Budget ergänzende und abändernde Vereinbarung

der Kammern mit der Regierung.«

b) Der Fall des nicht zu Stande gekommenen Etats.

Die Verfassungen gehen von der Voraussetzung aus, dass eine

Vereinbarung zwischen der Regierung und den Kammern über den

Etat vor Ablauf der Finanzperiode zu Stande kommen muss. Den-

noch ist es möglich, dass dies auch einmal nicht geschieht. Es

braucht die Ursache hierzu nicht immer in einem staatsauflösenden

Konflikte zu suchen zu sein; auch manche äussere Zufälligkeiten

können das rechtzeitige Zustandekommen des Etats verhindern,

wie es z. B. in Preussen sehr häufig vorkam, dass der Etat vor Ab-

lauf der Finanzperiode nicht festgestellt war. Jedenfalls ist eine

solche budgetlose Zeit ein anomaler Zustand, eine ob-
jektive Verletzung der Verfassung, wovon die Frage wohl zu

trennen ist, wem die subj ektive Verschuldung an der Her-

beiführung eines solchen Zustandes zur Last fällt. Es handelt sich

aber zunächst nur um die praktisch wichtige Frage, was soll ge-

schehen, wenn das Etatsjahr abgelaufen und kein neues Etatsgesetz

zu Stande gekommen ist? Nach der Theorie, dass das sogenannte

Etatsgesetz ein wahres Gesetz auch im materiellen Sinne ist, dass

in ihm die ausschliessliche gesetzliche Grundlage für die ganze

Finanzwirthschaft des Staates, die einzige, nicht bloss formelle Er-

mächtigung der Regierung zur Leistung von Staatsausgaben liegt,

kommt man freilich zu dem Resultat, dass die Regierung bei nicht

zu Stande gekommenem Etat von dem letzten Tage der abgelau-
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fenen Finanzperiode ab gar keine Finanzverwaltung mehr
führen darf, wie dies auch in Preussen während der sogenannten

Konfliktsperiode vielfach behauptet wurde. Ein Satz, welcher

in seiner Konsequenz zur Auflösung des Staates selbst führen

würde,- kann auch vom Standpunkt des Staatsrechtes aus nicht

richtig sein, dessen höchstes Gebot Erhaltung des Staates selbst ist.

Dass also das Ministerium auch bei Nichtzustandekommen des

Etats nicht die Staatskasse zu schliessen braucht, sondern gewisse

Ausgaben zu leisten verpflichtet und berechtigt ist, liegt ausser-

halb des Zweifels. Es fragt sich nur, nach welchen Rechts-
grunds ätzen das Maass der zu leistenden Ausgaben zu bestim-

men ist. Während allerdings der forme Ile Rechtstitel der Aus-

gabenbewilligung fehlt, machen sich die materiellen Rechtstitel,

welche der formellen Ermächtigung sonst zu Grunde liegen, durch

sie aber in den Hintergrund gedrängt werden, wieder geltend und

bestimmen die Befugnisse des Ministeriums in Betreff der fortzu-

führenden Verwaltung. Die rechtliche Grundlage der bei weitem

meisten Ausgaben und Einnahmen ruht aber nicht erst auf dem
Etat, sondern ist auch ohne Etat vorhanden. Staatsrechtlich hat

das Zustandekommen des Etats für das Ministerium den Vortheil,

dass es durch das konstatirte Einverständnis wegen der Leistung

aller etatsmässigen Zahlungen ausser Verantwortlichkeit ist, indem

es durch die formelle Zustimmung der Kammern vollständig ge-

deckt wird. Leistet es dagegen bei Nichtzustandekommen des

Etats Ausgaben, so thut es dies auf eigene Verantwortung
hin, d. h. es muss dem Landtage nachweisen, dass jede gemachte

Ausgabe durch das Gesetz erfordert oder durch das Staatswohl ge-

boten wird. Kurz, es trifft das Ministerium die Beweislast, in-

dem es der Landesvertretung gegenüber die Gesetzlichkeit und

Nothwendigkeit jeder einzelnen Ausgabe darlegen muss. Dabei

aber steht es auch hier der Volksvertretung nicht frei, dieser oder

jener Ausgabe beliebig die Genehmigung zu versagen, welche sie

zu bewilligen rechtlich verbunden gewesen wäre, wenn der Etat

rechtzeitig zu Stande gekommen wäre. »Dieselben Grundsätze«,

sagt Lab and, »welche bei der Berathung des Etats dem Streichungs-

rechte des Abgeordnetenhauses Grenzen ziehen, und welche für

die Prüfung und Genehmigung der Etatsüberschreitungen zur

Richtschnur dienen, involviren für den Landtag die rechtliche

Pflicht, hei der Prüfung einer ohne Etatsgesetz geführten Verwal-

tung alle diejenigen Ausgaben zu genehmigen, welche er auch aus
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dem Voranschläge nicht hätte streichen dürfen«. Indem wir uns

insoweit den bis jetzt unwiderlegt gebliebenen Ausführungen La-

b and ’s auch heute noch anschliessen, müssen wir ihm in einem wich-

tigen Punkte entschieden entgegentreten. Wenn er nämlich bei den

für dauernde Zwecke bestimmten Budgetsätzen, insofern jene nur

schon einmal bewilligt sind, das fr ü h e r zwischen Regierung und

Kammern vereinbarte Budget so lange als bindend betrachtet, bis

eine neue Willensmeinung zwischen den maassgebenden Faktoren

zu Stande gekommen sei, so steht diese Auffassung Lab and’ s mit

der wirthschaftlichen und staatsrechtlichen Bedeutung des soge-

nannten Etatsgesetzes in Widerspruch. Gerade weil die Bedürfnisse

eines grossen Staatswesens in fortwährender Veränderung begriffen

sind, weil auch hei Ausgaben, welche dazu bestimmt sind, noth-

wendige dauernde Einrichtungen zu erhalten und unentbehrliche

Bedürfnisse zu decken, durch veränderte Verhältnisse Ersparnisse

geboten oder wenigstens möglich sein können, kurz, weil die ganze

Finanzwirthschaft einen veränderlichen Charakter hat, hat man
Finanzperioden von kurzer Frist angeordnet. Dauer liegt im
Wesen des Gesetzes, Periodicität im Wesen des Etats.

Indem nach der Laband 7 sehen Theorie das Nichtzustandekommen

des Etats eigentlich gar nicht mehr als etwas Verfassungswidriges

erscheint, und durch das ohne weiteres anerkannte Fortgelten des

letzten Etatsgesetzes seine normale Regel erhält, fällt für die Re-
gierung jedes zwingende Motiv hiirweg, alles aufzubieten, um aus

diesem Zustande herauszukommen, und mit allen Kräften nach

einem Einverständnisse mit der Volksvertretung zu streben. Auch
nach unserer Ansicht soll die Regierung, hei Nichtzustandekommen

des Etats, keineswegs die ganze Finanzverwaltung sistiren, sie ist

berechtigt und verpflichtet, in dem eintretenden anomalen Zu-
stande alle gesetzlichen Einnahmen zu erheben und alle noth-

wendigen Ausgaben zu leisten, aber sie thut es auf ihre eigene

Verantwortlichkeit hin und übernimmt die Verpflichtung, für jede

Ausgabe den Nachweis ihrer Gesetzlichkeit und Nothwendigkeit
zu führen, sie ist daher in einer unsichereren Lage, als wenn sie

durch das zu Stande gekommene sogenannte Etatsgesetz formell so

gedeckt ist, dass sie niemals auf die materiellen Rechtsgründe und
die thatsächliche Nothwendigkeit der einzelnen Ausgabeposten zu

rekurriren braucht. Kurz, man darf den Zustand des nicht zu

Stande gekommenen Etats nicht wie einen normalen verfassungs-

mässigen ansehen, der seine im voraus gegebene Regel hat, sondern
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wie einen abnormen, verfassungswidrigen, in welchem die

Regierung nur nach den Geboten des Nothstandes die

Finanzverwaltung weiter zu führen berechtigt und verpflichtet ist.

Während diese hier erörterten Grundsätze überall hinsichtlich

der Staatsausgaben gelten
,
gestatten die meisten Yerfassungen

die Forterhebung aller bisherigen Einnahmen während einer

bestimmten Zeit auch nach Ablauf der früheren Budgetperiode —
vier Monate in Württemberg, ein halbes Jahr in Bayern,

Baden, Hessen, ein Jahr in Sachsen u. s. w. Am weitesten geht

darin die preussische Yerfassungsurkunde, Art. 109, wonach »die

bestehenden Steuern und Abgaben forterhoben wer-
den, bis sie durch ein Gesetz verändert werden«.

§ 210 .

5) Verschiedene Berechtigung der beidenHäuser bei
Feststellung des Etats.

In der Regel sind die Befugnisse beider Häuser gleich (S. 463)

.

Nur auf dem Gebiete der Finanzwirthschaft räumen die deutschen

Verfassungen, welche dem Zweikammersystem huldigen, der zwei-

ten Kammer, nach dem Vorbilde englischer Parlamentsgewohn-

heiten, gewisse Vorzüge ein, indem man davon ausging, dass die

eigentlich steuerzahlende Kraft des Volkes im Abgeordnetenhause

vertreten sei. Darin stimmen alle deutschen Verfassungen mit

Zweikammersystem überein, dass alle Anträge über Staats-

auflagen oder Finanzgesetzentwürfe zuerst der zwei-

ten Kammer vorgelegt werden müssen, so die preussische

Verfassungsurkunde Art. 62, Abs. 3 : »Finanzgesetzentwürfe und

Staatshaushaltsetats werden zuerst der zweiten Kammer vorge-

legt«; so die bayerische Verfassungsurkunde Tit. VI. § 18, württem-

bergische Verfassungsurkunde § 181, badensche § 66. Hessen-

Darmstadt § 67. Königreich Sachsen § 122. Das Recht der

ersten Kammer dem gefassten B eschlusse der zweiten
Kammer gegenüber ist aber verschieden bestimmt.

Nach der preussischen Verfassungsurkunde, Art. 62, 3, beschränkt

sich bei dem Staatshaushaltsetat dieBefugniss der erstenKammer dar-

auf, denselben im Ganzen anzunehmen oder abzulehnen, das Recht,

Abänderungsvorschläge zu machen, ist ihr entzogen. (Mit der

preussischen Verfassung stimmen überein die württembergische,

§181, Baden, § 60, Hessen-Darmstadt, § 67. Die badische Ver-

fassung bezieht diese Bestimmung nicht bloss auf den Staatshaus-
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haltsetat, sondern auf alle Gesetzentwürfe, welche die Finanzen

betreffen.) Diese Vorschrift muss so verstanden werden, dass das

Recht der ersten Kammer, den Staatshaushaltsetat im Ganzen
anzunehmen oder abzulehnen, sich auf den in der zweiten Kammer
festgestellten Staatshaushaltsetat bezieht, denn nur dieser bildet die

Grundlage der Berathungen der ersten Kammer ;
mit dem ursprüng-

lichen Regierungsentwurfe des Etats ist dieselbe gar nicht befasst

gewesen 1
. In Bayern und Sachsen besteht eine solche Beschränkung

der ersten Kammer nicht. In Württemberg und Baden werden,

wenn das von der zweiten Kammer angenommene Budget von der

ersten Kammer ahgelehnt ist, die Stimmen der beiden Kammern
zusammengezählt; hei Stimmengleichheit giebt in Württemberg die

Stimme des Präsidenten der zweiten Kammer den Ausschlag. Aehn-

lich in Hessen-Darmstadt § 67 . Der preussischen Verfassung ist ein

solches Auskunftsmittel unbekannt; dagegen ist es unzweifelhaft

zulässig, dass das Herrenhaus, ehe es seinen definitiven Beschluss

über Annahme oder Ablehnung des Budgets fasst, Zwischenverhand-

lungen mit dem Abgeordnetenhause über einzelne Positionen des

Etats eintreten lässt, wodurch es zur nochmaligen Erwägung
derselben auffordert. Vertrauliche Besprechungen zwischen beiden

Kammern über den Etat .sind in anderen Verfassungen sogar vor-

geschrieben, z. B. in Württemberg § 181. Dagegen kann die erste

Kammer darauf bestehen, dass der sogenannte Etatsgesetzentwurf

auf die Feststellung von Ausgaben und Einnahmen beschränkt und
von allen Nebenbestimmungen gereinigt werde, dass ihm dagegen

alle eigentlichen gesetzlichen, auch finanziell-gesetzlichen Be-

stimmungen in getrennter Vorlage zugehen, damit ihm sein hei der

Gesetzgebung regelmässig zustehendes Recht nicht geschmälert

werde. (Auch das englische Oberhaus duldet aus diesem Grunde
keine sogenannten bepackten Bills.)

§ 211 .

IV. Die Ausgaben der deutschen Staaten.

Der Staat des Mittelalters kennt kein Ausgabesystem. Er leistet

für Kulturaufgaben so gut wie nichts. Für Heer und Gericht nimmt
er die Naturaldienste der Unterthanen in Anspruch. Erst der

1 Ueber die Kontroverse, die in dieser Beziehung zwischen dem Herrenhause
und dem Abgeordnetenhause in Preussen stattfand, vergl. mein preussisches

Staatsr. B. II. S. 451 ff. Graf Arnim-Boytzenburg, Das Recht des Herren-

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 39
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absolute Staat des XVII. und XVIII. Jahrhunderts bringt es, im

Kampfe mit den ständischen Mächten, zu einem Inbegriffe von

Staatsausgaben, in welchem freilich die Ausgaben für den Hof und

das Heer Alles überwiegen. Der ganze Ausgabeetat wird durch den

individuellen Willen des Selbstherrschers bestimmt. Persönliche

Verschwendung und immer steigender Hofaufwand führen viele

Staaten an den Rand des Abgrunds
;
so vor allem Frankreich, dessen

absolutistischer Herrscherglanz auch die deutschen Fürsten zur

Nachahmung reizte. Als erstes Postulat einer konstitutionellen

Staatsordnung erscheint daher überall Th ei lnahme der Volks-
vertretungbei Feststellung der Staatsausgaben, indem

gerade durch Geltendmachung der verschiedenen Standpunkte

Regierung und Volksvertretung zu einem heilsamen Ausgleiche zu

gelangen pflegen, durch welchen der Werth der Staatsthätigkeiten

mit den dafür zu bringenden Opfern der Bürger regelmässig in ein

richtigeres Gleichgewicht gebracht wird
,

als da
,
wo einseitiger

Herrscherwille die Ausgaben zu bestimmen hat. Erst mit der Aus-

bildung des Verfassungsstaates bricht sich das Bewusstsein Bahn,

dass die Staatsausgaben in erster Linie Verwendungen sein

sollen, welche dem Gesammtzwrecke des Staates, sowie den Zwecken

der einzelnen Staatsangehörigen zu dienen haben. Während der

absolute Staat fast nur Ausgaben für Hof und Heer kennt, ver-

breiten sich dieselben jetzt harmonisch über alle Zweige der Staats-

thätigkeit . Damit wird eine Systematisirung, eine übersicht-

liche Zusammenstellung der Ausgaben Bedürfniss der Finanzver-

waltung. Als erster Begründer einer solchen wird Necker an-

gesehen, welcher seinemAusgabesysteme nicht bloss Zahlen, sondern

Verwaltungszweige zu Grunde legte. Seit dieser Zeit war man
überall bestrebt, dadurch möglichst Einheit und Uebersicht in das

Budget zu bringen, dass man die Ausgaben nach Ministerien und

innerhalb dieser wieder nach Ressorts vertheilte und ordnete. So

wurden überall neben den Ausgaben für das Staatsoberhaupt (Civil-

liste) die Ausgaben für die auswärtigen Angelegenheiten, das Heer,

die Finanzen, die Justiz und das Innere unterschieden. Neue Unter-

scheidungen traten ein, nachdem sich fast überall das ursprünglich

so umfassende Ministerium des Innern in mehrere neue Ministerien

hauses bei Feststellung des Staatshaushaltsetats. Berlin 1863. Dagegen E. L a s -

ker, Das Herrenhaus und sein Finanzrecht. (In Oppenheims Jahrb. für Pol.

und Liter. B. VII. S. 161 ff. u. B. IX. S. 177 ff. Ueber eine ähnliche Kontroverse

in Württemberg v. Mo hl B. I. S. 669.
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zerlegt hatte (S. 296). Auch in den deutschen Staaten schliesst sich

das Ausgabebudget an die bestehenden Ministerien an.

Die neueste deutsche Staatsentwickelung hat auch in Betreff des

Systems der Staatsausgahen grosse Veränderungen herbeigeführt.

Die bundesstaatliche Gestaltung Deutschlands bringt es mit sich,

dass die im EinheitsStaate von der Einen Staatsgewalt zu verfolgen-

den Aufgaben bei uns zwischen der Reichsgewalt und der Staats-

gewalt der Einzelstaaten getheilt sind. Dieser Dualismus der

Staatsaufgaben führt auch zu einem Dualismus der Staats-
ausgahen, indem durch die Reichsverfassung grosse Aufgaben

der Staatsverwaltung von den Einzelstaaten auf das Reich über-

gegangen sind. Zuvörderst bildet die gesammte Landmacht des

Reiches ein einheitliches Heer, dessen Kosten und Lasten dem
Reiche obliegen, ebenso wird die Kriegsmarine auf Reichskosten

erhalten
,

ferner sind Post und Telegraphie (mit Ausnahme von

Bayern und Württemberg) einheitliche Verkehrsanstalten, deren

Ausgaben aus den gemeinschaftlichen Einnahmen bestritten werden,

ebenso gehören jetzt die völkerrechtliche Vertretung und das Kon-
sulatwesen auf den Etat des Reiches. Danach sind alle diese Aus-

gaben vom Ausgabeetat der deutschen Einzelstaaten verschwunden.

Die auf dem Etat der Einzelstaaten verbleibenden Ausgaben

zerfallen in ordentliche und ausserordentliche. Ordent-
liche Ausgaben sind solche, welche im regelmässigen Gange des

Staatslehens jährlich oder doch in bestimmter Wiederholung Vor-

kommen und einem fortdauernden Bedürfnisse entsprechen
;
ausser-

ordentliche Ausgaben werden durch ein besonderes Bedürfniss eines

einzelnen Zeitpunkts herbeigeführt; dieses Bedürfniss lässt sich bis-

weilen voraussehen, erscheint aber auch nicht selten ganz plötzlich,

solche Ausgaben sind bisweilen auf ein Jahr beschränkt, bisweilen

erstrecken sie sich auf mehrere Jahre.

Die Ausgaben der deutschen Staaten zerfallen in folgende

Gruppen: 1) Erhebungs- und Verwaltungskosten der Einnahmen,

2) Ausgaben für die Erhaltung der staatlichen Organe : Monarch,

Landtag, Staatsbehörden, 3) Ausgaben für die sachlichen Bedürf-

nisse der einzelnen Verwaltungszweige, 4) Zinsen und Amortisa-

tionen der Staatsschuld. Dazu kommen: 5) als Beiträge für die

Reichskasse, die durch den Reichsetat festgestellten Matri-
kularbeiträge, welche im Etat der Einzelstaaten als Ausgabe-

posten erscheinen.

39*
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V. Die Einnahmen der deutschen Staaten.

§ 212 .

Eintheilung derselben.

Die Deckungsmittel für die Staatsausgaben findet der Staat in

seinen Einnahmen, welche man ebenfalls in ordentliche und

ausserordentliche eintheilt. Die ordentlichen Einnahmen sind

solche, welche ihrer Natur nach einer regelmässigen Wiederholung

von Periode zu Periode fähig sind, die ausserordentlichen solche,

bei denen dies nicht der Fall ist. Zu letzterer Klasse gehören die

Einnahmen aus der Yeräusserung von Staatseigen-
thum und aus der Benutzung des Staatskredits.

Die ordentlichen Einnahmen haben einen zweifachen staats-

rechtlichen Charakter, indem der Staat entweder solche aus privat-

wirthschaftlichen Unternehmungen zieht, welche er als vermögens-

fähige Person, wie jeder Privatmann in freier Konkurrenz, betreiben

kann, oder indem er kraft seiner Staatsgewalt, welche sich als

Finanzhoheit darstellt
,

Beiträge aus den Einzelwirthschaften

seiner Unterthanen zur Deckung der Staatsbedürfnisse erhebt. Diese

Auflagen (Steuern im weitern Sinn), welche man, den privat-

wirthschaftlichen Einnahmen gegenüber, auch als die staats-

wirthschaftlichen bezeichnet, zerfallen wieder in zwei Klassen,

es sind entweder solche, welche der Staat fordert, weil jemand mit

einer speziellen Staatsfunktion in Berührung kommt und diese für

ihn in besonderer Weise thätig wird (Gebühren) oder es sind

Z wangsbeiträge, welche der Staat, ohne jeden speziellen

Verpflichtungsgrund, von seinen Angehörigen, kraft seiner

Staatsgewalt, in einer einseitig von ihm bestimmten Weise, zur

Deckung der Staatsbedürfnisse fordert, bloss weil die Einzelnen als

Glieder des Staates an allen Wohlthaten der Staatsverbindung theil-

nehmen. (Steuern im eigentlichen Sinn S. 362.)

A. Ordentliche Staatseinnahmen.

§ 213 .

1) Einnahmen aus dem privatwirthschaftlichen Er-

werbe des Staats.

Ueberall sind die D omänen e innahmen die älteste Finanz-

quelle des Staats. In den deutschen Territorien galt das Kammer-
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gut als Eigenthum der regierenden Familie; der Landesherr war

aber verpflichtet, von dessen Ertrag auch die Kosten der Landes-

regierung zu tragen. In den neueren Verfassungsurkunden hat aber

das Rechtsverhältnis des Kammergutes meist eine neue durch-

greifende Regelung erfahren. Mag dasselbe aber auch, wie in den

grösseren Staaten, zum reinen Staatsgute erklärt oder, wie in den

kleineren Staaten, Eigenthum oderStammgut der regierendenFamilie

verblieben sein, sodass nur die Verwaltung desselben mit der staat-

lichen Finanzverwaltung vereinigt worden ist, so fliesst doch ein

beträchtlicher Theil der Einkünfte desselben in die Staatskasse, und

somit erscheint auch heut zu Tage noch die Einnahme aus dem
Grundbesitze als eine wichtige privatwirthschaftliche Finanzquelle

der deutschen Staaten. Dabei wird regelmässig noch zwischen den

Einnahmen aus den landwirtschaftlichen Domänen und den

Forsten unterschieden, ohne dass zwischen beiden ein staatsrecht-

licher Unterschied besteht. Dazu kommen noch Einnahmen aus

gewerblichen Unternehmungen des Staats, aus den Staatsbergwerken,

aus Geld- und Bankgeschäften des Staats, wie z. B. aus der preussi-

schen Seehandlung, aus Staatsfabriken, Staatseisenbahnen u. s. w.

§214.

2) S taat s wir thschaftliche Einnahmen,

a) Gebühren.

Da die Gebühren von dem Einzelnen, als spezieller Entgelt eines

ihm vom Staate geleisteten Dienstes oder einer durch ihn dem Staate

verursachten Ausgabe hei der Ausübung einer speziellen Staatsthätig-

keit, in einer gesetzlich normirtenHöhe gefordert werden, so haben die

Einnahmen aus den Gebühren lediglich den Zweck, dieHerstellungs-

und Betriebskosten der betreffenden Staatsthätigkeit und der damit

verbundenen Einrichtungen ganz oder theilweise zu decken.

Wenn höhere Einnahmen dabei beabsichtigt und erreicht werden,

so fallen diese unter den Begriff der eigentlichen Steuer. Die Ge-

bühren knüpfen sich entweder an die Ausübung wesentlicher

Hoheitsrechte oder an Thätigkeiten, welche bloss aus Zweckmässig-

keitsgründen vom Staate übernommen werden, an und für sich

aber auch von Privaten geleistet werden könnten. Zu der ersten

Art gehören die Gebühren der Polizeibehörden für Ertheilung von

Legitimationen, der Gerichtsbehörden für Akte der freiwilligen Ge-

richtsbarkeit, die Gebühren der bürgerlichen streitigen Rechtspflege,
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welche von dem unterliegenden Theile, der peinlichen Rechtspflege,

welche von dem Verurtheilten getragen werden müssen. Die Justiz

wird in den deutschen Staaten zwar nicht ganz, aber zum Theil

durch diese Gebühren erhalten. Ausser diesen Gerichts- und Ver-

waltungsgebühren kommen noch zahlreiche andere Gebühren vor

bei Thätigkeiten des Staates, welche zwar möglicher Weise auch

von Privaten besorgt werden könnten, am besten und zweck-

massigsten aber vom Staate übernommen werden; dahin gehören

besonders die Gebühren, welche für die Leistungen des Staats auf

dem Gebiete der Kultur- und Wohlfahrtspflege von denen entrichtet

werden, deren Einzelinteresse durch eine solche Leistung besonders

gefördert wird, Schulgelder, Gebühren für Benutzung der grossen

Verkehrsmittel des Staates, Chausseegelder, Postgelder für Benutzung

der Brief-, Gepäck- und Passagierposten, der Schlagschatz für Aus-

prägung von Münzen u. s. w.

b) Steuern im eigentlichen Sinne.

In allen Staaten unterscheidet man direkte und indirekte
Steuern, deren begriffliche Unterscheidung wir in die Finanzwissen-

schaft verweisen. (Vergl. preussisches Staatsrecht B. II. S. 471.)

Die wichtigsten in Deutschland vorkommenden direkten Steuern

sind die Grund- und Gebäudesteuer
,
die Gewerbesteuer

,
welche

von bestimmten Gewerben erhoben wird, vor allem die in neuerer

Zeit überall eingeführte Einkommensteuer, die nach zwei ver-

schiedenen Systemen eingerichtet ist. Nach dem einen, welches

in Preussen und den norddeutschen Staaten gilt, erfolgt die Ver-

anlagung zur Einkommensteuer »nach Maassgabe des Gesammt-
einkommens, welches dem Steuerpflichtigen aus Grundeigen-

thum, Gehalt, Kapitalvermögen, Rechten auf periodische Hebung
oder aus Vortheilen irgend welcher Art, aus dem Ertrage eines

Gewerbes oder irgend einer Art gewinnbringender Beschäftigung

zufliesst.« (Vorbild ist das preussische Gesetz über die Klassensteuer

und klassificirte Einkommensteuer vom 1. Mai 1851.) Das andere

System, welches in den süddeutschen Staaten vorherrscht, kennt eine

allgemeine Einkommensteuer nicht, sondern setzt sich aus einer

Anzahl von Ertrags steuern für die einzelnen Ein-
kommensz weige zusammen. (So werden inBayem, Württem-
berg, Baden u. s. w. die Einnahmen aus Grundeigenthum, Gebäuden,

Kapital-, Renten-, Berufs- und Diensteinkommen unterschieden.)

Zu den indirekten Steuern gehören die Eingangs - und Aus-
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gangszölle, welche an den Grenzen des Staates von eingehenden

und ausgehenden Waaren erhoben werden. Der gesammte Rein-

ertrag der Grenzzölle lliesst aber jetzt in die Reichskasse, sodass

dieselben vom Einnahmeetat der Einzelstaaten verschwunden sind.

Ebenso steht es mit den wichtigsten inländischen Verbrauchs-

steuern, welche von Salz, Tabak, Branntwein, Bier und Zucker er-

hoben werden. Auch diese sind der Reichskasse überwiesen und

kommen somit für die Einzelstaaten nicht mehr in Betracht. Hin-

sichtlich der Besteuerung anderer Verbrauchsgegenstände unter-

liegen die Einzelstaaten weitgehenden reichsgesetzlichen Beschrän-

kungen. Die früher von den Einzelstaaten erhobenen Verbrauchs-

steuern, die Weinsteuer, die Mahl- und Schlachtsteuer, sind meistens

durch die Landesgesetze aufgehoben. Auch die Spielkartensteuer

ist seit dem 1. Januar 1879 auf das Reich übergegangen. Bei
diesem Uebergang fast aller indirekten Steuern auf
das Reich, beruht jetzt der Einnahmeetat der deutschen
Einzelstaaten wesentlich auf dem direkten Steuer-
system.

§ 215.

B. Die ausserordentlichen Staatseinnahmen.

Die ordentlichen Staatsausgaben, »das Normalerforderniss der

regelmässigen Verwaltung«, sollen in jedem geordneten Staatswesen

durch die ordentlichen Einnahmen gedeckt werden. Es gieht aber

auch Ausgaben, welche nach dem Grundsätze einer gesunden

Finanzwirthschaft auf anderem, ausserordentlichem Wege gedeckt

werden dürfen. Dahin gehören privatwirthschaftliche Anlagen,

welche dazu bestimmt sind, die Einnahme des Staates bleibend zu

erhöhen (z. B. Eisenbahnanlagen)
,

ferner staatswirthschaftliche

Kapitalanlagen, deren vortheilhafte Wirkungen sich über längere

Zeit hinaus erstrecken und damit für die kommende Finanzperiode

eine Ausgabenminderung in Aussicht stellen (z. B. Bau von Ge-
richtsgebäuden)

,
endlich ausserordentliche Ausgaben im engeren

Sinne, welche durch unberechenbare Ereignisse, besonders durch

einen Krieg, dem Staate aufgezwungen werden. Zur Deckung
dieser ausserordentlichen Ausgaben kann sich der Staat auf zwei-

fachem Wege ausserordentliche Staatseinnahmen verschaffen. Der

erste besteht darin, dass der Staat Theile seines werbenden Staats-

eigenthums veräussert (z. B. Domänen) und den Erlös aus den Kauf-



602 II. Von den Funktionen des Staatsorganismus.

geldern als ausserordentliche Einnahme in den Etat aufnimmt, der

zweite darin, dass der Staat statt zur Verminderung des Aktivver-

mögens zur Benutzung des Staatskredits, d. h. zur Vermehrung des

Passivvermögens greift. So entstehen Staatsschulden.

1) Die Staatsschulden 1
.

Der uns jetzt selbstverständliche Satz, dass der Staat, als ver-

mögensrechtliche Persönlichkeit, das Recht hat, sich durch Auf-

nahme von Schulden ausserordentliche Einnahmen zu verschaffen,

ist erst mit der Entfaltung der modernen Staatsidee zur vollen An-

erkennung gekommen. Noch im vorigen Jahrhundert unterschied

man in den deutschen Territorien Kammerschulden und Landes-

schulden. Bei diesen beiden Arten von Schulden waren die ver-

pflichteten Subjekte durchaus verschieden, dort war es der Lan-
desherr, hier das Land, die Landschaft. Der im ganzen Ter-

ritorialstaatsrechte vorhandene Dualismus kam auf dem Gebiete

des Finanzrechtes, besonders im Schuldenwesen, evident zum Vor-

schein. Auch die Verwaltung dieser beiden Arten von Schulden

war verschieden, die Kammerschulden wurden von der Hofkammer,

die Landesschulden von der landschaftlichen Steuerkasse bestritten

und verwaltet. Mit der Entstehung eines einheitlichen Staatsver-

mögens und einer einheitlichen Finanzverwaltung in diesem Jahr-

hundert, unter dem Einflüsse der neueren Verfassungen, hat sich

erst ein einheitliches Staatsschuldenwesen herausge-

bildet. Durch den Grundsatz, dass jede Schuld, welche die Staats-

gewalt für öffentliche Zwecke aufnimmt, eine Staatsschuld ist, für

deren Zahlung nicht mehr der Landesherr persönlich oder nur mit

seinem Kammergute, sondern das Volk mit seiner ganzen Steuer-

kraft haftet, wird zuerst ein Staatskredit ausgebildet, dessen

1 Ueber den älteren Territorialstaat vergl. Moser, Staatsr. Th. XXIII.

Th. XXIV. Derselbe, Von dem reichsständischen Schuldenwesen. Frankfurt

und Leipzig 1874, Von der Landeshoheit in Kameralsachen (Kap. IV. Von den

Kammerschulden). H. A. Zachariä, Th. II. § 214. S. 169fF. Klüber, Oeffentl.

Recht § 333. 340. § 401. Die Lehre von den Staatsschulden wird abgehandelt in

den Lehrbüchern über Finanzwissensch. bei Stein a. a. O. (III. Aufl.) S.711—796,

b e i R a u a. a. O. § 47 1—529. F r. N e b e n i u s
,
der öffentliche Kredit II. Aufl.

Karlsruhe 1829. G. Dietzel, System der Staatsanleihen. Heidelberg 1855.

A. Wagner, in Bluntschli’s Staatsw. B. X. S. 1—58. L. Krug, Geschichte

der preussischen Staatsschulden, herausgegeben von Bergius (Breslau 1861).

J. C. Bergius, Die preussischen Staatsschulden. Münster 1842.
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Ausnutzung man aber nirgends dem subjektiven Ermessen des

Staatsherrschers überlassen konnte. Sowohl die geschichtlich be-

gründete Stellung der alten Landstände, an welche man auch hier

anknüpfte, wie das Bedürfniss der Ordnung und Sicherheit der Fi-

nanzen, führte in allen Verfassungen dazu, den neugescliaffenen

Landesvertretungen eine einflussreiche Theilnahme an der Gestal-

tung und Leitung des Staatsschuldenwesens einzuräumen. Zum
Steuerbewilligungsrecht der Landstände kam, als

nothwendiges Korrelat, das Recht der Zustimmung
zur Aufnahme neuer Staatsschulden, welches alle neueren

Verfassungsurkunden der Volksvertretung einräumen. Maassge-

bend ist die Bestimmung der bayerischen Verfassungsurkunde von

1818, Tit. VII. § 11 geworden: »Zu jeder neuen Staats-
schuld, wodurch die zur Zeit bestehende Schulden-
masse im Kapitalbetrage oder der jährlichen Ver-
zinsung vergrössert wird, ist die Zustimmung der

Stände erforderlich«. Ihr folgten^ die Verfassungen von

Baden 1818, § 57. Grossherzogthum Hessen, Verfassungsurkunde

1820, § 78. Königreich Sachsen, Verfassungsurkunde 1831, § 57.

Kurhessen, Verfassungsurkunde 1831, § 95. 142 u. s. wr
. Nur aus-

nahmsweise sollte, nach einigen Verfassungen, die Regierung befugt

sein, unter Verantwortlichkeit des Ministeriums, bei höchster Dring-

lichkeit der Umstände, ein Anlehen auch ohne vorher eingeholte Zu-

stimmung der Stände aufzunehmen, jedoch in diesem Falle die stän-

dische Bewilligung wenigstens nachträglich einzuholen verpflich-

tet sein. Eine solche Ausnahme kennt die preussische Verfassung

nicht, indem sie, Art. 103, klar und durchgreifend bestimmt: »Die

Aufnahme von Anleihen für die Staatskasse findet nur auf Grund
eines Gesetzes statt. Dasselbe gilt von der Uebernakme von

Garantien zu Lasten des Staates«. Da in diesem Artikel ausdrück-

lich auf den formellen Weg der Gesetzgebung verwiesen wird, so

ist die Aufnahme einer Staatsanleihe auf dem Wege einer ausser-

ordentlichen Verordnung (nach Art. 63 der Verfassungsurkunde)

unstatthaft. Da der Vorschlag der Aufnahme einer Staatsschuld

unter den Begriff eines sogenannten Finanzgesetzes fällt, so muss

derselbe stets zuerst an das Abgeordnetenhaus gehen.

Für jede wahre Staatsschuld haftet jetzt das ganze Staatsver-

mögen, sowie die ganze Steuerkraft der Unterthanen ;
sie ruht auf

dem ganzen Lande; in diesem Sinne ist jetzt jede Staatsschuld

eine sogenannte dette hypothequee, worunter man allerdings keine
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privatrechtlich wirksame Hypothek versteht, sondern womit nur

die bleibende Verbindlichkeit des Staates in seiner Gesammt-
heit ausgedrückt werden soll.

Von dieser eigentlichen Staatsschuld im technischen Sinne,

der sogenannten fundirten Staatsschuld, ist die sogenannte schwe-
bende Schuld, dette flottante, zu unterscheiden, welche dadurch

entsteht, dass die Fälligkeitstermine der Einnahmen und der Aus-

gaben des Staates, wie in jedem geschäftlichen Betriebe, nicht zu-

sammenfallen und dadurch ein Bedarf entsteht, der seine Deckung

erst durch spätere Einnahmen findet. Eine solche Aufnahme von

Verwaltungsschulden findet ohne Zustimmung der Kammern auf

den blossen Kredit der Verwaltungsbehörden statt (Finanzkredit)

.

Mehrere Verfassungsurkunden sprechen den selbstverständlichen

Satz noch ausdrücklich aus: »dass zur Deckung vorübergehender

Verwaltungsbedürfnisse, zu deren Bestreitung die Mittel der Kassen

ausreichen und nur für den Augenblick nicht flüssig sind, die er-

forderlichen Gelder bis zur Beseitigung der Hindernisse einstweilen

aufgenommen werden können«. (Baden, Verfassungsurkunde 1818,

§ 57. Waldeck, Verfassungsurkunde, § 96. Sachsen-Weimar,

Staatsgrundgesetz, § 42.) Während die schwebende Staatsschuld

Sache der gewöhnlichen FinanzVerwaltung ist, hat die hohe Be-

deutung, welche die Sicherheit der Verzinsung, sowie die Einhal-

tung des gesetzlich festgestellten Tilgungsplanes für den Staats-

kredit hat, darauf hingeführt, für das eigentliche Staatsschulden-

wesen, die sogenannte fundirte Staatsschuld, eine unabhängige,

mit besonderen Garantien umgebene Behörde und Verwaltung zu

schaffen, welche aufs Strengste an die Einhaltung der gesetzlichen

Vorschriften gebunden und regelmässig mit einer bestimmten Do-

tation, zugleich als Tilgungsanstalt, errichtet ist. Ueberall
ist die Vo lks Vertretung irgendwie an der Verwaltung
der Staatsschulden betheiligt. So findet in mehreren

Staaten eine Kontrolle des Landtages hinsichtlich der Staatsschul-

denverwaltung durch einen zu diesem Zwecke vom Landtage

erwählten Ausschuss statt, so in Preussen durch die Staatsschulden-

kommission (preussisches Gesetz, betreffend die Verwaltung des

Staatsschuldenwesens vom 24. Februar 1850, so in Bayern, Ver-

fassungsurkunde Tit. VII. §§ 14— 16). In anderen Staaten ist sogar

die ganze Verwaltung des Staatsschuldenwesens in die Hände des

Landtages gelegt und die Legierung nur bei der Kontrolle der-

selben betheiligt, so z. B. im Königreich Sachsen, Verfassungs-
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urkunde § 107. Württemberg, Verfassungsurkunde §§ 119 bis

123 u. s. w.

2) Veräusserung von Staatsvermögen 1
.

Vom staatsrechtlichen Gesichtspunkte kommt hier die Frage

in Betracht, ob und unter welchen Voraussetzungen die Regierung

berechtigt ist, Staatseigenthum rechtsgültig zu veräussern, insbe-

sondere, inwiefern sie verpflichtet ist, zu einer solchen Veräusse-

rung die Genehmigung der Volksvertretung einzuholen. Bei

Beantwortung derselben wird der erörterte Unterschied zwischen

dem sogenannten Verwaltungsvermögen und dem werbenden

oder Finanzvermögen von staatsrechtlicher Bedeutung. In jedem

Zweige der Verwaltung sind zahlreiche Gegenstände zur Ausfüh-

rung seiner speciellen Aufgaben vorhanden, welche sein Inventar
bilden. Die Veräusserung solcher Gegenstände ist oft aus Verwal-

tungsrücksichten geboten und ist der Regierung als blosse Ver-

waltungssache überlassen. Da die veräusserte Sache eine Pertinenz

des betreffenden Ressorts bildet, so tritt der Erlös an die Stelle der

veräusserten Sache »pretium in locum rei«. Der betreffende Ver-

waltungszweig muss sich aber die aus der Veräusserung gewonnene

Summe als Baareinnahme anrechnen lassen, so dass dem Land-

tage in Betreff solcher Veräusserungen nur ein mittelbarer Einfluss

bei der Bewilligung des Budgets zusteht. Während somit die Ver-

äusserung von Gegenständen des Verwaltungsvermögens nur for-

mell als Einnahme erscheint, materiell aber regelmässig nur ein

durchlaufender Posten ist, muss der Erlös, welchen der Staat durch

Veräusserung seines werbenden Staatsvermögens macht, als eine

wirkliche ausserordentliche Einnahmequelle des Staates

betrachtet werden. Das gesammte Finanzvermögen des Staates

dient nicht einem einzelnen Verwaltungszweige als Inventar oder

Pertinenz, sondern hat den alleinigen Zweck, dem Staate Einnah-

men zur Deckung der Staatsbedürfnisse zu schaffen. Obgleich pri-

vatrechtlicher Natur, hat es doch den gleichen Zweck, wie die

Steuer, Finanzquelle des Staates zu sein. Selbst in Betreff des

1 Für das ältere Staatsr. besonders Moser, Von der Reichsstände Landen
B. I. Kap. 18. § 9. H. A. Zachariä, Th. II. § 211 ff. S. 450. Für Preussen
mein preussisches Staatsr. v. R ö n n e

,
B. II. Abth. 2 § 524 S. 599 ff. H. S im o n,

Preussisches Staatsrecht Th. II. S. 307 ff. Grosse Streitfrage im preussischen

Abgeordnetenhause im Jahre 1866 bei Veräusserung der Köln-Mindener Eisen-
bahn.
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Kammergutes stand es nach Territorialstaatsrecht fest, dass es der

Landesherr nicht ohne Zustimmung der Landstände veräussern

dürfe. Die meisten neueren Verfassungen knüpfen auch hier an das

ältere deutsche Staatsrecht an und sprechen es ausdrücklich aus

:

»dass das Kammergut in seinem wesentlichen Bestände zu erhalten

ist und daher ohne Bewilligung der Stände weder durch
V eräusserung vermindert, noch mit Schulden oder
sonst mit einer bleibenden Last beschwert werden
kann«. Bayerische Verfassungsurkunde Tit. III. § 5. Badische

Verfassungsurkunde § 58. Württemberg^che Verfassungsurkunde

§ 107. Hessen-Darmstadt, § 7. Kurhessen, § 142. Königreich

Sachsen, § 18. Koburg-Gotha 1852, § 117. Meiningen, § 45.

Altenburg, § 18. Hannoversches Grundgesetz, § 123. Landesver-

fassungsgesetz 1840, § 130. Verfassungsgesetz von 1848, § 79.

Sondershausen 1857, § 19. Oldenburg 1852, Art. 181. Waldeck,

§ 26 u. s. w.) Diese Bestimmung muss, und zwar in noch ver-

stärktem Maasse, auch da gelten, wo das Kammergut ausdrücklich

für Staatsgut erklärt ist, seihst wo die Verfassung darüber schweigt,

wie in Preussen. Es folgt dies aus der geschichtlich begründeten

Stellung der deutschen Landstände, wie aus dem Geiste der kon-

stitutionellen Staatsordnung, mit zwingender Nothwendigkeit. Nach
derselben soll der ganze Staatshaushalt nur im Einverständnisse

zwischen Krone und Volksvertretung geordnet werden. Mitbe-
stimmung des ganzen Finanzwesens sowohl in Ein-
nahme, als in Ausgabe durch die Kammern ist ein

Fundamentalsatz dieser Staatsordnung. (Anderer An-

sicht Lab and in seinem Budgetrecht S. 26—27.) Durch Ver-

äusserung eines wesentlichen Bestandtheiles des Finanzvermögens

wird der Staat um eine regelmässig laufende Einnahme ärmer und

muss der so entstehendeAusfall künftig durchErhöhung alter oderBe-

willigung neuer Steuern oder Aufnahme von Anlehen gedeckt werden

.

Da aber ohne Zustimmung derVolksvertretung keine neue Steuer ein-

geführt, keine alte erhöht, auch keine Staatsschuld aufgenommen

werden kann, so kann die Staatsregierung gewiss auch nicht ein-

seitig dem Staate eine Einnahmequelle durch Veräusserung von

Staatseigenthum für immer entziehen und so die Volksvertretung

indirekt nöthigen, zur Deckung der entstandenen Lücke in den

Einnahmen eine Erhöhung der Steuern oder Aufnahme einer An-

leihe zu bewilligen. Es muss daher angenommen werden, dass alle

Bestandtheile des Finanzvermögens des Staates nur mit Zustim-
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mung der Volksvertretung veräussert werden können, soweit solche

Veräusserungen nicht durch die Forderungen einer verständigen

Administration geboten werden, eine Ausnahme, die auch von den

oben erwähnten Verfassungsurkunden in verschiedenen Wendungen
ausgesprochen wird, doch muss der Erlös stets zu neuen Erwer-

bungen verwandt oder der Schuldentilgungskasse zugeführt wer-

den, so dass keine Vermögensverminderung des Staates eintritt.

§216.

VI. Prüfung der Staatsrechnungen durch den Landtag und Ent-

lastung der Staatsregierung.

Die Kontrolle, welche die Volksvertretung über die gesammte

Finanzverwaltung führen soll, ist eine doppelte, eine vor gän-
gige und eine nachträgliche. Die vorgängige findet bei der

Aufstellung des Staatshaushaltsetats statt, wobei ein volles Einver-

ständnis über alle auf den Etat der künftigen Finanzperiode zu

bringenden Einnahmen und Ausgaben zwischen Regierung und
Volksvertretung erzielt werden soll; die nachträgliche besteht

darin, dass der Landtag nach Ablauf der Finanzperiode zu prüfen

hat, ob der rechtsgültig zu Stande gekommene Etat auch von der

Regierung wirklich beobachtet worden ist, insbesondere ob die im

Einverständnisse mit dem Landtage festgestellten Positionen that-

sächlich eingehalten worden sind. Zu letzteremZwecke ist die Regie-

rung verpflichtet, dem Landtage eine vollständige Rechnung über den

Staatshaushalt der abgelaufenen Finanzperiode vorzulegen, und der

Landtag hat das Recht und die Pflicht, die gesammte Finanzverwal-

tung einer eingehenden Prüfung zu unterwerfen. Der Prüfung der

Staatsrechnungen durch den Landtag geht regelmässig eine Vor-
prüfung voraus. Diese ist meistens in die Hände einer besonderen

Behörde gelegt. In den grösseren Staaten besteht zu diesem Zwecke

eine besondere Oberrechnungskammer oder ein Rechnungshof

(S. 304)

.

In kleineren Staaten wird die Vorprüfung von einem

Ausschüsse des Landtages unter Zuziehung von Beamten des Fi-

nanzministeriums vorgenommen. (Sachsen-Weimar, Staatsgrund-

gesetz § 44. Sachsen-Meiningen, Grundgesetz § 60. Braunschweig,

Neue Landesordnung § 189 u. s. w.) Mit den Bemerkungen dieser

vorprüfenden Behörde wird die allgemeine Rechnung dem Land-

tage zur Entlastung der Staatsregierung unterbreitet. Wo Zweikam-

mersystem besteht, wird diese allgemeine Rechnung zuerst dem
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Abgeordnetenhause vorgelegt. Jedes Haus lässt diese Rechnung

durch seine Budgetkommission prüfen, und auf den Bericht dersel-

ben beschliesst dasselbe über die Ertheilung oder Versagung der

sogenannten Decharge an die Staatsregierung. Bei bestehendem

Zweikammersysteme kann die verfassungsmässig nothwendige Ent-

lastung der Regierung nur Seitens beider Häuser des Landtages

stattfinden; die einseitige Entlastung von Seiten eines Hauses ist

ungenügend. Welche Mittel der Landtag anzuwenden hat, wenn
er pflichtgemäss ausser Stande ist, der Regierung die Entlastung zu

ertheilen, wird durch die Besonderheit des einzelnen Falles be-

stimmt. In den gravirendsten Fällen würde die Erhebung einer

Ministeranklage, bezw. ein civilrechtlicher Regress gegen das Pri-

vatvermögen der Minister zulässig sein.

Zweiter Abschnitt.

Das Recht der inneren Verwaltung b

§ 217 .

Im Allgemeinen.

Wenn die Verwirklichung der Rechtsordnung als eigentliche

specifische Aufgabe des Staates erscheint, so wachsen dem Staate,

bei der höheren Kulturentwickelung der Menschheit, mit einer ge-

schichtlichen Nothwendigkeit immer weiter gehende Aufgaben zu,

1 Die ältere Literatur behandelt die gesammte innere Verwaltung unter dem

Namen der»Polizeiwissenschaft«. Hauptwerke: Johann Heinrich Gott-

lobv.Justi, Grundsätze der Polizeiwissenschaft in einem vernünftigen, auf den

Endzweck der Polizei gegründeten Zusammenhänge und zum Gebrauche akad.

Vorlesungen abgefasst. Göttingen 1756. III. Aufl. 1782. Derselbe, die

Grundfeste der Macht und der Glückseligkeit der Staaten oder ausführliche

Darstellung der gesammten Polizeiwissenschaft. I. II. Königsberg 1760. 4.

Joseph v. Sonnenfels, Grundsätze der Polizei-, Handlungs- und Finanz-

wissenschaft. I—III. Wien 1765. 7. Aufl. 1804. Friedrich Christian
Jonathan Fischer, Lehrbegriff sämmtlicher Kameral- und Polizeirechte

sowohl von Deutschland überhaupt, als insbesondere von den preussischen

Staaten. 3 Bde. Frankfurt a. O. 1875. Günther Heinrich v. Berg, Hand-
buch des deutschen Polizeirechtes. Göttingen 1799. 2. Aufl. I—VII. 1802

(Mit vorwiegend juristischem Gesichtspunkt). Das bedeutendste Werk über

Polizeiwissenschaft in diesem Sinne ist Robert v. Mohl
,
Die Polizeiwissen-

schaft nach den Grundsätzen des Rechtsstaates. I—III. Tübingen. 1. Aufl. 1843.
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welche der Thätigkeit der Staatsgewalt einen immer umfassenderen

Umfang, einen immer reicheren Inhalt gewähren. Zu dem noth-

wendigen Postnlate des Rechtsstaates treten, in immer wach-

senden Dimensionen, die Ziele des Kn lturstaate s. Diese stets

sich vermehrenden Ansprüche an die Thätigkeit des Staates ent-

springen aus einer tieferen Erkenntniss des menschlichen Wesens

überhaupt, sowie der staatlichen Gemeinschaft insbesondere. Dem
denkenden Menschen erscheint »die Vollendung des Men-
schen in sich seihst« als vernunftgemässes Ziel aller mensch-

lichen Bestrebungen. Beider schwachen, hülfsbedürftigen Natur des

Menschen ist aber die Vollendung des Einzelnen in der Vereinzelung

unmöglich . Der Mensch findet seine Ergänzung nur in

der Gemeinschaft mit seines Gleichen. Da aber keine

Gemeinschaft auf Erden mächtiger ist, als der Staat, so ist es klar,

dass auch keine mehr für die Entwickelung der Menschheit thun

kann, als dieser.

Da der Staat in der Gesammtheit aller seiner Angehörigen be-

steht, so arbeitet er, indem er für die Einzelnen sorgt, zugleich für

sich seihst. Das individuelle Wohl wird von selbst zum
Gesammtwohle. Jeder Einzelne, welcher mit Erfolg für seine

eigene Vollendung arbeitet, arbeitet zugleich für den Fortschritt

aller anderen. Auf diesem Gebiete der Kulturarbeit findet ein fort-

währender Aus tausch zwischen den Leistungen der Individuen

und der Gesammtheit, ein gegenseitiges Geben und Nehmen statt,

welches zu immer höheren Leistungen befähigt und anspornt.

Aber auch in der staatlichen Gemeinschaft bleibt der Mensch

eine selb ständige und s elb st thätige Persönlichkeit. Wah-
ren Werth für ihn hat nur das, was er sich selbst er-

arbeitet. Damit ist auch die Aufgabe der Staatsthätigkeit auf

3. Aufl. 1866. Den Wendepunkt der Literatur von der alten Polizeiwissen-

schaft zu der modernen Verwaltungslehre bezeichnet das bahnbrechende Werk
L. v. Stein’s, Die Verwaltungslehre Th. I—VII. Stuttgart 1865—68. Der-
selbe, Handbuch der Verwaltungslehre. Stuttgart 1870. 2. Aufl. 1876. Nach
des Verfassers eigenem Ausdruck »ein Lehrbuch der Institutionen des Verwal-

tungsrechte s.« F. F. Mayer, Grundsätze des Verwaltungsrechtes mit be-

sonderer Rücksicht auf gemeinsames deutsches Recht, sowie auf neuere Gesetz-

gebung und bemerkenswerthe Entscheidungen der obersten Behörden, zunächst

der Königreiche Preussen, Bayern und Württemberg. Tübingen 1862. v. Inama-
Sternegg, Verwaltungslehre in Umrissen. 1870. G. Rössler, Lehrbuch des

deutschen Verwaltungsrechtes, I. Bd. das sociale Verwaltungsrecht. Abth. lu.2.

Erlangen 1872 und 1873. Eine werthvolle Skizze des Verwaltungsrechtes giebt

Prof. Dr. Ernst Meier in Holtzendorf f
’s Encyklopädie.
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diesem Gebiete bestimmt und begrenzt. Der Staat würde eine

ebenso unmögliche, als gefährliche Aufgabe übernehmen, wenn er

die individuelle Thätigkeit durch seine eigene Thätigkeit ersetzen,

wenn er den Einzelnen wohlhabend, gebildet, sittlich machen
wollte. Der Staat hat vielmehr nur die Bedingungen herzu-

stellen, welche es dem Einzelnen ermöglichen, für seine äussere

Wohlfahrt und innere Bildung mit Erfolg zu sorgen.

Der Staat hat bald negative Hindernisse zu beseitigen, bald

positive Anstalten ins Leben zu rufen, welche der Förderung des

individuellen Lebens dienen, aber auch nur so weit und nur dann,

wenn die individuellen Kräfte nicht ausreichen oder wenigstens

von Seiten der Einzelnen ganz ungewöhnliche Opfer gebracht wer-

den müssten. Auch hier fordert das Gesetz der Selbstthätigkeit,

dass der Staat stets nur subsidiär eintrete, wo weder das Indivi-

duum, noch das freiwillige Vereinswesen, noch die kleinerenKörper

der Selbstverwaltung das Nöthige beschaffen können. In der Be-

stimmung des richtigen Maasses der zu leistenden staatlichen Hülfe

beruht die schwierigste Aufgabe der Verwaltungspolitik.
Immer neue Ziele, immer höhere Aufgaben werden der inneren

Verwaltung gestellt, welche als das umfassendste Gebiet der

modernen Staatsthätigkeit betrachtet werden muss
;
darum liegt

auch in der Geschichte der inneren Verwaltung die Kulturgeschichte

der Staaten und Völker wesentlich beschlossen.

I. Geschichtliche Entwickelung der inneren Verwaltung.

§ 218 .

1) Der Staat des Mittelalters.

Der Staat des Mittelalters galt lediglich als eine Friedens-

genoss ens chaft. Erhaltung des Friedens nach aussen durch

das Heer, Erhaltung des Friedens nach innen durch die Gerichte

war der einzige Staatszweck (Heerbann und Gerichtsbann). Mit

der Justiz war nothwendig eine Art von Sicherheitspolizei

gegen die gröbsten Ausbrüche sinnlicher Rohheit verbunden (»con-

servatio pacis«).

Die Sorge für das geistige und leiblicheWohl seinerAngehörigen

durch Errichtung positiver Anstalten war dem Staate des Mittel-

alters fremd. Diese Seite des menschlichen Daseins blieb entweder

ganz unversorgt oder wurde anderen Verbänden überlassen. Vor

allem nahm die Kirche die ganze ideale Seite des menschlichen
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Lebens in Anspruch. Was für Unterricht, Erziehung, geistige

Förderung überhaupt geschah, ging lediglich von ihr aus. Für die

Förderung materieller Interessen, welche jetzt der Staat in seine

Obhut nimmt, sorgten andere Yerbände . Die Markgenossenschaften

übten eine gewisse Land- und Forstwirthschaftspolizei, die Zünfte

überwachten den Betrieb der städtischen Gewerbe. Die erste all-

gemeine Fürsorge für derartige Interessen findet sich in den

Städten, welche durch die Exemtion des Stadtrechtes eine staatsähn-

liche Stellung einnahmen, indem ihre Autonomie bereits der Gesetz-

gebung sehr nahe kam (S . 4 1 8) . Der städtischen Obrigkeit gebührte,

ausser der Verwaltung des Gemeindegutes und der Ausübung der

der Gemeinde zustehenden korporativen Rechte, auch die Hand-

habung der nöthigen Ordnung überhaupt und die Aufsicht über den

Betrieb der städtischen Gewerbe, als des Hauptnahrungsstandes der

Bürger insbesondere. Obgleich das Wort »Polizei« dem früheren

Mittelalter fremd ist, so finden sich doch schon seit dem XII. Jahr-

hundert in den meisten Städten Vorschriften und Einrichtungen,

welche die spätere Zeit unter den Begriff der Polizei gestellt haben

würde, und machen einen Hauptinhalt aller städtischen Statuten des

XIV. und XV. Jahrhunderts aus. (Eichhorn, Staats- und Rechts-

geschichte B. III. § 434. Anm. a.) Erst seit dem XV. Jahrhundert

begann die Gesetzgebung im Reiche und in den Territorien für diese

Aufgaben thätig zu werden. Die sogenannten Landesordnungen
beziehen sich grösstentheils auf solche Gegenstände des gemeinen

Wohles, welche man später unter dem Namen »Polizei« begreift.

(Armenordnungen, Maassordnungen, Bau-undApothekerOrdnungen,

Verordnungen über Armen- und Theuerungswesen, Sittenpolizei,

Sicherheitspolizei, Zunft- und Taxordnungen.) Reichspolizeiord-

nungen kommen erst am äussersten Ende des XV. und am Anfänge

des XVI. Jahrhunderts vor. Die V ors orge für den gemeinen
Nutzen tritt in der sogenannten Polizeigewalt besonders hervor,

doch wird in dieser Periode dieselbe noch von keinem Schriftsteller

als besonderes Hoheitsrecht angesehen. Die Polizei in

ihren viel verzweigten Gebieten war dasjenige Thema, über wel-

ches auf den Reichstagen die meisten Bestimmungen oft in sehr

kleinlicher, in das Privatleben tief eingreifender Weise erlassen

wurden. Schon die älteren Reichsgesetze enthalten vieles dahin

Gehörige
;
dies wurde im Reichstagsabschied von 1500 zusammenge-

fasst und vermehrt. Aus der Revision dieserVerordnungen entstand

1530 die erste Polizeiordnung, welche 1548 und 1577 in

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 40
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erweiterter Gestalt veröffentlicht wurde. Diese Reichspolizeiord-

nungen enthalten ein buntes Gemisch der verschiedenartigsten Be-
stimmungen, betreffend das Münz- und Bücherwesen, Monopolien,

Ausfuhr von Wolle, wucherliche Kontrakte, Zinsfuss, Judenhandel,

Fälschung der Weine und des Gewürzes; insbesondere beschäftigte

sich die Reichspolizei mitMassregeln gegen Gotteslästerung, Fluchen,

Völlerei, Zutrinken, Kleiderprunk, Aufwand bei Hochzeiten, Kind-

taufen, Begräbnissen, Kuppelei, Preissteigerungen u. s. w. Man
dachte damals bei dem Worte Polizei vorzugsweise an Massregeln,

welche sich auf die Sitten der Unterthanen bezogen. Allein

diese Verordnungen blieben meistens ohne Erfolg. Es fehlte dem
Reiche durchaus an geeigneten Mitteln und Anstalten zur Durch-

führung seiner Polizeigesetze. Immer mehr fiel der Schwerpunkt

aller produktiven Regierungsthätigkeit aus dem Centrum des

Reiches in die Peripherie der Territorialgewalten. Unerfüllt blieb

die im westfälischen Frieden (I. P. O. Art. VIII. § 3. »In proximis

comitiis de reformatione politiae ex communi statuum consensu

agatur et statuatur«) verheissene Reformation der Polizei durch die

Reichsgewalt. Um so thätiger wurde, seit der Zerstörung

Deutschlands durch den dreissigjährigen Krieg, die Landes-
hoheit. Nur von der Fürstengewalt allein konnte eine Wieder-

herstellung der zerstörten Lebensverhältnisse, eine allseitige Sorge

für das Gemeinwohl, eine schöpferische Regierungsthätigkeit aus-

gehen. Diese eiserne praktische Nothwendigkeit wurde durch die

Grundsätze einer neu erwachenden Staatslehre bedeutsam unter-

stützt, welche das allgemeine Wohl, die salus publica, als höchstes

Staatsgesetz betrachtete.

§219.

2) Der eudämonis tische Polizeistaat des XVII. und

XVIII. Jahrhunderts.

Das zeitliche Dasein des Menschen, das Diesseits, welchem

man im Mittelalter nur die Stellung eines Mittels zum künftigen

Leben eingeräumt hatte, begann jetzt mehr und mehr als Selbstzweck

betrachtet zu werden, dessen allseitige vernünftige Ausbildung nicht

bloss erlaubt, sondern eine natürliche Pflicht sei. Mit dieser Auf-

fassung begannen auch die Anforderungen, welche man an den

Staat stellte, sich zu mehren. Diese R i c h t u n g geht zuerst vom

Naturrechte aus, als dessen Begründer Hugo Grotius dasteht.
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Ihm erscheint als Zweck des Staates »der gemeinsame Genuss, die

wechselseitige Anerkennung der Rechte und der gemeinsame
Nutzen«. Auf gleichem Boden mit Grotius stehen Pu fen-
do rf, Thomasius und Leibniz. Eine detaillirte und prak-

tische Ausführung gab dieser Lehre dann Christian v. Wolff
(geh. 1679, f 1754). Seine eudämonistische Auffassung vom Zwecke
d.es Lehens überhaupt wird der Massstab, welchen er an die Thätig-

keit des Staates legt. Insbesondere bezeichnet er als die Zwecke
des Staates: »die vitae sufficientia, die tranquillitas und
die securitas«

L

Die erstere besteht im reichlichen Vorhandensein aller Mittel,

die zur Nothdurft, Bequemlichkeit und Annehmlichkeit des Lehens

gehören. Wolff begnügt sich aber keineswegs mit der Aufstellung

des Princips, sondern specialisirt die Aufgabe des Staates nach

allen Richtungen hin. In Wolff s bändereichem Naturrechte liegt

der Keim der späteren sogenannten PolizeiWissenschaft be-

schlossen. Diese so einflussreiche Theorie ist im XVIII. Jahrhundert

aus der Mischung des eudämonistischen Naturrechtes und der soge-

nannten Kameralwissenschaften entstanden . Unter letzteren

Terstand man den Inbegriff derjenigen Kenntnisse, welche für die

Verwaltung der fürstlichen Domänen und Regalien nöthig er-

schienen. Da den Kameralbeamten auch die neu aufkommenden,

rasch zunehmenden Polizeigeschäfte übertragen wurden, so zogen

diese Männer in den Bereich ihres Wissens auch das
,
was man

damals Polizei nannte. Aus dieser Verschmelzung entstand die

sogenannte Kameral- und Polizeiwissenschaft. Da sich

die innere Verwaltung aus dem fürstlichen Kameralwesen, die

Polizeilehre aus der Kameralwissenschaft entwickelte, so blieb

während des ganzen Jahrhunderts die unter dem Namen der Polizei

sich darstellende innere Verwaltung dem Finanzinteresse voll-

ständig untergeordnet; die finanzielle Seite überwog die

volkswirthschaftliche vollständig. (»Der Polizeiverständige

müsse säen, damit der Kameralist seiner Zeit ernten könne«.)

In dieser Richtung bearbeiteten die kameralistische Polizei-

wissenschaft: Johann Heinrich Gottlieb v. Justi (f 1771),

Joseph v. Sonnenfels (geb. 1733, f 1817) und Friedrich

1 Vernünftige Gedanken von dem gesellschaftlichen Leben der Menschen
und insonderheit dem gemeinen Wesen zur Beförderung der Glückseligkeit des

menschlichen Geschlechtes, den Liebhabern der Wahrheit gewidmet von
Christian Wolf fen. Leipzig und Frankfurt. V. Aufl. 1740.

40*
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Christoph Jonathan Fischer (geh. 1750, f 1797). Muss es

als Verdienst dieser mit der neu erstandenen Polizeiwissenschaft

Hand in Hand gehenden Staatspraxis des XVIII. Jahrhunderts an-

gesehen werden, dass sie dem einseitigen Rechtsstaate des Mittel-

alters einen reicheren Inhalt gegeben, dass sie den Staat zum Träger

aller Kulturinteressen erhoben hat, so leidet diese Richtung doch

auch an bedenklichen Auswüchsen. Dahin gehört erstens die oben

erwähnte Unterordnung des volkswirtschaftlichen Gesichtspunktes

unter das Finanzinteresse des Staates
;

zweitens die unbedingte

Unterordnung des Bürgers unter die centralisirende Bevormundung

des Staates. Die Staatspraxis, wie die Staatswissenschaft des XVIII.

Jahrhunderts, erkennt keine andere Thätigkeit zum Besten des Ge-

meinwesens an, als die, welche von der Staatsgewalt und ihren Be-

hörden ausgeht. Für die Selbstthätigkeit der Individuen und Kor-

porationen bleibt kein Raum übrig. Für die individuellen Rechte

der Bürger hatte das XVIII. Jahrhundert das Bewusstsein verloren.

Mit der verschwommenen Allgemeinheit des Polizeibegrilfes glaubte

die Staatsgewalt Alles durchsetzen zu können, was das sogenannte

Gemeinwohl erheischte, eine an sich inhaltslose Formel, welcher

in der Wirklichkeit der absolute Staatsherrscher ganz nach indivi-

duellem Ermessen einen konkreten Inhalt gab.

Diese Richtung hat unter grossen Herrschern Grosses geleistet,

vielfach aber auch nur dem Eigennutz und der Genusssucht der

Machthaber gedient, überall aber die Initiative des Volkslebens, die

freie Bewegung der kleinen Organismen im Staate, im öden Mecha-

nismus einer Alles beherrschenden Büreaukratie erdrückt.

§ 220 .

3) Die endliche Versöhnung des Rechtsstaates mit dem
Kulturstaate in dem Verfassungsstaate der Neuzeit.

Im Gegensatz zu diesem Alles bevormundenden Despotismus

des eudämonistischen Polizeistaates beschränkte Kant in seiner

Rechtsphilosophie am Ende des XVIII. Jahrhunderts die Staatsgewalt

auf das engste Maass der Wirksamkeit, gegenüber der Freiheit des

Individuums. Zweck und Aufgabe des Staates soll nur
der Schutz der Einzelberechtigung sein, weshalb er die

Aufsicht darüber zu üben hat, dass keiner die ihm zugewiesenen

Grenzen überschreite. V er wirklichung der Rechtsordnung
gilt Kant als der einzige Zweck des Staates. Nur auf Umwegen
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und mit einiger Inkonsequenz nimmt er einige polizeiliche Funk-

tionen, als eine indirekte Pflicht der Staatsgewalt, in seinen Staats-

hegriff auf. In ähnlicher Weise, wie Kant, wirkte auf wirthschaft-

lichem Gebiete Adam Smith ein, indem er gegen das Bevor-

mundungs- und Sperrsystem des Merkantilismus für unbevormundete

Gewerbsthätigkeit und volle Verkehrsfreiheit eintrat, und also

auch hier das Eingreifen des Staates in möglichst enge Schranken

verwies.

Gewiss war die Reaktion der Kant’schen Theorie gegen die

Allmacht des eudämonistischen Polizeistaates eine wohlberechtigte

und von nicht zu unterschätzendem Verdienste, doch ging der

Grundsatz vom ausschliesslichen Rechtszwecke des Staates zu weit

und konnte in der Praxis nicht zur vollen Geltung kommen. Es

war nun einmal eine eben so werthvolle, als unverlierbare Errungen-

schaft des XVIII. Jahrhunderts, dass der Staat, als die mächtigste

und umfassendste Gemeinschaft auf Erden, allen Kulturinteressen

der Menschheit dienstbar gemacht werden muss. Eine folgerichtige

Durchführung der Kant’schen Lehre wäre eine Zurückschrau-
bung unserer Entwickelung in den Staat des Mittelalters gewesen.

Die Bedeutung des modernen Staates, als eines Kulturstaates, muss

vollständig gewahrt, zugleich aber mit den Forderungen des Rechts-

staates in Einklang gebracht werden. Die Versöhnung der beiden

Staatsprinzipien erfolgte durch die Gründung des konstitutio-

nellen Verfassungsstaates, welcher in noch höherem Maasse,

als der absolute Staat des vorigen Jahrhunderts, den Kulturauf-

gaben der Staatsangehörigen dienstbar wird, dadurch aber zu-

gleich seine Stellung als Rechtsstaat wahrt, dass er auf dem
Gebiete der innerenVerwaltung bestimmte Grenzen der individuellen

Freiheit anerkennt, die er nicht überschreiten darf, ohne dass sich

seine Organe persönlich verantwortlich machen, dass es keine

Funktion, keine Behörde im Staate giebt, welche nicht dem Gesetze

und dem Rechtsspruche unterworfen wäre (Kap. III. Absch. III) . In

der gesetzlichen Verwaltung des konstitutionellen Staates löst

sich jeder Widerspruch zwischen den umfassenden Aufgaben des

Kulturstaates und den Anforderungen des Rechtsstaates,

indem folgende staatsrechtliche Grundsätze zur Geltung kommen

:

1) Während im absoluten Staate des vorigen Jahrhunderts das

subjektive Ermessen des Monarchen allein darüber entschied, was

als »Gemeinwohl« gelten sollte, hat jetzt auch die Volksver-
tretung mit zu bestimmen, welche Aufgaben und Ziele, welche
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Anstalten und Einrichtungen des Staates als »gemeinnützigem
anzusehen sind. Ihren verfassungsmässigen Einfluss auf das ge-

sammte Gebiet der inneren Verwaltung übt die Volksvertretung

durch ihr Budgetrecht, durch ihre Theilnahme an der Gesetz-
gebung und durch ihr Recht der nachträglichen Kontrolle der

gesammten Verwaltung.

2) Durch die Verfassung selbst sind bestimmte gesetzliche
Grundsätze festgestellt, wodurch die persönliche Freiheit der Bürger

und das individuelle Eigenthum derselben als unverletzbare Rechts-

sphäre, allen möglichen Eingriffen der Staatsgewalt gegenüber, fest-

gestellt wird. Diese negativen Freiheitsrechte der Bürger, soge-

nannte Grundrechte, bilden ebensoviele Schranken der Staats-

gewalt, besonders der Polizei. (S. 367 ff.)

3) Während der absolute Staat des vorigen Jahrhunderts das

ganze Volksleben in sich aufgehen lassen und alle Thätigkeit für

das Gemeinwohl für sich und seine Beamten monopolisiren wollte,

betrachtet der Staat der Gegenwart seine Thätigkeit auf dem Ge-

biete der Kulturaufgaben nur als eine aushelfende, subsidiäre.

Der Staat soll nur da helfen, wo der Einzelne sich nicht mehr helfen

kann. Der Staat soll und kann durch seine Verwaltung nicht den

Einzelnen wohlhabend, gebildet, sittlich machen, sondern er soll

nur die äusseren Bedingungen der persönlichen und wirth-

schaftlichen Entwickelung herstellen, welche der Einzelne sich nicht

zu schaffen vermag.

4) Im Verfassungsstaate der Gegenwart stehen zwischen dem

Staate und dem Individuum kleinere korporative Verbände mit einer

selbständigen Rechtssphäre als Körper der Selbstverwaltung.
Ihnen überlässt der Staat in möglichst weitgehender Weise die Auf-

gaben der inneren Verwaltung und zwar so, dass in stufenweiser

Ueberordnung immer der grössere Körper erst da eintritt, wo die

Kraft des kleineren nicht ausreicht. In Gemeinde, Kreis und

Provinz baut sich das System der Selbstverwaltung auf, zu wel-

chem die Centralgewalt des Staates in letzter Instanz ergänzend,

beherrschend und regulirend hinzutritt. In dem Gedanken der

Selbstverwaltung ist die Ausgleichung zwischen den grossen

gesellschaftlichen Gegensätzen der Gegenwart, zwischen einer kräf-

tigen staatlichen Ordnung und einer gesicherten individuellen Frei-

heit gegeben. Vor allem kommt es darauf an, die dem Staate un-

entbehrliche, aber der bürgerlichen Freiheit gefährliche Polizeige-

walt möglichst in die Hände der Selbstverwaltungskörper zu legen,
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wo ihre Handhabung im volkstümlichen Sinne am meisten ge-

sichert ist. (Vergl. Kap. IV. Von den Körpern der Selbstverwaltung

S. 408—444.)

II. Die Polizei im Systeme des heutigen Verwaltungsreehtes.

§ 221 .

A. Geschichtliche Entwickelung des Begriffes Polizei h

Wie der gegenwärtige Begriff der Polizei geschichtlich ent-

standen ist, so kann er auch nur geschichtlich verstanden werden.

Das Wort luoXirsia, politia, woraus das Wort Polizei im Mittelalter

entstanden ist, umfasst in seinem ursprünglichen griechischen Sinne

das ganze Staatsleben in allen seinen Funktionen, Alles, was sich

auf den Staat bezieht, Staatseinrichtung überhaupt (bei Aristoteles

dann noch insbesondere eine der vernunftgemäss eingerichteten

Staatsformen, »die geordnete Volksherrschaft«). Während
in der antiken Welt auch Religion und Kultus in den Bereich des

Staatslebens fiel, stellte man im Mittelalter das kirchliche Leben

dem staatlichen gegenüber. In zahlreichen Aktenstücken des

XVI. Jahrhunderts findet sich der Ausdruck »Polizei« in der Be-

deutung für das gesammte weltliche Regiment im Gegensätze zum
geistlichen. (Unterscheidung von »res ecclesiasticae und politicae«.

»Christliche Religion und gute Polizei«.)

Mit dem seit dem XVI. Jahrhundert eintretenden regeren Ver-

kehre der Staaten und Völker Europas entsteht eine auswärtige
Staatskunst, welche es mit den äusseren Machtverhältnissen der

1 Für die schwierige Begriffsbestimmung der Polizei haben besonders ge-

arbeitet: Johann Friedrich Eusebius Lotz, Ueber den Begriff der Polizei

und den Umfang der Staatspolizeigewalt. Hildburghausen 1807. Bedeutender
als dieses Buch selbst ist eine scharfsinnige Recension desselben (in den Heidel-

berger Jahrbüchern der Literatur 1808. Erster Jahrg. Jurispr. und Staatsw.) von
dem Philosophen J. J. Fries. Jakob, Grundsätze der Polizeigesetzgebung und
der Polizeianstalten. Charkow und Halle 1809. II. Aufl. 1837. Jul. Graf
v. Soden, B. VII. Aarau 1817 : Die Staatspolizei nach den Grundsätzen der

Nationalökonomie. K. H. Rau, Ueber Begriff und Wesen der Polizei (Tübinger

Zeitschr. für die Staatsw. 1853. S. 605. Das Beste über die geschichtliche Ent-
wickelung giebt F. X. Funk, Die Auffassung des Begriffes der Polizei im
vorigen Jahrhundert. (Tüb. Zeitschr. 1863. S. 489—566.) G. L. Funcke, Das
Wesen der Polizei zu näherer Feststellung ihres Begriffes, Grundes und Um-
fanges ihrer Wirksamkeit für Theorie, Gesetzgebung und Praxis. Leipzig 1844.

Derselbe, im Rechtslex. von Weiske B. VIII. S. 186 ff. Medikus, in

Bluntschli’s Staatsw. Art. Polizei B. VIII. S. 128 ff.
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Staaten, mit dem Staatensysteme und der Stellung jedes einzelnen

Staates in demselben zu thun hat. Diese auswärtige Staatskunst

wird seit dieser Zeit regelmässig »Politik« genannt, während die

Gesammtheit aller Thätigkeit der Obrigkeit für das innere Staats-

leben nun »Polizei« heisst.

Etwas später vollzieht sich ein weiterer Scheidungsprocess, indem
den Polizeisachen die Justiz Sachen entgegengesetzt werden,

welche sich, wegen ihrer begrenzten Aufgabe, ihrer fest bestimmten

Behörden, ihres im Processe genau geregelten Geschäftsganges,

leicht von den übrigen Angelegenheiten der inneren Staatsthätig-

keit abheben. Ebenso leicht trennten sich die Militärsachen
vom Polizeiwesen. Länger dauerte es, bis die Finanz- und
Kameralsachen von den Polizeiangelegenheiten geschieden

wurden, da das finanzielle Interesse für lange die ganze innere Ver-

waltung beherrschte. So bestimmte sich nach allen diesen Aus-

scheidungen der Begriff der Polizei zunächst ganz negativ, d. h.

es gehörte zu ihr Alles, was weder Kirchensache, noch auswärtige

Angelegenheit, und von den inneren Angelegenheiten weder Justiz-,

noch Militär-, noch Finanzsache war. Es fiel somit unter den Be-

griff der Polizei das ganze Gebiet der inneren Verwal-
tung im heutigen Sinne. Diese Identificirung der Polizei mit

der inneren Verwaltung, der Polizeiwissenschaft mit der Verwal-

tungslehre, ist aus der ganzen Richtung der damaligen Staatsthätig-

keit wohl zu erklären. In der Zeit, wo das Wort »Polizei« zuerst

auftauchte, war die Gesellschaft soeben erst aus der Periode des

Fehdewesens hervorgegangen. Sicherheit und Ordnung ist

das erste Bedürfniss der jungen staatsbürgerlichen Gesellschaft;

daher liegen in der Sicherheitspolizei, »conservatio pacis«, die

ersten Anfänge der inneren Verwaltung, welche als eine noth-

wendige Ergänzung der richterlichen Thätigkeit erscheint und meist

von denselben Behörden gehandhabt wird. Wenn seit dem XVII.

und XVIII. Jahrhundert auch zu dieser negativen Thätigkeit

eine positive Sorge für das Wohl der Staatsangehörigen hinzutritt,

so denkt man bei dieser sogenannten Wohlfahrtspolizei wesent-

lich immer nur an das, wozu der Staat den Einzelnen um seiner

eigenen Wohlfahrt willen zwingen kann. Dem vorigen Jahrhundert

erscheint die ganze Verwaltung als eine zwingende Gewalt.

Seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts beginnt auch die

Wissenschaft den Begriff der Polizei zu definiren, ohne jedoch zu

irgend einer Klarheit oder festen Abgrenzung gegen andere Zweige



Die Verwaltung. 619

der Staatsthätigkeit zu gelangen. Noch R. v. Mo hl weist alle

Staatsthätigkeit für die Förderung des Gemeinwohles der Polizei zu,

sodass ihm in der Handhabung von Justiz und Polizei die ganze

innere Staatsthätigkeit aufgeht, abgesehen von der Finanz- und

Militärverwaltung, welche ihm nur mittelbar dienende Anstalten

sind. Bei Mohl fällt daher die Polizeiwissenschaft mit
der inneren Verwaltungslehre vollständig zusammen.
Unter seinem beherrschenden Einflüsse fassen auch die Staats-

rechtslehrer Stahl, Zöpfl und H. A. Zachariä die Polizei in

diesem umfassenden Sinne auf.

Im Gegensätze zu dieser Begriffsweite der Theorie hatte sich

im Leben, wie in der Gesetzgebung, eine andere, schärfer begrenzte

Vorstellung von der Polizei ausgebildet. Aus dem ganzen Umfange

der Verwaltungsthätigkeit sah man nur das als Polizei an, wo die

gebietende und zwingende Gewalt des Staats hervortritt.

Die Polizei kann nicht ohne Anwendung von staat-

licher Zwangsgewalt gedacht werden. Eine solche wird

aber nicht bloss nothwendig, wo es darauf ankommt, die öffentliche

und private Sicherheit zu vertheidigen (Sicherheitspolizei),

sondern auch die Sorge für Volksbildung und Volkswohlstand kann

ihre Aufgaben nicht erreichen, wenn ihr nicht in gewissen Fällen

eine zwingende Gewalt zur Seite steht. Somit muss die Polizei die

ganze Verwaltung durchdringen, aber sie ist keineswegs die ganze

Verwaltung selbst. Die Polizei kann also nicht nach den Objekten
der Verwaltungsthätigkeit begrenzt werden, sondern es kommt auf

die Mittel an, welche die Staatsgewalt anwendet, um ihren Zweck
zu erreichen. Die Polizei umfasst danach allerdings das gesammte

Gebiet der Sorge für das Gemeinwohl, aber in diesem weiten Ge-

biete spricht man nur da von Polizei, wo die Staatsgewalt mit Macht-

gebot und Zwang auftritt. Wo dieselbe nur anregend, fördernd,

unterstützend wirkt, wo sie dem Bürger heilsame Anstalten zur

Benutzung anbietet, erscheint sie nicht als Polizei, sondern als

öffentliche Pflege, sodass die ganze Thätigkeit der inneren

Verwaltung aus einer pflegenden und einer polizeilichen
zusammengesetzt ist. Diese zuerst von Bluntschli durchgeführte

Unterscheidung und die darauf gegründete Begriffsbestimmung der

Polizei hat ihren Abschluss in St ein ’s Verwaltungslehre gefunden.

Danach ist die Polizei keineswegs mehr die ganze
Verwaltung, wohl aber ein der ganzen Verwaltung
immanentes Princip.
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Nach Stein ist die Polizei »die Gesammtheit aller derjenigen

Thätigkeiten der inneren Verwaltung, welche den Einzelnen vor den

Gefahren schützt, welche in den ihn umgebenden Kräften liegen,

indem sie diese Kräfte auf ihr richtiges Maass zurückführt. Der
Inhalt dieser Polizeithätigkeit ist ein wesentlich verschiedener, je

nachdem die gefahrdrohendenKräfte natürliche oder menschlich-
persönliche sind. Den ersteren gegenüber kann der Schutz nur

darin bestehen, dass sie den natürlichen Bewegungen Einrichtungen

entgegenstellt, welche stark genug sind, jene zu hemmen. Den in

den menschlichen Kräften liegenden Gefahren gegenüber kann der

Schutz nur darin bestehen, dass sie dem gefahrdrohenden Willen

der Individuen mit dem Staatswillen, als dem Verbote der gefähr-

deten Handlung, der wirklich gefährlichen That mit der unmittel-

baren Zwangsgewalt entgegentritt. « Diese Stein’ sehe Eintheilung

der Polizei nach der Art der zu h ekämpfenden Gefahren
ist nicht haltbar und die Stein’sche Lehre bedarf hier einer wesent-

lichen Korrektur, die wir schon früher versucht haben. Das blosse

Bekämpfen von Naturkräften ist nach unserer Ansicht keine Polizei,

wenn nicht eine Zwangsgewalt gegen Personen damit verbunden

ist. Wenn der Staat Dämme gegen Wassergefahren aufwerfen

lässt, Feuerspritzen in Bereitschaft hält, so gehört dies an sich nicht

in das Gebiet der Pflege; polizeilich wirkt der Staat erst dann,

wenn er im Kampfe gegen natürliche Gefahren Zwangsgewalt
gegen Menschen anwendet. Für das Polizeirecht kommen nur die

Massregeln in Betracht, welche der Staat menschlichen Individuen

gegenüber ergreift. Nur diesen gegenüber giebt es eine Rechts-

sphäre, welche die Polizei mit ihren Zwangsmassregeln nicht ver-

letzen darf, wenn sie sich nicht verantwortlich machen will. Den
unpersönlichen Kräften der Natur gegenüber gieht es nur Gewalt

und gar kein Recht. Nach unserer Auffassung ist das Polizei-

recht der Inbegriff der Grundsätze, welche die Polizei mit ihren

Zwangsmassregeln zur Abwendung drohender Gefahren aller Art

gegen menschliche Individuen einzuhalten hat.

Dagegen trägt eine andere Unterscheidung, welche bereits von

Soden angedeutet, von Stein wissenschaftlich ausgebaut worden

ist, wesentlich zur Klarheit hei.

Die Natur der Gefahren, welche von menschlichen Kräften

dem Gemeinwohl drohen, ist zweifacher Art; sie besteht ent-

weder in der ungebändigten masslosen Kraft der Persön-

lichkeit überhaupt, welche dem Zustande der allgemeinen
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Sicherheit Gefahr droht, sie ist ihrem Wesen nach unbestimmt und

umfasst alle Lehensverhältnisse der Gemeinschaft, oder sie besteht

in einer Handlung der Persönlichkeit, welche auf Verletzung eines

bestimmten speciellen Verwaltungszwreiges gerichtet ist. Darauf

gründet sich die Unterscheidung zwischen Sicherherheitspolizei.

und Verwaltungspolizei. Nur die Sicherheitspolizei erscheint als

selbständiges Gebiet, wo die Polizei als selbständige Funktion mit

eigenem Organismus und eigenem Rechte auftritt, während dagegen

die Verwaltungspolizei einen immanenten Theil jedes Verwaltungs-

zweiges bildet und nur in Verbindung mit diesem wissenschaftlich

dargestellt werden kann, da Recht und Gesetzgebung jedes dieser

Theile der Polizei durch das Prinzip des betreffenden Verwaltungs-

zweiges bestimmt wird, welchem er zu dienen berufen ist, so z. B.

die Sanitätspolizei durch die eigenthümliche Aufgabe der Gesund-

heitspflege.

§ 222 .

B. Eintheilungen der Polizei.

1) Sicherheits- und Wohlfahrtspolizei.

Diese von der älteren Theorie aufgestellte Unterscheidung fällt

von unserem Standpunkte aus ganz fort, weil für uns die autori-

tative Zwangsgewalt als wesentliches Attribut der Polizei er-

scheint und somit die sogenannte Wohlfahrtspolizei gar nicht unter

den Begriff der Polizei, sondern unter den der Pflege fällt, indem

sie dem Bürger ihre Anstalten und Einrichtungen, als Beförderungs-

mittel seiner Wohlfahrt, anbietet, ohne jemals Zwang zu üben.

2) Die sogenannte gerichtliche Polizei, police
judiciair e 1

.

Die öffentliche Sicherheit, diese Hauptaufgabe alles polizei-

lichen Schutzes, wird auch dadurch gefährdet, dass bereits be-
gangene Verbrechen unentdeckt und unbestraft bleiben. Die

Sicherung der Bestrafung jedes begangenen Verbrechens ist eine

ebenso wesentliche Bedingung der Erhaltung der öffentlichen Sicher-

heit, als die Verhinderung drohender Gefährdungen der Rechtsord-

nung. Man bezeichnet die Gesammtheit aller polizeilichen Thätig-

1 Schwarze, Archiv des Kriminalrechtes, Jahrg. 1849. S. 483 ff. H. A.
Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesr. B. II. S. 292. Derselbe, Handb.
des deutschen Strafprocesses. I. §60. Medikus, in Bluntschli’s Staatsw.

Art. »Gerichtliche Polizei«. B. IV. S. 208 ff.
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keit, welche sich auf ein bereits geschehenes Verbrechen,
seine Entdeckung und Verfolgung bezieht, als gerichtliche
Polizei. Da auch die Strafgerichte die Aufgabe haben, nicht

bloss den Beweis für ein begangenes Verbrechen festzustellen und
es zu bestrafen, sondern auch das geschehene Verbrechen zu ent-

decken, so begegnet sich hier die Thätigkeit der Gerichte und der

Polizeibehörden auf demselben Gebiete. Feststellung der
Rechtsfolgen eines Verbrechens durch Bestrafung ist

lediglich Sache der Gerichte. Dieser Aufgabe arbeitet aber

die gerichtliche Polizei nur in die Hände, sie erscheint lediglich nur

als ein vorbereitendes Verfahren »instruction preparatoire« für

die möglichst bald eintretende definitive Thätigkeit der Gerichte.

Die Polizei ist verpflichtet, in Beziehung auf begangene Ver-

brechen die Wirksamkeit der Kriminaljustiz zu unterstützen. Die

französische Gesetzgebung des Code d’instruction criminelle hat die

gerichtliche Polizei als eigenes Institut ausgebildet und den Ge-

richtshöfen untergeordnet 1
. Aber auch in denjenigen Gesetz-

gebungen, in welchen die gerichtliche Polizei nicht zu einer eigenen

Institution ausgebildet ist, sind die polizeilichen Beamten bei der

Verfolgung von begangenen Verbrechen verpflichtet, den An-
weisungen der Staatsanwaltschaft und der Gerichte Folge zu leisten;

so auch nach den deutschen Reichsjustizgesetzen. (Reichsgerichts-

verfassungsgesetz § 153. Reichsstrafprocessordnung §§ 159. 161. 187.)

3) Hohe und nieder e Poliz ei.

Unter »hoher Polizei« versteht man die der obersten Central-

gewalt jedes Staates allein zustehenden Befugnisse der Polizei-

gewalt, denen jede andere Ausübung der Polizei als »niedere«

untergeordnet ist. Dahin gehört vor allem der Erlass von Polizei-

gesetzen, wobei selbstverständlich die Volksvertretung eine ent-

scheidende Stimme hat, und die Oberaufsicht über alle übrigen

Polizeibehörden des Landes. In diesem Sinne erklärt die Rhein-

bundsakte Art. 26 »la haute police« als ein der Staatsgewalt noth-

wendig zugehöriges Recht. Bisweilen hat man damit auch die ge-

hässige Bedeutung einer von einer obersten Centralstelle geleiteten

1 Art. 8. »La police judiciaire recherche les crimes, les delits et les contra-

ventions, en rassemble les preuves et en livre les auteurs aux tribunaux charges

de les punir«. Art. 9. »La police judiciaire sera exercee sous l’autorite des

cours imperiales.«
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geheimen Polizei zur Ausspürung und Verfolgung politischer Ge-

sinnungen und Bestrebungen verbunden, wie sie besonders in der

Zeit der französischen Fremdherrschaft geübt wurde 1
,

4) Allgemeine Landes- und Lokalpolizei.

Man unterscheidet zwischen allgemeiner Landespolizei

und Ortspolizei, besonders in Bezug auf die Kompetenz der

verwaltenden Behörden. Während die Landespolizei die Sicherheit

und das Gemeinwohl des ganzen Staates oder aller Staatsbürger

oder doch ganzer Landestheile umfasst, hat die Lokalpolizei nur die

betreffenden Interessen der als öffentlich-rechtliche Korporationen

zu unterscheidenden Gemeinden und Kreise gegen Gefahren zu

schützen. Selbstverständlich steht alle Polizei ohne Unterschied

unter der Gesetzgebung und Oberaufsicht des Staates, dagegen

sollte die Ortspolizei, nach deutscher Kechtsanschauung, stets

als Gemeindesache betrachtet werden, wie dies in den Grundrechten

der deutschen Nation, in vielen Gemeindeordnungen (z. B. Württem-

bergisches Verwaltungsedikt von 1822 § 14), besonders neuerdings

auch in dem trefflichen österreichischen Gesetze zur Regelung des

Gemeindewesens vom 5. März 1862, sowie in der preussischen Ver-

fassungsurkunde vom 5. December 1848, Art. 104. Nr. 3 (»den Ge-
meinden insbesondere steht die selbständige Verwaltung ihrer

Gemeindeangelegenheit mit Einschluss der Ortspolizei zu«)

und in vielen neueren Gemeindeordnungen anerkannt worden ist

(S. 415).

0. Von den Befugnissen der Polizei überhaupt.

§ 223.

1) Verordnungsrecht der Polizei.

Polizeigesetze bedürfen wie alle anderen Gesetze der Zu-
stimmung der Volksvertretung. Allein der Gesetzgebung können
nur solche Verhältnisse unterliegen, welche einen gewissen

dauernden, beständigen und allgemeinen Charakter haben. Dieser

fehlt aber häufig gerade denjenigen Verhältnissen, welche durch

die Polizei geregelt und beherrscht werden sollen; hier ist mehr als

1 K. S. Zachariä, Vierzig Bücher vom Staate. Heidelberg 1840. B. IV.
S. 292. Klüber,, Alt. Recht § 381. S. 581. Note c. H. A. Zachariä, B. II.

§ 180. S. 280. Note 3. v. Mo hl, Polizeiwissenschaft B. III. (Rechtspolizei}

§ 47. S. 478 ff.
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auf anderen Gebieten eine Veränderlichkeit, ein fortwährender

Wechsel zu erkennen. Ausserdem sind gerade auf dem polizei-

lichen Gebiete die örtlichen Verschiedenheiten unendlich gross.
#

Zu der Polizeigesetzgebung, welche dauernde Normen für

den ganzen Umfang des Staates oder wenigstens für grössere Landes-

theile aufstellt, muss daher nothwendig ein bewegliches und

lokales Element der Anordnung treten. Auch im Verfassungs-

staate tritt zu dem Gesetze die landesherrliche Verordnung und

die Verfügung der höheren und niederen Polizeistellen für den Kreis

ihrer Kompetenz. Aber dieses Verordnungs- und Verfügungsrecht

hat seine eng gezogenen, verfassungsmässigen Schranken. Keine

Verordnung darf mit dem Gesetze, keine polizeiliche Vorschrift mit

einer Verordnung oder mit der Vorschrift einer höheren Stelle in

Widerspruch treten. Die Zuständigkeit zum Erlasse von Polizei-

verfügungen ist durch das Gesetz genau festzustellen; jede Behörde

muss das Recht haben, für die Sicherheit ihrer speziellen Aufgaben

die Thätigkeit der Einzelnen durch Verbote oder Gebote zu be-

schränken. Wo rein staatliche Organe ein solches polizeiliches

Verfügungsrecht haben, ist im konstitutionellen Staate zu verlangen,

dass Elemente der Volksvertretung ein Recht der Mitwirkung
haben, damit solche Verfügungen im volksthümlichen Sinne, nicht

in dem bureaukratischer Willkür, gefasst werden.

Damit aber durch die V erschiedenartigkeit der örtlichen Polizei-

verfügungen die nothwendige Einheit der Verwaltung im Staate

nicht gestört wird, muss den Oberbehörden ein Aufsichtsrecht über

die Erlasse der niederen Behörden und der Gemeinden zustehen,

womit das Recht verbunden ist, deren Verfügungen wegen Mangels

der gesetzlichen Bedingungen ihrer Erlassung oder wegen Nach-

theils für das öffentliche Wohl oder wegen Verletzung der Rechte

Dritter, ausser Kraft zu setzen. Zu diesem Zwecke müssen

alle Verfügungen der untergeordneten Stellen an die Oberbehörde

zur Kenntnissnahme eingereicht werden. Den einzelnen Bürgern,

wie ganzen Körperschaften, muss gegen ungesetzliche Eingriffe in

ihre öffentlichen oder privatrechtlichen Befugnisse, wie sie in Polizei-

verfügungen Vorkommen können, ein unbeschränktes Beschwerde-

recht zustehen, welches bei weiterer Ausbildung der Gerichtsbar-

keit des öffentlichen Rechtes, sich immer mehr in ein wahres

Klagerecht verwandelt.

Diesen Anforderungen hat die Gesetzgebung der deutschen

Staaten mehr oder weniger entsprochen. Ueberall ist den Ver-
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waltungsbehörden ausdrücklich das Recht zugesprochen, Polizei-

verfügungen für ihren Bezirk zu erlassen. Dabei ist regelmässig

die Höhe der Strafe bestimmt, welche diese Behörden auf die Nicht-

befolgung ihrer Verfügungen setzen dürfen. Die niederen Behörden

dürfen gewöhnlich geringere Strafen ansetzen, als die höheren. In

derartige Polizeivorschriften dürfen niemals Bestimmungen aufge-

nommen werden, welche mit den Gesetzen oder den Verordnungen

einer höheren Instanz in Widerspruch stehen. Einen bedeutenden

Fortschritt im Sinne des konstitutionellen Staatsrechts enthalten die

neueren Gesetze, indem sie durchweg den Erlass von Polizei-

verordnungen von der Zustimmung der entsprechen-
den Körper der Selbstverwaltung abhängig machen.
(Preuss. Kreisordnung vom 13. December 1872, Provinzialordnung

vom 29. Juni 1875. Badisches Gesetz vom 5. Oktober 1863, § 8:

»Bezirkspolizeiliche Vorschriften, welche eine fortdauernd geltende

Anordnung enthalten, kann der Bezirksbeamte nur unter Zu-
stimmung des Bezirksrathes gültig erlassen«. In Preussen

erlässt der Amtsvorsteher Verordnungen unter Zustimmung des

Amtsausschusses
,

der Landrath unter Zustimmung des Kreis-

ausschusses, der Oberpräsident unter Zustimmung des Provinzial-

rathes.) Auch giebt es überall genaue gesetzliche Bestimmungen,

in welcher Form die Bekanntmachung solcher Verfügungen zu er-

folgen hat. und von welchem Momente ab ihre Gültigkeit beginnt.

§ 224.

2) Zwangs-, besonders Strafgewalt derPolizei.

Schon im Begriffe der Polizei liegt nothwendig ein Zwangs-
recht, wodurch den Verboten oder Geboten der Behörden der

Vollzug gesichert wird; daher sind sämmtliche mit Polizeigewalt

versehene Behörden auch berechtigt, »die durch ihre gesetzlichen

Befugnisse gerechtfertigten Anordnungen auch durch Anwendung
der gesetzlichen Zwangsmittel durchzusetzen« . Dieser Zwang
muss sich aber innerhalb der Grenzen des Nothwendigen
halten. Kann daher die polizeiliche Massregel ohne Zwang gegen

die Person selbst durchgeführt werden, so ist diese Vollzugsart als

die gelindere vorzuziehen. Kann daher die zu erzwingende Hand-
lung durch einen Dritten geleistet werden, so ist die Behörde be-

fugt, dieselbe durch einen Dritten ausführen zu lassen, den Betrag

der Kosten vorläufig zu bestimmen und im Wege der Exekution
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von dem Verpflichteten einzuziehen. Kann die zu erzwingende

Handlung nicht durch einen Dritten geleistet werden, oder soll

eine Unterlassung erzwungen werden, oder ist der Verpflichtete

notorisch ausser Stande, die aus der Ausführung durch einen Dritten

entstehenden Kosten zu tragen, so ist die Behörde berechtigt, Geld-
bussen bis zu einer bestimmten Höhe anzudrohen und festzusetzen.

Unmittelbarer Zwang gegen die Person darf nur da an-

geordnet werden, wo die getroffene Anordnung ohne einen solchen

undurchführbar ist.

Unter den Zwangsmitteln steht das System der Polizeistrafen

oben an. Dieses sogenannte Polizeistrafrecht ist seinem

Grunde und Zwecke nach vom peinlichen Strafrechte verschieden.

Im Gebiete der Justiz ist die Aufrechterhaltung der Rechtsordnung

die höchste Aufgabe des Staates. Der Grund des Strafrechtes

ist nicht in einem zu erreichenden Vortheile zu suchen, sondern

allein im Rechte zu sehen. Der Staat straft, als der zeitliche

Träger der ewigen Rechtsidee, lediglich um der Gerechtigkeit
willen. Aber mit der Verwirklichung der Rechtsordnung ist die

Aufgabe des Staates nicht erschöpft; der Staat hat auch die Wohl-
fahrt der Staatsangehörigen durch seine Verwaltung zu fördern.

Die Führung der Verwaltung ist aber nicht möglich, wenn der Staat

derselben nicht mit Zwangsmitteln zu Hülfe kommt. Dieser Zwang
wird aber in vielen Fällen dadurch am zweckmässigsten gehandhabt,

dass der Staat demjenigen, welcher einer polizeilichen Verfügung

keinen Gehorsam leistet, ein gewisses Uebel droht. Dieses Uebel

ist die Polizeistrafe, welche aber nicht bloss angedroht, sondern

vollzogen werden muss, weil sonst die blosse Drohung erfolglos

bleiben würde. Die Polizeistrafe dient einem Zwecke der Ver-

waltung und wird lediglich durch Gründe der Nützlichkeit be-

stimmt; sie hat ihren Grund nicht in der Idee des Rechtes, sondern

in der durch die Verwaltung aufrecht zu erhaltenden öffentlichen

Ordnung, sie wird daher als Ordnungsstrafe bezeichnet.

Im absoluten Staate des vorigen Jahrhunderts stand neben dem
peinlichen Strafrechte ein fast unbeschränktes Ordnungsstrafrecht

der Polizei, welches, einseitig von den Polizeibehörden festgestellt,

ohne ordentliches gerichtliches Verfahren von denselben Behörden

gehandhabt wurde. Die Polizeiverwaltung war von der Polizei-

gerichtsbarkeit nicht getrennt. Nur eigentliche peinliche Strafen

durfte die Polizeibehörde nicht verhängen, sonst griff sie mit ihren

Verfügungen und Strafandrohungen willkürlich in das Gebiet der
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bürgerlichen Freiheit ein; sie war in ihrem Gebiete Gesetz-

geber, Richter, Vollstrecker ihrer Urtheile, sogenannte

Allmacht der Polizei. Gegen diese Willkür der Polizeistraf-

gewalt reagirte zuerst in Frankreich die Idee der staatsbürgerlichen

Freiheit. Man wollte das unentbehrliche Strafrecht der Polizei in

ein gesetzmässiges verwandeln . Ihren Abschluss fand diese Be-

wegung im Code penal, in welchem die Polizeistrafen für die

einzelnen Uebertretungen festgestellt wurden. Grundsatz ist: keine

Uebertretung soll mehr strafbar sein, wenn nicht das Gesetz aus-

drücklich die Strafbarkeit ausgesprochen hat, aber auch das Urtheil

über die Bestrafung von Polizeiübertretungen soll nicht von der

Polizeiverwaltung selbst, sondern vom Polizeirichter ausge-

sprochen werden. Diesem Vorbild folgten auch die deutschen

Staaten, indem sie die zu strafenden Polizeiübertretungen in be-

sonderen Polizeistrafgesetzbüchern behandelten oder dieselben in

das peinliche Strafgesetzbuch aufnahmen.

Aber keine noch so ausführliche Strafgesetzgebung kann alle

Fälle erschöpfen, wo die Polizei ihre Befehle durch Strafandrohungen

schützen muss. Dazu muss ihr, unter ausdrücklich vorgeschriebenen

gesetzlichen Formen, das Recht der allgemeinen Ordnungs-
strafe zur Seite stehen. Danach können auch jetzt die Polizeibe-

hörden eine allgemeine Ordnungsstrafe fürUngehorsam gegenPolizei-

verfügungen aussprechen, wo das Strafgesetz keine bestimmte Strafe

feststellt
;
doch ist hier regelmässig ein Maximum des Strafmaasses

anerkannt, das in einer Geldstrafe und nur im Falle des Unvermögens

in einer geringeren Gefängnissstrafe zu bestehen pflegt 1
. Während

so dieses allgemeine Recht, Ordnungsstrafen anzudrohen, sehr be-

schränkt ist, ist jetzt auch die Untersuchung und Bestrafung der

Polizeiübertretungen richterlichen Behörden übertragen. Die
Polizeirichter haben über alle Zuwiderhandlungen
gegen polizeiliche Vorschriften zu erkennen; doch hat

man daneben den Polizeibehörden in verschiedenen Gesetzgebungen

die vorläufige Straffestsetzung wegen Uebertretungen be-

lassen. (Preussisches Gesetz vom 14. Mai 1852 »über die vorläufige

1 Nach dem preuss. Gesetze vom 11. Mai 1850 können auch jetzt noch die

Polizeibehörden eine allgemeine Ordnungsstrafe für Ungehorsam gegen Polizei-

verfügungen aussprechen, wo das Strafgesetz keine bestimmte Strafe feststellt.

»Die Polizeirichter haben über alle Zuwiderhandlungen gegen polizeiliche

Vorschriften zu erkennen, die Richter dürfen aber nicht die Nothwendigkeit
oder Zweckmässigkeit, sondern nur die gesetzliche Gültigkeit der Polizeivor-

schriften in Erwägung ziehen.«

H. S c h u lz e
,
Deutsches Staatsrecht. 41
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Straffestsetzung wegen Uebertretungen«) . Danach ist die Polizei-

verwaltung berechtigt, wegen der in ihrem Bezirke verübten, ihr

Ressort betreffenden Uebertretungen die Strafe vorläufig fest-

zusetzen. Es steht aber dabei dem Angeschuldigten frei, innerhalb

einer vorgeschriebenen Frist auf gerichtliche Entscheidung
anzutragen. Dadurch tritt die Straffestsetzung der Polizeiverwal-

tung ausser Kraft. Der Richter ist befugt, auch auf eine andere

Strafe zu erkennen, als in der Strafverfügung bestimmt war.

Wenn aber innerhalb der gesetzlichen Frist kein Antrag auf gericht-

liche Entscheidung gestellt ist, so ist die von der Polizei vorläufig

festgesetzte Strafe zu vollstrecken.

§ 225 .

D, Von der Sicherheitspolizei insbesondere.

Wir unterscheiden die Sicherheitspolizei von der Ver-
waltungspolizei, welche, als immanenter Theil jedes Ver-

waltungszweiges, diesen gegen solche Handlungen schützt, welche

speziell gegen ihn gerichtet sind b Aber neben diesen speziellen

Aufgaben hat die Polizei auch die allgemeine, die öffentliche

Ordnung als Ganzes gegen Gefahren zu vertheidigen. Die

erste Voraussetzung aller gesicherten menschlichen Entwickelung

ist die, dass die bestehende Rechtsordnung nicht gestört werde.

Dies ist die eigentliche Aufgabe der Sicherheitspolizei.

Dennoch darf man dieselbe nicht mit R. v. Mo hl als einen Theil der

Justiz, als sogenannte Präventivj ustiz betrachten. Allerdings

ist es richtig, dass dieser Theil der Polizei in Betreff des zu ver-

theidigenden Gegenstandes mit der Justiz eine nahe Verwandt-

schaft zeigt, ja zuerst überall mit der Thätigkeit der Gerichte ver-

bunden war, aber nicht der Gegenstand, sondern die grund-

sätzliche Verschiedenheit der Behandlung eines Gegenstandes

scheidet Rechtspflege und Polizei.

Die Justiz hat es stets mit einer bereits geschehenen
Rechtsverletzung zu thun, nie mit einer erst drohenden

Gefahr, sie setzt einen bestimmt konstatirten Thatbestand voraus,

1 Stein: »Die Sicherheitspolizei ist derjenige Theil der Polizei, dessen

Aufgabe es ist, nicht mehr die Gemeinschaft gegen einzelne Gefährdungen

durch spezielle Massregeln zu schützen, sondern die gesammte öffentliche

und private Rechtsordnung, als Voraussetzung jedes einzelnen Rechtes, vor Er-

schütterung zu bewahren.«
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blosse Wahrscheinlichkeit geht sie nichts an; sie hat nie nach

Zweckmässigkeitsgründen, sondern nur nach feststehenden Rechts-

normen zu entscheiden. Gerade den entgegengesetzten Grundsätzen

folgt die Polizei, auch wo sie die Rechtsordnung schützt, indem sie

Verbrechen hindert, die noch nicht geschehen sind, sondern erst

zu geschehen drohen, indem sie die Rechtsfolgen eines bereits

geschehenen Verbrechens zu beurtheilen der Justiz überlässt, wäh-

rend sie selbst ein solches nur in seinen thatsächlich schädlichen

Wirkungen gut zu machen sucht, Reparativpolizei, indem sie schon

da einzutreten hat, wo eine Störung der Rechtsordnung auch nur

mit Wahrscheinlichkeit zu befürchten ist, indem sie ihr Einschreiten

und ihr ganzes Verfahren nur durch Gründe der Zweckmässigkeit

und des öffentlichen Wohles, selbstverständlich innerhalb der gesetz-

lichen Grenzen, bestimmen lässt. Darum ist die Sicherheits-

polizei, welche es mit den Gefährdungen der allge-

meinen Sicherheit zu thun hat, lediglich Polizei und
von der Rechtspflege durchaus verschieden.

Man theilt die Sicherheitspolizei in öffentliche und Privat-

oder Einzelsicherheitspolizei. Erstere hat das öffentliche

Recht und seine Grundlage zu schützen, die letztere den Rechts-

zustand der einzelnen Privatpersonen. Erstere tritt besonders Ge-

fahren entgegen, welche durch Vereinigung Vieler zu gefähr-

lichen Unternehmungen drohen, letztere hat es mehr mit der

einzelnen gefährlichen Persönlichkeit zu thun.

a) Die öffentliche Sicherheitspolizei.

Als allgemeine Aufgabe der Reichsgewalt wurde schon im

westfälischen Frieden die Erhaltung der öffentlichen Sicherheit

hingestellt. (I. P. O. Art. 1 7. § 8 : »Ut pax publica tanto melius con-

servari possit . . . statim et undecunque turbarum aliqua initia

apparent, observentur ea, quae in constitutionibus imperii de pacis

publicae executione et conservatione disposita sunt.«) Der Kaiser

galt als oberster Bewahrer der öffentlichen Sicherheit in ganz

Deutschland, die Reichsgerichte dienten zugleich als die Organe

der öffentlichen Sicherheitspolizei. Von besonderer Wichtigkeit

war für die kleineren Länder in dieser Beziehung die Kreis-

verbindung, während die grösseren Staaten schon zu Reichs-

zeiten ihre öffentliche Sicherheit lediglich auf die Massregeln der

Landes polizei stützten. Nach den Grundsätzen des damaligen

41*
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absoluten Staates, welcher jede aktive Theilnahme der Unterthanen

am Staatsleben ausschloss, waren politische Vereine und Versamm-
lungen ganz verboten oder konnten wenigstens kein Recht für sich

in Anspruch nehmen. Im konstitutionellen Staate der Gegenwart,

welcher keineswegs alle aufUm- und Fortbildung seiner Institutionen

gerichteten Bestrebungen seiner Bürger als strafbar ansieht, sondern

dieselben nur in die gesetzlichen Bahnen verweist, sind politische

Vereine und Volksversammlungen keineswegs verboten, die dabei

begangenen Verbrechen fallen dem Strafrichter anheim.

Dabei ist aber auch im konstitutionellen Staate derartigen Be-

wegungen des Volkslebens gegenüber die höhere Sicherheitspolizei

keineswegs ganz zu entbehren, welche, noch ehe ein Verbrechen

begangen ist, zu beobachten, zu beaufsichtigen, Gefahren zu be-

seitigen hat. Aufgabe des konstitutionellen Staates ist es jedoch,

auch diese höhere Sicherheitspolizei verfassungsmässig zu gestalten,

sie darf nicht willkürlich in die staatsbürgerliche Freiheit eingreifen,

sondern nur unter Beobachtung bestimmter Formen und innerhalb

der gesetzlichen Vorschriften. Während früher alle politischen

Vereine undVersammlungen entweder ganz verboten oder wenigstens

von polizeilicher Erlaubniss abhängig gemacht waren, ist nach Vor-

gang der Frankfurter Grundrechte Art. VII in allen Verfassungs-

urkunden das freie Vereins- und Versammlungsrecht an-

erkannt. Ueber die Ausübung dieses Rechtes bestehen jetzt regel-

mässig spezielle Gesetze, so in Preussen »die Verordnung über die

Verhütung eines die gesetzliche Freiheit und Ordnung gefährdenden

Missbrauchs des Vereins- und Versammlungsrechtes vom 11. März

1850«. Tendenz dieses und ähnlicher Gesetze ist nicht die straf-

rechtliche Verfolgung, sondern die Wahrung und zugleich die ge-

setzliche Begrenzung des sicherheitspolizeilichen Auf-
sichtsrechtes (S. 387).

Von dem Vereins- und Versammlungsrecht der Bürger wird in

Betreff einzelner Klassen eine Ausnahme gemacht. So darf die

bewaffnete Macht weder in noch ausser dem Dienste berathschlagen

oder sich anders als auf Befehl versammeln. Dagegen sind jetzt

alle Koalitionsverbote, welche den Arbeitern die auf die Er-

langung von Zugeständnissen durch gemeinsame Arbeitseinstellung

gerichteten Vereinigungen unter Strafandrohung untersagten, durch

die Gewerbeordnung des norddeutschen Bundes vom 21. Juni 1869

§ 152 aufgehoben. Sogenannte Koalitionsfreiheit der

Arbeiter und Arbeitgeber.
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Ebenso hat die Sicherheitspolizei Gefahren zu bekämpfen,

welche massenhafte Volksbewegungen mit sich bringen

können. Soweit bei solchen Volksbewegungen bereits Verbrechen

und Vergehen vorgekommen sind, treten die Gerichte ein. Das
Feld der Sicherheitspolizei reicht dagegen nur soweit, als noch

keine bereits geschehene strafrechtliche Störung der öffentlichen

Rechtsordnung vorliegt, sondern nur, vermöge der an sich unbe-
stimmten Gefahr, die an sich in jeder Massenbewegung liegt, die

Möglichkeit einer Gefährdung der öffentlichen Sicherheit. Die

Sicherheitspolizei kann in solchen Fällen Verbote und Gebote er-

lassen, welche die freie Bewegung der Einzelnen im Verkehre be-

beschränken, auch kann sie die geeigneten Mittel bestimmen,

wodurch sie Gehorsam gegen ihre Verfügungen erzwingt. Wo der

Einzelne den Organen der Staatsgewalt aktiven Widerstand ent-

gegensetzt, erscheint als äusserstes Mittel sogar der Gebrauch der

Waffen als zulässig. Da eine solche Widersetzlichkeit gegen die

Organe der Staatsgewalt immer Vorkommen kann, so muss eine be-

waffnete Macht jeder Zeit bereit gehalten werden, um dagegen ein-

zuschreiten. Dies ist die Gens darmerie, als das zur An-
wendung der Waffe speziell bestimmte Vollzugsorgan
der Polizei. Das Heer kann im äussersten Nothfall zur Unter-

drückung innerer Unruhen und zur Aufrechterhaltung der öffent-

lichen Ordnung ebenfalls verwendet werden, jedoch nur in den vom
Gesetze bestimmten Fällen und Formen und auf Requisition der
Civilbehörde. Ueber das Recht des Militärs zum Waffen-

gebrauche in allen Fällen, wo dasselbe zur Aufrechterhaltung der

öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit auftritt, bestehen überall

gesetzliche Vorschriften. Das äusserste Mittel, dessen sich die

Staatsgewalt in ihrer sicherheitspolizeilichen Funktion bedienen

kann, ist die Erklärung des sogenannten Kriegs- oder B e 1 a g e -

rungszustandes; es findet dabei regelmässig eine Suspension

von einzelnen Verfassungsbestimmungen statt, welche staatsbürger-

liche Rechte gewährleisten. Die preussische Verfassung Art. 11

sagt: »Für den Fall eines Krieges oder Aufruhrs können bei

dringender Gefahr für die öffentliche Sicherheit Art. 5, 6, 7, 27, 28,

29, 30 und 36 der Verfassungsurkunde zeit- und distriktsweise

ausser Kraft gesetzt werden. Das Nähere bestimmt das Gesetz.«

Das preussische Gesetz vom 4. Juni 1851 über den Belagerungs-

zustand ist 1867 nicht nur auf die neuen Provinzen ausgedehnt,

sondern durch Art. 68 der deutschen Reichsverfassung auch als
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reichsrechtliche Norm anerkannt, wenn der Kaiser irgend einen

Theil des deutschen Bundesgebietes in Belagerungszustand erklärt.

Mit Bekanntmachung desselben geht die vollziehende
Gewalt auf die Militärh efehlsh aber über. Die Civil-

verwaltung und Gemeindebehörden haben den Anordnungen und

Aufträgen der Militärbefehlshaber Folge zu leisten. Auch wird die

möglichst schleunige Untersuchung und strenge Bestrafung der

Gesetzesübertretungen, welche gegen die Sicherheit des Staates,

den öffentlichen Frieden und die gesetzliche Ordnung gerichtet

sind, angeordnet.

Durch das Gesetz »gegen die gemeinfährlichen Be-
strebungen der Social demokratie« vom 21. Oktober 1878

ist den Centralbehörden der Bundesstaaten das Recht gegeben,

für Bezirke und Ortschaften, welche durch socialdemokratische

Bestrebungen mit Gefahr für die öffentliche Sicherheit be-

droht sind, mit Genehmigung des Bundesrathes, für die

Dauer von längstens einem Jahre, Anordnungen zu treffen, welche

einzelne gesetzliche Garantien der staatsbürgerlichen Freiheit ausser

Kraft setzen, so dass Versammlungen nur mit Zustimmung der

Polizeibehörden stattfinden dürfen, dass die Verbreitung von Druck-

schriften auf öffentlichen Wegen, Strassen, Plätzen oder an öffent-

lichen Orten nicht stattfinden darf, dass Personen, von denen eine Ge-

fährdung der öffentlichen Sicherheit oder der Ordnung zu befürchten

ist, der Aufenthalt in den Bezirken oder Ortschaften versagt werden

kann, dass der Besitz, das Tragen, die Einführung und der Verkauf

von Waffen verboten, beschränkt oder an bestimmte Voraussetzungen

geknüpft werden kann (sogenannter kleiner Belagerungs-
zustand).

b) Die Privat- oder Einzelsicherheitspolizei.

Da die von Einzelnen drohende Gefahr, die individuelle Ge-

fährlichkeit
,

ein sehr unbestimmter Begriff ist, und der Polizei,

wenn sie wirksam werden soll, eine weitgehende Freiheit des Er-

messens eingeräumt werden muss, so war zu Zeiten des absoluten

Staates gerade diese Ausübung der Sicherheitspolizei gegen das

Individuum ein Tummelplatz der Willkür. Erst seit dem Ende des

vorigen Jahrhunderts kam mit der Forderung einer gesicherten

staatsbürgerlichen Freiheit der Gedanke zum Durchbruch, dass die

Polizei mit ihren notwendigen Eingriffen in die individuelle Rechts-

sphäre mit bestimmten gesetzlichen Schranken zu umgeben sei. Als
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oberster Grundsatz gilt dabei, dass die Polizei stets danach streben

soll, die persönliche Freiheit nur auf gerichtlichen Befehl zu be-

schränken, d. h. nur als gerichtliche Polizei dabei mitzuwirken;

muss sie aber ohne gerichtlichen Befehl zu einer Beschränkung der

persönlichen Freiheit schreiten, so soll sie wenigstens, sobald als

möglich, die Sache den Gerichten übergeben. Yor allem muss die

ohne gerichtlichen Befehl erfolgte vorläufige Festnahme entweder

in kurzer Zeit wieder aufgehoben oder in eine gerichtliche Verhaf-

tung verwandelt werden. (Habeas Corpus Acte 1679, S. 369 ff.) Die

Einzelpolizei nimmt als sogenannte niedere persönliche Sicher-

heitspolizei noch eine spezielle Richtung gegen besonders ge-

fährliche Individuen uud erscheint alsdann bald als Polizei des

Bettler- und Vagabundenwesens, als Polizeiaufsicht über entlassene

Sträflinge u. s. w. Auch über Fremde übt die Polizei eine be-

sondere Aufsicht, wobei das System der Pässe, Passkarten, Wander-

bücher, Aufenthaltskarten seine Rolle spielt.

Dritter Abschnitt.

Die Rechtskontrollen der Verwaltung 1
.

§ 227.

Im Allgemeinen.

Alle Zweige der Verwaltung werden in ihrer Thätigkeit durch

Erwägungen der Nothwendigkeit und Zweckmässigkeit bestimmt.

Die Verwaltung sucht ihre Aufgaben nach ihrer besten Einsicht

über das Gemeinwohl zu lösen; sie ist nicht bloss Vollstreckerin der

Gesetze
,

sie muss vielmehr einen freien, schöpferischen Charakter

1 R. Gneist, Selfgovernment, Kommunalverfassung und Verwaltungs-
gerichte in England. III. Aufl. 1873. Derselbe, Verwaltung, Justiz, Rechts-

weg, Staatsverwaltung und Selbstverwaltung. Nach englischen und deutschen

Verhältnissen mit besonderer Rücksicht auf Verwaltung und Kreisordnung in

Preussen. Berlin 1869. Derselbe, Die preussische Kreisordnung in ihrer Be-
deutung für den inneren Ausbau des deutschen Verfassungsstaates 1870. Der-
selbe, der Rechtsstaat 1872. II. Aufl. 1879. L. v. Stein, Die Verwaltungs-

lehre Th. I—VII. 1865—69. Th. I. 2. Aufl. 1869. v. Pözl, Die Gesetzgebung
und Literatur über Verwaltungsrechtspflege, in der krit. Vierteljahrschrift für

Gesetzgeb. Neue Folge. B. I. H. 1. S. 99 ff. Dann B. II. H. 1. S. 75. K. J.

Schmitt, Die Grundlagen der Verwaltungsrechtspflege im konstitut. Staate.

Stuttgart 1878. E. Meier, Ueber das Verhältniss von Justiz und Verwaltung
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haben, wenn sie ihren hohen Aufgaben vollkommen genügen will.

Aber negativ zieht ihr das Gesetz die Schranken (S. 30); ihre

freie Bewegung liegt innerhalb de s Rahmens der Ges etz e.

Das Postulat einer »gesetzlichen Verwaltung« bedeutet nicht

eine Verwaltung, welche den Gesetzen ihre Motive entnimmt,

sondern eine Verwaltung, welche sich in ihrer Aktion nie über die

Schranken des Gesetzes hinwegsetzt. In dem absoluten Staate sind

diese Schranken sehr elastisch und weit gezogen
;
man spricht da-

selbst nicht selten von einer »Omnipotenz der Polizei«. Mit der

Ausbildung des konstitutionellen Staates entwickelt sich aber auf

allen Gebieten der Verwaltung eine immer mehr ins Einzelne gehende

Gesetzgebung, welche die Verwaltung gesetzlich bindet. Dieselbe

ist besonders darauf gerichtet, die Rechtssphäre der Bürger gegen

die Willkür der Polizei-, Finanz- und Militärbehörden zu schützen,

sie will denselben die nothwendige Freiheit der Aktion nicht ver-

kümmern, wohl aber ihr soweit gesetzliche Schranken ziehen, dass

das Individuum ihrem Ermessen gegenüber nicht rechtlos dastehe.

Dies ist die wesentliche Aufgabe des sich immer mehr entwickelnden

Verwaltungsrechtes, welches aber nicht dabei stehen bleiben

darf, materielle Rechtssätze zum Schutze der individuellen Rechts-

sphäre aufzustellen, sondern zugleich Rechtsmittel schaffen muss,

welche Abhülfe treffen, wenn die obengenannten staatlichen Be-

hörden, trotz der schützenden Gesetze, sich nicht abhalten lassen,

in die individuelle Rechtssphäre einzugreifen. Where is a law, there

must be a remedy. Gegen Eingriffe einzelner Privatpersonen,

mögen diese ein civiles oder kriminelles Unrecht involviren,

von England. Art. I. in Aegidi’s Zeitschr. für Staatsr. B. I. S. 275—354.

Derselbe, DasVerwaltungsrecht inHoltzendorffs Encyklopädie (III. Aufl.

)

S. 888—970. Ueber Verwaltungsgerichtsbarkeit bei den Römern vergl. Th.

Mommsen, Römisches Staatsr. (II. Aufl.) B.I. S. 162— 182: Die Administrativ-

gerichtsbarkeit Ueber Frankreich bes. R. Darre st e, la justice administra-

tive en France. Paris 1862. Jonas, Studien aus dem Gebiete des franz. Civil-

rechtes und Civilprocesses. Berlin 1870. (V. Studie: Die Organisation der Ad-
ministrativjustiz in Frankreich S. 380—461.) Bei weitem das Gründlichste über

Frankreich bietet jetzt E. Löning, Die französische Verwaltungsgerichtsbar-

keit. (In Hartmann’s Zeitschr. B. V. H. 4. S. 339—379. B. VI. H. 1. S. 12—49.

S. 183—199. S. 308—335.) Hier wird besonders die Bedeutung der Verwaltungs-

gerichtsbarkeit des Staatsrathes geschichtlich entwickelt und praktisch dargelegt.

Das Verdienst, das gesammte Gebiet der Verwaltungsrechtspflege zum ersten

Male streng juristisch und systematisch dargestellt zu haben, besonders mit einer

eingehenden Kasuistik auf die einzelnen Gegenstände der Verwaltungswege,

gebührt O. v. Sarwey, Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtspflege.

Tübingen 1880.
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schützen die ordentlichen Gerichte das Individuum. In dieser
Beziehung liess unser bisheriger Zustand kaum etwas zu wünschen
übrig. Wenn aber Behörden, ausgerüstet mit der Autorität und
Machtvollkommenheit der Staatsgewalt, bei Ausübung der ihnen

übertragenen Hoheitsrechte, in Missachtung der Gesetze, dieRechts-

sphäre der Bürger noch so schwer verletzten, stand bis auf die neueste

Zeit dem Verletzten kein Rechtsmittel znr Seite. Als ein solches

konnte die Beschwerde an die Oberbehörde nicht gelten. Die

Berücksichtigung oder Abweisung einer solchen hängt vom Ermessen

der Oberbehörde ab, nach deren Instruktion die ausführende Be-

hörde gewöhnlich gehandelt hat, in deren Geist und Richtung sie

vorgegangen ist. Jedenfalls wird durch deren Entscheidung dem
Rechtsgefühle des Verletzten keine Befriedigung gewährt, welcher

nicht Gnade, sondern sein gutes Recht will. Da es sich um wahre

Rechtssachen handelt, wo die Wiederherstellung eines verletzten

subjektiven Rechtes nach bestimmten gesetzlichen Normen verlangt

wird, so liegt es in der wohlverstandenen Aufgabe des Rechtsstaates,

dass auch hier eine Rechtsprechung eingeführt werde, deren Ziel

es ist, die individuelle Rechtssphäre gegen Rechtsverletzungen zu

schützen, deren sich die Verwaltungsbehörden bei Ausübung ihrer

staatlichen Funktionen schuldig machen. Man hat dies Bedürfniss

bei verschiedenen Völkern und zu verschiedenen Zeiten empfunden,

aber erst, wo das Verwaltungsrecht eine höhere gesetzliche Aus-

bildung erhalten hat, wird eine eigene Verwaltungsgerichts-
b a r k e i t möglich, aber auch nothwendig. Dieselbe hat auch bei

uns, zum Theil unter dem Einflüsse fremder Vorbilder, ihre ver-

schiedenen geschichtlichen Phasen durchgemacht, bis Deutschland

in neuester Zeit, unter Einwirkung seiner eigenen Wissenschaft,

zielbewusst seine Bahn eingeschlagen hat.

I. Geschichtliche Entwickelung der Verwaltungsgerichtsbarkeit

in Deutschland.

§ 228.

1) Das ältere deutsche Reich bis zum Jahre 1806.

Der durch die Reichsgerichte den Unterthanen gewährte Rechts-

schutz gegen ihre Obrigkeiten hängt eng mit der ganzen staatsrecht-

lichenKonstruktion des älteren deutschenReiches zusammen. Da die

landesherrliche Gewalt grundsätzlich der Reichsstaatsgewalt unter-
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geordnet war, so unterlagen auch alle Akte der landesherrlichen

Gewalt der oberstrichterlichen Kognition der Reichsgerichte, welche

als rechtliche Kontrollinstanzen der landesherrlichen Regierungen,

aber nicht der Reichsregierung, erscheinen. Unbestritten konnte

in den deutschen PartikularStaaten, wegen ihrer Unterordnung unter

die Reichsgewalt, eine jede Regierungssache durch Entstehung

einer Rechtsverletzung in eine Justiz Sache verwandelt werden.

»Sobald irgendwie der Fall eintrat, dass bei einer landesherrlichen

Regierungssache die Rechte eines Unterthanen auf dem Spiele

standen, so hörte die Sache, soviel den Punkt betraf, ob die Regie-

rung das Recht habe, dies oder jenes zu thun, auf, eine Regierungs-

sache zu sein, und wurde Justizsache. Betrafen die Klagen der

landesherrlichen Unterthanen nicht sowohl Privatsachen, als viel-

mehr die landesherrliche Obrigkeit und Regalien, so sollten diese

zunächst an die Austräge gebracht werden, von diesen aber die

Appellation an die Reichsgerichte gehen. Kein deutscher Fürst

konnte sich weigern, die Rechtmässigkeit seiner Befehle reichs-

gerichtlich erörtern zu lassen 1 .« Derartige Klagen gegen die

Landesherrschaft wurden zwar durch die Wahlkapitulationen er-

schwert, niemals ausgeschlossen.

Allerdings war dieser Rechtsschutz deutscher Unterthanen

durch die Reichsgerichte thatsächlich oft illusorisch
,

weil die

Reichsgerichte den grösseren Territorialgewalten gegenüber macht-

los waren, weil überhaupt nur schwer ein Rechtsspruch von ihnen

zu erhalten, noch schwerer zu vollstrecken war. Dennoch darf die

Bedeutung dieses reichsgerichtlichen Schutzes nicht unterschätzt

werden, wie dies neuerdings von Sarwey a.a. O. S. 171 geschehen ist.

Schon dasBestehen des Grundsatzes stärkte dasRechtsbewmsstsein der

Nation, und selbst praktisch war der Rechtsschutz, den zahlreichen

kleinen Landesherren gegenüber, für deren Unterthanen nicht ohne

Bedeutung. Durch sie wurden gerade diese zur Willkür besonders

geneigten Gewalten nicht selten im Zaume gehalten und verhütet,

dass ihre Regierung in tyrannische Willkür umschlage. Ein grosser

Theil der bei den Reichsgerichten geführten Processe schlug in das

öffentliche Recht ein und die Unterthanen setzten ihr Vertrauen in

diesen Rechtsschutz. Noch im vorigen Jahrhundert wurden mehrere

1 Dies bezeugt einer der gewiegtesten Praktiker, der Kanzler DavidGeorg
Struben in seinem »Gründlichen Unterricht in Regierungs- und Justizsachen«

Hildesheim 1733, in seinen Nebenstunden, seinen rechtlichen Bedenken u. s. w.
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Landesherren »wegen unverantwortlichen Missbrauchs der landes-

herrlichen Gewalt« sogar peinlich bestraft.

Auch innerhalb des Partikular staatsrechtes fehlte es

nicht an einer Rechtsprechung auf dem Gebiete des öffentlichen

Rechtes. In mehreren Staaten, auch da, wo kraft des privilegium

de non appellando eigene Oberappellationsgerichte an die Stelle der

Reichsgerichte getreten waren, galt es als Grundsatz, dass der

Landesherr und seine Behörden nicht bloss in Privatsachen, sondern

auch in Streitigkeiten, die bei Ausübung seiner Hoheitsrechte ent-

standen waren, vor seinen eigenen Gerichten Recht nehmen müsse.

Dies war z. B. die von Pfeiffer und B ähr bezeugte Praxis der

hessischen Gerichte. Am weitesten ging in dieser Ausdehnung die

Gerichtsbarkeit in den deutschen Ländern der Krone Schweden,

deren Tribunal zu Wismar, unter dem Einflüsse der Theorie des

Präsidenten David Mevius, den Satz aufstellte : »Appellatio a

gubernatore regio ad regium tribunal recipitur. De caussis principis

praefecturas et praefectos concernentibus in dicasterio forum com-

petens est.« Dagegen erklärte der Kurfürst K. Georg III. von

Hannover am 18. März 1790 dieser Praxis gegenüber: »dass den

Landesgerichten niemals freistehen könnte, irgend einige Kompetenz

auch in solchen Streitigkeiten zwischen Landesherrn und Unterthanen

sich anzueignen, wobei der Grund der Beschwerde in der Art der

Ausübung eines wesentlichen Landeshoheitsrechtes gesetzet wird.«

Andere Wege ging man wieder in dem grossstaatlich entwickel-

ten Preussen, wo am frühesten ein modernes Verwaltungsrecht sich

entwickelt hatte. Hier wurde bereits, neben den ordentlichen

Gerichten, ein ganzes System von Verwaltungsgerichten ins Leben

gerufen, indem z. B. in den sogenannten Kammerjustizdeputationen

eine der Civil- und Strafrechtspflege zur Seite stehende verwaltungs-

rechtliche Gerichtsbarkeit geschaffen wurde. Grundsatz der frideri-

cianischen Organisation war überhaupt, »dass jede Verwaltungs-

behörde eine Gerichtsbarkeit besitzen müsse, welche sich mit ihrem

Verwaltungsressort decke.« (Vergl. mein preuss. Staatsr. B. II.

S. 845.) So verschieden gestaltete sich das Verhältniss der Gerichte

zur Verwaltung in dem fortschreitenden Grossstaate Preussen von
den Territorien, in welchen die Gerichte berufen waren, auch die

öffentlichen Rechte der Unterthanen zu schützen, was besonders

freilich der Erhaltung der ständischen Privilegien zu Gute kam.
Auch hier bieten die Partikularrechte der einzelnen deutschen

Territorien eine bunte Musterkarte verschiedenartiger Grundsätze.
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§ 239 .

2) Die souveränen deutschen Staaten seit Auflösung
des deutschen Reiches.

Mit der Auflösung des deutschen Reiches war selbst der zwar

öfters illusorische, aber doch nicht ganz werthlose Schutz der Reichs-

gerichte für die deutschen Unterthanen hinfällig geworden. Von
einer obergerichtlichen Gewalt über die deutschen Landesherren

konnte keine Rede mehr sein. Die ordentlichen Gerichte wurden

meistens auf die Entscheidung von Privatr echt s Streitigkeiten

beschränkt. Nur ausnahmsweise wurde ihnen gestattet, gegenHand-

lungen von Verwaltungsbehörden den Unterthanen Rechtsschutz zu

gewähren, besonders soweit es sich um die blosse Entschädi-
gungsfrage handelte. Sonst war die Entscheidung aller

ins öffentliche Recht einschlagenden Rechtsstreitig-
keiten der Verwaltung seihst überlassen.

In dieser Zeit zeigte sich in den süddeutschen Staaten, welche

in der Rheinbundszeit in engster Verbindung mit Frankreich ge-

standen hatten, eineVorliebe für die französischeAdministra-
tivjustiz, welche auch auf die Gesetzgebung dieser Staaten nicht

ohne Einfluss blieb
;

dieselbe wurde aber von den Anhängern des

Rechtsstaates und der älteren deutschen Gerichtsverfassung in Nord-

deutschland als eine »welsche Einrichtung«, als eine »Ausgeburt des

Napoleonismus« lebhaft bekämpft. Dieser Kampf hatte insofern seine

gute Berechtigung, als die französische Gesetzgebung eine Menge
zur Kompetenz der ordentlichen Gerichte gehörigen Gegenstände

im Interesse des Fiskus denselben entzog und dadurch das deutsche

Rechtsbewusstsein verletzte, zugleich den Verwaltungsgerichten

nicht die nöthige Unabhängigkeit gewährte. Dagegen beruhte

dieser ehrenwerthe Widerspruch zum guten Theile auch auf Miss-

verständnis und auf Unkenntnis der französischen Einrichtungen.

In vieler Beziehung hatte die französische Verwaltungsgerichtsbar-

keit, den damaligen deutschen Zuständen gegenüber, ihre un-

läugbaren Vorzüge und trug zur Fortbildung und Befestigung des

Verwaltungsrechtes wesentlich bei. Besonders wurde die wichtige

Stellung des französischen Staatsraths verkannt, »welcher, als eigent-

licher Regulator des gesammten Verwaltungsrechtes, eine Rechts-

kontrolle über die gesammte Verwaltung ausübt, indem er Klagen

gegen jedes Organ der Verwaltung wegen Ueberschreitung der

Amtsgewalt (exces de pouvoir) zu entscheiden hat« (E. Löning
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a. a. O. S. 334), während es in den deutschen Staaten an jeder Recht-

sprechung auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts fehlte. Die

sogenannten Enklaven, welche man den ordentlichen Gerichten

ausnahmsweise überlassen hatte, kamen kaum in Betracht. Dagegen

wurden die zur Rechtsprechung geeigneten Fälle des öffentlichen

Rechtes, welche in Frankreich zur richterlichen Entscheidung des

Staatsrathes gehörten, in den meisten deutschen Staaten lediglich

der Ministerialinstanz überwiesen. Der Versuch, welchen man in

Preussen und den süddeutschen Staaten gemacht hatte, nach fran-

zösischem Vorbilde einen Staatsrath zu errichten, blieb für das Ver-

waltungsrecht ziemlich erfolglos, weil man nicht den Muth hatte,

ihn zur entscheidenden Instanz der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu

machen. Nur in Württemberg kam der Geheime Rath als ent-

scheidende Behörde in Verwaltungsstreitigkeiten zu einer frucht-

baren Entwickelung und wurde bedeutsam für die Befestigung des

Verwaltungsrechtes und clen Rechtsschutz der Unterthanen (Vergl.

hierüber besonders v. Sarwey a.a.O., §11. S. 255 ff.). In Preussen

hatte der Staatsrath nurBedeutung aufdem Gebiete der Gesetzgebung.

Die in Bayern, Baden und Hessen-Darmstadt errichteten Staats-

räthe verkümmerten an ihrer geringen Kompetenz. In Baden wurde

derselbe ganz aufgehoben; in Bayern und Hessen blieb die Zu-

ständigkeit des Staatsrathes so beschränkt, dass in der Regel die

Minister gleichfalls die höchste Instanz in den der Rechtsprechung

der Civilgerichte entzogenen Streitsachen des öffentlichen Rechtes

waren. In den meisten deutschen Staaten, insbesondere in Preussen,

lag die höchste und letzte Entscheidung in allen Verwaltungs-

angelegenheiten
,

einschliesslich aller Verwaltungsrechts-
Sachen, in der Ministerialinstanz. In der Regel übte ein einzelner

Minister die endgültig entscheidende Verwaltungsgerichtsbarkeit

persönlich in seinem Departement aus. Somit war das ganze Ver-

waltungsrecht und damit der Rechtsschutz der Bürger auf dem Ge-

biete des öffentlichen Rechtes der Diskretion und den wechselnden

Anschauungen eines Einzelbeamten überlassen. Dieser Zustand

wurde geradezu unerträglich, als mit Durchführung des konstitu-

tionellen Systems die Minister nothwendig mehr und mehr in das

Parteitreiben gezogen wurden und ausser Stande waren, bei Ent-

scheidung von VerwaltungsStreitigkeiten ihr Parteiprogramm ganz

zu verläugnen. Mit jedem Ministerwechsel musste das Verwal-

tungsrecht sich eine andere Auslegung gefallen lassen, doch dauerte

es lange, bis der nur mit konstitutionellen Verfassungsfragen be-
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schäftigte liberale Doktrinarismus den Punkt erkannte, welchen

Gneist als den »archimedischen« hezeichnete.

§ 230.

3) Die neueste Gesetzgebung über Verwaltungs-
gerichtsbarkeit in Deutschland.

Der unfruchtbare Streit der dreissiger Jahre über Werth und
Unwerth der Administrativjustiz war zum Schweigen gebracht. Die

herrschende liberale Doktrin hatte ihr Verdikt gegen dieselbe in den

Grundrechten der deutschen Nation § 49 abgegeben : »Die Ver-
waltungsrechtspflege hört auf; über a Ile Hechts Ver-
letzungen entscheiden die Gerichte.« Es bedurfte erst

tiefgehender Untersuchungen, um den der Verwaltungsgerichtsbar-

keit zu Grunde liegenden gesunden Grundgedanken zu erkennen

und die volle Bedeutung derselben für die Verwirklichung des

Rechtsstaates zu würdigen. Dies gethan zu haben, ist das Verdienst

von Rudolf Gneist, welcher bestimmend auf die Gesetzgebung

der deutschen Staaten in den beiden letzten Jahrzehnten eingewirkt

hat. In seinen Schriften liegt der Wendepunkt unserer ganzen An-
schauungen über Verwaltungsrecht und Verwaltungsrechtspflege.

Vor allem wies Gneist mit schneidender Schärfe die völlige Un-
haltbarkeit der büreaukratischen Ministerialinstanz in Streitfragen

des öffentlichen Rechtes nach; er zeigte, dass diese, in Verbindung

mit dem konstitutionellen Parteiregiment, das ganze öffentliche

Recht zur Disposition schnell wechselnder Parteichefs stellt, »zu

einem Precarium der herrschenden Partei« macht. Die preussischen

Zustände der Reaktionsperiode, welche nach dem Jahre 1848 als

Rückschlag eintrat, gaben seinen Ausführungen handgreifliche Be-

lege. Während man sonst nur die französische Administrativjustiz

beachtet, freilich auch nicht gründlich studirt hatte, wies Gneist
auf die den englischen Institutionen immanente Verwaltungsgerichts-

barkeit hin und zeigte, wie sich dieselbe dort, auf den Grundlagen

der Selbstverwaltung, zu einem starken Bollwerke der persönlichen

Freiheit auferbaut hat. Die Verbindung der Idee der Selbstverwal-

tung mit der Verwaltungsgerichtsbarkeit wurde von ihm zum ersten

Male hervorgehoben. Nur auf der Grundlage der ersteren schien

ihm dieselbe gesichert, gegenüber der nicht zu überwindenden Un-

selbständigkeit des besoldeten Berufsbeamtenthums. Loslösung der

ganzen Verwaltungsrechtspflege von der wechselnden Ministerial-
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instanz, Errichtung eines obersten Verwaltungsgerichtshofes in un-

abhängiger richterlicher Stellung, welcher eine ähnliche Central-

rechtskontrolle der Verwaltung zu übernehmen hätte, wie die eng-

lischen Reichsgerichte, so lauteten seine Postulate, welche schneller,

als man geahnt, in der Praxis unseres Staatslebens Verwirklichung

gefunden haben.

Der erste deutsche Staat, welcher die Organisation der Ver-

waltung und der Verwaltungsrechtspflege in die Hand nahm, war

Baden, durch das bahnbrechende Gesetz vom 5. Oktober 1863

(S. 439). Hier wurde besonders zum ersten Male das bürgerliche

Ehrenamt, das sogenannte Laienelement, in bedeutsamerWeise zur

Verwaltungsrechtspflege herangezogen h (Eine weitere Fortbildung

erhielt die Verwaltungsgerichtsbarkeit durch das Gesetz vom
24. Februar 1880. Referat von Bluntschli in der ersten Kammer.
Prot, vom 30. Januar 1880.) Den grössten Fortschritt in der Ent-

wickelung des öffentlichen Lebens für Preussen und mittelbar für

ganz Deutschland enthält die grosse preussische Reformgesetz-

gebung, welche mit der Kreisordnung vom 13. December 1872 ein-

geleitet wurde 2
. Ausgesprochener Zweck dieser Reform ist : »den

in dem öffentlichen Rechte begründeten Rechten der Einzelnen

einen gleichartigen Schutz zu gewähren, wie er den Privatrechten

durch die Civilgerichtsbarkeit zu Theil geworden ist.« Die Ver-

waltungsrechtspflege baut sich hier von unten in drei Instanzen

organisch auf. In der untersten Instanz, dem Kreis- und Stadt-

hause, ist das bürgerliche Ehrenamt ausschliesslich vertreten, in der

mittleren ist es mit dem Berufsbeamtenthum verbunden, in der

obersten Instanz, dem Oberverwaltungsgerichte
,

ist das Berufs-

1 Vergl. besonders Weizel, Das badische Gesetz über die Organisation

der inneren Verwaltung. Karlsruhe 1864. *

2 Mein preussisches Staatsr. B. II. § 277. S. 871. Die Gesetze selbst sind

herausgegeben von M. v. Brauchitsch, Die Organisationsgesetze der inneren

Verwaltung für die Provinzen Preussen, Brandenburg, Pommern, Schlesien und
Sachsen. Berlin 1876. Es finden sich daselbst gute einleitende Bemerkungen
und eine übersichtliche Darstellung der verwickelten Kompetenzverhältnisse der

einzelnen Behörden. Die neuesten Gesetze giebt C. Pfaffenroth, Die ge-

sammten Organisationsgesetze für die innere Verwaltung des preussischen

Staates. Berlin und Leipzig 1881. W ohlers, Das Gesetz, betreffend die Ver-

fassung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsstreitverfahren vom 3. Juli

1875, 2. August 1880. Berlin 1881. Besonders werthvoll ist die Sammlung
der Entscheidungen des preussischen Oberverwaltungsgerichts von Jebens
und v. Meyeren (Berlin, bis jezt 5 Bände), welche auch meist theoretisch vor-

trefflich in ihren Entscheidungsgründen formulirt sind.
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beamtenthum allein vertreten, erfreut sich dafür aber voller richter-

licher Unabhängigkeit. Die massgebenden preussischen Gesetze

sind, ausser der grundlegenden Kreisordnung vom 13. December

1872, das Gesetz vom 3. Juli 1875, betreffend die Verfassung der

Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsstreitverfahren, und das

Gesetz vom 26. Juni 1876, betreffend die Zuständigkeit der Ver-

waltungsbehörden und der Verwaltungsgerichtsbehörden im Gel-

tungsbereiche der Provinzialordnung vom 2 6 . Juli 1 8 7 5 . Das neueste

Gesetz vom 2. August 1880 »zurAbänderung und Ergänzung des Ge-

setzes betreffend die Verfassung der Verwaltungsgerichte und das

Verwaltungsstreitverfahren vom 3. Juli 1875 und Einführung der-

selben in dem gesammten Umfange der Monarchie« hat die Grund-

bestimmungen des gedachten Gesetzes im Wesentlichen unberührt

gelassen. Jedenfalls gebührt der preussischen Gesetzgebung der

Ruhm, dass sie den Körpern der Selbstverwaltung und dem bürger-

lichen Ehrenamte einen starken Antheil an der Verwaltungsrechts-

pflege eingeräumt, dieselbe durchweg mit der nöthigen richter-

lichen Unabhängigkeit ausgestattet und somit für die Gesetzmässig-

keit der Verwaltung weitgehende Garantien geschaffen hat.

An das Vorbild der preussischen Gesetzgebung knüpfen die

Gesetze mehrerer anderen deutschen Staaten an
; besonders wurde

im Grossherzogthum Hessen durch die Gesetze vom 12. Mai 1874,

die innere Verwaltung und Vertretung der Kreise und Provinzen

betreffend, vom 1 1. Januar 1875, das oberste Verwaltungsgericht be-

treffend die Verwaltungsrechtspflege unter starker Heranziehung

der Körper der Selbstverwaltung und des Ehrenamtes in einer

dem preussischen Systeme verwandten Art geregelt. (Gesetz vom
16. April 1879.) Die bedeutsame Reformgesetzgebung des König-

reichs Sachsen (S. 438) hat der Selbstverwaltung einen weiten

Spielraum gegeben, ist aber in Betreff der Errichtung selbständiger

Verwaltungsgerichte zurückgeblieben. Der Schwerpunkt des Ge-

setzes, die Organisation der Behörden für die innere Verwaltung

betreffend, vom 21. April 1873 und die Bildung der Bezirksverbände

und deren Vertretung betreffend vom gleichen Datum, liegt in der

ausgedehnten Heranziehung des bürgerlichen Ehrenamtes zur Ver-

waltung, dagegen ist die sogenannte Administrativjustiz nach wie

vor bei den Amts- und Kreishauptmannschaften geblieben und geht

der Rekurs, abgesehen von einzelnen speciellen Ausnahmen, in

allen streitigen Verwaltungssachen nach wie vor an die Ministerial-

instanz, sodass Sachsen zu denjenigen Staaten gerechnet werden
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muss, welche bis jetzt eine selbständige Rechtsprechung auf dem
Gebiete des öffentlichen Rechtes nicht besitzen.

Abweichend von Preussen, aber unter einander nah verwandt,

sind die Gesetzgebungen der beiden süddeutschen Königreiche über

Verwaltungsgerichtsbarkeit . Das württember gische Gesetz

vom 16. December 1§76 über Verwaltungsrechtspflege hat nur die

seit der Verfassung von 1819 bestehende Institution auf den

Principien, welche die Rechtsprechung des Geheimen Rathes aus-

gebildet hatte, folgerichtig weiter entwickelt und ist zum Theil nur

eine Kodifikation der längst von der Praxis entwickelten Grund-

sätze gewesen, (v. Sarwey a. a. O. S. 255.) Die württembergische

Gesetzgebung verzichtet ganz auf die Heranziehung des Ehrenamtes

zur Verwaltungsrechtspflege, sondern überlässt dieselbe in der

unteren Instanz den verwaltenden Behörden, besonders den Kreis-

regierungen, während ein vollständig unabhängiger Verwaltungs-

gerichtshof, welcher mit der laufenden Verwaltung nichts zu thun

hat, in höchster Instanz endgültig entscheidet. Auf ganz ähnlichen

Grundlagen beruht das bayerische Gesetz vom 8. August 1878, die

Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes und das Verfahren in

Verwaltungssachen betreffend 1
. Auch dieses Gesetz stellt sich zur

Aufgabe : »richterlichen Schutz bei allen Streitigkeiten über öffent-

liche Rechte und Pflichten zu gewähren, welche durch bestehende

Rechtsnormen dem freien Belieben der Verwaltungsbehörden ent-

rückt und nicht in anderer Weise bereits genügend geschützt sind.«

Für diesen Kreis von Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes wird

sodann in dem Verwaltungsgerichtshof ein Gericht höchster Instanz

errichtet, dessen sämmtliche Mitglieder die Befähigung zum Richter-

amte haben müssen und sich voller richterlicher Unabhängigkeit

erfreuen. Bezüglich der unteren Instanzen wird an der bestehenden

Organisation nichts geändert, indem in erster Instanz die Distrikts-

verwaltungsbehörden, in zweiter die Kreisregierungen ohne jede

Theilnahme von Selbstverwaltungskörpem entscheiden.

Bedeutsam ist es, dass auch Oesterreich, trotz seiner

staatlichen Trennung von Deutschland, auch auf diesem Gebiete an

den Bewegungen des deutschen Geistes Theil genommen und durch

das Gesetz vom 22. Oktober 1875, betreffend die Errichtung eines

Verwaltungsgerichtshofes, eine Verwaltungsgerichtsbarkeit insLeben

1 Vergl. darüber den gediegenen Kommentar von W. Krais, Gesetz vom
8. August 1878, die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes und das Ver-
fahren in Verwaltungsrechtssachen betreffend. Erlangen 1879.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 42
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gerufen hat 1
. Das österreichische Gesetz kennt keine Mehrheit

verwaltungsgerichtlicher Instanzen und stellt das Organ der Ver-

waltungsrechtspflege nicht innerhalb, sondern ausserhalb des Ver-

waltungsrechtsorganismus. Dem Verwaltungsgerichte liegt die

Kontrolle der Gesetzmässigkeit administrativer Entscheidungen auf

Parteianrufen ob. Eine Beschwerde kann erst dann an dasselbe

gebracht werden, wenn die Angelegenheit die administrativen In-

stanzen durchlaufen hat. Das österreichische Verwaltungsgericht

ist lediglich ein Kassationshof, welcher, wenn er die Beschwerde

für begründet erachtet, nicht materiell abändernd erkennen,

sondern die angefochtene Entscheidung nur wegen mangelhaften

Verfahrens oder als gesetzwidrig aufheben kann . Auch das auf dem
Staatsgrundgesetz vom 21. December 1867 beruhende Reichs-
gericht ist seiner Natur nach ein Verwaltungsgericht, indem dasselbe

über gewisse Ansprüche des öffentlichen Rechtes, besonders über

Beschwerden wegen Verletzung der durch die Verfassung gewähr-

leisteten politischen Rechte zu entscheiden hat.

So hat überall, wo deutsche Wissenschaft und deutsches

Rechtsbewusstsein befruchtend gewirkt haben, in den beiden letzten

Decennien, die Forderung einer unabhängigen Rechtsprechung auf

dem Gebiete des öffentlichen Rechtes gesetzliche Anerkennung ge-

funden, und die Verwaltungsgerichtsbarkeit ist zu einem bedeut-

samen Institute herangereift, dessen gemeinsame Wurzeln man
auch in seiner verschiedenartigen Ausgestaltung in den einzelnen

deutschen Staaten nachweisen kann.

§231.

II. Die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte.

Durch die Schöpfung der Verwaltungsgerichte ist ein völlig

neues Glied im staatlichen Behördenorganismus entstanden, dessen

1 J. Kasserer, Die Gesetze vom 22. Oktober 1875, betreffend die Errich-

tung eines Verwaltungsgerichtshofes und die Entscheidung von Kompetenz-

konflikten zwischen dem Verwaltungsgerichtshofe und dem Reichsgerichte und
den ordentlichen Gerichten, mit Materialien. Wien 1876. (Besonders werthvoll,

auch in wissenschaftlicher Beziehung sind die hier mitgetheilten Reden des

Ministers D. Unger.) Pann, Die Verwaltungsgerichtsbarkeit in Oesterreich

1876. Dr. v. Kissling, Der Verwaltungsgerichtshof. Kritische Bemerkungen
zur Regierungsvorlage über die Errichtung desselben. Wien 1873. Derselbe,
Der Rechtsschutz der Einzelnen gegenüber den öffentlichen Organen in Oester-

reich. (In Hartmann’s Zeitschr. B. II. S. 226 ff.)
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Zuständigkeit gegen die Thätigkeitssphäre der schon bestehenden

Behörden abgegrenzt werden muss. Dies sind einerseits die Ver-

waltungsbehörden, andererseits die ordentlichen Gerichte. Ihnen

gegenüber musste die Gesetzgebung die Zuständigkeit der neu-

geschaffenen Verwaltungsgerichte abgrenzen; sie konnte dies thun

durch Aufstellung eines allgemeinen Grundsatzes oder durch aus-

drückliche Aufzählung der einzelnen, als Verwaltungsrechtssachen

zu behandelnden Gegenstände (Specifikations- oder Dinumerations-

methode) . Das österreichische Gesetz vom 22. Oktober 1875 hat

den ersten Weg eingeschlagen
,
indem § 2 bestimmt: »Der Ver-

waltungsgerichtshof hat in allen Fällen zu erkennen, in denen

jemand durch eine gesetzwidrige Entscheidung oderVerfügung einer

Verwaltungsbehörde in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet«;

doch macht § 3 von diesem Grundsatz wieder zahlreiche Ausnahmen.

In den Staaten des deutschen Reiches hat man sich an die soge-

nannte Dinumerationsmethode gehalten, indem nur die Gegenstände

zur Kompetenz der Verwaltungsgerichte gehören, welche ausdrück-

lich im Gesetze aufgeführt sind, dagegen jede nicht im Gesetze auf-

gezählte Materie den Verwaltungsgerichten entzogen ist. Nur das

württembergische Gesetz vom 16. December 1876 nähert sich dem
ersten in Oesterreich befolgten Wege, indem es, nach Aufzählung

vieler specieller Gegenstände, durch Art. 13 dem Verwaltungs-

gerichtshofe noch folgendes Generalmandat ertheilt : »Ausser-

dem entscheidet der Verwaltungsgerichtshof (vorbehaltlich der

hiernach bezeichneten Ausnahmen) über Beschwerden gegen Ent-

scheidungen oder Verfügungen der Verwaltungsbehörden, wenn
jemand behauptet, dass die ergangene, auf Gründe des öffentlichen

Rechtes gestützte Entscheidung oder Verfügung rechtlich nicht be-

gründet und dass er hierdurch in einem ihm zustehenden Rechte

verletzt oder mit einer ihm nicht obliegenden Verbindlichkeit be-

lastet sei.« Aber auch für diejenigen Staaten, in welchen die reine

Dinumerationsmethode gilt, kommt es darauf an, das allgemeine

Princip aufzusuchen, welches der Gesetzgebung als Direktive bei

der Aufstellung der einzelnen Nummern zu Grunde gelegen hat.

Die preussische Gesetzgebung unterstellt der Entscheidung der

Verwaltungsgerichte »die in den Gesetzen bezeichneten Streitsachen

über Ansprüche und Verbindlichkeiten aus dem
öffentlichen Rechte (streitige Verwaltungssachen)«;
dennoch darf als »streitige VerwaltungsSache« nur behandelt werden,

was durch positives Gesetz als solche bezeichnet ist. Im Gegensätze
42*
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zu streitigen Verwaltungssachen stehen einerseits die administra-

tiven Zweckmässigkeits- und Ermessensfragen, andererseits die

bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten aus Privatrechtsverhältnissen.

Yon ersteren unterscheiden sich die Verwaltu ngsrechtssachen
dadurch, dass es sich bei ihnen um wahre Rechts Sachen und
eine wirkliche Rechtsprechung handelt, d. h. um den Schutz

eines verletzten subjektiven Rechtes, nicht bloss eines persönlichen

Interesses, und es müssen bestimmte gesetzliche Normen der Ent-

scheidung vorliegen, ohne welche eine Rechtsprechung überhaupt

nicht stattfinden kann. Durch diese Merkmale scheidet sich das

Gebiet der Verwaltungsrechtspflege von dem der Verwaltungs-

behörden. Der aktiven Verwaltung ist ein weiter Spielraum ihrer

freien Thätigkeit gegeben, wo sie nach ihrem besten Wissen und
Gewissen für die ihr gesteckten Aufgaben arbeiten kann. Hier ist

ein weitgehendes persönliches Ermessen, ein »pouvoir discretionaire«,

gegeben, ohne welches kein Zweig der Verwaltung eine schöpferische

Thätigkeit entfalten kann. »Ausgeschlossen ist jede Klage, wann
und soweit die Verwaltungsbehörden durch das Gesetz nach ihrem

Ermessen zu verfügen ermächtigt sind.« (Württembergisches Ge-
setz § 13.) Aber mit höherer Ausbildung des Verwaltungsrechtes

werden dem Ermessen der Verwaltung auf allen Gebieten gesetz-

liche Schranken gezogen und die Voraussetzungen normirt, unter

welchen die Verwaltungsorgane in die Sphäre des Individuums ein-

greifen dürfen. Wo denVerwaltungsorganen also nicht bloss Sonder-

interessen, sondern subjektive Rechte in dem oben bezeichneten

Sinne gegenüber stehen, können sie mit denselben in Kollision ge-

rathen und muss letzteren ein wirksamer Rechtsschutz zu Theil

werden, wenn sie nicht bloss auf dem Papier stehen sollen, wie die

weiland Grundrechte der deutschen Nation. Wo die Kollision der

verwaltenden Thätigkeit der Staatsbehörden mit subjektiven Rechten

eintritt und das verletzte Subjekt sein Recht vertheidigen will, be-

ginnt der Bereich der Rechtsprechung. Bisher sprach sich in solchen

Fällen die Verwaltung regelmässig selbst das Recht. Die ver-

waltenden Behörden entschieden über die Reklamationen der ver-

letzten Individuen und übten somit eine weitgehende Gerichtsbarkeit

des öffentlichen Rechtes, meist ohne jede Scheidung des Verfahrens

in Verwaltungssachen und Verwaltungs rechts Sachen. Gewisser-

maassen als Richter in eigener Sache, boten sie dem verletzten In-

dividuum, selbst bei beabsichtigter Unparteilichkeit, keine ent-

sprechenden Garantien. Die hier besprochene neueste Gesetzgebung
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trennt die rechtsprechende Thätigkeit von der laufenden Verwaltung,

wenigstens in der obersten Instanz, setzt für sie ein eigenes pro-

cessualisches Verfahren fest und ermöglicht damit eine unparteiische

Rechtsprechung auch auf dem Gebiete des Verwaltungsrechtes. Bei

einer klaren Unterscheidung des Wesens der aktiven Verwaltung

und der Verwaltungsrechtsprechung wird es in der Regel nicht

schwer sein, zu bestimmen, ob ein Gegenstand vor die Verwaltungs-

behörde oder das Verwaltungsgericht gehört. Sollten aber dennoch

zwischen diesen Behörden Kompetenzkonflikte entstehen, so ent-

scheidet darüber endgültig das Oberverwaltungsgericht.

Schwieriger ist es, eine grundsätzliche Abgrenzung zwischen

der Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte und der Verwaltungs-

gerichte zu ziehen, da beide der gleichheitlichen Aufgabe der

Rechtsprechung, der Wiederherstellung des gebrochenen Rechtes

durch Richterspruch, dienen sollen. Abgesehen von ihrer straf-

richterlichen Thätigkeit, wodurch sie die vom Staate mit peinlicher

Strafe belegten Handlungen zu untersuchen und zu bestrafen haben

und dadurch dem öffentlichen Rechte, auch den Befugnissen der

Staatsgewalt, einen bedeutsamen Schutz gewähren, haben es die

ordentlichen Gerichte mit dem Schutze der Privatrechte zu thun.

»Vor die ordentlichen Gerichte gehören alle bürger-
lichen Rechtsstreitigkeiten« 1

. Damit ist aber keineswegs

gesagt, dass die ordentlichen Gerichte sich nie mit Fragen des

öffentlichen Rechtes zu beschäftigen hätten. Im Laufe von privat-

rechtlichen Streitigkeiten kommen nicht selten Vorfragen zur Be-

urtheilung, welche dem Völkerrechte, dem Staatsrechte, dem Ver-

waltungsrechte angehören. Diese hat der ordentliche Richter

lediglich nach seiner juristischen Ueberzeugung zu entscheiden,

ohne dass er die Vorentscheidung einer Verwaltungsbehörde zu

suchen oder zu berücksichtigen hätte; er kann jeder Zeit incidenter

auch Fragen des öffentlichen Rechtes in den Kreis seiner Erörterung

ziehen. Gegenstand und Zweck eines Processes lassen sich, in Be-

ziehung auf die Kompetenzfrage zwischen beiden Klassen der

Gerichte, nur nach dem Inhalte und dem Anträge der Klage

1 Diesem Satze des Reichsgerichtsverfassungsgesetzes entspricht auch die

Auffassung der deutschen Reichsverfassung Art. 76, wo es heisst : »Streitigkeiten,

zwischen den verschiedenen Bundesstaaten, sofern dieselben nicht privat-
rechtlicher Natur und daher von den kompetenten Gerichts-
behörden zu entscheiden sind, werden auf Anrufen des einen Theils von
dem Bundesrathe erledigt«.
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beurtheilen. Das Wesen der PrivatrechtsStreitigkeiten, welche vor

die Civilgerichte gehören, besteht darin, dass mehrere, wenigstens

zwei, sich gleichstehende Persönlichkeiten über Privatrechte
streiten, d. h. über Rechte, die sie für sich, nicht als Genossen des

Staates oder einer öffentlich-rechtlichen Korporation, als indivi-
duelle Einzelrechte, in Anspruch nehmen . Auch der Staat

kann als Fiskus in das Gebiet des Privatrechtes hinabsteigen und
erscheint dann, nicht im Nimbus der Staatsautorität, sondern als

gleichwerthige Persönlichkeit mit allen Privatpersonen. Alle

Streitigkeiten zwischen dem Staate als Fiskus und anderen Personen

gehören daher als Privatrechtsstreitigkeiten nach deutscher Auf-

fassung vor die ordentlichen Gerichte; ebenso Klagen gegen öffent-

liche Beamte, welche bei Ausübung ihres Amtes Privatpersonen

widerrechtlich verletzt haben, wenn der Thatbestand der Verletzung

von der Art ist, dass er sich zur Erhebung einer straf- oder civil-

rechtlichen Klage eignet, ohne dass es hierzu gemeinrechtlich 1

1 Dieser deutschen Auffassung steht die französische (neuerdings auch in

Frankreich beseitigte) Gesetzgebung gegenüber, welche in § 75 der Verfassung

vom 22. Frimaire VIII. so formulirt wurde : »Les agens du gouvernement, autres

que les ministres, ne peuvent etre poursuivis pour des faits relatifs ä leurs

fonctions, qu’en vertu d’une decision du conseil d’etat : en cas la poursuite a lieu

devant les tribunaux ordinaires.« Dieser Satz ging vielfach in die Gesetzgebung

der deutschen Einzelstaaten über, besonders in die preussische, wo die Vor-

frage
,

ob eine zur gerichtlichen Verfolgung geeignete Ueberschreitung der

Amtsbefugnisse vorliege, durch Erhebung des Kompetenzkonfliktes, zur Ent-

scheidung des Kompetenzgerichtshofes gebracht werden konnte. (Vergl. mein
preuss. Staatsr. B. II. S. 852.) Dagegen bestimmt jetzt das Einführungsgesetz

zum Reichsgerichtsverfassungsgesetz §11: »Die landesgesetzlichenBestimmungen,

durch welche die strafrechtliche [oder civilrechtliche Verfolgung öffentlicher Be-

amten wegen derj[in|Ausübung oder in Veranlassung der Ausübung ihres Amtes
vorgenommenen Handlungen { an besondere Voraussetzungen gebunden ist,

treten ausser Kraft. Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften,

durch welche|[die^ Verfolgung der Beamten entweder im Falle des Verlangens

einer Vorgesetzten Behörde, oder unbedingt an die Vorentscheidung einer be-

sonderenfBehördefgebunden ist, mit der Maassgabe, 1) dass die Vorentscheidung

auf die Feststellung beschränkt ist, ob der Beamte sich einer Ueberschreitung

seiner Amtsbefugnisse)' oder der Unterlassung einer ihm obliegenden Amtshand-

lung schuldig gemacht habe; 2) dass in den Bundesstaaten, in welchen ein

oberster Verwaltungsgerichtshof besteht, die Vorentscheidung diesem, in den

anderen Bundesstaaten dem Reichsgerichte zusteht« Durch die Gesetzgebungen

der einzelnen Staaten (z. B. Bayern, Gesetz vom 8. August 1878, § 7. Baden,

Gesetz vom 24. Februar 1880. Hessen, Gesetz vom 16. April 1879) ist also jetzt

die Entscheidung der Vorfrage den Verwaltungsgerichten übertragen. Es ist

das eine ihrem eigentlichen Berufe fremde Aufgabe, welche ihnen lediglich aus

Zweckmässigkeitsgründen übertragen ist, denn die Verwaltungsgerichte haben

ihrerNatur nach öffentlich-rechtliche Streitigkeiten endgültig zu entscheiden.
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der Ermächtigung durch eine andere Behörde bedürfte. Da die

Beamten hier nicht als solche, sondern als widerrechtlich han-

delnde Privaten erscheinen, so qualificirt sich die gegen sie ange-

stellte Civil- oder Kriminalklage zur Zuständigkeit der ordentlichen

Gerichte.

Damit ist aber der Umfang der möglichen Rechtsverletzungen

der Bürger nicht abgeschlossen. Es können nämlich Behörden,

als solche, in Ausübung der ihnen übertragenen staatlichen

Hoheitsrechte, die ihnen gezogenen gesetzlichen Schranken über-

schreiten und in die subjektive Rechtssphäre von Individuen und
Korporationen eingreifen. Hierher gehören alle Fälle, »in welchen

ein Einzelner, eine Gesellschaft oder eine Korporation behaupten,

durch eine Yerwaltungsmaassnahme, im Widerspruch mit dem Ge-

setze, in ihrem subjektiven Rechte verletzt zu sein«. Hier sind es

nicht, wie oben, persönlich frevelnde Beamte, sondern Behörden,

als solche, welche sich Rechtsverletzungen zu Schulden kommen
lassen. Hier hört die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte auf,

welche nach unserer heutigen deutschen Auffassung nicht über die

Ausübung staatlicher Hoheitsrechte zu entscheiden berufen sind.

Hier entschied früher die Vorgesetzte Verwaltungsbehörde im Ver-

waltungswege
;
jetzt beginnt hier die Zuständigkeit der

Verwaltungsgerichte. Es können die angeblich verletzten

Rechte an sich dem Privatrechte angehören, z. B. bei einem Ein-

griffe der Polizei in das Eigenthum, oder sie können öffentlich-

rechtlicher Natur sein, wie Gemeindebürgerrecht, Wahlrecht;

immerhin bleibt die zu entscheidende Hauptfrage eine durchaus

öffentlich-rechtliche, nämlich, inwieweit die Verwaltungs-

behörden berechtigt waren, in die individuelle Rechtssphäre ein-

zugreifen, inwieweit ihr Ermessen ein freies war oder wie weit den-

selben durch das Verwaltungsrecht Grenzen gezogen waren, aus

denen den betheiligten Einzelnen Rechte von relativer Selbständig-

keit erwuchsen. Abwägung zwischen' den berechtigten
Anforderungen der Staatsordnung und der gesetzlich
geschützten subjektiven Rechtssphäre ist die eigentlich

juristische Aufgabe des Verwaltungsrichters. Abgesehen von den

oft mehr zufälligen Bestimmungen der Einzelgesetzgebungen,

nicht bloss Vorfragen zu beantworten, welche eigentlich die ordentlichen Gerichte

selbständig entscheiden sollten
;
doch liegt jedenfalls in dieser reichsgesetzlichen

Bestimmung ein Fortschritt gegen den früheren Zustand.



650 II. Von den Funktionen des Staatsorganismus.

können begrifflich zur Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte

gerechnet werden

:

1) alle öffentlichen subjektiven Rechte, mögen dieselben einen

Vermögenswerth haben oder nicht, wie Staatsangehörigkeit, Ge-
meindebürgerrecht, aktives und passives Wahlrecht, Gewerbebefug-

nisse u. s. w., überhaupt alle Rechte der persönlichen Freiheit,

welche durch das Gesetz verbrieft sind. Es ist die Hauptaufgabe

unseres fortschreitenden Verwaltungsrechtes, gesetzlich zu be-

stimmen, unter welchen Voraussetzungen und bis zu welcher Grenze

die Verwaltungsbehörden berechtigt sind, die persönliche Freiheit

im Interesse der öffentlichen Ordnung zu beschränken. Durch der-

artige Gesetze, welche nicht hloss als »Amtsinstruktionen« auf-

zufassen sind, werden zugleich subjektive Rechte der Einzelnen

begründet, welche verletzt werden, wenn die Behörden diese ge-

setzlich gezogenen Schranken überschreiten. Durch eine solche

Specialgesetzgebung gewinnen besonders die sogenannten Grund-

rechte die Bedeutung rechtlich geschützter subjektiver Rechte, die

man ihnen mit Unrecht hat bestreiten wollen (S. 367). Die Haupt-

gefahr droht diesen Rechten der persönlichen Freiheit von der

Zwangsgewalt der Polizei. In durchaus korrektem Sinne gewährt

daher die preussische Gesetzgebung gegen alle polizeilichen
Verfügungen eine Klage vor den Verwaltungsgerichten, welche

»darauf gestützt werden kann, dass der angefochtene Bescheid,

durch Nichtanwendung oder unrichtige Anwendung des bestehenden

Rechtes, insbesondere auch der von den Behörden innerhalb ihrer

Zuständigkeit erlassenen Verordnungen den Kläger in seinen

Rechten verletze, oder dass die thatsächlichenVoraussetzungen nicht

vorhanden seien, welche die Polizeibehörde zum Erlasse der Ver-

fügung berechtigt haben würden.« (Kompetenzgesetz vom 26. Juli

1876, §§ 30 ff. Organ. Gesetz vom 26. Juli 1880 §§ 63 ff.) Ausser-

dem kann in Betreff der polizeilichen Zwangsmaassregeln die Klage

auf die Behauptung gegründet werden, »dass die Zwangsmittel nach

Art und Höhe nicht gerechtfertigt oder nach Lage der Sache zur

Erreichung des angeordneten Zweckes nicht erforderlich seien«;

2) alle Fälle, wo die Verwaltung unter Berufung auf das öffent-

liche Interesse in Vermögensrechte eingreift, z. B. in das Eigenthum

der Privaten. Das Objekt des Eingriffes ist hier zwar ein privat-

rechtliches, die zu entscheidende Rechtsfrage aber eine rein öffent-

lich-rechtliche. Die Behörde bestreitet an sich die Existenz des

Privatrechtes nicht, ist aber der Meinung, dass sie aus Gründen des
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Gemeinwohles in dasselbe einzugreifen berechtigt ist, der Verletzte

vertheidigt, streng genommen, nicht sein Privatrecht, sondern be-

streitet der Behörde die Befugniss, in dasselbe einzugreifen. Grund-

sätzlich muss hier der Rechtsweg vor den ordentlichen Ge-

richten ausgeschlossen sein, dagegen die administrative Klage zu-

gelassen werden; denn wenn die Befugniss der Verwaltung zu dem
Eingriffe in ein Vermögensrecht bestritten wird, so liegt hier die

Behauptung der Verletzung eines subjektiven Rechtes durch Ueber-

schreitung der gesetzlichen Befugnisse von Seiten der Behörde vor,

ein Fall, der recht eigentlich zur Zuständigkeit der Verwaltungs-

gerichte gehört. Sofern dagegen die Frage der Entschädigung,

der Gewährung eines Aequivalents für den zugefügten Vermögens-

nachtheil, den Gegenstand des Streites bildet, folgt grundsätzlich

die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte, denn der Anspruch

auf Entschädigung kann bestehen unter voller Anerkennung, dass

der Eingriff ein an sich berechtigter war. Diese Unterscheidung

macht sich besonders bei der Zwangsenteignung geltend

;

3) alle die Fälle, wo Leistungen für öffentliche Zwecke, welche

Einzelnen oder Korporationen durch das Gesetz auferlegt sind, von

den angeblich Verpflichteten in Abrede gestellt werden. Dahin

gehören begrifflich 1 der Dienst im staatlichen Ehrenamte, die

Leistungen für militärische Zwecke im Kriege und Frieden, be-

sonders die Steuerpflicht, wenn dieselbe an sich in Abrede

gestellt oder die Zulässigkeit der Unterstellung unter eine bestimmte

Steuerart bestritten wird. Doch ist die positive Gesetzgebung in

dieser Beziehung nicht gleichartig. Während in Baden und Württem-

berg die administrative Klage, ohne Unterschied, ob es sich um
eine Staatsgabe oder um Abgaben an die öffentlichen Korporationen

handelt, in weitgehender Weise zugelassen ist, werden nach dem
preussischen Rechte Streitigkeiten über Staatsabgaben im Ver-

waltungswege entschieden. Die Zuständigkeit der neu errichteten

1 Auch die persönliche Kriegsdienstpflicht, wie dies auch früher in manchen
Gesetzen anerkannt war. Die Reichsmilitärgesetzgebung, das Wehrgesetz vom
9. November 1867 und das Reichsmilitärgesetz vom 2. Mai 1874, kennt nun
allerdings keine Rechtsprechung eines Verwaltungsgerichtes auf diesem Gebiete;

doch ist durch die Organisation der mit der Heeresergänzung beauftragten Be-
hörden, welchen zur Entscheidung über die Befreiungen und Zurückstellungen

u. s. w., weitere von den Kommunal- oder Landesgesetzen oder der Landes-
verwaltungsbehörde bestimmte bürgerliche Mitglieder hinzutreten, für die ge-

setzmässige und unparteiische Ausübung der Amtsbefugnisse eine Fürsorge ge-

troffen, welche die administrative Klage entbehrlich erscheinen lassen, v. Sar-
wey § 50. S. 551.
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Verwaltungsgerichte wurde auf dieselben nicht ausgedehnt, dagegen

wird in einzelnen Fällen der Rechtsweg von den ordentlichen Ge-

richten zugelassen, z. R. wenn jemand aus besonderen Gründen die

Befreiung von einer solchen Abgabe oder eine ungebührliche Be-

lastung in der Bestimmung seines Antheils, d. h. eine Prägravation

bei der Vertheilung einer auf eine Mehrheit von Personen, einen

Steuerverband, in einer Hauptsumme umgelegten Steuer behauptet

und letzten Falls der Streit zwischen den Kontribuenten auszutragen

ist. (A. L. R. II. § 79. Gesetz vom 24. Mai 1861
. §§ 9— 11.) Als

folgerichtig können weder das Princip noch dieAusnahmen betrachtet

werden.

Ueberhaupt kann als leitendes Princip für die Bestimmung der

Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte angesehen werden, dass sie

richterlichen Schutz bei allen Streitigkeiten über öffentliche Rechte

und Pflichten gewähren sollen, welche durch bestehende Rechts-

normen dem freien Belieben der Verwaltungsbehörden entrückt

sind. Aber nur öffentliche Rechte und Pflichten kommen in Be-

tracht, da alle privatrechtlichen Verhältnisse dem Schutze der

ordentlichen Gerichte anvertraut sind, deren Zuständigkeit durch

diese neue Gesetzgebung unberührt bleibt. »Die Verwaltungs-
gerichte entscheiden unbeschadet aller privatrecht-
lichen Verhältnisse.« Aber nur subj ektiven Rechten, nicht

blossen Interessen wird der Schutz der Verwaltungsgerichte zu Theil,

da die Beeinträchtigung der letzteren keine Rechtsverletzung und

somit kein Gegenstand richterlicher Thätigkeit ist. Ermessens-

fragen bleiben nach wie vor der aktiven Verwaltung überlassen.

Damit ist grundsätzlich der Kompetenzkreis der Verwaltungsrechts-

pflege den ordentlichen Gerichten, wie den Verwaltungsbehörden

gegenüber abgesteckt. Wenn auch die Gesetzgebung der einzelnen

deutschen Staaten diese Grenzen bald weiter, bald enger gesteckt

hat, so ist doch in dem oben erörterten Grundsätze die Direktive

für die Gesetzgebung zu suchen.

Die Rechtsprechung des öffentlichen Rechtes hat nicht nur die

subjektiven Rechte der einzelnen, nicht mit öffentlicher Gewalt be-

kleideten Individuen, sondern auch die Rechtssphäre der Körper

der Selbstverwaltung gegen widerrechtliche Eingriffe der staatlichen

Behörden zu schützen. Die Körper der Selbstverwaltung sind vom
Staate zu unterscheidende Persönlichkeiten, welchen

durch das Gesetz ein Recht auf gewisse staatliche Funktionen über-

tragen ist. Insofern sie diese Funktionen in gesetzlicher Weise
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ausüben, ist jeder Eingriff in dieselben Verletzung eines subjektiven

Rechtes, deren Beurtheilung nicht nur begrifflich, sondern auch

nach der Auffassung der positiven Gesetzgebung unter die Zuständig-

keit der Verwaltungsgerichte fällt. In durchaus korrekter Erfassung

des Begriffes der Rechtsprechung des öffentlichen Rechtes, weist das

bayerische Gesetz vom 8. August 1878, Art. 10 dem Verwaltungs-

gerichtshofe die Entscheidung von Beschwerden zu »gegen Ver-

fügungen in Gegenständen der Staatsaufsicht in Gemeindeangelegen-

heiten, wenn von einer Gemeinde behauptet wird, dass durch solche

Verfügungen das ihr gesetzlich zustehende Selbstverwaltungs-

recht verletzt oder dass ihr eine gesetzlich nicht begründete

Leistung auferlegt sei.« Ebenso ist nach der preussischen Gesetz-

gebung die Kompetenz der Verwaltungsgerichte zur Entscheidung

von Rechtsstreitigkeiten zwischen staatlichen Verwaltungsbehörden

und Körpern der Selbstverwaltung begründet. Es ist damit durch

die Gesetzgebung ein Postulat erfüllt, welches die richtige Theorie

von dem Wesen der Selbstverwaltungskörper längst aufgestellt

hatte (S. 413). Anders steht es dagegen mit rein staatlichen Be-

hörden und Beamten. Diese haben kein selbständiges Recht auf

dieAusübung der ihnen übertragenen staatlichen Funktionen (S . 2 8 1)

.

Wenn daher zwei staatliche Verwaltungsbehörden über den Umfang
ihrer amtlichen Befugnisse mit einander streiten, so kann ein solcher

Streit nur im Verwaltungswege, im geordneten Instanzenzuge ent-

schieden werden, da die Verwaltungsgerichte nur subjektive Rechte

von Einzelnen oder Korporationen schützen können, aber weder

Verwaltungsbeamte, noch staatliche Verwaltungsbehörden jemals

dem Staate gegenüber ein Recht auf ihre Amtsfunktionen bean-

spruchen können.

Bei allen Verwaltungsstreitigkeiten stehen sich immer Parteien

gegenüber. Bei Kollision des durch die Verwaltungsbehörde wahr-

zunehmenden öffentlichen Interesses mit den Rechten der Indivi-

duen und Korporationen im Staate sind es diese, gegenüber den

Verwaltungsbehörden; bei einem Streite zwischen den Genossen

einer öffentlich-rechtlichen Korporation über die aus dem genossen-

schaftlichen Verbände entspringenden Rechte und Pflichten sind es

die Genossen unter einander. Man hat danach die Verwaltungs-

rechtssachen in Rechtsbeschwerden und Parteistreitig-

keiten eingetheilt und auf diese Unterscheidung grossen Werth
gelegt. Dieselbe hat aber nur eine gewisse Bedeutung für das Ver-

fahren, indem die öffentliche Behörde, als Beklagte, eine andere
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Stellung einnimmt, als eine aus dem Genossenschaftsverbande be-

langte Privatperson
;
doch kann nicht verkannt werden, dass auch

im ersten Fall ein Parteistreit vorliegt, wobei die staatliche

Behörde regelmässig die Polle des Beklagten zu übernehmen hat.

§ 232.

III. Die Organisation der Verwaltungsgerichte in Deutschland.

Die meisten deutschen Gesetzgebungen haben in den unteren

Instanzen die Verwaltungsrechtspflege nicht von den Organen der

aktiven Verwaltung getrennt, sondern eine Verbindung beider

Thätigkeiten in denselben Organen zu erhalten gesucht, während

das Oberverwaltungsgericht überall als selbständige, von der Ver-

waltung getrennte Behörde organisirt worden ist.

So sind in Baden die Bezirksrät he, welche zugleich eine

ausgedehnte verwaltungsamtliche Zuständigkeit haben, als Ver-

waltungsgerichte erster Instanz bestellt; sie werden gebildet aus

dem Bezirksamtmann, als dem Vorsitzenden, und 6—9 Mitgliedern,

welche das Ministerium des Innern auf zwei Jahre aus einer von

der Kreisversammlung aufgestellten Liste ernennt (S. 439). In

Preussen sind die Kreisausschüsse, welche aus 6 von dem
Kreistage aus allen Kreisangehörigen, unter demVorsitze des Land-

rathes, gewähltenMitgliedern bestehen, Organe derSelbstverwaltung,

Träger staatlicher Verwaltungsfunktionen und Verwaltungsgerichte

erster Instanz; eine ähnliche Stellung nehmen in Hessen die Kreis-

ausschüsse ein. In diesen drei Staaten ruht die erste Instanz auf

dem bürgerlichen Ehrenamte unter Vorsitz eines staatlichen Berufs-

beamten.

Die zweite Instanz ist dagegen in Preussen aus dem ernannten

Berufsbeamtenthum und dem erwählten Laienelement kombinirt.

Für jeden Regierungsbezirk besteht ein Bezirksverwaltungs-
gericht aus fünf Mitgliedern, wovon zwei vom Könige auf Lebens-

zeit ernannt, drei von dem Provincialausschusse erwählt werden.

Von den beiden ersten Mitgliedern muss eines zum Richteramte,

das andere zum höheren Verwaltungsdienste befähigt sein; eines

derselben wird vom Könige zum Direktor ernannt. In Hessen
sind die Provincialausschüsse die zweite Instanz, welche aus

dem Provincialdirektor und acht vom Provinciallandtage erwählten

Mitgliedern bestehen, ihnen kann von der Regierung noch ein zum
Richteramte befähigtes Mitglied beigeordnet werden. In Baden
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fehlt die Mittelinstanz. In Bayern fallt die erste und zweite

Instanz des Verwaltungsgerichts mit den Organen der aktiven Ver-

waltung zusammen, ohne jede Zuthat von erwählten bürgerlichen

Elementen. In Württemberg sind die Kreisregierungen, Senate

von drei Mitgliedern, einschliesslich des Vorsitzenden, für gewisse

Streitsachen die Ablösungskommission, die Centralstelle für Kultur-

sachen und das Oberbergamt als Verwaltungsgericht bestellt, von

denen die Beschwerde direkt an den Verwaltungsgerichtshof geht.

In Bayern sind in der Regel die Distriktsverwaltungsbehörden die

erste, die Kreisregierungen, Kammern des Innern, die zweite, der

Verwaltungsgerichtshof die dritte Instanz.

Mag man, wie in Baden, Preussen und Hessen, in der unteren

Instanz das bürgerliche Ehrenamt als Element der Verwaltungs-

rechtspflege herbeigezogen oder dasselbe, wüe in Bayern und Würt-

temberg, ganz ausser Spiel gelassen haben, so ruht doch überall die

Hauptgarantie der Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Existenz eines

selbständigen, unabhängigen obersten Verwaltungsgerichts, welches

von der aktiven Verwaltung getrennt sein muss, dessen Vorhanden-

sein schon dazu beiträgt, eine gesetzmässige Rechtsprechung auch

in den unteren Instanzen herbeizuführen und jede Einmischung der

Staatsregierung in die Verwaltungsrechtspflege fern zu halten.

Während in Oesterreich der Verwaltungsgerichtshof nur als Kassa-

tionshof errichtet worden und daher nur zur Aufhebung, nicht aber

zur Abänderung gesetzwidriger Entscheidung der Verwaltung be-

fugt ist, ist in den Staaten des deutschen Reiches der Verwaltungs-

gerichtshof überall Revisions in stanz, welche die endgültige

Entscheidung der im Streit befangenen Rechte und Verbindlich-

keit selbst in die Hand nimmt. Wenn in den unteren Instanzen

in mehreren Staaten Zweckmässiger Weise dem Laienelement eine

starke Vertretung eingeräumt ist, da hier regelmässig die Thatfrage

mehr in Betracht kommt, als die Rechtsfrage, und es sich um Ver-

hältnisse handelt, welche dem praktischen Geschäftskreise der

Männer aus dem Volke näher zu liegen pflegen, kommt es dagegen

in der Revisionsinstanz wesentlich auf Gesetzesauslegung, weniger

auf Beurtheilung von Thatfragen an. Daher besteht das Oberver-

waltungsgericht überall lediglich aus Berufsbeamten, das Laien-

element hat daselbst keinen Platz. Ueberall steht die Ernennung

dem Staatsoberhaupte zu. Wahl ist ausgeschlossen; dagegen sind

die Eigenschaften der Mitglieder meist gesetzlich vorgeschrieben.

Als richtiger Grundgedanke der Zusammensetzung erscheint die
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Mischung des richterlichen und administrativen Elementes. In

Preussen muss die eine Hälfte der Mitglieder zum Richteramt, die

andere Hälfte zur Bekleidung höherer Verwaltungsämter befähigt

sein 1
;
dagegen ist ihre gleichzeitige Verwendung in Verwaltungs-

ämtern ausgeschlossen
;

sie werden auf Lebenszeit ernannt und

nehmen in jeder Beziehung an der unabhängigen Stellung der

Richter Theil. Das Oberverwaltungsgericht besteht regelmässig

aus einem Präsidenten, Senatspräsidenten und der erforderlichen

Anzahl von Räthen. Auch in Betreff der Eintheilung des Gerichts

in Senate sind regelmässig ähnliche Garantien gegeben, wie bei den

ordentlichen Gerichten.

Zur Vertretung des öffentlichen Interesses besteht bei dem
Verwaltungsgerichtshofe in Bayern eine Staatsanwaltschaft;
dieselbe fehlt in Preussen, dagegen ist in anderer Weise dafür ge-

sorgt, das öffentliche Interesse in allen Fällen wahrzunehmen, wo
dies geboten erscheint. Liegt einer öffentlichen Behörde, als Partei,

die Wahrnehmung des öffentlichen Interesses ob, so kann auf deren

Antrag der Regierungspräsident für die mündliche Verhandlung vor

dem Bezirksgericht, der Ressortminister für die mündliche Verhand-

lung vor dem Oberverwaltungsgerichte einen Kommissar zur

Vertretung der Behörde bestellen. Aber auch in solchen Fällen,

wo die Behörde nicht Partei ist, wird den genannten Beamten das

gleiche Recht zugestanden. Bei diesen Befugnissen erscheint das

Amt einer ständigen Staatsanwaltschaft entbehrlich.

§ 233 .

IV. Verfahren vor den Verwaltungsgerichten.

Die Gesetzgebungen der deutschen Stiften, welche die Ver-

waltungsrechtspflege eingeführt haben, beschränken sich hinsicht-

lich des Processganges auf einzelne leitende Maximen. Ihre

Ergänzung finden sie in den Vorschriften der geltenden Civilprocess-

ordnung, welcher das verwaltungsgerichtliche Verfahren nachge-

bildet, aber doch mit Rücksicht auf den Unterschied zwischen

privatrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten mannig-

1 Nach dem hessischen Gesetze vom 16. April 1879 besteht das Verwaltungs-

gericht 1) aus Verwaltungsbeamten, welche ein höheres Verwaltungsamt, das

juristische Bildung voraussetzt, bekleiden oder bekleidet haben, oder aus Pro-

fessoren der Rechts- und Staatswissenschaft an der Landesuniversität, 2) aus

Mitgliedern des Oberlandesgerichts.



Die Verwaltung. 657

fach verschieden gestaltet ist. Das Verfahren ist in den Gesetz-

gebungen der deutschen Staaten ziemlich gleichmässig geordnet.

Die civilprocessualische Verhandlungsmaxime ist durch die Unter-

suchungsmaxime mannigfach modificirt. Unter Gewährleistung der

Rechte der Parteien soll gleichwohl dem Richter eine möglichst

freie Bewegung verstattet werden. Das Gericht kann sofort nach

Eingang der Klage die mündliche Verhandlung anberaumen, in

welcher die Parteien, eventuell die betheiligte öffentliche Behörde

oder deren Vertreter zu hören sind. Es kann statt dessen aber auch,

sofern es ihm zweckmässig erscheint, vor Anberaumung der münd-
lichen Verhandlung einen Schriftenwechsel einleiten. Es kann

nicht minder sofort den angetretenen und nach seinem Ermessen er-

forderlichen Beweis erheben. Es kann die Beiladung Dritter, deren

Interesse durch die Entscheidung berührt wird, auf Antrag oder von

Amtswegen verfügen. Das Gericht hat nach seiner freien, aus dem
ganzen Inbegriffe der Verhandlungen und Beweise geschöpften

Ueberzeugung zu entscheiden, es kann beim Ausbleiben oder in

Ermangelung einer Erklärung der betreffenden Partei die von der

Gegenpartei vorgebrachten Thatsachen für zugestanden erachten.

Stellt sich der erhobene Antrag sofort als rechtlich unzulässig oder

unbegründet heraus, so kann die Klage ohne weiteres durch einen

mit Gründen versehenen Bescheid zurückgewiesen werden. In

diesem Bescheide ist indessen dem Kläger zu eröffnen, dass derselbe

befugt sei, innerhalb der gesetzlichen Frist, gegen den Bescheid

Einspruch zu erheben und die Anberaumung der mündlichen Ver-

handlung zu beantragen. Ueberhaupt ist das rechtliche Gehör der

Betheiligten, unter Anerkennung der Grundsätze der Oeffentlichkeit

und Mündlichkeit, vorgeschrieben, doch ist es nicht mit derjenigen

Ausschliesslichkeit, wie im Civilprocesse, durchgeführt. Jede Ent-

scheidung ist mit Entscheidungsgründen zu versehen. Gegen die

Endurtheile der unteren Instanzen sind verschiedene Rechtsmittel

gegeben, wobei zwischen Berufung, Beschwerde und Revision

unterschieden zu werden pflegt.

§ 234 .

V. Resultat 1
.

So hat sich die von vielen kaum beachtete, von wenigen hin-

reichend gewürdigte Reform in unserem Rechtsleben innerhalb

1 Hermann Schulze, Der Rechtsschutz auf dem Gebiete des öffentlichen
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zweier Jahrzehnte vollzogen. Durch sie haben die öffentlichen

Rechte einen ebenso sicheren Schutz gefunden, wie bisher nur die

Privatrechte. Durch sie ist der Polizeistaat innerlich überwunden,

indem eine feste Grenzlinie zwischen der subjektiven Rechts-

sphäre und den Anforderungen der Verwaltungsbehörden durch ein

immer mehr sich befestigendes Verwaltungsrecht gezogen und die

Einhaltung dieser Linie durch unabhängige Gerichte geschützt ist.

Die früher kaum verstandene Idee einer Rechtsprechung des öffent-

lichen Rechtes ist zu einem Gemeingute der deutschen Wissenschaft

geworden. Ueberall hat sie sich, trotz der kurzen Zeit ihres Be-

stehens, bewährt und bereits praktisch eingelebt. Vor diesem Er-

folge sind ihre Gegner fast verstummt. Niemand möchte mehr die

Entscheidung der Verwaltungsrechtssachen dem Ermessen der Ver-

waltungsbehörden zurückgeben. Nur vereinzelte Stimmen sind es

noch, welche die Gerichtsbarkeit des öffentlichen Rechtes den

ordentlichen Gerichten übertragen möchten. Grundsätzlich wäre

eine solche Uebertragung allerdings möglich, ja sie mag als ein

Ideal für eine unberechenbare Zukunft erscheinen; aber die

praktischen Gründe, welche gegen eine solche Uebertragung

sprechen, sind bekannt und oft ausgeführt. Bei der einmal durch-

geführten strengen Trennung zwischen Justiz und Verwaltung, bei

der wesentlichen civilistischen Ausbildung unserer Richter, ist von

ihnen eine gründliche Kenntniss des immer mehr sich entwickeln-

den, umfangreichen Verwaltungsrechtes kaum zu erwarten, noch

weniger ein Verständniss für die Bedürfnisse der Verwaltung.

Nichts könnte der Verwaltung gefährlicher werden, als wenn sie

durch eine formale Beurtheilung in rein civilistischem Sinne in

der notwendigen Freiheit der Bewegung gehemmt würde. Ja, es

könnte vielleicht ebenso die Beschäftigung mit den Fragen des Ver-

waltungsrechtes der civilistischen Beurtheilung der Privatrechtsfälle

nachtheilig werden. Nur eine planmässige Arbeitsteilung
zwischen Civil- und Verwaltungsrichtern kann, wenigstens nach

dem Stande unserer gegenwärtigen Rechtsbildung, beiden Aufgaben

der Rechtsprechung gerecht werden. Nur fortwährende berufs-

mässige Beschäftigung mit den Fragen des Verwaltungsrechtes wird

bei den Verwaltungsgerichten, besonders der obersten Instanz, die

wichtige Tradition einer gleichbleibenden Gerichtspraxis erzeugen,

Rechtes. Leipzig 1873. Was damals als pium desiderium ausgesprochen worden,

ist jetzt meist in Erfüllung gegangen.
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während ein stossweises vereinzeltes Hereingreifen der Civilgerichte

den Gang der Verwaltungsbehörden leicht lähmen könnte. Gewiss

würde keine einzige deutsche Regierung darauf eingegangen sein,

eine so weitgehende Ausdehnung der Rechtsprechung auf das Ge-

biet des öffentlichen Rechtes zu genehmigen, wenn das Postulat

darauf gerichtet gewesen wäre, die gesammte Verwaltung in ihren

Rechtsfragen der Judikatur der Civilgerichte zu unterstellen. Auf
lange hin wird die Rechtsprechung des öffentlichen Rechtes durch
besondere Gerichtshöfe (fora specialia) ein unentbehrliches

Institut bleiben, und statt an diesem Fundament zu rütteln, gilt es,

auf demselben rüstig weiter zu bauen. Für die Weiterentwickelung

der Verwaltungsgerichtsbarkeit in Deutschland sind zwei Forde-

rungen zu stellen:

1) Möglichste Erweiterung der Zuständigkeit der Verwaltungs-

gerichte auf alle Verwaltungs rechts Sachen, welche überhaupt

zu einer juristischen Beurtheilung und somit zur Rechtsprechung

geeignet sind. Bei der geringen Erfahrung auf diesem Gebiete

mag es vorsichtiger gewesen sein, dass die Gesetzgebung der soge-

nannten Dinumerationsmethode gefolgt ist. Bei weiterer Ent-

wickelung von Theorie und Praxis wird man schliesslich doch dahin

kommen, eine allgemeine Norm aufzustellen, welche die Zuständig-

keit der Verwaltungsgerichte durch ein grosses Princip von der

Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte und der Verwaltungsbe-

hörden scheidet und es der Rechtswissenschaft überlässt, im

einzelnen Falle die Abgrenzung richtig zu bestimmen. Vorläufig

werden wir damit fürlieb nehmen müssen, die Zuständigkeit der

Verwaltungsgerichte durch Aufnahme geeigneter Gegenstände zu

erweitern.

2) Die Wohlthat der Verwaltungsrechtspflege muss ganz
Deutschland zu Theil werden. Die Ausdehnung derselben auf alle

Provinzen des preussischen Staates ist angebahnt. Bayern, Würt-

temberg, Baden und Hessen-Darmstadt erfreuen sich derselben.

Die kleineren Staaten sind zurückgeblieben. Da die Errichtung

eines Oberverwaltungsgerichts die Kräfte jedes einzelnen Staates

übersteigen möchte, so ist auch hier nur durch Verbindung mehrerer

Staaten Rath zu schaffen. Staaten, die sich in ihrer Rechtsent-

wickelung, in ihren wirthschaftlichen und gesellschaftlichen Ver-

hältnissen näher stehen, müssten gruppenweise zur Errichtung eines

Oberverwaltungsgerichtes zusammentreten, z. B. die thüringischen

Staaten, die freien Städte u. s. w.

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 43
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Wird diese sachliche und räumliche Ausdehnung der Recht-

sprechung des öffentlichen Rechtes, wie fest zu erwarten, dereinst

durchgeführt sein, so wird sich der deutsche Bürger eines so ge-

sicherten Rechtsschutzes erfreuen, wie ihn die Gesetzgebung keines

andern Volkes in Europa kennt.

Viertes Kapitel.

Das Rechtsverhältnis des Staates zur Kirche 1
.

§ 235.

Im Allgemeinen.

Gewiss ist die Religion die erhabenste Angelegenheit des

Menschen, indem sie sein zeitliches, irdisches Dasein mit einem

ewigen, himmlischen verbindet, indem sie ihm in den endlichen

Dingen eine Ahnung des Unendlichen gewährt. Die Religion lebt

zunächst individuell in jeder Menschenbrust. Seiner ganzen

geselligen Natur nach strebt aber der Mensch auch auf diesem Ge-

1 E. Herrmann, Ueber die Stellung der Religionsgesellschaften im Staate.

Göttingen 1849. J. P. Lange, Ueber die Neugestaltung des Verhältnisses

zwischen Kirche und Staat. Heidelberg 1848. Hundeshagen, Ueber einige

Hauptmomente in der geschichtlichen Entwickelung des Verhältnisses zwischen

Staat und Kirche, inDove’s Zeitschr. B. I. S. 232—262. S.444—490. Eduard
Zeller, Staat und Kirche, Vorlesungen, gehalten zu Berlin 1873. Rudolf
So hm, Das Verhältniss von Staat und Kirche, aus dem Begriffe von Staat und
Kirche entwickelt. Tübingen 1873. (Zeitschr. für Kirchenrecht B. XI. S. 157 ff.)

HeinrichGeffken, Staat und Kirche in ihrem Verhältniss geschichtlich ent-

wickelt. Berlin 1875. E. Friedberg, De finium inter ecclesiam et civitatem

regundorum judicio, quid medii aevi doctores et leges statuerint. Lipsiae 1861.

Derselbe, Die Grenzen zwischen Staat und Kirche und die Garantie gegen

deren Verletzung, in 3 Abtheilungen. Leipzig 1873. W. Martens, Die Be-

ziehungen der Ueberordnung, Nebenordnung und Unterordnung von Kirche und
Staat. Stuttgart 1877. E. Meier, Die Rechtsbildung in Staat und Kirche

(Berlin 1861), die Artikel »Kirche und Kirchenverfassung« von E. Meier
im Staatslex. III. Aufi. B. IX. S. 92 ff. 150 ff. 173 ff. Eine sehr brauchbare

Sammlung der neuesten Gesetze hat gegeben Ph. Zorn, Die wichtigsten neueren

kirchen- und staatsrechtlichen Gesetze Deutschlands, Oesterreichs, der Schweiz

und Italiens, gesammelt und mit Einleitungen versehen. Nördlingen 1876.

Bluntschli, Allg. Staatsr. B.II. B. 9. Derselbe im Staatswörterbuch B. V.

S. 661 ff. Art. Kirchenhoheit. Klüber, öffentl. R. des d. B. §§ 506 ff.

Zöpfl, Grunds. B. II. §§ 526—540. Grotefend, Das deutsche Staatsr.

§§ 118— 128. G. Meyer, Lehrb. S. 606 ff. v. Mo hl, Das Staatsr. des Königr.

Württemberg B. II. S. 438 ff. Derselbe, Ueber das Verhältniss des Staates zur
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biete nach Vereinigung mit seines Gleichen. Es drängt ihn, sein

individuelles Bewusstsein zu offenbaren in dem gemeinsamen Be-
kenntnisse gleicher religiöser Ueberzeugungen

,
sowie in der

geweihten Bildersprache eines gemeinsamen Kultus. Aus diesem

Bedürfnisse sind zu allen Zeiten und bei allen Völkern religiöse

Gemeinschaften entstanden. In der alten Welt fielen dieselben,

wie konzentrische Kreise, meistens mit der staatlichen Gemeinschaft

zusammen. Alle Religionen der alten Welt waren Volksreligionen,

alle Götter Nationalgötter. Kann man die orientalischen Staaten

Religionsstaaten nennen, so bestand bei den Römern eine

Staatsreligion. Das ganze jus sacrum mit seinem Kultus und

seinen Opfern, das sacerdotium, war anerkanntermaassen ein Theil

des römischen Staatsrechtes. (L. 1 D. de just, et jure I, 1.) Erst

das Christenthum mit seinem universalen Charakter trägt den

Beruf in sich, die religiöse Gemeinschaft selbständig zu gestalten.

Erst mit ihm tritt der Begriff der Kirche, als einer selbständig

neben dem Staate stehenden Lebensordnung, ins Dasein. Der
Begriff der Kirche ist ein specifisch christlicher. Aber

die Kirche (xopiaxov), als Trägerin der ewigen Wahrheiten des

Christenthums, als Gemeinschaft aller Gläubigen in Christo, ist ein

Begriff, welcher nur der Welt der Ideen angehört. Erst wenn es

den von der Macht dieser Ideen getriebenen Individuen gelingt,

sich auch äusserlich als menschliche Gemeinschaft zu kon-
stituiren, wird die Kirche, aber nur in dem äusserlich be-

Kirche (indessen Staatsr., V.-R. undPol.) B. II. S. 1 ff. v. Rönne, Preuss. Staatsr.

B. I. Abth. 2. S. 619 ff. § 188 ff. H. Schulze, Preuss. Staatsr. B. II. S. 698 ff.

Eine gute Uebersicht des neuesten Rechtszustandes giebt F. T hu dich um,
Deutsches Kirchenrecht des neunzehnten Jahrhunderts B. I. u. II. Leipzig

1877 u. 1878. Ausserdem sind als die bedeutendsten Systeme des Kirchen-
rechtes zu nennen: K. Fr. Eichhorn, Grundsätze des Kirchenrechtes der

katholischen und evangelischen Religionspartei inDeutschland. 2Bde. Göttingen

1831—1833. A. L. Richter, Lehrbuch des katholischen und evangelischen

Kirchenrechtes. 7. Aufl. von Dove, Leipzig 1874. (8. Aufl. im Erscheinen.)

O. Mejer, Lehrbuch des deutschen Kirchenrechtes 3. Aufl. Göttingen 1869.

P. Hinschius, Das Kirchenrecht der Katholiken und Protestanten in Deutsch-
land. B. I. B. II. B. III erste Hälfte. Lex. 8. Berlin 1870 ff. Derselbe, Das
Kirchenrecht in Holt zendorff’s Encykl. B. I. S. 641 ff. F. Walter, Lehr-
buch des Kirchenrechtes aller christlichen Konfessionen. 14. Aufl. von Gerlach.
Bonn 1871. Philipp’s Lehrbuch des Kirchenrechtes 2 Bde. 2. Aufl. Regens-
burg 1861. Derselbe, Kirchenrecht 7 Bde. (unvollendet). Regensburg 1845
—1872. v. Schulte, Das kathol. Kirchenrecht 2 Bde. Giessen 1856—1860.

Derselbe, Lehrb. des kath. Kirchenrechtes. Giessen 1873. E. Friedberg,
Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchenrechtes. Leipzig 1879.

43*
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schränkten Umfange dieser Konstituirung, ein vom Rechte erfass-

barer Begriff. Jede grössere Gemeinschaft, mag sie auch noch so

idealen Zwecken dienen, kann auf die Dauer einer Rechts-
ordnung nicht entbehren, sowohl um ihre Ordnung gegen die

Mitglieder nach innen aufrecht zu erhalten, als auch um sich

nach aussen hin zu behaupten und abzugrenzen. Dieses Bedürf-

nis macht sich auch im kirchlichen Lehen geltend. Die durch den

christlichen Glauben verbundenen Gemeinden konstituiren sich als

Kirchen, gehen sich, kraft ihrer Autonomie, Satzungen, schaffen

sich kirchliche Organe für verschiedene Aufgaben
,

errichten ein

Kirchenregiment. Die so konstituirte Kirche ist damit
ein Rechtsbegriff.

Wenn eine Kirche von ihrem kirchlichen Gesichtspunkte aus

ihre Aufgabe als die erhabenste Mission der Menschheit ansieht,

wenn sie im Vollbesitze aller GlaubensWahrheiten zu sein meint, so

ist sie
,

trotz dieser idealen Auffassung von ihrem Berufe
,
dem

Staate gegenüber, nur eine der vielen Gemeinschaften, deren

Rechtssphäre er abzustecken, deren Kollision mit andern Rechts-

gebieten er möglichst zu verhüten hat. Der Staat kennt nicht

die Kirche, sondern nur eine Kirche, der Staat hat nicht ein

Interesse an einer Kirche, weil er die Lehre derselben für die einzig

wahre hält, — darüber steht ihm als einer weltlichen Gemeinschaft

kein Urtheil zu — sondern weil er in der Pflege der Religion über-

haupt ein wichtiges Kulturelement, eine Stütze seiner eigenen

ethischen Aufgabe erkennt. Der Staat der Gegenwart hat sich aber

auch davon überzeugt, dass das Reich der Kirche mit dem seinigen

nicht zusammenfällt, dass die unmittelbare Pflege der Religion

nicht zum Staatszwecke gehört, dass er sein und ihr Leben schädigen

würde, wenn er die Staatsherrschaft in das eigenthümliche Gebiet

der Kirche hinübertragen würde. Die Selbständigkeit dieser

beiden Lebensordnungen erkannt zu haben, ist ein

unverlierbarer Gewinn unseres modernen Rechts-
bewusstseins. Aber die Kirche, welche in einer Verfassung

zeitlich und örtlich Gestalt gewonnen hat, ist doch nichts anderes,

als eine Gemeinschaft im Staate. Aber alles, was in einem staatlich

organisirten Volke ins Rechtsgebiet tritt, ist der Staatsgewalt unter-

geordnet. Zwei gleichb er echtigte souveräne Mächte
sind innerhalb desselben Staates undenkbar. Der Staat

hat deshalb die rechtliche Stellung einer Kirche innerhalb seines

Volkes und seines Gebietes durch sein Staatsgesetz zu bestimmen.
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Wie überhaupt, so ist auch hier die Gesetzgebung des Staates

formell unbeschränkt (S. 27, 534), materiell aber an Grund-

sätze gebunden, welche sie ohne Schädigung des Rechtsbewusstseins

nicht verletzen kann. Unzweifelhaft kann der Staat durch seine

Gesetzgebung der Kirche Unrecht thun, indem er das ihr eigen-

tümliche Lebensprinzip verkennt und in ihre Ordnungen mehr, als

das staatliche Bedürfniss unbedingt erheischt, eingreift. Formell
sind solche Gesetze gültig

;
der verletzten Kirche bleibt nichts übrig,

als auf ihr gutes Recht und die Unzerstörbarkeit ihres tieferen Ge-

haltes zu vertrauen und mit allen gesetzlichen Mitteln auf die Auf-

hebung von Gesetzen hinzuwirken, welche ihr Unrecht zugefügt

haben. In der Kraft einer gesunden öffentlichen Meinung, in dem
immer mehr durchdringenden Bewusstsein, dass die Kirche dem
Staate gegenüber eine selbständige Lebensordnung in Anspruch

nehmen kann, liegt die sicherste Schutzwehr gegen Uebergriffe der

Staatsgewalt, welche kein, jeder Zeit wieder zu beseitigender Ver-

fassungsartikel bieten kann. Ueberhaupt reicht kein noch so feier-

lich verbriefter Satz aus, für alle Zeiten die Schranken festzu-

stellen, innerhalb deren diese beiden grossen Gemeinwesen ihre

Zwecke zu verfolgen haben. Die Grenze zwischen Kirche und

Staat ist im ewigen Flusse der geistigen Bewegung der Jahrhunderte

begriffen und kann nur für konkrete Zeitverhältnisse und Volks-

zustände normal geregelt werden. Hier ist unsere Darstellung auf

das deutsche Reich und seine Staaten beschränkt.

I. Geschichtliche Entwickelung des Rechtsverhältnisses zwischen

Staat und Kirche in Deutschland.

§ 236.

1) Die mittelalterige Oberherrlichkeit der Kirche
über den Staat 1

.

Nachdem die christliche Kirche zur Staatskirche des römischen

Reiches erklärt worden war, wirkten die altrömischen Traditionen

so mächtig fort, dass der Kaiser ebensowohl als das Oberhaupt des

Staates, wie der Kirche, als die Spitze der geistlichen und der welt-

1 Unsere kurze Darstellung beruht hier besonders auf den oben erwähnten
Schriften E. Friedberg ’s, besonders auf der Schrift »de finium inter ecclesiam

et civitatem regundorum judicio, quid medii aevi doctores et leges statuerint.

Lipsiae 1861«, welche jetzt durch das gelehrte Hauptwerk desselben Verfassers

über die Grenzen zwischen Staat und Kirche vervollständigt wird. Eine um-



664 II. Von den Funktionen des Staatsorganismus.

liehen Hierarchie angesehen wurde. Er erliess Gesetze nicht nur

zum Schutze der Kirche, sondern auch über Verfassung und Kultus,

er berief die Konzilien der Bischöfe, bestätigte ihre Beschlüsse,

entschied streitige Dogmen und verfolgte die Ketzer (Justinian:

»Nos igitur maximam habemus sollicitudinem circa veraDei dogmata

et circa sacerdotum honestatem«) . Eine ähnliche Stellung, wie in

Ostrom, nahm die katholische Kirche im Frankenreiche an. Ueberall

griff die königliche Gewalt tief in das Kirchenregiment ein. Die

Bischöfe wurden vom Könige ernannt, die Synoden von ihm berufen,

ihre Beschlüsse von ihm bestätigt. Karl der Grosse fühlte sich,

wie Konstantin und Justinian, auch als das Oberhaupt der

Kirche. Auch unter den sächsischen Kaisern änderte sich das

Verhältniss der Kirche zur weltlichen Gewalt nicht. Kaiser

Heinrich III. aus fränkischem Hause rettete dadurch die Einheit

der Kirche, dass er Päpste ein- und absetzte und die tief entartete

Kirche von Missbräuchen reinigte. Aber die gereinigte und wieder

erstarkte abendländische Kirche fand in Gregor VII. (1073— 1085)

ihr gewaltigstes Haupt. Der Wendepunkt des ganzen Verhältnisses

zwischen Staat und Kirche liegt im Siege Gregor’s VII. über

Heinrich IV. Gregor VII. erkannte, dass die Unabhängigkeit

des römischen Stuhles von der weltlichen Macht nur durchzusetzen

wäre, wenn die Oberherrschaft der geistlichen Macht anerkannt

wäre. Das System Gregor’s VII. geht mit der hochgesteigerten

Entwickelung des Begriffes des Priesterthums Hand in Hand.

Die Kirche erhebt sich über den Staat, wie der Priester über den

Laien. Der Staat, als Erzeugniss menschlicher Willkür, trägt seine

Berechtigung nicht in sich seihst, sondern empfängt sie erst von der

Kirche. Diese urtheilt auch über seine sittlichen Bethätigungen

und greift in seine LebensOrdnungen ein, wo sich nach ihrer Ansicht

die Sünde Eingang verschafft oder wo sie glaubt, dass das religiöse

Gebiet von einem bürgerlichen Verhältnisse berührt wird. Die

Grenzregulirung zwischen Staat und Kirche liegt

lediglich in der Hand der letzteren. Kurz, die Frei-

heit der Kirche im Mittelalter bedeutet die Knecht-
schaft des Staates. In dieser Weise steigerten die folgenden

Päpste womöglich noch die Ansprüche der Kirche, sie behaupteten,

dass den Päpsten auch alle weltliche Herrschaft, ja das Obereigen-

fassende Geschichte des deutschen Kirchenrechtes hat begonnen E. Löning,
Strassburg 1878. B. I: Das Kirchenrecht in Gallien von Konstantin bis

Chlodovech. B. II: Das Kirchenrecht im Reiche der Merovinger.
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thum der ganzen Welt verliehen sei, sie griffen in alle politischen

Fragen ein und verschenkten ganze Länder und Königreiche 1
).

(Innocenz III.: »Dominus Petro non solum universam ecclesiam, sed

totum reliquit saeculum ad gubernandum) . Freilich konnten diese

hochfliegenden Ansprüche des Papstthums nicht immer praktisch

durchgeführt werden
,

sie blieben vielfach nur ein Postulat, dem
sich die Wirklichkeit nicht fügte, dennoch beherrschte diese Theorie

von der Oberherrschaft der Kirche über den Staat Jahrhunderte lang

die Anschauungen der mittelalterigen Menschheit und bestimmte

auch im Ganzen praktisch das Yerhältniss zwischen Kirche und

Staat.

§ 237.

2) Die Reaktion des Staatsbewusstseins gegen die

Uebergriffe der Kirche.

Diesen aufs Höchste gesteigerten Ansprüchen des Papstthums

tritt im XIY. Jahrhundert in Deutschland die Reichsgewalt ent-

schieden entgegen. Die bedeutsame theoretische Bewegung anti-

papistischer Schriftsteller 2
,
eines Wilhelm von Occam, Marsi-

lius de Menandrino, Lupoid von Bebenburg, geht mit den

officiellen Bestrebungen der Reichsgewalt Hand in Hand, welche in

der »constitutio de jure et excellentia imperii« von 1338 und in der

goldenen Bulle die volle Unabhängigkeit des deutschen Reiches und

seines erwählten Oberhauptes vom päpstlichen Stuhle, als obersten

Grundsatz des Reichsstaatsrechtes, verkündigt; doch stellte sich

seit dem XIY. Jahrhundert die weitere Entwickelung des Verhält-

nisses zwischen Staat und Kirche nicht sowohl im Reiche, als in den

Territorien fest. Am frühesten und kräftigsten traten in Deutsch-

land die Städte den Uehergriffen der geistlichen Gewalt entgegen.

(Friedberg a. a. O. Abth. 1. S. 52 ff.) Ihnen folgte erst die er-

starkende Gewalt der Landesherren. Dies zeigt sich besonders seit

dem XY. Jahrhundert darin, dass die Uebergriffe der geistlichen

Gerichtsbarkeit immer entschiedener zurückgewiesen und die Geist-

q J. F. v. Schulte, Die Macht der römischen Päpste über Fürsten, Länder,

Völker, Individuen nach ihren Lehren und Handlungen seit Gregor VII.

2. Aufl. Prag 1871.
2 Vergl. m e i n e Einleitung in das deutsche Staatsr. S. 46. Eichhorn’s

Staats- und Rechtsgesch. B. III. § 393. Anm. 1. Sigmund Riezler, Die
literarischen Widersacher der Päpste zur Zeit Ludwig’ s des Bayern. Ein Beitrag

zur Geschichte der Kämpfe zwischen Staat und Kirche. Leipzig 1874.
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liehen in weltlichen Sachen der weltlichen Gerichtsbarkeit unter-

worfen wurden. Aber auch ein positives Eingreifen der Fürsten

in die Sphäre der Kirche nimmt in dieser Zeit immer mehr überhand,

indem sie einen immer weiter gehenden Einfluss auf die Besetzung

der geistlichen Stellen in Anspruch nahmen und bereits die Gültig-

keit päpstlicher Bullen an ihre Bestätigung banden. (»Dux Cliviae

est papa in suis terris.« v. Mühl er, Geschichte der Kirchenver-

fassung von Brandenburg 1846, S. 17.) Wie weit die Fürsten damals

bereits auf kirchlichem Gebiete sich zu einem maassgebenden Ein-

flüsse für berechtigt hielten, zeigt sich in den hundert Beschwerden

deutscher Nation, welche die weltlichen Reichsstände 1522—1523

dem Papste überreichten und ihre eigenmächtige Abhülfe in Aus-

sicht stellten, wenn das Kirchenoberhaupt zögern würde, ihnen

Rechnung zu tragen 1
. Diese Erklärung der deutschen Fürsten be-

zeichnet den Schluss der mittelalterigen Entwickelung und den

Anfang einer neuen Zeit, in welcher auch in Deutschland der

Staat sich seiner Rechte bewusst wurde. Eine ganz veränderte

Auffassung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche tritt mit

der Reformation ins Lehen.

Durch die Reformation wurde, wie Luther seihst sagt, der

Staatsbegriff aus seiner Erniedrigung erhoben. Nach evangelischer

Auffassung ist die weltliche Obrigkeit unmittelbar von Gott, un-

abhängig von einer kirchlichen Gewalt. Allerdings empfängt der

Staat seine Vertiefung nach der sittlichen Seite hin erst durch Auf-

nahme des christlichen Elementes, indem er selbst ein christ-

licher wird; aber der höhere Charakter des Staates ist dadurch

keineswegs an sich bedingt; selbst der heidnische Staat erscheint

als eine »ordinatio divina«. Grundsätzlich scheiden die Reforma-

toren Staats- und Kirchenregiment von einander. (Conf.

Aug. II. 7. 4: »Nostri coacti sunt ostendere discrimen ecclesiasticae

potestatis et potestatis gladii et docuerunt, utramque propter man-

datum Dei religiöse venerandam et honore afficiendam esse, tamquam

summa Dei beneficia in terris.«) Aber praktisch kam das Verhältniss

zwischen Staat und Kirche nicht zu Stande nach den theoretischen

Forderungen der Reformatoren, sondern unter der Macht zwingender

Thatsachen. Auch Luther wollte die Kirche grundsätzlich auf

1 Gaertner, corp. jur. eccl. cath. novi T. II. p. 156—219: »Sacri Romani
imperii principum ac procerum gravamina centum, quae adversus sedem apostoli-

cam Romanam ac totum ecclesiasticum ordinem oratori pontificiae sanctitatis in

comitiis Germanorum principum Norenbergae 1522/23 proposuerunt.«
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dem Gemeindeprincip auferbauen, fand aber dazu in den aller Selbst-

regierung entwöhnten deutschen Gemeinden, besonders des platten

Landes, nicht das genügende Material. Von Kaiser und Reich war

für die evangelische Bewegung nichts zu hoffen, aber alles zu

fürchten. Das ganze Heil der Reformation lag in den
Territorialgewalten 1

. Als im Jahre 1526 der Reichstag zu

Speyer den Beschluss gefasst hatte: »dass sich in den Sachen, so

das Wormser Edikt (Luther ’s und seiner Anhänger Aechtung be-

treffend) belangen möchten, jeder Reichsstand für sich also zu leben,

zu regieren und zu halten berechtigt sein solle, wie ein jeder

solches gegen Gott und kaiserliche Majestät hoffe und vertraue zu

verantworten«, war schon damals die kirchliche Entwickelung aus

dem Reiche in die Territorien verlegt. Es ist hier nicht am Platze,

die einzelnen Stadien zu verfolgen, welche von dem R. A. zu

Speyer bis zum Religionsfrieden von Augsburg die obrigkeitliche

Kirchenherrschaft durchlaufen hat; es genügt das Resultat, dass

seit dieser Zeit der Begriff der christlichen Obrigkeit und

des christlichen Staates fertig dasteht. Die Auffassung, dass

der weltlichen Gewalt auch das geistliche Regiment zustehe, durch-

zieht alle Kirchenordnungen der damaligen Zeit, mögen sie von

städtischen Obrigkeiten oder von Fürsten ausgehen. Die Landes-

herren legten sich das doppelte Amt, »Regierung des Fürstenthums

und der Gemeinde«, bei. Während seit dem Augsburger Religions-

frieden von 1555 die Fürsten sich auf das ihnen angefallene jus

episcopale beriefen und sich seitdem als summi episcopi betrachteten

(Episkopalsystem), kam später, besonders in Preussen, das Terri-

torialsystem zur Geltung, wonach der Fürst nicht mehr als

summus episcopus das Kirchenregiment ausübt, sondern lediglich

als Land esherr

,

als einen Theil der Staatsgewalt. Die Kirche

gilt als Staatsanstalt, die Geistlichen als Staatsdiener, die fürstliche

Gewalt befiehlt in Kirchensachen ebenso absolut, wie in weltlichen

Dingen; selbst die Lehre und die Ordnung des Gottesdienstes wird

von Staatsbehörden geregelt. So war in den meisten Ländern

Deutschlands, der evangelischen Kirche gegenüber, nicht nur das

Recht des Staates zur Geltung gebracht, sondern jede selbständige

Lebensordnung der Kirche verneint. Hatte die Kirche des Mittel-

1 A. L. Richter, Geschichte der evangelischen Kirchenverfassung. Leipzig

1851. S. 28 • »Es war das einzige Mittel der Hülfe gegen die drohende Zerrüttung

aller Verhältnisse des Lebens, dass das, was von Reichswegen nicht geschehen

konnte, den einzelnen Ständen anheim gegeben wurde.«
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alters die Knechtschaft der weltlichen Gewalt als Grundsatz aus-

gesprochen, so war jetzt die evangelische Kirche, in Widerspruch

mit den Grundsätzen der Reformation, zur dienenden Magd des

Staates geworden.

Aber auch die katholische Kirche hatte seit dem XVI. Jahr-

hundert nirgends mehr die von ihr beanspruchte Unabhängigkeit

behaupten können. In allen katholischen Territorien suchten sich

die katholischen Fürsten zuerst gegen die Uebergriffe der Kirche zu

sichern, dann aber dieselbe in eine ähnliche Abhängigkeit von sich

zu bringen, in welcher die evangelische Landeskirche zu dem Landes-

herrn stand. Als Mittel der Abwehr wurde überall der sogenannte

recursus ad principem wegen geistlichen Amtsmissbrauchs und das

sogenannte placetum regium eingeführt; aber damit begnügte man
sich nicht, man wollte sich nicht nur gegen Uebergriffe vertheidigen,

sondern die Kirche positiv beherrschen. In O esterreich erreichte

dieses System dermassen seinen Höhepunkt unter Joseph II., dass

man es kurzweg als Josephinismus zu bezeichnen pflegt. (Vergl.

besonders Frie dberg a. a. O. Abth. I. S. 110— 185.) Zu derselben

Zeit trat die Kirchengesetzgebung des preussischen A. L. R.

ins Leben, wo zum ersten Male der Versuch gemacht wurde, für das

gesammte Gebiet der kirchlichen Verwaltung und nach allen Seiten

hin die Rechte der Staatsgewalt über die Kirche und deren Glieder

festzustellen und gleichsam systematisch zu ordnen. Der Titel XI
der zweiten Abtheilung des A. L. R. ist der erste Kodex eines

modernen Kirchenstaatsrechtes in Deutschland. Der Begriff einer

herrschenden Kirche ist dem A. L. R. fremd. Die drei grossen

Kirchengemeinschaften werden vom Standpunkte der vollen Parität

behandelt. Ja, es wird versucht, mit möglichster Beiseitesetzung

der konfessionellen Unterschiede, aus abstrakten naturrechtlichen

Grundsätzen ein »allgemeines Kirchenrecht« aufzubauen.

Der Begriff der Kirche, als eines selbständigen Organismus, ist

dem A. L. R. unbekannt. Nirgends handelt es von der Kirche,
als einer mit selbständigem Rechte begabten Gemeinschaft. Die

Religionsgesellschaften, d. h. die Parochien oder Einzelgemeinden

sind es, deren rechtliche Beziehungen es ordnet, ohne einen anderen

Zusammenhang zwischen denselben, als denjenigen anzuerkennen,

welcher durch die Gemeinschaft der kirchlichen Oberen vermittelt

wird. Nirgends hat das A. L. R. zwischen Kirchenhoheit und

Kirchengewalt klar unterschieden. Es setzt das landesherrliche

Kirchenregiment als etwas zu Recht bestehendes voraus, ohne sich
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auf die damals lebhaft verhandelte Streitfrage über dessen Rechts-

grund einzulassen.

Am tiefsten wurde der Bestand der katholischen Kirche

in Deutschland durch die Folgen der französischen Revolution

getroffen. Durch den R. D. H. Sch. vom 25. Februar 1803

wurde die Säkularisation durchgeführt, wodurch das stolze

tausendjährige Gebäude der deutschen Reichshierarchie zusammen-

brach (S. 78) und die katholische Kirche Deutschlands in einen

Trümmerhaufen verwandelt wurde. Es gelang ihr erst, mit der

Restauration und der ihr günstigeren Zeitströmung, auf deutschem

Boden eine neue Organisation zu erhalten. Ihr reicher Güterbesitz

blieb ihr für immer verloren. Mit dem XIX. Jahrhundert beginnt

die vertragsmässige Regelung der völlig aufgelösten Kirchenverhält-

nisse durch Konkordate und Circumscriptionsbullen 1
.

Den Reigen eröffnete das bayerische Konkordat vom 24. Oktober

1 8 1 7 2
,
dessen bedenkliche Grundsätze durch das in die bayerische

V. U. aufgenommene Religionsedikt vom 26. Mai 1818, »über die

äusseren Rechtsverhältnisse der Einwohner des Königreichs in

Bezug auf Religion und kirchliche Gesellschaft«, wesentlich wieder

abgestumpft wurden, indem es eine Kirchenhoheitsgesetzgebung

feststellte, durch welche das jus circa sacra und die Behandlung

des Verhältnisses der verschiedenen Kirchen auf dem Fusse einer

vollen Rechtsgleichheit gewahrt wurde. Die Diöcesanverhältnisse

der sogenannten oberrheinischen Kirchenprovinz wurden durch die

beiden Bullen »Provida sollersque« vom 16. August 1821 und »ad

Dominici gregis custodiam« vom 11. April 1827 geregelt. Auf eine

vertragsmässige Feststellung des Verhältnisses zwischen Staat und

Kirche Hessen sich die betreffenden Staaten (Württemberg, Baden,

Hessen-Darmstadt, Nassau, Frankfurt a. M.) nicht ein, sondern er-

liessen staatsseitig eine das landesherrliche Schutz- und Aufsichts-

recht über die katholische Kirche betreffende Urkunde vom 30 . Januar

1830. (Sogenannte Kirchenpragmatik.) Aehnlich verfuhr man in

Hannover, dessen Diöcesanverhältnisse die Bulle »Impensa Roma-
norum pontificum« vom 26. März 1824 umschrieb. Auch in Preussen

1 Ueber den Unterschied von Konkordaten und Circumscriptionsbullen

vergl. den Aufsatz von E. Herrmann, Bluntschli’s Staatsw. B. V.
S. 701—744.

2 Ueber Bayern besonders H. v. Sicherer, Staat und Kirche in Bayern
vom Regierungsantritt des Kurfürsten Max. Joseph IV. bis zur Erklärung
von Tegernsee. 1799—1821. 1873.
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hielt man sich von einem Konkordate fern, dagegen ertheilte der

König der Bulle »de salnte animarum« vom 16. Juli 1821 durch

Kabinetsordre vom 23. August 1821 die königliche Genehmigung.

In den meisten deutschen Staaten fehlte es an einer festen ge-

setzlichen Abgrenzung und Behandlung der staatlichen und kirch-

lichen Rechte. In der katholischen Kirche standen die unver-

änderten mittelalterigen Grundsätze der Kurie, welche theoretisch

in nichts von den Ansprüchen Gregor ’s VII. abwichen, dem
polizeilichenBevormundungssystem desJosephinismus und des Allge-

meinen Landrechts unvermittelt gegenüber. Die evangelische

Kirche blieb mehr oder weniger Staatsanstalt, über welche der

Landesherr nicht nur die Kirchenhoheit, sondern auch das Kirchen-

regiment ausübte. Nirgends tauchte in dieser Zeit auch nur ein

ernst gemeinter Versuch auf, sie im Geiste der Reformation, auf

preshyterialer und synodaler Grundlage aufzuerbauen. Beide

Kirchen, die evangelische und katholische, blieben in Deutschland

mit dem Staate verbundene privilegirte, öffentlich-rechtliche
Korporationen. Ihre Geistlichen waren öffentliche Beamte

mit politischen Befugnissen
;
nur diese Kirchen hatten das Recht

einer öffentlichen Religionsühung und empfingen eine Dotation aus

der Staatskasse. Nur ihre Bekenner genossen in allen Staaten des

deutschen Bundes gleiche bürgerliche und staatsbürgerliche Rechte,

welche anderen Glaubensverwandten nur durch besondere Kon-

zessionen eingeräumt werden konnten (S. 384). Das Prinzip

des paritätischen Staates, welches einst im Reiche
gegolten hatte, wurde seit 1815 in den konfessionell

gemischten Partikularstaaten durchgeführt und so mit

verschiedenen Kirchen die Verbindung fortgesetzt, die man früher

regelmässig nur mit Einer gepflegt hatte. Dieser Zustand wurde

zuerst durch die Bewegung des Jahres 1848 in Frage gestellt.

§ 238.

3) Die Prinzipienkämpfe des Jahres 1848.

Eine veränderte Stellung der Kirche zum Staate wurde mit

Nothwendigkeit hervorgerufen durch die Erweiterung der indivi-

duellen Bekenntnissfreiheit (S. 385). Hatte bis zum Jahre 1848

das Religionsbekenntniss einen wesentlichen Einfluss auf die bürger-

lichen und politischen Rechte gehabt, so machten die Grundrechte

Art. V den Genuss der bürgerlichen und politischen Rechte völlig
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unabhängig vom religiösen Bekenntnisse und gewährten den An-
hängern' aller Konfessionen volle Bekenntniss- und Kultusfreiheit.

Obgleich die Grundrechte bald wieder aufgehoben wurden, so gingen

doch diese Sätze, in mehr oder weniger modificirter Gestalt, in die

Verfassungen und Gesetzgebungen der Einzelstaaten über. Damit

war das deutsche Kirchenstaatsrecht in eine ganz neue Phase ge-

treten. Stand es jetzt jedem deutschen Staatsbürger frei, ohne jeden

rechtlichen Nachtheil eine neue Religionsgesellschaft zu stiften oder

ihr beizutreten, ja jeder Religionsgesellschaft fern zu bleiben, so

durfte der Staat auch keinen Bürger nöthigen, mit einer der be-

stehenden Kirchen in irgend welche Verbindung zu treten, um einen

bürgerlich nothwendigenRechtsakt zu vollziehen, da darin wenigstens

ein mittelbarer Zwang gelegen haben würde. Staatsrechtliche Kon-

sequenz dieses Systems war: Loslösung aller bisher an kirchliche

Akte gebundenen bürgerlichen Bezüge aus dieser Verbindung und

Aufstellung einer rein bürgerlichen Ordnung und Verwaltung der-

selben durch bürgerliche Organe. Dieser Forderung ist durch das

Reichsgesetz »über die Beurkundung des Personenstandes und die

Eheschliessung« vom 6. Februar 1875 1 jetzt für ganz Deutschland

Rechnung getragen. Aber mit dieser Loslösung des bürgerlichen

Rechtes von der Kirche waren im Jahre 1848 extreme Parteien noch

nicht zufrieden; sie verlangten »die völlige Trennung der

Kirche vom Staate«.

Wie es überhaupt für das Rechtsverhältniss zwischen Kirche

und Staat keine absolut geltenden Grundsätze giebt, so kann das

Prinzip der sogenannten Trennung der Kirche vom Staate unter

gewissen Voraussetzungen allerdings empfehlenswerth sein. Wo
es überhaupt keine altbegründeten geschichtlichen Kirchen von

hervorragender Macht und Bedeutung giebt, wo das Volk in zahl-

reiche kleinere oder grössere Sekten zerklüftet ist, wie in Nord-

amerika, ist es durchaus entsprechend, wenn der Staat alle religiösen

Gemeinschaften lediglich wie Privatgesellschaften, nach den

Grundsätzen des Gesellschafts- und Vereinsrechtes behandelt. In

Deutschland, wo die christliche Kirche mit allen ihren Institutionen

seit einem Jahrtausend mit dem Volksleben verwachsen ist, wo auch

gegenwärtig die weit überwiegende Mehrheit der Bevölkerung

entweder dem evangelischen oder katholischen Bekenntnisse

1 P. Hinschius, Das Reichsgesetz über die Beurkundung des Personen-

standes und die Eheschliessung vom 6. Februar 1875. II. Aufl. Berlin 1876.
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angehört, würde das Herabdrücken dieser beiden Kirchen auf

das Niveau einer blossen Privatgesellschaft ein innerer Wider-

spruch sein, welcher der Kirche und dem Staate gleich nach-

theilig sein würde, weil durch derartige Bestimmungen die ge-

schichtlich gewordenen Beziehungen beider zu einander verkannt

werden würden. Darum kam auch der Satz der Frankfurter Grund-

rechte: «Keine Religionsgesellschaft geniesst vor
anderen Vorrechte durch den Staat« in Deutschland

nirgends zur Durchführung. Vielmehr haben die deutschen Staaten

ihre alte Verbindung mit den beiden grossen Hauptkirchen aufrecht

erhalten. Diese Verbindung mit den genannten Kirchen besteht

darin, dass der Staat ihnen eine besondere Fürsorge widmet in Form
bleibender Dotationen oder jährlicher Zuschüsse, durch Gründung

und Erhaltung theologischer Fakultäten, durch Anerkennung ihrer

Geistlichen als öffentlicher Beamter, durch besondere Privilegien,

die er ihrem Kirchenvermögen einräumt, durch staatliche Heilig-

haltung ihrer wichtigsten Festtage, durch Einräumung einer Mit-

wirkung bei dem religiösen Schulunterrichte, durch ausschliess-

liche Benutzung ihrer gottesdienstlichen Formen, wo der Staat

selbst bei öffentlichen Akten einer religiösen Weihe bedarf.

In diesem Sinne gedenkt auch die preussische V. U. gerade

deshalb der evangelischen und römisch-katholischen Kirche aus-

drücklich
,
»um darzuthun

,
dass diese Gemeinschaften in der

ihnen zustehenden, feierlich verbrieften Stellung nicht beeinträchtigt

werden sollen«; in diesem Sinne verfügt Art. 14 derselben Ver-

fassung: »Die christliche Religion wird bei denjenigen Einrich-

tungen des Staates, welche mit der Religionsübung im Zusammen-

hänge stehen, unbeschadet der Religionsfreiheit zu Grunde gelegt.«

Diesen Pflichten des Staates gegen die historisch begründeten beiden

grossen Kirchengemeinschaften entspringen aber auch besondere

Rechte desselben diesen Kirchen gegenüber, welche nicht als

blosse Gesellschaften, nicht einmal als blosse Privatkorporationen,

sondern als Korporationen des öffentlichen Rechtes
erscheinen. Während die nordamerikanische Auffassung keiner

Religionsgesellschaft gegenüber andere Rechte in Anspruch nimmt,

als das allen übrigen Privatgesellschaften gegenüber geltend zu

machende polizeiliche Oberaufsichtsrecht, verlangt derdeutsche Staat,

als Korrelat seiner Pflichten, die s en Kirchen gegenüber, ein be-

sonders geartetes Kirchenhoheitsrecht, kraft dessen er sich stets

überzeugen kann, dass diese von ihm gepflegten und geschützten
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mächtigen Organismen nicht ihre erhabene Mission in einem staats-

feindlichen Sinne gebrauchen, sondern vielmehr gemeinsam mit

ihm für die höchsten sittlichen Güter der Menschheit arbeiten.

Diesen Aufgaben kann die Kirche aber nur mit Erfolg dienen,

wenn ihr durch Anerkennung ihrer eigenthümlichen Lebenssphäre

eine selbständige Rechtsordnung gewahrt ist. Daher ist eine

Sonderung des kirchlichen und staatlichen Gebietes dringend

geboten, aber damit soll das geordnete Zusammenwirken
von Kirche und Staat auf dem gemeinsamen Gebiete für die höchsten

sittlichen Zwecke des Volkslebens nicht unterbunden, sondern ge-

stärkt werden. Gesetzliche Aus einander Setzung, nicht
Trennung dieser beiden grossen Organismen ist die

Losung für das deutsche Kirchenstaatsrecht der Gegenwart.

II. Grundzüge des Kirchenstaatsrechts der Gegenwart.

§ 239 .

A. Von der Kirchenhoheit überhaupt.

Die Kirche bedarf, wie jeder menschliche Organismus, eines

Organs ihres Gesammtwillens. Dies ist die Kirchengewalt oder

das Kirchenregiment. Der Begriff des Kirchenregiments
ist ein kirchenrechtlicher, kein staatsrechtlicher.

Wo das Wesen von Kirche und Staat richtig erkannt ist, wird es

zur Forderung, dass das Kirchenregiment von der Staatsgewalt ge-

trennt und kirchlichen Organen übertragen werde . Insofern drückt

der grundrechtliche Satz: »Jede Religionsgesellschaft
ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selb-

ständig« das Rechtsbewusstsein der Gegenwart korrekt aus.

Aber auch die in ihrer Sphäre unabhängige Kirche bleibt, wie

alle Anstalten und Gemeinschaften, in ihren äusseren Be-

ziehungen dem Staate unterworfen. Der seiner selbst bewusst

gewordene Staat der Gegenwart erstreckt seine Hoheit ohne Aus-

nahme auf alle Personen, Gegenstände und Gemeinschaften, welche

sich in seinem Gebiete befinden. Die allgemeine Staats-
hoheit, in ihrer besonderen Beziehung auf die Rechts-
verhältnisse der Kirche angewendet, erscheint als die

Kirchenhoheit, ein staatsrechtlicher Begriff, welcher von dem
kirchenrechtlichen des Kirchenregimentes streng zu scheiden

ist. Das Kirchenregiment wird lediglich durch kirchliche Gesichts-
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punkte bestimmt, die Kirchenhoheit dagegen im rein staatlichen

Interesse ausgeübt. Ihre Aufgabe ist es, die Rechtsordnung sowie

das Wohl des Staates und der einzelnen Bürger gegen UehergrifFe

von Seiten der Kirchen zu wahren. Ihre Thätigkeit ist daher

wesentlich negativ, auf Abwehr gerichtet, während das Kirchen-

regiment wesentlich positive Aufgaben, die Erweckung religiösen

Sinnes, die Förderung des kirchlichen Lebens verfolgt. Das Rechts-

bewusstsein der Gegenwart spricht dem Staate alle Befugnisse der

Kirchenhoheit zu, welche dazu dienen, die staatliche Rechtsordnung

den Kirchen gegenüber zu wahren, aber es gebietet ihm ebenso

bestimmt, die Kirche als eine selbständige, von ihm verschiedene

Lebensordnung anzuerkennen und danach sich von Eingriffen in

das kirchliche Leben fernzuhalten. Freilich wird das Grenzgebiet

zwischen Kirchenhoheit und Kirchenregiment stets ein schwankendes

bleiben, welches nur durch die S t a a t s gesetzgebung geregelt wer-

den kann. Aber bei verschiedenen Völkern, auf verschiedenen

Kulturstufen, verschiedenen Kirchen gegenüber, wird die gesetz-

liche Abgrenzung auch in verschiedener Weise erfolgen müssen.

Der römisch-katholischen Kirche gegenüber, mit ihren nie auf-

gegebenen Herrschaftsansprüchen, ihrer mächtigen Hierarchie,

ihrem kosmopolitischen Charakter, ihrem auswärtigen Centralpunkt,

sind andere Schutzmittel nöthig, als der eng mit dem Staate ver-

wachsenen, auf die Landesgrenzen beschränkten evangelischen

Kirche gegenüber. Verallgemeinerung von Grundsätzen, die

nur auf eine Kirche passen, führt nicht zur Parität, sondern zur

Imparität, welche in der unbilligen Anwendung scheinbar

gleicher Grundsätze auf durchaus verschiedenartige Verhältnisse

besteht. Auch hier wird man sich zu einer eingehenden staatlichen

Specialgesetzgebung entschliessen müssen, wenn man nicht

verschiedenartige Grössen mit demselben Maasse messen oder alles

der wechselnden Verwaltungswillkür überlassen will.

Die Ausübung der Kirchenhoheit ist in Deutsch-
land auch, nach Gründung des deutschen Reiches,

Sache der Einzelstaaten geblieben und gehört daher in

das Landesstaatsrecht.
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B. Einzelne in der Kirchenhoheit liegende Rechte und Pflichten der

Staatsgewalt.

§ 240.

1) Das Recht der Aufnahme von Religionsgesell-
schaften in den Staat, sogenanntes jus reformandi.

Das sogenannte Reformationsrecht, d. h. das Recht, über die

Zulassung einer Religionsgesellschaft im Staatsgebiet fcu entscheiden

und deren rechtliche Stellung zu normiren, konnte im Mittelalter

nicht zur Ausübung kommen, da es nur eine christliche Kirche,

die römisch-katholische, gab, neben welcher nur die Juden eine

mit schweren Opfern erkaufte Duldung genossen. Erst nachdem
die evangelische Kirche durch den Augsburger Religionsfrieden von

1555 eine gesicherte Stellung im Reiche errungen hatte, nahmen
die Landesherren die Befugniss in Anspruch, die Konfession, zu der

sie sich seihst bekannten, ausschliesslich in ihrem Territorium zu-

zulassen: cujus regio, ejus religio. So nahmen die deutschen Terri-

torien regelmässig einen ausschliesslich konfessionellen Charakter

an. Der westfälische Frieden liess im Reiche nur zwei aner-

kannte Religionsparteien zu, die Katholiken und die Evangelischen

(Lutheraner und Reformirte) . Durch denselben wurde das soge-

nannte jus reformandi der Landesherren bestätigt, aber in mehreren

Punkten wesentlich beschränkt, besonders durch das sogenannte

Normaljahr, indem jede der beiden Konfessionen diejenige

Religionsübung behalten sollte, die sie zu irgend einer Zeit des

Jahres 1624 gehabt hatte. (J. P. O. Art. Y. §§ 31 und 32.) Seit

dem westfälischen Frieden gab es in Deutschland katholische oder

evangelische Territorien, in welchen sich entweder nur einzelne ge-

duldete Bekenner der anderen Religion oder ganze Gemeinden mit

friedensmässiger Berechtigung fanden, welche nach den Graden der

Religionsübung verschieden bemessen sein konnte. Während nach

dem J. P. O. Art. VII. § 2 nur die römisch-katholische und die evan-

gelische Kirche der Lutheraner oder Reformirten aufgenommen oder

geduldet, jede andere Religionspartei aber als Sekte verboten war,

ging die Gesetzgebung des preussischen Allgemeinen Landrechts

in der Toleranz bereits weiter; dasselbe gestattete die Verbindung

mehrerer Einwohner zum Zwecke gemeinsamer Religionsübung,

jedoch nur unter Genehmigung des Staates, welcher zu prüfen hat,

ob eine solche Religionsgesellschaft »Ehrfurcht gegen die Gottheit,

H. Schulze, Deutsches Staatsrecht. 44
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Gehorsam gegen den Staat, sittlich gute Gesinnung ihren Mitgliedern

einflösst«. Die landrechtliche Gesetzgebung nimmt für den Staat

somit das Reformationsrecht vollständig in Anspruch, ebenso das

preussische Patent, »die Bildung neuer Religionsgesellschaften betr.«

vom 30 . März 1847 . Auf diesem Standpunkte stehen sämmtliche

deutsche Verfassungen vor dem Jahre 1848
,
z. B. Württemb. Verf.

1819 § 70 . Grossherzogth. Hessen 1820 § 21 . Königr. Sachsen 1831

§ 56 . Hannov. Landesverf. 1840 § 63
,
indem sie nur den reichs-

und bundesgesetzlich anerkannten und den künftig noch be-

sonders anzuerkennenden Religionsgesellschaften die öffentliche

Religionsübung zusichern. Erst die Grundrechte [der deutschen

Nation stellten Art. V. § 17 den Satz auf: »Neue Religions-
gesellschaften dürfen sich bilden; einer Anerkennung
ihres Bekenntnisses durch den Staat beAarf/es nicht.«

Je nachdem dieser Grundsatz in die Gesetzgebung der Einzelstaaten

übergegangen ist oder nicht, weisen dieselben noch jetzt Ver-

schiedenheiten auf. Einige geben die Bildung von Religionsgesell-

schaften ganz frei und gewähren allen ohne Unterschied volle

häusliche und öffentliche Religionsübung (Preuss. V. U. Art. 12.

Coburg- Goth. St. G. G. § 33 . Württemb. Gesetz vom 9 . April

1872 . Hess. Ges. vom 23 . April 1875 Art. 2 und 3 ). Nach diesen

Gesetzen äussert sich das Reformationsrecht des Staates nur noch

in der Ertlieilung von Korporationsrechten und der Verleihung be-

sonderer Privilegien. (So in Preussen, vergl. mein preuss. Staatsr.

B.II. S. 699 .) Andere gewähren zwar das Recht der freienVereinigung

zu Religionsgesellschaften, dagegen keine Gleichheit der Religions-

übung, die Art derselben richtet sich nach besonderen Verwilligungen

(Bad. Gesetz vom 9 . Oktober 1860 §§ 2 und 3). Noch andere end-

lich haben an dem Erfordernisse staatlicher Genehmigung für die

Bildung neuer Religionsgesellschaften unbedingt festgehalten. (So

Bayern, Religionsedikt §§ 3 . 26 . Sächs. Ges., die Einführung der

Civilstandsregister u. s. w. betr. vom 20 . Juni 1870 § 21 u. s. w.)

Das deutsche Kirchenstaatsrecht der Gegenwart unterscheidet

noch dreierlei Arten von Religionsgesellschaften, je nach ihrer

rechtlichen Stellung zum und im Staate

:

1) Die katholische und die evangelische Kirche
nehmen, wegen ihrer engen Beziehung zum Staate, die Stellung

öffentlich-rechtlicher Korporationen ein; sie gemessen

einen besonderen rechtlichen Schutz, ihre Geistlichen sind in

vielen Beziehungen den Staatsbeamten gleich gestellt, sie erhalten
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eine Dotation aus Staatsmitteln, ihre Abgaben können regelmässig

im Verwaltungswege beigetrieben werden
;

sie überwachen und be-

sorgen den Religionsunterricht in den öffentlichen Schulen, jedoch

unbeschadet der einheitlichen Leitung der Unterrichtsanstalten

durch den Staat.

Den Katholiken werden jetzt die sogenannten Altkatholiken
gleich gestellt, welche vom Standpunkte des Staates als Katholiken

betrachtet werden (Badisches Gesetz vom 15. Juni 1874. Preuss.

Gesetz vom 4. Juli 1875, betr. dieRechte der altkatholischenKirchen-

gemeinschaften u. s. w.).

2) Religionsgesellschaften, welche Korporations-

rechte erworben haben; diese geben ihnen aber in der Regel

nur die volle privatrechtliche Persönlichkeit, also die Mög-

lichkeit, Eigenthum zu erwerben, Verträge ahzuschliessen, Klagen

anzustellen, aber sie treten deshalb noch nicht in einen noth-

wendigen Zusammenhang mit dem Staatsorganismus, sie sind keine

Korporationen des öffentlichen, sondern des privaten Rechtes.

3) Religionsgesellschaften ohne Korporations-
rechte, welche sich in einigen Ländern ohne, in anderen nur mit

Genehmigung des Staates bilden dürfen; sie werden auf dem
Gebiete des Vermögensrechtes lediglich nach den Grundsätzen des

Gesellschaftsrechtes heurtheilt, auf dem Gebiete des öffent-

lichen Rechtes unterliegen sie den Grundsätzen der Vereins-
gesetzgebung, doch ist es ungerechtfertigt, sie denBeschränkungen

politischer Vereine zu unterwerfen.

Die Rechtsverhältnisse der jüdischen Religionsgesell-
schaften haben meist eine besondere gesetzliche Regelung er-

fahren, wodurch den unter Mitwirkung der Regierung gebildeten

Synagogengemeinden regelmässig Korporationsrechte beigelegt sind.

§241.

2) Das Recht der Aufsicht des Staates über die Kirche,

jus supremae inspectionis inrebus ecclesiasticis.

In der Kirchenhoheit ist vor allem ein staatliches Oherauf-
sichtsrecht über das Leben und Treiben der Kirche enthalten.

Um ein solches auszuüben, ist die Staatsgewalt berechtigt, von allem

Kenntniss zu nehmen, was innerhalb der kirchlichen Sphäre

vorgeht. Diese Kenntnissnahme ist zu dem Zwecke nöthig, damit

die Staatsgewalt rechtzeitig gegen alles einschreiten kann, was eine

44*
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Verletzung und Gefährdung der staatlichen Rechtsordnung von

Seiten der Kirche oder ihrer Angehörigen mit sich führen könnte.

Gestützt auf diese fortwährende Kenntnissnahme, übt der Staat

dieses Oberaufsichtsrecht aus rein staatlichen Gründen,

indem er für die Sicherheit der eigenen Existenz sorgt
;
ja es kann

als ein unveräusserlicher Bestandtheil der Kirchenhoheit gar nicht

aufgegeben werden, wenn seitens einer Religionsgesellschaft ver-

letzend in das Gebiet des Staates oder anderer Religionsgesellschaften

übergegriffen wird oder eine solche Verletzung zu befürchten steht.

Im Widerspruch mit der mittelalterigen Kirchenlehre hat das

deutsche Staatsrecht der Staatsgewalt die Gesetzgebung und das

Oberaufsichtsrecht über die Kirche als einen selbstverständlichen,

unverzichtbaren Theil der staatlichen Hoheitsrechte beigelegt.

Daran wollte auch der an sich richtige Satz der Grundrechte Art. V.

§ 17 nichts ändern: »Jede Religionsgesellschaft ordnet
und verwaltet ihre Angel egenheiten selbständig,
bleibt aber dabei den allgemeinen Staatsgesetzen
unterworfen.« Nach denMotiven und der Entstehungsgeschichte,

wie nach der Wortfassung des Artikels konnte niemand daran

zweifeln, dass dem Staate sein Gesetzgebungs- und Oberaufsichts-

recht über die Kirche dabei gewahrt werden sollte. Man wollte

mit diesem Artikel allerdings »ein Bevormundungssystem, wie es in

verschiedenen Staaten bestanden hatte und den Staatsbehörden eine

Direktion und Leitung von inneren, sogar zum Theil eine Ent-

scheidung sakramentaler Fragen und eine Aufsicht über die Kirchen

nach freiem Ermessen der aufsehenden Behörde einräumt, be-

seitigen«, man wollte aber dem Staate sein gesetzlich geordnetes
Aufsichtsrecht wahren, welches die Staatsbehörden freilich

nicht beliebig, nach willkürlichen und polizeilichen Gesichtspunkten,

sondern nur nach Maassgabe des Gesetzes ausüben dürfen l
.

Die durch die Grundrechte der deutschen Nation verkündigte

Selbständigkeit der Kirche innerhalb ihrer Sphäre, bezüglich ihrer

inneren Verhältnisse, natürlich unter Vorbehalt des Gesetzgebungs-

und Oberaufsichtsrechtes des Staates, ist ein grosser Grundsatz des

modernen Rechtsbewusstseins, in dessen Festhaltung uns kein

augenblicklicher Missbrauch irre machen kann. Freilich gilt es,

den an sich richtigen Satz, wenn er durch seine Allgemeinheit und

1 Th. Woltersdorf, Das preussische Staatsgrundgesetz und die Kirche.

Berlin 1873. S. 295 ff.
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Vieldeutigkeit nicht zu fortwährenden Streitigkeiten führen soll,

durch Ausführungsgesetze zu specialisiren
,
in welchen alle

Beziehungen des Staates zur Kirche mit möglichster Genauigkeit

festgestellt werden. Ein solches Gesetz kann aber, wenn es über-

haupt die Realität der Verhältnisse beherrschen will, nur für jede

der grossen Kirchengemeinschaften besonders erlassen werden.

Beiden Kirchen gegenüber nimmt die Staatsgewalt auch jetzt schon

ein verschieden gestaltetes Aufsichtsrecht in Anspruch, welches

einer gesonderten Darstellung bedarf.

§ 242 .

3) Das Schutz- und Schirmrecht des Staates, advocatia

ecclesiae.

Dieses Recht hatte im Mittelalter eine andere Bedeutung, wie

heut zu Tage. Die mittelalterige Staatsgewalt hielt sich für ver-

pflichtet, der Kirche überall Schutz zu gewähren, wo dieselbe einen

solchen verlangte. Die sogenannte advocatia ecclesiae wurde

wesentlich nach den Vorschriften der Kirche und nach kirchen-

rechtlichen Grundsätzen gehandhabt. Darum konnte der Staat sie

auch nur Einer Kirche gewähren. Ihre Hauptaufgabe wurde,

nach Aug us tin’s Lehre, darin gesehen, dass der Staatsherrscher

die Machtgebote der Kirche vollstrecke, d. h. die Ketzer vertilge.

Der moderne Staat übt auch dieses Recht und diese Pflicht von rein

weltlichem Gesichtspunkte aus und lediglich nach staatlichen

Grundsätzen. Ueber die Wahrheit der Kirchenlehre steht ihm kein

Urtheil zu. Darum ist er ebenso berechtigt als verpflichtet, allen

im Staate bestehenden Religionsgesellschaften seinen schützenden

Arm zu leihen, wrenn er auch mit den altbegründeten historischen

Kirchen in eine besonders nahe Verbindung getreten ist.

Dieses Schutzrecht des Staates, welches zugleich als Schutz-
pflicht erscheint, zeigt sich besonders in folgenden Punkten:

1) Der Staat hat die Pflicht, die anerkannten christlichen

Kirchen, sowie überhaupt sämmtliche Religionsgesellschaften, in

ihrer verfassungsmässigen Stellung und ihren gesetzlichen und

wohlerworbenen Rechten zu schützen.

2) Die Staatsgewalt schreitet auf polizeilichem, wie auf straf-

rechtlichem Wege gegen die Verunglimpfung der anerkannten oder

gesetzlich bestehenden Religionsgesellschaften, die Herabwürdigung

ihrer kirchlichen Einrichtungen und Gebräuche und die Störung
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ihres Gottesdienstes, nach Maassgahe der Gesetze, auf Antrag der

Betheiligten oder von Amtswegen ein. Auch das Strafgesetzbuch

für das deutsche Reich enthält im Abschnitt XI »Vergehen
gegen die Religion« die einschlagenden Strafbestimmungen.

Dagegen kann in einem Staate, welcher seinen Bürgern Gewissens-

freiheit und religiöses Vereinigungsrecht einräumt, von einem Ver-

gehen der Ketzerei, der Sektirerei oder der Proselytenmacherei keine

Rede mehr sein.

3
)
Der Staat hält durch Staatsverordnungen auf die Heilig-

haltung der Sonntage und gewisser von ihm anerkannter kirchlicher

Feiertage.

4
)
Der Staat gewährt den Geistlichen der anerkannten Kirchen

jede zur Erfüllung ihrer Berufsgeschäfte erforderliche gesetzliche

Unterstützung und schützt sie hei der Ausübung ihres Berufes in

ihrer Amtswürde.

5
)
Der Staat schützt die bestehenden Religionsgesellschaften

»im Besitze und Genuss der für ihre Kultus-, Unterrichts- und
Wohltliätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und
Fonds«. Den anerkannten christlichen Kirchen gegenüber er-

kennt er überall die Pflicht an, denselben im Bedürfnissfalle eine

geldliche Unterstützung zu gewähren. Die Verpflichtung zur Dota-

tion dieser Kirchen beruht nicht nur auf allgemein staatsrechtlichen

Gründen, sondern zugleich auf älteren positiven Rechtstiteln, indem

der Staat bei Einziehung der Kirchengüter überall ausdrücklich die

Rechtspflicht übernommen hat, »für hinreichende Belohnung der

obersten geistlichen Behörden und für reichliche Dotirung der

Pfarreien, Schulen und milden Stiftungen zu sorgen«. (R. D. H. Sch.

vom 25 . Februar 1803 § 35 . Preuss. Edikt vom 30 . Oktober 1810 .)

Diese Dotationspflicht besteht ebenso der evan-
gelischen als der katholischen Kirche gegenüber 1

.

§ 243 .

III. Der Staat gegenüber der katholischen Kirche 2
.

Die durch die oben erwähnten Circumscriptionsbullen wieder

aufgerichtete katholische Kirche blieb in allen deutschen Staaten

1 D. H. Gerlach, Die Dotationspflicht und der Nothstand der evangeli-

schen Kirche in Preussen. II. Aufl. Leipzig 1875. Mein Gutachten über die

Entschädigungspflicht des Staates gegenüber den Geistlichen in «der Praxis des

Staats- und Privatrechts«. (Leipzig 1876.) Nr. VIII. S. 267 ff.

2 E. A. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung der katholischen
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unter einer strengen Staatsaufsicht, besonders auch in Preussen.

Der Wendepunkt trat im Jahre 1840 mit der Thronbesteigung König

Friedrich Wilhelm’ s IV. ein . Durch verschiedene königliche

Edikte wurde der katholischen Kirche bereits vor dem Jahre 1848

eine freiere Bewegung eingeräumt. Einen weiteren Schritt that das

Jahr 1848, welches in den Grundrechten die Unabhängigkeit der

Kirche aussprach. Dieser Satz ging fast wörtlich in die preussische

Verfassung über. Es war aber weniger der allgemeine Satz: »Jede

Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre An-
gelegenheiten selbständig«, als die Auslegung, welche man
ihmjgab, was den preussischen Staat den Ansprüchen der katholischen

Hierarchie gegenüber wehrlos machte. Eine schwächliche Ver-

waltungspraxis der Staatsbehörden fügte sich allen Anmassungen der

Hierarchie 1 und trat der Auffassung derselben bei : »dass durch den

erwähnten Satz der Verfassungsurkunde alle bisherigen Beschrän-

kungen der Kirche sofort aufgehoben seien und die letztere sich

bereits im Vollbesitze ihrer Selbständigkeit befinde.« So gingen in

Preussen dem Staate fast alle Befugnisse der Kirchenhoheit über

die katholische Kirche verloren. Durch solche Erfolge ermuthigt,

ging die Hierarchie auch in anderen Staaten vor. In Oesterreich,

wo die katholische Kirche, trotz einer äusserlich glänzenden Stellung,

noch wesentlich in den Banden der josephinischen Gesetzgebung

gelegen hatte, errang sie sich durch das Konkordat vom 18. August

1855 eine völlig unabhängige und hochprivilegirte Stellung. Unter

dem Schutze einer politischen Reaktion, welche in der katholischen

Hierarchie »die Stütze der Throne« zu finden meinte, suchte man
ähnliche Zustände auch in den süddeutschen Staaten herbeizuführen,

welche bis dahin ihre Kirchenhoheit, auch der Bewegung des Jahres

1848 gegenüber, aufrecht zu erhalten verstanden hatten. Die katho-

lische Kirche betrat zu diesem Zwecke den Weg der Vereinbarung.

Schon am 23. April 1853 hatte der Bischof von Mainz eine Ueber-

Kirche Preussens II. Th. Halle a. S. 1840. L. A. Warnkönig, Die staats-

rechtliche Stellung der katholischen Kirche in den katholischen Ländern des

deutschen Reiches im XVIII. Jahrhundert. Erlangen 1855. C. Fr. Rosshirt,
Das staatsrechtliche Verhältniss der katholischen Kirche in Deutschland seit

dem westfälischen Frieden. Schaffhausen 1859. O. Mej er, Zur Geschichte der

römisch-deutschen Frage. (Rostock 1871—1874.) Bis jetzt erschien B. I. II.

1. 2. III. 1.

1 Als Beleg hierfür vergl. besonders den auf der Zustimmung des Ministers

der geistlichen Angelegenheiten beruhenden Erlass des Oberpräsidenten von
Westfalen vom 8. Mai 1852. Mein preuss. Staatsr. B. II. S. 751 ff.
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einkunft mit der grossherzoglich hessischen Regierung geschlossen,

welche 1856 durch fernere Zugeständnisse der letzteren erweitert

wurde. Am 8. April 1858 schloss Württemberg ein Konkordat

mit Rom, aber die Regierung sah sich genöthigt, das von ihr bereits

abgeschlossene Konkordat den Ständen vorzulegen, welche es ver-

warfen. Statt desselben wurden die Beziehungen zwischen Kirche

und Staat nun staatsgesetzlich geregelt durch das Gesetz, betr. die

Regelung des Verhältnisses der Staatsgewalt zur katholischen Kirche

vom 30. Januar 1862 i
. (Zorn, a. a. O. S. 56.) Aehnlich ging es

in Baden. Auch hier scheiterte die Durchführung des am 28. Juni

1859 bereits abgeschlossenen Konkordates am mannhaften Wider-

stande des Landtages. Dasselbe wurde wieder aufgehoben und das

Verhältniss des Staates zur katholischen Kirche, wie in Württemberg,

staatsgesetzlich geregelt . Gesetz, die rechtliche Stellung der Kirchen

und kirchlichen Vereine im Staate betr. vom 9. Oktober 1860 2
.

(Z orn, a. a. O. S. 37 ff.) Der so in Süddeutschland vorbereitete Um-
schwung trat in Preussen mit der Verhängnis svollen Proklamation

des Unfehlbarkeitsdogmas vom 18. Juli 1870 ein. Die umfassende

Gesetzgebung der Jahre 1873 bis 1876 3 hat die seit 1848 dem Staate

abhanden gekommenen Hoheitsrechte über die katholische Kirche

wieder hergestellt; doch hat man, im Gegensatz zu der früher bloss

administrativen Behandlung dieser Fragen, alles möglichst auf ge-

1) Golther, Der Staat und die katholische Kirche in Württemberg.

Stuttgart 1874.

2) E. Friedberg, Der Staat und die katholische Kirche in Baden.

II. Aufl. 1874.

3 Preuss. Gesetz, betr. die Abänderung der Art. 15 und 18 der V. U. vom
31. Januar 1850, vom 5. April 1873. Gesetz über die Vorbildung und Anstellung

der Geistlichen vom 11. Mai 1873. Gesetz über die kirchliche Disciplinargewalt

und die Errichtung des königl. Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten

vom 12. Mai 1873. Gesetz über die Grenzen des Rechtes zum Gebrauch kirch-

licher Straf- und Zuchtmittel vom 13. Mai 1873. Gesetz wegen Deklaration und

Ergänzung des Gesetzes vom 11. Mai 1873 über die Vorbildung und Anstellung

der Geistlichen vom 21. Mai 1874. Gesetz, betr. die geistlichen Orden und

ordensähnlichen Kongregationen der katholischen Kirche vom 31. Mai 1875.

Gesetz über die Aufhebung der Art. 15, 16 und 18 der V. U. vom 31. Mai 1850,

vom 11. Juni 1875. Gesetz über die Vermögensverwaltung in den katholischen

Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875. Gesetz über das Aufsichtsrecht des

Staates bei der Vermögensverwaltung in den katholischen Diöcesen vom 7. Juni

1876. Hinschius, Die preussischen Kirchengesetze der Jahre 1874 und 1875.

Berlin 1875. Derselbe, Das preussische Kirchengesetz vom 14. Juli 1880

nebst den Gesetzen vom 7. Juni 1876 und 13. Februar 1878 nebst Kommentar.

Berlin und Leipzig 1881.
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setzliche Grundsätze zu bringen und die Entscheidungen der Staats-

gewalt mit gerichtlichen Garantien zu umgeben versucht. Dem
Beispiele der preussischen Kirchengesetzgebung folgten mehrere

deutsche MittelStaaten
,

zuerst Baden mit seinem Gesetze vom
19 . Februar 1874

,
die Aenderung einiger Bestimmungen des Ge-

setzes vom 9 . Oktober 1860
,
die rechtliche Stellung der Kirchen und

kirchlichen Vereine betr. (Zorn, a. a. O. S. 50 .), das Grossherzog-

thum Hessen mit seinen Gesetzen, die rechtliche Stellung der

Kirchen und Religionsgemeinschaften im Staate betr. u. s. w. vom
23 . April 1875 (Zorn, a. a. O. S. 92—102

),
endlich das Königreich

Sachsen mit dem Gesetz vom 23 . August 1876
,

die Ausübung des

staatlichen Oberaufsichtsrechtes über die katholische Kirche im

Königreich Sachsen betreffend.

Nach einem fest begründeten deutschen Staatsherkommen, wie

nach dem Stande der neuesten Gesetzgebungen, offenbart sich die

Kirchenhoheit des Staates über die katholische Kirche besonders in

folgenden Punkten

:

1) in dem Rechte des Placet, d. h. in der Befugniss der

Staatsgewalt, von allen Erlassen der kirchlichen Behörden, besonders

auch des Papstes, Kenntniss zu nehmen und ihre Veröffentlichung

zu gestatten oder zu verweigern. Bis zum Jahre 1840 bestand
dasselbe in allen deutschen Staaten. Seitdem ist es in

einzelnen Staaten aufgehoben oder beschränkt. In Preussen ist es

beseitigt und auch durch die neuere Gesetzgebung nicht wieder

hergestellt worden. Unverändert besteht es in Bayern. Die anderen

Staaten machen gewisse Unterschiede je nach dem Inhalte der Ver-

ordnungen; alle kirchlichen Verordnungen müssen gleichzeitig mit

der Verkündigung der Staatsregierung mitgetheilt werden; einer

ausdrücklichen Genehmigung bedürfen nur solche, welche in die

bürgerlichen Verhältnisse der Staatsangehörigen eingreifen. Bad.

Gesetz vom 9 . Oktober 1860 § 15 . Württemb. Gesetz vom 30 . Januar

1862 Art. 1. Hessisches Gesetz vom 23 . April 1875 Art. 5 u. s. w.;

2) in. einer Mitwirkung des Staates bei Errichtung, Veränderung

und Besetzung der Kirchenämter. In erster Beziehung ist eine Mit-

wirkung des Staates schon deshalb erforderlich, um für die be-

treffenden Aemter die Anerkennung des Staates zu erlangen. Bei

der Besetzung der Kirchenämter stellt der Staat einerseits

gewisse gesetzliche Bedingungen der Anstellung fest: Staats- resp.

Reichsangehörigkeit des Anzustellenden, wissenschaftliche Vor-

bildung auf bestimmten Anstalten, Ablegung einer Prüfung, die
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entweder unter staatlicher Kontrolle stattfindet oder eine eigentliche

Staatsprüfung^ ist, andererseits behält er sich vor, gegen die An-
stellung gewisser Personen aus staatlichen Gründen Widerspruch

zu erheben^ (Einspruchsrecht). Letzteres Recht ist in allen

Gesetzgebungen der Neuzeit gleichmässig anerkannt, z. B. preuss.

Gesetz vom 11. Mai 1873. Württemb. Gesetz vom 30. Januar 1862

Art. 4. Badisches Gesetz vom 9. Oktober 1860. Königl. sächsisches

Gesetz vom 23. August 1876 §§ 25—26. Hinsichtlich der Mit-

wirkung des Staates bei Besetzung der Bisthümer bestehen

besondere Bestimmungen h In Bayern steht dem Könige das Er-

nennungsrecht zu; in den anderen Staaten wählen die Domkapitel,

die Regierung hat aber das Recht, sogenannte personae minus gratae

von der Liste zu streichen. (Für Preussen z. B. das Breve quod de

fidelium.) Auch für die Stellen der Domkapitel haben die Regie-

rungen sich regelmässig gewisse Ernennungs- und Ausschliessungs-

rechte Vorbehalten.

Auch halten sich die Staaten für befugt, die Entfernung von

Kirchendienern von ihrem Amte auszusprechen, wenn diese sich

schwere Verletzungen der Staatsgesetze zu Schulden kommen
lassen; dieselbe erfolgt in einigen Staaten im Verwaltungswege, in

anderen durch richterliches Urtheil. Als Mittel, die Befugnisse des

Staates hinsichtlich der Besetzung von Kirchenämtern aufrecht zu

erhalten, sind Strafen für den FallunbefugterAmtsausübung
durch die neuere Gesetzgebung festgestellt. Ausserdem kommt hier

die Reichsgesetzgebung der Landesgesetzgehung zu Hülfe, indem

sie den Regierungen die Befugniss einräumt, Personen, welche sich

unrechtmässiger Weise Kirchenämter anmaassen, Aufenthalts-

beschränkungen zu unterwerfen und äussersten Falles, nach Ent-

ziehung der Staats- und Reichsangehörigkeit, aus dem Reichsgebiete

zu verweisen. Reichsgesetz, betr. die Verhinderung der unbefugten

Ausübung von Kirchenämtern vom 4. Mai 1874 (Zorn, a. a. O.

S. 20);

3) in dem Rechte des Staates, Beschwerden wegen Missbrauchs

der geistlichen Gewalt anzunehmen und denselben, im Falle ihrer

1 E. Herrmann, Das staatliche Veto bei Bischofswahlen nach dem Rechte

der oberrheinischen Kirchenprovinz. Heidelberg 1869. E. Friedberg, Das
Veto der Regierungen bei Bischofswahlen in Preussen und der oberrhei-

nischen Kirchenprovinz. Halle 1869. Fr. v. Sybel, Das Recht des Staates

bei Bischofswahlen in Preussen, Hannover und der oberrheinischen Kirchen-

provinz. Bonn 1873. E. Friedberg, Der Staat und die Bischofswahlen in

Deutschland. Leipzig 1874.
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Begründung, Abhülfe zu schaffen. Der in Frankreich von jeher

gebräuchliche recursus ab abusu, appel comme d’abus, welcher

früher bei den Parlamenten, später beim Staatsrathe eingelegt

werden konnte, ging im älteren deutschen Reiche an die obersten

Reichsgerichte; in den einzelnen Territorien ging er an den

Landesherrn und sein Ministerium, ohne gesetzliche Regelung des

Verfahrens. In dieser administrativen Form hat sich der recursus

ab abusu in den meisten Staaten erhalten. »Den Geistlichen, sowie

den Weltlichen, bleibt, wo immer ein Missbrauch der geistlichen

Gewalt gegen sie stattfindet, der Rekurs an die Landesbehördem.

(§36 der sogenannten Kirchenpragmatik für die oberrheinische

Kirchenprovinz vom 30. Januar 1830.) Die Beschwerde ist nicht

nur gegen Verletzungen von Staatsgesetzen, sondern auch gegen

Verletzung kirchlicher Rechte des Individuums gerichtet. In

Preussen, wo dieser Rekurs durch die oben bezeichnete Verwal-

tungspraxis ausser Gebrauch gekommen war, ist derselbe in einzelnen

gesetzlich bestimmten Fällen wieder hergestellt. So ist eine Be-

rufung an den Staat gegen Entscheidung kirchlicher Behörden,

welche Disciplinarstrafen auferlegen, eingeräumt, wenn dadurch

staatliche Gesetze verletzt werden. Eine Eigentümlichkeit der

preussischen Gesetzgebung ist es, dass hierüber nicht wie anderwärts

durch eine Verwaltungsbehörde (Ministerium, Staatsrath), sondern

durch den königlichen Gerichtshof für kirchliche An-
gelegenheiten entschieden wird, eine mit allen Garantien rich-

terlicher Unabhängigkeit ausgestattete Behörde.

Ausser diesen Befugnissen nimmt der Staat kraft seiner Kirchen-

hoheit noch die besondere Aufsicht über gewisse Angelegenheiten

der katholischen Kirche in Anspruch. Dahin gehört die Ueber-

wachung der kirchlichen Straf- und Disciplinargewalt sowohl über

Laien, als Kirchendiener, die Aufsicht über die kirchlichen An-
stalten zur Ausbildung der Geistlichen, über die Vermögensver-

waltung, indem die Genehmigung des Staates bei gewissen wichtigen

Akten der Vermögensverwaltung, sowie die Prüfung der Kirchen-

rechnungen vorgeschrieben ist, die Aufsicht über die geistlichen

Orden, wo dieselben überhaupt noch zugelassen sind. Durch

Reichsgesetz betr. den Orden der Gesellschaft Jesu vom 4. Juli 1872

ist der Jesuitenorden nebst den ihm verwandten Orden und ordens-

ähnlichen Kongregationen vom Gebiete des deutschen Reichs aus-

geschlossen.

So hat der deutsche Staat, gestützt auf die Erfahrung von
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Jahrhunderten, in Uebereinstimmung mit der Gesetzgebung fast

aller europäischen Staaten, sich weit gehende Befugnisse beigelegt,

welche seinen Bestand und die Rechtssphäre seiner Bürger gegen

die UebergrifFe der Hierarchie möglichst sichern sollen. Ob und
wann er auf einzelne derselben verzichten kann, wird von der zu-

künftigen inneren Entwickelung der katholischen Kirche abhängen,

besonders davon, wie sie sich zu der Staatsgesetzgehung stellt.

Fallen wird, wras bloss als vorübergehendes Kampfmittel für nöthig

befunden wurde in dem Kampfe
,
welchen das Papstthum selbst

durch die verhängnisvolle Ueberspannung seiner Ansprüche herauf-

beschworen hat; bleiben werden die organisatorischen Grundge-

danken der neuesten Kirchengesetzgebung. Als Ziel muss erscheinen

möglichst selbständige Bewegung der Kirche in ihrem inneren Lehen,

freie Entfaltung ihrer Kräfte auf dem rein religiösen Gebiete, bei

Aufrechterhaltung aller nothwendigen Befugnisse der Kirchen-

hoheit, welche aber nie in eine Usurpation des Kirchenregiments

ausarten soll. Die grundsätzliche Scheidung beider Begriffe ist

eine unverlierbare Errungenschaft unseres modernen Rechts-

bewusstseins.

§ 244.

IV. Der Staat gegenüber der evangelischen Kirche 1
.

Wie oben erwähnt, brachte es die deutsche evangelische Kirche

nicht zu einer einheitlichen und freiheitlichen Kirchenverfassung

im Geiste der Reformation. Das nur als vorübergehende Noth-

verfassung von den Reformatoren zugelassene landesherrliche

Kirchenregiment wurde als ein bleibendes gemeinrechtliches Institut

angesehen. Es gab rechtlich keine deutsche evangelische Kirche,

sondern so viele Landeskirchen, als das Reich unmittelbare

Territorien zählte
;
die Landesherren besassen das Kirchenregiment

1 A. L. Richter, Geschichte der evangelischen Kirchenverfassung in

Deutschland. Leipzigl851. Derselbe, Beiträge zum preussischen Kirchen-

rechte. Aus dessen Nachlasse herausgegeben von Hinschius. Leipzig 1865.

Derselbe, Die Grundlagen der Kirchenverfassung nach den Ansichten der

sächsischen Reformatoren, in Reyschner’s und Wilda’s Zeitschrift für

deutsches Recht B. IV. S. 35 ff. H. F. Jakobson, Das evangelische Kirchen-

recht des preussischen Staates und seiner Provinzen. Halle I. Abth. 1. 1864.

II. Abth. 1866. Heinrich v. Mühler, Geschichte der evangelischen Kirchen-
verfassung in der Mark Brandenburg. Weimar 1846. E. Herrmann, Art.

»Protestantische Kirche« in Bluntschli’s Staatsw. B. VIII. S. 377—401.



Das Rechtsverhältniss des Staates zur Kirche. 687

als »ein Annex der Landeshoheit«. Die Ausübung der kirchlichen

Verwaltung und Gerichtsbarkeit überliessen sie den Konsistorien,

d. h. vom Landesherrn, als Kirchenobern, bestellten, aus geistlichen

und rechtskundigen weltlichen Mitgliedern zusammengesetzten

Kollegialbehörden für kirchliche Angelegenheiten, wobei die säch-

sische Konsistorialverfassung von Wittenberg als maassgebendes

Vorbild diente. Dem landesherrlichen Kirchenregiment und seinen

Behörden gegenüber hatte weder die einzelne Gemeinde, noch die

Landeskirche als solche ein Organ der Vertretung oder Mitwirkung.

Statt der Gemeinde kannte man nur die Parochie, »in der Person

des Patrons konzentrirte sich die kirchliche Lokalverfassung, wie

in der Person des Landesherrn die kirchliche Gesammtverfassung.

«

Die schwachen Spuren einer Gemeindevertretung, die sich hie und

da aus den Anfängen der Reformation erhalten hatten, gingen ver-

loren. Nur in einzelnen westlichen Theilen Deutschlands, welche

unter dem fortwirkenden Einflüsse der schweizerischen, nieder-

ländischen und französisphen Reformation standen, erhielt sich in

freien Verfassungsformen ein regeres kirchliches Leben, an welches

man in besseren Tagen wieder anknüpfen konnte. Das XVIII. und

die erste Hälfte des XIX. Jahrhunderts brachte in diese Zustände

der evangelischen Kirche keine wesentliche Besserung.

Doch kamen mit dem geistigen Aufschwünge der Freiheitskriege

Ideen zum Durchbruche, welche eine freiere Kirchenverfassung,

eine grössere Selbständigkeit der auch innerlich wieder neu belebten

evangelischen Kirche forderten 1
. Auch kam diesen Bestrebungen

die Union der beiden evangelischen Bekenntnisse zu

Einer evangelischen Landeskirche zu Statten 2
,
welche sich nach

dem Vorbilde Preussens in vielen deutschen Staaten vollzog; doch

ging auch dieser folgenreiche Schritt lediglich von oben aus. Als

einziger Fortschritt zu einer freieren Kirchenverfassung erschien in

diesen Zeiten büreaukratischer Bevormundung und scheuer Aengst-

lichkeit die Kir ch enordnung für die evangelischen Ge-
meinden der Provinz Westfalen und der Rheinprovinz

1 W. Beyschlag, Der Entwickelungsgang der deutsch -evangelischen

Kirchenverfassung in den Synodalfragen von Goltz und A. Wach. Heft 1.

S. 26.

2 C. J. Nitz sch, Urkundenbuch der evangelischen Union mit Erläuterungen.

Bonn 1853. Schenkel, Der Unionsberuf des evangelischen Protestantismus.

Heidelberg 1855. v. Mühler, Geschichte der evangelischen Kirchenverfassung

S. 189 ff. 284 ff. 341 ff. Jakobson, Kirchenrecht I. S. 4. Richter, Beiträge

S. 23 ff.
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vom 5. März 1835 1
,
welche allen späteren Kirchenordnungen zum

Vorbilde gedient hat. Selbst das Jahr 1848, welches in den Grund-

rechten die Selbständigkeit der Kirche verkündigte, brachte der

evangelischen Kirche keine Befreiung; die in Preussen gemachten

Anläufe zu einer selbständigen Konstituirung derselben verliefen

im Sande. Erst seit den sechziger Jahren sind in mehreren deutschen

Staaten neue Kirchenverfassungen zu Stande gekommen, welche

der Kirche eine selbständige Vertretung und eine Mitbetheiligung

am Kirchenregiment zusichern. Der Vortritt gebührt auch hier

Baden, welches durch die Kirchengesetze vom 5. Mai 1861 die

Verfassung der vereinigten evangelisch -protestantischen Kirche,

auf Grundlage der Presbyterial- und Synodalverfassung, ordnete

;

darauf folgte Hannover mit seiner Synodalordnung vom 9. Oktober

1864, dann das Königreich Sachsen mit seiner Synodalordnung vom
30. März 1868 u. s. w., bis endlich auch in Preussen, nach langen

Geburtswehen, das Gesetz, betr. die evangelische Kirchenverfassung

in den acht alten Provinzen der Monarchie, am 3. Juni 1876 zu

Stande kam. (Vergl. mein preuss. Staatsr. B. II. §§ 255 u. 256.)

Die durch diese Gesetze geschaffene innere Organisation der evan-

gelischen Kirche gehört in das Kirchenrecht, nicht in das Staats-

recht. Hier kommt nur ein Moment in Betracht. Während die

ganze frühere Bewegung darauf gerichtet war, die evangelische

Kirche auch in Deutschland rein auf den Grundlagen der Presby-

terial- und Synodalverfassung, mit vollständiger Beseiti-

gung des landesherrlichen Kirchenregiments, aufzu-

erbauen, war man jetzt zu der Einsicht gekommen, dass dasselbe bei

den gegenwärtigen Zuständen der evangelischen Kirche nicht zu

entbehren, vielmehr als das Fundament einer festen und einheit-

lichen Leitung beizuhehalten sei, dass dasselbe aber mit einer Ver-

tretung der Kirche auf allen Stufen zu umgeben und an deren ent-

scheidende Mitwirkung zu binden sei. Eine organische Ver-
bindung der Konsistorialverfassung mit derPresby-
t erial- un d'Synodalordnung wurde das leite nde Prin-

zip aller neuen Organisationsgesetze der evangelischen

1 Fr. Bluhme, Kirchenordnung für die evangelischen Gemeinden der

Provinz Westfalen und der Rheinprovinz vom 5. März 1835. II. Aufl. Bonn
1859. Ueber die Principien der rheinisch-westfälischen Kirchenordnung und
über die rechtliche Bedeutung des Art. 15 der preussischen V. U. Zwei Vorträge,

gehalten auf der Bonner Pastoralkonferenz vom 2. Juli 1862 von A. W olters
und H. Achenbach. Bonn 1862. Jakobson, Geschichte der Quellen des

evangelischen Kirchenrechts von Rheinland und Westfalen 1844.
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Kirche, besonders auch in Preussen 1
. Kurz, das Kirchen-

regiment des Landesherrn wurde beibehalten, nur organisch ent-

wickelt und durchdrungen von den .Befugnissen einer mitwirken-

den Vertretung der Landeskirche (Generalsynode). Doch werden

jetzt die in der Hand des Monarchen vereinigten Rechte [der

Kirchenhoheit und des Kirchenregiments unterschieden.

Die Funktionen der Kirchenhoheit übt der Monarch unter Mit-

wirkung eines verantwortlichen Staatsministers (Kultusminister)

und bedarf heim Erlasse von Gesetzen der Zustimmung des Land-

tages, die Funktionen des Kirchenregiments übt er unter Mitwirkung

kirchlicher Behörden (des Oberkirchenrathes, der Konsistorien)
,
für

rein kirchliche Gesetze bedarf er der Zustimmung der General-

synode. Trotz dieser jetzt mehr hervortretenden Unterscheidung

der verschiedenartigen Funktionen hat man es in der Regel nicht

für nöthig gehalten, die kirchenhoheitlichen Rechte des Staates

über die evangelische Kirche gesetzlich festzustellen, weil man in

der Vereinigung des Kirchenregiments mit der Staatsgewalt in der

Person des Monarchen eine hinreichende Garantie gegen Ueber-

griffe zu haben glaubte. Erst die neueste preussische Gesetzgebung

hat bei Begründung der neuen Kirchenverfassung darauf Bedacht

genommen
,

gewisse kirchenhoheitliche Rechte auch der evan-

gelischen Kirche gegenüber festzustellen. Vor allem ist in dem
Gesetz, betr. die evangelische Kirchenverfassung vom 3. Juni 1876

Art. 13, in Betreff der kirchlichen Gesetzgebung folgendes

kirchenhoheitliche Recht festgestellt : »Kirchliche Gesetze und Ver-

ordnungen sind nur so weit rechtsgültig, als sie mit einem Staats-

gesetze nicht im Widerspruche stehen. Bevor ein von einer

Provinzialsynode oder von einer Generalsynode beschlossenes Ge-

setz dem Könige zur Sanktion vorgelegt wird, ist durch eine Er-

klärung des Staatsministeriums festzustellen, dass gegen das

Gesetz von Staatswegen nichts zu erinnern ist. In der

Verkündigung ist diese Feststellung zu erwähnen.« Noch weiter-

gehende Erfordernisse sind zur Gültigkeit kirchlicher Steuergesetze

eingeführt. Art. 15 verfügt: »Kirchengesetze, durchweiche neue

Ausgaben zu landeskirchlichen Zwecken bewilligt werden, und die

endgültige Vereinbarung zwischen der Generalsynode und der

1 Das Programm dieser neuen, auf praktische und erreichbare Ziele ge-
richteten Bewegungl ist am bestimmtesten ausgesprochen von E. Herrmann,
Die nothwendigen Grundlagen einer die konsistoriale und synodale Ordnung
vereinigenden Kirchenverfassung. Ein Kirchenvortrag. Berlin 1862.
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Kirchenregierung über die Verkeilung der Umlagen auf die Pro-

vinzen, bedürfen, bevor sie dem Könige zur Sanktion vorgelegt

werden, der Zustimmung des Staatsministeriums«. §16:

»Die Gesammtsumme der zu beschliessenden Umlagen darf für

provinzielle und landeskirchliche Zwecke vierProcent der Gesammt-
summe der Klassen- und Einkommensteuer der zur evangelischen

Landeskirche gehörigen Bevölkerung nicht übersteigen. Kirchen-

gesetze, welche diesen Procentsatz übersteigen, bedürfen der Be-

stätigung durch ein Staatsgesetz.« Auch wird die Genehmigung
des Landtages erfordert zur Aufhebung und Abänderung gewisser

Bestimmungen der Kirchenverfassung, z. B. zur Veränderung der

kollegialen Verfassung der Konsistorien und des Oberkirchenrathes.

Die Mitwirkung des Kultusministers ist erforderlich zur Besetzung

aller kirchenregimentlichen Stellen. Anders gestaltet sich die Aus-

übung der kirchenhoheitlichen Befugnisse bei solchen Akten, welche

nicht vom obersten Kirchenregiment, sondern von untergeordneten

Kirchenbehörden und Vertretungen ausgehen. Hier findet eine

Aufsicht der Staatsbehörden, ähnlich wie der katholischen Kirche

gegenüber, statt. So steht den Staatsbehörden die Mitwirkung bei

der Veränderung bestehender und Bildung neuer Pfarrbezirke zu,

ebenso eine weitgehende Aufsicht über die Verwaltung des Kirchen-

vermögens. Ausserdem bleibt den Staatsbehörden 1) die Anord-

nung und Vollstreckung der zur Aufrechterhaltung der äusseren

kirchlichen Ordnung erforderlichen polizeilichenVorschriften, 2) die

Begelung der streitigen Kirchen-, Pfarr- und Küstereibausachen,

sowie die Vollstreckung der einstweiligen Entscheidungen in diesen

Sachen, 3) die Beitreibung kirchlicher Abgaben u. s. w. (Alles

Nähere in meinem preussischen Staatsr. II. § 256.)

Noch ist die Selbständigkeit und Selbstverwaltung der evan-

gelischen Kirche in den meisten Staaten eine sehr beschränkte;

aber der Fortschritt zum Bessern ist nicht zu verkennen. Es wird

von der Bewährung der inneren Lebenskraft dieser Kirche ab-

hängen, ob sie befähigt sein wird, auf den gegebenen Fundamenten

weiter zu bauen und zu einem wahren kirchlichen Selbstregimente

zu gelangen, sodass, auch ihr gegenüber, dem Staate nur die unent-

behrlichen Rechte der Kirchenhoheit verbleiben.










